s 


***** 


/  -*-  k 


2  % 


*i0-  $ 


rHk  *  . 


■" — "  '   ■"  -  -  — 


-: 


♦   I 


r 


DAS  VERBRECHEN 


Alle  Rechte,  insbesondere  das  der  Uebersetzung,  von  der  Verlagsbuchhand- 
lung vorbehalten.   Copyright  1917  by  Payot  &  C°,  Lausanne. 


Gi*e2? 


-v 


DAS 


VERBRECHEN 


vom  Verfasser  des  Buches 


J'ACCUSE 


Greilin£5      Richard!  j 


I.  Band 


Niemals  in  der  Weltgeschichte 
ist  ein  grösseres  Verbrechen  be- 
gangen worden.  Niemals  ist  ein 
begangenes  Verbrechen  mit  grösse- 
rer Kaltblütigkeit  und  Heuchelei 
abgeleugnet  worden. 

«  J'ACCU8E.  » 
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Exoriare  aliqtiis  nostris  ex  ossibus  ullor  ( 


Dieses  Buch  soll  ein  Denkmal  sein  — 
den  ungezählten  Millionen  Dahin- 
gemordeter. 

Es  soll  ein  Schandmal  sein  — 
ihren  Mördern. 

Es  soll  ein  Merkmal  sein  — 
ihren  Brüdern,  Söhnen  und  En- 
keln, den  Richtern  und  Rächern  der 
Missetat. 


VORWORT 


Das  Buch  Das  Verbrechen  ist  in  der  Zeit  vom  August  1915 
bis  zum  November  1916  geschrieben  worden.  Die  Drucklegung" 
hat  im  Dezember  19 16  begonnen. 

Die  nach  Vollendung  des  Werkes  eingetreteneu  wichtigen 
Ereignisse,  die  möglicherweise  den  Anfang  vom  Ende  des  blutigen 
Völkerkampfes  bedeuten,  konnten  nur  zum  Teil  noch  -  -  im 
letzten  Abschnitt  «  Kriegsziele »  und  in  verschiedenen  An- 
merkungen an  den  entsprechenden  Stellen  des  Buches  —  berück- 
sichtigt werden. 

Was  die  nähere  odei  fernere  Zukunft  uns  auch  bringen  möge, 
ob  die  Fortsetzung  oder  die  von  allen  Völkern  ersehnte  Beendi- 
gung des  Kampfes,  —  der  Inhalt  meiner  Anklageschrift  wird  in 
keiner  Weise  durch  den  späteren  Gang  der  Ereignisse  berührt. 
Der  Täter  bleibt  verantwortlich  für  seine  Tat,  auch  wenn  ihrem 
Fortwirken  früher  oder  später  ein  Ende  gesetzt  wird.  Erst  der 
Abschluss  der  ungeheuren  Rechnung  wird  die  Schuld  der  Schul- 
digen in  ihrer  wahren  Grösse  zeigen  ;  erst  nach  dem  Fallen  des 
Vorhanges  werden  die  Urheber  dieser  grauenhaftesten  aller 
Menschheitstragödien  dem  kritischen  Nachrichter  überliefert 
werden 


Dezember  19 16. 


Der   Verfasser. 


DAS  VERBRECHEN 


Pro  domo. 

Ich  habe  den  zähen  deutschen 
Boden  aufgewühlt ;  es  ziehe  jeder 
seine  Furche  wie  ich... 

BÖRNE. 

Mein  Buch  J'accuse  ist  in  den  Monaten  Dezember-Januar 
1914  /15  geschrieben  worden  und  Ende  April  1915  im  Buchhandel 
erschienen. 

Das  Aufsehen,  das  es  erregt,  der  Beifall,  den  es  gefunden,  galten 
nicht  dem  Schriftsteller,  nicht  dem  Erforscher  historischer  Ereig- 
nisse, sie  galten  dem  Deutschen,  der,  als  erster  und  einziger,  es 
wagte,  gegen  den  I^ügenstrom  anzukämpfen,  der  seit  dem  1.  Au- 
gust 19 14  ganz  Deutschland  überschwemmt  hatte  ;  der  es  wagte, 
das  deutsche  Volk  aus  dem  betäubenden  Schlaf  zu  erwecken,  in 
den  geschickte  Hypnotiseure  es  freventlich  versenkt  hatten ;  der 
es  wagte,  den  Herrschern  und  I,enkern  Deutschlands  die  Anklage 
ins  Gesicht  zu  schleudern :  Den  Krieg,  den  Ihr  Eurem  Volke  als 
Verteidigungskrieg  hinstellt,  —  Ihr  selbst  habt  ihn  gewollt,  vor- 
bereitet und  herbeigeführt. 

Alle  Welt  hoffte  und  erwartete,  dass  der  Weckruf  des  Anklä- 
gers Erfolg  haben,  dass  das  deutsche  Volk  die  dokumentarisch 
erwiesene  Wahrheit  als  solche  erkennen  und  danach  handeln 
würde.  Der  Umschwung  in  Deutschland  —  so  hoffte  man  —  werde 
der  erste  Schritt  zur  Anbahnung  eines  dauernden  Rechtsfriedens 
in  Europa  sein. 
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Was  alle  Welt  als  Hoffnungsstrahl  für  eine  bessere  Zukunft 
betrachtete,  wurde  natürlich  von  den  Herrschern  und  Linkern 
Deutschlands,  den  schuldigen  Urhebern  dieses  Krieges,  als  eine 
ungeheure  Gefahr  angesehen.  Das  Eindringen  der  Wahrheit 
musste  mit  allen  Mitteln  verhindert  werden,  weil  diese  Wahrheit 
den  Schuldigen  gefährlich  werden,  ja  sogar  mit  ihrer  erschüttern- 
den Wucht  sie  zerschmettern  konnte.  Der  Kampf  gegen  die 
Wahrheit  war  vor  allem  ein  Kampf  um  die  eigene  Macht  und 
Stellung. 

So  wurden  denn  alle  Gewalt-  und  Unterdrückungsmittel,  die 
einer  skrupellosen  Regierung  zur  Verfügung  stehen,  aufgewendet, 
um  die  staatsgefährliche  Wahrheit  unschädlich  zu  machen.  Alle 
Abwehrkanonen  der  Zensur  und  des  Belagerungszustandes  wurden 
gegen  die  drohend  heranschwebende  Flugschrift  in  Bewegung 
gesetzt. 

Offiziöse  Geschichtsprofessoren  hat  man  angestellt,  um  den 
Ankläger  als  «  Verleumder  »  zu  brandmarken.  Die  Reptilienmeute 
hat  man  auf  ihn  gehetzt,  um  ihn  der  Bestechlichkeit  und  des 
Landesverrats  zu  zeihen.  Da  man  das  Werk  nicht  totmachen 
konnte,  hat  man  den  Werkmeister  moralisch  zu  töten  versucht. 

Alles  vergeblich  !  «  Das  Wort  —  sie  sollen  lassen  stahn.  »  Das 
Wort  des  Anklägers  ist  aufrecht  stehen  geblieben;  alle  wütenden 
Anstürme  haben  nicht  ein  Steinchen  aus  seinem  festverankerten 
Anklagegebäude  zu  lösen  vermocht. 


Trotz  dieser  Erfolglosigkeit  aller  Angriffe  hatte  ich  —  schon 
wenige  Monate  nach  dem  Erscheinen  meines  Buches  —  den 
Entschluss  gefasst,  in  einem  späteren  zusammenfassenden  Werke 
alle  Einwendungen  gegen  meine  Anklagethesen  zu  untersuchen 
und  zu  widerlegen,  vor  allem  auch  alle  später  erschienenen  Pu- 
blikationen von  Dokumenten  nach  der  Richtung  hin  zu  prüfen, 
ob  sie  an  meinem  Schuldbeweis  und  meinem  Schuldigspruch  etwas 
zu  ändern  imstande  seien.  Wie  im  Straf prozess  auf  Grund  neuer 
Tatsachen  und  Beweismittel  eine  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
durchgeführt  werden  kann,  so  konnte  ich  auch  den  angeklagten 
Regierungen  Deutschlands  und  Oesterreichs  —  trotz  der  unge- 
rechten Behandlung,  die  sie  meinem  Anklagebuche  zuteil  werden 
Hessen,  —  nicht  das  Recht  versagen,  eine  Wiederaufnahme  des 
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Verfahrens  auf  Grund  etwaiger  neuer  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel zu  ihren  Gunsten  zu  verlangen.  Je  gerechter  der  Ankläger 
die  Angeklagten  behandelt,  umsomehr  wird  sein  Schuldplaidoyer 
der  allgemeinen  Anerkennung  sicher  sein. 

So  habe  ich  als  ausführliche  Ergänzung  und  Vervollständigung 
von  J'acctise  dieses  neue  Buch  geschrieben  —  das  Resultat  einer 
mehr  als  einjährigen  mühsamen  Arbeit  —  dieses  Buch,  das  von 
neuem,  in  noch  verstärkter  Form,  durch  noch  umfangreichere 
und  zwingendere  Beweise  gestützt,  eine  vernichtende  Anklage- 
schrift gegen  Deutschlands  und  Oesterreichs  Herrscher  und  Regie- 
rungen geworden  ist. 


'5« 


Die   Konfliktsgeschichte 
in  Monographien. 

Das  neue  Anklagebuch  gibt,  den  Umständen  gemäss,  weniger 
eine  historisch-dogmatische  Darstellung  der  näheren  und  ent- 
fernteren Vorgeschichte  des  Krieges  —  diese  Darstellung  ist  in 
meinem  ersten  Buche  enthalten  — ,  als  eine  polemische  Bekämp- 
fung derjenigen  Autoren,  die  sich  die  Verteidigung  Deutschlands 
und  Oesterreichs,  die  Belastung  der  Ententemächte  mit  der 
Kriegsschuld  zur  Aufgabe  gestellt  haben.  Von  Herrn  Dr  Helfle- 
rich, dem  jetzigen  deutschen  Staatssekretär  des  Innern,  anfangend 
bis  hinunter  zu  Herrn  Houston  Stewart  Chamberlain,  dem 
englisch-geborenen  deutschen  Chauvinisten-Häuptling,  werden 
die  hervorragendsten  Verteidiger  der  deutschen  Unschuld  mit 
ihren  Hauptargumenten  vorgeführt,  und  diese  Argumente  auf 
ihren  Wert  — -  oder  vielmehr  ihre  Wertlosigkeit  —  geprüft  werden. 
Das  erste  und  zweite  Anklagebuch  zusammengenommen  werden 
—  das  hoffe  ich  —  die  Frage  der  Schuld  an  diesem  Kriege,  die 
für  die  Welt  schon  heute  entschieden  ist,  auch  für  das  deutsche 
Volk  endlich  in  unerschütterlicher  Weise  feststellen. 

Da  mein  zweites  Buch  nur  eine  Fortsetzung  und  Ergänzung 
des  ersten  ist,  so  muss  ich  die  Kenntnis  des  ersten  Buches  bei  dem 
Leser  voraussetzen.  Nur  diese  Kenntnis  setzt  den  Leser  in  die 
Lage,  meinem  zweiten  Buche  das  Verständnis  entgegenzubringen 
und  den  Nutzen  daraus  zu  ziehen,  den  ich  ihm  zu  verschaffen 
beabsichtige. 

Während  mein  erstes  Buch,  sowohl  im  zweiten  wie  im  dritten 
Kapitel  («Vorgeschichte  des  Verbrechens  s>  und « Das  Verbrechen  ») 
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eine  zusammenhängende  Darstellung  der  näheren  und  ferneren 
diplomatischen  Vorgänge  vor  Ausbruch  des  Krieges  gibt,  greife 
ich  in  diesem  zweiten  Buche  —  in  Form  von  Monographien  — 
einzelne  besonders  hervorstechende  Kapitel  aus  den  Ereignissen 
heraus,  erweitere  und  vertiefe  die  Untersuchung  der  betreffenden 
Vorgänge  und  prüfe  bei  dieser  Gelegenheit  alle  von  den  Haupt- 
verteidigern Deutschlands  und  Oesterreichs  zu  Gunsten  der 
Zentralmächte  vorgebrachten  Entlastungsmomente,  ebenso  wie 
die  Belastungsmomente,  die  man  gegen  die  Ententemächte  ins 
Feld  geführt  hat.  — 

Aus  der  Art  der  Entstehung  dieses  zweiten  Buches,  das  sich 
nicht  —  wie  das  erste  —  auf  einen  mit  einem  bestimmten  Tage 
—  dem  4.  August  1914  —  abgeschlossenen  Tatbestand  stützen 
konnte,  sondern  den  fortlaufend  hervortretenden  neuen  Tatum- 
ständen und  Erörterungen  Schritt  für  Schritt  folgen  musste, 
erklärt  es  sich,  dass  hin  und  wieder  dieselben  Themen  von  neuem, 
von  anderen  Gesichtspunkten  aus,  behandelt  werden.  Ich  habe 
absichtlich  solche  Wiederholungen  nicht  ausgemerzt,  um  meiner 
Arbeit  nicht  die  Ursprünglichkeit  und  den  Reiz  des  frisch  —  unter 
den  jeweiligen  Eindrücken  —  Niedergeschriebenen  zu  nehmen.  — 

Ich  bin  an  diese  neue  Untersuchung  mit  derselben  Unpar- 
teilichkeit und  Vorurteilslosigkeit  herangegangen,  wie  an  die 
Abfassung  meines  ersten  Buches.  Es  ist  nicht  meine  Schuld, 
sondern  die  Schuld  der  Tatsachen  selbst,  wenn  mein  Schlussurteil 
über  die  Herrscher  und  Regierungen  Deutschlands  und  Oesterreich- 
Ungarns  ebenso  vernichtend  wie  das  erste  Mal  ausfällt. 

Bei  jedem  Kapitel  knüpfe  ich  an  die  dokumentarische  Unter- 
suchung der  tatsächlichen  Vorgänge  die  Polemik  gegen  die  her- 
vorragendsten Verteidiger  der  Zentralmächte  an  und  suche  ihre 
von  meinen  Untersuchungsresultaten  abweichende  Darstellung 
als  irrtümlich  oder,  wo  es  am  Platze  ist,  als  erlogen  und  gefälscht 
zu  erweisen.  Diese  Art  der  polemischen  Behandlung  war  in  dem 
zweiten  Buche  notwendig,  ja  sie  ist  das  Hauptmotiv,  das  mich  zur 
Abfassung  dieses  Buches  veranlasst  hat,  und  der  Hauptzweck 
meiner  neuen  Arbeit.  Es  hat  sich  in  der  Kriegsliteratur,  die  sich 
mit  der  näheren  und  ferneren  Vorgeschichte  des  europäischen 
Konflikts  beschäftigt,  die  bequeme  Gewohnheit  hüben  und 
drüben  herausgebildet,  dass  jeder  auf  seine  Weise  argumentiert, 
ohne  sich  um  den  Gegner  zu  bekümmern,  dass  keiner  mit  dem 
andern  oder  gegen  den  andern  diskutiert,  sondern  beide  Teile 
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aneinander  vorbei  reden.  Jeder  rechnet  auf  sein  besonderes 
Publikum,  auf  sein  Sprech monopol  im  eigenen  Lande,  wo  die 
Gegenschriften  in  der  Regel  verboten  sind  ;  jeder  vermeidet  es, 
durch  die  Besprechung  dieser  verpönten  Gegenschriften  Reklame 
für  sie  zu  machen  ;  jeder  fürchtet,  wegen  dieser  ungewollten 
Reklame  sogar  das  Verbot  der  eigenen,  regierungsfreundlichen 
Schrift  zu  provozieren.  So  treten  an  die  Stelle  der  öffentlichen 
Diskussion  Monologe,  denen  jede  Beweiskraft  fehlt.  An  Stelle 
öffentlicher  Disputationen,  wie  sie  in  der  deutschen  Reforma- 
tionszeit üblich  waren,  treten  einseitige  Darstellungen,  bei  denen 
der  Luthersche  Grundsatz   : 

Nicht  eines  Mannes  Rede, 

Man  muss  sie  billig  hören  alle  Beede  — 

mit  Füssen  getreten  wird.  Dieses  Monologisieren  ist  umso  ver- 
werflicher und  nutzloser,  wenn  sich  Autoren  derselben  Sprache 
und  Nationalität  einander  gegenüberstehen,  wie  dies  bei  mir  und 
meinen  Gegnern  der  Fall  ist. 


Mein  Buch  ist,  trotz  des  strengen  Verbotes,  unter  mancherlei 
Schwierigkeiten  und  auf  manchen  geheimen  Wegen  in  die  ge- 
heiligten Stätten  des  deutschen  und  österreichischen  Burgfriedens 
eingedrungen,  und  hat,  da  verbotene  Früchte  bekanntlich  be- 
sonders gut  schmecken,  gerade  durch  die  Heimlichkeit  der  Ver- 
breitung vielleicht  noch  stärkere  Wirkung  ausgeübt  als  durch 
seinen  Inhalt.  Unter  der  stillen  Wasserfläche  des  Burgfriedens 
brodeln  und  zischen  die  revolutionären  Strömungen,  die  das 
Anklagebuch  mit  seiner  rücksichtslos-unerbittlichen  Wahrheits- 
enthüllung aufgerührt  hat. 

In  Deutschland  und  Oesterreich  ist  selbstverständlich  jede 
günstige  oder  auch  nur  sachliche  Besprechung  von  J'accuse 
schonungslos  unterdrückt  worden.  Trotzdem  konnten  auch  meine 
Gegner  nicht  umhin,  die  Tatsache  anzuerkennen,  dass  J'accuse 
das  meist  gelesene,  meist  verbreitete  und  meist  übersetzte  Buch 
der  gesamten  Weltkriegs-Literatur  geworden  ist.  Erst  kürzlich 
hat  Herr  Professor  Hans  Delbrück,  der  Herausgeber  der  Preus- 
sischen  Jahrbücher  —  selbstverständlich,  wie  alle  deutschen 
Professoren,  ein  Gegner  des  Anklagebuches  —  diesem  die  unver- 
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diente  Reklame  gemacht  :  «  In  jedem  norwegischen  Bauernhause 
soll  eine  Uebersetzung  davon  zu  finden  sein.  »  Wenn  dieses 
schmeichelhafte  Kompliment  auf  Wahrheit  beruht,  so  beweist 
dies  nur,  dass  norwegische  Bauern  deutschen  Professoren  in  der 
Intelligenz  über  sind.  — 

Man  bekämpft  direkt  und  indirekt  die  Anklagethesen  meines 
Buches,  man  klagt  das  Anklagebuch  an,  aber  weder  Buch  noch 
Verfasser  können  sich  vor  der  deutschen  Oeffentlichkeit  vertei- 
digen. So  bleibt  mir  denn  nichts  übrig,  als  die  Flucht  in  die  weitere 
Oeffentlichkeit  des  Auslandes,  des  neutralen  wie  des  feindlichen, 
als  die  Flucht  aus  den  schwarz-weiss-roten  und  schwarz-gelben 
Grenzpfählen  hinaus  in  die  grosse  Oeffentlichkeit  der  Welt.  Hier, 
auf  diesem  weit  sichtbaren  Forum,  fordere  ich  die  Verteidiger 
Deutschlands  und  Oesterreichs  in  die  Schranken,  fordere  sie  zur 
öffentlichen  Disputation  heraus  und  sehe  mit  Ruhe  dem  unpar- 
teiischen Urteil  der  öffentlichen  Meinung  aller  Iyänder  entgegen, 
wer  in  dem  Zweikampf  der  Sieger  bleibt,  wer  der  Unterlegene. 

Polemik  gegen  die  Verteidiger 
der  Zentralmächte. 

Ich  glaube  und  hoffe,  dass  die  polemische  Form,  die  mein 
zweites  Buch  unter  diesen  Umständen  angenommen  hat,  seinen 
Reiz  eher  erhöhen  als  vermindern  wird  :  sie  bringt  etwas  Salz 
und  Paprika  in  das  literarische  Gericht  hinein,  das  sonst  manchem 
vielleicht  trocken  und  reizlos  erscheinen  könnte.  Sie  belebt  den 
streng  gewichtigen  Forschergang  der  Untersuchung  mit  einigen 
kecken  Attacken  und  Reiterstücklein.  Sie  unterbricht  das  blutig- 
ernste Pistolen-  und  Säbelduell  durch  einige  wohlgezielte  Florett- 
stiche, die  den  Gegner  kitzeln  und  ritzen,  ehe  ihm  die  tötliche 
Wunde  beigebracht  wird.  Gerade  dieser  Zweikampf  des  Anklägers 
—  in  Serien  fortgesetzt  —  mit  seinen  diversen  Gegnern,  wird, 
so  hoffe  ich,  den  I,esern  manche  Anregung  und  Erheiterung 
bieten  und  sie  auf  freundlichem  Pfade  durch  manche  dürre 
Steppe  diplomatischer  Quellenforschung  hindurch  führen. 

Eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  nrd  verhältnismässig 
grossen  Raum  habe  ich  fünf  Herren  unter  meinen  Gegnern  widmen 
müssen.  Dem  deutschen  Staatssekretär  des  Innern,  Herrn  Dr. 
Karl  Helfferich,  Herrn  Professor  Dr.  Theodor  Schiemann,  Herrn 
Professor  Dr.  Hans  F.  Helmolt,  Herrn  Paul  Rohrbach  und  —  last 
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not  least  —  Herrn  Houston  Stewart  Chamberlain.  Diese  Herren 
stellen  —  jeder  für  sich  —  die  hauptsächlichsten  Typen  der  deut- 
schen Verteidigungsliteratur  dar.  Jeder  vertritt  eine  besondere 
Richtung,  ein  besonderes  System  der  Verteidigung.  Da  jeder  von 
ihnen  gleichzeitig  eine  Persönlichkeit  ist,  nicht  ein  quelconque, 
sondern  ein  quelqu'un,  da  ihr  Wort  in  Deutschland  stark  in  die 
Wagschale  fällt  und  auch  im  Auslande  als  Ausdruck  deutscher 
Gedankenrichtung  —  auch  der  Engländer  Chamberlain  ist  ja 
bekanntlich  ein  deutscher  Oberpatriot  —  die  gebührende  Beach- 
tung findet,  so  habe  ich  die  genannten  fünf  Herren  mir  als  Muster- 
beispiele deutscher  Geschichtsforschung  über  die  näheren  und 
ferneren  Ursprünge,  auch  über  die  Ziele  dieses  Krieges  heraus- 
gesucht und  ihre  Schriften  vorzugsweise  zum  Gegenstand  meiner 
polemischen  Behandlung  gemacht. 

Helfferich. 

Herr  Dr.  Karl  Helfferich,  der  ehemalige  Direktor  der  Deutschen 
Bank,  der,  bald  nach  Erscheinen  seiner  Schrift  :  Die  Entstehung 
des  Weltkrieges  im  Lichte  der  Veröffentlichungen  der  Dreiver- 
bandmächte (Berlin,  Georg  Stilke,  1915),  als  Staatssekretär  des 
Reichsschatzamts  in  den  Reichsdienst  berufen  wurde  und  nun 
zum  Staatssekretär  des  Innern  und  Stellvertreter  des  Reichs- 
kanzlers avanciert  ist,  —  Herr  Dr.  Helfferich  gehört  zu  jener 
Kategorie  von  Forschern,  die  zwar  der  unmittelbaren  Schuld  am 
Ausbruch  dieses  Krieges  nachspüren,  ihre  Untersuchung  aber  nur 
auf  einen  Teil  der  Ereignisse  und  einen  Teil  der  Dokumente 
beschränken.  Die  entferntere  Vorgeschichte  des  Krieges,  die  ich 
in  dem  zweiten  Kapitel  des  Buches  J'accuse  ausführlich  behandelt 
habe,  weil  sie  den  Verdacht  des  Kriegswillens  gegen  die  Zentral- 
mächte begründete,  der  dann  durch  die  Kriegsherbeiführung  zur 
Gewissheit  wurde,  —  die  entferntere  Vorgeschichte  existiert  für 
Herrn  Helfferich  nicht.  Aber  auch  die  unmittelbare  Vorgeschichte, 
die  kritischen  Tage,  die  mit  dem  23.  Juli  1914  beginnen,  existieren 
für  ihn  nur  zum  Teil.  Schon  in  der  Einleitung  lehnt  er  es  ab,  «  den 
ausserordentlich  verwickelten  diplomatischen  Kreuz-  und  Quer- 
zügen, die  dem  Ausbruch  des  Krieges  vorangingen,  in  allen  ihren 
Einzelheiten  nachzugehen ».  Er  stellt  sich  vielmehr  nur  die 
Aufgabe,  «  die  wichtigsten  Vorgänge,  die  den  Krieg  herbeige- 
führt   haben,  an  der  Hand  der  von  den    Dreiverbandmächten 
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selbst  gelieferten  Beweisstücke  vor  der~Welt  darzulegen  »  ;  er 
spezifiziert  diese  Aufgabe  dann  noch  dahin  : 

«  Zu  diesem  Zwecke  sollen  zunächst  diejenigen  Schritte 
festgestellt  werden,  die  den  Kriegsausbruch  unmittelbar 
veranlasst  haben.  Hiervon  ausgehend  sollen  die  Fäden 
nach  rückwärts  verfolgt  und  nach  Möglichkeit  entwirrt 
werden. 

Der  Brandstifter. 

Ueber  den» unmittelbaren  Anlass  zum  Kriegsausbruch 
kann  ein  Zweifel  nicht  bestehen.  Der  Anlass  war  die  am 
31.  Juli  frühmorgens  von  dem  Zaren  angeordnete  allge- 
meine Mobilmachung  der  russischen  Streitkräfte  zu  Wasser 
und  zu  Lande  und  die  Weigerung  Russlands,  diese  Mass- 
nahme, dem  Verlangen  Deutschlands  entsprechend,  rück- 
gängig zu  machen.  » 

Damit  ist  die  Methode  Helfferichs  gekennzeichnet.  Er  fängt  die 
Geschichte  am  Ende  an.  Etwa  wie  die  Hebräer,  die  ebenfalls  die 
Bücher  von  hinten  schreiben  und  lesen ;  während  diese  aber 
wenigstens  von  rückwärts  bis  nach  vorne  gelangen,  kommt  Herr 
Helfferich  auf  seinem  Krebsgang  kaum  bis  zur  Mitte  der  Ge- 
schichte und  lässt  den  ersten,  wichtigsten  Teil,  den  Ursprung  der 
ganzen  Affäre  einfach  in  der  Versenkung  verschwinden.  Die 
russische  Generalmobilisiernng  vom  31.  Juli  ist  für  ihn  der  Kriegs- 
anlass.  Damit  ist  Russlands  Kriegsurheberschaft,  Russlands  Brand- 
stiftung festgestellt  und  alle  früheren  Vorgänge,  soweic  sie  für 
Herrn  Helfferich  überhaupt  existieren,  dienen  ihm  nur  zur  Illus- 
trierung der  bereits  auf  der  zweiten  Seite  seiner  Schrift  festge- 
stellten russischen  Schuld.  Die  Gerichtsverhandlung  fängt  für 
Herrn  Helfferich  mit  der  Erklärung  des  Gerichtspräsidenten  au  : 
Wir  haben  den  Angeklagten  für  schuldig  erkannt ;  suchen  wir 
jetzt  rückwärts  die  Fäden  zu  verfolgen  und  nach  Möglichkeit  zu 
entwirren.  Wenn  dieser  eigenartige  Gerichtspräsident  nun  aber 
wenigstens  sich  die  Mühe  nähme,  die  Fäden  wirklich  bis  zu  ihrem 
ersten  Ursprung,  bis  zum  Erlass  des  österreichischen  Ultimatums 
zu  verfolgen  und  zu  entwirren  !  Nicht  die  Spur  davon.  Das  öster- 
reichische Ultimatum,  die  serbische  Antwortnote,  das  Gesuch 
der  Ententemächte  um  Fristverlängerung,  der  Abbruch  der 
diplomatischen  Beziehungen  zwischen  Oesterreich  und  Serbien, 
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die  Kriegserklärung  an  Serbien,  die  Bereitschaft  der  serbischen 
Regierung,  die  Streitfrage  dem  Haager  Schiedshof  oder  der  Ver- 
mittlung der  Mächte  zu  überlassen,  ja  sogar  der  kaiserlich- 
russische Vorschlag  vom  29.  Juli,  den  ganzen  Streitfall  durch 
Uebergabe  an  den  Haager  Schiedshof  aus  der  Welt  zu  schaffen 
usw.,  usw.,  alle  diese  Dinge  existieren  für  den  deutschen  Staats- 
sekretär überhaupt  nicht  ;  für  ihn  fängt,  wie  gesagt,  der  ganze 
Konflikt,  der  bereits  seit  dem  23.  Juli  akut  geworden  war,  erst 
mit  dem  31.  Juli  an  und  seine  Loyalität  beschränkt  sich  auf  die 
Untersuchung  der  Frage  :  «  durch  welche  Gründe  die  allgemeine 
russische  Mobilmachung  veranlasst  war.  Man  ist  es  den  Trägern 
der  Verantwortung  für  die  entscheidenden  Massnahmen  schuldig, 
zunächst  die  Gründe  zu  prüfen,  die  sie  selbst  angeben.  » 

Als  solche  Gründe  untersucht  er  die  russische  Behauptung, 
Oesterreich  sei  mit  seinen  militärischen  Massnahmen  den  ent- 
sprechenden russischen  Anordnungen  vorausgegangen  ;  auch 
Deutschland  habe  militärische  Vorbereitungen  gegen  Russland 
getroffen  ;  endlich  :  Oesterreich  habe  sich  geweigert,  eine  Inter- 
vention der  Mächte  zuzulassen,  und  dieses  diplomatische  Ver- 
halten sei  —  neben  dem  militärischen  —  ein  Grund  zur  russischen 
Mobilisierung  gewesen. 

Auf  alle  diese  Punkte  werde  ich  im  Laufe  meiner  Unter- 
suchung ausführlich  eingehen.  Hier  in  der  Einleitung  handelt 
es  sich  für  mich  nur  darum,  die  Methode  Helfferichs  zu  kenn- 
zeichnen, die  von  vornherein  die  Wertlosigkeit  seiner  Beweis- 
führung dartut.  Wie  würde  es  Herrn  Helfferich  gefallen,  wenn  ich 
anstelle  des  Titels  J'accuse  die  Bezeichnung  gewählt  hätte  : 
«  Die  Selbstanklagen  Deutschlands  und  Oesterreich-Ungams  im 
Lichte  ihrer  eigenen  Veröffentlichungen  »  ?  Weshalb  diese  Be- 
schränkung des  Beweismaterials  ?  —  würde  man  mir  mit  Recht 
zurufen.  Weshalb  beschränkst  du  dich  auf  die  Selbstbezichtigun- 
gen der  Partei,  die  du  anklagen  willst,  ohne  die  Dokumente  der 
Gegenpartei,  die  vielleicht  eine  Entlastung  deiner  Angeklagten 
darstellen  könnten,  in  Betracht  zu  ziehen  ?  Wer  mein  Buch 
J'accuse  gelesen  hat,  wird  mir  zugeben,  dass  ich  ganz  gut,  noch 
besser  wie  Herr  Helfferich,  aus  dem  deutschen  Weissbuch  und 
dem  österreichischen  Rotbuch  allein  eine  vernichtende  Anklage 
gegen  die  deutsche  und  österreichische  Regierung  hätte  kons- 
truieren können  :  habe  ich  doch  diese  beiden  Publikationen  als 
die  schärfsten  Anklageschriften  bezeichnet,  die  gegen  Deutsch- 
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land  und  Österreich  geschrieben  werden  konnten.  Trotzdem 
habe  ich  mich  dieser  Benutzung  eines  beschränkten  Beweis- 
materials enthalten,  weil  ja  die  Selbstbezichtigung  durch  eine 
Entlastung  von  anderer  Seite  hätte  beseitigt  werden  können. 
Ich  habe  alle  damals  vorliegenden  Materialien  gleichmässig 
benutzt  und  erst  dann  mein  Schuldig  ausgesprochen,  als  die  unfrei- 
willigen Geständnisse  der  Angeklagten  mit  allen  übrigen  Tatsachen 
und  Dokumenten  übereinstimmend  befunden  worden  waren.  Wie 
würde  man  wohl  einen  Staatsanwalt  benennen,  der  einen  Entlas- 
tungsantrag des  Verteidigers  von  der  Hand  weisen  würde,  weil 
er  durch  die  Selbstbezichtigung  des  Angeklagten  bereits  widerlegt 
sei  ?  Es  ist  eine  feststehende  Regel  im  Strafprozess,  dass  ein 
Geständnis  nur  dann  Beweiskraft  haben  soll,  wenn  es  ein  soge- 
nanntes «  qualifiziertes  »  ist,  das  heisst,  wenn  es  durch  andere 
Umstände  als  richtig  bestätigt  wird.  Die  Selbstbezichtigung  als 
solche,  ohne  anderweitige  Unterstützung,  ist  keineswegs  aus- 
reichend zum  Schuldbeweis.  Gesetzt  also,  es  wäre  richtig,  was 
Herr  Helfferich  behauptet,  die  Veröffentlichungen  der  Entente- 
mächte selbst  enthielten  deren  Schuldgeständnis  —  was  aber  der 
Wahrheit  so  sehr  ins  Gesicht  schlägt,  dass  ein  intelligenter  Mann 
es  mit  gutem  Gewissen  nicht  behaupten  kann,  —  gesetzt  selbst, 
es  wäre  so,  so  wäre  es  dennoch  die  Pflicht  und  Schuldigkeit  des 
als  Staatsanwalt  fungierenden  Staatssekretärs  gewesen,  die 
etwaigen  Entlastungsbeweise  zu  Gunsten  der  Ententemächte  aus 
den  Publikationen  der  Zentralmächte  in  Betracht  zu  ziehen, 
anstatt  sich  ausdrücklich  und  ausschliesslich  auf  die  angeblichen 
Selbstbezichtigungen   der  Ententemächte   zu   beschränken. 

Herr  Helfferich  hat  übrigens  mit  diesem  System  bereits  Schule 
gemacht.  Ein  junger  schweizer  Historiker  hat  eine  kleine  Abhand- 
lung :  Zur  Geschichte  des  Kriegsausbruchs  (Bern  1916,  Ferdinand 
Wyss)  herausgegeben,  mit  dem  ausdrücklichen  Zusatz  auf  dem 
Titelblatt :  «  Nach  den  amtlichen  Akten  der  königlich  grossbri- 
tannischen Regierung  ».  Diese  Schrift,  die  aus  den  englischen 
Akten  —  nur  aus  diesen  —  die  englische  Schuld  herzuleiten  sucht, 
ist  sogar,  wie  ebenfalls  auf  dem  Titelblatt  vermerkt  ist,  von  dem 
historischen  Seminar  der  Universität  Bern  preisgekrönt  worden. 
Damit  ist  die  Helfferich'sche  Methode,  geschichtliche  Tatsachen 
lediglich  aus  Selbstbekenntnissen  zu  konstruieren,  wissenschaftlich 
und  amtlich  beglaubigt  worden  und  verspricht  für  die  Zukunft 
hocherfreuliche  Resultate.  Nicht  mehr  diplomatische  oder  fürst- 
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liehe  Korrespondenzen,  nicht  mehr  Aktenstücke  mit  beiderseitigen 
Erklärungen  und  Urkunden  wird  man  zur  Grundlage  historischer 
Forschung  machen,  sondern  nur  auf  einseitigen  Aeusserungen, 
Korrespondenzen,  Dokumenten,  Aktenstücken  wird  man  die 
Forschungsresultate  aufbauen.  Der  Minister  X.,  der  Fürst  Y., 
der  Diplomat  Z.  haben  dies  oder  jenes  erklärt  oder  geschrieben  — 
damit  haben  sie  sich  belastet  und  sind  zu  verurteilen.  Was  die 
Gegenpartei  geantwortet,   getan,   erklärt  oder  geschrieben  hat, 

ist  gleichgültig.  Das  gehört  nicht  in  die  Akten  hinein  und 

quod  non  in  actis,  non  in  mundo. 

Aber  mit  dieser  Beschränkung  der  Beweismittel  bei  HelfTerich 
ist  es  noch  nicht  getan.  Er  beschränkt  auch  den  Tatbestand,  den 
er  seiner  Untersuchung  unterwirft  :  er  fängt  von  hinten  an  und 
bleibt,  rückwärts  gehend,  etwa  in  der  Mitte  der  Geschichte  stecken. 
Merken  denn  diese  Herren  nicht,  dass  schon  die  Kompliziertheit 
ihrer  Methode  den  höchsten  Verdacht  gegen  ihre  Ehrlichkeit  und 
Unparteilichkeit  erwecken  muss  ?  Wer  ein  reines  Gewissen  hat 
und  ehrlich  der  Wahrheit  dienen  will,  wird  den  naturgemässen 
Gang  der  Ereignisse  von  Anbeginn  bis  zu  Ende  verfolgen,  wie  ich 
es  in  meinem  Buche  getan  habe.  Wer  Umwege,  Kreuz-  und 
Querzüge  wählt,  erweckt  von  vornherein  den  Verdacht,  dass  er 
den  geraden  Weg  scheut,  dass  er  den  I^eser,  einem  Irrlicht  gleich, 
in  den  dunkeln  Sumpf  der  Unwahrheit,  aber  nicht  zum  Iächt- 
tempel  der  Wahrheit  hinführen  will.  Nur  die  Schuld  bedarf  der 
Winkelzüge  zu  ihrer  Verteidigung.  Der  Schuldlose  wird  stets  auf 
geradem  Wege  zu  dem  erlösenden  Freispruch  gelangen. 

Mit  dem  Trick,  eine  Konfliktsgeschichte  in  der  Mitte  anzu- 
fangen, den  Ursprung  des  Streites,  seine  Anfangsstadien  zu 
unterschlagen,  will  ich  mich  verpflichten,  stets  und  überall  den 
Schuldigen  reinzuwaschen  und  den  Unschuldigen  zu  verurteilen. 
Ein  Ehemann,  durch  tausend  Nadelstiche  und  Bosheiten  seiner 
Frau  bis  auf's  Blut  gereizt,  lässt  sich  zu  einer  Misshandlung  hin- 
reissen.  Wer  nur  die  Misshandlung  ins  Auge  fasst,  wird  den  Ehe- 
mann verurteilen  ;  wer  an  die  Nadelstiche  denkt,  wird  ihn  frei- 
sprechen. Ein  Wanderer  wird  auf  der  I,andstrasse  angefallen  : 
er  zieht  zu  seiner  Verteidigung  das  Messer  und  verwundet  den 
Angreifer.  Wer  den  Angriff  beiseite  lässt,  wird  den  Ueberfallenen 
verurteilen.  Wer  den  Vorgang  von  Anfang  an  untersucht,  wird 
ihn  freisprechen. 
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Genau  ebenso  kommt  es  bei  der  russischen  Generalmobilisie- 
rung nicht  auf  diesen  militärischen  Akt,  auch  nicht  auf  die  von 
Herrn  Helfferich  in  kurzen  Sätzen  künstlich  formulierte  und 
summarisch  abgetane  Begründung  für  diesen  Akt  an,  sondern 
auf  die  genaue  historische  Darstellung  sämtlicher  militärischen  und 
diplomatischen  Vorgänge  in  der  Zeit  vom  23.  Juli  bis  zum  31.  Juli, 
wie  sie  sich  aus  sämtlichen  diplomatischen  Büchern  der  betei- 
ligten Grossmächte  ergeben.  Nur  solche  zusammenhängende  his- 
torische Darstellung  kann  die  Gründe  und  Notwendigkeiten 
klarlegen,  die  Russland  zu  seiner  Generalmobilisierung  vom 
31.  Juli  getrieben  haben.  Diese  Darstellung  fehlt  bei  Herrn  Helf- 
ferich und  damit  fällt  sein  Anklagegebäude  —  ganz  abgesehen 
von  tausend  Rissen  und  Spalten  im  Innern  —  schon  der  Kons- 
truktionsmethode wegen  in  sich  zusammen. 

H  e  I  m  o  1 1. 

Den  Vorwurf,  den  Tatbestand  nur  in  beschränkter  Weise 
untersucht  und  das  vorhandene  Beweismaterial  nur  in  be- 
schränkter Weise  benutzt  zu  haben,  kann  man  Herrn  Professor 
Dr.  Helmolt  nicht  machen.  In  seinem  Buche  :  Die  geheime  Vor- 
geschichte des  Weltkrieges.  Auf  Grund  urkundlichen  Stoffes  über- 
sichtlich dargestellt.  (Leipzig,  Köhler,  1914)  behandelt  er  sowohl 
die  entferntere  wie  die  unmittelbare  Vorgeschichte  des  Konflikts. 
Die  erstere  auf  Grund  des  üblichen  Materials  politischer  Schrift- 
stellerei  (Zeitungsausschnitte,  Broschüren,  einzelne  bekannt  ge- 
wordene Dokumente,  etc.)  unter  sorgfältiger  Umgehung  akten- 
mässiger  Tatsachen,  z.  B.  der  Haager  Konferenzen,  auf  die  ich 
in  meiner  Vorgeschichte  das  Hauptgewicht  lege  ;  die  letztere,  die 
unmittelbare  Vorgeschichte  des  Krieges,  an  der  Hand  der  diplo- 
matischen Dokumente,  soweit  sie  damals  bereits  herausgekom- 
men waren.  Gegen  die  Methode  des  Herrn  Helmolt  lässt  sich, 
unter  allen  Schriftstellern  gleicher  Richtung,  das  wenigste  ein- 
wenden. Umso  mehr  ist  gegen  seine  Ehrüchkeit  und  Unpartei- 
lichkeit zu  sagen  und  in  dieser  Beziehung  werde  ich  an  den 
betreffenden  Stellen  meiner  Untersuchung  kein  Blatt  vor  den 
Mund  nehmen.  — 
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Schiemann. 

Herr  Professor  Dr.  Schiemann  hat  sich  wiederum  eine  ganz 
eigenartige  Methode  direkt  für  seineu  Hausgebrauch  zurecht 
gelegt.  Er  behandelt  die  Geschichte  des  Verbrechens  überhaupt 
nicht,  erklärt  ausdrücklich  :  «  Auf  eine  Polemik  gegen  seine  (des 
Anklägers)  Auslegung  der  amtlichen  Publikationen  des  Materials, 
das  die  Zeit  zwischen  der  Ermordung  des  Erzherzogs  und  dem 
Ausbruch  des  Krieges  betrifft,  lassen  wir  uns  nicht  ein.  »  Er 
wälzt  die  Beweislast  für  die  unmittelbare  Schuld  der  Dreiver- 
bandsmächte mutig  auf  andere  Schriftsteller  ab  und  beschränkt 
sich,  auf  den  68  Seiten  seiner  speziell  gegen  mein  Buch  gerichteten 
Broschüre  :  Ein  Verleumder,  Glossen  zur  Vorgeschichte  des 
Weltkrieges  1  darauf,  nur  die  entferntere  Vorgeschichte  des 
Krieges  —  im  Iyichte  Schiemann'scher  Geschichtsforschung  — 
seiner  Schulduntersuchung  zu  unterziehen.  Die  Art,  wie  dies 
geschieht,  werde  ich  in  einem  längeren  Kapitel  ausführlich  be- 
leuchten. Auch  diese  Beschränkung  des  Beweisthemas,  wie  sie 
Herr  Schiemann  übt,  ist  in  ähnlicher  Weise  belastend  für  den 
Beweisführer,  wie  die  Helfferich'sche  Doppelmethode  der  Be- 
schränkung des  Beweisthemas  und  der  Beweismittel.  — 

Rohrbach,  Chamberlain 
e    tutti    quanti. 

Wenn  ich  ausser  den  drei  genannten  Herren  noch  die  Herren 
Rohrbach  und  Chamberlain  aus  der  unendlichen  Fülle  der  deut- 
schen Verteidigungsliteratur  herausgreife,  so  geschieht  dies,  weil 
jeder  von  ihnen  eine  ganze  Kategorie  literarischer  Erscheinungen 
typisch  vertritt.  Herr  Paul  Rohrbach  ist  der  deutsche  Imperialist 
und  Kolonialfanatiker  reinsten  Wassers.  Herr  Chamberlain  —  der 
geborene  Engländer,  der  naturalisierte  Deutsche  —  risum  teneatis 
amici !  —  der  krasseste  Typus  des  deutschen  Hurrah-Patriotismus, 
des  deutschen  Uebermenschen-Gedankens,  der  Idee  der  geistigen 
und  physischen  Ueberlegenheit  der  Deutschen  über  alle  anderen 
Nationen  und  demgemäss  ihres  Berufes  zur  Weltherrschaft. 
Beiden  Schriftstellern,  Rohrbach  und  Chamberlain,  ist  eine  ge- 
wisse geistige  Bedeutung  nicht  abzusprechen,  die  sie  über  das 

1  Berlin,  1915,  bei  Georg  Reimer. 
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übliche  Niveau  alldeutscher  und  imperialistischer  Versammlungs- 
redner und  Zeitungsschreiber  hinaushebt.  Wegen  ihrer  typischen 
Bedeutung  und  ihres  persönlichen  Wertes  habe  ich  geglaubt, 
gerade  mit  diesen  Herren  mich  in  ausführlicher  Weise  beschäf- 
tigen zu  müssen.  Beide  nehmen  das  Wort  zur  Erörterung  der 
Schuldfrage.  Beide  ziehen  sowohl  die  entferntere  wie  die  unmittel- 
bare Vorgeschichte  des  Krieges  in  ihrer  Weise  in  Betracht.  Die 
Auseinandersetzung  mit  ihnen  fällt  also,  ebenso  wie  die  mit  den 
oben  genannten  Herren,  in  den  Rahmen  meines  Buches. 

Alle  übrigen  literarischen  und  politischen  Erscheinungen 
Alldeutschlands  werden  nur  als  Mosaiksteine  in  dem  Gesamt- 
bilde verwendet  werden1. 

1  Nach  fast  vollständiger  Beendigung  der  ersten  Niederschrift  des  Buches  «  Das 
Verbrechen  » ist  mir  das  neueste  Produkt  deutscher  Verteidigungsliteratur  Anti- 
J'accuse  (Verlag  Orell-Füssli,  Zürich)  zu  Gesicht  gekommen.  Diese  blutige  Dilet- 
tantenarbeit eines  politischen  Klippschülers,  eines  «  Karlchen  Miesnick  »  redivivus 
gleichzeitig  mit  den  Schriften  ernster  und  bedeutender  Männer,  wie  Helfferich, 
Schiemann  und  Genossen  abzutun,  würde  mir  als  eine  unverdiente  Beleidigung 
verdienter  Männer  erschienen  sein.  Auch  hatte  ich  keine  Veranlassung,  «  tant  de 
bruit  pour  une  omelette  »  zu  machen  und  die  unartikulierten  Laute  aus  der  poli- 
tischen Kinderstube  nachträglich  noch  in  das  wohlartikulierte  Protokoll  gewich- 
tiger Männerdebatten  aufzunehmen.  — 

Die  deutsche  Regierung  hat  sich  bemüht,  diesem  totgeborenen  Kinde  eines  «  poli- 
tischen Kindskopfes  »  —  um  mit  Scheidemann  zu  reden  —  künstliches  Leben  ein- 
zuhauchen durch  eine  sogenannte  «  Beschlagnahme  »  dieser  Anti-Schrift,  die  in 
Wahrheit  nichts  anderes  ist  als  eine  Pro-Schrift  zu  Gunsten  der  deutschen  Regie- 
rung, und  an  deren  Wiege  offensichtlich  die  Herren  von  der  Wilhelmstrasse  mit 
segnenden  Händen  gestanden  haben. 

Dass  diese  Beschlagnahme  lediglich  Reklamezwecke  für  den  gänzlich  unbeachtet 
gebliebenen  Anti-Akkusator  verfolgt  hat,  geht  —  abgesehen  von  dem  regierungs- 
freundlichen Inhalt  der  Schrift  —  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  man  schon  nach 
wenigen  Wochen  die  Beschlagnahme  aufgehoben  und  beide  Tatsachen,  Beschlag- 
nahme und  Wiederaufhebung,  durch  pomphafte  Notizen  in  der  ganzen  deutschen 
Presse  verbreitet  hat. 

Das  Resultat  aller  dieser  krampfhaften  Bemühungen  ist  ein  klägliches  gebheben  ; 
trotz  aller  künstlichen  Belebungsversuche  seitens  seiner  Taufpaten  ist  das  totge- 
borene Kind  nicht  lebendig  geworden.  Umso  weniger  Veranlassung  habe  ich,  diesem 
Toten  die  letzte  Ehre  zu  erweisen,  ihn  in  diesem  Buche  in  die  Reihe  der  Lebendigen 
einzuführen. 

Nach  den  schwer  verdaulichen  pieces  de  resistance  meiner  Hauptarbeit  bin  ich 
den  freundlichen  Lesern,  zu  ihrer  und  meiner  Erholung,  ein  leichtes,  schmackhaftes 
Nachtischgericht  schuldig.  Als  solches  werde  ich  ihnen  —  grausam-kapriziös  wie 
die  Herodiastochter  Salome  —  auf  einer  Extra-Schlüssel  (in  einem  besonderen 
Schriftchen)  das  abgeschlagene  Haupt  des  Anti-Akkusators  servieren  und  mich 
vorläufig  —  als  angenehme  Unterbrechung  in  den  ernsten  Untersuchungen  dieser 
Arbeit  —  damit  begnügen,  gelegentlich,  zur  Erheiterung  der  corona,  einige  beson- 
ders drollige  Gedankenspähne  aus  dem  verkümmerten  Gehirn  meines  Widersachers 
herauszupicken.  Der  Rest  bleibe  für  später.  Nach  der  Tragödie  die  Satyre. 
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Meine  Methode  der 
Untersuchung. 

Mein  Standpunkt  und  meine  Methode  der  Untersuchung  der 
Schuldfrage  wird  vielfach  von  meinen  Gegnern  abfällig  beurteilt. 
Und  doch  :  nicht  nur  die  Presse  aller  kriegführenden  und  neu- 
tralen Länder,  auch  die  Regierungen  selbst  —  allen  voran  die 
deutsche  —  tun  seit  mehr  als  zwei  Jahren  nichts  anderes,  als 
dieselbe  Methode  anzuwenden,  um  alle  Schuld  am  Kriege  auf  die 
Gegner  abzuwälzen  und  sich  selbst  vor  dem  eigenen  Volke  und 
der  Welt  reinzuwaschen.  Alle  Reden  der  leitenden  Staatsmänner, 
alle  offiziellen  und  offiziösen  Kundgebungen  zur  Schuldfrage 
befolgen  dieselbe  Methode,  die  ich  in  dem  Buche  J'accuse  ange- 
wendet habe  —  die  Methode,  aus  den  diplomatischen  Dokumenten 
der  kritischen  zwölf  Tage  x  nach  Art  eines  Kriminalprozesses  die 
eigene  Unschuld  und  die  Schuld  der  Gegner  nachzuweisen.  Mit 
welchem  Recht  also  werfen  meine  deutschen  Kritiker  dem 
Ankläger  eine  Methode  vor,  die  ihre  eigene  Regierung  und  die 
gesamte  deutsche  Presse  unentwegt,  zur  Erreichung  ihres  Beweis- 
zweckes, in  Anwendung  bringen  ? 

Auch  der  Hinweis  mancher  Gegner  meines  Buches  auf  den 
Umstand,  dass  die  Zeit  noch  nicht  reif  sei  zu  einem  definitiven 
Urteil  über  die  Schuldfrage,  auch  dieser  Hinweis  verfängt  nicht. 
Indem  die  Regierungen  bereits  kurz  nach  Ausbruch  des  Krieges 
ihre  diplomatischen  Dokumente  veröffentlichten  und  diese  Pu- 
blikationen später  beständig,  bis  zum  heutigen  Tage,  ergänzten, 
gaben  sie  selbst  zu  verstehen,  dass  die  Zeit  zum  Urteilen  gekom- 
men sei,  und  haben  dieses  Urteil  direkt  herausgefordert.  Welchen 
anderen  Zweck  sollten  die  Publikationen  sonst  gehabt  haben  ? 
Auch  andere  Beurteiler  stimmen  mit  mir  darin  überein,  dass  es 
durchaus  an  der  Zeit  und  keineswegs  voreilig  sei,  schon  heute  ein 
Urteil  über  die  weltbewegende,  nicht  nur  die  Gegenwart  und 
Vergangenheit,  sondern  auch  die  ganze  Zukunft  Europas  aufs 
tiefste  berührende  Frage  abzugeben  :  Wer  trägt  die  Verantwor- 
tung für  den  europäischen  Krieg  ?  Man  müsste  die  ganze  deutsche 
Verteidigungs-Literatur,  die  gleichzeitig  eine  Anklage-Literatur 
gegen  die  Ententemächte  ist,  aufzählen,  wenn  man  die  Namen. 


1  Es  hat  sich  die  Gewohnheit  eingebürgert,  von  den  kritischen  zwölf  Tagen  zu 
sprechen,  obwohl  es  eigentlich  dreizehn  sind  :  vom  23.  Juli  bis  zum  4.  August. 
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derer  nennen  wollte,  die  schon  heute  ein  Urteil  über  die  Schuld 
und  die  Schuldigen  am  Kriege  sich  erlauben.  Diese  deutschen 
Beurteiler  stehen  zwar  sämtlich  auf  der  Gegenseite,  aber  :  was 
den  Verteidigern  recht  ist,  muss  dem  Ankläger  billig  sein  ! 

Nur  einige  Beispiele. 

Chamberlain  betitelt  einen  seiner  Neuen  Kriegsauf sätze  (B ruck- 
mann, München,  1915)  :  «  Wer  hat  den  Krieg  verschuldet  ?  »  In 
diesem  Aufsatz  heisst  es  : 

Was  die  fernere  und  nähere  Verursachung  des  jetzigen  Krieges  betrifft, 
so  wissen  wir  ausführlich  und  genau  alles,  was  uns  zu  wissen  not  tut,  besitzen 
wir  als  Eigentum  diejenige  Wahrheit,  auf  die  es  ankommt,  und  können  sie 
von  allen  Seiten  betrachten  und  studieren.  (S.  36.) 

An  einer  anderen  Stelle  heisst  es  : 

Ich  wüsste  gar  nicht,  was  die  Zukunft  uns  über  den  grossen  äusseren 
Kreis  Neues  von  Belang  bringen  könnte  —  höchstens  fleissige  Zusammen- 
stellungen von  Belegen.  Eine  Tatsache,  so  sicher  wie  dass  die  Sonne  am 
Himmel  steht,  ist  es,  dass  die  politisch  massgebenden  Kreise  in  Frankreich, 
in  Russland  und  in  England  seit  Jahren  den  Krieg  gegen  Deutschland  planten 
und  vorbereiteten  :  erstens,  durch  systematische  Bearbeitung  der  öffentlichen 
Meinung,  zweitens,  durch  unaufhörliche  Vermehrung  der  Streitkräfte  und 
des  Kriegsmaterials,  drittens,  diplomatisch.  Damit  ist  schon  alles  gesagt  : 
denn  wenn  drei  Völker  seit  Jahren  den  Krieg  als  Traum,  als  Wunsch,  als 
Hoffnung  hegen,  so  muss  der  Wille,  der  Entschluss  und  die  Tat  sich  mit  der 
Zeit  einstellen  ;  das  geschieht  unabweislich.  (S.  38.) 

Für  Chamberlain,  der  —  zum  Unterschiede  von  Helfferich, 
Helmolt  und  vielen  anderen  —  die  Politik  Sazonows  als  fried- 
liebend und  aufrichtig,  zur  Verständigung  mit  0 esterreich  geneigt, 
hinstellt,  ist  der  älteste,  hartnäckigste  Sünder  Frankreich  :  «  Seit 
genau  einem  Jahrhundert  träumt  es  unablässig  von  Revanche- 
krieg gegen  Deutschland.  »  Dieser  Jahrhundert-Traum  ist  eine 
Spezial-Idee  des  deutschen  Chauvinisten-Häuptlings  englischen 
Blutes  :  er  scheut  sich  nicht,  mit  der  ihm  eigenen  Sicherheit  und 
Dreistigkeit,  die  —  von  allen  übrigen  Deutsch-Chauvinisten  erst 
seit  dem  Kriege  von  1870  datierte  —  Revanchelust  um  ein  wei- 
teres halbes  Jahrhundert  zurückzudatieren,  um  seiner  Behaup- 
tung der  Kriegsurheberschaft  Frankreichs  mehr  Aplomb  zu 
geben.  Wobei  es  ihm  aber  —  wie  in  allen  seinen  Schriften  —  auf 
eine  Handvoll  Unwahrheiten  oder  Unsinnigkeiten  mehr  oder 
weniger  nicht  ankommt !  Welch'  unglaublicher  Einfall  eines  in 
Deutschland  und  anderwärts  immer  noch  überschätzten  Kopfes, 
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die  Revanche-Idee,  statt  von  Sadowa  oder  Sedan,  von  Waterloo 
an  zu  datieren  ! 

Also  auch  die  Bourbonen,  die  Orleans,  die  Republik  von  1848, 
haben  nichts  anderes  geträumt,  als  Revanche  zu  nehmen  für  die 
Niederlage  des  grossen  Napoleon  ?  !  Alle  gemeinschaftlichen 
Aktionen  Frankreichs  mit  den  anderen  europäischen  Mächten 
im  Laufe  des  verflossenen  Jahrhunderts  sind  nur  mit  dem  Hin- 
tergedanken geschehen,  den  ersehnten  Revanche- Krieg  gegen 
Deutschland  vorzubereiten  —  gegen  das  unschuldige  Deutschland, 
das  doch  nicht  einmal  allein,  sondern  in  Gemeinschaft  mit  den 
jetzigen  Verbündeten  Frankreichs,  mit  Russland  und  England, 
den  grossen  Korsen  besiegt  hat  ! 

Man  müsste  Bände  anfüllen,  wenn  man  alle  ähnlichen  Kraft- 
aussprüche des  deutsch-völkischen  Engländers  zusammenstellen 
wollte  bloss  aus  seinen  Kriegsbroschüren,  die  leider  mit  ihrer 
hunderttausendfachen  Verbreitung  ein  wenig  schmeichelhaftes 
Bild  von  dem  augenblicklichen  kritischen  Niveau  des  deutschen 
Publikums  abgeben 

Also  auch  Chamberlain  ist  der  Meinung,  dass  wir  die  Wahrheit 
über  den  Ursprung  des  Krieges  schon  heute  feststellen  können, 
und  erklärt  es  —  worin  ich  mit  ihm  übereinstimme  —  für  die 
Pflicht  eines  jeden  denkenden  Deutschen,  sich  ein  eigenes  Urteil 
darüber  zu  bilden,  ob  dieser  Krieg  sittlich  notwendig,  ob  er  ein 
keiliger  Krieg  sei  : 

Kein  anderer  Krieg  ist  in  Deutschland  hinfürder  möglich,  als  ein  heiliger 
Kri^g  S  Sasse  wirklich  einmal  ein  Attila  auf  dem  deutschen  Kaiserthron, 
weder  Fürst  noch  Bauer  würde  seinen  Gelüsten  zu  Willen  sein  ;  Ernst  Moritz 
Arndt,  gewiss  ein  Alldeutscher  reinsten  Wassers,  ermahnt  uns  : 

«  Sprecht  den  grossen  Grundsatz  aus  und  lehrt  ihn  eure  Kinder  und 
Kindeskinder,  dass  ihr  nie  fremde  Völker  erobern  wollt.  »  Mag  wohl  die 
deutsche  Reichspolitik  im  Frieden  vieles  geheimhalten  müssen  —  wie  sollte 
ohne  Geheimnis  weitreichende  Staatsmannskunst  möglich  sein  ?  —  sobald 
der  Krieg  droht,  bleibt  der  Regierung  nichts  übrig  :  sie  muss  rücksichtslos 
offen  sein,  sie  muss  alles  bekennen  —  auch  ihre  Schwächen  und  Fehler,  sonst 
stockt  die  ganze  Staatsmaschine.  Es  verlassen  nicht  Millionen  von  Bürgern 
ihren  Beruf,  sie  strömen  nicht  über  alle  Meere  der  Heimat  zu,  es  opfern  nicht 
alle  Frauen  einer  Nation  ihre  Gatten,  alle  Kinder  ihre  Väter,  alle  Eltern  ihre 
Söhne,  ohne  zu  wissen  warum,  olme  die  Gewissheit  zu  besitzen,  dass  sie  es 
moralisch  dürfen  und  müssen,  dass  dieses  höchste  Opfer  Gott  dem  All- 
mächtigen als  Erfüllung  heiligster  Pflicht  gebracht  wird.  Ausser  den  Einge- 
reihten stellten  sich  in  Deutschland  zwei  Millionen  Männer  freiwillig  ;  glaubt 
man,  das  täten  sie,  wenn  sich  nicht  Jeder  in  seinem  innersten  Wesen  bedroht 
wftsste,  und  wenn  nicht  Jeder  begründetes  Vertrauen  in  die  unbedingte 
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Wahrhaftigkeit  ihrer  Fürsten  und  der  Reichsregierung  besässe  ?  Die  beiden 
Reden  des  edlen  Reichskanzlers  sind,  weil  sie  die  ungeschminkte  Wahrheit 

künden,  in  ihrer  unoratorischen  Schlichtheit  unvergängliche  Dokumente 

(S.  34,  35-) 

Von  späteren  Enthüllungen  erwartet  Chamberlain  nicht  viel  : 

Der  Grad  der  Wahrheit  —  also  die  Deutlichkeit,  die  Reinheit,  die  Ge- 
wissheit, die  Ueberzeugungskraft  der  Wahrheit  —  steigt  nicht  etwa  immer- 
fort höher  und  höher  im  Verhältnis  zu  dem  zunehmenden  Material,  zu  den 
immer  zahlreicheren  Erforschungen  usw.,  so  dass  der  Mensch  in  Folge  dessen 
immer  sicherer  urteilt,  immer  weiter  an  Weisheit  zunimmt  :  vielmehr  gibt 
es  hier  wie  überall  das,  was  man  in  der  Wissenschaft  ein  «  Optimum  »  nennt; 
einen  Punkt  der  höchsten  Sättigung  ;  darüber  hinaus  wird  bei  zunehmendem 
Wissen  unser  Urteil  zunehmend  trüber.  Wie  Pascal  sich  kühn  ausdrückt  : 

«  Zu  viel  Wahrheit  lähmt  den  Verstand »  Nun  denn,  die  Art  und  die  Menge 

der  Wahrheit,  die  wir  in  Deutschland  schon  heute  über  die  Verursachung  des 
Krieges  besitzen,  reicht  vollkommen  aus  zu  einem  ausführlichen  und  abschlies- 
senden Urteil.  An  dieser  grundlegenden  Wahrheit  wird  die  Zeit  und  ihr 
Schwärm  fähiger  und  unfähiger,  redlicher  und  unredlicher  Zeugen  nichts 
ändern  ;  wir  werden  mehr  wissen,  nicht  aber  mehr  erfahren  ;  wir  stehen  dem 
«  Optimum  »  schon  nahe (S.  37.) 

An  anderer  Stelle,  bei  dem  näheren  Eingehen  auf  den  «  in- 
nersten Kreis  »  —  worunter  Chamberlain  die  unmittelbare 
Kriegsveranlassung,  wie  sie  aus  den  diplomatischen  Büchern 
sich  erfeibt,  versteht  —  wiederholt  er  nochmals  : 

Wir  wissen  genug,  reichlich  genug,  um  ein  sicheres,  endgültiges  Urteil  zu 
fällen,  und  jedem  ernsten  Menschen  möchte  ich  dringend  empfehlen,  es  nicht 
zu  versäumen,  sich  dieses  klare  Wissen  und  klare  Urteil  anzueignen.  Nur 
dann  ist  er  gewappnet  gegen  die  Lügenbrut,  die  —  noch  ärger  als  bei  früheren 
Kriegen  —  bestrebt  sein  wird,  alles  zu  verkehren,  alles  zu  verwirren (S.63.) 

Ich  muss  es  mir  versagen,  an  dieser  Stelle  auf  das  «  sichere, 
endgültige  Urteil  »  dieses  verblendetsten  unter  allen  deutschen 
Chauvinisten  und  auf  seine,  ganze  zwanzig  Seiten  umfassende, 
Begründung  näher  einzugehen.  Die  Autoritäten  Chamberlains 
sind  Helfferich  und  Helmolt.  Was  er  aus  eigenem  hinzu  tut, 
beschränkt  sich  auf  den  Beweis,  dass  die  Greysche  Friedensbot- 
schaft vom  30.  Juli  (Blaubuch  Nr.  101)  nachträgliche  Erfindung 
oder  Mystifikation  sei.  Auf  die  Forschungs- Resultate  dieses 
oberflächlichen  Kriegsbroschüren-Schreibers  kommt  es  mir  nicht 
an,  sondern  nur  auf  sein  Zugeständnis,  dass  die  vorliegenden 
Tatsachen  und  Dokumente  zu  einem  Urteil  über  die  Schuldfrage 
mehr  wie  ausreichend  sind. 
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Die  vorliegenden  Tatsachen 
und  Dokumente  genügen  zur 
Beantwortung  der  Schuldfrage. 

Sie  waren  schon  ausreichend,  als  die  ersten  vier  diplomatischen 
Bücher  herausgekommen  waren,  das  deutsche,  das  englische,  das 
französische  und  das  russische.  Schon  diese  vier  Bücher  gaben 
ein  so  geschlossenes,  in  sich  zusammenhängendes  Bild  der  unmit- 
telbaren Vorgeschichte  des  Krieges,  sie  ermöglichten  bereits  ein 
so  sicheres  Urteil  über  das  schuldvolle  Verhalten  Deutschlands 
und  Österreichs  und  über  die  Schuldlosigkeit  der  Ententemächte, 
dass  die  spätere  Veröffentlichung  der  belgischen  und  österrei- 
chischen Bücher  au  der,  aus  den  vorhergegangenen  Publikationen 
geschöpften  Ueberzeugung  nichts  mehr  zu  ändern  vermochten. 

Beweis  :  mein  Buch,  in  dem  der  Schuldigspruch  gegen  Deutsch- 
land und  Oesterreich  gefällt  und  begründet  worden  war,  vor  dem 
Erscheinen  des  österreichischen  Rotbuches.  Der  Inhalt  dieses 
Buches,  den  ich  in  einem  Anhang  behandeln  musste,  konnte  den 
Spruch  nicht  ändern,  sondern  lieferte  ihm  im  Gegenteil  unter- 
stützendes Beweismaterial. 

Die  Veröffentlichung  von  Dokumenten  über  die  deutsch- 
englischen Verständigungs-Verhandlungen,  deren  ausführliche 
öffentliche  Erörterung  wohl  erst  durch  mein  Buch  angeregt 
worden  ist,  hat  ebenfalls  nichts  beigetragen,  was  die  Schluss- 
folgerungen aus  den  bis  dahin  bekannten  Verhandlungen  hätte 
ändern   können. 

Auf  die  Enthüllungen  aus  den  belgischen  Archiven  wird  von 
der  deutschen  Regierung  und  ihren  Offiziösen  ein  ganz  besonderes 
Gewicht  gelegt.  Diese  Enthüllungen  habe  ich,  soweit  sie  das 
angebliche  englisch-belgische  Komplott  betreffen,  in  meinem 
ersten  Buche  bereits  behandeln  können  und  komme  in  diesem 
Werke  darauf  zurück.  Die  später  publizierten  Gesandtschafts- 
Berichte  aus  den  Jahren  1905  bis  1914  werde  ich  in  einem  beson- 
deren Abschnitt  behandeln,  und  man  wird  sehen,  dass  auch  diese 
Berichte  nicht  im  Stande  sind,  die  einmal  erkannte  und  bewiesene 
Wahrheit  über  die  Urheberschaft  am  Kriege  umzustossen  oder 
nur  abzuschwächen  \  Wer,  wie  der  Verfasser  dieses  Buches,  mit 

1  Wegen  des  grossen  Umfanges,  den  die  wichtige  Untersuchung  über  die  bel- 
gischen Gesandtschaftsberichte  —  im  Zusammenhang  mit  den  belgischen  Grau- 
büchern —  angenommen  hat,  habe  ich  mich  entschlossen,  diesen  Abschnitt  als 
besondere  Studie  im  unmittelbaren  Anschluss  an  «  Das  Verbrechen  »  herauszugeben. 
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der  aufrichtigen  und  ehrlichen  Absicht  des  Wahrheitsforscher», 
ohne  jede  Voreingenommenheit  für  die  eine  oder  andere  Partei, 
mit  dem  sehnlichen  Wunsche,  gerade  sein  Vaterland  von  der 
furchtbaren  Verantwortung  zu  entlasten,  an  das  Studium  der 
Ereignisse  herangetreten  ist,  die  zu  diesem  Weltkriege  geführt 
haben,  wer  dann  —  schmerzbewegt  und  schreckerfüllt  —  die 
furchtbare  Wahrheit  erkennen  musste,  dass  die  Herrscher  und 
die  Regierungen  Deutschlands  und  Oesterreichs  diesen  wahn- 
sinnigen Völkermord  gewollt,  angestiftet  und  in  Szene  gesetzt 
haben,  —  wer,  nicht  zufrieden  mit  dieser  furchtbaren  Enthüllung, 
den  Spuren  dieses  grössten  Verbrechens  der  Weltgeschichte  bis 
in  die  feinsten  und  kleinsten  Ausläufer  nachgegangen  und  überall 
dem  schlangenhäuptigen  Schreckgespenst  dieser  ungeheuren  Blut- 
schuld begegnet  ist,  —  wer  die  geistigen  Mühen  und  seelischen 
Qualen  dieser  schwierigen  und  peinigenden  Untersuchung  durch- 
gemacht und  schliesslich  seine  Ueberzeugung  sich  gebildet  hat, 
der  kann  getrost  allen  weiteren  Veröffentlichungen,  Material- 
Lieferungen,  Archiv-Enthüllungen,  allen  Deduktionen  und  Be- 
weisführungen seiner  Gegner  entgegensehen.  Ei  wird  und  kann 
nicht  erschüttert  werden  in  dem  Glauben  an  die  Richtigkeit  und 
Gerechtigkeit  seines  Wahrspruchs,  in  dem  Glauben  an  die  Schuld 
der  Schuldigen.  — 


Wie  die  Diplomatie  jedes  einzelnen  Landes  sich  einer  beson- 
deren Chiffernsprache  zu  bedienen  pflegt,  die  nur  durch  Kenntnis 
des  entsprechenden  Schlüssels  zu  verstehen  ist,  so  stellt  auch  die 
Gesamtheit  der  diplomatischen  Publikationen  aller  Länder  —  in 
ihrer  unglaublichen  Kompliziertheit  und  Mannigfaltigkeit  —  ein 
chiffriertes  Dokument  dar,  das  nur  mittels  des  richtigen  Schlüssels 
entziffert  werden  kann.  Wer  mit  einem  falschen  Schlüssel  arbeitet, 
wird  nie  dahin  gelangen,  die  einzelnen  Vorgänge  und  ihren  inneren 
Zusammenhang  in  einer  Weise  aufzuklären,  die  ihn  und  andere 
zu  überzeugen  imstande  ist.  Ueberall  werden  Ecken  und  Kanten, 
Unklarheiten  und  Unstimmigkeiten  in  dem  Gesamtbilde  übrig 
bleiben,  die  sich,  von  dem  falsch  gewählten  Standpunkte  des 
betreffenden  Forschers  aus,  nicht  erklären  lassen,  sich  nicht  von 
selbst  in  die  Grundlinien  des  Bildes  hineinfügen,  sondern  erst 
gewaltsam  zurechtgebogen,  geknetet  und  abgeschliffen  werden 
müssen,  um  in  das  Gesamtbild  künstlich  hineingezwängt  zu  wer- 
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den.  Wir  werden  im  Laufe  unserer  Untersuchung  viele  Beispiele 
solcher  Zwangsoperationen  ä  la  Prokrustes  bei  meinen  Gegnern 
sehen. 

Wer  dagegen  mit  dem  richtigen  Schlüssel  an  die  chiffrierte 
Geschichte  der  kritischen  zwölf  Tage  und  ihrer  Vorgeschichte 
herangeht,  dem  wird  sich  ein  in  sich  völlig  geschlossenes  gerad- 
linig-entwickeltes Gesamtbild  enthüllen,  ohne  jede  Schiefheit 
oder  Unklarheit  ;  die  Ereignisse  der  näheren  und  ferneren  Vor- 
geschichte des  Krieges  werden  sich  in  logischer  Folge  von  einem 
bestimmten  Ausgangspunkte  aus  vor  seinen  Augen  abrollen  und 
an  dieser  logischen  Folge  selbst  wird  sich  die  Richtigkeit  des 
gewählten  Schlüssels  bestätigen. 

Der  Schlüssel,  der  allein  alle  Schwierigkeiten  der  Entzifferung 
und  Ordnung  des  scheinbar  so  verworrenen  Materials  löst,  der 
Sinn  und  Bedeutung  aller  diplomatischen  Vorgänge,  wie  mit  einem 
riesenstarken  Scheinwerfer,  beleuchtet  und  aufklärt,  ist  :  die 
Absicht  der  deutschen  Machthaber,  den  europäischen  Krieg  herbei- 
zuführen, und  die  vorbedachte  Durchführung  dieser  Absicht  Ende 
Juli  1914.  Es  wäre  ungerecht  und  einseitig  und  man  würde  mit 
Recht  einen  schweren  Vorwurf  gegen  den  Forscher  erheben,  der 
von  vornherein,  a  priori,  mit  irgend  einem  Schlüssel  in  der  Hand 
an  das  Studium  der  Dokumente  herangegangen  wäre.  Das  wäre 
eine  einseitig-parteiische  Geschichtsforschung,  die  niemals  zu 
sicheren  und  gerechten  Schlussfolgerungen  führen  könnte.  Wer 
aber  zunächst  ohne  jede  Schlüssel  Weisheit,  ohne  jeden  vorge- 
fassten  Leitfaden  —  im  Gegenteil  mit  dem  sehnlichen  Wunsche 
der  Entlastung  seiner  eigenen  Volksgenossen  —  an  das  Studium 
der  Dokumente  herangegangen  ist,  wer  dann  —  im  Laufe  dieses 
Studiums  —  den  Schlüssel  zu  den  Ereignissen  gefunden  zu  haben 
glaubt  und  nunmehr  rückwärtsschauend,  die  Ereignisse  an  dem 
gefundenen  Masstabe  prüfend  und  messend,  alle  verschlossenen 
Pforten  geöffnet,  alles  Dunkle  erhellt,  alles  Verworrene  entwirrt, 
alles  Verborgene  enthüllt  findet  —  der  wird  eine  gute  und  ehrliche 
Arbeit  geleistet,  sich  selbst  und  andere  von  der  Wahrheit  seiner 
Darstellung  überzeugt  haben. 

Dies  die  Methode,  mit  der  ich  an  das  Studium  der  näheren  und 
entfernteren  Vorgeschichte  des  Krieges  herangegangen  bin.  Dies 
die  Methode,  die  mich  zur  Auffindung  meines  Schlüssels  geführt, 
die  mich  von  der  Richtigkeit  meines  Schlüssels  und  meiner  Schluss- 
folgerungen überzeugt  hat. 


32  DAS  VERBRECHEN 

Wer  diesen  festen,  innerlich  begründeten  Standpunkt  den 
vergangenen  Ereignissen  gegenüber  gewonnen  hat,  den  werden 
alle  späteren  Enthüllungen,  die  schon  gekommen  sind  oder  noch 
kommen  werden,  nicht  schwankend  und  nicht  wankend  machen. 
Wie  das  bisher  Bekannte  mit  dem  einmal  gefundenen  Schlüssel 
erschlossen  werden  konnte,  so  wird  auch  alles,  was  in  Zukunft 
noch  bekannt  werden  wird,  in  derselben  Weise,  mit  derselben 
Sicherheit  und  Leichtigkeit  zu  entziffern  sein.  Schon  im  Laufe 
dieses  meines  zweiten  Werkes  wird  von  manchen  «  Enthüllungen  » 
die  Rede  sein,  die  die  deutsche  Regierung  —  zur  Ergänzung  ihrer 
sehr  wortkargen  Weissbücher,  zur  Verteidigung  ihrer  Unschuld  — 
nachträglich  vorgebracht  hat.  Die  Publikationen  aus  den  bel- 
gischen Gesandtschaftsberichten,  die  tropfenweise  Veröffentlichung 
Bethmann' scher  Instruktionen  an  den  deutschen  Botschafter  in 
Wien,  die  Verdächtigungen  des  englischen  Verhaltens  während 
der  früheren  Balkankrisen,  die  Notizen  über  russische  Mobilisie- 
rungsakte und  viele  ähnliche  Dinge,  die  die  deutsche  Regierung 
im  Laufe  dieser  zwei  Jahre  zur  Belastung  ihrer  Gegner  vorge- 
bracht hat,  —  alle  diese  Belastungen  und  Verdächtigungen  lösen 
sich  wie  Butter  in  der  Sonne  auf,  wenn  man  einmal  den  Schlüssel 
zu  dem  europäischen  Aktenschrank  gefunden  und  —  durch  eigenes 
ernstes  und  unparteiisches  Studium  —  einen  Einblick  in  die 
Geheimfächer  der  europäischen  Diplomatie  gewonnen  hat.  Wir 
werden  im  Verlaufe  dieses  meines  zweiten  Werkes  sehen,  dass 
alle  sogenannten  Enthüllungen  des  Berliner  Auswärtigen  Amtes 

—  im  Laufe  dieser  zwei  Jahre  —  nichts,  nicht  eine  Linie  an  dem 
Bilde  der  Ereignisse  ändern,  wie  ich  es  in  meinem  ersten  Buche 

—  wenige  Monate  nach  Kriegsbeginn  —  gezeichnet  habe.  Alles 
später  Vorgebrachte  —  kritisch  beleuchtet  —  fügt  sich  vortrefflich 
in  jenes  Gesamtbild  ein,  ohne  dass  irgendwelche  Schiefheiten  oder 
Unstimmigkeiten  übrig  blieben.  Gerade  diese  Unerschütterlich- 
keit meiner  Anklagethesen,  die  allen  späteren  Dokumenten- 
Angriffen  Widerstand  geleistet  haben,  beweist  mir,  dass  ich  den 
richtigen  Schlüssel  gefunden  habe  und  allen  ferneren  Enthüllungen 
mit  Ruhe  entgegensehen  kann. 


Auch  der  Historiker  Helmolt  hält  den  Tatbestand  für  genügend 
geklärt,  ja  er  hielt  ihn  schon  in  seinem,  bald  nach  Ausbruch  des 
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Krieges,  Ende  1914,  publizierten  Buch  für  genügend  geklärt,  um 
ein  apodiktisches  Urteil  über  die  Schuldfrage  fällen  zu  können  — 
selbstverständlich  zu  Ungunsten  der  Ententemächte.  Mit  Recht 
hebt  er  die  ungeheure  Bedeutung  für  das  deutsche  Volk,  für  seine 
Entwicklung  im  Innern  und  seine  Rechtfertigung  nach  aussen 
hin  hervor,  die  der  Erforschung  der  Wahrheit  über  die  Kriegs- 
urheberschaft innewohnt  :  «  Dies  Buch  ist  der  Wahrhaftigkeit 
verschrieben  und  geweiht.  Die  Wahrheit  sucht  es,  die  Wahrheit 
zu  finden  versucht  es  »  —  so  beginnt  die  Einleitung  des  Helmolt- 
schen  Buches.  Schicksal  und  Zukunft  der  Nation  stehen  für  ihn 
in  Frage,  bei  der  Untersuchung,  ob  Deutschland  tatsächlich  in 
aufgedrungener  Notwehr  gegen  den  Ansturm  feindlicher  Kräfte 
sein  Volkstum  verteidigt,  ob  es  tatsächlich  ein  reines  Gewissen 
und  einen  blanken  Ehrenschild  hat.  Der  Verfasser  glaubt  dies 
natürlich  : 

Aber  -das  genügt  nicht,  die  andern  müssen  es  auch  lernen  zu  glaubens 
Wir  müssen  dem  Feinde  die  Schuld  am  Kriege  zuschieben.  In  diesem  durchaus 
nicht  aussichtslosen  Vorhaben,  den  bündigen  Nachweis  dafür  zu  erbringen, 
dürfen  wir  nicht  erlahmen.  Denn  damit  widerlegen  wir  nicht  nur  die  immer 
wieder  unternommenen  Versuche,  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  ins 
Unrecht  zu  setzen,  weil  sie  den  Krieg  mit  der  Verletzung  der  belgischen 
Neutralität  beginnen  mussten,  sondern  wir  schieben  damit  auch  indirekt 
den  Feinden  die  ungeheure  Verantwortung  für  alles  Elend  zu,  das  —  neben 
so  vielem  Herrlichen  und  Erhebenden  —  dieser  Weltenbrand  im  Gefolge 
hatte  und  haben  wird.  (Helmolt  a.  a.  O.,  S.  4.) 

Also  auch  Helmolt,  der  grosse  Geschichtsforscher,  ist  der 
Meinung  und  war  es  schon  vor  zwei  Jahren,  dass  die  Schuldfrage 
zur  Entscheidung  reif  und  die  Akten  darüber  geschlossen  werden 
können. 

*  * 

Noch  weiter  darin  geht  Helfferich.  Schon  auf  Grund  des  Gelb- 
buches, Blaubuches  und  Orangebuches,  ohne  jede  Berücksichti- 
gung der  näheren  oder  entfernteren  Vorgeschichte,  ja  ohne  jede 
Erörterung  des  österreichischen  Ultimatums  und  seiner  Folgen, 
ohne  jedes  Eingehen  auf  die  Anklageschriften,  die  sich  Deutsch- 
land und  Oesterreich  in  ihrem  Weiss-  und  Rotbuch  selbst  geschrie- 
ben haben,  —  kurz,  mit  einem  willkürlich  beschränkten  Ausschnitt 
aus  dem  vorhandenen  Tatsachen-  und  Dokumenten-Material 
glaubt  der  deutsche  Staatssekretär  bereits  einen  strikten  Schuld- 
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beweis  gegen  Russland,   den  Brandstifter,  gegen  England  und 
Frankreich,  seine  Komplicen,  führen  zu  können  : 

Auf  Grund  dieser  unbestreitbaren,  durch  die  offiziellen  Veröffentlichungen 
der  Dreiverbandsregierungen  selbst  bestätigten  Zusammenhänge  wird  vor 
dem  Kichterstuhl  der  Geschichte  die  Behauptung,  dass  Deutschland  den 
Krieg  gewollt  und  verursacht  habe,  in  nichts  zerfallen.  Russland  ist  als  dev 
Brandstifter,  Frankreich  und  England  sind  als  die  Mitschuldigen  erwiesen. 
(Helfferich,  Die  Entstehung  des  Weltkrieges,  S.  47.) 

Mit  diesem  kategorischen  Urteil  schliesst  Helfferich  seine 
Beweisführung.  Welcher  Wert  diesem  Urteil  und  dieser  Beweis- 
führung innewohnt,  wird  die  spätere  Untersuchung  zeigen.  Hier 
kommt  es  mir  nur  auf  die  Feststellung  an,  dass  auch  der  autori- 
tativste unter  den  deutschen  Verteidigern  schon  einen  beschränk- 
ten Teil  des  von  mir  benutzten  Gesamtmaterials,  schon  einen 
Teilabschnitt  der  tatsächlichen  Vorgänge  für  eine  genügende 
Unterlage  hält,  um  einen  Schuldigspruch  darauf  aufzubauen. 


Dass  Schiemann  in  seiner  Bescheidenheit  sich  noch  mit  viel 
weniger  begnügt,  ist  nicht  zu  verwundern.  Er  geht  soweit  in  der 
vSelbstbeschränkung,  dass  er  mit  nichts  schon  zufrieden  ist.  Die 
diplomatischen  Bücher  existieren  für  diesen  Mann  der  «  wissen- 
schaftlichen Untersuchungs-Methode  »  überhaupt  nicht.  Für  ihn 
genügt  die  Vorgeschichte  (die  er  je  nach  den  Bedürfnissen  des 
Augenblicks  unterdrückt,  verfälscht  oder  ergänzt)  vollständig, 
um  ein  Urteil  über  den  Anklagefall  abzugeben.  Für  ihn  ist  der- 
jenige der  erwiesene  Verbrecher,  dem  er  verbrecherische  Neigungen 
nachgewiesen  zu  haben  glaubt  ;  für  ihn  der  Brandstifter  der,  der 
gerne  mit  dem  Feuer  spielt  ;  für  ihn  der  Giftmörder,  wer  unter 
vielen  Essenzen  auch  einige  giftige  in  seinem  Schranke  bewahrt. 
Wer  ein  verdächtiges  Vorleben  hat,  ist  für  ihn  der  Tat  schuldig  ; 
wobei  er  sich  nebenbei  noch  die  Freiheit  erlaubt,  das  Vorleben 
des  einen  anzuschwärzen,  aber  das  des  andern,  das  viel  schwärzer 
und  verdächtiger  ist,  in  blendend  weissem  lachte  erscheinen 
zu  lassen.  Doch  lassen  wir  Herrn  Schiemann  vorläufig  :  es  hat 
mich  Ueberwindung  genug  gekostet,  mich  an  späterer  Stelle  aus- 
führlich mit  diesem  historischen  Taschenspieler  abgeben  zu 
müssen.  In  diesem  Augenblick  interessiert  er  mich  nur  von  dem 
allgemeinen  Gesichtspunkte  aus,   dass  auch  er  die  Schuld  am 
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Kriege  schon  heute  für  unumstösslich  feststellbar  erklärt,  für  so 
leicht  feststellbar,  dass  man  sich  nicht  einmal  die  Mühe  zu  geben 
braucht,  die  eigentliche  Konfliktsgeschichte,  die  Geschichte  der 
kritischen  zwölf  Tage,  zum  Zwecke  des  Schuldbeweises  heranzu- 
ziehen. — 

Nach  alledem  glaube  ich  als  bewiesen  ansehen  zu  können  : 

dass  meine  Methode,  die  Schuldfrage  aus  der  ferneren  und 
näheren  Vorgeschichte  des  Krieges  zu  beantworten, 
unanfechtbar  ist  ; 

dass  diese  Methode  auch  von  meinen  Gegnern,  vor  allem 
von  den  Regierungen  selbst,  befolgt  wird  ; 

dass  das  vorliegende  Material,  wie  es  für  meine  Gegner 
ausreichend  zur  Entlastung  der  Zentralmächte  ist,  für 
mich  zu  ihrer  Belastung  ausreichend  sein  muss. 

Will  mein  Buch   neues 
Material    beibringen  ? 

Man  hat  mir  wohl  auch  vorgeworfen,  mein  Buch  sei  wertlos, 
weil  es  kein  neues  Material  beibringe,  sich  lediglich  mit  der  Wieder- 
gabe der  Entente- Argumente  begnüge. 

Nun  —  neues  Material  beizubringen,  ausser  dem  allgemein 
zugänglichen,  war  und  bin  ich  allerdings  nicht  in  der  Lage.  Ich 
habe  keine  Beziehungen  zu  irgend  einer  Regierung  der  kämpfenden 
oder  neutralen  Länder.  Ich  erfreue  mich  nicht  des  Glückes  und 
der  Ehre,  von  den  Herreu  in  der  Wilhelmstrasse  protegiert  zu 
werden  und  meine  Manuskripte  durch  ihre  Vermittlung  meinem 
Verleger  zugestellt  zu  sehen.  Ich  gehöre  —  mit  Verlaub,  meine 
Herren  !  —  zu  jenen  «  aufrechten  Geistern  »,  die  Sie,  wenn  sie 
jenseits  des  Kanals  oder  der  Vogesen  wohnen,  mit  Lobeserhebun- 
gen überschütten  —  zu  jenen  «  aufrechten  Geistern  >>  deutscher 
Nation,  die  furchtlos  und  unabhängig,  ohne  Rücksicht  nach 
oben  oder  nach  unten,  unbekümmert  um  Beschimpfungen  und 
Verleumdungen,  um  materielle  und  ideelle  Nachteile  aller  Art. 
ihren  Weg  gehen,  den  Weg  zur  Wahrheit,  zur  Aufrüttelung  ihres 
Volkes  aus  Betrug  und  Verdummung.  Keine  offiziellen  oder  offi- 
ziösen Hilfsquellen  —  von  welcher  Seite  es  auch  sei  —  stehen  mir 
zur  Verfügung,  wie  den  Strebern  und  Gesinnungshubern,  die 
gegen  mich  schreiben.  Daher  der  Mangel  an  neuem  Material,  der 
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bei  mir  verzeihlich,  bei  jenen  aber  unverzeihlich  ist  :  haben  sie 
doch  nicht  einmal  das  vorhandene  Material  auch  nur  in  ober- 
flächlichster Weise  durchgearbeitet.  Meinen  Gegnern  liegt  es  ob 
—  bei  ihren  guten  Beziehungen  zu  den  Leuten,  denen  sie  zum 
Munde  schreiben,  —  neue  Beweise  für  deren  Schuldlosigkeit, 
gegenüber  den  erdrückenden  alten  Beweisen  ihrer  Schuld,  beizu- 
bringen. Diese  Schuldbeweise  habe  ich  zusammengetragen,  ge- 
sichtet, gruppiert  und  veröffentlicht,  nachdem  ich  in  unbefan- 
genster Weise  an  das  Studium  der  Dokumente  herangegangen 
war  und  die  unerschütterliche  Ueberzeugung  von  der  Schuld 
Deutschlands  und  Oesterreichs  gewonnen  hatte.  Nicht  die  Argu- 
mente der  Ententemächte,  sondern  meinen  eigenen  Kopf  habe 
ich  benutzt,  um  zu  dieser  Ueberzeugung  zu  gelangen  ;  nicht 
fremden  Quellen  verdankt  meine  Anklageschrift  ihre  Entstehung 
und  ihre  Schlagkraft,  sie  ist  selbst  die  Quelle,  wenigstens  eine  der 
ergiebigsten  Quellen  der  allmählich  die  ganze  Welt  erfüllenden 
Ueberzeugung  geworden,  dass  niemand  anders  als  die  Herrscher 
und  Regierungen  Deutschlands  und  Oesterreichs  die  Schuldigen 
am  Kriege  sind  \  Pectus  est  quod  f acit  disertum.  Die  Ueberzeu- 
gung des  Autors  hat  sich  auf  die  Leser  übertragen. 

So  hat  das  Buch  viel  zur  Verbreitung  der  Wahrheit  in  der  Welt 
beigetragen  oder  —  wie  sich  Herr  Professor  Delbrück  ausdrückt  — 
es  hat  «  der  deutscheu  Sache  einen  unermesslichen  Schaden  »  zu- 
gefügt. Soll  heissen  :  der  deutschen  Lüge  !  Denn  leider  —  noch 
immer  ist  in  Deutschland  die  Sonne  der  Wahrheit  nicht  aufge- 
gangen. Noch  immer  dumpft  und  dämmert  Deutschland  unter 
dem  erstickenden  Druck  der  giftigen  Gase,  die  ehrgeizige  Dy- 
nasten, charakterlose  Regierungsmänner  itnd  ihre  feilen  Helfers- 
helfer seit  dem  i.  August  1914  über  das  unglückliche  Land  aus- 
gespien haben  ;  noch  immer  ist  Deutschland  heute,  nach  über 
zwei  Jahren,  aus  der  Betäubung  nicht  erwacht.  Auch  für  Deutsch- 
land aber  wird  der  Tag  der  grossen  Reveille  kommen  und  meine 

1  Von  ausländischen,  das  heisst  nicht-deutschen  Autoren  erscheinen  mir  als  die 
besten  unter  den  mir  zu  Gesicht  gekommenen  Arbeiten  über  die  Schuldfrage  fol- 
gende beiden,  bei  Payot  &  C°,  Lausanne,  in  deutscher  Uebersetzung  erschienenen 
Bücher  :  Der  Talbestand  von  James  M.  Beck  und  Zwölf  Tage  Weltgeschichte  von 
Headlam.  Beide  Bücher  sind  mir  nur  in  den  deutschen  Uebersetzungen  bekannt 
geworden,  von  denen  die  erstere  im  März,  die  letztere  —  nach  Beendigung  meines 
Buches  —  im  Oktober  1916  erschienen  ist.  An  einigen  Stellen  konnte  ich  noch  auf 
Beck  Bezug  nehmen,  während  mir  die  Benutzung  des  ausgezeichneten,  auf  sorg- 
fältigstem Quellenstudium  beruhenden  Headlam'schen  Buches  nach  Abschluss 
meiner  Arbeit  leider  unmöglich  war.  Ich  empfehle  beide  Werke  dem  Leser,  der  die 
Beweisführungen  meiner  Bücher  nachprüfen  und  kontrollieren  will. 
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Bücher   sollen   das   Trompetensignal   sein,    das   die    schlafenden 
Gewissen,  die  schlafende  Rache  weckt 

Weshalb    ist    die    vSchuldfrage    heute 
noch  ebenso  interessant   wie  früher? 

Die  Aufgeklärten. 

Man  hört  neuerdings  von  manchen  Seiten  den  Gedanken 
äussern,  die  Schuldfrage,  das  heisst  die  Frage  :  Wer  ist  schuldig, 
den  europäischen  Krieg  herbeigeführt  zu  haben  ?  interessiere 
heute,  nach  mehr  als  zweijähriger  Kriegsdauer,  nicht  mehr  in 
demselben  Masse,  wie  damals,  als  mein  Anklagebuch  erschien. 
Die  Gründe,  die  man  für  diese  Auffassung  vorbringt,  sind  ver- 
schiedene. Die  einen  —  viele  Angehörige  der  Ententestaaten  und 
manche  Neutrale,  —  ich  möchte  sie  die  Gruppe  der  Aufgeklärten 
nennen  —  halten  die  Schuld  der  Kaisermächte  für  so  klar  erwiesen, 
dass  ihnen  jede  fernere  Erörterung  überflüssig  erscheint.  Nun,  die 
Regierungen  der  kriegführenden  Länder  selbst  sind  offenbar 
anderer  Ansicht,  sie  halten  es  für  notwendig,  immer  wieder  auf 
die  Schuldfrage  zurückzukommen  ;  sie  legen  sämtlich  —  ohne 
Ausnahme  —  dieser  Frage  eine  so  grosse  Wichtigkeit  bei,  dass  sie 
beständig  mit  neuen  Publikationen  diplomatischer  Dokumente 
herauskommen  und  unausgesetzt  durch  den  Mund  der  leitenden 
Minister  oder  die  Feder  ihrer  Offiziösen  die  Schuld  an  dem  Kriegs- 
ausbruch auf  die  Gegenseite  abzuwälzen  suchen.  Diesem  Rede- 
fluss  der  Regierungen  entspricht  der  Tintenerguss  ihrer  bezahlten 
und  unbezahlten  Lohnschreiber.  Die  Literatur  über  die  Schuld- 
frage wächst  und  wächst  und  jede  neu  herauskommende  Tatsache, 
jede  neue  Beleuchtung  bekannter  Tatsachen  wird  von  Publikum 
und  Presse  begierig  verschlungen,  wird  von  jeder  Seite  als  An- 
klagematerial zu  Lasten  der  Gegenpartei  auszunützen  versucht. 
Di  Regierungen  also,  ebenso  wie  die  Völker,  halten  die  Schuld- 
frage keineswegs  für  «  überholt  >>  oder  für  uninteressant  geworden. 

Neben  der  jetzigen  Generation  aber  hat  auch  die  Geschichte 
ein  Recht,  der  W7ahrheit  nachzuforschen,  die  Wahrheit  über  das 
grösste  Verbrechen  der  Weltgeschichte  festzustellen.  Wer  heute 
die  Schuldfrage  in  wissenschaftlich-dokumentarischer  Weise  unter- 
sucht, dient  nicht  nur  der  gegenwärtigen  Generation,  sondern 
auch  der  geschichtlichen  Wahrheit,  die  um  ihrer  selbst  willen 
erstrebenswert  ist. 
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Die  Gleichgültigen. 

Gewisse  Leute  —  die  Gleichgültigen  in  allen  Ländern  —  wollen 
heute  von  der  Schuldfrage  nichts  mehr  hören,  weil  sie  meinen,  die 
Sache  sei  doch  nun  einmal  geschehen,  es  sei  nichts  mehr  daran  zu 
ändern,  es  sei  darum  besser,  die  Vergangenheit  Vergangenheit  sein 
zu  lassen  und  nur  an  die  Zukunft  zu  denken  :  sie  legen  fatalistisch 
die  Hände  in  den  Schoss  und  warten  geduldig  auf  bessere  Zeiten. 
Diese  Kismet- Anbeter,  die  in  ungestörter  Gemütsruhe  —  mit 
untergeschlagenen  Beinen  —  dem  Weltbrand  zuschauen  und  sich 
behaglich  ihr  Pfeifchen  daran  anzünden,  kann  ich  ruhig  sich 
selbst  überlassen. 

Ein  gigantisches  Verbrechen  ist  begangen  worden.  Die  Indiffe- 
renten rufen  :  Was  geht  uns  die  begangene  Tat  an  ?  Die  ist  nicht 
mehr  rückgängig  zu  machen,  schützen  wir  uns  davor,  dass  neue 
ähnliche  Taten  begangen  werden. 

Eine  verheerende  Krankheit  ist  ausgebrochen.  Die  Indiffe- 
renten rufen  :  Weshalb  der  Krankheit  mit  Heilmitteln  zu  Leibe 
gehen  ?  Die  ist  nun  einmal  da.  Schützen  wir  uns  vor  dem  Ausbruch 
neuer  ähnlicher  Krankheiten. 

Eine  Kesselexplosion,  ein  Schiffsuntergang,  ein  Eisenbahnun- 
glück hat  stattgefunden.  Die  Indifferenten  rufen  :  Wozu  den 
Schuldigen  ermitteln  ?  Sorgen  wir  nur  dafür,  dass  künftig  keine 
Kessel  explodieren,  keine  Schiffe  untergehen,  keine  Eisenbahn- 
züge zusammenstossen. 

Genau  so  töricht,  wie  diese  Indifferenten,  argumentieren  die 
Leute,  die  heute  der  Untersuchung  der  Urheberschaft  an  diesem 
Kriege  aus  dem  Wege  gehen  und  nur  an  die  Verhütung  künftiger 
Kriege  denken.  Ihnen  erwidere  ich  :  Ihr  werdet  künftige  Kriege 
nur  dann  verhüten  können,  wenn  Ihr  zunächst  den  Schuldigen  au 
diesem  Kriege  festgestellt  habt.  Der  Schutz  der  Zukunft  ist  überall 
nur  möglich  aus  der  Erkenntnis  der  Vergangenheit  heraus.  Erst 
stellt  fest:  Wer  ist  der  Verbrecher  gewesen  ?  — und  dann  beratet, 
wie  man  solchen  Verbrecher  unschädlich  machen,  solche  Verbre- 
chen in  Zukunft  verhüten  kann.  Erst  stellt  fest,  von  woher,  durch 
welche  Pforte  der  Missetäter  in  das  europäische  Friedensgehege 
eingedrungen  ist,  und  dann  schafft  die  Riegel  und  Barrieren,  um 
ihm  für  die  Zukunft  das  Eindringen  unmöglich  zu  machen.  Nur 
auf  der  Basis  der  Schuldunter  stichung  und  des  Schuldigspruchs 
gegen  den,  der  die  Missetat  begangen,  ist  ein  Rechtsfriede  aufzu- 
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:.  der  solche  Missetat  in  Zukunft  verhindert.  Erst  Diagnose, 
dann  Therapie.  Erst  Therapie,  dann  Hygiene.  Nur  dann  wird 
Europa  gesund  werden,  wenn  der  Krankheitskeim  erkannt  und 
für  alle  Zeiten  ertötet  sein  wird. 

Die   Doktrinäre. 

Eine  dritte  Gruppe  —  ich  möchte  sie  die  Gruppe  der  A>; 
doktrinäre  nennen  —  es  gehören  zu  ihr.  neben  manchen  bürger- 
lichen Pazifisten,  vor  allem  radikale  Sozialisten  in  kriegführenden 
und  neutralen  Ländern  —  diese  Gruppe  der  Doktrinäre  geht  der 
Erforschung  der  unmittelbaren  Kriegsursachen  aus  prinzipiellen 
Gründen  aus  dem  Wege  :  die  einen  —  die  bürgerlichen  Pazifisten 
—  sehen  die  Yölkeranarchie,  die  anderen  —  die  radikalen  Sozia- 
i  —  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  als  die  Missetäter 
an  ;  sie  betrachten  den  Krieg  als  ein  Produkt  des 

gegenwärtigen  Wirtschafts-  imd  Völkersystems.  als  eine  unver- 
meidliche Explosion  längst  angesammelten  Zündstoffes  und  zeigen 
gar  kein  Interesse  dafür,  den  Brandstifter  zu  ermitteln,  der  die 
Lunte  an  das  Pulverfass  gelegt  hat.  Ihnen  genügt  es,  den  Näkr- 
:  zu  bezeichnen,  aus  dem  die  verheerende  Kriegsseuche  er- 
wachsen ist  ;  sie  lehnen  es  aber  ab.  den  Bazillus  zu  ermitteln. 
der  die  Seuche  hervorgebracht  hat.  Für  sie  kommt  es  nicht 
darauf  an,  die  schuldigen  Urheber  des  heutigen  Krieges  festzu- 
stellen und  zu  brandmarken,  sondern  nur  darauf,  für  die  Zukunft 
die  wirtschaftlichen  und  völkerrechtlichen  Zustände  zu  beseitigen, 
aus  denen  solche  Katastrophen  erwachsen  können.  Diese  bürger- 
lichen und  sozialistischen  Doktrinäre  gelangen  so  —  meist  unfrei- 
willig —  zu  demselben  negativen  Standpunkt  der  Schuldfrage 
gegenüber,  wie  ihre  direkten  Antipoden,  die  Imperialisten  :  sie 
begegnen  sich  mit  diesen  in  dem  Bestreben,  jeder  Untersuchung 
der  unmittelbaren  Kriegsurheberschaft  aus  dem  Wege  zu  gehen  : 
sie  reiten  wie  diese  unentwegt  auf  ihrem  Steckenpferde,  dem 
«  S5*stem  »  herum  und  galoppieren  gleichgültig  über  die  realen 
Vorgänge  und  menschlichen  Willenshandlungen,  die  den  Krieg 
herbeigeführt  haben,  hinweg  ;  anstatt  die  eigentlichen  Verbre- 
cher in  der  Nacktheit  ihrer  Schuld  blosszustellen.  bedecken  sie 
sie  mitleidig  mit  dem  Mäntelchen  allgemeiner  imperialistischer 
Tendenzen,  deren  sich  alle  europäischen  Staaten  gleichmässig 
schuldig  gemacht  hätten.  —  Sozialimperialisten  und  «  Interna- 
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tionalisten  »  —  also  Sozialisten  der  äussersten  Rechten  und 
Linken  —  begegnen  sich  merkwürdigerweise  in  diesem  Verwässe- 
rungs-  und  Vertuschungssystem  ;  beide  Gruppen  gehen  gleich- 
massig,  aber  aus  gerade  entgegengesetzten  Motiven,  der  Erörte- 
rung der  Schuldfrage  aus  dem  Wege.  Die  deutschen  Sozialimpe- 
rialisten, die  sich,  einmal  auf  der  gefährlichen  Rutschbahn  ange- 
langt, aus  der  entmannenden  Umklammerung  des  deutschen 
Imperialismus  nicht  mehr  befreien  können,  dürfen  ihre  Herrscher 
und  Regierungen  natürlich  nicht  der  verbrecherischen  Kriegs- 
urheberschaft, nicht  des  Angriffskrieges  beschuldigen,  weil  ihre 
ganze  Haltung  auf  der  These  des  Verteidigungskrieges  beruht. 
Jede  Beschuldigung  gegen  ihre  eigene  Regierung  würde  ihnen  den 
Boden  unter  den  Füssen  hinwegziehen.  Daher  bezichtigen  sie 
entweder  —  die  meisten  bedienen  sich  einer  wechselnden  Taktik, 
je  nach  den  Umständen  —  die  Kriegsgegner  Deutschlands  des 
feindlichen  Ueberfalls  oder  sie  machen  den  Imperialismus  der 
europäischen  Staaten  im  allgemeinen,  nicht  aber  den  deutschen 
Imperialismus  im  besonderen  für  die  Katastrophe  verantwortlich. 
Während  sie,  die  Sozialpatrioten,  vor  den  eigentlich  Schuldigen 
Halt  machen,  springen  ihre  Antipoden,  die  sogenannten  «  Inter- 
nationalisten »,  die  sich  für  besonders  radikal  ausgeben,  in  Wahr- 
heit aber  nur  besonders  doktrinär  sind,  über  die  Schuldigen 
hinweg  und  landen  jenseits  auf  den  Gefilden  der  Seligen,  wo 
bereits  alle  Verheissungen  der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung 
erfüllt  sind  und  die  gebratenen  Tauben  den  ausgehungerten 
Völkern  nur  so  in  den  Mund  fliegen.  «  Nur  der  Sozialismus  kann 
der  unglücklichen  Menschheit  helfen,  nur  der  Kapitalismus  ist 
an  allem  Unheil  schuld.  Wer  innerhalb  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaft der  Verbrecher  ist,  der  die  jetzige  Katastrophe  herbei- 
geführt hat,  interessiert  den  wahren  Sozialisten  nicht  und  darf 
ihn  nicht  interessieren.  »  Dies  die  Theorie  der  Internationalisten, 
die  mit  allem  bricht,  was  die  Begründer  und  Altmeister  des  Sozia- 
lismus über  die  Notwendigkeit  der  historischen  Beurteilung  eines 
jeden  Krieges  gelehrt  haben  —  dies  die  neueste  Doktrin,  die 
geradenwegs  zur  Ausschaltung  jeder  Untersuchung  über  die 
Schuldfrage,  zur  Ablehnung  der  Verteidigung  des  angegriffenen 
Vaterlandes  führt.  So  finden  denn  die  schuldigen  Herrscher  und 
Regierungen  auf  beiden  äussersten  Flügeln  des  Sozialismus  ihre 
Beschützer.  Die  Sozialpatrioten  machen  respektvoll  vor  den 
schuldigen  Herrschern  und  Regierungen  Halt.  Die  Internationa- 
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listen  springen  respektlos  über  die  Schuldigen  hinweg.  Das  Re- 
sultat ist,  dass  beide  ihnen  kein  Härchen  krümmen. 

Der  richtige  Weg  liegt  auch  hier  wieder  in  der  Mitte  :  die 
Systemanklage  muss  mit  der  Menschenanklage  verbunden  werden. 
Die  letztere  bezieht  sich  auf  die  Vergangenheit,  die  erstere  auf 
die  Zukunft.  Dass  eine  ferne  Zukunft,  die  die  menschliche  Ge- 
sellschaft im  Sinne  unserer  sozialistischen  Anschauungen  um- 
wandelt, Kriege  ohne  weiteres  ausschliesst,  bedarf  für  einen 
Sozialisten  keiner  weiteren  Begründung.  Die  nächste  Zukunft 
aber,  die  unmittelbare  Zukunft  nach  dem  Kriege  wird  uns  kaum 
schon  die  Verwirklichung  unserer  Ideale  bringen  :  weder  auf 
ökonomischem  noch  auf  politischem  Gebiete.  Oder  glaubt  jemand 
ernsthaft,  dass  die  Institution,  die  wir  als  den  gefährlichsten 
Hemmschuh  jeder  fortschrittlichen  Entwicklung  innerhalb  der 
Staaten  und  zwischen  den  Staaten  beti achten  müssen,  dass  die 
Monarchie  —  und  besonders  die  Monarchie,  auf  die  es  ankommt  — 
durch  dieses  Blutbad  sofort  hin  weggeschwemmt  werden  wird  ? 
Leider  ist  keine  Aussicht  für  solche  rapide  Entwicklung  vorhan- 
den, so  sehr  wir  auch  unsern  Wunsch  zum  Vater  unseres  Gedankens 
machen  möchten.  Wir  werden  uns  also  darauf  gefasst  machen 
müssen,  mit  dem  Trompeter  von  Säckingen  trübselig  zu  blasen  : 

Es  war'  so  schön  gewesen, 
Es  hat  nicht  sollen  sein. 

Wir  werden  —  so  schmerzlich  es  auch  ist  —  mit  dem  vorläufigen 
Fortbestand  gewisser  kriegsfördernder  Faktoren  rechnen  müssen, 
von  denen  die  Monarchie  und  der  Kapitalismus  (in  der  Form  des 
kriegerischen  Imperialismus)  nur  die  hervorstechendsten  sind. 
Wir  müssen  daher  nach  Heilmitteln  gegen  die  Kriegsseuche  für 
die  nächste  Zukunft  suchen  und  dürfen  mit  unserer  Therapie  nicht 
in  weite  Fernen  schweifen. 

Die  Heilmittel  in  der  nächsten  Zukunft  aber  hängen  in  erster 
Ivinie  von  der  richtigen  Erkenntnis  der  Krankheit  ab.  Die  Krank- 
heit ist  auf  dem  Boden  der  bisherigen  Staats-  und  Gesellschafts- 
ordnung erwachsen  und  es  muss  nach  Mitteln  gesucht  werden, 
sie  zunächst  auf  diesem  Boden  zu  bekämpfen,  da  die  Völker  die 
Heilung  nicht  so  lange  hinausschieben  können,  bis  an  Stelle  der 
jetzigen  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  eine  andere,  an  Stelle 
der  Monarchien  die  Republiken,  an  Stelle  des  Kapitalismus  der 
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Sozialismus  getreten  sein  wird.  Diese  Zukunftsziele  bleiben  be- 
stehen, aber  auch  die  Gegenwart,  vor  allem  die  Gegenwart  ver- 
langt ihr  Recht,  ihren  Schutz  vor  Katastrophen,  wie  wir  sie  jetzt 
erleben.  Kein  Mensch  kann  zweifeln,  dass  man  im  oder  unmittel- 
bar nach,  dem  Friedensschluss  eine  völkerrechtliche  Organisation 
Europas,  wie  sie  auf  den  Haager  Konferenzen  erstrebt  worden 
ist,  ins  Leben  rufen,  die  Rüstungen  Vertrags  massig  beschränken, 
sogar  eine  Zwangsgewalt  —  vor  allem  auf  der  Basis  wirtschaft- 
licher und  verkehrspolitischer  Zwangsmittel  —  zur  Durchführung 
von  Rechtssprüchen  einrichten  kann.  Kein  Mensch  aber  wird 
behaupten  wollen,  dass  man  bei  oder  nach  Friedensschluss  sofort 
überall  den  Sozialismus  einführen  oder  die  Monarchie  abschaffen 
kann.  Soll  man  mit  der  Parole  :  Alles  oder  Nichts  —  auf  das 
Geringere  verzichten,  weil  man  das  Grössere  nicht  sofort  erreichen 
kann  ?  Soll  man  die  Völker  weiter  unter  dem  Druck  der  Rüs- 
tungen, unter  dem  Damoklesschwert  der  Kriege,  leben  lassen, 
weil  man  sie  nicht  gleich  mit  einem  Schlage  von  der  Herrschaft 
ihrer  Monarchen  und  ihrer  Kapitalisten  befreien  kann  ?  Die  aku- 
teste aller  Krankheiten  ist  die  Kriegsseuche.  Dieser  kann  man 
durch  pazifistische  Therapie  zu  Leibe  gehen.  Wenn  dieser  erste 
Schritt  zur  Heilung  des  nächstliegenden  Uebels  getan  ist,  so  wird 
der  Kampf  gegen  die  ferneren  grossen  Uebel  nur  umso  leichter 
und  aussichtsvoller  werden.  — 

Die  Grundlage  des  pazifistischen  Heil-  und  Schutzsystems  in 
Theorie  und  Praxis  —  und  hierin  begegnen  sich  der  bürgerliche 
und  der  sozialistische  Pazifismus  —  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  Angriffs-  und  Verteidigungskrieg.  Der  Angriffskrieg  ist 
ein  verbrecherischer,  der  Verteidigungskrieg  ein  legitimer  Akt  ; 
die  Völker  müssen  sich  zusammentun,  um  den  Angreifer  un- 
schädlich, den  Angriff  unmöglich  zu  machen,  um  den  Verteidiger 
in  seinem  legitimen  Kampfe  zu  stützen  und  zu  unterstützen. 
Um  diese  Grundsätze  in  jedem  einzelnen  Falle  praktisch  durch- 
zuführen, ist  die  Untersuchung  der  Schuldfrage  notwendig  :  Wer 
ist  der  Angreifer,  wer  der  Verteidiger  ?  Dies  die  prinzipielle 
Bedeutung  der  heutigen  Schulduntersuchung  für  die  pazifistischen 
Bestrebungen  in  der  nächsten  Zukunft.  Wer  diese  nächste  Etappe 
der  europäischen  Entwicklung  überspringen  und  mit  einem 
Schlage  das  ferne  Zukunftsland  der  «  Vereinigten  Sozialen  Repu- 
bliken Europas  »  erreichen  will,  begeht  denselben  Fehler,  wie  der 
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Mann,  der  von  der  untersten  Leitersprosse  sofort  auf  die  oberste 
sich  emporschwingen  will.  Nur  der  wird  an  die  Spitze  gelangen, 
der  ruhig  Stufe  für  Stufe  emporsteigt.  Wer  hinaufspringen  will, 
wird  mitsamt  der  Leiter  zu  Boden  fallen  und  das  Sprichwort  zur 
Wahrheit  machen  :  Oui  trop  embrasse,  mal  etreint. 


So  hat  die  Wahrheitserkenntnis  in  der  Schuldfrage  neben  dem 
moralischen  und  historischen,  einen  eminent  praktischen  Wert  für 
die  beteiligten  Völker,  für  Europa,  für  die  Menschheit.  Die  Ermitte- 
lung des  Kraukheitskeimes  ist  die  erste  Bedingung,  um  den 
Krankheitsausbruch  in  Zukunft  zu  verhindern.  Die  richtige  The- 
rapie hängt  in  erster  Linie  von  der  richtigen  Diagnose  ab.  Mit 
der  Erkennung  des  Nährbodens  allein  ist  es  nicht  getan.  Der 
Bazillus  muss  getötet  werden,  der  auf  dem  Nährboden  empor- 
gewuchert, der  die  Ursache  der  heutigen  europäischen  Krankheit 
ist. 

Die  wichtigste  Aufgabe  in  der  Vorbereitung  und  Anbahnung 
dieses  Heilungsprozesses  ist  dem  deutschen  Volke  zugewiesen. 
An  jenem  —  hoffentlich  nicht  allzu  fernen  —  Tage,  da  das  deutsche 
Volk  aus  seinem  kataleptischen  Schlafe  erwachen  wird  —  an 
jenem  Tage  des  jüngsten  Gerichts,  der  nicht  ausbleiben  wird, 
werden  keine  abstrakten  B?griffe,  sondern  sehr  konkrete  Personen, 
werden  nicht  der  Krieg,  der  Kapitalismus,  der  Imperialismus  auf 
der  Anklagebank  sitzen,  sondern  die  Herrscher,  die  Minister,  die 
Generäle,  die  Kriegshetzer,  denen  die  Verantwortung  für  das 
grösste  Blutbad  der  Weltgeschichte  zur  Last  fällt.  Jedem  wird 
sein  besonderes  Schuldbuch  aufgeschlagen  werden  und  jeder  wird 
seine  Rechnung  bezahlen  müssen.  An  diesem  Tage  handelt  es  sich 
nicht  mehr  bloss  um  Systeme,  über  die  das  Volk  zu  Gericht 
sitzen  wird,  sondern  um  die  Verkörperer  dieser  Systeme,  um 
Menschen  von  Fleisch  und  Blut,  die  Rechenschaft  für  ihre  Hand- 
lungen abzulegen  haben.  Die  alles  nivellierende  Systemanklage 
wird  das  Volk  nicht  zu  dem  kraftvollen  Handeln  entflammen, 
das  erforderlich  ist,  um  den  Umsturz  einer  Staats-  und  Gesell- 
schaftsordnung vorzubereiten,  die  solche  Katastrophen  möglich 
gemacht  hat.  Die  spezifizierende  Menschenanklage  aber,  die  die 
Donnerkeile   der   Volksempörung   auf   die   wahrhaft   schuldigen 
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Häupter  lenkt,  sie  wird  die  Zugkraft  besitzen,  die  wir  nach  dein 
Ende  dieses  Völkermordeiis  für  unsere  Bestrebungen  brauchen1. 

Der   Zusammenhang   des  Kriegs- 
ursprungs mit  den  Kriegszielen. 

Auch  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  hat  die  heutige 
Erörterung  der  Schuldfrage  nicht  nur  eine  prinzipielle,  sondern 
eine  höchst  aktuelle  praktische  Bedeutung  :  wegen  des  engen 
Zusammenhanges  des  Kriegsursprungs  mit  den  Kriegszielen.  Diesen 
Zusammenhang  werde  ich  in  einem  besonderen  Kapitel :  «  Kriegs- 
ziele »  ausführlich  darlegen  und  begnüge  mich  in  diesem  Einlei- 
tungskapitel mit  folgendem  Hinweis  : 

Der  Ideengang  aller  deutschen  Herrscher,  Staatsmänner  und 
leitenden  Politiker  ist  folgender  : 

i.  Wir  sind  im  Sommer  1914  von  feindlichen  Mächten,  die 
schon  längst  ein  Angriffskomplott  gegen  uns  geschmiedet 
hatten,  überfallen  worden. 

2.  Wir  müssen  uns  gegen  neue  Ueberfälle  dieser  Art  in  der 

Zukunft  schützen. 

3.  Das  einzig  mögliche  und  wirksame  Mittel  hierzu  ist  eine 

Machtvergrösserung  Deutschlands  nach  Osten  und  Wes- 
ten, die  uns  reale  Garantien  für  unsere  politische,  militä- 
rische und  wirtschaftliche  Sicherheit  in  der  Zukunft 
bietet. 

Dieses  ganze  Ideengebäude  ist  auf  dem  Fundament  des  feind- 
lichen Ueberfalles  im  Sommer  1914  errichtet.  Es  ist  auch  in  sich 
brüchig,  da,  selbst  angenommen,  die  Prämissen  ad  1  und  2  wären 
richtig,  immer  noch  die  Schlussfolgerung  ad  3,  dass  nur  durch 
Machtvergrösserung  Deutschlands  ähnliche  Ereignisse  in  Zukunft 
zu  verhüten  wären,  anfechtbar  ist.  Hinfällig  aber  wird  die  ganze 
Kriegsziel- Konstruktion,  wenn  die  grundlegende  Prämisse,  der 
feindliche  Ueberf all,  beseitigt  wird.  Mit  der  Beseitigung  des  Ueber- 
falles wird  der  Sicherungstheorie  der  Boden  unter  den  Füssen 
weggezogen,  werden  alle  Eroberungs-  und  Machterweiterungs- 
pläne als  das  enthüllt,  was  sie  in  Wirklichkeit  sind  :   als  nackte 

1  Aus  meiner  Schrift  :  Der  springende  Punkt  von  Germanicus,  (Zürich  1916, 
Gr  ütli-B  uchhandlung.) 
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imperialistische  Expansion,  wird  der  Verteidigungs-  und  Siche- 
rungskrieg als  Angriffs-  und  Machterweiterungs- Krieg  entlarvt. 
Indem  wir  feststellen,  dass  Deutschland  nicht  überfallen  worden 
ist,  sondern  seinerseits  überfallen  hat,  bringen  wir  den  Nachweis, 
dass  seine  annexionistischen  Kriegsziele  nicht  der  Sicherung  gegen 
lieber  fälle,  sondern  lediglich  der  Erweiterung  seiner  Macht  dienen  ; 
wir  entkleiden  die  deutschen  Kriegsziele,  die  heute  offenkundig 
vor  aller  Welt  daliegen,  ihres  angeblichen  Sicheruugscharakters 
und  enthüllen  sie  als  das,  was  sie  sind,  als  Eroberungsziele.  Wir 
gewinnen  also  —  durch  die  Schulduntersuchung  in  Verbindung 
mit  den  Kriegszielen  —  ein  weiteres  schwerwiegendes  Belastungs- 
moment zur  Ueberführung  Deutschlands  als  bewussten  Urhebers 
des  Weltkrieges.  Solange  die  deutsche  Regierung  noch  einen 
Brocken  von  angeblichem  Beweismaterial  übrig  behält,  den  sie 
zur  Aufrechterhaltung  der  Verteidigungslüge  verwenden  kann, 
so  lange  ist  sie  auch  noch  in  der  I,age,  ihre  verwerflichen  Erobe- 
rungsideen als  legitime  Zukunftssicherung  auszugeben.  Deshalb 
ist  es  notwendig,  ihr  in  alle  Schlupfwinkel  ihrer  Selbstverteidigung 
zu  folgen,  ihr  auch  den  letzten  Papierfetzen  zu  entreissen,  den 
sie  als  Entschuldigungszettel  für  diesen  Krieg  und  für  Deutsch- 
lands Kriegsziele  dem  Weltgericht  vorzeigen  könnte. 

Die  dreifache  Schuld. 

Die  Untersuchung  der  Kriegsursache  in  Verbindung  mit  den 
Kriegszielen  führt  uns  also  weiter  zu  einer  ganz  neuen  Schuldfrage 
—  zu  einer  Schuldfrage  der  Zukunft,  deren  Formulierung  schon 
heute  von  grosser  historischer  Wichtigkeit  ist.  Bisher  existierten 
nur  zwei  Schuldfragen  : 

die  Schuldfrage  aus  der  Vergangenheit,  das  heisst  aus  der 
entfernteren  Vorgeschichte  des  Krieges  ; 

die  Schuldfrage  aus  der  Gegenwart,  das  heisst  aus  der  un- 
mittelbaren Vorgeschichte  des   Krieges. 

Beide  Schuldfragen  habe  ich  in  J'accuse  mit  einem  glatten  Schuldig 
zu  Lasten  Deutschlands  und  Oesterreichs  beantwortet. 

Die  dritte  Schuldfrage,  die,  je  mehr  der  Krieg  vor-  und  hoffent- 
lich seinem  Ende  zuschreitet,  umso  akuter  wird,  ist  die  Frage  der 
zukünftigen  Gestaltung  Europas.  Diese  Frage  lautet  :  Soll  Europa 
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auch  in  Zukunft  unter  der  bisherigen  Völkeranarchie,  unter  den 
Machtrivalitäten  der  führenden  Staaten,  unter  dem  ruinösen 
Zustande  des  bewaffneten  Friedens,  der  nichts  anderes  als  ein 
latenter  Krieg  ist,  weiter  leben  ?  Oder  soll  an  Stelle  dieses  Ge- 
waltzustandes ein  Rechtszustand  treten,  der  den  Frieden  und 
die  Sicherheit  aller  durch  organisatorische  Einrichtungen  ge- 
währleistet ?  Deutschland  erstrebt  die  Fortsetzung  der  bisherigen 
Anarchie,  innerhalb  deren  es  seine  eigene  Sicherheit  durch  Macht- 
vergrösserung  erhöhen  will l.  Deutschlands  Gegner  erstreben  den 
Rechtszustand.  Die  Frage,  ob  Deutschland  auch  mit  diesen 
Zukunftsbestrebungen  eine  neue,  eine  dritte  schwere  Schuld  auf 
sich  lädt,  hängt  von  der  Vorfrage  ab,  ob  es  tatsächlich  im  Sommer 
1914  von  seinen  Gegnern  überfallen  worden  ist  oder  nicht.  Ist  es 
überfallen  worden,  so  wäre  der  Gedanke  an  seine  einseitige  Zu- 
kunftssicherung zwar  verfehlt,  weil  das  Mittel  dem  Zweck  nicht 
entspricht,  er  wäre  aber  nicht  verbrecherisch,  würde  also  zu  den 
übrigen  Schuldposten  keinen  neuen  gleichwertigen  gesellen.  Ist 
es  aber  nicht  überfallen  worden,  so  ist  sein  Gedanke  an  einen 
deutschen  Gewalt-  und  Erobererfrieden  ein  Verbrechen  an  der 
Zukunft  —  ein  Verbrechen  genau  so  schwer  wie  die,  die  es  in  der 
Vergangenheit  und  in  der  Gegenwart  begangen  hat.  Indem  wir 
die  Schuldfrage  heute  bis  in  ihre  letzten  Winkel  hinein  durch- 
leuchten und  untersuchen,  bereiten  wir  gleichzeitig  das  Akten- 
stück vor,  das  den  zweimal  überführten  Verbrecher  auch  einer 
dritten  Schuld  überführen  wird.  Wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  er 
dieses  dritte  Verbrechen  wirklich  begehen  wird  oder,  nach  Lage 
der  militärischen  Ereignisse,  begehen  kann. 

Der  Missetäter,  der  durch  force  majeure  an  der  Ausführung 
seiner  verbrecherischen  Pläne  verhindert  wird,  ist  deshalb  nicht 
weniger  verdammenswert.  Würde  Deutschland  den  Sieg  errungen 


1  Diese  —  im  September  1916  niedergeschriebenen  —  Sätze  werden  durch  das 
neueste  überraschende  Bekenntnis  des  Herrn  von  Bethmann  zum  Pazifismus 
(November  1916)  nicht  berührt.  Die  plötzliche  pazifistische  Erleuchtung  des  deut- 
schen Reichskanzlers  —  sozusagen  über  Nacht  !  —  desselben  Kanzlers,  der  während 
seines  siebenjährigen  Regiments  durch  Wort  und  Handlung  sich  stets  als  uner- 
bittlicher Antipazifist  gezeigt  und  in  allen  seinen  Kriegsreden  bisher  nur  die  zukünf- 
tige Machtsicherung  Deutschlands  als  Kriegsziel  proklamiert  hat  —  diese  plötzliche 
Erleuchtung  ist  im  höchsten  Masse  verdächtig  ;  ihre  Aufrichtigkeit  wird  schon 
durch  die  nach  wie  vor  fortbestehenden  Machterweiterungsideen  nach  Osten  und 
Westen  hin  widerlegt  —  Ideen,  die  bereits  in  der  Schaffung  des  sogenannten 
«  unabhängigen  »  Königreichs  Polen  ihre  praktische  Betätigung  gefunden  haben. 
Die  Bethmann 'sehe  Rede  vom  9.  November  1916  habe  ich  ausführlich  in  einem 
längeren  Aufsatz  Bethmann  dev  Paxifi$t   (Abschnitt  «  Kriegsziele  »)  behandelt. 
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haben  —  was  aber  glücklicherweise,  zum  Glück  für  Europa,  zum 
Glück  für  Deutschland  selbst,  nicht  geschehen  ist  und  nicht  ge- 
schehen wird,  —  so  würde  es  einen  neuen  Gewaltzustand  in  Europa 
errichtet  haben,  einen  schlimmeren  als  je  zuvor,  würde  den  anderen 
Völkern  einen  Erobererfrieden  diktiert  und  sich  selbst  durch 
Annexionen  nach  allen  Seiten  hin  eine  Vormachtstellung  ge- 
schaffen haben,  die  der  Keim  zu  neuen  Rüstungen,  zu  neuen 
Unruhen,  zu  neuen  Kriegen  geworden  wäre.  Wenn  es  nach  Deutsch- 
lands Willen  und  Macht  gegangen  wäre,  hätte  der  Frieden  uns  ein 
schlimmeres  Europa  beschert  als  vorher.  Vor  diesem  Schicksal 
scheint  —  wie  die  Dinge  heute  liegen  —  ein  gütiges  Geschick  die 
unglücklichen  Völker  bewahren  zu  wollen.  Der  aber,  der  den 
Willen  hatte,  Europa  —  und  damit  die  Welt  —  von  neuem  in 
solches  Wirrsal,  in  solche  unausbleiblichen  Katastrophen  zu 
stürzen,  ■ —  er  hat  sich  schon  durch  diesen  Willen  zur  Tat,  schon 
durch  den  —  glücklicherweise  misslungenen  —  Versuch,  eines 
neuen  dritten  Verbrechens,  des  Verbrechens  an  der  Zukunft, 
schuldig  gemacht.  Die  Voraussetzung  dieses  dritten  Schuldig- 
spruches —  ebenso  wie  des  ersten  und  zweiten  —  ist,  dass  die 
Gegner  Deutschlands  einen  kriegerischen  Ueberfall  weder  je  be- 
absichtigt noch  im  Sommer  1914  ausgeführt  haben.  Die  Grundlage 
des  Schuldigspruches  ist  also  auch  hier  die  Feststellung  :  Wer  hat 
den  europäischen  Krieg  gewollt,  wer  hat  ihn  vorbereitet  wer  hat 
ihn  herbeigeführt  ?  Wenn  die  Untersuchung  der  Schuldfrage  uns 
zu  dem  Resultat  führt  :  Deutschland  —  mit  seinem  Bundesge- 
nossen —  hat  den  Krieg  gewollt,  Deutschland  hat  ihn  vorbereitet, 
Deutschland  hat  ihn  herbeigeführt,  so  ergibt  sich  daraus  von 
selbst  der  drei  jache  Schuldigspruch  : 

Deutschland  hat  sich  versündigt  an  der  Vergangenheit . 
an  der  Gegenwart  und  an  der  Zukunft. 

«Leichter,    zuweilen    witziger    Stil.» 

Manche  meiner  Kritiker,  die  den  starken  Eindruck  meines 
Buches,  seine  grosse  Wirkung  in  der  Welt  nicht  leugnen  können, 
schieben  diesen  Effekt  nicht  auf  die  Macht  und  Ueberzeugungs- 
kraft  der  erwiesenen  Wahrheit  —  Gott  bewahre,  es  ist  ja  ein 
Lügenbuch  !  — ,  sondern  auf  äussere  Eigenschaften  der  Darstel- 
lung, auf  das  «  sittliche  Pathos  »,  das  sie  natürlich  als  geheuchelt 
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darstellen,  auf  den  aggressiven  Sarkasmus,  der  selbst  gegen 
Throne  seine  spitzen  Pfeile  richtet,  auf  «  den  leichten,  zuweilen 
witzigen  Stil  »  der  den  gutgläubigen  "Leser  fessele  und  in  seine 
Schlingen  ziehe. 

Diese  letztere  Erfindung  verdient  allerdings  —  wie  ihr  Erfinder 
überhaupt  —  die  Palme  der  Lächerlichkeit.  Leichter,  zuweilen 
witziger  Stil  !  Oh  du  heiliger  Pankrazius  !  Was  ist  das  für  ein 
Mensch,  der  diesem  schwersten,  blutigsten,  revolutionärsten  und 
hoffentlich  folgenreichsten  aller  Kriegsbücher  nichts  anderes 
nachzurühmen  weiss,  als  leichten  witzigen  Stil.  Dieser  Narr 
empfindet  die  blutigen  Pritschenhiebe  nicht,  die  der  Ankläger 
auf  Haupt  und  Rücken  der  grossen  Verbrecher  niedersausen 
lässt.  Er  merkt  und  sieht  nicht  den  feurigen  Lavastrom  revolu- 
tionärer Entschlossenheit,  der  zwischen  den  Zeilen  dieses  Buches, 
die  bestehend?  Staatsordnung  in  Deutschland  verbrennend  und 
niederreissend,  entlangrieselt.  Die  beissende  Satire  ist  ihm  leichter 
Witz  und  von  dem  Brande  wird  er  erst  dann  etwas  merken,  wenn 
die  Flammen  nach  den  Häuptern  der  schuldigen  Herrscher, 
Staatsmänner  und  ihrer  verächtlichen  Soldschreiber  empor- 
züngeln werden. 

Hören  wir,  was  ein  Neutraler,  der  Holländer  Frederik  van 
Eeden,  in  seiner  Vorrede  zu  der  holländischen  Ausgabe  von 
J'accuse  schreibt  (in  Uebersetzung)  : 

Darum  ist  ein  Buch  wie  J'accuse  der  Durchbruch  eiues  ersteu  Licht- 
strahles in  schwarzer  Finsternis.  Es  bezeichnet  einen  Wendepunkt  im 
ungeheuren  Geschehen.  Es  ist  das  erste  Aufleuchten  des  Verstehens  unter 
denen,  welche  am  Schlimmsten  betrogen  sind. 

Die  Besten  des  deutschen  Volkes  wollen  Freiheit  und  Selbständigkeit  so 
gut  wie  wir.  So  lange  sie  im  Wahne  leben,  für  Recht  und  Freiheit  zu  kämpfen, 
so  lange  wird  es  keine  Lösung  geben.  Sie  sind  stark  und  wohlgeordnet  und 
bereit  zum  Kampfe  auf  Tod  und  Leben.  Hätten  sie  eine  gerechte  Sache,  so 
würde  keine  Niederlage  sie  brechen  können. 

Man  darf  nicht  auf  einen  beständigen  Frieden  hoffen,  so  lauge  das 
deutsche  Volk  nicht  zum  richtigen  Verständnis  gelangt 

In  diesem  Buche  J'accuse  wird  nun  das  richtige  Bild  des  Zustandes  zum 
ersten  Male  von  einem  der  Betrogenen  selbst  in  vollkommen  klarer,  unwider- 
leglicher Weise  gegeben.  Carl  Spitteler,  der  grosse  deutsch-schweizerische 
Dichter  sagt  von  dem  Buche  :  «  J'accuse  habe  ich  gelesen  und  mich  über  die 
meisterhafte  überzeugende  Zusammenstellung  der  Tatsachen,  also  über  die 
klare  Darstellung  der  Wahrheit  ausserordentlich  gefreut.  » 

Ich  habe  diese  Freude  geteilt,  denn  man  möge  sicher  sein  in  seiner  inner- 
lichen Ueberzeugung,  der  Krieg  bleibt  dennoch  ein  entsetzliches  Schauspiel, 
wobei  man  aufatmet  bei  jedem  Zeichen  von  einer  Wendung  zum  Guten. 
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Dieses  Buch  ist  ein  solches  Zeichen  und  zwar  ein  sehr  starkes  und  deut- 
liches. Mehr  als  ein  materieller  Sieg.  Das  preussisch-militärisch-autokratische 
Regime  möge  auf  den  Schlachtfeldern  siegen  —  sein  Untergang  ist  unver- 
meidlich, wenn  die  Wahrheiten  dieses  Buches  in  das  deutsche  Volk 
durchdringen.  Von  innen  heraus,  durch  die  Wendung  der  Geister,  kommt 
Deutschlands  Niederlage  und  Wiederherstellung,  nicht  mit  Pulver  und 
Eisen. 

Dies  Buch  ist  ein  entsetzliches  Buch,  weil  es  geistige  Minderwertigkeit 
anzeigt,  weil  es  ethischen  Jammer  und  Verderben  anzeigt,  unter  Menschen, 
welche  eine  zu  grosse  Macht  ohne  Verantwortlichkeit  tragen.  Denn  es  steht 
jetzt  fest,  dass  die  deutschen  Herrscher  gelogen  und  betrogen  haben,  mit 
vollem  Bewusstsein.  So  schlimm,  dass  es  uns  Holländern,  mit  unserem  guten 
Vertrauen  auf  die  Probität  miserer  Regierung,  unglaublich  vorkommt. 

Dies  Buch  bedeutet  Revolution.  Man  mag  es  verbieten,  konfiszieren,  tot- 
schweigen, das  alles  wird  nicht  helfen Das  glühende  Wort  wird  Zunder  finden 

und  fortschwelen,  bis  der  Brand  auflodert.  Und  ich  kann  nichts  anderes  vor- 
aussehen wie  eine  Reihe  von  Ereignissen  bei  allen  Völkern  der  Erde,  welche 
das  Werk  von  1792  und  1848  fortsetzt  und  zu  Ende  führt. 

Das  ist  das  Buch  mit  dem  leichten,  zuweilen  witzigen  Stil  ! 
Der  deutschen  Regierung  muss  es  doch  nicht  ganz  so  leicht  und 
witzig  vorkommen,  wie  ihrem  geist-  und  witzlosen  Verteidiger, 
sonst  würde  sie  nicht  die  ungeheure  Dummheit  begehen,  die  schon 
für  sich  allein  ein  Schuldbekenntnis  in  feierlichster  Form  dar- 
stellt, das  Buch  J'accusc  sorgsam  von  den  deutschen  Grenzen  und 
den  deutschen  «  Vaterlandsverteidigern  »  fern  zu  halten,  ihm 
aber  gleichzeitig  haufenweise  ihre  Reptilien,  von  Schiemann  bis 
zu  dem  kleinsten  Zeilenschinder  hinunter,  auf  den  Hals  zu 
hetzen.  Ist  diese  Situation  nicht  zum  Platzen  komisch  ?  Diese 
feige  Angst  der  Wilhelmstrasse  mit  all'  ihren  geistigen  und  mate- 
riellen Machtmitteln,  mit  ihrem  Riesenpressfond  zur  Sättigung 
hungriger  Soldschreiber,  mit  all'  ihren  Kanälen  und  Möglich- 
keiten, die  öffentliche  Meinung  zu  beeinflussen,  —  mit  ihrer  Zensur 
und  ihrem  Belagerungszustand,  der  unbequeme  Meinungen  sofort 
unterdrücken  kann,  —  mit  ihrem  Stab  von  freiwilligen  und  unfrei- 
willigen Mitarbeitern  in  der  Presse,  die  jederzeit  auf  einen  Pfiff  hin, 
einer  Hundemeute  gleich,  bereit  sind,  sich  auf  ein  gehetztes  Wild 
zu  stürzen,  —  ist  es  nicht  wahrhaft  komisch  und  zugleich  beschä- 
mend anzusehen,  dass  eine  so  mächtige  Regierung  vor  einigen 
Seiten  Druckerschwärze  auf  weissem  Papier  eine  solche  Heiden- 
angst hat,  dass  sie  dieses  Teufelswerk  um  Gottes  Willen  nicht  ins 
Land  hineinzulassen  wagt  ?  ! 

Das  Buch  muss  also  nicht  bloss  leicht  und  witzig,  es  muss  recht 
schwer  und  eindrucksvoll  sein,  schwerer  und  eindrucksvoller,  als 

Da«  Verbrechen. 
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alle  Gegenschriften,  die  man  frei  einlässt  und  noch  dazu  mit  allen 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  fördert  und  verbreitet. 

Die  «  Anti-J'accuse-Iyiteratur  »  wächst  immer  mehr  an.  Die 
unverwüstliche  Lebenskraft  dieses  Buches  aber  zeigt  sich  gerade 
darin,  dass  man  es  mit  aller  Gewalt  totschlagen  möchte,  aber 
nicht  totschlagen  kann.  Alle  diese  Totschlagsversuche  finden 
statt,  in  Abwesenheit  des  corpus  delicti  und  der  persona  delin- 
quentis.  Man  schlägt  auf  einer  Puppe  herum,  wie  in  jenen  Kino- 
szenen, wo  scheinbar  ein  Mensch  von  hohem  Felsen  herab  in  den 
Abgrund  gestossen  wird,  tatsächlich  aber  nur  eine  ausgestopfte 
Puppe  die  Stelle  des  Menschen  vertritt.  Man  sucht  den  Verfasser 
der  «  Schmähschrift  J'accuse  »  gleich  einem  Landesverräter  vom 
Tarpejischen  Felsen  hinabzustürzen,  man  tötet  aber  nicht  den 
Verfasser  und  noch  weniger  sein  Werk,  sondern  nur  ein  Phantom, 
das  man  dem  unwissenden  und  gutgläubigen  Publikum  als  An- 
kläger und  Anklagebuch  vorstellt. 

Meine  Gegner  natürlich  finden  es  ganz  selbstverständlich,  dass 
J'accuse  in  Deutschland  verboten  und  beschlagnahmt  wird, 
während  ihre  Schriften  ungehindert  verbreitet  werden  dürfen. 
Sie  konstatieren  mit  Befriedigung,  dass  die  Beschlagnahme  der 
Verbreitung  des  Buches  «  doch  sehr  enge  Schranken  setzte  », 
auch  dass  die  Presse  infolge  der  Zensurverhältnisse  sich  «nur  in 
ablehnendem  Sinne  »  äussern  konnte.  Die  Mehrzahl  der  deutschen 
Leser  hätten  das  Buch  seinem  wahren  Werte  nach  beurteilt  ; 
immerhin  aber  gebe  es  auch  bei  uns  Leute,  «  die  auf  J'accuse 

hereingefallen  sind sicherlich  nicht  die  schlechtesten  Köpfe  ». 

Zu  meinem  Bedauern  kann  ich  dieses  Kompliment  meinen  Gegnern 
nicht  zurückgeben  :  auch  ihre  Bücher  allerdings  sind  von  den 
Lesern  «  ihrem  wahren  Werte  nach  gewürdigt  worden  »  ;  die  aber 
«  darauf  hereingefallen  »  sind,  waren  sicherlich  —  nicht  die  besten 
Köpfe.  Indessen,  wollen  Sie  mir  bitte  erklären,  meine  Herren, 
wie  der  unglückliche  deutsche  Leser  überhaupt  prüfen,  verglei- 
chen und  entscheiden  soll,  wenn  das  eine  Werk  —  das  Haupt- 
und  Angriffsobjekt  —  ihm  fehlt  und  nur  Ihr  Vexierspiegel  mit 
all'  seinen  Verdrehungen,  Verrenkungen,  Fälschungen  und  Weg- 
lassungen ihm  zur  Verfügung  steht  ?  Ich  kenne  Leute  in  Deutsch- 
land, die  die  ganze  «  Anti-J'accuse-Literatur  »  sorgfältig  gesammelt 
haben,  denen  es  aber  —  trotz  aller  Bemühungen  —  bis  heute  nicht 
gelungen  ist,  auch  nur  ein  Exemplar  von  J'accuse  in  ihren  Besitz  zu 
bringen.  Das  ist  ja  gerade  die  niederträchtige  Spekulation  dieser 
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ganzen  Sippe  von  Gegenschreibern  :  sie  benutzen  den  sensatio- 
nellen Titel  von  J'accuse,  um  für  ihre  jammervollen  Büchlein 
Reklame  zu  machen  ;  sie  sind  der  Protektion  aller  massgebenden 
Stellen  in  Deutschland  sicher  ;  sie  wissen,  dass  ungünstige  Kri- 
tiken ihrer  Bücher  von  der  Zensur  nicht  zugelassen  werden,  da 
die  öffentliche  Meinung  Deutschlands  auf  die  Schuldlosigkeit  der 
deutschen  Regierung  und  den  «  Verteidigungskrieg  »  abgestem- 
pelt ist  ;  sie  sind  sicher,  dass  die  nationale  Presse  —  und  in  diesen 
Kriegszeiten  ist  ja  alles  national  !  —  sich  mit  Eifer  und  Beifall 
ihre  noch  so  haltlosen  und  albernen  Beweisführungen  zu  eigen 
machen  und  nicht  nur  ihren  «  Right-or-wrong-my-Country- 
Patriotismus  »,  sondern  auch  ihren  scharfen  Verstand  und  ihre 
dialektische  Schlagkraft  in  den  Himmel  heben  wird.  Und  nun 
schlagen  sie  dreist  und  gottesfürchtig  auf  die  wehr-  und  vertei- 
digungslose Puppe  des  Anklägers  mit  ihren  waschlappenen 
Dreschflegeln  los,  während  der  Ankläger  selbst  mit  seinem  Buch 
in  der  Hand,  in  Fleisch  und  Blut,  draussen  vor  der  Grenze  steht 
und  bei  Gefahr  des  Erschossenwerdens  sich  nicht  selbst  vor  den 
Schranken  der  öffentlichen  Meinung  verteidigen  kann. 

Das  ist  der  traurige  Mut  jener  furchtlosen  Deutschen,  Sturm 
zu  laufen  gegen  ein  Buch  und  seinen  Verfasser,  die  sich  dem 
deutschen  Volke  nicht  präsentieren,  geschweige  denn  vor  ihm 
verteidigen  können.  Sie  wissen,  dass  sie  stets  das  letzte  oder 
vielmehr  das  ausschliessliche  Wort  behalten  ;  dass  sie  aus  dem 
flammenden  Aufruf  des  wahren  Vaterlandsfreundes,  der  aber 
das  deutsche  Vaterland  nicht  mit  dem  Preussentum,  nicht  mit  den 
Junkern,  und  nicht  mit  den  Hohenzollern  identifiziert,  eine  mehr 
oder  weniger  bestochene  «  Schmähschrift  >>  machen  können  ;  dass 
sie  aus  400  Buchseiten,  die  ein  vollständig  neues,  unglaublich 
schwieriges  Beweismaterial  in  kürzester  Zeit  zu  sichten  und  zu 
ordnen  hatten,  vier  oder  fünf  angebliche  Irrtümer  unerheblichster 
Art  herausfischen  können,  um  damit  die  Voreingenommenheit, 
die  Parteilichkeit,  die  Leichtfertigkeit  des  Verfassers  zu  beweisen  ; 
dass  sie  die  wichtigsten  Glieder  aus  dem  Schuldbeweis  unter- 
drücken und  unterschlagen  können,  ohne  der  bewussten  Fälschung 
überführt  zu  werden,  —  kurz,  dass  ihnen  die  Bahn  frei  ist  für 
alle  Unsinnigkeiten  und  Schändlichkeiten,  die  sie  zur  Rein- 
waschung ihrer  Auftraggeber  für  zweckmässig  halten,  während 
ihrem  Gegner,  dem  Ankläger,  der  Mund  verstopft,  die  Zunge 
gelähmt,  die  Feder  zerbrochen  ist.  Gewiss,  im  Auslande  kann  auch 
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der  Ankläger  reden,  soweit  nicht  auch  dort  der  prussifizierende 
Einfluss  des  mächtigen  Nachbarn,  die  Furcht  vor  seinem  rasseln- 
den Säbel  die  Press-  und  Redefreiheit  geknebelt  hat.  Aber  in 
Deutschland,  —  da,  wo  vor  allem  das  freie  Wort  am  Platze  und 
für  die  Aufklärung  des  Volkes  erforderlich  wäre,  —  da  dürfen 
nur  die  Verteidiger  der  deutschen  Regierung  zu  Worte  kommen. 
Ihre  Gegner  sind  mundtot  gemacht  und  sitzen  vielfach,  wenn  sie 
sich  nicht  rechtzeitig  im  Auslande  in  Sicherheit  gebracht  haben, 
hinter  Schloss  und  Riegel 

Anon  y  m. 

Das  Beste  aber  ist,  dass  all'  die  Feiglinge,  die  in  Deutschland 
auf  den  Wehrlosen  losschlagen  und  dafür  Ruhm  und  Geld  und 
Karriere  ernten,  ihrem  Opfer  auch  noch  vorwerfen,  dass  er  nicht 
den  Mut  habe,  sich  öffentlich  zu  nennen.  Oeffnet  die  Schranken, 
lasst  die  Anklageschrift  herein,  wie  Ihr  die  Ankläger  des  Anklägers 
ungehindert  passieren  lasst.  Gebt  dem  Ankläger  freies  Geleite, 
um  in  öffentlicher  Rede  und  Gegenrede,  Schrift  und  Gegenschrift 
die  Schuldfrage  mit  seinen  Widersachern  diskutieren  zu  können. 
Garantiert  ihm  Leben,  Freiheit  und  Besitz,  schafft  fair  play  nach 
beiden  Seiten  —  und  er  wird  den  Schleier  lüften,  das  Visier  heben, 
seine  Gegner  zu  öffentlichem  Turnier  in  die  Schranken  fordern. 
Solange  diese  Bedingungen  aber  nicht  erfüllt  sind,  seid  Ihr  die 
Feigen,  die  Ihr  dem  Ankläger  Mangel  an  Mut  vorwerft.  Den  Wehr- 
losen angreifen,  ist  feiger  Mord,  den  Gegner  zum  Zweikampf  mit 
gleichen  Waffen  herausfordern,  ist  ritterliches  Duell.  Erst  schafft 
diese  gleichen  Kampfbedingungen  und  dann  wagt  es,  dem  Manne, 
der  auch  ungenannt  grössere  Opfer  für  seine  aufrechte  Ueber- 
zeugung  bringt,  als  Ihr  Windfahnen  je  ermessen  und  begreifen 
könnt,  —  dann  erst,  wenn  er  zu  gleichem  ritterlichen  Kampfe 
sich  nicht  stellen  würde,  dann  erst  wagt  es,  ihm  das  vorzuwerfen, 
was  heute  schon  Euch  allen  auf  Euren  bleichen  Stirnen  geschrie- 
ben steht  :  Feigheit  und  Charakterlosigkeit  ! 

Bequem  allerdings  wäre  es  für  die  herrschenden  Mächte  in 
Deutschland,  wenn  sie  den  unbequemen  Ankläger,  —  der  ihnen 
vor  aller  Welt  schonungslos  die  Maske  vom  Gesicht  gerissen  und 
eine  scharfe  Trennungslinie  zwischen  dem  braven  deutschen  Volke 
und  seinen  verbrecherischen  Führern  und  Verführern  gezogen 
hat,  —  bequem  wäre  es  ihnen  allerdings,  wenn  sie  diesen  mibe- 
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quemen    Wahrheitssucher,    den    «  Volksfeind  »    (aber   in    Gänse- 

füsschen,  nach  Ibsens  Doktor  Stockmann)  unschädlich  machen 

und  ihn  ein  für  alle  Mal  am  Reden  und  Schreiben  verhindern 

könnten.  Das  passte  ihnen  so.  Aber  den  Gefallen  tue  ich  ihnen 

nicht.  Die  Freiheit  und  Unabhängigkeit  will  ich  mir  wahren  für 

die  Aufgabe,  die  ich  mir  nun  einmal  gesetzt  habe,  —  die  Aufgabe, 

den  Lügenbann  zn  lösen,  in  den  man  bewusst  und  absichtlich 

das  deutsche  Volk  verschlungen  hat  ;  den  «  Befreiungskrieg  >>  als 

das  zu  entlarven,  was  er  ist,   als   Hohenzollemschen  Macht-  und 

Eroberungskrieg  und  —  so  weit  meine  schwachen  Kräfte  reichen  — 

das  deutsche  Volk  ein  für  alle  Mal  von  solchen  «  Befreiern  »  zu 

befreien.  Um  diese  Aufgabe  erfüllen  zu  können,  brauche  ich  selbst 

Ellbogenfreiheit  und,  um  diese  zu  gemessen,  werde  ich  meinen 

Verfolgern  nicht  das  Vergnügen  bereiten,  mich  freiwillig  in  ihre 

Hände  zu  liefern. 

Das   Selbsterhaltungsrecht   ist   das   elementarste    Recht   des 

schwachen  Einzelnen  gegen  die  brutale  Gewalt.  Nur  wer  lebt  und 

frei  ist,  kann  wirken.  Das  alte  Hohnlied  auf  die  Schergen  der 

preussisch-deutschen   Reaktion,   das   Hecker-Lied  soll   auch  für 

mich  gelten  : 

T  nd  wenn  die  Leute  fragen  : 
Lebt  denn  der  Hecker  noch  ? 
So  mögt  ihr  ihnen  sagen  : 
Der  Hecker  lebet  noch. 

Kr  hängt  an  keinem  Baume, 
Er  hängt  an  keinem  Strick, 
Er  hängt  nur  an  dem  Traume 
Der  deutschen  Republik. 

Nochmals  :  Gebt  mir  freies  Geleit,  Sicherheit  für  Gut  und 
Blut,  Kampffreiheit  mit  gleichen  Waffen,  - —  dann  sollt  Ihr 
erfahren,  wer  und  was  ich  bin,  dann  werden  wir  sehen,  wer  vor 
dem  deutschen  Volke  Recht  behält. 

Der   «Verleumder». 

Durch  tausend  giftige  Verleumdungen  hat  man  dem  Verfasser 
von  J'accuse  die  Ehre  abzuschneiden  gesucht  :  ein  ganzes  Lexikon 
von  Schimpf worten  hat  der  in  seinem  Wesenskern  getroffene 
Pangermanismus  in  ohnmächtiger  Wut  gegen  den  Drachentöter 
ausgespritzt.    Verleumder,   Lump,    Feigling,    Hochverräter,    Be- 
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stochener,  Entarteter  —  sind  noch  die  mildesten  Epitheta,  die 
man  dem  Ankläger  ins  Gesicht  geschleudert  hat,  ohne  ihn  treffen 
zu  können.  Nicht  ein  Stäubchen  Schmutz  ist  an  seiner  tadellos 
weissen  Weste  kleben  geblieben,  der  Staub  ist  zum  Staube  zurück- 
gekehrt, die  Stinkbomben  auf  die  zurückgeprallt,  die  sie  geschleu- 
dert haben.  Weil  man  seine  Argumente  nicht  widerlegen  kann, 
sucht  man  seinen  Charakter,  seine  moralische  Reinheit  zu  besu- 
deln. Das  mildeste,  was  man  diesem  Deutschen  vorwarf,  ist  die 
«  antideutsche  Gesinnung  »,  die  ihm  die  Feder  geführt  habe,  ist 
der  Vorwurf,  dass  er  gerade  jetzt  —  «  mitten  im  Existenzkampf  des 
deutschen  Volkes  »  —  diesem  in  den  Rücken  gefallen  sei. 

Darauf  erwidere  ich :  Nicht  Deutschland  kämpf  t  um  seine  Exis- 
tenz, die  niemand  bedroht  hat.  Nein,  mächtige  Herrscher^  die  aber 
übermächtig  werden  möchten,  hab-  und  raubgierige  Gesellschafts- 
klassen, denen  ihr  XJ eber gewicht  an  Wohlstand  und  Macht  nicht 
genügte,  haben  diesen  Krieg  herbeigeführt,  für  den  das  Volk  bluten 
und  zahlen  muss.  Dies  dem  deutschen  Volke  klar  zu  machen, 
es  ihm  in  die  Ohren  zu  schreien,  es  aufzurufen  und  anzuspornen, 
sich  von  jenen  Verbrechern  und  Verführern  zu  befreien,  um  ein 
wirklich  freies,  friedliches  und  glückliches  Volk  im  Verein  mit 
anderen  Völkern  zu  werden,  —  das  ist  der  patriotische  Zweck, 
den  ich  mit  meinen  Büchern  verfolge. 

Den  Vorwurf  des  «  gerade  jetzt  »  habe  ich  vorausgesehen  und 
bereits  vorweg  im  Epilog  meines  Buches  beantwortet  : 

«  Jetzt  nicht,  —  später  !  »  ruft  Ihr  mir  zu.  Gerade 
jetzt,  —  nur  jetzt  !  erwidere  ich  Euch.  .Was  später  ein 
Wort  ist,  ein  nutzloses  Wort,  ist  jetzt  eine  Tat,  eine  ret- 
tende Tat.  Hunderttausende  können  vor  dem  Tode,  das 
deutsche  Volk  vor  dem  Untergange  bewahrt  werden, 
—  jetzt  noch,  gerade  jetzt  noch,  —  wenn  die  Wahrheit 
im  deutschen  Volke  sich  Bahn  bricht.  Denn  Wahrheit  ist 
Stillstand,  Lüge  aber  Vorwärtsschreiten  auf  dem  verderb- 
lichen Wege 

Nichts  wird  mich  abhalten,  auf  dem  einmal  betretenen  Wege 
weiterzugehen,  bis  das  Ziel  erreicht  ist,  bis  das  deutsche  Volk 
die  Wahrheit  ^griffen  und  als  Richtschnur  seines  Handelns 
ergriffen  haben  wird 
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Wenn  die  Resultate  meiner  Untersuchung  furchtbar,  grauener- 
regend, niederschmetternd  für  jeden  Deutschen  sind,  so  ist  nicht 
der  Untersucher  daran  schuld,  sondern  die  Tatsachen,  die  er  zu 
untersuchen  hatte.  Der  Gedanke,  dass  es  Menschen  auf  Erden 
geben  soll,  die  ein  so  ungeheures,  nie  dagewesenes  Verbrechen 
kaltblütig  ausgesonnen,  es  dann  noch  kaltblütiger  abgeleugnet 
haben,  —  dass  solche  Menschen  noch  heute  ungestraft,  ja  sogar 
von  ihrem  eigenen  Volke  gefeiert  und  bejubelt  «  unter  Palmen 
(aber  nicht  unter  Friedenspalmen)  wandeln  »,  sich  ihres  Daseins, 
ihres  Sieger-  und  Kriegerruhmes  erfreuen,  in  ungestörter  Ge- 
sundheit, ohne  schlaflose  Nächte,  ohne  Gewissensbisse  immer 
weiter  ihrem  Mordhandwerk  nachgehen,  immer  weitere  Millionen 
ihrem  Mord  Wahnsinn  opfern  dürfen,  —  der  Gedanke,  dass  deutsche 
Männer  diese  grössten  Missetäter  der  Menschheitsgeschichte  sind, 
dieser  Gedanke  muss  deutschen  Hirnen  und  Herzen  so  unge- 
heuerlich erscheinen,  dass  es  verständlich  ist,  wenn  die  Mehrzahl 
der  Deutschen  die  Anklage  schon  a  limine  zurückweist  und  an 
Stelle  der  Angeklagten  den  Ankläger  verdammt.  Und  doch  ist  das 
Furchtbare  wahr,  das  scheinbar  Unmögliche  möglich,  das  schier 
Unglaubliche  glaublich  geworden.  Man  lese  meine  beiden  Anklage- 
bücher und  dann  urteile  man,  ob  der  Ankläger  ein  Wahrheits- 
künder  oder  ein  I^ügner  ist. 

Meinen    «Ton»    hat   man    vor 
Gericht    gestellt. 

Auch  den  Ton  meines  Buches  hat  man  «  vor  Gericht  zu  stellen  » 
gesucht.  Nicht  eine  Anklageschrift,  eine  Schmähschrift  hat  man 
mein  Buch  genannt  und  diesen  Ehrentitel  zu  einer  feststehenden, 
"  überall  wiederkehrenden  Bezeichnung  erhoben . 

Ich  schmähe  nicht,  ich  klage  an. 

Ich  schimpfe  nicht,  ich  beweise  und  überführe. 

Mein  Urteil  allerdings  spreche  ich  scharf,  klar  und  unver- 
blümt aus.  Ich  nehme  das  Recht  für  mich  in  Anspruch,  mit 
Deutschen  «  deutsch  »  zu  reden.  Verlangt  mau  etwa  vom  Staats- 
anwalt, der  auf  Schuldig  wegen  Mordes  plaidiert,  vom  Richter,  der 
das  Schuldig  ausspricht,  dass  sie  ihre  Anträge  und  Urteile  in 
höfliche,  konziliante  Formen  kleiden,  den  nackten  Tatbestand 
mit  freundlichen  Redefloskeln  umhüllen  sollen  ?  Was  würde  man 
von  einem  Angeklagten  sagen,  der  dem  Richter,  der  ihn  zum 
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Tode  verurteilt,  Grobheit,  Unhöflichkeit,   Mangel   an  vornehmer 
Form  zum  Vorwurf  machen  würde  ? 

Nein,  mein  Ton  entspricht  der  Sache.  Die  Ausdrucks  weise 
des  Anklägers  entspricht  der  Handlungsweise  der  Angeklagten, 
—  soweit  die  deutsche  oder  irgend  eine  menschliche  Sprache 
überhaupt  Ausdrucksformen  besitzt,  um  die  gigantische  Schuld 
der  Schuldigen  genügend  zu  kennzeichnen. 
Das  Wort  bleibt  weit  hinter  der  Tat  zurück. 

Nicht  einmal  die  menschliche  Phantasie  reicht  an  die  Schrek- 
kensbilder  heran,  die  sich  täglich  und  stündlich  auf  allen  Schlacht- 
feldern der  Welt,  auf  den  Meeren,  auf  dem  Lande,  in  der  Luft 
abspielen.  Wer  die  Leichen  und  Verstümmelten,  die  Kranken  und 
Verelendeten,  die  dieser  zweijährige  Massenmord  geschaffen  hat, 
beisammen  sähe,  wer  nur  die  Millionen  von  Toten,  die  an  Zahl 
die  Bevölkerung  der  gesamten  Schweiz,  von  den  Greisen  bis  zu 
den  Säuglingen  hinunter,  übersteigen,  in  einer  Reihe  oder  überein- 
andergestapelt  erblicken  würde,  in  allen  Verzerrungen  und  Ver- 
krampfungen des  Todes,  der  müsste  die  Sprache  verlieren,  vom 
Wahnsinn  erfasst,  zum  Selbstmord  getrieben  werden.  Nein,  kein 
Wort,  kein  Gedanke,  keine  Phantasie  reicht  aus,  um  das  Unbe- 
greifliche zu  begreifen,  das  Unerf assbare  zu  erfassen,  das  Unaus- 
sprechliche   auszuprechen. 

Und  diesem  Riesenverbrechen  gegenüber  werft  Ihr  mir  meinen 
Ton,  meine  «  Schmähungen  » vor  ?  !  Keine  mittelalterliche  Marter- 
tortur, kein  Vierteilen,  Rädern,  Gliederabhacken,  bei  lebendigem 
Leibe  Verbrennen,  keine  Strafe  im  Diesseits,  keine  Danteschen 
Höllenqualen  im  Jenseits  sind  ausreichend,  um  solche  Men- 
schenschuld zu  strafen  und  zu  sühnen.  Und  Ihr  wagt  es,  Ihr 
bösgläubigen  Verteidiger  bösartiger  Verbrecher,  den  Ton  meiner 
Anklage  vor  Gericht  zu  stellen  ? 

Oh,  wenn  ich  sie  doch  hinausdonnern  könnte,  diese  Anklage, 
mit  derselben  weithin  dröhnenden  Macht,  wie  Ihr  Eure  Riesen- 
geschosse über  weite  Länderstrecken  sendet.  Auch  der  Ton  Eurer 
Kanonen  ist  keine  Musik  in  den  Ohren  derer,  die  sie  abschiessen 
müssen,  noch  weniger  der  Unglücklichen,  auf  die  sie  gerichtet 
sind.  So  soll  auch  meine  Anklage  keine  Musik  in  Euren  Ohren  sein. 
Sie  soll  mit  ehernem  Finger  an  Eure  Herzen  und  Gewissen  pochen 
—  wenn  Ihr  solche  habt,  woran  ich  zweifle.  Sie  soll  Eure  Völker 
aufrufen,  wie  die  Glocke  des  jüngsten  Gerichts,  gegen  Euch,  die 
Volksverführer  und  Volksverderber.  Sie  soll  Euer  Mark  und  Bein 
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durchzittern,  wie  der  schrille  Klang  des  scharfen  Messers,  das  auf 
den  entblössten  Nacken  verurteilter  Missetäter  niedersaust 


Wenn  das  deutsche  Volk  nach  der  Lektüre  meiner  beiden 
Anklagebücher,  deren  Kenntnis  ihm  auf  die  Dauer  —  trotz  aller 
Unterdrückungsmanöver  —  doch  nicht  vorenthalten  werden  kann, 
wenn  das  deutsche  Volk  auch  dann  noch  nicht  zur  Einsicht  und 
Besinnung  kommt,  —  wenn  es  auch  dann  sich  nicht  zu  den  Er- 
schliessungen aufzuraffen  vermag,  die  seine  Lage  erfordert,  — 
wenn  es  auch  dann  noch  nicht  die  «  Leidenschaften  »  entwickeln 
wird,  die  «  bei  Regierungen  ein  Zeichen  von  Schwäche,  bei  Völkern 
aber  ein  Zeichen  von  Stärke  sind  »,  —  dann  verdient  es  den  Zu- 
sammenbruch, der  ihm  —  bei  weiterem  Fortschreiten  auf  dem 
bisherigen  Wege  - —  früher  oder  später  unvermeidlich  droht,  dann 
verdient  es  die  Machthaber,  die  aus  einem  mit  den  glänzendsten 
Eigenschaften  ausgestatteten  Volke  die  bestgehasste  Nation  der 
ganzen  Welt  gemacht  haben,  dann  wird  man  mit  Recht  von  ihm 
sagen,  was  Joseph  de  Maistre  von  schwachen  und  schlecht  gelei- 
teten Nationen  sagte  :  Tonte  nation  a  le  gonvernement  qu'ellc 
tnerite. 

November   iqt6. 


I. 

Die  Greysche  Konferenz. 


Z  w  t  c  k. 


Bei  Gelegenheit  des  ersten  Jahrestages  des  Weltkrieges  hat 
der  König  von  England  an  den  Präsidenten  Poincare  ein  Tele- 
gramm gerichtet,  in  welchem  es  folgen dermassen  heisst  :  «  Aus 
Anlass  des  Jahrestages,  des  Tages,  an  dem  mein  Land  gezwungen 
war,  die  Waffen  zu  ergreifen  gegen  jene  Grossmacht,  die  den  Krieg 

einer  Konferenz  vorzog wünsche  ich  Ihnen  meine  feste  Ueber- 

zeugung  auszusprechen,  dass  vereinte  Anstrengungen  zum  Erfolge 
führen,  und  Sie  meiner  unveränderlichen  Mithilfe  sowie  meiner 
und  meines  Landes  Entschlossenheit  zu  versichern » 

In  diesen  wenigen  Worten  wird  mil  Recht  die  entscheidende 
Bedeutung  der  Konferenzfrage  für  die  Beurteilung  der  Schuld 
Deutschlands  hervorgehoben.  In  meinem  Buche  J'accuse  habe  ich 
ausführlich  dargelegt,  wie  Sir  Edward  Grey,  von  Anbeginn  des 
Konflikts  an,  den  Vorschlag  machte,  die  Botschafter  Deutsch- 
lands, Italiens  und  Frankreichs  sollten  —  wie  dies  seinerzeit  so 
erfolgreich  während  der  Balkankrisis  geschehen  —  unter  seinem 
Vorsitz  in  London  zusammentreten,  um  Mittel  und  Wege  aus- 
findig zu  machen,  durch  gleichzeitige  Vorstellungen  in  Wien  und 
Petersburg,  eine  Einigung  zwischen  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkten der  österreichischen  und  russischen  Regierung  herbei- 
zuführen. Die  Konferenzidee  wurde  bekanntlich  von  Frankreich 
und  Italien  sofort  mit  Beifall  begrüsst.  Desgleichen  erklärte 
Russland,  die  Entscheidung  der  Streitfrage  vollständig  den  vier 
unbeteiligten  Mächten  zu  überlassen  und  seinerseits  abseits  stehen 
zu  bleiben  (Russia  would  be  quite  ready  to  stand  aside  and  leave 
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the  question  in  the  hands  of  England,  France,  Germatvy  and  Itah'. 
Blanbnch,  Nr.  17). 

Deutschland  und  Oesterreich  dagegen  lehnten  die  Konferenz 
ab  und  zwar  aus  verschiedenen  Gründen  :  Deutschland,  weil  es 
unmöglich  seinen  Bundesgenossen  in  seiner  Auseinandersetzung 
mit  Serbien  vor  ein  europäisches  Gericht  ziehen  könne,  und 
Oesterreich,  weil  der  Greysche  Konferenzvorschlag  angesichts 
des  eingetretenen  Kriegszustandes  (mit  Serbien)  durch  die  Ereig- 
nisse überholt  erscheine. 

Ich  habe  ferner  in  meinem  Buche  ausführlich  dargelegt 
(S.  149  ff.),  wie  die  Ententemächte  der  deutschen  Regierung 
unzählige  Male  klar  machten,  dass  es  sich  keineswegs  um  ein 
europäisches  Gericht  handle,  sondern  nur  um  die  guten  Dienste, 
welche  die  vier  unbeteiligten  Mächte  den  beiden  Hauptbeteiligten 
7.ur  Beilegung  des  Zwiespaltes  anbieten  sollten  ;  wie  man  der 
deutschen  Regierung  immer  von  neuem  anheimstellte,  doch 
ihrerseits  die  ihr  genehme  Form  der  Friedensvermittlung  anzu- 
geben, der  sich  die  anderen  Mächte  ohne  weiteres  unterwerfen 
würden,  wie  aber  alle  diese  Bemühungen  im  Sande  verliefen  und 
Deutschland  nie  zu  einem  positiven  Vorschlage  im  Sinne  der 
Greyschen  Proposition,  deren  Tendenz  man  in  Berlin  angeblich 
billigte,  sich  herbeiliess. 

Der  Konferenzgedanke  geht  wie  ein  roter  Faden  durch  sämt- 
liche diplomatischen  Verhandlungen  hindurch,  vom  24.  Juli  bis 
zum  1.  August.  Die  verschiedensten  Vorwände  wurden  von 
Deutschland  und  Oesterreich  vorgebracht,  um  ihn  hinfällig  zu 
machen    : 

Am  27.  Juli  lehnt  Herr  von  Bethmann  es  ab,  seinen  Bundes- 
genossen vor  ein  europäisches  Gericht  zu  ziehen.  (Weissbuch, 
Anlage  12.) 

Am  28.  Juli  lehnt  Oesterreich  den  Vorschlag  ab,  weil  er  durch 
den  eingetretenen  Kriegszustand  überholt  sei.  (Rotbuch  Nr.  41 ; 
Weissbuch  S    9.) 

Am  29.  Juli  bemerkt  Graf  Pourtales  Herrn  Sazonow  gegenüber, 
der  russische  Versuch,  Deutschland  zur  Teilnahme  an  einer  Kon- 
versation zu  Vieren  zu  bewegen,  laufe  darauf  hinaus,  von  Oester- 
reich dasselbe  zu  verlangen,  was  man  Oesterreich  dem  serbischen 
Staate  gegenüber  vorwerfe,  sei  also  gleichbedeutend  mit  einem 
Eingriff  in  österreichische  Souveränitätsrechte.  (Weissbuch  S.  10.) 
Also  eine  freundschaftliche   Raterteilune  der  vier  unbeteiligten 
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Mächte,  von  denen  zwei  die  Verbündeten  Oesterreichs  und  zwei 
die  Verbündeten  Russlands  waren,  ist  gleichbedeutend  mit  einem 
europäischen  Gericht,  mit  einem  Eingriff  in  Souveränitätsrechte. 

Am  24.  Dezember  191 4  noch  wiederholte  Herr  von  Bethmann 
die  vom  Grafen  Pourtales  Herrn  Sazonow  gegebene  Begründung 
der  Ablehnung  der  Konferenz,  mit  dem  Hinzufügen,  man  hätte 
Oesterreich  zumuten  wollen,  unter  militärischem  Drucke  nach- 
zugeben. Von  einer  Zumutung,  nachzugeben,  war  bei  dem 
Greyschen  Vorschlage  überhaupt  niemals  die  Rede,  sondern  nur 
von  freundschaftlicher  Vermittlung.  Von  militärischem  Druck 
aber  erst  recht  nicht,  denn  der  Vorschlag  wurde  von  Grey  zum 
ersten  Male  bereits  am  24.  Juli  (Blaubuch  Nr.  10)  gemacht  und 
am  26.  Juli  (Blaubuch  Nr.  36)  durch  Zirkularschreiben  Greys 
den  englischen  Botschaftern  in  Berlin,  Paris  und  Rom  in  for- 
mellster Weise  zur  Mitteilung  und  Anfrage  an  die  betreffenden 
Regierungen  übermittelt.  Am  26.  Juli  aber  war,  abgesehen  von 
der  Mobilisation  Oesterreichs  gegen  Serbien,  von  irgend  einem 
Mobilisierungsakt  einer  Grossmacht  noch  keine  Rede. 

Wie  wenig  die  Greysche  Konferenz  mit  einem  Gerichtshof 
oder  gar  mit  einem  militärischen  oder  auch  nur  diplomatischen 
Druck  auf  Oesterreich  oder  Russland  zu  tun  hatte,  ergeben 
sämtliche  englischen,  russischen  und  französischen  Schriftstücke, 
die  von  der  Konferenz  handeln.  Es  genüge  an  dieser  Stelle,  auf 
das  Zirkularschreiben  Greys  (Blaubuch  Nr.  36)  hinzuweisen,  in 
dem  als  Zweck  der  Konferenz  hingestellt  wird,  einen  Ausweg  zu 
finden,  um  Verwicklungen  vorzubeugen.  In  ähnlicher  Weise 
definiert  der  englische  Botschafter  Goschen  Herrn  von  Jagow 
gegenüber  am  27.  Juli  den  Zweck  der  Konferenz,  die  nichts  mit 
einem  Schiedsgericht  zu  tun  habe,  sondern  nur  den  Zweck  ver- 
folge, dass  die  Vertreter  der  vier  nicht  direkt  beteiligten  Nationen 
Massregeln  diskutieren  und  suggerieren  sollten,  um  einer  gefähr- 
lichen Situation  aus  dem  Wege  zu  gehen  (Blaubuch  Nr.  43  : 
discuss  and  suggest  means  for  avoiding  a  dangerous  Situation). 

Es  sollte  eben  das  stattfinden,  was  in  den  Haager  Konferenzen 
als  geeignetes  Mittel  zur  Vermeidung  von  Kriegen  vorgesehen 
war  :  befreundete  Mächte  sollten  ihre  guten  Dienste  zur  Beilegung 
des  Konflikts  anbieten  —  ein  Angebot,  das  nach  dem  Beschluss 
dieser  Konferenzen  niemals  als  ein  unfreundlicher  Akt  angesehen 
werden  sollte. 
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Ablehnung. 

Trotz  dieses  gänzlich  unverbindlichen  Zweckes  der  Konferenz, 
deren  Vorschläge  die  beteiligten  Mächte,  Oesterreich  und  Russ- 
land, ganz  nach  Belieben  annehmen  oder  ablehnen  konnten,  wurde 
der  Greysche  Vorschlag  von  Deutschland  und  Oesterreich  kühl 
abgelehnt,  während  Russland,  wie  schon  bemerkt,  ihn  bereits 
am  25.  Juli  ohne  Bedingung  angenommen  und  sich  bereit  erklärt 
hatte,  ohne  Mitwirkung  seinerseits  die  Entscheidung  der  Streitfrage 
den  vier  unbeteiligten  Mächten  zu  überlassen.  (Blaubuch  Nr.  17 ; 
Orangebuch  Nr.  31,  32.) 

Charakteristisch  für  die  deutsche  Diplomatie  ist  das  ableh- 
nende Telegramm  des  Reichskanzlers  an  den  Fürsten  Lichnowsky 
vom  27.  Juli  (Anlage  12  des  Deutschen  Weissbuches).  Auffallend 
ist  schon,  dass  dieses  Telegramm  vom  27.  Juli  (Anlage  12)  vor 
dem  Telegramm  Bethmanns  an  Lichnowsky  vom  25.  Juli  (An- 
lage 13)  abgedruckt  ist.  Ist  dies  Absicht  oder  Nachlässigkeit  ? 
Ich  glaube  an  die  Absicht.  Das  Telegramm  vom  25.  Juli  nämlich 
betont  die  bekannte  geistvolle  Unterscheidung  zwischen  öster- 
reichisch-serbischem und  österreichisch-russischem  Konflikte  — 
eine  Unterscheidung,  die  nach  der  Erklärung  der  russischen  Regie- 
rung vom  25.  Juli,  dass  der  österreichisch-serbische  Konflikt 
Russland  nicht  indifferent  lassen  könne,  hinfällig  geworden  war 
und  von  vornherein,  nach  dem  eigenen  Bekenntnis  des  Weiss- 
buches (S.  6  :  «  Wir  waren  uns  hierbei  wohl  bewusst  »,  etc.)  nicht 
mit  Grund  aufgestellt  werden  konnte.  In  seinem  Telegramm  vorn 
25.  Juli  erklärt  Herr  von  Bethmann,  sich  zwar  in  den  österrei- 
chisch-serbischen Konflikt  nicht  einmischen  zu  wollen,  dagegen 
«  falls  ein  österreichisch-russischer  Streit  entstehen  sollte,...  vorbe- 
haltlich unserer  bekannten  Bündnispflichten,  zwischen  Russland 
und  Oesterreich  mit  den  anderen  Grossmächten  zusammen  eine 
Vermittlung  eintreten  zu  lassen.  »  Dieser  am  25.  Juli  vorausge- 
sehene Fall  war  ja  nun  am  27.  Juli  eingetreten  :  Oesterreich  hatte 
die  serbische  Antwort  als  ungenügend  erklärt,  seinen  Gesandten 
abberufen  und  jeden  Augenblick  stand  die  Kriegserklärung  an 
Serbien  zu  erwarten,  die  auch  am  nächsten  Tage  (28.  Juli)  erfolgte. 
Russland  hatte  am  25.  Juli  erklärt,  dass  es  dem  österreichisch- 
serbischen Konflikt  gegenüber  nicht  indifferent  bleiben  könne. 
Der  Konflikt  hatte  sich  also  in  den  zwei  Tagen  vom  25.  bis  27.  Juli 
bereits  zu  einem  österreichisch-russischen    Streitfall  zugespitzt 
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—  eine  Entwicklung,  an  der  übrigens  kein  denkender  Mensch  in 
Buropa  —  und  zu  den  denkenden  Menschen  rechne  ich  in  diesem 
Falle  auch  die  deutsche  Regierung  (siehe  Weissbuch  S.  9)  —  von 
vornherein  gezweifelt  hatte.  Wenn  Herr  von  Bethmann  also  seine 
am  25.  Juli  ausgesprochene  Bereitwilligkeit  zur  Annahme  einer 
europäischen  Vermittlung  aufrecht  erhalten  wollte,  so  war  die 
Voraussetzung  hierzu  —  der  österreichisch-russische  Konflikt  — 
am  27.  Juli  gegeben.  Die  Ablehnung  dieser  Vermittlung,  in  der 
Depesche  vom  27.  Juli,  steht  in  schreiendem  Gegensatz  zu  der 
Bereitwilligkeit  in  der  Depesche  vom  25.  Juli.  Deshalb  die  Um- 
stellung im  Weissbuch,  die  dazu  bestimmt  ist,  den  Gegensatz  der 
beiden  Erklärungen  der  deutschen  Regierung  weniger  schroff 
hervortreten  zu  lassen.  Wenn  die  Depesche  vom  27.  Juli  von 
neuem  hervorhebt  :  «  Unsere  Vermittlungstätigkeit  muss  sich 
auf  die  Gefahr  eines  österreichisch- russischen  Konfliktes  beschrän- 
ken »,  so  weiss  man  wirklich  nicht,  was  man  von  diesem  —  bereits 
im  Augenblick  wachsender  europäischer  Gefahr  ausgesprochenen 

—  Satze  halten  soll :  Ist  es  Blindheit,  welche  die  gefährlich  herauf- 
ziehende europäische  Spannung  nicht  sieht,  oder  ist  es  Bösartig- 
keit, die  sie  nicht  sehen  will,  weil  ihr  ein  weiteres  Anwachsen  der 
Gefahr  und  eine  kriegerische  Losung  des  Konflikts  wünschens- 
wert erscheint  ?  Die  Konferenz  war  doch  von  Anfang  an  nur  zur 
Beseitigung  europäischer  Gefahren,  die  aus  dem  serbisch- öster- 
reichischen Konflikt  zu  entstehen  drohten,  bestimmt.  Bereits  am 
24.  Juli,  als  Grey  zum  ersten  Mal  den  Konferenzvorschlag  aufs 
Tapet  brachte,  hebt  er  mit  deutlichen  Worten  hervor  :  Wenn  das 
österreichische  Ultimatum  keine  Unstimmigkeiten  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  hervorbrächte,  würde  er  sich  nicht 
weiter  damit  zu  befassen  haben  ;  wenn  aber  Russland  das  öster- 
reichische Ultimatum  so  beurteilen  würde,  wie  wahrscheinlich 
jede  andere  an  Serbien  interessierte  Macht,  dann  bliebe  kein 
anderer  Ausweg  für  die  Erhaltung  des  europäischen  Friedens 
übrig,  als  ein  gleichmässiger  vermittelnder  oder  mässigender 
Einfluss  der  vier  unbeteiligten  Mächte  in  Wien  und  Petersburg 
(Blaubuch  Nr.  10,  11,  17,  24,  35,  36,  42,  43,  51,  53.  67).  Der 
ausgesprochene  Zweck  der  Greyschen  Konferenz  vom  ersten 
Moment  an  war,  die  Erweiterung  des  österreichisch-serbischen 
Streitfalles  zu  einem  europäischen  zu  verhindern.  Diese  Erwei- 
terung war  mit  dem  25.  Juli  in  dringende  Nähe  gerückt,  die  deut- 
sche Regierung  aber,  welche  am  25.  Juli  für  den  Fall  der  Konflikts- 
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ausdehnung  die  Vermittlung  der  Grossmächte  im  Prinzip  akzep- 
tiert hatte,  lehnt  am  27.  Juli  den  von  Grey  vorgeschlagenen  Ver- 
mittlungsweg ab,  weil  nach  ihrer  Meinung  die  Gefahr  eines  öster- 
reichisch-russischen Konflikts  noch  nicht  vorliege. 

Wenn  die  Herren  in  der  Wilhelmstrasse  an  diesen  Ablehnungs- 
grund am  27.  Juli  noch  ernsthaft  glaubten,  —  was  gegenüber  der 
europäischen  Lage  an  diesem  Tage  unmöglich  anzunehmen  ist,  — 
so  mussten  sie  doch  wenigstens  später,  als  der  österreichisch- 
russische Gegensatz  immer  schärfer  und  drohender  hervortrat, 
auf  den  von  Grey  stets  wiederholten  Konferenzvorschlag  eingehen. 
Am  28.  Juli  erfolgte  die  Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Serbien. 
Am  29.  Juli  nahm  Russland  —  veranlasst  durch  die  österreichische 
Mobilisierung  von  acht  Armeekorps  gegen  Serbien  und  zwei 
«  gegen  Norden  »  - —  eine  Teilmobilisierung  seiner  vier  südlichen 
Armeebezirke  vor.  Auf  die  Teilmobilisierungen  folgten  am  31.  Juli 
die  Generalmobilisierungen  Oesterreichs  und  Russlands.  Europa 
stand  bereits  in  Flammen,  die  Berliner  Regierung  sah  aber  noch 
immer  nicht  den  leuchtenden  Feuerschein  und  war  noch  immer 
nicht  zu  bewegen,  ihren  Standpunkt  aufzugeben,  dass  eine  Ver- 
mittlung der  Grossmächte  nur  im  Falle  eines  österreichisch- 
russischen  Konfliktes  einzutreten  habe. 

Als  endlich  die  Flammen  so  hoch  emporschlugen,  dass  auch 
ein  Blinder  die  Gefahr  des  Weltbrandes  erkennen  musste,  als 
Oesterreich  und  Russland  bereits  teilweise  mobilisiert  hatten,  als 
man  das  Vorhandensein  eines  österreichisch-russischen  Kon- 
fliktes auch  in  Berlin  nicht  mehr  leugnen  konnte,  da  lehnte  man 
die  Konversation  zu  Vieren,  die  Oesterreich  auf  freundschaft- 
lichem Wege  bewegen  sollte,  diejenigen  Forderungen  aufzugeben, 
welche  die  Souveränität  Serbiens  antasteten,  —  da  lehnte  man 
auch  jetzt  noch  die  Teilnahme  an  solcher  Konversation  ab,  aber 
nun  nicht  mehr,  weil  die  Voraussetzung  eines  österreichisch- 
russischen Konfliktes  nicht  vorliege,  sondern  nun  aus  dem  neuen 
Grunde,  weil  man  Oesterreich  nicht  zumuten  könne,  «  unter  mili- 
tärischem Druck  nachzugeben.  Unter  solchen  Umständen  konnte 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  der  Konferenzgedanke  un- 
möglich sympathisch  sein.  Trotzdem  erklärte  Deutschland  in 
London ,  dass  es  im  Prinzip  den  Vorschlag  einer  Intervention  der 
vier  Mächte  annehme,  ihm  widerstrebe  lediglich  die  Form  einer 
Konferenz.  (Siehe  Schreiben  des  Reichskanzlers  vom  24.  De- 
zember 1914.) 
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Danach  stellt  sich  die  Sachlage  folgenderniassen  :  Solange 
Oesterreich  und  Russland  nicht  gegeneinander  gerüstet  hatten, 
war  für  Deutschland  ein  österreichisch-russischer  Streitfall  nicht 
vorliegend  und  daher  keine  Veranlassung  gegeben,  auf  eine 
Konferenz  einzugehen.  Als  aber  beide  Staaten  gegeneinander 
rüsteten  und  Oesterreich  überdies  den  Krieg  mit  Serbien  begonnen 
hatte,  da  konnte  Deutschland  erst  recht  auf  eine  Konferenz  nicht 
eingehen,  weil  Oesterreich  unter  militärischem  Druck  nicht  nach- 
geben sollte.  Am  27.  Juli  war  der  Streitfall  noch  nicht  weit  genug 
gediehen,  um  eine  Konferenz  zu  rechtfertigen  ;  am  29.  Juli  war 
er  zu  weit  gediehen,  um  eine  Konferenz  noch  rechtfertigen  zu 
können.  Bleibt  immer  noch  der  28.  Juli  als  Zwischentag  übrig 
—  der  Tag  vor  der  russischen  Teilmobilisierung  — ,  an  dem  auch 
nach  deutscher  Auffassung  eine  Konferenz  am  Platze  gewesen 
wäre :  der  Konflikt  zwischen  den  beiden  Grosstaaten  war  durch 
den  Einfall  Oesterreichs  in  Serbien  am  28.  Juli  doch  wahrhaftig 
weit  genug  vorgeschritten,  um  wenigstens  eine  Konversation  zu 
Vieren  behufs  freundschaftlicher  Vermittlungsvorschläge  zu 
rechtfertigen.  Von  einem  militärischen  Drucke  aber  war  an  diesem 
Tage  noch  keine  Rede,  denn  Russland  begann  erst  am  nächsten 
Tage  (29.  Juli)  mit  seiner  Teilmobilisierung. 

Weshalb  also  hat  die  deutsche  Regierung  den  28.  Juli  ver- 
streichen lassen,  ohne  auf  den  Grey sehen  Konferenzvorschlag 
einzugehen,  den  sie  «  im  Prinzip  »  gebilligt  hatte  und  dessen 
Form  ihr  nur  widerstrebte  ?  Weshalb  hat  sie  nie  und  immer  —  diese 
Frage  werde  ich  immer  wiederholen  —  in  der  langen  Zeit  vom 
24.  Juli  bis  zum  1.  August  eine  Form  angegeben,  in  der  ihr  die 
Konferenz  genehm  sein  würde  ?  Jede  von  Deutschland  vorge- 
schlagene Form  eines  Zusammenwirkens  der  vier  Mächte  war  von 
England,  Frankreich,  Russland  und  Italien  von  vornherein 
akzeptiert  worden.  Weshalb  haben  die  Herren  von  Bethmann  und 
von  Jagow  keinerlei  Formvorschlag  für  die  Konversation  zu  Vieren 
gemacht,  wenn  es  ihnen  schon  angemessen  schien,  das  Schicksal  von 
hunderten  von  Millionen  Menschen  von  dieser  elenden  Formfrage 
abhängig  zu  machen?  Schon  in  meinem  Buche  habe  ich  diese  Frage 
mit  aller  Schärfe  aufgeworfen.  Ich  warte  noch  immer  auf  Antwort. 

* 
*  * 

Interessant  ist  auch  der  Einleitungssatz  der  Bethmannschen 
Depesche  vom  27.  Juli :  «  Von  einem  Vorschlag  Sir  Edward  Greys, 
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eine  Konferenz  in  London  zu  Vieren  abzuhalten,  ist  hier  bisher 
nichts  bekannt.  »  Also  am  27.  Juli  weiss  man  in  der  Wilhelmstrasse 
noch  nichts  von  dem  Konferenzvorscblag  ? !  Am  24.  Juli,  also 
noch  vor  Ablauf  des  österreichischen  Ultimatums,  hat  ihn  Grey 
bereits  dem  Fürsten  Lichnowsky  mitgeteilt  (Blaubuch  Nr.  11). 
Diese  Mitteilung  hat  Grey  sofort  dem  englischen  Geschäftsträger  in 
Berlin  Rumbold  in  einer  ausführlichen  Depesche  kundgegeben. 
Der  Greysche  Vorschlag  ging  seit  dem  24.  Juli  durch  alle  euro- 
päischen Kanzleien.  Bereits  am  25.  Juli  wurde  er  von  Russland 
angenommen  (Blaubuch  Nr.  17,  53,  55).  Am  26.  Juli  begrüsst  der 
italienische  Minister  des  Aeussern,  di  San  Giuliano,  mit  Freuden 
den  Greyschen  Vorschlag.  Am  27.  Juli  nimmt  Frankreich  den 
Konferenzvorschlag  an  (Blaubuch  Nr.  42,  51,  52).  In  Berlin  aber 
weiss  man  angeblich  von  diesem,  seit  drei  Tagen  schwebenden 
Vorschlag  —  den  Russland  bereits  seit  zwei  Tagen  angenommen 
hatte  —  am  27.  Juli  noch  nichts  !  Der  Vorschlag  muss  spätestens 
am  25.  Juli  durch  den  Fürsten  Lichnowsky  und  den  englischen 
Geschäftsträger  Rumbold  an  die  deutsche  Regierung  gelangt 
sein  :  denn  Grey  beauftragt  den  letzteren  ausdrücklich  (in  seiner 
Depesche  vom  24.  Juli) ,  den  deutschen  Staatssekretär  von  dem 
Vorschlag  in  Kenntnis  zu  setzen  :  «  You  should  inform  Secretary 
of  State.  » 

Der  Verlust  von  zwei  kostbaren  Tagen  spielte  scheinbar  für 
die  Herren  in  der  Wilhelmstrasse  keine  Rolle  :  sie  waren  offenbar 
von  vornherein  entschlossen,  jeder  Vermittlung,  die  den  Frieden 
hätte  bewahren  können,  aus  dem  Wege  zu  gehen,  und  dienten 
ihren  Zielen  besser,  wenn  sie  durch  Ignorierung  der  Friedensvor- 
schläge die  weitere  Zuspitzung  des  Konflikts  sich  vollziehen 
Hessen. 

Voraussichtlicher    Erfolg. 

Dass  die  Londoner  Botschafterkonferenz  den  Frieden  auch 
diesmal  bewahrt  haben  würde,  wie  sie  es  bei  der  unendlich  schwie- 
rigeren Balkankrkis  getan  hat,  kann  wohl  ernsthaft  von  niemand 
bestritten  werden.  Ich  habe  diese  Frage  in  meinem  Buche  aus- 
führlich behandelt  und  brauche  jetzt  nicht  darauf  zurückzu- 
kommen. Die  Streitpunkte  zwischen  Oesterreich  und  Serbien 
(im  Wesentlichen  Artikel  5  und  6  der  österreichischen  Note), 
die  ich  später  noch  im  Einzelnen  erörtere,  verhalten  sich  zu  den 
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Balkanfragen,  die  bei  der  früheren  Londoner  Konferenz  zu  ent- 
scheiden waren,  wie  i  :  10  ooo.  Serbien  hatte  überdies  sich  bereit 
erklärt,  sich  einer  Entscheidung  des  Haager  Schiedshofes  oder 
der   Grossmächte   zu   unterwerfen.    Russland   war  bereit,    allen 
Punkten  der  österreichischen  Note  seine  Zustimmung  zu  geben, 
die  der  Souveränität  und  der  Unabhängigkeit  Serbiens  nicht  zu 
nahe   träten.    Russland,    England    und    Frankreich  hatten   der 
österreichischen  Regierung  ausdrücklich  jede  Unterstützung  zur 
Erreichung  ihrer  berechtigten  Forderungen  der  serbischen  Regie- 
rung gegenüber  zugesagt.  Je  mehr  die  Lage  sich  zuspitzte,  umso 
weiter  gingen  die  Zusicherungen  der  Ententemächte  der  öster- 
reichischen Regierung  gegenüber.  Grey  erklärte  am  31.  Juli,  für 
die  volle  Erfüllung  aller  österreichischen  Forderungen  seitens  der 
vier  unbeteiligten  Mächte  eintreten  zu  wollen  —  vorausgesetzt 
nur,  dass  die  Souveränität  und  Integrität  Serbiens  nicht  verletzt 
würden.  Jeden  vernünftigen  Vorschlag  Deutschlands  und  Oester- 
reichs  zur  Friedenserhaltung  wollte  er  unterstützen  und  für  den 
Fall  der  Ablehnung  seitens  Frankreichs  und  Russlands  sich  von 
der  ganzen  Sache  zurückziehen.   (Blaubuch  Nr.   in.)  Sazonow 
ging  immer  weiter  in  der  Zulassung  des  kriegerischen  Vorgehens 
Oesterreichs   gegen    Serbien,    bis   er   schliesslich   am   1.    August 
—  also  nach  Zustellung  des  deutschen  Ultimatums,  aber  vor  der 
Kriegserklärung  —  bedingungslos  die  Londoner  Konferenz  akzep- 
tierte und  befürwortete.  Bedingungslos,  d.  h.  Oesterreich  sollte 
nicht   verpflichtet   sein,   seine   Truppen   aus   Serbien   zurückzu- 
ziehen,  ja  es  sollte  nicht  einmal  verpflichtet  sein,   von  einem 
weiteren  Vormarsch  Abstand  zu  nehmen,  sondern  es  sollte  ihm 
nur  als  sehr  wichtig  (very  important)  nahe  gelegt  werden,  proviso- 
risch seine  militärische  Aktion  auf  serbischem  Territorium  zum 
Stillstand  zu  bringen  (put  a  stop  provisionally  to  her  military 
action  on  Servian  territory.  Blau  buch  Nr.  133). 

Auen  an  anderen  Auswegen  zur  Lösung  der  durch  das  Ent- 
gegenkommen der  Ententemächte  immer  mehr  reduzierten  Streit- 
fragen fehlte  es  nicht.  Der  Hauptdifferenzpunkt  zwischen  Oester- 
reich und  Serbien  :  die  Mitwirkung  österreichischer  Organe  bei 
der  Unterdrückung  der  gegen  die  Monarchie  gerichteten  Bewe- 
gung und  die  Teilnahme  österreichischer  Beamten,  an  den  die 
gerichtliche  Untersuchung  betreffenden  Erhebungen  —  dieser 
Streitpunkt  konnte  durch  den  Cambonschen  Vorschlag  einer 
Internationalen  Untersuchungskommission,  deren  Tätigkeit  der 
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serbischen  Souveränität  nicht  zu  nahe  getreten  wäre,  bequem  aus 
der  Welt  geschafft  werden.  Kurz,  die  Londoner  Konferenz  ver- 
sprach den  günstigsten  Erfolg  und,  wenn  sie  wider  Erwarten  der 
österreichischen  Monarchie  keine  genügende  Genugtuung  ge- 
währte, so  stand  es  jaOesterreich  immer  noch  frei,  zu  tun,  was 
ihm  beliebte.  Die  Konferenz  sollte  vorschlagen,  aber  nicht  entschei-  . 
den.  Wer  die  Konferenz  vereitelte,  trägt  schon  aus  diesem  einen 
Grunde  die  Hauptschuld  am  Kriege,  selbst  wenn  weiter  nichts 
auf  seinem  Schuldkonto  stehen  würde.  Die  Konferenz  bildet 
den  Angelpunkt  aller  Verhandlungen  in  den  kritischen  Tagen, 
den  Punkt,  auf  den  die  Ententemächte  immer  wieder  zurück- 
kamen, den  Ausweg,  den  Deutschland  und  Oesterreich  immer 
wieder  Runter  den  fadenscheinigsten  Vorwänden  zurückwiesen. 

Die    Bethmannschen 
A'blehnungsgründe. 

Ich  habe  bereits  (in  meinem  Buche  und  in  vorstehenden 
Ausführungen)  darauf  hingewiesen,  dass  die  Ablehnung  der  Kon- 
ferenz von  deutscher  Seite  keine  prinzipielle  war,  sondern  sich 
nur  gegen  die  vorgeschlagene  Form  einer  Konferenz  richtete. 
Dieser  Punkt  ist  so  wichtig  für  die  Entscheidung  der  Schuldfrage, 
dass  ich  ihn  in  Ergänzung  meines  Buches  (S.  149  ff.,  256  ff.)  hier 
noch  ausführlicher  behandeln  muss. 

Schon  im  Weissbuch  (S.  9)  erklärt  die  deutsche  Regierung, 
dass  sie  die  Tendenz  des  Greyschen  Vorschlages  billige.  In  seinem 
Schreiben  vom  24.  Dezember  1914  präzisiert  der  Reichskanzler 
wörtlich  die  von  Deutschland  in  London  abgegebene  Erklärung 
dahin,  dass  Deutschland  «  im  Prinzip  den  Vorschlag  einer  Inter- 
vention der  vier  Mächte  annehme,  ihm  widerstrebe  lediglich  die 
Form  einer  Konferenz.  » 

In  der  bereits  oben  erwähnten  Depesche  des  Reichskanzlers 
an  den  Fürsten  Lichnowsky  vom  25.  Juli  (Weissbuch  Anlage  13) 
erklärt  Herr  von  Bethmann  seine  Bereitwilligkeit  «  falls  ein  öster- 
reichisch-russischer Streit  entstehen  sollte,...  vorbehaltlich  unserer 
bekannten  Bündnispflichten,  zwischen  Russland  und  Oesterreich 
mit  den  anderen  Grossmächten  zusammen  eine  Vermittlung  eintreten 
zu  lassen.  » 

In  seiner  Depesche  vom  28.  Juli  an  Goschen  bemerkt  Grey 
ausdrücklich,   dass  die  deutsche  Regierung  das  Prinzip  der  Me- 
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diation  zwischen  Oesterreich  und  Russland  durch  die  vier  Mächte 
akzeptiert  habe.  (German  Government,  having  accepted  principle 
of  mediation  between  Austria  and  Russia  by  the  four  Powers  : 
Blaubuch  Nr.  68.) 

In  seiner  Unterhaltung  mit  Goschen  vom  28.  Juli  macht  Herr 
von  Bethmann  gegen  den  Konferenzvorschlag  ebenfalls  nur 
formelle  —  allerdings  völlig  haltlose,  den  bösen  Willen  deutlich 
bekundende  —  Bedenken  geltend.  Wenn  man  jetzt,  nach  den 
Schauern  und  Schrecken  zweier  Kriegsjahre,  diese  unglaublichen 
Haarspaltereien  um  Formfragen  liest,  so  findet  man  keine  Worte, 
um  dem  Abscheu  vor  dieser  Art  Diplomatentum  Ausdruck  zu 
geben.  Man  hat  nur  die  Wahl,  diese  Wortklaubereien  der  hohen 
Herren  als  den  bisher  unerreichten  Gipfel  der  Idiotie  oder  des 
Verbrechertums  zu  bezeichnen  :  der  Idiotie,  wenn  diese  Form- 
bedenken, an  denen  das  Schicksal  der  Welt  hing,  ernst  gemeint 
waren  ;  des  Verbrechertums,  wenn  sie  nur  Vorwand  waren,  um 
zu  dem  im  Voraus  beschlossenen  Kriege  zu  gelangen.  Hören  wir, 
wie  Herr  von  Bethmann  seine  Ablehnung  der  Konferenz  moti- 
viert. Es  ist  dies  nur  ein  Beispiel  von  vielen,  in  den  diplomatischen 
Büchern  enthaltenen  Unglaublichkeiten,  aber  es  ist  charakte- 
ristisch genug.  Herr  von  Bethmann  sagte  dem  englischen  Bot- 
schafter, dass  er  sehnlichst  wünsche,  Deutschland  und  Gross- 
britannien möchten  gemeinsam  dazu  beitragen,  den  allgemeinen 
Frieden  zu  erhalten,  so  wie  die  beiden  Regierungen  es  während 
der  letzten  europäischen  Krise  getan  hätten.  Er  sei  ausserstande 
gewesen,  den  Greyschen  Vorschlag  einer  Viermächtekonferenz 
anzunehmen,  da  er  nicht  an  den  Erfolg  einer  solchen  glaube  und 
nach  seiner  Meinung  eine  derartige  Konferenz  wie  ein  «  Areopag  » 
aussehen  würde,  der,  aus  zwei  Parteien  aus  jeder  Mächtegruppe 
bestehend,  über  die  beiden  nicht  vertretenen  Parteien  zu  Gericht 
sitzen  solle.  Indessen  dürfe  man  aus  der  Unmöglichkeit,  die  vor- 
geschlagene Konferenz  anzunehmen,  nicht  den  Schluss  ziehen, 
dass  er  nicht  den  ernsten  Wunsch  zu  einer  tatkräftigen  Koopera- 
tion habe.  Herr  von  Bethmann  versicherte  auch  bei  dieser  Gele- 
genheit wieder,  dass  er  sein  Bestes  täte,  Wien  und  Petersburg 
zu  einer  direkten  Aussprache  auf  freundschaftlichem  Wege  zu 
veranlassen.  An  demselben  Tage,  an  dem  Herr  von  Bethmann 
dies  versicherte,  hat  bekanntlich  Graf  Berchtold  dem  russischen 
Botschafter  Schebeko  erklärt,  dass  er  weder  zurückweichen  noch 
in  irgend  eine  Diskussion  über  den  Inhalt  seiner  Note  eintreten 
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könne.  (Orangebuch  Nr.  45.)  An  demselben  Tage  auch  hat  Oester- 
reich  an  Serbien  den  Krieg  erklärt.  Was  soll  man  also  von  den 
Bethmannschen  Weisheitssprüchen  am  Abend  des  28.  Juli  (Blau- 
buch Nr.  71)  halten  ?  Er  lehnt  die  Konferenz  ab  : 

1.  weil  er  nicht  glaubt,  dass  sie  Erfolg  haben  würde.  Das 
musste  er  doch  abwarten.  Die  Erfahrungen  der  früheren  Bot- 
schafter-Konferenzen, die  Geringfügigkeit  der  österreichisch - 
serbischen  Streitpunkte,  auf  die  ich  später  noch  im  Einzelnen 
eingehen  werde,  das  weite  Entgegenkommen  dei  Ententemächte, 
die  Möglichkeit,  für  die  wenigen  Streitpunkte  bei  einigermassen 
gutem  Willen  nicht  eine,  sondern  mehrere  Einigungslinien  —  zur 
Auswahl  —  zu  finden,  —  alle  diese  Umstände  garantierten  sogar 
den  Erfolg.  Jedenfalls  war  es  unerhört,  einen  vielfach  mit  Erfolg 
beschrittenen  Weg  zur  Erhaltung  des  europäischen  Friedens 
unter  der  vorgefassten  Begründung  der  Aussichtsloskigeit  abzu- 
lehnen —  abzulehnen  in  einem  Falle,  wo  diese  Ablehnung  die 
ungeheuerlichsten  Konsequenzen  nach  sich  ziehen  konnte. 

2.  Herr  von  Bethmann  lehnte  die  Konferenz  aus  dem  ferneren 
Grunde  ab,  weil  sie  das  Aussehen  eines  Areopags  gehabt  hätte, 
bei  dem  zwei  Mächte  von  jeder  Gruppe  über  die  beiden  aussen- 
stehenden  Mächte  zu  Gericht  sässen.  Etwas  blöderes  als  diese 
Begründung  ist  wohl  selten  in  so  schwerwiegender  Sache  von  so 
massgebender  Stelle  ausgesprochen  worden.  Selbst  wenn  die 
Konferenz  den  Charakter  eines  Areopags  gehabt  hätte  und  dazu 
bestimmt  gewesen  wäre,  über  den  österreichisch-russischen,  aus 
dem  serbischen  entstandenen  Streitfall  zu  Gericht  zu  sitzen,  so 
wäre  es  nicht  unter  der  Würde  Oesterreichs  gewesen,  sich  diesem 
Schiedsspruch  zu  unterwerfen,  nachdem  Russland  sich  ohne 
Zögern,  bereits  am  25.  Juli,  bereit  erklärt  hatte,  abseits  zu  stehen 
und  die  Entscheidung  des  Streitfalles  den  vier  unbeteiligten 
Mächten  zu  überlassen  (Blaubuch  Nr.  17).  Sich  einem  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen,  kann  ebenso  wenig  gegen  die  Würde  eines 
Staates  Verstössen,  wie  es  gegen  die  Würde  ines  Privatmannes 
verstösst.  Wir  wissen,  dass  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts 
hunderte  von  Streitfällen,  auch  zwischen  Grosstaaten,  dur<h 
Schiedsspruch  entschieden  und  dadurch  hunderte  von  Kriegen 
vermieden  worden  sind.  Wenn  man  einwenden  sollte,  dass  es  sich 
bei  diesen  Schiedssprüchen  niemals  um  Fragen  der  nationalen 
Ehre  und  Würde  gehandelt  habe,  so  ist  dieser  Einwand  tatsäch- 
lich unrichtig  :  auch  delikateste  Fragen  dieser  Art  sind  schieds- 
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gerichtlich  zur  Befriedigung  aller  Teile  geregelt  worden.  Vor 
allem  aber  trifft  dieser  Einwand  für  Oesterreich  im  vorliegenden 
Falle  überhaupt  nicht  zu  :  denn  Oesterreichs  Prestige  in  den 
Balkanländern  war  schon  durch  die  de-  und  wehmütige  serbische 
Antwortnote,  durch  die  trotzdem  erfolgte  Kriegserklärung  und 
durch  die  Bereitwilligkeit  der  Ententemächte,  der  österreichischen 
Monarchie  bis  an  die  Grenze  der  serbischen  Souveränität  und 
Unabhängigkeit  entgegenzukommen,  derart  erhöht  und  gefestigt, 
wie  es  bis  dahin  niemals  gewesen  war.  Wenn  irgend  ein  Staat  sich 
beklagen  konnte,  dass  durch  eine  Konferenzentscheidung  sein 
Prestige  bei  den  Balkanvölkern  leiden  würde,  so  konnte  es  nur 
Russland  sein  :  Russland  hatte  die  serbische  Unterwerfung  nicht 
nur  geduldet,  sondern  sogar  beeinflusst  im  Interesse  des  euro-- 
päischen  Friedens.  Russland  hatte  die  österreichische  Kriegser- 
klärung und  den  Einmarsch  in  Serbien  mit  angesehen,  Russland 
war  bereit,  die  Oesterreicher  bis  auf  weiteres  sogar  in  Serbien  zu 
belassen  —  vorausgesetzt  nur,  dass  sie  nicht  weiter  vorrückten  — 
alles  Schlappen  für  das  russische  Prestige  und  die  russische  Diplo- 
matie !  —  und  trotzdem  wollte  Russland  sich  den  Beschlüssen 
einer  londoner  Konferenz  unterwerfen.  Oesterreich  war  in  der 
angenehmen  Rolle  des  diplomatischen  und  militärischen  Angrei- 
fers und  hatte  bereits  einen  vollen  diplomatischen  Sieg  errungen. 
Serbien  und  damit  indirekt  Russland  waren  die  Angegriffenen, 
sie  waren  diplomatisch  bereits  unterlegen  und  waren  zufrieden, 
wenn  der  militärische  Angriff  nur  zum  Stillstand  käme,  nicht 
rückgängig  gemacht  würde.  Trotz  alledem  war  Russland  bereit, 
seine  Sache  dem  «  Areopag  »  zu  unterwerfen,  den  Herr  von  Beth- 
mann  für  das  angreifende  und  siegreiche  Oesterreich  perhorres- 
zierte  ! 

Und  nun  die  völlig  unverständlichen  Einwendungen  Beth- 
manns  gegen  die  Zusammensetzung  des  Areopags  !  Was  der  grösste 
Vorzug  dieser  Zusammensetzung  war  :  dass  von  jeder  Mächte- 
gruppe zwei  unbeteiligte  Staaten  vertreten  waren,  was  die  Unpar- 
teilichkeit des  Areopags  am  besten  garantierte,  gerade  das  wird 
vom  deutschen  Reichskanzler  als  ein  Nachteil  der  Konferenz 
hingestellt.  Unerklärlich  !  Die  Herren  Grey,  Goschen,  Viviani 
und  Jules  Cambon  haben  den  Herren  von  Bethmann  und  von 
Jagow  unzählige  Male  die  auf  der  Hand  liegenden  Vorteile  gerade 
dieser  unparteiischen  Zusammensetzung  der  Konferenz  vor  Augen 
geführt.  Jules  Cambon  hob  einmal  dem  Herrn  von  Jagow  gegen- 
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über  mit  Recht  hervor,  dass  gerade  diese  Konferenz  in  dieser 
Zusammensetzung  das  verwirkliche,  was  alle  ernstlichen  Friedens- 
freunde schon  längst  ersehnt  hätten  und  was  sich  auch  in  der 
letzten  Balkankrisis  bereits  bewährt  habe  :  eine  Annäherung  der 
beiden  Mächtegruppen  zum  Zwecke  der  Bewahrung  des  europäischen 
Friedens,  eine  Verwirklichung  des  Gedankens,  dass  neben  und 
zwischen  den  Mächtegruppen  doch  noch  ein  europäischer  Geist 
(esprit  europeen)  existiert.  Welche  bessere  Zusammensetzung 
eines  Areopags  konnte  sich  Herr  von  Bethmann  wünschen,  als 
gerade  die  von  Grey  vorgeschlagene  ? 

Aber  in  Wirklichkeit  sollte  es  ja  bekanntlich  gar  kein  Areopag 
sein,  sollte  niemand  über  irgend  einen  anderen  zu  Gerichte  sitzen  ; 
eine  private  und  informatorische  Diskussion  zwischen  den  Bot- 
schaftern der  vier  Mächte  sollte  in  London  stattfinden  zu  dem 
Zwecke,  die  vorliegende  Streitfrage  zu  diskutieren  und  in  Wien 
und  Petersburg  gleichzeitig  eventuelle  Einigungsvorschläge  zu 
unterbreiten.  Notabene  Einiguugsvorschläge  völlig  unverbind- 
licher Natur  : 

It  would  not  be  an  arbitration,  but  a  private  and  infor- 
mal  discussion  to  ascertain  what  Suggestion  could  be  made 
for  a  settlement  (Blaubuch  Nr.  67)  ; 

discovering  an  issue  which  would  prevent  complica- 
tions  (Blaubuch  Nr.  36)  ; 

discuss  and  suggest  means  for  avoiding  a  dangerous 
Situation  (Blaubuch  Nr.  43)  ; 

work  together  to  keep  the  peace  of  Europe  (Blaubuch 
Nr.  88)  ; 

use  their  mediating  inf luence  between  Russia  and  Austria 
(Blaubuch  Nr.  107). 

Die  Zitate  aus  den  diplomatischen  Büchern  der  Entente- 
mächte, welche  diesen,  auf  freundschaftliche  Erörterung  und 
Ratschläge  beschränkten  Sinn  der  Konferenz  bestätigen,  Hessen 
sich  in's  Unendliche  vermehren.  Von  einem  Areopag  oder  einem 
«  zu  Gericht  sitzen  »  ist  absolut  keine  Rede.  Freundschaftliche 
Erörterungen  über  die  Sachlage,  Ausfindigmachung  von  Eini- 
gungswegen, die  Oesterreich  und  Russland  gleichmässig  befrie- 
digen und  keinem  zu  nahe  treten  sollten,  Uebermittlung  solcher 
unverbindlichen   Einigungsvorschläge   an   beide   Mächte   gleich- 
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zeitig  —  das  sollte  der  ausgesprochene  Zweck  der  Konferenz  sein 
und  das  lehnt  Herr  von  Bethrnann  ab,  weil  es  das  Aussehen  eines 
Areopags  habe,  der  über  Oesterreich  und  Russland  zu  Gericht 
sitzen  solle  ! 

Ich  habe  mich  absichtlich  bei  diesem  Punkte  (Blaubuch  Nr.  71) 
etwas  länger  aufgehalten,  um  dem  Leser  an  einem  Musterbeispiel 
ein  Bild  von  der  Intelligenz  und  dem  guten  Willen  der  deutschen 
Staatsleiter  zu  geben.  Die  Eigenschaften,  die  Herr  von  Bethrnann 
in  dieser  Unterhaltung  mit  dem  englischen  Botschafter  entwickelt, 
treten  überall,  in  jedem  »Stadium  der  Verhandlungen  bei  allen 
deutschen  Diplomaten  —  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Fürsten 
Lichnowsky  —  hervor  :  Unverständnis  oder  böser  Wille  oder 
beides  zusammen.  Das  sind  die  Flaggen,  unter  denen  das  deutsche 
Staatsschiff  in  den  gefährlichen  Strudel  hineingesteuert  wurde. 

Unterlassung  jedes  eigenen 
Vermittlungsvorschlages. 

Da  der  deutschen  Regierung  zwar  das  Prinzip,  aber  nicht  die 
Form  der  Konferenz  gefiel,  so  war  nichts  natürlicher,  als  dass  die 
Diplomaten  der  Ententemächte  die  deutsche  Regierung  schliess- 
lich ersuchten,  doch  gefälligst  ihrerseits  eine  Form  angeben  zu 
wollen,  in  der  ihnen  die  Konferenz  genehm  sein  würde.  Ich  habe 
bereits  in  meinem  Buche  (S.  149,  257  ff.)  auf  diesen  interessanten 
und  höchst  bezeichnenden  Vorgang  hingewiesen,  der  selbstver- 
ständlich in  der  deutschen  Verteidigungsliteratur  vollständig  mit 
Stillschweigen  übergangen  wird.  Die  Idee,  Herrn  von  Jagow, 
der  —  ebenso  wie  sein  Vorgesetzter  —  stets  die  prinzipielle 
Geneigtheit  zur  gemeinschaftlichen  Friedensaktion  mit  den  drei 
anderen  unbeteiligten  Mächten  betont,  aber  —  ebenso  wie  Herr 
von  Bethrnann  —  stets  an  der  Form  der  Konferenz  Anstoss  ge- 
nommen hatte,  —  die  Idee,  diese  Herren  festzunageln  und  von 
ihnen  selbst  einen  Formvorschlag  für  irgend  eine  gemeinschaft- 
liche Aktion  der  vier  Mächte  zu  verlangen,  ging  von  dem  franzö- 
sischen Botschafter  in  Berlin,  Jules  Cambon,  in  Gemeinschaft  mit 
seinen  englischen  und  russischen  Kollegen  Goschen  und  Swerbeew, 
aus  ;  sie  wurde  zum  ersten  Male  am  28.  Juli  auf's  Tapet  gebracht. 
An  diesem  Tage  ist  bekanntlich  der  Krieg  zwischen  Oesterreich 
und  Serbien  ausgebrochen  und  hat  Graf  Berchtold  kategorisch 
jede  weitere  Verhandlung  mit  Russland  über  den  österreichisch- 
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serbischen  Streitfall  abgelehnt.  Jetzt  war  es  allerdings  die  höchste 
Zeit,  endlich  einmal  die  ewige  platonische  Bereitschaft  der  Herren 
von  Bethmann  und  von  Jagow  zu  gemeinschaftlicher  Friedens- 
aktion mit  den  anderen  Mächten  in  die  Tat  umzusetzen.  Jetzt, 
nach  dem  brüsken  Abbruch  der  österreichisch-russischen  Ver- 
handlungen, die  bis  dahin  immer  noch  eine  befriedigende  Fort- 
setzung versprachen,  —  jetzt  musste  endlich  das  Versteckspielen 
in  der  Wilhelmstrasse  aufhören  und,  nach  Verrammelung  des 
direkten  Verständigungsweges  zwischen  Wien  und  Petersburg, 
der  einzig  noch  übrig  bleibende  Weg  zur  Friedenserhaltung,  der 
Weg  der  Konferenz,  beschritten  werden.  Die  Ausrede  :  Wir 
wünschen  in  erster  Linie  eine  direkte  Verständigung  zwischen  der 
österreichischen  und  der  russischen  Regierung  und  erst  im  Not- 
fall eine  Mediation  der  Mächte  —  diese  Ausrede  zog  nun,  vom 
28.  Juli  an,  nicht  mehr  ;  jetzt  hiess  es,  Farbe  bekennen,  sich  reso- 
lut auf  den  Boden  einer  gemeinschaftlichen  Friedensaktion  stellen 
oder  den  Ereignissen  ihren  verderblichen  Lauf  zum  Kriege  lassen. 

Zum  ersten  Male  tritt  die  Idee,  der  deutschen  Regierung  selbst 
die  Bestimmung  der  Form  und  des  Weges  der  Mediation  zu 
überlassen,  in  den  Depeschen  von  Jules  Cambon  an  Bienvenu- 
Martin  (Gelbbuch  Nr.  81)  und  von  Goschen  an  Grey  (Blaubuch 
Nr.  60),  beide  vom  28.  Juli,  auf.  Sie  kehrt  von  da  ab  als  beständiges 
Leitmotiv  in  allen  Aeusserungen  der  Ententediplomaten  wieder  : 
sie  wird  von  Grey,  Sazonow  und  Viviani  den  bei  ihnen  beglau- 
bigten Botschaftern  beständig  nahegelegt  und  ebenso  von  Goschen, 
Jules  Cambon  und  Swerbeew  den  Herren  von  Bethmann  und  von 
Jagow.  Auch  die  italienische  Regierung,  sowohl  in  Rom  wie  durch 
ihren  Berliner  Botschafter,  beteiligte  sich  am  Konzert.  Alle  wieder- 
holten unaufhörlich  und  unermüdlich  :  Gebt  uns  irgend  eine  Form 
einer  gemeinschaftlichen  Friedensaktion  an  ;  irgend  eine,  die  euch 
beliebt.  Wir  akzeptieren  sie  unbesehen,  zeigt  nur,  dass  ihr,  wie 
wir,  den  Frieden  wollt. 

Gegenüber  dem  haarsträubenden,  in  der  Geschichte  wohl  noch 
nicht  dagewesenen  Fälschungssystem  seitens  der  deutschen 
—  freiwilligen  und  unfreiwilligen  —  Regierungsschreiber  ist  es 
notwendig,  auch  diesen  Punkt  durch  Anführung  der  entspre- 
chenden Stellen  aus  den  diplomatischen  Büchern  zu  beweisen. 
Die  Anführung  sämtlicher  bezüglichen  Stellen  würde  den  Raum 
einer  kleinen  Broschüre  einnehmen.  Ich  muss  mich  daher  mit 
Beispielen  begnügen  : 
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Blaubuch  Nr.  60.  Goschen  berichtet  an  Grey  als  Resultat 
einer  Beratung  mit  Jules  Cambon  und  Swerbeew,  dass  Jagow 
allen  dreien  gegenüber  zwar  die  Konferenz  abgelehnt,  sich  aber 
nichtsdestoweniger  bereit  erklärt  habe,  mit  den  Ententemächten 
für  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens  zusammen  zu  arbeiten. 
Die  drei  Botschafter  schliessen  daraus,  dass,  wenn  diese  Bereit- 
schaft Jagows  ernst  gemeint  sei,  er  offenbar  nur  an  der  Form 
des  Konferenzvorschlages  Anstoss  nehme.  Man  könnte  ihn  daher 
vielleicht  veranlassen,  selbst  Richtlinien  vorzuschlagen.,  auf  denen 
er  eine  gemeinschaftliche  Friedensarbeit  der  Mächte  für  möglich 
hielte  (28.  Juli). 

Gelbbuch  Nr.  81.  Jules  Cambon  berichtet  an  Bienvenu-Martin, 
dass  er  die  Bemühungen  Goschens,  die  Jagowsche  Zustimmung 
zu  einer  Konferenz  zu  erlangen,  unterstützt  habe,  Jagow  habe 
ihm  aber,  ebenso  wie  seinem  Kollegen  Goschen,  geantwortet,  er 
könne  unmöglich  die  Idee  einer  Botschafter- Konferenz  in  London 
akzeptieren,  man  müsse  dem  englischen  Vorschlage  vielmehr  eine 
andere  Form  geben,  damit  er  realisierbar  werde.  Dieselbe  Antwort 
habe  Jagow  dem  englischen  und  italienischen  Botschafter  erceilt  : 
Annahme  des  Prinzips  einer  gemeinschaftlichen  Aktion  mit 
England,  Frankreich  und  Italien,  aber  Ablehnung  der  Idee  einer 
Konferenz.  Unter  diesen  Umständen  wäre  es  zweckmässig,  wenn 
Grey  den  deutschen  Staatssekretär  festnageln  und  von  ihm  selbst 
die  Angabe  des  Weges  einer  diplomatischen  Friedensaktion  der 
Mächte  verlangen  würde  (le  mettre  au  pied  du  mur,  en  lui  deman- 
dant  de  formuler  lui-meme  comment  pourrait  se  produire  l'action 
diplomatique  des  puissances  pour  eviter  la  guerre.  28.  Juli). 

Blaubuch  Nr.  68.  Grey  an  Goschen  :  Da  die  deutsche  Regierung 
das  Prinzip  der  Mediation  zwischen  Oesterreich  und  Russland 
seitens  der  vier  Mächte  akzeptiert  habe,  so  schlage  er  vor,  dass 
der  deutsche  Staatssekretär  selbst  die  Richtungslinien  angeben 
möge,  auf  welchen  das  von  ihm  gebilligte  Prinzip  zur  Ausführung 
gebracht  werden  könnte  (28.  Juli). 

Blaubuch  Nr.  j8.  Buchanan  berichtet  an  Grey,  dass  jetzt  — 
nach  der  endgültigen  Ablehnung  direkter  Besprechungen  seitens 
der  Wiener  Regierung  —  Sazonow  bei  dem  deutschen  Botschafter 
darauf  dringen  wolle,  dass  man  auf  den  Greyschen  Konferenz- 
vorschlag zurückkommen  oder  wenigstens  einen  Meinungsaus- 
tausch der  drei  Botschafter  (Frankreichs,  Deutschlands,  Italiens) 
mit  Sir  Edward  Grey,  auch  mit  dem  österreichischen  Botschafter 
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in  London,  wenn  Grey  dies  für  zweckmässig  hielte,  herbeiführen 
solle.  Jedes  von  Frankreich  und  England  gebilligte  Arrangement 
■würde  dem  russischen  Minister  annehmbar  sein  und  er  lege  keinerlei 
Wert  darauf,  in  welcher  Form  diese  Konversation  stattfände. 
Keine  Zeit  dürfe  verloren  werden.  Der  einzige  Weg,  den  Krieg 
abzuwenden,  sei  für  Grey,  durch  Konversation  mit  den  betref- 
fenden Botschaftern  —  entweder  zusammen  oder  einzeln  —  zu 
einer  Formel  zu  gelangen,  die  für  Österreich  annehmbar  wäre... 
Buchanan  fragte  Sazonow,  ob  er  BedeLken  gegen  die  Ausführung 
des  am  27.  Juli  vom  Marchese  di  San  Giuliano  in  Rom  gemachten 
Vorschlages  (Blaubuch  Nr.  57)  habe.  (Dieser  Vorschlag  ging  dahin, 
dass  Serbien  auf  den  Rat  der  Viermächtekonferenz  noch  jetzt 
alle  Forderungen  der  Note  annehmen,  Oesterreich  also  vollständig 
zufrieden  stellen  und  gleichzeitig  seine  nationale  Ehre  retten 
könne,  da  es  ja  dem  Verlangen  Europas  und  nicht  Oesterreichs 
allein  nachgegeben  habe.)  Selbst  diesem  weitestgehenden  Vor- 
schlage Buchanans  —  denn  weiter  als  bis  zur  Bewilligung  aller 
österreichischen  Forderungen  konnte  man  doch  in  der  Tat  nicht 
gehen  —  selbst  diesem  Vorschlage  verweigerte  Sazonow  nicht 
seine  Zustimmung,  sondern  erklärte  sich  bereit,  jedes  von  den 
vier  Mächten  vorgeschlagene  Arrangement  seinerseits  zu  akzep- 
tieren, vorausgesetzt,  dass  es  von  Serbien  angenommen  würde  : 
er  könne  nicht  serbischer  als  die  Serben  sein.  Allerdings  müsse 
noch  irgend  eine  ergänzende  Feststellung  oder  Erläuterung  ge- 
geben werden,  um  die  Schroffheit  des  Ultimatums  herabzumin- 
dern (29.  Juli). 

Blaubuch  Nr.  84.  Grey  hatte  soeben,  am  29.  Juli  morgens, 
die  Nachricht  erhalten,  dass  Graf  Berchtold  (am  Tage  vorher, 
28.  Juli)  die  direkten  Verhandlungen  mit  Russland  abgebrochen 
hatte.  Er  wies  infolgedessen  den  Fürsten  Lichnowsky  von  neuem 
darauf  hin,  dass  die  deutsche  Regierung  im  Prinzip  einer  Vermitt- 
lung zwischen  Oesterreich  und  Russland  sich  geneigt  gezeigt  und 
nur  gegen  die  besondere  Methode  einer  Konferenz,  Konsultation 
oder  Diskussion  oder  sogar  einer  blossen  Konversation  zu  Vieren 
in  London  den  Einwand  zu  grosser  Förmlichkeit  erhoben  habe 
(They  seemed  to  think  the  particular  method  of  Conference,  con- 
sultation  or  discussion,  or  even  conversations  ä  quatre  in  London 
too  formal  a  method).  Grey  drängte  die  deutsche  Regierung, 
ihrerseits  irgend  eine  Methode  zu  suggerieren,  um  den  Einfluss 
der  vier  Mächte  zur  Erhaltung  des   Friedens  zur  Geltung  zu 
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bringen.  Die  Idee  der  Mediation  oder  des  vermittelnden  Ein- 
flusses (the  whole  idea  of  mediation  or  mediating  influence)  sei 
bereit,  in  Aktion  zu  treten  auf  jedem  von  Deutschland  vorge- 
schlagenen Wege,  wenn  der  von  ihm  (Grey)  vorgeschlagene  nicht 
akzeptabel  sei.  Es  käme  nur  darauf  an,  dass  Deutschland  im  Inte- 
resse des  Friedens  auf  den  Knopf  drücke  (if  only  Germany  would 
«  press  the  button  »  in  the  interests  of  peace.  29.  Juli  morgens). 

Blaubuch  Nr.  88.  Unterhaltung  Greys  mit  L,ichnowsky  am 
29.  Juli  nachmittags.  Grey  hatte  inzwischen  durch  den  russischen 
Botschafter  Grafen  Benckendorff  offiziell  den  Abbruch  der  öster- 
reichisch-russischen Verhandlungen,  die  Kriegserklärung  Öster- 
reichs an  Serbien  und  die  daraufhin  erfolgte  Teilmobilisierung 
Russlands  erfahren.  Er  betonte  dem  Fürsten  Iyichnowsky  gegen- 
über, dass  nunmehr,  angesichts  der  immer  wachsenden  Spannung, 
die  Vermittlung  der  vier  unbeteiligten  Mächte  immer  dringender 
werde  und  die  deutsche  Regierung  irgend  eine  Methode  vorschla- 
gen solle,  mittelst  welcher  die  vier  Mächte  gemeinschaftlich  an  der 
Friedenserhaltung  arbeiten  könnten.  Neben  der  Betonung  der 
Konferenzidee  machte  Grey  bei  dieser  Gelegenheit  den  bekannten 
Einigungsvorschlag,  dass  Oesterreich  Belgrad  und  benachbartes 
Territorium  bis  zur  Erlangung  vollständiger  Genugtuung  besetzt 
halten  und  die  Mächte  inzwischen  die  Vermittlung  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  übernehmen  sollten.  Diese  in  meinem 
Buche  ausführlich  behandelte  Greysche  Einigungsformel  erwähne 
ich  hier  nur  nebenbei,  da  wir  uns  augenblicklich  auf  die  Erörte- 
rung der  Konferenzfrage  zu  beschränken  haben. 

Blaubuch  Nr.  ioy.  Goschen  berichtet  an  Grey,  dass  die  Berliner 
Regierung  noch  keine  Zeit  gefunden  habe,  die  von  ihr  gewünschte 
Methode  einer  Vermittlungstätigkeit  der  vier  Mächte  anzugeben. 
Jagow  habe  dem  französischen  Botschafter  auf  dessen  Frage  geant- 
wortet, dass  er,  um  Zeit  zu  gewinnen,  direkt  in  Wien  angefragt 
habe,  mit  was  man  sich  dort  zufrieden  geben  würde  (what  would 
satisfy  them).  Es  sei  aber  noch  keine  Antwort  eingetroffen.  Herr 
von  Bethmann  behauptete  dem  englischen  Botschafter  gegenüber, 
er  habe  in  Wien  den  Knopf  so  stark  wie  möglich  gedrückt,  sei 
aber  nicht  sicher,  ob  er  nicht  durch  seinen  Rat  zur  Mässigung  in 
Wien  die  Dinge  nur  noch  schneller  ins  Rollen  gebracht  habe 
(30.  Juli).  Das  Verhalten  Jagows  und  Bethmanns,  wie  es  in  dieser 
Kummer  107  des  Blaubuchs  geschildert  ist,  bedarf  keiner  weiteren 
Qualifizierung.  Es  qualifiziert  sich  selber.  Die  Form  der  Konfe- 
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renz  passte  den  Herren  nicht,  eine  andere  Form  aber  geben  sie 
nicht  an.  Sie  schreiben  statt  dessen  nach  Wien  und  bitten  um 
Auskunft,  was  Oesterreich  eigentlich  verlange  (das  wissen  sie  am 
30.  Juli  noch  nicht).  Berlin  äussert  sich  nicht  über  die  Methode  der 
Mediation,  Wien  äussert  sich  nicht  über  seine  Wünsche,  Herr 
von  Bethmann  drückt  den  Knopf  und  empfiehlt  Mässigung  in 
Wien,  erreicht  aber,  wie  er  selbst  fürchtet,  das  Gegenteil  :  Wien 
wird  immer  unmässiger.  Das  Spiel  ist  wirklich  zu  durchsichtig, 
um  irgend  jemand  an  die  Ehrlichkeit  und  Wahrhaftigkeit  der 
deutschen  Diplomaten  glauben  zu  machen.  In  Deutschland  aber 
wird  unentwegt,  nach  Ablauf  von  zwei  Kriegs  jähren,  die  Legende 
aufrecht  erhalten,  dass  Deutschland  und  Oesterreich  den  Fried*  n, 
die  Ententemächte  aber  den  Krieg  gewollt  haben 

Gelbbuch  Nr.  108  und  109.  Grey  fragt  den  Fürsten  Lichnowsky, 
ob  er  ihm  nunmehr  die  deutsche  Formel  für  die  Friedensvermitt- 
lung  der  vier  Mächte  mitteilen  könne.  Fürst  Lichnowsky  weiss 
auf  diese  Frage  nicht  zu  antworten  (30.  Juli).  Jules  Cambon  stellt 
Herrn  von  Jagow  dieselbe  Frage.  Jagow  weicht  der  Frage  aus  mit 
dem  Bemerken,  er  habe  «  pour  gagner  du  temps  »  direkt  bei  der 
Wiener  Regierung  angefragt,  auf  welchem  Terrain  man  mit  ihr 
verhandeln  könne  (sur  quel  terrain  on  pourrait  causer  avec  eile) . 

Zum  Unterschied  von  der  deutschen  und  österreichischen 
Regierung  hatte  die  russische  nicht  nur  die  Konferenz  vom  eisten 
Moment  an  angenommen  und  sich  ihren  Beschlüssen  unterworfen, 
sondern  auch  jede  beliebige  Form  der  Konferenz  oder  Konversation 
oder  Friedensvermittlung  von  vornherein  akzeptiert.  Diese  russische 
Bereitwilligkeit  ergibt  sich  aus  unzähligen  Stellen  der  diploma- 
tischen Bücher  der  Ententemächte  (siehe  u.  a.  Blaubuch  Nr.  17 
und  78,  Orangebuch  Nr.  31,  32,  49,  50,  53,  54,  55).  Der  russische 
Botschafter  Iswolsky  —  angeblich  einer  der  schlimmsten  Kriegs- 
anstifter —  berichtet  am  29.  Juli  von  einer  sehr  lebhaften  Unter- 
haltung Vivianis  mit  dem  Baron  von  Schön,  in  der  letzterer  die 
bekannte  Litanei  vorbrachte,  dass  die  Worte  Konferenz  oder 
Schiedsspruch  auf  Oesterreich  erschreckend  wirkten.  Viviani 
erwiderte,  es  handle  sich  nicht  um  Worte  und  es  würde  leicht  sein, 
irgend  eine  andere  Form  der  Mediation  ausfindig  zu  machen.  Hier 
aber  versagte  die  Weisheit  des  Herrn  von  Schön,  der  dem  Drängen 
Vivianis  mit  der  Bemerkung  auswich,  man  müsse  doch  erst  einmal 
wissen,  was  Oesterreich  eigentlich  von  Serbien  verlange  (Orange- 
buch Nr.  55). 
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Das  Resultat  all  dieser  Ausflüchte  und  Hintertüren  der 
deutseben  Diplomatie  war  natürlich,  dass  die  Frage  nach  der  Form 
einer  für  Deutschland  annehmbaren  Mediation  unbeantwortet 
blieb  und  damit  der  Konferenzvorschlag  definitiv  ins  Wasser  fiel. 
Die  Konferenz  —  daran  kann  kein  unparteiisch  urteilender 
Mensch  zweifeln  —  hätte  den  europäischen  Frieden  erhalten. 
Die  Ablehnung  der  Konferenz  seitens  Deutschlands  hat  die 
Friedensbemühungen  der  Ententemächte  zum  Scheitern  gebracht. 

Herr  Helfferich  und  die  Konferenz. 

Wie  behandeln  nun  die  Verteidiger  der  deutschen  Regierung, 
die  Herren  Helfferich  und  Genossen,  die  Konferenzfrage  ?  Herr 
Helfferich  widmet  dieser  —  in  der  ganzen  Welt  mit  Recht  für  den 
Angelpunkt  aller  Schulduntersuchungen  erachteten  —  Frage 
ganze  22  Zeilen  seines  48  Seiten  umfassenden  Buches.  Er  findet 
sich  folgendermassen  damit  ab  : 

«  Sir  Edward  Grey  Hess  sich  zunächst  von  Paul  Cambon 
seinen  Konferenzvorschlag  einflüstern,  und  zwar  in  der 
folgenden  Form  :  das  britische  Kabinett  solle  von  der 
deutschen  Regierung  verlangen  «  de  prendre  l'initiative 
d'une  demarche  ä  Vienne  pour  offrir  une  mediation,  entre 
l'Autriche  et  la  Serbie,  des  quatre  Puissances  non  direc- 
tement  interessees  »  (die  Initiative  zu  ergreifen  zu  einem 
Schritt  in  Wien,  um  eine  Vermittlung  der  nicht  direkt 
interessierten  vier  Mächte  in  der  österreichisch-ungarisch- 
serbischen Frage  anzubieten)  (Gelbbuch  Nr.  32).  Der  Vor- 
schlag war  von  vornherein  aussichtslos  ;  denn  abgesehen 
davon,  dass  er  Deutschland  eine  Initiative  bei  seinem 
Bundesgenossen  zuspielen  wollte,  die  Frankreich  bei  Russ- 
land ängstlich  ablehnte,  war  der  österreichisch-ungarische 
Standpunkt,  dass  eine  Einmischung  oder  Vermittlung 
Dritter  in  den  österreichisch-ungarisch-serbischen  Konflikt 
unannehmbar  sei,  bekannt  ;  und  ferner  hätte  Oesterreich- 
Ungarn  durch  die  Annahme  des  Grey-Cambonschen  Vor- 
schlags eo  ipso  Russland  im  österreichisch-ungarisch- 
serbischen Konflikt  als  «  Puissance  directement  interessee  » 
anerkannt,  was  im  striktesten  Gegensatz  zu  den  öster- 
reichisch-ungarischen Auffassungen  und  Absichten  stand. 
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Aber  indem  Paul  Cambon  Sir  Edward  Grey  auf  dieses 
Eis  lockte,  erreichte  er  mit  der  sicher  zu  erwartenden 
deutschen  Ablehnung  eine  Verschlechterung  der  Stimmung 
des  englischen  Kabinetts  gegenüber  Deutschland.  » 

Diese  chevalereske  Art,  über  ein  unbequemes  Hindernis  hin- 
wegzuspringen, steht  wohl  in  der  ganzen  Kriegsliteratur  einzig 
da.  Sie  wird  übertroffen  nur  durch  die  Methode  des  grossen  deut- 
schen Geschichtsforschers  Professor  Dr.  Helmolt,  der  in  seiner 
Geheimen  Vorgeschichte  des  Weltkrieges  (S.  182),  dem  Greyschen 
Konferenzvorschlag  und  seinem  Schicksal  sogar  nur  6  Zeilen  des 
Nachrufs  widmet.  Er  schreibt  : 

«  Damit  war  der  Greysche  Konferenzvorschlag  begra- 
ben. Sein  Hintergedanke,  die  zweifellose  Berechtigung 
einer  österreichischen  Nachbarschaftsbeschwerde  einer 
(wie  gewisse  Erfahrungen  lehrten)  monatelang^n,  jedes 
Grossmachtgefühl  ertötenden  Untersuchung  in  London  zu 
unterziehen,  war  durchschaut.  » 

Die  Herren  Helfferich  und  Helmolt  gelten,  abgesehen  von  ihren 
hervorragenden  Stellungen  als  Staatssekretär  und  Geschichts- 
professor, als  Autoritäten  in  Deutschland  für  die  Vorgeschichte 
des  Krieges.  Wenn  die  Vorgeschichte  in  dieser  Weise  «  am  grünen 
Holze  »  behandelt  wird,  so  kann  man  sich  vorstellen,  was  «  am 
dürren  Holze  »  geschieht. 

Gehen  wir,  um  ein  Exempel  zu  statuieren,  auf  die  Einzelheiten 
der  Helfferichschen  Begründung  ein  : 

I.  Es  ist  nicht  wahr,  dass  Grey  sich  seinen  Konferenzvorschlag 
von  Cambon  einflüstern  Hess.  Der  Vorschlag  ist  spontan  von  Grey 
ausgegangen  am  24.  Juli,  nachdem  Grey  Kenntnis  von  dem  öster- 
reichischen Ultimatum  erhalten  hatte.  Grey  teilte  seinen  Vor- 
schlag an  demselben  Tage  zuerst  dem  französischen  Botschafter 
Paul  Cambon  und  dann  dem  Fürsten  Lichnowsky  mit  (Blaubuch 
Nr.  10  und  11).  Cambon  berichtete  über  seine  Unterhaltung  mit 
Grey  an  Bienvenu-Martin  (Gelbbuch  Nr.  32).  Iyichnowsky  hat 
zweifellos  über  diese  wichtige  Unterhaltung  ebenfalls  nach  Berlin 
berichtet ;  wir  erfahren  aber,  wie  über  so  viele  andere  Dinge,  aus 
den  deutschen  Publikationen  nichts,  weder  über  seinen  Bericht 
noch  über  die  Aufnahme   in  Berlin.   Das    deutsche  Weissbuch 
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(S.  9)  erwähnt  erst  den  durch  Zirkularschreiben  voni  26.  Juli 
formell  wiederholten  englischen  Vorschlag  (Blaubuch  Nr.  36)  und 
behauptet,  bis  zum  Zeitpunkt  des  Berliner  Antworttelegramms 
vom  27.  Juli  (Weissbuch  Anlage  12)  von  der  ganzen  Sache  noch 
nichts  gewusst  zu  haben. 

Auffallend  ist  zunächst,  dass  Helfferich  den  englischen  Vor- 
schlag nicht  im  englischen  Text  nach  dem  englischen  Blaubuch, 
sondern  im  französischen  Text  nach  dem  französischen  Gelb- 
buch zitiert.  Sieht  man  genau  zu,  so  erkennt  man  bald  den  Grund 
dieses  auffallenden  Verfahrens.  Der  Cambonsche  Bericht  gibt 
nämlich  die  Unterhaltung  vom  24.  Juli  in  einer  kurz  gedrängten 
Form  wieder,  die  die  ausgesprochenen  Absichten  Greys  nur  in 
unvollkommener,  zu  Missverständnissen  Anlass  gebender  Weise 
darstellt.  Herrn  Helfferich  passt  es,  diese  Missverständnisse  aus- 
zunützen, was  ihm  bei  der  Wiedergabe  der  Original äusserungen 
Greys  unmöglich  sein  würde.  Weil  Cambon  schreibt  :  «  Nous 
(Grey  et  Cambon)  avons  ete  d'accord  »,  behauptet  Helfferich, 
Cambon  habe  die  Konferenzidee  Herrn  Grey  eingeflüstert,  und 
schiebt  dem  französischen  Botschafter  alle  möglichen  teuflischen 
Absichten  unter  :  er  habe  Grey  mit  jener  Einflüsterung  aufs 
Eis  gelockt,  habe  die  deutsche  Ablehnung  mit  Sicherheit  erwartet 
und  infolge  dieser  Ablehnung  eine  Verschlechterung  der  Stimmung 
des  englischen  Kabinetts  gegenüber  Deutschland  herbeiführen 
wollen.  Diesen  Teufelsplan  hätte  Herr  Helfferich  Herrn  Cambon 
nicht  unterschieben  können,  wenn  er,  wie  es  die  Pflicht  der 
Loyalität  erforderte,  die  englischen  Noten  (Nr.  10  und  11),  statt 
der  französischen,  seinen  Erörterungen  zu  Grunde  gelegt  hätte. 
Die  Konferenzidee  ging  von  Grey  und  nicht  von  Cambon  aus  und 
der  Akkord  zwischen  beiden  Herren  bestand  eben  darin,  dass 
Cambon  ohne  weiteres  die  freudige  Zustimmung  seiner  Regierung 
zu  dem  Greyschen  Vorschlag  aussprach. 

Nur  über  den  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Viermächteaktion 
waren  die  Ansichten  von  Grey  und  Cambon  nicht  übereinstim- 
mend. Grey  hob  —  sowohl  in  seiner  Unterhaltung  mit  Cambon, 
wie  in  der  nachfolgenden  mit  Lichnowsky,  —  mit  aller  Deutlich- 
keit hervor,  dass  der  vermittelnde  oder  mässigeride  Einfluss 
(mediation  or  mediating  influence)  der  vier  Mächte  erst  dann 
eintreten  solle,  wenn  der  aussergewölmlich  schroffe  Ton  der  öster- 
reichischen Note,  die  Kürze  der  Ultimatumsfrist  und  die  weit- 
gehende   Ausdehnung    der    österreichischen    Forderungen    einen 

Das  Verbrechen.  6 


82  DAS  VERBRECHEN 

Zwiespalt  zwischen  Oesterreich  und  Russland,  also  eine  euro- 
päische Gefahr  herbeiführen  würde,  nicht  aber,  wenn  die  Streit- 
frage auf  Oesterreich  und  Serbien  beschränkt  bliebe. 

Blaubuch  Nr.  10.  «Ich  beabsichtige,  dem  deutschen  Botschafter 
zu  sagen,  dass  natürlich,  wenn  die  Präsentation  des  österreichi- 
schen Ultimatums  an  Serbien  nicht  zu  einem  Zwiespalt  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  führt,  wir  uns  nicht  mit  der  Sache  zu 
befassen  haben & 

Blaubuch  Nr.  II.  «  Ich  sagte  (zu  dem  deutschen  Botschafter) 
dass,  wenn  das  österreichische  Ultimatum  an  Serbien  nicht  zu 
einem  Zwiespalt  zwischen  Oesterreich  und  Russland  führt,  ich 
nichts  mit  der  Sache  zu  tun  haben  würde » 

Blaubuch  Nr.  25.  Auch  am  25.  Juli  kam  Grey  in  einer  Unter- 
haltung mit  dem  Fürsten  Lichnowsky  auf  die  Vermittlung  der 
vier  unbeteiligten  Mächte  zurück  und  wiederholte  auch  bei  dieser 
Gelegenheit,  dass  eine  solche  Vermittlung  nur  dann  am  Platze 
wäre,  wenn  der  österreichisch-serbische  Konflikt  sich  zu  einem 
österreichisch-russischen  erweitere  und  damit  den  Frieden  Eu- 
ropas bedrohe.  Bei  dieser  Vermittlungstätigkeit  sei  natürlich  die 
Mitwirkung  Deutschlands  unerlässlich,  England  allein  könne 
nichts  tun.  Fürst  Lichnowsky  sprach  sich  von  seinem  persön- 
lichen Standpunkt  aus  günstig  über  den  Greyschen  Vorschlag 
aus  und  meinte,  dass  es  Oesterreichs  Würde  nicht  zu  nahe  treten 
würde,  wenn  im  Falle  einer  Erweiterung  des  Streitfalles  die  Mächte 
zwischen    Oesterreich  und    Russland   vermittelten. 

Blaubuch  Nr.  36.  Offizielle  Anfrage  Greys  an  die  Regierungen 
in  Paris,  Berlin  und  Rom  :  «  Würde  der  Minister  des  Auswärtigen 
geneigt  sein,  seinen  hiesigen  Gesandten  zu  instruieren,  sofort  mit 
den  Vertretern  von  Frankreich,  Italien  und  Deutschland  und  mit 
mir  zu  einer  Konferenz  zusammenzutreten,  zu  dem  Zwecke,  einen 
Ausweg  zu  finden,  welcher  Komplikationen  vorbeugen  könnte?» 
Im  Falle  der  Bejahung  «  müssten  die  Vertreter  der  betreffenden 
Regierungen  in  Belgrad,  Wien  und  Petersburg  zu  dem  Ersuchen 
autorisiert  werden,  dass  alle  militärischen  Vorbereitungen  sus- 
pendiert werden  sollten,  bis  die  Konferenz  Beschlüsse  gefasst 
habe.  >> 

Der  Greysche  Vorschlag  beabsichtigte  somit  nicht  einen  Ein- 
griff in  den  österreichisch-serbischen  Konflikt,  solange  er  auf 
diese  beiden  Staaten  beschränkt  bliebe,  sondern  nur  Massnahmen, 
um  eine  Erweiterung  dieses  Konfliktes  zu  einem  europäischen  zu 
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verhindern.  Da  dies  aus  den  oben  zitierten  englischen  Schrift- 
stücken —  überhaupt  aus  dem  gesamten  Inhalt  des  englischen 
Blaubuches  —  mit  unzweifelhafter  Klarheit  hervorgeht,  in  der 
kurzen  Cambonschen  Wiedergabe  vom  24.  Juli  aber  nicht  deutlich 
hervortritt,  so  hält  es  der  offizielle  Verteidiger  der  deutschen 
Regierung  für  fair,  dieses  eine  französische  Dokument  zur  Unter- 
lage seiner  abfälligen  Beurteilung  zu  machen,  die  eigentliche 
Quelle  aber,  das  englische  Blaubuch,  zu  ignorieren. 

II.  Der  Konferenzvorschlag  war  —  nach  Helfferich  —  von 
vornherein  aussichtslos.  Weshalb  ? 

A.  Weil  er  Deutschland  eine  Initiative  bei  seinem  Bundes- 
genossen zuspielen  wollte,  die  Frankreich  bei  Russland  ängstlich 
ablehnte. 

Ich  habe  mich  vergeblich  bemüht,  den  tiefen  Sinn  dieses 
Orakelspruches  zu  erfassen.  Welche  Initiative  bei  seinem  Bundes- 
genossen sollte  denn  Deutschland  zugespielt  werden  ?  Gar  keine. 
Deutschland  sollte  überhaupt  zunächst  für  sich  allein  auf  Öster- 
reich nicht  einwirken,  sondern  es  sollte  sich  nur  den  anderen  drei 
Mächten  anschliessen,  um  gemeinschaftlich  zu  wirken.  Diese 
gemeinschaftliche  Wirkung  aber  sollte  nicht  auf  Wien  allein, 
sondern  gleichzeitig  auf  Petersburg  ausgeübt  werden,  im  Sinne 
einer  Mässigung  von  beiden  Seiten  und  zum  Zwecke  der  Friedens- 
erhaltung in  Europa.  In  beiden  Schriftstücken  (Nr.  10  und  11  des 
Blaubuchs)  heisst  es  fast  wörtlich  übereinstimmend,  die  vier 
unbeteiligten  Mächte  sollten  zusammen  and  gleichzeitig  in  Wien 
und  Petersburg  zu  Gunsten  der  Mässigung  wirken,  falls  die  Be- 
ziehungen zwischen  Oesterreich  und  Russland  drohend  werden 
sollten  (the  four  Powers,  Germany,  Italy,  France,  and  ourselves, 
should  work  together  simultaneously  at  Vienna  and  St.  Peters- 
burgh  in  favour  of  moderation  in  the  event  of  the  relations  bet- 
ween  Austria  and  Russia  becoming  threatening).  Deutschland 
sollte  und  musste  an  dieser  Gemeinschafts-Aktion  der  Mächte 
teilnehmen,  weil  nur  diese  Teilnahme  einen  Erfolg  in  Wien 
versprach,  sollte  aber  keineswegs  nebenbei  noch  mit  einer  be- 
sonderen Mission  oder  Initiative  betraut  werden  (it  would  be 
essential  for  any  chance  of  success  for  such  a  step  that  Germany 
should  partieipate  in  it).  Wo  also  ist  die  Initiative,  die  man  heim- 
tückischerweise Deutschland  bei  seinem  Bundesgenossen  zu- 
spielen wollte  ? 

Nun  aber  weiter.  Frankreich  soll  —  nach  Helfferich  —  die 
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gleiche  Initiative  bei  Russland  ängstlich  abgelehnt  haben.  Was 
kann  das  heissen  ?  Doch  nur,  dass  Frankreich  es  abgelehnt  habe, 
Russlands  Zustimmung  zu  dem  Greyschen  Konferenzvorschlage 
zu  erlangen.  Wenn  Herr  Helfferich  sich  die  Mühe  genommen 
hätte,  die  ihm  so  teure  Nr.  32  des  französischen  Gelbbuchs 
ganz  zu  lesen,  aus  der  er  nur  den  einen  ihm  bequemen  Satz  zitiert, 
so  würde  er  gefunden  haben,  dass  schon  aus  diesem  Schriftstück 
selbst  die  Zustimmung  des  russischen  Botschafters  in  London  zu 
dem  Greyschen  Konferenzvorschlage  hervorgeht.  Paul  Cambon 
erzählt,  dass  er  seinem  russischen  Kollegen  das  Greysche  Projekt 
mitgeteilt  habe,  dass  dieser  zwar  starke  Zweifel  an  dem  Erfolg 
ausgesprochen  habe,  da  Oesterreich  ohne  Zustimmung  Berlins 
sein  Ultimatum  sicher  nicht  abgesandt  hätte,  dass  er  aber  trotz- 
dem es  für  gut  hielte,  den  Schritt  zu  unternehmen,  über  den  Grey 
und  Cambon  sich  ins  Einvernehmen  gesetzt  hätten  (cependant  le 
Comte  Benckendorff  croit  bon  de  tenter  la  demarche  sur  la quelle 
je  me  suis  mis  d'accord  avec  Sir  Ed.  Grey).  Der  französische  Bot- 
schafter hat  also  an  demselben  Tage,  an  dem  er  das  Greysche 
Projekt  erfuhr,  bei  seinem  russischen  Kollegen  die  Initiative 
ergriffen,  «  die  Frankreich  bei  Russland  ängstlich  ablehnte  ». 

Im  Uebrigen  habe  ich  bereits  bemerkt,  dass  von  einer  Initia- 
tive Frankreichs  bei  Russland  ebensowenig  die  Rede  war,  wie  von 
einer  Initiative  Deutschlands  bei  Oesterreich.  Die  Initiativen  bei 
beiden  Mächten  sollten  von  der  Londoner  Botschafter- Konferenz, 
nicht  aber  von  Deutschland  oder  Frankreich  ausgehen.  Bei  Russ- 
land war  von  der  Notwendigkeit  einer  französischen  Initiative 
umso  weniger  die  Rede,  als  —  wie  wir  bereits  gesehen  haben  — 
die  russische  Regierung  schon  am  nächsten  Tage  (25.  Juli)  offiziell 
das  bestätigte,  was  der  russische  Botschafter  in  London  am  Tage 
vorher  persönlich  als  zweckmässig  erklärt  hatte.  Sazonow  gab 
am  25.  Juli  bereits  dem  englischen  Botschafter  Buchanan  die 
positive  Erklärung  ab,  dass  Russland  beiseite  stehen  und  die  Ent- 
scheidung der  Streitfrage  den  vier  Mächten  überlassen  würde 
(Blaubuch  Nr.  17).  Die  gleiche  Bereitwilligkeit  hat  die  russische 
Regierung  unzählige  Male  während  der  ganzen  Dauer  des  Kon- 
flikts zum  Ausdruck  gebracht.  Was  soll  es  also  heissen,  frage  ich 
nochmals  den  Herrn  Staatssekretär,  dass  Frankreich  eine  Initia- 
tive bei  Russland  abgelehnt  habe,  die  es 

1.  tatsächlich  ergriffen  hat  (Gelbbuch  Nr.  32),  und  die 

2.  gar  nicht  vonnöten  war,  da  Russland  vom  ersten  Moment 
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an  die  Greysche  Konferenz  bereitwillig  akzeptiert  und  sich  ihren 
Beschlüssen  unterworfen  hat  ? 

B.  Ein  fernerer  Grund,  weshalb  die  Konferenz  von  vorn- 
herein aussichtslos  war,  ist  nach  Helfferich  der,  dass  die  öster- 
reichische Regierung  eine  Einmischung  oder  Vermittlung  Dritter 
in  den  österreichisch-serbischen  Konflikt  für  unannehmbar  erklärt 
habe.  Darauf  ist  zu  erwiedern  : 

1.  Um  eine  Einmischung  in  den  österreichisch-serbischen 
Konflikt  handelte  es  sich  überhaupt  nicht.  Diese  Einmischung  hat 
Grey  ausdrücklich  abgelehnt.  Das  österreichische  Vorgehen  — 
unerhört  in  der  diplomatischen  Geschichte  —  legte  aber  von 
vornherein  die  Befürchtung  einer  Erweiterung  des  Konflikts  auf 
Oesterreich  und  Russland  und  damit  auf  ganz  Europa  nahe  und 
dieser  Gefahr  wollte  Grey  durch  seinen  Konferenzvorschlag 
begegnen.  Nicht  zwischen  Oesterreich  und  Serbien,  sondern 
zwischen  Oesterreich  und  Russland  sollte  vermittelt  werden,  um 
einen  europäischen  Krieg  zu  vermeiden.  Dass  der  österreichisch- 
serbische  Streitfall,  aus  welchem  der  Konflikt  zwischen  den  beiden 
Grossmächten  entstand,  zur  Erörterung  und  Ausgleichung  kom- 
men musste,  verstand  sich  von  selbst.  Das  war  aber  nicht  der 
Zweck  der  Konferenztätigkeit,  sondern  nur  die  Voraussetzung 
ihres  Erfolges. 

2.  Wenn  der  einmal  eingenommene  Standpunkt  einer  Partei 
einen  Grund  abgeben  sollte,  von  einer  Vermittlungstätigkeit 
Abstand  zu  nehmen,  so  würde  überhaupt  jede  Vermittlungs- 
tätigkeit in  privaten  und  öffentlichen  Angelegenheiten  unmöglich 
sein.  Die  Helfferichsche  Logik  würde  dahin  führen,  dass  auch  in 
privatrechtlichen  Streitigkeiten  der  Richter  jeden  Vergleichs- 
versuch ablehnen  müsste,  weil  ihm  ja  der  entgegengesetzte  Stand- 
punkt beider  Parteien  bekannt  ist.  Gerade  weil  die  Parteien  auf 
entgegengesetztem  Standpunkt  stehen,  gerade  deshalb  ist  ja  der 
Vergleich  angezeigt.  Ständen  sie  auf  demselben  Standpunkt,  so 
läge  ja  keine  Veranlassung  zum  Vergleiche  vor.  Auch  der  Um- 
stand, dass  eine  Partei  jede  Vermittlung  für  unannehmbar  erklärt, 
darf  den  ehrlichen  Makler  nicht  abhalten,  seine  Vermittlung  zu 
versuchen.  Dies  umso  mehr,  wenn  von  der  gütlichen  Einigung  so 
ungeheure  Folgen,  wie  bei  dem  österreichisch-russischen  Konflikt, 
abhängen. 

Soviel  gegen  das  Helfferichsche  Prinzip,  dass  die  schroffe 
Ablehnung  der  Vermittlung  von  Seiten  einer  Partei  die  Vermittler 
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von  vornherein  abhalten  müsse,  einen  Ausgleich  wenigstens  zu 
versuchen.  Aber  auch  die  tatsächliche  Voraussetzung,  die  der 
Helfferichschen  Erwägung  zu  Grunde  liegt,  fehlte  im  vorliegenden 
Falle,  wenigstens  insoweit,  als  die  Teilnahme  Deutschlands  an  der 
Vermittlungsaktion  in  Betracht  kam.  Richtig  ist  —  wie  ich  in 
meinem  Buche  ausführlich  auseinandergesetzt  habe  — ,  dass  die 
österreichische  Regierung  vom  23.  bis  zum  28.  Juli  jede  Diskus- 
sion der  Note  und  jede  Mediation  der  Mächte  abgelehnt  hat,  dass 
dann  eine  Pause  von  zwei  Tagen  eintrat,  in  denen  überhaupt  alle 
Fäden  zwischen  Wien  und  Petersburg  zerrissen  zu  sein  schienen, 
und  dass  die  Wiener  Regierung  dann  erst  wieder,  vom  31.  Juli 
ab,  —  unter  allen  möglichen  Verklausulierungen  —  sich  bereit 
erklärte,  den  Inhalt  ihrer  Note  zu  diskutieren  und  eine  Vermitt- 
lungstätigkeit der  Mächte  anzunehmen.  Alles  dies  ist  richtig,  von 
Oesterreichs  Seite.  Von  Seiten  der  deutschen  Regierung  aber  (und 
somit  von  Seiten  der  offiziellen  Verteidiger  Deutschlands)  kann 
diese  österreichische  «  Bockbeinigkeit  »  doch  nicht  als  Grund  der 
Konferenzablehnung  angesehen  werden,  denn  die  Berliner  Regie- 
rung behauptet  ja,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln, 
bis  an  die  Grenze  ihrer  Bundespflichten,  diese  österreichische 
Bockbeinigkeit  bekämpft  zu  haben.  Herr  von  Bethmann  wieder- 
holt beständig,  dass  er  auf  Wien  gedrückt  und  gedrückt  habe,  um 
in  Verhandlungen  über  den  Inhalt  der  Note  einzutreten  1.  Er  und 
Herr  von  Jagow  erklären  im  Weissbuch  (Anlagen  12  und  13)  und 
in  vielen  in  Berlin  und  London  gepflogenen  Verhandlungen  (z.  B. 
Blaubuch  Nr.  25  und  46)  ausdrücklich,  dass  sie  bereit  seien,  im 
Falle  der  Erweiterung  des  Konflikts  zu  einer  österreichisch-rus- 
sischen Streitfrage,  sich  an  der  Vermittlungstätigkeit  der  Mächte 
zu  beteiligen.  Die  Berliner  Regierung  wünschte  angeblich  —  wenn 
man  ihrer  eigenen  Darstellung  folgen  will  — ,  nach  der  tatsächlich 
eingetretenen  Erweiterung  des  Konflikts  sowohl  die  direkten 
Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg,  als  die  Vermitt- 
lungstätigkeit der  Mächte.  Diesem  letzteren  Wunsche  sollte  die 
Konferenz  dienen.  Wie  kann  also  der  Verteidiger  der  Berliner 
Regierung  die  von  Berlin  im  Prinzip  gewünschte  und  nur  wegen 
Formbedenken  abgelehnte  Konferenz  deshalb  als  von  vornherein 

1  Der  erste  Versuch  eines  Beweises  für  diese  Behauptung  ist  in  der  Reichs- 
kanzlerrede vom  19.  August  1915,  ein  zweiter  Versuch  dieser  Art  in  der  Reichs- 
kanzlerrede vom  9.  November  1916  hervorgetreten  ;  ich  komme  darauf  ausführlich 
an  anderen  Stellen  zurück.  (Kapitel:  «  Russland,  der  Brandstifter  »,  Band  I,  and 
Kapitel  :  «  Bethmann,  der  Pazifist  »,  Band  II.) 
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aussichtslos  erklären,  weil  Wien  den  Wunsch  Berlins  nicht  teilte  ? 
Man  wünschte  ja  gerade  die  Beteiligung  Deutschlands  an  der 
Konferenz  und  erachtete  sie  als  eine  wesentliche  Bedingung  des 
Erfolges,  weil  Deutschland  allein  imstande  sei,  den  in  Berlin 
angeblich  gehegten  Wunsch  nach  Verständigung  in  erfolgreicher 
Weise  auch  in  Wien  zur  Geltung  zu  bringen.  Kurz  gesagt  :  Berlin 
ist  prinzipiell  zur  Beteiligung  an  der  Vermittlungstätigkeit  bereit, 
Wien  lehnt  prinzipiell  diese  Vermittlungstätigkeit  ab  und  Herr 
Helfferich  schliesst  daraus,  dass  jeder  Versuch  einer  Vermittlung 
von  vornherein  aussichtslos  war.  In  Wirklichkeit  ist  der  umge- 
kehrte Schluss  zu  ziehen.  Berlin,  ohne  dessen  Unterstützung 
Wien  machtlos  war,  hatte,  wenn  seine  Sympathie  für  die  Media- 
tion der  Mächte  nicht  fingiert  und  rein  platonisch  war  —  was 
allerdings  meine  Ansicht  ist — »Berlin  hatte  allein  die  Möglichkeit 
und  daher  die  Verpflichtung,  den  intransigenten  Standpunkt 
Oesterreichs  zu  brechen  und  die  angeblich  aussichtslose  Konfe- 
renzidee zu  einer  aussichtsvollen  zu  machen.  Also  auch  dieser 
HelfTerichsche  Grund  gegen  die  Konferenz  fällt  in  sich  zusammen. 
C.  Am  groteskesten  aber  ist  der  letzte  Grund,  den  der  deutsche 
Staatssekretär  in  den  der  Konferenz  gewidmeten  22  Zeilen  gegen 
die  Annahme  des  Konferenzvorschlages  von  Seiten  Oesterreichs 
und  Deutschlands  anzuführen  den  Mut  findet  : 

«  Ferner  hätte  Oesterreich-Ungarn  durch  die  Annahme 
des  Grey-Cambonschen  Vorschlags  eo  ipso  Russland  im 
österreichisch-ungarisch-serbischen  Konflikt  als  «  Puissance 
directement  interessee  »  anerkannt,  was  im  striktesten 
Gegensatz  zu  den  österreichisch-ungarischen  Auffassungen 
und  Absichten  stand.  » 

Also  Oesterreich  durfte  die  Konferenz  nicht  annehmen,  weil 
es  damit  —  im  Gegensatz  zu  seinen  Auffassungen  und  Absichten  — 
Russland  als  direkt  interessierte  Macht  anerkannt  hätte.  Ja,  war 
denn  je  der  geringste  Zweifel  darüber  möglich,  dass  Russland  in 
einem  serbisch-österreichischen  Konflikt  die  einzige  direkt  inte- 
ressierte Grossmacht  sei  ?  Und  noch  dazu  in  einem  Konflikt,  der 
durch  die  übermütigsten  Forderungen  hervorgerufen  war,  die  je 
ein  übermächtiger  Grosstaat  gegen  einen  hülflosen  kleinen  Staat 
gerichtet  hatte  ?  Ein  Konflikt,  in  dessen  Verlauf  man  auf  den  fast 
vollständigen   diplomatischen  Sieg  noch  eine  militärische  Zer- 
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schmetterung  setzen  und  den  kleinen  Slavenstaat  unter  dem 
Vorwand,  « volle  Garantie  »  für  Serbiens  Versprechungen  zu  erhal- 
ten (siehe  Depesche  Kaiser  Wilhelms  vom  29.  Juli  an  den  Zaren), 
tatsächlich  zu  einem  österreichischen  Vasallenstaat  erniedrigen 
wollte.  An  ein  russisches  desinteressement  konnten  doch  nur 
verblendete,  die  Wahrheit  nicht  sehen  wollende  Diplomaten 
glauben,  die,  gegen  jede  geschichtliche  Erfahrung  und  offenbar 
auch  gegen  ihr  besseres  Wissen,  die  Behauptung  aufstellten, 
Serbien  habe  von  jeher  zur  österreichischen  Interessen-Sphäre 
gehört  (siehe  die  Aeusserung  des  Grafen  Benckendorff  zu  Grey, 
Blaubuch  Nr.  91,  29.  Juli).  Weshalb  denn  alle  die  Balkan- Kon- 
flikte, die  seit  einem  Menschenalter,  seit  dem  Berliner  Kongress 
von  1878,  immer  drohendere  Gestalt  annahmen,  die  nach  der 
Annexion  von  1908  und  während  und  nach  den  Balkankriegen 
von  1912-13  bereits  die  Gefahr  eines  österreichisch-russischen  und 
in  der  Folge  europäischen  Krieges  heraufführten  ?  Weshalb  die 
ewige  Wetterwolke  im  Südosten,  die  einen  furchtbaren  Gewitter- 
sturm über  Europa  zu  entladen  drohte,  weshalb  die  Mobilisierungen 
Oesterreichs  und  Russlands  gegeneinander  in  den  Jahren  1908 
und  1912  (siehe  österreichisches  Rotbuch  Nr.  17)  ?  Alle  diese 
Unruhen  und  Gefahren  entsprangen  doch  nur  dem  Interessen- 
gegensatz der  beiden  Grossmächte  am  Balkan,  denn  andere  Interes- 
sengegensätze zwischen  ihnen  waren  ja  nicht  vorhanden. 

Die  deutschen  Regierungsschreiber  bemühen  sich  vielfach,  die 
Frage  zu  erörtern,  ob  Russland  ein  Recht  gehabt  habe,  sich  in 
den  österreichisch-serbischen  Streitfall  zu  mischen.  Die  Kölnische 
Zeitung,  welche  meinem  Buche  die  Ehre  antut,  ihm  unter  der 
Form  einer  Korrespondenz  aus  Amsterdam  zwei  lange  Bespre- 
chungsspalten auf  der  Hauptseite  zu  widmen,  gibt,  da  sie  selbst 
gegen  die  zwingende,  urkundlich  dokumentierte  Beweisführung 
meines  Buches  nichts  anzuführen  weiss,  einem  holländischen 
Professor  das  Wort,  der  auch  seinerseits  dem  Kernpunkt  der 
Schuldfrage  überall  aus  dem  Wege  geht  und  sich  an  einige  neben- 
sächliche Punkte  klammert.  Er  bemängelt  vor  allem,  dass  ich  über 
die  Frage  von  Russlands  Berechtigung  zum  Eintritt  für  Serbien 
zu  flüchtig  hinweggegangen  sei,  dass  ich  einmal  von  einem 
hundertjährigen,  ein  anderes  Mal  von  einem  zweihundert] ährigen 
geschichtlichen  Zusammenhang  zwischen  Russland  und  Serbien 
gesprochen,  auch  in  der  Behauptung  der  Religions-  und  Rassen- 
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gemeinschaft  geschichtliche  Irrtümer  begangen  habe.  Dem  Herrn 
diene  zur  Antwort  : 

a)  dass  es  nicht  in  meiner  Absicht  und  im  Rahmen  meines 
Buches  lag,  eine  russisch-serbische  Geschichte  zu  schreiben  ; 

b)  dass  mir  Konversations-Lexika  ebenso  wie  dem  Herrn 
Kritiker  zur  Verfügung  stehen  und  es  mir  ein  Leichtes  sein  würde, 
mit  geschichtlichen  Kenntnissen  über  russisch-serbische  Beziehun- 
gen ebenso  zu  paradieren,  wie  es  der  Utrechter  Professor  tut  ; 

c)  dass,  wenn  man  von  hundertjähriger  und  zweihundert- 
jähriger Geschichte  spricht,  man  damit  nach  allgemeinem  Sprach- 
gebrauch eine  sehr  lange  Geschichte  meint,  ohne  sich  auf  be- 
stimmte Zahlen  festlegen  zu  wollen  :  es  können  auch  99  oder  150 
oder  180  Jahre  sein  ; 

d)  dass  die  ganze  Fragestellung  des  Herrn  Professors  falsch 
ist.  Es  handelt  sich  überhaupt  nicht  um  ein  Recht,  sondern  um 
eine  Tatsache.  Ein  Recht  kommt  bei  internationalen  Interessen- 
Konflikten  überhaupt  niemals  in  Frage  —  abgesehen  natürlich 
von  den  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Ausführung  und  Auslegung 
völkerrechtlicher  Verträge,  wie  z.  B.  einer  Neutralitätsgarantie, 
handelt.  Russland  hatte  ebenso  wenig  ein  Recht  zu  einem  beson- 
deren Schutze  Serbiens,  wie  Oesterreich  ein  Recht  hatte,  dieses 
Land  zu  seiner  ausschliesslichen  Einfluss-Sphäre  zu  rechnen. 
Russlands  Interesse  gebot  es  die  von  Sazonowr  noch  zuletzt  am 
23.  Mai  1914  in  der  Duma  proklamierte  Politik  «  Der  Balkan  für 
die  Balkanvölker  »  festzuhalten,  ebenso  wie  es  Amerikas  Interesse 
gebietet,  die  Monroe-Doktrin  Amerikas  für  die  Amerikaner  auf- 
zustellen. Wenn  zu  dem  politischen  Interesse  auch  noch  geschicht- 
liche, religiöse  und  Rassengemeinschaften  oder  Verwandtschaften 
hinzutreten,  so  wird  das  politische  Interesse  hierdurch  eine  beson- 
dere Kräftigung  erfahren,  aber  massgebend  und  entscheidend  sind 
diese  besonderen  Gesichtspunkte  nicht.  Bester  Beweis  hierfür  das 
von  deutscher  Seite  stets  proklamierte  Interesse  an  der  Aufrechter- 
haltung Oesterreichs  in  seinem  jetzigen  Bestände.  Geschichtliche, 
religiöse  und  Rassengesichtspunkte  liegen  diesem  Interesse  in  keiner 
Weise  zu  Grunde.  Oesterreich-Ungarns  Bevölkerung  besteht  zum 
grösseren  Teile  aus  Nichtgermanen,  nur  zum  kleinen  Teile  aus 
Protestanten,  die  doch  in  Deutschland  die  Majorität  bilden.  Von 
einem  geschichtlichen  Bande  kann  gewiss  nicht  die  Rede  sein :  denn 
Preussen  hat  sich  gegen  und  im  Kampfe  mit  der  habsburgischen 
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Monarchie  zum  deutschen  Kaisertum  entwickelt  und  hat  diese 
Entwicklung  schliesslich  nur  durchführen  können,  indem  es  die 
Habsburger  aus  Deutschland  herauswarf.  Ohne  den  siebenjährigen 
Krieg  und  ohne  1866  wäre  Preussen-Deutschland  nicht  das,  was  es 
heute  ist.  Soweit  geschichtliche  Beziehungen  zwischen  dem 
Habsburgerreich  und  dem  heutigen  Deutschland  bestehen,  be- 
deuten sie  Gegensatz  und  Krieg,  aber  nicht  Freundschaft  und 
Interessengemeinschaft.  Diese  Interessengemeinschaft  ist  —  leider 
—  erst  durch  das  Bismarcksche  deutsch- österreichische  Bündnis 
hergestellt,  aber  auch  von  Bismarck  durch  die  russische  Rückver- 
sicherung abgeschwächt  worden.  Eine  Verbrüderung  auf  Tod  und 
Leben,  deren  Folgen  wir  heute  vor  uns  sehen,  vor  allem  eine  Ver- 
brüderung gegen  Russland  würde  ein  Bismarck  sicher  unter  den 
veränderten  europäischen  Verhältnissen  nicht  vorgenommen 
haben.  Dies  beiläufig.  Was  uns  bei  der  jetzigen  Erörterung  aus- 
schliesslich interessiert,  ist  die  Tatsache,  dass  auch  das  deutsch- 
österreichische Bündnis  auf  keiner  tieferen  Volksgemeinschaft, 
nicht  auf  geschichtlicher  Entwicklung,  nicht  auf  Rassen-  oder 
Religionsverwandtschaft,  sondern  lediglich  auf  —  leider  falsch 
verstandenen  —  politischen  Interessen  beruht. 

Das  Gleiche"  trifft  fast  bei  allen  europäischen  Bündnissen, 
Ententen,  Einfluss-Sphären  u.  s.  w.  zu.  Es  ist  daher  eine  voll- 
ständig überflüssige  und  falsche  Fragestellung,  wenn  man  unter- 
sucht, ob  Russland  ein  durch  volkspsychologische,  ethische,  reli- 
giöse oder  geschichtliche  Gesichtspunkte  begründetes  Recht  zum 
Eintritt  für  Serbien  hatte.  Russland  hatte  ein  Interesse  an  der 
Aufrechterhaltung  der  absoluten  Unabhängigkeit  der  Balkan- 
Völker,  insbesondere  Serbiens  gegen  österreichische  Suprematie- 
bestrebungen, Russland  hat  dieses  Interesse  stets  als  Leitstern 
seiner  Balkanpolitik  proklamiert.  Das  war  eine  Tatsache,  die  jedem 
Europäer  bekannt  war,  und  mit  dieser  Tatsache  musste  man 
rechnen  und  hat  man  gerechnet,  nicht  nur  im  übrigen  Europa, 
sondern  vor  allem  auch  in  Berlin  und  Wien.  Das  deutsche  Weiss- 
buch und  das  österreichische  Rotbuch  legen  auf  jeder  Zeile  Zeugnis 
hierfür  ab,  die  Giolittischen  Enthüllungen  bestätigen  es.  Es  wirkt 
in  der  Tat  grotesk,  wenn  der  offizielle  Verteidiger  der  deutschen 
Regierung  die  Zurückweisung  des  Konferenzvorschlages  damit 
rechtfertigt,  dass  man  doch  ein  russisches  Interesse  nicht  aner- 
kennen konnte,  das  man  tatsächlich  nie  geleugnet  hat.  Ich  kann 
diese  Helfferichsche  Motivierung  nicht  anders  bezeichnen,  als  ein 
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albernes  Versteckspiel,  bei  dem  man  sich  in  einen  Glaskasten 
setzt,  in  der  törichten  Hoffnung,  von  den  anderen  nicht  gesehen 
zu  werden. 


Die  diplomatischen  Bücher  sämtlicher  Mächte,  namentlich 
aber  das  Weissbuch  und  Rotbuch  selbst,  sind  voll  von  Beweisen, 
dass  alle  Mächte  vom  ersten  Moment  an  Russland  als  «  puissance 
directement  interessee  »  anerkannt  haben  ;  ich  muss  mich  be- 
gnügen, aus  der  Fülle  des  Materials  nur  einige  Stichproben  heraus- 
zuheben. 

Weissbuch  S.  6.  «  Wir  waren  uns  hierbei  wohl  bewusst,  dass 
ein  etwaiges  kriegerisches  Vorgehen  Oesterreich-Ungarns  gegen 
Serbien  Russland  auf  den  Plan  bringen  und  uns  hiernüt  unserer 
Bundespflicht  entsprechend  in  einen  Krieg  verwickeln  könnte.  » 

Weissbuch  S.  7.  «  Gleichzeitig  teilte  die  österreichisch-unga- 
rische Regierung  der  russischen  mit,  dass  der  von  ihr  bei  Serbien 
unternommen-  Schritt  lediglich  eine  defensive  Massregel  gegen- 
über den  serbischen  Wühlereien  zum  Ziele  habe.  » 

Weissbuch  Anlage  2.  Schreiben  des  Reichskanzlers  an  die 
Bundesregierungen  vom  28.  Juli  :  «  Einzelne  russische  Stimmen 
betrachten  es  als  selbstverständliches  Recht  und  als  die  Aufgabe 
Russlands,  in  dem  Konflikte  zwischen  Oesterreich- Ungarn  und 

Serbien  aktiv  für  Serbien  Partei  zu  ergreifen Wenn  Russland 

in  diesem  Konflikte  für  Serbien  eintreten  zu  müssen  glaubt,  so  ist 
das  an  sich  gewiss  ein  gutes  Recht.  Es  muss  sich  aber  darüber 
klar  sein,  dass  es  damit  die  serbischen  Bestrebungen  auf  Unter- 
höhlung der  Existenzbedingungen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  zu  den  seinigen  macht  und  dass  es  allein  die  Verant- 
wortung dafür  trägt,  wenn  aus  dem  österreichisch-serbischen 
Handel,'  den  alle  übrigen  Grossmächte  zu  lokalisieren  wünschen, 
ein  europäischer  Krieg  entsteht.  t> 

Weissbuch  Anlage  3.  Unterhaltung  Berchtolds  mit  dem  rus- 
sischen Geschäftsträger  am  24.  Juli  :  Aufklärung  über  den  Stand- 
punkt Oesterreichs  gegenüber  Serbien. 

Weissbuch  Anlage  4.  Unterhaltung  des  Grafen  Pourtales  mit 
Sazonow  am  24.  Juli,  bei  welcher  der  russische  Minister  erklärte, 
Russland  könne  unmöglich  zulassen,  dass  die  serbisch-öster- 
reichische Differenz  zwischen  den  Beteiligten  allein  ausgetragen 
weide. 
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Weisbuch  Anlage  5.  Unterredung  des  Grafen  Szäpäry  mit 
Sazonow  am  26.  Juli,  bei  welcher  letzterer  seinen  Bedenken  gegen 
gewisse  Punkte  der  österreichischen  Note  Ausdruck  gibt. 

Weissbuch  Anlage  10.  Telegramm  des  Reichskanzlers  an  den 
Fürsten  Lichnowsky  vom  26.  Juli,  in  welchem  die  von  Oester- 
reich  in  Petersburg  abgegebenen  Erklärungen  über  die  österrei- 
chischen Absichten  berichtet  werden. 

Ungefähr  den  gleichen  Inhalt  haben  die  Telegramme  des 
Herrn  von  Bethmatm  an  die  deutschen  Botschafter  in  Paris  und 
Petersburg  vom  26.  Juli  (Weissbuch  Anlagen  10  a  und  10  b). 

Weissbuch  Anlagen  12  und  13  enthalten  die  bereits  erwähnten 
Depeschen  des  Herrn  von  Bethmann  vom  25.  Juli,  welche  eine 
Beteiligung  an  der  Vermittlungstätigkeit  im  Falle  eines  österrei- 
chisch-russischen Konflikts  in  Aussicht  stellen. 

Weissbuch  Anlagen  14,  15  und  16  (27.  und  28.  Juli)  berichten 
von  den,  angeblichen  Vermittlungsbemühungen  des  Herrn  von 
Bethmann  zwischen  Wien  und  Petersburg. 

Weissbuch  Anlage  20  (erste  Depesche  des  Kaisers  Wilhelm  an 
den  Zaren  vom  28.  Juli)  :  «  Andererseits  übersehe  ich  keineswegs, 
wie  schwierig  es  für  Dich  und  Deine  Regierung  ist,  den  Strömungen 
der  öffentlichen  Meinung  entgegenzutreten.  Eingedenk  der  herz- 
lichen Freundschaft,  die  uns  beide  seit  langer  Zeit  mit  festem 
Band  verbindet,  setze  ich  daher  meinen  ganzen  Einfluss  ein,  um 
Oesterreich-Ungarn  dazu  zu  bestimmen,  eine  offene  und  befrie- 
digende Verständigung  mit   Russland  anzustreben.  » 

Weissbuch  Anlage  22.  (Depesche  des  Kaisers  Wilhelm  an  den 
Zaren  vom  29.  Juli)  :  gibt  dem  Zaren  Aufklärung  über  Oester- 
reichs  Versuch,  volle  Garantie  für  die  Ausführung  der  serbischen 
Versprechungen  zu  erhalten,  und  erklärt  eine  direkte  Verstän- 
digung zwischen  Petersburg  und  Wien  für  möglich  und  wün- 
schenswert. 

Alle  angeblichen  Vermittlungsbemühungen  Deutschlands  gin- 
gen von  der  selbstverständlichen  Annahme  aus,  dass  Russland  an 
dem  österreichisch-serbischen  Konflikt  eine  direkt  interessierte 
Macht  sei.  Aber  auch  Oesterreich  selbst  war  sich  bei  seinem  Vor- 
gehen gegen  Serbien  von  vornherein  klar  bewusst,  dass  es  mit 
Russland,  als  der  hauptinteressierten  Macht,  zu  tun  bekommen 
würde.  Nur  rechnete  man  in  Wien  darauf,  dass  Russland  mit 
Rücksicht  auf  seine  innere  und  äussere  Lage,  namentlich  mit 
Rücksicht   auf  seine   mangelhafte   militärische  Vorbereitung,  es 
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nicht  zu  einem  Kriege  wegen  Serbien  kommen  lassen  würde.  Man 
riskierte  den  europäischen  Krieg  für  den  Fall,  dass  das  Kalkül 
mit  Russlands  Zurückhaltung  oder  Unfähigkeit  sich  als  irrig 
herausstellen  sollte.  Niemals  aber  hat  man  die  Eigenschaft  Russ- 
lands als  wichtigsten  und  gefährlichsten  Interessenten  an  dem 
österreichisch-serbischen  Streit  in  Wien  in  Zweifel  gezogen.  Was 
man  auch  den  österreichischen  Diplomaten  zum  Vorwurf  machen 
mag,  des  törichten  Versteckspiels  im  Glasschrank  —  wie  es  ihnen 
Herr  Helfferich  zumutet  —  haben  sie  sich  nicht  schuldig  gemacht. 

Deutlichster  Beweis  hierfür  die  vom  31.  Juli  ab  aufgenom- 
menen sachlichen  Verhandlungen  in  Wien  und  Petersburg  über 
den  Inhalt  der  Ultimatumsnote  —  Verhandlungen,  die  noch  nach 
der  Generalmobilisierung  der  beiden  Staaten  Oesterreich  und 
Russland,  ja  scheinbar  noch  nach  der  deutschen  Kriegserklärung 
vom  1.  August  fortgesetzt  wurden.  Die  letzte  aus  dem  öster- 
reichischen Rotbuche  ersichtliche  Unterhaltung  zwischen  dem 
Grafen  Szäpäry  und  Sazonow  datiert  vom  1.  August  (Nr.  56). 
Die  Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Russland  ist  bekanntlich  erst 
am  6.  August  in  Petersburg  überreicht  worden  (Rotbuch  Nr.  59). 

Alle  Verhandlungen  und  Ausgleichsversuche  vom  23.  Juli  bis 
zum  1.  August,  an  denen,  wenigstens  dem  Scheine  nach,  doch  auch 
Deutschland  sich  beteiligte,  drehten  sich  darum,  eine  Diagonal- 
linie zwischen  den  österreichischen  und  russischen  Interessen- 
punkten zu  finden,  — eine  unsinnige  Bemühung,  wenn  man  prin- 
zipiell das  Vorhandensein  russischer  Interessen  abgelehnt  hätte. 
Deutschland  mit  seiner,  wenn  auch  wirkungslosen  und  heuch- 
lerischen Mittätigkeit  und  ebenso  Oesterreich  mit  seinem  schliess- 
lichen  Eintreten  in  direkte  Verhandlungen  mit  Russland  stellten 
sich  doch  unzweideutig  auf  den  in  Wirklichkeit  unleugbaren 
Standpunkt,  dass  Russland  in  der  serbischen  Angelegenheil 
eigene  Interessen  zu  vertreten  habe.  Und  nun  kommt  Herr 
Helflerich  und  desavouiert  seinen  Chef,  den  Reichskanzler,  indem 
er  als  Giund  der  Konferenzablehnung  anführt,  man  habe  doch 
Russland  nicht  als  direkt  interessierte  Macht  anerkennen  können. 
Jedes  Wort  des  Weissbuchs  und  des  Rotbuchs,  jeder  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  in  den  kritischen  Tagen  vorgenommene  Akt 
ergeben  diese  prinzipielle  Anerkennung,  der  man  allerdings  keine 
weitere  Folge  zu  geben  gesonnen  war  ;  denn  man  hielt  Russland 
weder  für  kriegswillig  noch  für  kriegsvorbereitet  und  war  andrer- 
seits — in  törichter  Verblendung  —  überzeugt,  für  den  eintretenden 
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Kriegsfall  besser  als  die  Gegner  gestellt  zu  sein  —  besser  in  mora- 
lischer, diplomatischer  und  militärischer  Beziehung. 

Also  auch  dieser  letzte  —  in  ganzen  fünf  Zeilen  ausgeführte  — 
Helfferichsche  Grund  zur  Ablehnung  der  Konferenz  fällt  wie  alle 
übrigen  Gründe  zusammen.  Es  war  nötig,  eine  viele  Seiten  um- 
fassende Auseinandersetzung  zu  geben,  um  die  wenigen  Zeilen 
Helfferichs,  mit  denen  er  die  Konferenzidee  abtut.,  ad  absurdum 
zu  führen.  Auch  hier  gilt  das  Sprichwort  :  ein  Tor  kann  in  fünf 
Minuten  mehr  behaupten,  als  ein  Weiser  in  fünf  Tagen  wider- 
legen kann.  Wobei  mir  absolut  fern  liegt,  die  Weisheit  für  mich 
und  die  Torheit  für  Herrn  Helfferich  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Ich  habe  die  Ehre,  Herrn  Helfferich  nicht  nur  aus  seinen  Schriften, 
sondern  aus  persönlichem  Verkehr  zu  kennen,  und  weiss,  dass  er  es 
an  Weisheit  mindestens  mit  mir  aufnehmen  kann.  Der  Unterschied 
zwischen  uns  beiden  in  der  vorliegenden  Streitfrage  ist  nur  der, 
dass  er  auf  Bestellung,  im  Auftrage  einer  höheren  Macht  und  auf 
dem  Sprungbrett  von  der  Behrenstrasse  nach  der  Wilhelmstrasse 
stehend,  schreibt,  während  ich  bescheidener  Privatmann  ohne 
jede  Bestellung,  nur  meinem  Gewissen  folgend,  allerdings  auch 
im  Auftrage  einer  höheren  Macht,  nämlich  der  Wahrheit,  schreibe, 
aber  keinen  Sprung  nach  irgend  welchen  höheren  Regionen  zum 
Ziele  habe.  Ich  bedaure  einen  so  intelligenten  Mann  wie  Herrn 
Helfferich,  dass  er  gezwungen  ist,  so  unintelligente  Sätze,  wie 
auf  Seite  28  seiner  Broschüre,  niederzuschreiben  —  zur  Rettung 
einer  Sache,  die  doch  nicht  zu  retten  ist,  trotz  aller  Helfer  und 
Helfferiche.  Noch  mehr  aber  bedaure  ich  eine  Regierung,  die 
nach  der  verhängnisvollsten  aller  geschichtlichen  Aktionen,  nach 
einer  Handlungsweise,  die  nur  als  Wahnsinn  oder  Verbrechen 
bezeichnet  werden  kann,  nicht  einmal  die  eigene  Fähigkeit  besitzt, 
ihren  Taten  ein  einigermassen  anständiges  Mäntelchen  um- 
zuhängen, sondern  sich  Bankdirektoren  hierzu  verschreiben  und 
sie  mit  Ministerposten  belohnen  muss,  obwohl  auch  sie  mit 
all  ihrem  Fleiss  und  Talent  die  schmachvollen  Blossen  der  Regie- 
rungsmänner nicht  zu  bedecken  vermögen.  Armer  Herr  Helfferich  ! 
Armer  Herr  von  Bethmann  ! 


Das  Beste  kommt  aber  noch.  Der  geduldige  Leser  wird  sich 
bei  der  langen  (hoffentlich  nicht  langweiligen)   Erörterung  der 
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Helfferichschen  Ablehnungsgründe  schon  selbst  die  Frage  vor- 
gelegt haben  :  Wo  sind  denn  nun  eigentlich  die  wirklichen  Ableh- 
nungsgründe, die  die  Wiener  und  Berliner  Regierungen  offiziell 
dem  Greyschen  Vorschlag  entgegengesetzt  haben  ?  Wo  ist  das 
berühmte  «  europäische  Gericht  »  Bethmanns  ?  Wo  die  geistvolle 
«  Ueberholung  durch  die  Ereignisse  »  Berchtolds  ?  Wo  der 
Jagowsche  Stein  des  Anstosses,  die  «Form»  der  Konferenz,  bei 
Akzeptierung  des  Prinzips  ?  Nichts  von  alledem  verlautet  bei 
Herrn  HelfTerich.  Seine  Ablehnungsgründe  sind  ganz  andere  als 
die  Bethmannschen,  Jagowschen  und  Berchtoldschen.  Wer  hat 
nun  eigentlich  Recht  mit  seiner  Motivierung,  die  handelnden 
Staatsmänner  oder  der  schreibende  Bankdirektor  ?  Die  Gründe, 
die  Herr  HelfTerich  anführt,  sind  von  den  Staatslenkern  nicht 
vorgebracht  worden  ;  die  Gründe,  die  sie  vorgebracht  haben, 
führt  Herr  HelfTerich  nicht  an.  Wie  muss  es  um  eine  Sache  stehen, 
bei  der  zwischen  den  Angeklagten  und  ihrem  Verteidiger  ein 
solcher  Widerspruch  besteht  ?  ! 

Herr  Helmolt  und  die  Konferenz. 

Noch  einige  Worte  über  die  bereits  oben  zitierte  Art,  wie 
Helmolt,  der  berühmte  Geschichtsschreiber,  sich  in  sechs  Zeilen 
mit  dem  Greyschen  Konferenz  vorschlage  abfindet. 

Im  Anschluss  an  Berchtolds  kategorische  Ablehnung  jeden 
Zurück weichens  und  jeder  Diskussion  über  die  österreichische 
Note  (28.  Juli)  ruft  Helmolt  (S.  182)  triumphierend  aus  :  «  Damit 
war  der  Greysche  Konferenzvorschlag  begraben.  Sein  Hinter- 
gedanke, die  zweifellose  Berechtigung  einer  österreichischen  Nach- 
barschaftsbeschwerde einer monatelangen,  jedes  Grossmacht- 
gefühl ertötenden  Untersuchung  in  London  zu  unterziehen,  war 
durchschaut  ».  Die  Berechtigung  der  Nachbarschaftsbeschwerde 
ist  von  niemand  in  Europa  bestritten  worden.  Diese  Beschwerde, 
selbst  mit  ganz  ungewöhnlicher  Schroffheit  und  sogar  mit  kriege- 
rischen Mitteln  gegen  Serbien  durchzuführen,  auch  dieser  Versuch 
hätte  in  Europa  keinen  Widerspruch  gefunden,  wenn  nicht  die 
Zerschmetterung  Serbiens  eine  Provokation  gegen  Russland  und 
eine  Verletzung  russischer  Balkaninteressen  dargestellt  hätte. 
Von  dem  Moment  an,  wo  russische  Interessen  in  Frage  kamen, 
stand  eben  Grossmachtgefühl  gegen  Grossmachtgefühl,  Prestige 
gegen  Prestige.   Die  Reibung  dieser  Eisenblöcke  gegeneinander 
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musste  Funken   und  Brand  erzeugen  ;   nicht  lokalen,   sondern 
europäischen  Brand,   infolge   der  beiderseitigen  Bundesverhält- 
nisse.   Deshalb     die     verzweifelten    englischen    Versuche,    aufs 
eifrigste  unterstützt  von  allen  Grossmächten,  ausser  Deutschland 
und  Oesterreich,  um  die  Reibung  abzuschwächen  und  der  grossen 
Feuersbrunst  vorzubeugen.  Deshalb  der  Vorschlag  der  Konferenz 
in  London,  die  aber  weder  eine  «  Untersuchung  »  bedeuten  sollte 
(wie  Herr  Helmolt  ebenso  gut  wie  wir  weiss),  noch  «  monatelang  » 
zu  dauern  brauchte.  Ein  Kinderspiel  war  es,  bei  dem  geringsten 
guten  Willen  seitens  Oesterreichs  und  Deutschlands,  zwischen 
dem  Uebermut  Oesterreichs  und  der  über  alle  Erwartung  hinaus- 
gehenden Demut  Serbiens  einen  Zwischenweg  des  Ausgleichs  zu 
finden,  wenn  Graf  Berchtold  sich  bequemt  hätte,  die  Konferenz 
zu  beschicken  und  dort  die  fast  allein  noch  vorhandenen  Streit- 
punkte (Artikel  5  und  6  der  österreichischen  Note)  etwa  so  zu 
interpretieren,  wie  er  dies  in  seiner  Depesche  an  Szäpary  vom 
25.  Juli  (Rothbuch  Nr.  26)  und  später  (am  27.  Juli)  in  seiner  offi- 
ziellen Erklärung  zur  serbischen  Note  getan  hat.  Hätte  er  diese 
Interpretation  in  direkter  Verhandlung  mit  der  serbischen  Re- 
gierung gegeben,  ehe  er  seinen  Gesandten  abberief  und  den  Krieg 
erklärte,  so  wäre  vermutlich  die  Konferenzfrage  überhaupt  nicht 
aufs    Tapet    gekommen,    sondern    der    Streit    direkt    zwischen 
Oesterreich  und  Serbien  geregelt  worden.  Nachdem  diese  nächste 
Gelegenheit  zur  Vermeidung  weiterer  Komplikationen  verpasst 
war  —  verpasst,  weil  Oesterreich  bewusst  und  vorbedacht  nicht 
den  Ausgleich,  sondern  den  Krieg  mit  Serbien  wollte,  —  bot  sich 
nunmehr  auf  der  Londoner  Konferenz  von  neuem  die  Gelegenheit, 
die  angeblichen  serbischen  «  Missverständnisse  »  über  die  Trag- 
weite   der    österreichischen    Forderungen    aufzuklären    und    die 
Annahme  dieser  Forderungen  in  der  richtig  gedeuteten  beschränk- 
ten Form  von  Serbien  zu  verlangen.  Alle  Mächte,  einschliesslich 
Russland,   hatten    sich    bereit   erklärt,   Oesterreichs   Ansprüche 
auf  der  Konferenz  in  jeder  Weise  zu  unterstützen,  und  Serbien 
selbst  war  geneigt,  sogar  die  schlimmsten  Forderungen  der  öster- 
reichischen Note  (Artikel  5  und  6)  nachträglich  noch  zu  akzep- 
tieren, wenn  Oesterreich  einige  Aufklärungen  über  die  Tragweite 
dieser  Artikel  geben  würde.  Ich  habe  diesen  Punkt  schon  verschie- 
dentlich in  meinem  Buche  erörtert  (siehe  u.  a.  S.  265),  und  komme 
an  anderer  Stelle  noch  darauf  zurück,  möchte  aber  schon  hier 
besonders  auf  Nr.  64  des  Blaubuchs  hinweisen,  wo  der  englische 
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Botschafter  in  Rom,  Sir  R.  Rodd,  auf  ausdrückliches  Ersuchen  des 
Marchese  di  San  Giuliano  seinem  Vorgesetzten  Sir  Edward  Grey 
die  Mitteilung  (28.  Juli)  macht,  dass  der  serbische  Geschäftsträger 
die  nachträgliche  Annahme  der  ganzen  österreichischen  Note 
seitens  der  serbischen  Regierung  in  Aussicht  stelle,  wenn  seitens 
der  Wiener  Regierung  einige  Aufklärungen  über  die  Art  der  Mit- 
wirkung österreichischer  Agenten  bei  serbischen  Polizei-  und 
Gerichtsuntersuchungen  gegeben  würden.  Der  italienische  Minister 
des  Auswärtigen  —  der  übrigens  bei  dieser  Gelegenheit  viele  der 
österreichischen  Bemängelungen  und  Wortklaubereien  an  der 
serbischen  Antwortnote  als  «  kindisch  »  bezeichnete  —  knüpft 
an  diese  Mitteilung  des  serbischen  Geschäftsträgers  den  sehr 
vernünftigen  Vorschlag,  die  österreichische  Regierung  möge,  da 
sie  vermutlich  eine  direkte  Aufklärung  an  Serbien  ablehnen  würde, 
diese  Aufklärung  den  in  London  vereinigten  Botschaftern  der  vier 
Mächte  geben  und  die  Botschafterkonferenz  solle  dann  ihrerseits 
die  bedingungslose  Annahme  der  österreichischen  Forderungen 
von  Serbien  verlangen. 

Dies  einer  der  vielen  Auswege,  die  der  Botschafterkonferenz 
zur  schnellsten  Erledigung  der  Angelegenheit  zu  Gebote  standen. 
Die  Sitzungen  der  Konferenz  hätten  vermutlich  nicht  Monate, 
sondern  nur  Tage,  höchstens  Wochen  gedauert  und  von  einer 
Ertötung  des  österreichischen  «  Grossmachtgefühls  »  wäre  auch 
nicht  im  entferntesten  die  Rede  gewesen.  Im  Gegenteil  :  Öster- 
reich hätte  wiederum,  wie  im  Jahre  1909  und  bei  so  vielen  anderen 
Balkan-Streitfragen,  einen  eklatanten  Sieg  auf  der  ganzen  Linie 
davongetragen  —  einen  Sieg,  bei  dem  nur  Tinte,  aber  nicht  Blut- 
gefässen wäre. 

Aber  auf  etwas  mehr  oder  weniger  Blutvergiessen  kommt  es 
offenbar  den  Herren  Helmolt,  Helfferich,  Bethmann,  Berchtold, 
Jagow  und  ihren  Gesinnungsgenossen  nicht  an.  Besser  die  Tötung 
von  Millionen  von  Menschen  —  die  ersten  beiden  Kriegs]  ahre 
sollen  nach  einigermassen  zuverlässigen  Nachrichten  bereits  fünf 
Millionen  Tote  auf  der  Strecke  gelassen  haben  —  als  die  «  Ertötung 
des  österreichischen  Grossmachtgefühls  »  —  ein  Gefühl,  das 
zweifellos  durch  die  Zulassung  der  Londoner  Botschafterkonferenz 
stärker  getroffen  worden  wäre,  als  es  jetzt  im  Kriege  —  bei  den 
letzten  österreichisch-italienischen  Verhandlungen  —  durch  das 
Angebot  ganzer  Provinzen,  durch  die  Verzichtleistung  auf  weite 
Interessensphären,  durch  die  Bereitwilligkeit  zur  sofortigen  Ent- 

Da3  Verbrechen.  7 
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lassung  aller  österreichischen  Soldaten  italienischer  Nationalität 
u.  s.  w.  getroffen  worden  ist.  Alle  diese  Opfer,  sogar  der  Verzicht 
auf  Triest,  waren  annehmbar  und  mit  dem  österreichischen  Gross- 
machtgefühl vereinbar,  um  die  Neutralität  Italiens  damit  zu 
erkaufen.  Die  Diskussion  der  paar  noch  streitigen  Artikel  aber 
aus  der  österreichischen  Note  war  eine  Zumutung,  die  die  Ehre 
des  Kaiserstaates  aufs  tiefste  verletzte  und  selbst  auf  die  Gefahr 
eines  europäischen  Krieges  hin  stolz  zurückgewiesen  werden 
musste. 

Dies  der  Standpunkt  der  deutschen  Verteidiger  Oesterreichs. 
Graf  Berchtold,  der  inzwischen  zurückgetretene  und  sein  otium 
cum  dignitate  geniessende  österreichische  Minister  des  Auswär- 
tigen 1,  einer  der  Hauptschuldigen  in  dem  Weltdrama,  wird  ver- 
mutlich, wenn  er  solche  Verteidigungen  liest,  ausrufen  :  Herr, 
beschütze  mich  vor  meinen  Freunden  !  Für  ihn  waren  alle  diese 
schönen  Dinge,  von  denen  die  Helmolt  und  Helflerich  faseln  : 
«  nationale  Ehre,  Prestige,  Grossmachtgefühl  »  nur  Vorwände, 
nur  Mäntelchen,  mit  denen  die  österreichischen  Suprematie- 
bestrebungen am  Balkan  drapiert  wurden.  Die  fleissigen  Gelehrten 
aber,  welche  die  Verteidigung  der  Berliner  und  Wiener  Regie- 
rung übernommen  haben,  suchen  dem  ungläubigen  Weltpublikum 
diese  fadenscheinige  Bemäntelung  als  leibhaftigen  Grund  des 
verhängnisvollen  Handelns  der  Zentralmächte  vorzutäuschen. 
Es  ist  und  bleibt  ein  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln.  Die  Kon- 
ferenz wurde  abgelehnt  von  Deutschland  wie  von  Oesterreich,  weil 
sie  mit  Sicherheit  den  Frieden  herbeigeführt  hätte,  und  weil  man 
nicht  den  Frieden,  sondern  den  Krieg  wollte. 

Die  Greysche  Konferenz 
und  der  deutsche  Vorschlag 
direkter    Verhandlungen. 

Neuerdings  hat  man  sich  in  Deutschland,  um  die  Ablehnung 
der  Greyschen  Konferenz  zu  rechtfertigen,  auf  die  Formel 
geeinigt,  Grey  habe  ja  selbst  in  den  kritischen  Tagen  1914  anerkannt, 
dass  der  deutsche  Gegenvorschlag  einer  unmittelbaren  Aussprache 
zwischen  Wien  und  Petersburg  der  Konferenz  vorzuziehen  sei.  Herr 
von  Bethmann  hat  in  seiner  Rede  vom  9.  November  1916  —  vor 

1  Inzwischen  ist  er  wieder  zu  Gnaden,  als  Obersthofmeister  des  Thronfolgers, 
jetzigen  Kaisers,  angenommen  worden. 
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dem  Hauptausschuss  des  Reichstags  —  den  Greyschen  Konferenz- 
Vorschlag  für  eine  «  Nebensache  »  erklärt,  durch  deren  Hervor- 
hebung man  die  Aufmerksamkeit  von  den  Hauptsachen  ablenken 
wolle.  «  Seinen  eigenen  Konferenzvorschlag  —  ich  habe  das  wieder- 
holt im  Reichstag  ausgeführt  —  hatte  Lord  Grey  selbst  zu  Gunsten 
unserer  Vermittlung  zurückgestellt.  »  Damit  ist  die  Konferenz 
für  Herrn  von  Bethmann  abgetan  ! 

Dieser  fadenscheinige  Vorwand  ist  in  der  Tat  wiederholt  vom 
Reichskanzler  vorgebracht  worden,  unter  anderem  auch  in  dem 
Interview  mit  dem  amerikanischen  Journalisten  Wiegand  (Mai 
1916).  Es  ist  dies  eine  jener  Legenden,  die  gewohnheitsmässig 
und  systematisch  neueidings  —  Herr  Dr.  Helfferich  war  noch 
nicht  darauf  gekommen  —  von  der  deutschen  Regierung  und 
ihren  Verteidigern  vorgebracht  werden,  jedesmal,  wenn  man  der 
deutschen  Diplomatie  vorwirft,  dass  sie  durch  Ablehnung  des 
Greyschen  Konferenzvorschlages  —  schon  hierdurch  allein,  abge- 
sehen von  allem  anderen  —  die  Schuld  an  dem  Kriegsausbruch 
auf  sich  geladen  habe.  Sofort  erwidern  die  deutschen  Offiziellen 
und  Offiziösen  im  Chor,  ebenso  wie  auch  jetzt  wieder  Herr  von 
Bethmann  :  Dieser  Konferenz  wird  nur  jetzt  von  England  diese 
grosse  Bedeutung  beigelegt,  um  Deutschland  zu  belasten  ;  damals 
hat  Grey  selbst  anerkannt,  dass  eine  direkte  Aussprache  zwischen 
Wien  und  Petersburg  —  wie  sie  Deutschland  vorgeschlagen  — 
einer  Vier  mächte- Konferenz  —  wie  sie  Grey  vorgeschlagen  — 
vorzuziehen  sei. 

Diese  Geschichtsfälschung  bedarf  einmal  einer  gründlichen 
Widerlegung.  Wie  steht  es  damit  ?  Ich  verweise  auf  J'accuse, 
S.  127,  128  und  272,  wo  ich  diesen  Punkt  bereits  berührt  habe, 
und  bitte,  um  mir  Wiederholungen  zu  ersparen,  den  Leser,  diese 
Stellen  nochmals  nachlesen  zu  wollen.  Die  Greysche  Konferenz- 
idee tauchte  bereits  —  zum  ersten  Male  —  am  24.  Juli  in  der  Note 
Greys  an  seinen  Botschafter  in  Paris,  Bertie,  auf  (Blaubuch 
Nr.  10).  Schon  damals  hatte  Grey  Ziel  und  Zweck  einer  solchen 
Konferenz  der  vier  unbeteiligten  Mächte  so  deutlich  auseinander- 
gesetzt, dass  ein  Verständiger  und  Gutwilliger  über  die  Absichten 
des  englischen  Ministers  nicht  den  geringsten  Zweifel  hegen 
konnte. 

Von  diesem  Tage  an  ist  der  Greysche  Konferenzvorschlag 
nicht  aus  den  diplomatischen  Verhandlungen  verschwunden. 
Stets  kam  die  englische  Regierung,  unterstützt  von  den  Entente- 
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mächten,  auf  den  Vorschlag  zurück,  ermüdete  nicht,  die  absicht- 
lich missverständliche  Interpretation  der  Herren  von  Bethmann 
und  von  Jagow  immer  wieder  von  neuem  zurückzuweisen  und 
in  dem  Zusammentritt  der  vermittelnden  Mächte  in  London 
dasselbe  Heilmittel  zu  empfehlen,  das  während  der  letzten  Balkan- 
krisis  so  vorzügliche  Erfolge  erzielt  hatte. 

Es  ist  bekannt,  dass  und  unter  welcher  Begründung  Deutsch- 
land und  Oesterreich  die  Greysche  Konferenz  abgelehnt  haben  — 
jeder  aus  einem  anderen  fadenscheinigen  Grunde  :  Deutschland, 
weil  es  seinen  Bundesgenossen  nicht  vor  ein  europäisches  Gericht 
ziehen  könne  ;  Oesterreich,  weil  der  Greysche  Vorschlag  zu  spät 
gekommen  sei.  Man  lese  das  Nähere  hierüber  in  meinem  Buche 
(S.  271  bis  275)  nach.  Man  wird  dort  den  Nachweis  finden  :  dass 
der   deutsche   Ablehnungsgrund   auf   einem  böswilligen,   längst 
aufgeklärten    Missverständnis    bezüglich    der    Bedeutung    des 
Greyschen   Konferenzvorschlages  beruhte,   und  dass  der  öster- 
reichische   Einwand    der    «  Verspätung  »    und    «  Ueberholung  & 
—  abgesehen  von  seiner  logischen  Unsinnigkeit  —  den  erwiesenen 
Tatsachen    direkt    ins    Gesicht    schlug.    Der    Vorschlag    Greys 
stammte  vom  24.  Juli,  die  österreichische  Kriegserklärung  an 
Serbien  vom  28.  Juli.  Es  lag  also  eine  Distanz  von  vier  Tagen 
zwischen  den  beiden  Ereignissen  und  trotzdem  wagte  es  Graf 
Berchtold,   die   Behauptung    aufzustellen,   « dass    der    Greysche 
Konferenzvorschlag angesichts    des    eingetretenen    Kriegs- 
zustandes durch  die  Ereignisse  überholt  erscheint  »   (Rotbuch 
Nr.  38).  Gleichzeitig  mit  der  Ablehnung  der  Greyschen  Konfe- 
renz hatte  nun  Deutschland,  wie  bekannt,  die  Einleitung  direkter 
Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg  vorgeschlagen, 
die  am  28.  Juli  vom  Grafen  Berchtold  rundweg  abgeschlagen 
wurden,  «  da  Oesterreich  weder  zurückweichen  noch  in  irgend 
eine  Diskussion  über  die  Forderungen  seiner  Ultimatumsnote 
eintreten  könne  ».  (Orangebuch  Nr.  45.) 

Diesen  unglaublichen  Vorgang  :  Deutschland  lehnt  die  Kon- 
ferenz ab,  schlägt  dagegen  direkte  Verhandlungen  zwischen  Wien 
und  Petersburg  vor  ;  Oesterreich  aber  lehnt  diese  Verhandlungen 
rundweg  ab  —  diesen  Vorgang,  in  Verbindung  mit  der  Tatsache, 
dass  die  deutsche  Regierung  schon  lange  vor  ihrem  Diskussions- 
vorschlag die  österreichische  Abgeneigtheit  zu  dieser  Diskussion 
kannte  und  kennen  musste,  —  habe  ich  in  meinem  Buche  (S.  273) 
dahin  charakterisiert  : 
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«  Wenn  von  den  hundert  Schuldbeweisen  nur  dieser 
eine  existierte,  er  würde  genügen,  um  die  Verantwortung 
für  den  Weltkrieg  allein  auf  Deutschland  und  Oesterreich 
zu  wälzen.  » 

Auf  alle  diese  näheren  Ausführungen  in  meinem  Buche  muss 
ich  den  Leser  verweisen.  In  diesem  Augenblick  will  und  kann  ich 
mich  nur  mit  dem  lügenhaften  Einwand  der  deutschen  Regierung 
und  ihrer  Helfershelfer  beschäftigen  :  «  Sir  Edward  Grey  hat  in 
den  kritischen  Tagen  des  Juli  19 14  selbst  anerkannt,  dass  mein 
(Bethmanns)  Gegenvorschlag  einer  unmittelbaren  Aussprache 
zwischen  den  Kabinetten  von  Wien  und  Petersburg  besser  geeignet 
sei,  den  österreichisch-serbischen  Konflikt  zu  begleichen,  als  eine 
Konferenz.  » 

Selbst  wenn  diese  Bethmannsche  Behauptung  die  damaligen 
Greyschen  Ansichten  ebenso  richtig  interpretierte,  wie  sie  sie 
falsch  interpretiert,  so  wäre  der  Hinweis  auf  die  Aeusserungen  des 
englischen  Ministers  vollständig  gegenstandslos  :  denn  Grey  hat 
doch  zum  mindesten  vorausgesetzt,  dass  die  direkten  Unterhaltungen 
zwischen  Wien  und  Petersburg  stattfinden,  nicht  aber,  dass  sie 
vom  Grafen  Berchtold  rundweg  abgelehnt  werden  würden.  Diese 
Ablehnung  geht  ja  auch  aus  dem  deutschen  Weissbuch  —  ebenso 
wie  ans  dem  Rotbuch  und  allen  anderen  Dokumentensammlungen 
—  mit  absoluter  Bestimmtheit  hervor  und  wird  durch  unzählige 
Urkunden  bestätigt.  Die  nähere  Umgrenzung  der  von  Grey 
gewünschten  und  akzeptierten  Besprechungen  —  sei  es  auf  der 
Viermächte- Konferenz,  sei  es  direkt  zwischen  Wien  und  Peters- 
burg —  gibt  das  deutsche  Weissbuch  mit  den  Worten  wieder : 
Grey  habe  vorgeschlagen  «  entweder  die  serbische  Antwort  als 
genügend  zu  betrachten  oder  aber  als  Grundlage  für  weitere 
Besprechungen  ».  Das  Weissbuch  berichtet  auch  im  unmittelbaren 
Anschluss  an  diesen  Satz  von  der  Erfolglosigkeit  des  Greyschen 
Vorschlages,  den  Wien  «  nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten 
seitens  Serbiens  und  nach  der  inzwischen  erfolgten  Kriegs- 
erklärung   als  verspätet  ansehen  müsse  »  (Weissbuch,  S.  9  und 

Anlage  16). 

Der  Gegenvorschlag  Deutschlands  war  also  glatt  ins  Wasser 
gefallen.  Das  ist  eine  unbestreitbare,  durch  alle  Dokumente 
übereinstimmend  bestätigte  Tatsache.  Was  soll  man  nun  dazu 
sagen,  wenn  heute  die  deutsche  Regierung  und  ihre  Verteidiger 
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immer  noch  auf  ihrem  Gegenvorschläge  herumreiten  und  Sir 
Edward  Grey  vorhalten,  er  habe  ja  diesen  Vorschlag  selbst  für 
besser  gehalten  als  seine  Konferenz  ? 

Was  hat  Grey  in  Wirklichkeit  damals  gesagt  ?  Die  Nr.  67  des 
Blaubuchs,  Note  Greys  an  seinen  Berliner  Botschafter  Goschen, 
gibt  darüber  unzweideutige  Auskunft.  Goschen  hatte  am  27.  Juli 
die  bekannte  Ablehnung  der  Konferenz  durch  Jagow  nach 
London  berichtet  —  gleichzeitig  mit  Jagows  Vorschlag  :  es  wäre 
am  besten,  bevor  man  irgend  etwas  anderes  tue,  das  Resultat  des 
Gedankenaustausches  zwischen  der  österreichischen  und  rus- 
sischen Regierung  abzuwarten  (that  it  would  be  best,  before 
doing  anything  eise,  to  await  outcome  of  the  exchange  of  views 
between  the  Austrian  and  Russian  Governments.  Blaubuch 
Nr.  43).  Auf  diesen  Bericht  Goschens  erwidert  Grey  am  28.  Juli 
(Blaubuch  Nr.  67)  folgendes :  er  gibt  zunächst  zum  so  und  sovielten 
Male  eine  Aufklärung  über  Sinn  und  Zweck  der  Konferenz,  die 
«  nicht  ein  Schiedsgericht  sein  solle,  sondern  eine  private,  infor- 
mierende Diskussion,  um  festzustellen,  welche  Suggestion  für 
ein  Arrangement  gegeben  werden  könnte  ;  keine  Suggestion 
würde  herausgebracht  werden,  von  der  man  sich  nicht  vorher 
vergewissert  habe,  dass  sie  akzeptabel  sei  für  Oesterreich  und 
Russland,  mit  denen  die  vermittelnden  Mächte  leicht  in  Fühlung 
bleiben  könnten  durch  ihre  respektiven  Verbündeten  ».  Grey 
fährt  dann  wörtlich  fort  : 

«  Aber  so  lange  als  Aussicht  vorhanden  ist  für  einen 
direkten  Meinungsaustausch  zwischen  Oesterreich  und 
Russland,  würde  ich  jede  andere  Suggestion  suspendieren, 
da  ich  durchaus  der  Meinung  bin,  dass  dies  die  am  meisten 
vorzuziehende  Methode  ist.  Ich  höre,  dass  der  russische 
Minister  des  Auswärtigen  einen  freundlichen  Meinungs- 
austausch der  österreichischen  Regierung  vorgeschlagen 
hat,  und,  wenn  die  letztere  akzeptiert,  so  würde  dies 
zweifellos  die  Spannung  vermindern  und  die  Situation 
weniger  kritisch  gestalten.  Es  ist  sehr  befriedigend,  von 
dem  deutschen  Botschafter  hier  zu  hören,  dass  die  deutsche 
Regierung  in  Wien  Schritte  unternommen  hat,  im  Sinne 
einer  Unterhaltung,  wie  ich  sie  in  meinem  gestrigen  Tele- 
gramm an  Sie  (Goschen)  erwähnt  habe.  » 

(But  as  long  as  there  is  a  prospect  of  a  direct  exchange 
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of  views  between  Austria  and  Russia,  I  would  suspend 
every  other  Suggestion,  as  I  entirely  agree  that  it  is  the 
most  preferable  method  of  alL 

I  understand  that  the  Russian  Minister  for  Foreign 
Affairs  has  proposed  a  friendly  exchange  of  views  to  the 
Austrian  Government,  and,  if  the  latter  accepts,  it  will  no 
doubt  relieve  the  tension  and  make  the  Situation  less 
critical. 

It  is  very  satisfactory  to  hear  from  the  German  Ambas- 
sador  here  that  the  German  Government  have  taken  action 
at  Vienna  in  the  sense  of  the  conversation  recorded  in  my 
telegram  of  yesterday  to  you.) 

Das  Telegramm  an  Goschen,  auf  das  Grey  hier  Bezug  nimmt, 
ist  die  Note  Nr.  46  des  Blaubuchs,  in  der  Grey  den  Gegenstand 
der  Konversation  zwischen  Wien  und  Petersburg  in  dem  oben 
angegebenen  Sinne  präzisiert  :  Oesterreich  möge  die  serbische 
Antwort  doch  wenigstens  als  eine  Basis  für  Erörterungen  und  als 
einen  Stillstand  behandeln  (as  a  basis  for  discussion  and  pause). 
Der  Greysche  Gedanke  bei  dieser  Empfehlung  direkter  Verhand- 
lungen war  also  ganz  klar  der,  den  ich  in  meinem  Buche  (S.  127 
und  128)  mit  den  Worten  gekennzeichnet  habe  :  «  Grey  war  sofort 
bereit,  seinen  Vorschlag  der  Viermächtekonferenz  solange  zurück- 
zustellen, bis  die  direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  zu  einem  Resultat  —  sei  es  einem  positiven  oder 
negativen  —  geführt  hätten.  War  das  Resultat  positiv,  so  wurde 
die  Konferenz  überflüssig.  War  es  negativ,  so  konnte  die  Konfe- 
renz immer  noch  das  zu  erreichen  suchen,  was  die  direkten  Ver- 
handlungen nicht  erreicht  hatten.  » 

Der  Erfolg  des  deutschen,  von  England  akzeptierten  Gegen- 
vorschlages der  direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  war  nun  aber  nicht  allein  negativ  im  Resultat,  sondern 
er  war  negativ  sogar  in  seinem  allerersten  Anfang  :  Oesterreich 
lehnte  jede  Verhandlung  überhaupt  ab.  Die  Greysche  Vorausset- 
zung, als  er  sich  zustimmend  zu  Bethmanns  Vorschlag  äusserte  : 
«  wenn  Oesterreich  annimmt  »  (if  the  latter  accepts)  —  war  also 
nicht  eingetroffen.  Oesterreich  hatte  nicht  akzeptiert.  Damit  trat 
der  Greysche  Konferenzvotschlag  sofort  wieder  in  die  erste  Linie 
als  einziges  Mittel,  eine  Verständigung  herbeizuführen  zwischen 
den    streitenden    beiden  Grossmächten,  die  durch  Oesterreichs 
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Schuld    alle    direkten    Verbindungen    miteinander    abgebrochen 

hatten. 

Ist  es  nun  nicht  eine  unerhörte  Verdrehung  und  Verfälschung 
geschichtlich  feststehender  Tatsachen,  die  durch  die  deutschen 
und  österreichischen  Dokumente  selbst  vollinhaltlich  bestätigt 
werden,  wenn  Bethmann  und  seine  Verteidiger  nach  wie  vor 
den  Greyschen  Konferenz  Vorschlag  dadurch  zu  diskreditieren 
suchen,  dass  sie  seinem  Urheber  selbst  nachsagen,  er  habe  ja  den 
deutschen  Vorschlag  für  den  besseren  erklärt  ?  Grey  hatte  —  ich 
wiederhole  dies,  um  ein  für  allemal  diesen  Lügendrachen  totzu- 
treten —  Grey  hatte  seinen  Konferenzvorschlag  einen  Augenblick 
zurückgestellt  in  der  Hoffnung,  Oesterreich  werde  die  direkte 
Aussprache  mit  Russland  auf  der  Basis  der  serbischen  Antwort- 
note akzeptieren  und  diese  Aussprache  werde  möglicherweise  zu 
einer  Einigung  führen.  Da  Oesterreich  die  Aussprache  ablehnte, 
trat  der  Greysche  Konferenzvorschlag  automatisch  wieder  an  die 
erste  Stelle  aller  Vermittlungsversuche  und  die  fortgesetzte 
Ablehnung  dieses  aussichtsreichsten  aller  Vermittlungsvorschläge 
seitens  Deutschlands  und  Oesterreichs  stellt  die  Riesenschuld 
dieser  beiden  Regierungen  dar,  die  keine  Verwischung  und  Ver- 
fälschung der  Tatsachen  je  aus  der  Welt  schaffen  wird. 


II. 


Das  englisch-russisch-französische 
Angriffs-Komplott  ? 


Die  Rheinisch-Westfälische  Zeitung  hatte  dem  Staatssekretär 
des  Inneren  Dr.  Helfferich  den  Vorwurf  gemacht,  er  habe  in  seiner 
Schrift  über  die  Entstehung  des  Weltkrieges  versucht,  England 
von  der  Schuld  am  Kriege  reinzuwaschen.  Gegen  diesen  Vor- 
wurf verteidigte  sich  der  Staatssekretär  in  einem  an  die  genannte 
Zeitung  gerichteten  Schreiben  mit  folgenden  Worten  : 


«  Keine  Zeile  in  meiner  Veröffentlichung  kann  in  dem 
von  Ihnen  untergelegten  Sinne  gedeutet  werden.  Der 
ganze  Inhalt  meiner  Schrift  ist  im  Gegenteil  darauf  ge- 
richtet, aus  den  eigenen  amtlichen  Veröffentlichungen 
der  Dreiverbandsregierungen  deren  Schuld  an  dem  Welt- 
kriege nachzuweisen.  Insbesondere  glaube  ich,  in  dem 
England  betreffenden  Teil  den  dokumentarischen  Beweis 
für  die  verhängnisvolle  Rolle  der  englischen  Regierung  in 
den  dem  Kriege  vorausgegangenen  diplomatischen  Ver- 
handlungen erbracht  zu  haben  ;  ich  verweise  auf  die 
Darstellung  auf  den  Seiten  31  ff.,  nach  der  lediglich  die 
Eröffnungen  Sir  Edward  Greys  an  den  französischen  Bot- 
schafter am  Vormittag  des  2g.  Juli  dem  Zweibund  die 
Rückendeckung  gaben,  auf  Grund  deren  Russland  den 
Mut  fand,  am  31.  Juli  durch  seine  allgemeine  Mobilma- 
chung die  Friedensbemühungen  Deutschlands  endgültig 
zu  vereiteln  und  die  Brandfackel  in  das  europäische  Pulver- 
fass  zu  werfen.  » 
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Diese  Verteidigung  des  angegriffenen  Verteidigers  der  deut- 
schen Regierung  stellt  den  Angelpunkt  seiner  Anklageschrift 
gegen  die  Ententemächte  ins  Licht  :  England  soll  bereits  am 
29.  Juli  vormittags  der  französischen  Regierung  die  feste  Zu- 
sicherung gegeben  haben,  dass  Frankreich  im  Falle  des  Eintritts 
in  den  Krieg  der  aktiven  Waffenhülfe  Englands  sicher  sein  könne. 
Diese  Rückendeckung  von  Seiten  Englands,  die  natürlich  sofort 
von  London  nach  Paris  und  von  Paris  nach  Petersburg  telegra- 
phiert worden  sei,  habe  Russland  den  Mut  gegeben,  allen  Frie- 
densbemühungen Deutschlands  Widerstand  zu  leisten  und  am 
31.  Juli  zu  der  allgemeinen  Mobilisierung  zu  schreiten,  die  —  wie 
die  russische  Regierung  gewusst  und  beabsichtigt  habe  —  den 
europäischen  Krieg  herbeiführen  sollte.  Dies  der  Angelpunkt  der 
Helfferichschen  Beweisführung,  die  Russland  als  den  Brandstifter, 
England  und  Frankreich  als  seine  Mitschuldigen  an  den  Pranger 
stellt. 

Wie  steht  es  mit  dieser  Beweisführung  ? 

Ich  muss  bekennen,  dass  ich  bei  der  ersten  Lektüre  dieser 
Ausführungen  Helfferichs  wie  vom  Blitz  getroffen  war.  Als  ich 
mein  Buch  schrieb,  war  mir  die  HelfTerichsche  Schrift  noch  nicht 
bekannt  und  ich  hatte  in  meiner  Einfalt  die  Unterhaltung  Greys 
mit  Cambon  vom  29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  87)  ganz  einfach  als  eine 
ausführlich  und  wohl  begründete  Absage  Englands  an  Frankreich 
aufgefasst,  dazu  bestimmt,  der  französischen  Regierung  jede 
Illusion  zu  nehmen,  als  ob  England  —  ähnlich  wie  bei  der  Marokko« 
Krisis  von  191 1  —  sich  unbedingt  auf  die  Seite  Frankreichs  stellen 
würde.  Das  Resume,  welches  ich  in  meinem  Buche  (S.  207  und  208) 
über  die  fragliche  Unterhaltung  gebe,  möge  bei  der  Wichtigkeit 
der  Sache  hier  wiederholt  werden  : 

Am  29.  Juli  hat  Grey  eine  ausführliche  Aussprache  mit  dem  französischen 
Botschafter  Cambon,  in  der  er  mit  klaren  Worten  den  Unterschied  zwischen 
der  Marokkofrage  und  der  jetzigen  serbischen  Angelegenheit  hervorhebt. 
In  der  Marokkofrage  war  Frankreich  an  erster  Stelle  interessiert  und  der 
Streit  drehte  sich  um  Dinge,  welche  durch  einen  besonderen  Vertrag  zwischen 
England  und  Frankreich  geregelt  waren.  Alles  dies  treffe  auf  den  österrei- 
chisch-serbischen Konflikt  nicht  zu.  Selbst  wenn  dieser  Konflikt  zu  einem 
solchen  zwischen  Oesterreich  und  Russland  sich  erweitern  sollte,  so  fühle  England 
sich  nicht  berufen,  sich  hineinzumischen  (we  should  not  feel  called  upon  to 
take  a  hand  in  it).  Die  Frage,  ob  im  Balkan  Teutonen  oder  Slaven  die  Supre- 
matie hätten,  sei  für  England  stets  so  wenig  interessant  gewesen,  dass  es  sich 
nie  in  einen  Krieg  deswegen  hätte  hineinziehen  lassen.  Aber  Grey  ging  noch 
weiter  in  der  Ablehnung  der  englischen  Solidarität  :  selbst  ivenn  Frankreich 
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und  Deutschland  in  den  Konflikt  hineingezogen  würden,  so  bliebe  immer  die 
Tatsache  bestehen,  dass  keine  eigenen  Interessen  Frankreichs,  sondern  in 
erster  Linie  die  Bündnisverpflichtungen  gegen  Russland  den  Ausschlag  ge- 
geben hätten.  England  sei  auch  in  diesem  Falle  frei  von  jedem  Engagement 
und  werde  sich  in  seinen  Erschliessungen  nur  durch  britische  Interessen 
leiten  lassen. 


Die  Nr.  87   des  Blaubuches. 

Um  dem  Leser  die  Möglichkeit  zu  geben,  die  Richtigkeit  dieses 
Resumes  zu  beurteilen,  lasse  ich  nachstehend  den  Wortlaut  der 
Nr.  87  in  der  amtlichen  englischen  Uebersetzung  folgen  : 

Ew.  Exzellenz  ! 

Nachdem  ich  heute  Herrn  Cambon  gesagt  hatte,  die  Lage  käme  mir  sehr 
ernst  vor,  teilte  ich  ihm  meine  Absicht  mit,  ebenfalls  heute  noch  dem  deut- 
schen Botschafter  zu  sagen,  er  solle  sich  durch  den  freundschaftlichen  Ton 
unserer  Unterredungen  nicht  in  eine  falsche  Sicherheit  wiegen  lassen,  dahin 
gehend,  dass,  wenn  alle  Friedensbestrebungen,  welche  wir  bisher  zusammen 
mit  Deutschland  unternommen,  misslängen,  wir  unbeteiligt  bleiben  würden 
Ich  fand  es  dann  auch  angebracht,  Herrn  Cambon  zu  sagen,  dass  die  öffent- 
liche Meinung  in  England  die  gegenwärtige  Schwierigkeit  von  einem  ganz 
andern  Standpunkte  aus  beurteile,  als  wie  vor  einigen  Jahren  die  marok- 
kanische Angelegenheit.  Damals  sei  Frankreich  an  erster  Stelle  interessiert 
gewesen  und  es  schien,  als  ob  Deutschland,  um  Frankreich  zu  vernichten, 
mit  dem  letztem  einen  Streit  vom  Zaune  brechen  wollte,  betreffs  einer  Frage, 
welche  bereits  vertragsmässig  zwischen  Grossbritannien  und  Frankreich 
erledigt  worden  war.  Aber  in  der  vorliegenden  Frage  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Serbien  seien  wir  nicht  genötigt,  einzugreifen ;  auch  würde  dies 
dann  noch  nicht  der  Fall  sein,  wenn  der  Streit  Anlass  zu  Erweiterungen 
zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Russland  gäbe.  Das  wäre  dann  die  Frage 
der  germanischen  oder  der  slavischen  Vorherrschaft  —  ein  Kampf  um  eine 
solche  in  den  Balkanländern  ;  wir  hätten  uns  jedoch  immer  von  der  Ansicht 
leiten  lassen,  nicht  in  einen  Krieg  wegen  irgend  einer  Balkanfrage  verwickelt 
zu  werden.  Wir  hätten  noch  nicht  beschlossen,  nach  welcher  Richtlinie  wir 
handeln  würden,  wenn  Deutschland  und  dann  Frankreich  in  den  bevorstehen- 
den Krieg  hineingezogen  werden  sollten  ;  in  diesem  Falle  müssten  wir  unser 
Vorgehen  erwägen.  Frankreich  wäre  dann  in  einen  Streit  verwickelt  worden, 
ohne  in  demselben  Partei  zu  sein,  aber  welchen  es  wegen  seines  Bündnisses, 
und  auch  ehren-  und  interessenhalber  gezwungen  würde,  aufzunehmen.  Wir 
selbst  seien  ohne  Verpflichtungen  und  wir  müssten  uns  überlegen,  was  die 
Interessen  Grossbritanniens  erheischten.  Ich  hätte  mich  gezwungen  gesehen, 
all  dies  zu  erwähnen,  weil  —  wie  ihm  wohl  bekannt  —  unsere  Flotte  Vor- 
sichtsmassregeln träfe  ;  so  müsste  ich  denn  Fürst  Lichnowsky  warnen,  nicht 
darauf  zu  rechnen,  dass  wir  abseits  stehen  bleiben  würden,  während  anderer- 
seits es  nicht  recht  wäre,  Herrn  Cambon  den  Glauben  zu  lassen,  wir  hätten 
bereits  entschieden,  wie  wir  in  einem  gewissen,  hoffentlich  nicht  eintreffenden 
Fall  handeln  würden. 

Herr  Cambon  antwortete,  dass  ich  die  Sachlage  sehr  klar  auseinander- 
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gesetzt  hätte.  Seinem  Urteile  nach  dürften  wir  in  einem  Kampf,  bei  welchem 
es  sich  um  die  germanische  oder  die  slavische  Vorherrschaft  handle,  nicht 
eingreifen  ;  sollten  sich  aber  später  andere  Ziele  ergeben,  wobei  Deutschland 
und  Frankreich  mitzureden  hätten,  so  dass  die  Frage  der  Hegemonie  Euro- 
pas aufgeworfen  werden  würde,  dann  wäre  es  Zeit,  uns  über  ein  eventuelles 
Eingreifen  schlüssig  zu  machen.  Er  hätte  diese  Erklärung  unsererseits 
erwartet  und  könne  nichts  darüber  sagen. 

Er  bemerkte  dann  noch,  dass  die  öffentliche  Meinung  in  Frankreich 
entschlossen,  aber  ruhig  sei.  Er  erwarte  ebenfalls,  dass  Deutschland  verlange, 
Frankreich  möge  neutral  bleiben,  während  das  Erstere  Russland  bekriegte  ; 
aber  eine  solche  Forderung  könne  die  Republik  natürlich  nicht  erfüllen, 
da  sie  verpflichtet  sei,  im  Falle  Russland  angegriffen  würde,  diesem  beizu- 
bringen. 

Aus  diesem  Schriftstück  liest  Herr  Heinerich  folgenden  Inhalt 
heraus  : 

Nun  musste  Frankreich  sicher  sein,  dass  es  auf  die  aktive  Waffenhilfe 
Englands  zählen  dürfte,  falls  es  selbst  unter  irgend  welchen  Umständen  in 
den  Konflikt  hineingezogen  würde.  In  dem  französischen  Gelbbuch  sucht 
man  bezeichnenderweise  vergeblich  nach  einem  Bericht  Paul  Cambons  über 
diese  wichtigste  Unterhaltung  während  der  ganzen  kritischen  Woche  ;  man 
sucht  eben  dort  auch  vergeblich  nach  den  daraufhin  von  Paris  nach  Peters- 
burg gegebenen  Instruktionen.  Aber  die  Kugel,  die  am  Vormittag  des  29.  Juli 
in  London  den  Lauf  verlassen  hatte,  kommt  am  Abend  desselben  Tages  in 
Petersburg  zum  Vorschein  :  in  dem  Telegramm,  in  dem  Sazonow  Iswolsky 
beauftragt,  der  französischen  Regierung  die  aufrichtige  Erkenntlichkeit 
der  russischen  Regierung  für  die  Erklärung  der  unbedingten  Waffenhilfe 
auszudrücken  (Orangebuch  Nr.  58). 

Jetzt  waren  die  Würfel  zu  Gunsten  des  Krieges  gefallen.  Sazonow  hatte 
schon  am  25.  Juli  dem  englischen  Botschafter  erklärt :  «  If  Russia  feels  secure 
of  the  support  of  France,  she  will  face  all  the  risks  of  war  »  (Wenn  Russland 
der  Hilfe  Frankreichs  sicher  ist,  wird  es  alle  Risikos  des  Krieges  auf  sich 
nehmen.  Blaubuch  Nr.  17).  Jetzt  war  es  so  weit  :  Dank  der  endlich  erlangten 
Gewissheit,  dass  der  Eintritt  Frankreichs  in  den  Krieg  das  Losschlagen  Eng- 
lands zu/  Folge  haben  werde,  hatte  Frankreich  Russland  die  Kriegshilfe 
zugesagt  und  dabei  wohl  auch  erwähnt,  dass  auf  die  englische  Mitwirkung 
gleichfalls  gerechnet  werden  könne. 

Mit  dieser  Gegenüberstellung  des  Originals  und  der  beiden 
Interpretationen  —  der  meinigen  und  der  Helfferichschen  — 
könnte  ich  mich  eigentlich  begnügen.  Jeden  ehrlichen  und  ver- 
ständigen Leser  frage  ich,  ob  es  möglich  ist,  selbst  mit  dem  böses- 
ten Willen,  aus  den  Greyschen  Erklärungen  die  Zusage  einer 
aktiven  Waffenhülfe  Englands  an  Frankreich,  die  Gewissheit,  dass 
der  Eintritt  Frankreichs  in  den  Krieg  das  Losschlagen  Englands 
zur  Folge  haben  werde,  herauszulesen.  Selbst  wenn  man  nichts 
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von  den  ganzen  diplomatischen  Verhandlungen  weiss,  nichts  von 
den  Handlungen  Greys  vor  und  nach  der  Erklärung  vom  29.  Juli, 
nichts  von  alledem,  was  er  an  demselben  Tage  —  ebenso  wie  an 
allen  früheren  und  folgenden  Tagen  —  zu  Gunsten  des  Friedens 
und  gegen  den  Krieg  unternommen  hat,  —  selbst  wenn  man  von 
allen  französischen  und  russischen  Friedensbemühungen  nichts 
weiss  oder  nichts  wissen  will,  —  wenn  man  das  Schriftstück  Nr.  87 
nur  an  sich,  ohne  jedes  diplomatische  Beiwerk,  betrachtet, 
erscheint  es  mir  unmöglich,  mit  gutem  Gewissen  auch  nur  die 
entfernteste  Spur  des  von  HelfTerich  behaupteten  Inhalts  in  dem 
Schriftstück  zu  finden.  Was  Grey  dem  französischen  Botschafter 
sagte,  ist  das  gerade  Gegenteil  von  dem,  was  Helfferich  ihn  sagen 
lässt.  In  schärfster  Weise  hebt  Grey  den  Unterschied  der  damals, 
191 1,  vorliegenden  Marokko-Streitfrage  mit  dem  jetzt  vorlie- 
genden österreichisch-serbischen  Streitfall  hervor.  Die  Aktions- 
freiheit Frankreichs  in  Marokko  sei  durch  ein  englisch-franzö- 
sisches Abkommen  —  gemeint  ist  das  Kolonial-Abkommen  vom 
8.  April  1904,  das  Helfferich  (S.  23)  fälschlich  in  das  Jahr  1905 
verlegt,  —  den  Franzosen  garantiert  worden.  Es  sei  daher  natürlich 
gewesen,  dass  England  den  Franzosen,  Deutschland  gegenüber, 
seinen  Beistand  geliehen  habe.  In  der  österreichisch-serbischen 
Frage  dagegen  sei  England  nicht  berufen,  sich  hineinzumischen, 
selbst  dann  nicht,  wenn  die  Frage  sich  zu  einem  österreichisch- 
russischen Streitfall  erweitern  sollte.  Wenn  Deutschland  und 
Frankreich  infolgedessen  hineingezogen  würden,  auch  dann  sogar 
hätte  England  noch  keine  EntSchliessungen  gefasst,  was  es  tun 
solle.  Frankreich  sei  dann  nicht  wegen  eigener  Interessen  in  den 
Streit  gezogen,  sondern  nur  durch  seine  Allianz  mit  Russland 
verpflichtet  worden,  sich  zu  beteiligen.  England  sei  frei  von  Ver- 
pflichtungen und  hätte  lediglich  nach  Mass  gäbe  seiner  eigenen 
Interessen  seine  Entscheidungen  zu  treffen.  Ebenso  wie  er,  Grey, 
Herrn  Cambon  warnen  müsse,  sich  nicht  missleiten  zu  lassen 
durch  die  Annahme,  England  habe  schon  über  seine  Haltung  in 
einem  etwa  eintretenden  deutsch-französischen  Konflikt  ent- 
schieden, ebenso  beabsichtige  er  auch  den  Fürsten  Lichnowsky 
zu  warnen,  sich  nicht  in  die  falsche  Sicherheit  zu  wiegen,  dass 
England  abseits  stehen  bleiben  würde,  wenn  alle  gemeinschaft- 
lichen  Friedensbemühungen    fehlschlügen. 

Die  von  Grey  in  Aussicht  gestellte  analoge  Warnung  Lich- 
nowskys  fand  dann  auch  am  Nachmittag  desselben  Tages  statt. 
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und  zwar  genau  in  der  von  Grey  vorausgesagten  Weise  und  fast 
genau  mit  denselben  Worten,  wie  die  Warnung  an  Cambon 
geschehen  war.  (Nr.  88  und  89  des  Blaubuches.) 

Die   Greysche   F  r  i  e  d  e  n  s  t  a  k  t  i  k. 

Die  Taktik  Greys  den  beiden  streitenden  Gruppen  gegenüber 
habe  ich  in  meinem  Buche  (S.  203  bis  212,  215  bis  217)  ausführ- 
lich beleuchtet  und  muss  den  Leser,  um  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, auf  diese  Stellen  hinweisen.  Grey  verschrieb  sich  klug 
und  wohlbedacht  weder  der  einen  noch  der  anderen  Partei  :  er 
wollte  unter  allen  Umständen  den  europäischen  Frieden.  Wenn  er 
den  Deutschen  die  Sicherheit  gab,  die  sie  erwünschten  und  erhoff- 
ten, die  sie  bereits  in  den  vergangenen  Jahren  bei  den  Verstän- 
digungsverhandlungen mit  England  erstrebt  hatten  und  durch 
das  Bethmannsche  Neutralitätsgesuch  vom  29.  Juli  abends  auch 
in  dem  drohenden  Konflikt  erstrebten,  —  wenn  er  den  Deutschen 
die  Sicherheit  gab,  dass  England  neutral  bleiben  würde,  so 
stärkte  er  ihre  Position  in  dem  diplomatischen  Kampfspiel  und 
setzte  sie  in  die  Lage,  mit  geringerer  Gefahr  den  europäischen 
Krieg  zu  riskieren.  Wenn  er  aber  andererseits  den  Franzosen  und 
Russen  die  Solidarität  Englands  zusagte,  so  verschaffte  er  ihnen 
dadurch  einen  solchen  Machtzuwachs  zunächst  in  den  diploma- 
tischen Verhandlungen  und  eventuell  in  einem  Kriege,  dass  Russ- 
land veranlasst  werden  konnte,  dem  Ausgleich  mit  Oesterreich 
einen  härteren  Widerstand  entgegenzusetzen,  als  es  für  die 
Greyschen  Friedensbemühungen  nützlich  war.  Ueberdies  konnte 
—  wie  Buchanan  gegenüber  dem  Solidaritätsgesuch  Sazonows 
mit  Recht  hervorhob  (Blaubuch  Nr.  44)  —  die  einseitige  Stellung- 
nahme Englands  auf  Seiten  der  Ententemächte  wie  eine  Drohung 
gegen  die  Zentralmächte  aussehen  und  daher  der  Friedenstiftung 
eher  schädlich  als  nützlich  sein :  nur  die  Annäherung  an  Deutsch- 
land in  der  Eigenschaft  als  Freund,  der  um  die  Friedenserhaltung 
besorgt  sei  (approaching  her  in  the  capacity  of  a  friend  who  was 
anxious  to  preserve  peace),  könne  Erfolg  versprechen.  Diese 
Richtschnur  der  englischen  Taktik :  Ablehnung  jeder  Solidarität 
nach  der  einen  Seite,  aber  auch  Ablehnung  jeder  bestimmten 
Neutralitätszusage  nach  der  anderen  Seite  —  diese  Richtung 
tritt  vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment  in  den  diplomatischen 
Verhandlungen  hervor,  von  der   Unterhaltung   Buchanans  mit 
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Sazouow  am  24.  Juli  (Blaubuch  Nr.  6)  bis  zu  den  Unterhaltungen 
Greys  mit  Lichnowsky,  Mensdorff,  Benckendorff  und  Cambon 
am  31.  Juli  und  1.  August.  Erst  am  2.  August,  nach  Ausbruch  des 
Krieges  zwischen  Deutschland  und  Russland,  der  den  europäischen 
Krieg  notwendig  zur  Folge  haben  musste,  also  erst  nach  dem 
Scheitern  all  seiner  Friedensbemühungen,  tat  Grey  den  ersten 
Schritt  aus  seiner  Reserve  heraus  mit  seiner  bekannten  Flotten- 
zusage (Blaubuch  Nr.  148) ,  über  die  ich  in  meinem  Buche  (S.  228  ff.) 
ausführlich  gesprochen  habe  und  auch  in  diesem  zweiten  Buche 
noch  sprechen  werde. 

An  dem  ereignisreichen  29,  Juli  tritt  die  Greysche  Taktik  der 
«  freien  Hand  nach  allen  Seiten  »  besonders  scharf  hervor.  Die 
Konferenzen  häuften  sich  an  diesem  Tage  :  morgens  Unterhaltung 
mit  Lichnowsky  (Nr.  84) ,  im  Laufe  des  Tages  mit  Cambon  (Nr.  87) , 
am  Nachmittag  wieder  mit  Lichnowsky  (Nr.  88, 89  und  90), ferner 
mit  dem  österreichischen  Botschafter  (Nr.  91),  mit  dem  italie- 
nischen (Nr.  92).  In  keiner  dieser  Unterhaltungen  aber  ist  auch 
nur  eine  Spur  davon  zu  finden,  dass  Grey  von  den  Richtlinien 
seiner  Politik  abgewichen  sei  und  der  einen  oder  anderen  Partei 
irgendwelche  Avancen  gemacht  habe.  Wenn  er  Herrn  Cambon 
sagt,  er  würde,  wie  er  ihn  selbst  vor  Illusionen  gewarnt  habe,  so 
auch  den  Fürsten  Lichnowsky  warnen,  so  fügt  er  sofort  vorsichtig 
hinzu,  dass  Cambon  aus  dieser  Warnung  des  anderen  keine 
Schlüsse  zu  seinen  Gunsten  ziehen  möge.  Wenn  er  den  Fürsten 
Lichnowsky  warnt,  aus  dem  freundschaftlichen  Unterhaltungston 
keine  Schlüsse  zu  Gunsten  der  englischen  Neutralität  zu  ziehen, 
so  fügt  er  sofort  vorsichtig  hinzu,  dass  dies  keineswegs  heissen 
solle,  England  würde  nun  zu  Gunsten  der  anderen  intervenieren. 
Englands  Bestreben  ginge  lediglich  dahin  —  wenn  irgend  möglich, 
in  Gemeinschaft  mit  Deutschland  —  für  den  Frieden  zu  arbeiten  ; 
sollten  indessen  die  Friedensbemühungen  fehlschlagen  und  tat- 
sächlich alle  europäischen  Interessen  in  Frage  gestellt  werden, 
so  könnten  sehr  wohl  britische  Interessen  auch  eine  britische 
Intervention  herbeiführen  und  er  möchte  dann  nicht  dem  Vor- 
wurf ausgesetzt  sein,  die  deutsche  Regierung  durch  die  freund- 
schaftliche Art  seiner  Unterhaltungen  mit  Lichnowsky  zu  Illu- 
sionen verleitet  zu  haben,  deren  Nichtvorhandensein  den  Dingen 
einen  anderen  Verlauf  gegeben  hätte  (I  did  not  wish  to  be  open 
to  any  reproach  from  him  that  the  friendly  tone  of  all  our  con- 
versations  had  misled  him  or  his  Government  into  supposing  that 
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we  should  not  take  action,  and  to  the  reproach  that,  if  they  had 
not  been  so  misled,  the  course  of  things  might  habe  been  diffe- 
rent.  Blaubuch  Nr.  89). 


Ob  die  Taktik  Sir  Edward  Greys  eine  kluge  oder  unkluge,  eine 
zweckmässige  oder  unzweckmässige  war,  steht  hier  nicht  in  Frage. 
Es  ist  leicht  klug  zu  sein,  wenn  man  vom  Rathaus  kommt.  Drei 
Wege  standen  dem  englischen  Staatssekretär  zur  Auswahl  offen. 
Er  konnte 

a)  von  vornherein  mit  Bestimmtheit  die  Neutralität  Englands 
für  den  Fall  eines  europäischen  Krieges  erklären  ;  er  konnte 

b)  von  vornherein  sich  mit  den  Ententemächten  solidarisch 
erkläien ;  und  er  konnte 

c)  sich  die  Aktionsfreiheit  nach  allen  Seiten  offen  halten,  was 
er  tatsächlich  getan  hat. 

Die  Neutralitätserklärung  in  einem  europäischen  Kriege  wäre 
gleichbedeutend  gewesen  mit  einer  Abdankung  Englands  als 
europäische  Grossmacht,  mit  einer  Preisgabe  seiner  Ententege- 
nossen und  mit  einer  Verletzung  seiner  den  neutralen  Staaten 
gegenüber  übernommenen  Garantiepflichten.  Sie  hätte  überdies 
nicht  kriegshindernd,  sondern  kriegsfördernd  gewirkt,  indem  sie  die 
grösste  Gefahr  beseitigt  hätte,  die  Oesterreich  und  Deutschland 
als  Folge  ihres  intransigenten  Verhaltens  zu  befürchten  hatten. 

Die  Solidaritätserklärung  mit  den  Ententemächten  von  Anfang 
an  hätte  —  abgesehen  von  der  scharfen  Kritik,  die  diese  Haltung 
im  eigenen  Lande  gefunden  hätte  —  möglicherweise  ebenfalls 
kriegsfördernd  wirken  können,  und  zwar  nach  doppelter  Richtung : 
einmal,  indem  sie  das  Mass  der  russischen  Nachgiebigkeit  ver- 
mindern, und  dann,  indem  sie  den  Stolz  Deutschlands  verletzen 
und  dadurch  die  Einigung  erschweren  konnte. 

Die  Meinungen  über  die  Zweckmässigkeit  dieser  oder  jener 
Taktik  können  natürlich  verschieden  sein,  da  psychologische  Wir- 
kungen sich  nicht  mit  mathematischer  Bestimmheit  voraussagen 
lassen.  Die  Gegner  der  Greyschen  Politik  in  England  sind  zum 
Teil  der  Ansicht,  dass  eine  entschiedene  Solidaritätserklärung 
Englands  mit  den  Ententemächten  von  Anbeginn  an  den  Krieg 
vermutlich  verhindert  haben  würde.  Dieselbe  Ansicht  ist  verschie- 
dene Male  während  der  kritischen  Tage  von  der  französischen 
und  russischen  Regierung  und  auch  vom  Präsidenten  Poincare 
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persönlich  ausgesprochen  worden.  Sogar  der  italienische  Minister 
Marchese  di  San  Giuliano  —  einer  der  eifrigsten  Mitarbeiter 
Greys  am  Friedenswerk  —  war  der  Meinung  (in  seiner  Unterhal- 
tung mit  dem  englischen  Botschafter  am  29.  Juli,  Blaubuch  Nr.  80) , 
dass  es  eine  grosse  Wirkung  auf  Deutschland  ausüben  würde, 
wenn  die  deutsche  Regierung  an  ein  Zusammengehen  Englands 
mit  Russland  und  Frankreich  glauben  müsste.  Grey  und  seine  Bot- 
schafter waren  anderer  Meinung :  sie  hielten  freundschaftliche 
Vermittlung  für  wirkungsvoller  als  Druck  und  Uebermacht.  Sie 
erinnerten  sich  wohl  mit  Recht  der  Wirkung,  die  das  entschiedene 
Eintreten  Englands  für  Frankreich  in  der  Marokko-Krisis  von 
191 1  in  Deutschland  hervorgerufen  hatte,  und  fürchteten  diesmal 
eine  noch  schlimmere  Wirkung,  weil  es  sich  diesmal  nicht  um 
das  Objekt  eines  englisch-französischen  Garantie  Vertrages,  son- 
dern um  eine  den  Engländern,  wie  den  Franzosen  völlig  gleich- 
gültige Angelegenheit  handelte.  Gleichviel  aber,  wie  man  über 
die  Zweckmässigkeit  der  Greyschen  Diplomatie  urteilen  mag, 
nirgends  in  der  Welt  —  ausser  in  Deutschland  und  Oesterreich  — 
ist  bisher  eine  Stimme  laut  geworden,  die  den  guten  Willen  Greys 
und  seine  ernstesten  Friedensabsichten  in  Zweifel  gestellt  hätte. 
Das  ist  den  bedauernswerten  Verteidigern  der  schuldigen  Regie- 
rungen Deutschlands  und  Oesterreichs  vorbehalten  geblieben, 
die  nun,  wie  Herr  Helfferich,  gezwungen  sind,  durch  die  unglaub- 
lichsten Kunststücke  und  Verdrehungen  aus  der  Politik  der 
freien  Hand  eine  Politik  der  Solidaritätserklärung  zu  machen  und 
die  zweiseitige  Ablehnung  in  eine  einseitige  Zusage  umzuwandeln. 


Das  Gebäude  dieser  —  angeblich  bereits  am  29.  Juli  erfolgten  — 
Solidaritätserklärung  Greys  mit  den  beiden  anderen  Entente- 
mächten glaube  ich  bereits  in  meinem  Buche  (S.  203  bis  217) 
vollständig  erschüttert  und  den  Nachweis  geführt  zu  haben,  dass 
die  Worte  des  englischen  Blaubuches  (S.  VIII)  richtig  sind  : 

«  Sir  Edward  Grey  hat  beharrlich  abgelehnt,  irgend  ein 
Versprechen  der  Unterstützung  einem  der  jetzigen  Ver- 
bündeten Englands  zu  geben.  Er  hielt  den  Standpunkt 
aufrecht,  dass  die  Stellung  Grossbritanniens  die  einer  un- 
interessierten Partei  sei,  deren  friedensfördernder  Einfluss 

Das  Verbrechen  g 
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in  Berlin  und  Wien  verstärkt  werden  würde  durch  die 
Erkenntnis,  dass  wir  in  dem  vorhandenen  Streitfall  absolut 
nicht  der  einen  oder  anderen  Seite  angehörten.  Er  lehnte 
es  ab,  sich  dem  Glauben  hinzugeben,  dass  der  beste  Weg 
zum  europäischen  Frieden  in  einem  Herauskehren  von 
Gewalt  liege  (lay  through  a  show  of  force).  Wir  gaben 
keinerlei  Verpflichtungserklärung  unseren  gegenwärtigen 
Bundesgenossen  ab,  aber  wir  gaben  dreimal  an  Deutsch- 
land —  am  30.  Juli,  am  31.  Juli  und  am  1.  August  —  eine 
deutliche  Warnung  bezüglich  der  Wirkung,  welche  eine 
Verletzung  der  belgischen  Neutralität  auf  unsere  Haltung 
und  auf  die  Gefühle  des  britischen  Volkes  ausüben  würde. » 

Diese  Darstellung  Greys  entspricht  in  jedem  Worte  der  reinsten 
Wahrheit.  Die  Gegendarstellung  Helfferichs  ist  von  Anfang  bis 
zu  Ende  unwahr  und  ich  scheue  nicht  vor  der  Behauptung  zurück, 
dass  die  Unwahrheit  seiner  eigenen  Darstellung  einem  so  intelli- 
genten Manne,  wie  Herrn  Helfferich,  bewusst  sein  muss.  Die 
Errichtung  des  Kartenhauses  der  russisch-französisch-englischen 
Konspiration  gegen  die  Zentralmächte  erforderte  irgend  ein,  wenn 
auch  noch  so  schwankendes  Fundament  und  so  wählte  Helfferich 
—  unglücklicherweise  für  ihn  !  —  das  Fundament  der  Nr.  87, 
das  auch  dem  leisesten  Angriff  nicht  widerstehen  kann.  Trotzdem 
ist  es  nötig,  bei  der  weiten  Verbreitung  und  dem  fast  offiziellen 
Charakter  der  Helfferichschen  Verteidigungsschrift,  die  Gründe 
gegen  seine  Beweisführung  im  Einzelnen  aufzuzählen. 

Hat  die  englische  Regierung 
am  29.  Juli  der  französischen 
ihre    Waffenhilfe    zugesagt? 

I.  Wenn  die  englische  Regierung  bereits  am  29.  Juli  morgens 
der  französischen  ihre  aktive  Waffenhilfe  für  den  Fall  eines  euro- 
päischen Krieges  zugesagt  hätte,  wie  ist  es  dann  möglich,  dass 
Herr  von  Bethmann  in  seinem  am  4.  August  dem  Reichstag  vor- 
gelegten Weissbuch  die  englischen  Friedensbemühungen  (auch 
nach  dem  29.  Juli)  in  ausgiebigster  Weise  erwähnt  und  lobend 
hervorhebt  ?  In  meinem  Buche  (S.  203  bis  205)  habe  ich  die  be- 
treffenden Stellen  des  Weissbuchs  hintereinander  aufgeführt  und 
brauche  sie  hier  nicht  zu  wiederholen.  Nach  Herrn  von  Bethmanns 
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Zeugnis  hat  England  mit  Deutschland  «  Schulter  an  Schulter  » 
unausgesetzt  an  der  Vermittlungsaktion  fortgearbeitet,  ist  noch 
am  30.  Juli  ein  englischer  Vermittlungsvorschlag  (Besetzung 
Belgrads  und  von  dort  aus  Kundgabe  der  österreichischen  Frie- 
densbedingungen) nach  Wien  weitergegeben  worden,  hat  vom 
29.  bis  31.  Juli  die  englische  Diplomatie  die  angeblichen  deutschen 
Friedensbemühungen  unterstützt,  hat  England  ^.wischen  Wien 
und  Petersburg  zu  vermitteln  gesucht  u.  s.  w.,  u.  s.  w.  Sogar  die 
Kriegserklärung  an  Russland  bezeugt  der  englischen  Regierung, 
dass  sie  gemeinschaftlich  mit  Deutschland  die  Rolle  eines  Friedens- 
vermittlers zwischen  Wien  und  Petersburg  gespielt  habe.  (I/empe- 
reur  d'Allemagne,  d'accord  avec  l'Angleterre,  etait  applique  ä 
accomplir  un  röle  mediateur  aupres  des  Cabinets  de  Vienne  et  de 
Saint- Petersbourg.)  Wieso  alle  diese  Lobeserhebungen,  wenn  das 
perfide  Albion  bereits  am  29.  Juli  durch  seine  Hilfezusage  an 
Frankreich  den  europäischen  Frieden  verraten  hatte  ? 

Herr  von  Bethmann  wird  vielleicht  erwidern,  dass  er  die 
Perfidie  Albions,  als  er  am  4.  August  die  Friedensbemühungen 
der  englischen  Regierung  hervorhob,  noch  nicht  kannte.  Wie 
erklärt  er  aber  dann  alle  die  englischen  Friedensbemühungen,  die 
doch  tatsächlich  nach  dem  2g.  Juli  morgens  bis  zum  I.  August 
nachmittags,  ja  noch  darüber  hinaus  erfolgt  sind?  Sind  das  alles 
Fiktionen  gewesen,  Heucheleien,  um  den  trügerischen  Eindruck 
des  Friedenswillens  zu  erwecken,  während  man  tatsächlich  bereits 
zum  kriegerischen  Ueberfall  entschlossen  war  ?  Sind  alle  Hand- 
lungen der  englischen  Regierung,  die  in  den  73  Nummern  des  Blau- 
buches nach  Nr.  87,  in  den  Nr.  88  bis  161  niedergelegt  sind,  sind 
alle  Depeschen  des  englischen  Königs  an  den  Prinzen  Heinrich, 
an  Kaiser  Wilhelm,  an  den  Zaren,  die  sämtlich  aus  der  Zeit 
nach  dem  29.  Juli  stammen,  ebenfalls  Trugbilder  gewesen,  um 
Deutschland  und  der  Welt  Sand  in  die  Augen  zu  streuen  ?  Will 
irgend  jemand  wagen,  solche  wahnwitzige  Behauptung  aufzu- 
stellen ?  Wenn  aber  nicht,  dann  fällt  schon  durch  die  Darstellung 
des  deutschen  Weissbuchs  das  ganze  HelfTerichsche  Karten- 
haus zusammen,  dann  mögen  die  Herren  Bethmann  und  Helffe- 
rich  die  Sache  unter  sich  ausmachen :  denn  einer  von  beiden  kann 
nur  recht  haben,  entweder  Bethmanns  Weissbuch  oder  Helffe- 
richs  Gelbschrift. 

II.  Aber  gehen  wir  noch  etwas  näher  auf  alles  ein,  was  Grey 
nach  dem  2g.  Juli  morgens  zur  Friedenserhaltung  getan  hat,  um 
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dem   deutschen    Regierungsverteidiger   auch   nicht    die   kleinste 
Jyiicke  zum  entschlüpfen  zu  lassen. 

a)  An  demselben  29.  Juli,  an  dem  Grey  —  nach  Helfferich 
—  morgens  dem  Zweibund  die  Rückendeckung  seiner  aktiven 
Waffenhilfe  gegeben  haben  soll,  an  demselben  Tage  hat  er  nach- 
mittags den  Fürsten  Iyichnowsky  dringend  aufgefordert,  doch 
von  deutscher  Seite  eine  in  Berlin  genehme  Form  der  Viermächte- 
vermittlung vorzuschlagen,  und  hat  ferner  zum  ersten  Male  seine 
bekannte  Einigungsformel  (Besetzung  Belgrads,  etc.)  aufs  Tapet 
gebracht.  Noch  an  demselben  Tage,  dem  29.  Juli,  hat  er  nach 
der  Unterhaltung  mit  Cambon  nicht  weniger  als  drei  lange  De- 
peschen im  Interesse  der  Friedenserhaltung  an  Goschen  nach 
Berlin,  eine  an  Bunsen  nach  Wien  und  eine  an  Rodd  nach  Rom 
gesandt.  Jeder  Unparteiische  möge  diese  Depeschen  Nr.  88,  89, 
90,  91,  92  des  Blaubuchs  nachlesen  und  danach  die  Behauptung 
Helfferichs  würdigen,  dass  Grey  bereits  vorher  einen  Zustand  her- 
beigeführt habe,  den  Helfferich  (S.  32)  mit  den  Worten  charak- 
terisiert :  «  Jetzt  waren  die  Würfel  zu  Gunsten  des  Krieges  ge- 
fallen. »  In  Nr.  89  erteilte  Grey  dem  deutschen  Botschafter  die 
schon  erwähnte  Warnung,  sich  nicht  durch  den  freundschaftlichen 
Ton  ihrer  Unterhaltungen  in  die  Sicherheit  wiegen  zu  lassen, 
dass  England  unter  allen  Umständen  beiseite  stehen  würde.  Er 
sprach  aber  gleichzeitig  die  Hoffnung  aus,  in  Gemeinschaft  mit 
Deutschland  für  den  allgemeinen  Frieden  arbeiten  zu  können. 
In  Nr.  90  (fünfte  Depesche  Greys  an  Goschen  von  demselben 
Tage)  kam  er  auf  den  Vorschlag  des  Marchese  di  San  Giuliano 
zurück,  durch  Vermittlung  der  vier  Mächte  sogar  eine  volle 
Bewilligung  von  Oesterreichs  Forderungen  (complete  satisfac- 
tion  for  Austria)  von  Serbien  zu  erlangen  in  der  Form,  dass  Ser- 
bien sich  dem  Verlangen  der  Mächte,  nicht  Oesterreichs,  unter- 
werfe und  die  Mächte  diese  Unterwerfung  an  Oesterreich  über- 
mitteln sollten  :  selbstverständlich,  fügte  er  hinzu,  müsse  eine  ge- 
wisse Demütigung  (some  humiliation)  Serbiens  stattfinden,  Oester- 
reich dürfe  die  Dinge  aber  nicht  bis  zur  Demütigung  Russlands 
treiben.  Die  in  Nr.  92  erwähnte  Unterhaltung  Greys  mit  dem 
italienischen  Botschafter  drehte  sich  um  die  Zustimmung  Italiens 
zu  dem  Viermächteprojekt,  das  von  der  deutschem  Regierung 
im  Prinzip  bereits  angenommen  sei  (already  accepted  by  the 
German  Government  in  principle)  und  wegen  dessen  Form  Grey 
Vorschläge  aus  Berlin  erbeten  habe.  Was  hatten  alle  diese  Ver- 
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handlungen  und  Bemühungen  Greys  für  einen  Zweck,  wenn  an 
demselben  Tage  morgens  bereits  die  Würfel  zu  Gunsten  des 
Krieges  gefallen  waren  ? 

b)  Nun  aber  weiter  :  Was  hat  Grey,  was  haben  die  franzö- 
sische und  russische  Regierung  an  den  folgenden  Tagen  zur 
Friedenserhaltung  getan  ?  Wie  reimt  sich  das  alles  mit  dem 
Kriegsentschluss  vom  29.  Juli  vormittags  zusammen  ?  Am  30.  Juli 
sendet  König  Georg  das  Telegramm  an  den  Prinzen  Heinrich  ab, 
in  dem  er  seinen  ernsten  Wunsch  betont,  «  dass  ein  solches  Unglück 
wie  ein  europäischer  Krieg,  das  gar  nicht  wieder  gut  zu  machen  ist, 
verhindert  werden  möge.  »  Er  wiederholt  den  Greyschen  Einigungs- 
vorschlag (Blaubuch  Nr.  88)  und  vertraut  auf  Kaiser  Wilhelm, 
dass  er  Oesterreich  zu  der  Annahme  dieses  Vorschlages  bewegen 
werde.  Er  versichert,  dass  er  seinerseits  alles  tue  und  weiter  tun 
werde,  um  eine  internationale  Katastrophe  zu  verhindern  und 
den  europäischen  Frieden  zu  erhalten. 

Was  tat  Grey  am  30.  Juli  ?  Er  hatte  inzwischen  die  Nachricht 
von  der  russischen  Teilmobilisierung  in  den  vier  südlichen  Armee- 
bezirken erhalten,  die  bekanntlich  die  Erwiderung  war  :  erstens 
auf  die  österreichische  Teilmobilisierung  gegen  Serbien  und  Russ- 
land, zweitens  auf  die  österreichische  Erklärung  und  Eröffnung 
des  Krieges  gegen  Serbien,  drittens  auf  das  völlig  ablehnende 
Verhalten  der  österreichisch-deutschen  Diplomatie  allen  Vermitt- 
lungsvorschlägen gegenüber.  (Diese  drei  Gründe  der  russischen 
Teilmobilisierung  sind  bereits  in  meinem  Buche  ausführlich 
behandelt  worden  und  werden  in  dieser  Arbeit,  soweit  erforder- 
lich, von  neuem  behandelt  werden.)  Die  europäische  Situation 
war  also  seit  dem  vorhergehenden  Tage  wiederum  gespannter 
geworden,  —  was  aber  Grey  in  seinen  Friedensbemühungen  nicht 
entmutigte,  sondern  im  Gegenteil  zu  grösserem  Eifer  anspornte. 

Am  30.  Juli  hatte  ferner  Sazonow  dem  Grafen  Pourtales  seine 
erste  Einigungsformel  diktiert,  die  an  demselben  Tage  von  Jagow 
als  «  unannehmbar  für  Oesterreich  »  abgelehnt  wurde  (Nr.  60,  63 
Orangebuch). 

Ebenfalls  am  30.  Juli  berichtete  Bertie  über  eine  zwischen  ihm 
und  dem  Präsidenten  Poincare  stattgehabte  Unterhaltung,  bei 
welcher  Poincare  das  von  Anbe^nn  der  Krisis  an  seitens  der 
Ententemächte  gestellte  Verlangen  wiederholte,  England  möge 
sich  mit  Frankreich  und  Russland  solidarisch  erklären  und  da- 
durch einen  Druck  auf  Deutschland  im  Interesse  der  Friedens- 
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erhaltung  ausüben.  Denselben  Gedanken  drückte  der  italienische 
Minister  des  Auswärtigen  in  einer  Unterhaltung  mit  dem  engli- 
schen Botschafter  in  Rom  aus,  wie  letzterer  am  30.  Juli  an  Grey 
berichtet  (Blaubuch  Nr.  106). 

Endlich  trafen  auch  noch  mehrere  Telegramme  von  Goschen 
aus  Berlin  ein,  nach  denen  die  deutsche  Regierung  die  Ansicht 
der  Wiener  über  die  Greysche  Einigungsformel  eingeholt  habe 
(auf  die  bekanntlich  weder  Wien  noch  Berlin  je  eine  Antwort 
erteilt  hat),  und  ferner  Herr  von  Jagow  ebenso  wie  Herr  von  Beth- 
mann  wiederholt  das  berühmte  «  Knopfdrücken  »  in  Wien  versi- 
cherten, aber  weder  über  die  Form  der  Konferenz  noch  über  die 
Wiener  Antwort  auf  die  sonstigen  Einigungsvorschläge  irgend 
eine  Auskunft  gaben  (Blaubuch  Nr.  98  und  107). 

Grey  selbst  hat  an  diesem  Tage  zwei  Depeschen  an  Goschen, 
eine  an  Buchanan  und  zwei  an  Bertie  abgeschickt.  Dieser  ganze 
umfangreiche  Depeschenverkehr  von  und  nach  London  am  30.  Juli 
beweist  in  jeder  Einzelheit,  in  jedem  Wort,  dass  die  Helfferichsche 
Behauptung  der  Kriegskonspiration  vom  Tage  vorher  in  uner- 
hörter Weise  der  Wahrheit  ins  Gesicht  schlägt.  Wer  sich  dafür 
interessiert,  dieser  ungeheuren  Lüge  des  deutschen  Regierungs- 
verteidigers auf  die  Spur  zu  kommen,  möge  die  im  englischen 
Blaubuch  abgedruckten  Depeschen  vom  30.  Juli  nachlesen.  Hier 
ist  es  nur  möglich,  einige  eklatante  Punkte  herauszuheben. 
I J  Bericht  Bunsens  an  Grey  (Nr.  95) :  Der  russische  Botschafter 
in  Wien  erklärt  als  Zweck  der  russischen  Teilmobilisierung  die 
Sicherung,  dass  Serbien  nicht  zerschmettert  werden  solle.  Da- 
gegen würde  Russland  es  wohl  verstehen,  wenn  Oesterreich  von 
Serbien  Massregeln  zum  Schutze  der  slavischen  Provinzen  gegen 
feindliche  Propaganda  verlange.  Der  deutsche  Botschafter  in  Wien 
sei  leider  so  antirussisch  und  antiserbisch  gesinnt,  dass  ein  auf- 
richtiges Eintreten  für  die  Friedenssache  kaum  von  ihm  zu  erwarten 
sei.  Er  erkläre,  mit  jeder  Linie  des  österreichischen  Ultimatums 
einverstanden  zu  sein. 

In  einer  ferneren  Depesche  (Nr.  g6)  berichtet  Bunsen  über  die 
Absicht  weiterer  militärischer  Vorsichtsmassregeln  Oesterreichs 
in  Erwiderung  auf  die  russische  Teilmobilisierung  ;  er  berichtet 
ferner  über  die  jetzt  ausgesprochene  Bereitwilligkeit  Berchtolds, 
die  Besprechungen  in  Petersburg  wieder  aufzunehmen,  allerdings 
nicht  auf  der  Basis  der  serbischen  Note  (he  did  not  say  that  they 
could  be  resumed  on  the  basis  of  the  Servian  reply). 
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Buchanan  (Nr.  gy)  berichtet  über  die  Einigungsforrnel  Sazo 
nows  (Orangebuch  Nr.  60)  und  über  die  Vorbereitungen  zu  einer 
russischen  General-Mobilisierung  für  den  Fall,  dass  auch  dieser 
Vorschlag  seitens  Oesterreichs  zurückgewiesen  werden  sollte. 

Goschen  (Nr.  g8)  berichtet,  dass  Jagow  bezüglich  der  Greyschen 
Einigungsformel  noch  keine  Antwort  aus  Wien  erhalten  habe. 
Jagow  sprach  bei  dieser  Gelegenheit  von  der  russischen  Teilmo- 
bilisierung und  von  angeblichen  militärischen  Vorbereitungen 
Frankreichs,  die  Gegenmassregeln  in  Deutschland  hervorrufen 
müssten  (he  regretted  this,  as  he  knew  France  did  not  desire  war) . 

Bertie  (Nr.  gg)  berichtet  über  seine  Unterhaltung  mit  Poin- 
oare  und  bei  diesem  Bericht  müssen  wir  uns  etwas  länger  aufhalten, 
da  er  charakteristisch  für  die  Beurteilung  der  ganzen  Sachlage  ist. 
Durch  die  ganze  deutsche  Verteidigungsliteratur  geht  nämlich 
die  Fälschung  hindurch,  dass  die  Bemühungen  Frankreichs  und 
Russlands,  England  auf  ihre  Seite  zu  bringen,  den  Zweck  verfolgt 
hätten,  mit  umso  grösserer  Sicherheit  Deutschland  und  Oester- 
reich  überfallen  zu  können.  Diese  Darstellung  ist  erlogen.  Der 
Beweis,  dass  sie  erlogen,  wird  durch  sämtliche  diplomatischen 
Bücher,  einschliesslich  des  deutschen  und  österreichischen, 
erbracht.  Russland  und  Frankreich  —  und  ebenso  auch  der  Bun- 
desgenosse Italien  —  erstrebten  Englands  Solidaritätserklärung 
nur  zu  dem  Zwecke,  um  Deutschland  und  Oesterreich  auf  die 
Gefahren  aufmerksam  zu  machen,  die  ein  europäischer  Krieg  für 
sie  herbeiführen  würde,  und  um  sie  angesichts  dieser  Gefahren 
zu  verhindern,  die  Dinge  bis  zu  einem  europäischen  Kriege  zu 
treiben.  Die  Solidaritätserklärung  Englands  sollte  den  Krieg  nicht 
herbeiführen,  sondern  verhindern.  Dies  der  ausschliessliche  Zweck 
und  das  Ziel  des  beständigen,  von  Paris,  Petersburg  und  Rom 
ausgehenden  Druckes  auf  London,  sich  mit  den  Ententemächten 
solidarisch  zu  erklären. 

Schon  in  der  ersten  Unterhaltung  zwischen  Buchanan,  Paleo- 
logue  und  Sazonow  am  24.  Juli  (Blaubuch  Nr.  6)  tritt  diese  Ten- 
denz aufs  deutlichste  hervor :  «  French  Ambassador  and  M.  Sa- 
zonof  both  continued  to  press  me  for  a  declaration  of  complete 
solidarity  of  His  Majesty's  Government  with  French  and  Russian 

Governments we  should  have  rendered  war  more  likely  if  we 

did  not  from  the  outset  make  common  cause  with  his  country 
and  with  France.  » 

Dieses  Motiv  der  Kriegsverhinderung  wird  in  allen,  Englands 
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Solidarität  betreffenden,  Unterhaltungen  stets  wiederholt  und 
nirgends  leuchtet  auch  nur  die  leiseste  Andeutung  hervor,  dass 
man,  gestützt  auf  Englands  Beitritt,  diesen  Krieg  herbeiführen 
wolle.  Wie  drückt  sich  Poincare  in  dieser  Beziehung  aus  : 

Er  ist  überzeugt  —  berichtet  Bertie  (Blaubuch  Nr.  99)  —  dass  der 
Frieden  zwischen  den  Mächten  in  den  Händen  Grossbritanniens  liegt.  Wenn 
die  englische  Regierung  ankündigte,  dass  England  der  französischen  Repu- 
blik zu  Hilfe  kommen  würde,  falls  aus  dem  gegenwärtigen  Streitfall  zwischen 
Oesterreich  und  Serbien  ein  Konflikt  zwischen  Frankreich  und  Deutschland 
entstehen  sollte,  so  würde  kein  Krieg  ausbrechen,  denn  Deutschland  würde 
sofort  seine  Haltung  modifizieren 

Eine  solche  Ankündigung,  meinte  Poincare,  läge  im  Interesse 
des  Friedens  (it  would  be  in  the  interests  of  peace).  Frankreich 
sei  friedliebend,  es  wünsche  keinen  Krieg Eine  jetzt  abge- 
gebene Erklärung  Englands,  Frankreich  zu  unterstützen,  welches 
seinerseits  nur  den  Wunsch  der  Friedenserhaltung  habe,  würde 
fast  mit  Gewissheit  Deutschland  von  dem  Kriegsgang  zurück- 
halten (would  almost  certainly  prevent  Germany  from  going 
to  war). 

Aus  dieser  Unterhaltung  Poincares  mit  Bertie  geht  zweierlei 
hervor  : 

erstens  :  dass  England  von  Frankreich  nicht  zur  Teil- 
nahme an  einem  Kriege,  sondern  zu  der  nach  Poincares 
Ansicht  allein  zweckmässigen  Stellungnahme  zur  Verhin- 
derung eines  Krieges  veranlasst  werden  sollte  ; 

zweitens  :  dass  unmöglich  am  29.  Juli  morgens  England 
bereits  eine  Zusage  aktiver  Waffenhilfe  an  Frankreich  ge- 
geben haben  kann,  wenn  der  Präsident  der  Republik  am 
30.  Juli  noch  die  englische  Regierung  in  so  dringender  Weise 
—  und  dennoch  vergeblich  !  —  zur  Zusage  ihrer  Unter- 
stützung für  einen  eventuellen,  durch  Deutschland  herbei- 
geführten Kriegsfall  auffordert.  Wozu  die  Aufforderung 
Poincares,  wenn  das,  was  er  wünscht,  bereits  am  Tage 
vorher  geschehen  war  ? 

Dass  Poincares  Wunsch  auch  an  diesem  und  den  nächst- 
folgenden Tagen  unerfüllt  blieb  und  England  bis  zum  Aus- 
bruch des  Krieges  am  1.  August  jede  Solidaritätserklärung, 
geschweige  denn  Waffenhilfe,  konsequent  abgelehnt  hat,  habe  ich 
bereits    in    meinem   Buche    ausführlich    dargelegt.    Bei    unserer 
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jetzigen  Untersuchung  handelt  es  sich  nur  darum,  aus  den  be- 
ständig wiederholten  vergeblichen  Versuchen  Frankreichs  und 
Russlands  nach  dem  2g.  Juli  und  aus  sonstigen  Tatsachen  die 
Hinfälligkeit  des  von  Helfferich  auf  der  Nr.  87  aufgerichteten 
Lügengebäudes  nachzuweisen. 

In  seiner  Note,  ebenfalls  vom  30.  Juli,  an  Buchanan  (Blaubuch 
Nr.  103)  geht  Grey  auf  alle  Einzelheiten  seiner  Einigungsformel 
(Blaubuch  Nr.  88),  im  Vergleich  zu  der  ersten  Einigungsformel 
Sazonows  (Orangebuch  Nr.  60),  ein  :  er  schlägt  eine  Abänderung 
der  russischen  Formel  zu  dem  Zwecke  vor,  sie  mit  seiner  •eigenen 
englischen  Formel  in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  und  zwar 
in  folgendem  Sinne  :  Besetzung  Belgrads,  Stillstand  des  öster- 
reichischen Vormarsches.  Prüfung  seitens  der  Mächte,  wie  Serbien 
der  Monarchie  volle  Befriedigung  gewähren  könne  (could  fully 
satisfy),  ohne  seine  Souveränitätsrechte  oder  seine  Unabhängig- 
keit aufzugeben.  Grey  knüpft  an  diesen  Vermittlungsvorschlag 
die  Hoffnung,  dass,  wenn  Oesterreich  darauf  einginge,  auch 
Russland  damit  einverstanden  sein  und  fernere  militärische  Vor- 
bereitungen suspendieren  würde,  —  vorausgesetzt  natürlich,  dass 
die  anderen  Mächte  dasselbe  tun. 

Blaubuch  Nr.  104  :  Grey  übermittelt  an  Bertie  den  Inhalt 
seines  vorstehenden  Telegramms  an  Buchanan  und  drückt  seine 
Hoffnung  aus,  dass  auch  Frankreich,  wie  bisher,  Russland  veran- 
lassen werde,  nicht  eine  Krisis  zu  beschleunigen  (that  he  has 
been  urging  Russia  not  to  precipitate  a  crisis.  I  hope  he  may  be 
able  to  support  this  last  Suggestion  at  St.  Petersburgh) . 

Blaubuch  Nr.  205  ;  Note  Greys  an  Bertie  teilt  dem  letzteren 
die  bekannte  Unterhaltung  Cambons  mit  Grey  vom  30.  Juli 
mit,  in  der  Cambon  den  Briefwechsel  vom  22.  und  23.  November 
1912  und  gleichzeitig  einen  Bericht  über  Vorgänge  an  der  deutsch- 
französischen Grenze  vorlegt.  Auf  diesen  Briefwechsel  und  Bericht 
werde  ich  an  anderer  Stelle  zurückkommen.  Für  unsere  augen- 
blickliche Untersuchung  interessiert  nur  der  Umstand,  dass 
Cambon  auch  bei  dieser  Gelegenheit  noch  völlig  im  Unklaren 
darüber  war,  was  England  im  Falle  des  Ausbruchs  eines  euro- 
päischen Krieges  tun  würde.  «  He  (Cambon)  did  not  wish  to  ask 
me  to  say  directly  that  we  would  intervene,  but  he  would  like 
me  to  say  what  we  should  do  if  certain  circumstances  arose  » 
—  so  berichtet  Grey  an  Bertie.  Cambon,  der  angeblich  —  nach 
Helfferich  —  bereits  am  Tage  vorher  die  Zusage  der  englischen 
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Waffenhilfe  erhalten  hatte,  muss,  wenn  Helfferich  recht  hat,  ein 
ausserordentlich  schlechtes  Gedächtnis  gehabt  haben.  Er  hatte 
offenbar  die  Greysche  Zusage  in  den  24  Stunden  vollständig 
vergessen,  sonst  hätte  er  doch  nicht  zu  Grey  sagen  können,  er 
wolle  ihn  zwar  nicht  um  eine  direkte  Erklärung  ersuchen,  dass 
England  intervenieren  würde,  —  aber  er  wünsche  doch  von  Grey 
zu  erfahren,  was  England  beim  Eintritt  bestimmter  Umstände 
zu  tun  gedenke.  Der  von  Cambon  ins  Auge  gefasste  Umstand  war 
ein  Angriff  Deutschlands  auf  Frankreich.  Die  Antwort  Greys  war 
auch  an  diesem  Tage,  wie  bisher,  dilatorisch  und  vertröstete  den 
Botschafter  auf  die  Kabinettsentscheidungen  des  nächsten  Tages. 
Wie  erklärt  der  Herr  Staatssekretär  des  Innern  alle  diese 
Vorgänge  ?  Wie  reimt  er  sie  zusammen  mit  seiner  Behauptung 
der  englischen  Waffenzusage  vom  29.  Juli  ?  Sind  alle  diese  Doku- 
mente von  Nr.  8j  ab  Fiktionen,  zurechtgemacht,  um  Herrn  Helfferich 
gegenüber  das  Alibi  Greys  nachzuweisen  ?  Diese  Ausrede  wäre  an 
sich  schon  vollständig  absurd  und  verdiente  keine  ernsthafte 
Erörterung.  Ueberdies  aber  bilden  diese  englischen  Dokumente 
ja  nur  Glieder  in  der  geschlossenen  Tatsachenkette,  welche  die 
fünf  diplomatischen  Bücher  darstellen.  Jeder  Vorgang,  jede  Unter- 
haltung spiegelt  sich  von  dem  einen  in  dem  anderen  Buche  ab 
und  selbst  die  deutschen  und  österreichischen  Bücher  können, 
trotz  all  ihrer  Vertuschungsbemühungen,  es  nicht  verhindern,  dass 
sie  zur  Bestätigung  der  tatsächlichen  diplomatischen  Vorgänge 
dienen.  Wie  also,  frage  ich  nochmals  und  werde  ähnliche  Fragen 
auch  fernerhin  zu  wiederholen  haben,  —  wie  erklärt  Herr  Helffe- 
rich, dass  Paul  Cambon  am  30.  Juli  nichts  von  den  Zusagen  wusste, 
die  ihm  Grey  angeblich  am  29.  Juli  gegeben  haben  soll  ? 

Der  Greysche  Friedensvorschlag 
vom  30.   Juli     (Blau  buch    Nr.    101). 

Blaubuch  Nr.  101  enthält  das  nun  schon  berühmt  gewordene 
Manifest  Greys  zu  Gunsten  einer  europäischen  Friedensorgani- 
sation, über  dessen  Bedeutung  ich  mich  bereits  in  meinem  Buche 
(S.  157)  eingehend  ausgesprochen  habe.  Auf  dieses  Manifest  und 
die  Art,  wie  Helfferich  als  gewandter  Steeple-Chaser  auch  dieses 
Hindernis  seiner  Beweisführung  nimmt,  komme  ich  später  noch 
zurück.  Dass  Grey  den  Bethmannschen  Neutralitätsvorschlag 
ablehnte,  passt  natürlich  zu  der  Helfferichschen  These,  dass  der 
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englische  Staatssekretär  sich  bereits  am  Tage  vorher  Frankreich 
gegenüber  gebunden  habe.  Deshalb  erwähnt  Helfferich  trium- 
phierend die  Greysche  Neutralitätsablehnung  als  Zeichen  dafür, 
dass  England  sich  bereits  « als  Bundesgenossen  Frankreichs » 
betrachtete.  Den  wichtigsten  Teil  der  Greyschen  Note  aber,  den 
Teil,  den  selbst  ein  so  böswilliger  Beurteiler  der  englischen  Politik, 
wie  der  deutsche  Erz-Chauvinist  englischen  Ursprungs  und 
Namens,  Houston  Stewart  Chamberlain,  als  das  einzige  von  allen 
diplomatischen  Schriftstücken  erklärt,  dem  eigene  Bedeutung 
innewohne,  —  diesen  wichtigsten  Teil  der  Nr.  101  unterschlägt 
Herr  Helfferich,  einfach  deshalb,  weil  dieser  Schlussteil  der 
Nr.  101  schon  für  sich  allein  —  ohne  alle  anderen  Beweisstücke  — 
das  offizielle  deutsche  Lügengebäude  in  Grund  und  Boden  zer- 
stört. Für  Herrn  Helfferich  existieren  nur  die  ersten  sieben  Ab- 
sätze der  Nr.  101,  welche  jeden  Kuhhandel  über  die  englische 
Neutralität  auf  irgend  einer  Basis,  sei  es  auf  Kosten  Frankreichs,  sei 
es  auf  Kosten  Belgiens  ablehnen.  Die  beiden  Schlussabsätze  aber, 
die  ein  historisches  Dokument  allerersten  Ranges  darstellen,  die  in 
ergreifenden  Worten  Deutschland  zur  gemeinschaftlichen  Friedens- 
arbeit mit  England  auffordern,  die  eine  Besserung  der  englisch- 
deutschen Beziehungen  schon  als  Folge  der  gemeinschaftlichen 
Friedensarbeit  während  der  Balkankrisis  konstatieren  und  eine 
weitere  Besserung  bei  jetzigem  friedlichen  Zusammenarbeiten  in 
sichere  Aussicht  stellen,  —  die  Deutschland  ein  Arrangement 
anbieten,  das  Deutschland  und  seine  Verbündeten  gegen  jede 
aggressive  oder  feindliche  Politik  der  Ententemächte  ein  für  alle 
Mal  sichern  sollte,  —  diese  Absätze  unterschlägt  der  Herr  Staats- 
sekretär und  erwähnt  sie  nickt  mit  einem  Worte.  Man  möge  in  mei- 
nem Buche  (S.  155  ff.)  die  Darstellung  des  Bethmannschen 
Neutralitätsvorschlages  und  des  Greyschen  Friedensmanifestes 
nachlesen.  Und  dann  möge  man  damit  vergleichen,  welche 
Behandlung  Herr  Helfferich  (S.  36,  37)  diesem  epochemachenden 
Dokument  zu  Teil  werden  lässt,  —  diesem  Dokument,  dessen 
Ideen  die  Grundlage  jedes  dauernden  Friedensvertrages  in  Europa 
werden  müssen.  Man  möge  das  nachlesen  und  man  wird  wissen, 
was  man  von  der  ganzen  bestellten  Arbeit  des  Herrn  Helfferich  zu 
halten  hat.  Unterdrückung  war  allerdings  die  einfachste  Methode, 
um  über  dieses  unbequeme  Schriftstück  hinwegzukommen. 

Herr  Chamberlain  hat  sich  die  Sache  etwas  schwieriger  ge- 
macht :  er  versucht  zunächst  den  Friedensschalmei- Passus  als 
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eine  nachträgliche  Erfindung  zu  verdächtigen,  eingeschoben,  um 
den  Engländern  und  der  ganzen  Welt  zu  imponieren  und  Deutsch- 
land entsprechend  anzuschwärzen.  Da  das  aber  doch  nicht  ging 
—  denn  Bethmann  hatte  ja  das  Schriftstück  in  Abschrift  erhalten 
und  in  seinen  Aktenschrank  gelegt,  —  so  bemüht  sich  Chamber- 
lain,  auf  einer  Reihe  von  Seiten,  zu  dem  Schlussresultat  zu  kom- 
men :  «  Das  Ganze  ist  Mystifikation,  im  besten  Falle  ist  es,  was 

der   Franzose  «parier  pour  la  galerie  »  nennt auf  alle   Fälle 

ist  es  Betrug.  »  Der  eine  der  deutschen  Verteidiger  also  unter- 
schlägt den  Friedenspassus  der  Greyschen  Note,  der  andere 
stellt  ihn  als  Mystifikation  und  Betrug,  vielleicht  sogar  als  nach- 
träglich eingeschobene  Erfindung  hin.  Beide  sind  einander  würdig  ; 
mir  aber  erscheint  es  unnötig,  ihrem  Verfahren  auch  nur  ein 
weiteres  Wort  zu  widmen. 


Ein  würdiger  Genosse  der  Herren  Helfferich  und  Chamberlain 
in  der  Verfälschung  und  Entstellung  des  grossartigen  Greyschen 
Friedensvorschlages,  der  bekanntlich  auf  die  englische  Verstän- 
digungsformel von  1912  zurückging,  —  ein  würdiger  «  Dritter 
im  Bunde  »  ist  der  grosse  Geschichtsschreiber  Professor  Dr.  Hans 
Helmolt.  Für  ihn  ist  die  Antwort  Greys  auf  Bethmanns  Neutra- 
litätsgesuch-« nicht  die  Antwort  eines  Neutralen  »  :  ein  Neutraler 
hätte  die  beiden  Gegner  «  ritterlich  ihren  Strauss  ausfechten 
lassen  ».  (Welcher  Strauss  war  denn  am  29.  Juli  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich  auszufechten,  wenn  Deutschland  nicht  vor- 
sätzlich auf  die  «  Str aussen jagd  »  ausging  ?)  Das  Angebot  eines 
allgemeinen  Friedensbundes  war  nach  Helmolt  «  nichts  als  blu- 
tiger Hohn».  Herr  Helmolt  staunt  über  die  «  Unverfrorenheit , 

womit  Grey  einen  praktisch  ausführbaren  Vorschlag  des  Reichs- 
kanzlers glatt  abweist,  um  ihn  mit  einer  Utopie  zu  vertrösten, 
von  deren  Undurchführbarkeit  er von  vornherein  fest  durch- 
drungen sein  musste.  »  Deutschland  und  Oesterreich  sollten  nach 
den  perfiden  Absichten  des  schlauen  Engländers  —  so  interpre- 
tiert Herr  Helmolt  —  von  einander  getrennt  und  beide,  einer  nach 
dem  andern,  gedemütigt  werden. 

Das  liest  ein  deutscher  Geschichtsprofessor  aus  der  Antwort 
Greys  heraus,  der  es  allerdings  ablehnte,  Deutschland  durch 
irgend  ein  Neutralitätsversprechen  in  seinen  Kriegsabsichten  zu 
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bestärken  und  ihm  den  Rücken  zu  decken,  der  es  ablehnte,  Frank- 
reich zerschmettern,  die  Neutralität  Belgiens  verletzen  zu  lassen 
gegen  die  wertlose  Zusicherung,  den  europäischen  Besitz  Frank- 
reichs zu  schonen  und  Belgien  später,  wenn  es  sich  militärfromm 
gezeigt  hätte,  in  seine  frühere  Integrität  wieder  einzusetzen.  Was 
soll  das  heissen,  frage  ich  den  Professor  Helmolt,  dass  Oesterreich 
und  Deutschland  durch  den  Greyschen  Vorschlag  gedemütigt 
werden  sollten  ?  Hatte  Grey  nicht  vom  ersten  Konfliktsmoment 
an  die  berechtigten  Beschwerden  Oesterreichs  anerkannt  und 
unterstützt,  hatte  er  nicht  auch  seinerseits  zur  Erlangung  der 
unterwürfigen  Antwort  Serbiens  durch  seine  Bemühungen  bei- 
getragen ?  War  er  nicht  bereit,  den  Ansprüchen  Oesterreichs  auf 
einer  Botschafter- Konferenz  jede  Unterstützung  und  Befriedi- 
gung zuteil  werden  zu  lassen  ?  War  er  nicht  so  weit  gegangen, 
Oesterreich  die  Besetzung  der  serbischen  Hauptstadt  und  benach- 
barter Gebietsteile  während  der  Dauer  der  Verständigungsver- 
handlungen einzuräumen  ?  Hatte  er  nicht  den  verschiedenen  Ver- 
ständigungsformeln Sazonows,  der  vom  Zaren  vorgeschlagenen 
Anrufung  des  Haager  Schiedshofes,  den  direkten  Verständigungs- 
verhandlungen zwischen  Wien  und  Petersburg  —  kurz  allen  und 
allen  friedensfördernden  Bemühungen  und  Vorschlägen  seine 
Zustimmung  und  Unterstützung  geliehen  ?  Hat  er  während  des 
ganzen  Konflikts  ein  Wort  gesagt,  einen  Schritt  getan,  der  als 
«  Demütigung  »  Oesterreichs  gedeutet  werden  könnte  ?  Hat  er 
nicht  im  Gegenteil  erst  auf  die  Demütigung  Serbiens  und  dann 
auf  die  Nachgiebigkeit  Russlands  mit  Erfolg  hingewirkt  —  eine 
Nachgiebigkeit,  die  gegenüber  der  Intransigenz  der  österrei- 
chischen Diplomatie  und  dem  Eindringen  der  österreichischen 
Truppen  in  Serbien  einer  Demütigung  des  grossen  slavischen 
Reiches  gleichkam  ?  Der  Vorschlag  Greys  ein  Hohn,  eine  Utopie  !  ? 
Jedes  Wort  der  Greyschen  Note  atmet  Wärme  und  Ehrlichkeit, 
zeigt  den  Schiffer,  der  die  Barke  Europas  dem  gähnenden  Ab- 
grunde zutreiben  sieht  und  sie  mit  verzweifelten  Anstrengungen 
vor  dem  Sturz  in  die  Tiefe  zu  bewahren  sucht.  Aufruf  zur  gemein- 
schaftlichen Friedensarbeit,  Erinnerung  an  den  Erfolg  dieser 
Arbeit  während  der  Balkankrisis,  feierliches  Versprechen,  dass 
keine  der  Ententemächte,  vereint  oder  getrennt,  einen  Angriff 
auf  Deutschland  oder  seine  Bundesgenossen  unternehmen  würde, 
Ueberbrückung  des  Gegensatzes  zwischen  den  Mächtegruppen 
durch  Beteiligung  Deutschlands  an  einem  europäischen  Friedens- 
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abkommen  —  das  ist  Hohn  und  Utopie  für  deutsche  Geschichts- 
professoren und  Staatssekretäre  ?  !  beider  ist  es  so.  Leider  ist 
Deutschland  —  und  Oesterreich  natürlich  in  gleicher  Weise  — 
das  einzige  Land,  in  dem  die  Zukunftsideen  europäischer  Friedens- 
organisation noch  heute,  nach  24  Monaten  des  wahnsinnigsten 
Völkermordens,  als  Hohn  und  Utopie  hingestellt  werden. 


F r i e d e n s z i e 1 e    der    krieg- 
führenden   Parteien. 

Noch  keinem  der  massgebenden  Kreise,  Parteien  und  Personen 
in  Deutschland  ist  eine  Ahnung  davon  aufgegangen,  dass  das 
System  der  Völkeranarchie,  das  System  der  Systemlosigkeit  inner- 
lich zusammengebrochen  und  gerichtet  ist.  Man  lese  —  unter 
unzähligen  anderen  gleichartigen  Aeusserungen  —  das  Manifest 
des  Kaisers  vom  31.  Juli  191 5  mit  seiner  Forderung  der  «  not- 
wendigen militärischen,  politischen  und  wirtschaftlichen  Sicher- 
heiten für  die  Zukunft.  »  Man  lese  die  Reden  des  Reichskanzlers  1, 

1  Die  neueste  pseudo-pazifistische  Auslassung  des  Kanzlers  (November  1916), 
wie  auch  alle  sonstigen  Kriegszielfragen,  behandle  ich  ausführlich  in  dem 
Abschnitt  «  Kriegsziele  ».  Aus  den  dortigen  Ausführungen  wird  man  ersehen,  dass 
ich  keine  Veranlassung  habe,  die  obige  —  bereits  im  Sommer  des  Jahres  1916  ge- 
schriebene—  Charakteristik  der  deutschen  Kriegsziele  infolge  der  neuesten  Kanzler- 
rede zu  ändern  oder  zurückzunehmen.  —  Die  durch  das  deutsche  Friedensangebot 
vom  12.  Dezember  1916  eingeleiteten  Friedens-  und  Kriegszielerörterungen  konn- 
ten —  wie  bereits  im  Vorwort  bemerkt  —  nicht  mehr  zum  Gegenstand  meiner 
Behandlung  gemacht  werden.  Es  ist  eine  ebenso  natürliche  wie  durch  die  ge- 
schichtliche Erfahrung  bestätigte  Tatsache,  dass  bei  grossen  Kriegen  die  ursprüng- 
lichen Kriegsziele  der  einen  oder  der  anderen  oder  beider  Parteien  unter  dem 
Einfiuss  der  militärischen  Ereignisse  oder  sonstiger  innerer  oder  äusserer  Umstände 
oft  erheblichen  Wandlungen  unterliegen,  ja  sich  zuweilen  direkt  in  ihr  Gegenteil 
verkehren.  Wer  auf  Eroberung  auszog,  kann  in  die  Verteidigung  gedrängt  werden ; 
wer  zu  seiner  Verteidigung  das  Schwert  gezogen,  kann,  um  zu  strafen,  zu  sühnen 
oder  seine  Zukunft  zu  sichern,  zum  Eroberer  werden.  Diese  späteren  Wand- 
lungen beweisen  —  soweit  die  Untersuchung  der  Schuldfrage  in  Betracht  kommt 
—  nichts  zu  Gunsten  oder  zu  Ungunsten  der  einen  oder  der  anderen  Partei.  Das 
Kriterium,  nach  welchem  die  Weltgeschichte  —  das  ist  :  das  Weltgericht  —  die 
Handlungen  der  verantwortlichen  Männer  beurteilt,  sind  die  Ziele,  die  ihnen  bei 
Beginn  des  Krieges  vorgeschwebt  haben,  nicht  die  Bedingungen,  die  sie  am 
Ende  des  Krieges  aufzustellen  oder  anzunehmen  gezwungen  sind.  — Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  werden  die  jetzigen  Kriegsziel-Erörterungen  zwischen  den 
kriegführenden  und  neutralen  Staaten  einer  späteren  zusammenfassenden  Dar- 
stellung und  Beurteilung  zu  unterziehen  sein.  In  den  Rahmen  meines  —  bei 
Beginn  dieser  Erörterungen  bereits  abgeschlossenen  —  Buches  fällt  die  wichtige 
und  weitschichtige  Bearbeitung  dieser,  noch  in  vollem  Fluss  befindlichen  Materie 
nicht  hinein.  Ich  behalte  mir  für  eine  spätere  Zeit  diese  Arbeit  vor  und  muss 
mich  in  diesem  Buche  im  wesentlichen  auf  die  Erörterung  der  Kriegsziele  be- 
schränken, wie  sie  vom  Beginn  des  Krieges  bis  zum  Abschluss  meines  Werkes 
(November  1916)  hervorgetreten  sind. 
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die  Kriegsziele  der  Konservativen,  Nationalliberalen,  des  Zen- 
trums, ja  selbst  der  freisinnigen  Volkspartei  und  mancher  Sozial- 
imperialisten. Man  lese  die  Kraftmeiereien  der  in  warmer  Studier- 
stube behaglich  sitzenden  Professoren  und  sonstigen  Expansio- 
nisten.   « Jetzt  ist   die   Zeit   unserer   Ausstrahlung    (Expansion) 

gekommen...  Ob  der  Orient  uns  genügt  ?  Ich  glaube  nicht » 

ruft  Herr  Kohler  begeistert  aus.  Man  lese  alles,  was  in  deutschen 
Zeitungen  geschrieben  und  gedruckt,  in  deutschen  Parlamenten 
und  von  deutschen  Thronen  gesprochen  wird,  und  nirgends  wird 
man  auch  nur  das  entfernteste  Aufdämmern  der  Wahrheit  finden, 
dass  das  System  der  Gruppen-  und  Grüppchenbildung  vorüber, 
dass  die  Zeit  für  ein  neues  Europa,  ein  neues,  einiges,  auf  recht- 
licher Grundlage  ruhendes  gekommen  ist.  Ob  man  einen  mittel- 
europäischen Block  oder  ein  schlangenartiges  Riesengebilde  von 
Ostende  bis  Bagdad  oder  einen  deutsch-österreichisch-bulgarisch- 
türkischen Vierverband  oder  sonst  etwas  schaffen  will,  ob  man 
die  Schweiz,  Holland  und  die  skandinavischen  Länder  zum  Bei- 
tritt zwingen  oder  veranlassen  will,  ob  man  diese  oder  jene  Form 
des  Bündnisses  oder  Staatenverbandes  wählt,  —  alles  ist  gleich- 
gültig, sobald  man  wieder  Gruppen  schafft,  die  einander  mit 
widerstreitenden  Interessen  gegenüberstehen,  die  sich  eifer- 
süchtig und  misstrauisch  wirtschaftliche,  politische  und  territo- 
riale Vorteile  streitig  machen,  die  aus  Furcht  vor  Angriffen  oder 
aus  eigenen  Angriffsabsichten  von  neuem  den  Milliardentanz  um 
das  goldene  Kalb  des  bewaffneten  Friedens  aufführen.  Alle  diese 
Bildungen  und  Gruppierungen  werden  unvermeidlich  das  un- 
glückliche alte  Europa,  zum  alleinigen  Nutzen  der  Neuen  Welt, 
dem  Untergange  zuführen.  Wie  man  auch  Ivänder  und  Völker 
verschieben  und  versetzen  mag,  wie  man  auch  Gruppen  und 
Bündnisse  gestalten  mag,  die  Sicherung  des  einen  wird  immer  die 
Unsicherheit  des  andern,  der  Machtzuwachs  des  einen  immer  eine 
Machtverminderung  des  andern,  die  Herrschaft  des  einen  immer 
die  Unterdrückung  des  andern  herbeiführen.  Es  gibt  keinen 
deutschen,  französischen  oder  englischen  Frieden,  es  gibt  nur  einen 
europäischen  Frieden,  der  den  gemarterten  Völkern  ein  neues 
besseres  Leben  auf  sicherer  Grundlage  gewährleisten  und  sie  in 
den  Stand  setzen  kann,  die  ungeheuerlichen  Schäden  und  Lasten 
dieses  Weltkrieges  allmählich  in  Generationen  zu  überwinden. 

Dieser  europäische  Frieden  ist  das  Ziel  der  Gegner  Deutschlands. 
Nicht  eine   Zerstücklung  des  deutschen   Reiches,  die  nur  in  we- 
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nigen  unzurechnungsfähigen  Köpfen  hin  und  wieder  gespukt 
haben  mag,  die  Friedenssicherung  für  Europa  ist  das  ausgespro- 
chene Ziel  der  Ententemächte.  Die  Sicherung  Deutschlands  ist 
das  Ziel  der  deutschen  Politik.  Diese  Sicherung,  so  wie  sie 
von  den  herrschenden  Personen  und  Parteien  gemeint  ist,  soll 
durch  Erweiterung  der  Grenzen  nach  Ost  und  West,  durch  Anglie- 
derung  bisher  neutraler  Staaten,  durch  eine  hegemonische  Stel- 
lung des  Deutschen  Reiches  auf  dem  Kontinent  hergestellt 
werden  —  darin  stimmen  alle  massgebenden  Kreise  in  Deutsch- 
land überein.  Wobei  ich  die  Extravaganzen  gewisser  Wirtschafts- 
verbände und  imperialistischer  Fanatiker  noch  ganz  beiseite  lasse. 
Diese  Sicherung  Deutschlands  bedeutet  eine  Verewigung  der  Kriegs- 
gefahr in  Europa  und  gleichzeitig  eine  Verewigung  des  jetzigen 
Krieges. 

Man  hat  mit  Recht  diesen  unerhörten  Völkerkampf  als  die 
Geburtswehen  einer  neuen  Zeit  gekennzeichnet  und  in  der  Er- 
wartung dieser  neuen  Zeit  den  einzigen  Trost  für  die  grausige 
Gegenwart  gefunden.  Millionen  und  aber  Millionen  Menschen  sind 
in  diesen  Krämpfen  und  Kämpfen  bereits  zugrunde  gegangen,  in 
Elend  und  Unglück  gestürzt  worden.  In  Deutschland  aber  hat 
man  noch  immer  nicht  begriffen,  wohin  der  Zeiger  der  Geschichte 
geht.  Nicht  eine  neue  Zeit  soll  geboren  werden,  wenn  es  nach  dem 
Willen  der  Deutschen  geht,  sondern  die  alte  Zeit  soll  wieder  auf- 
leben mit  all  ihren  Wirrnissen  und  Schrecknissen.  Die  Mordwaffen 
sollen  wieder  hergestellt  und  nach  den  technischen  Erfahrungen 
der  Sachverständigen  mit  allen  Mitteln  der  Chemie,  Physik  und 
Mechanik  ins  Wunderbare  gesteigert  werden.  Der  Menschenkrieg 
soll  immer  weiter  zum  Kampfe  der  Maschinen  gegeneinander 
entwickelt  und  der  Mensch  nicht  mehr  als  Subjekt,  sondern  nur 
noch  als  Objekt  der  Massakrierung  betrachtet  werden.  Was  mag 
uns  alles  bevorstehen,  wenn  die  menschliche  Erfindungsgabe, 
aufgestachelt  und  geübt  durch  die  praktischen  Erfahrungen  dieses 
Krieges,  immer  weitere  und  wirkungsvollere  Mittel  zur  Vertilgung 
des  «  menschlichen  Ungeziefers  »  zu  Lande  und  zu  Wasser,  über 
und  unter  der  Erde,  ausfindig  macht.  Vielleicht  ist  der  Zeit- 
punkt nicht  mehr  fern,  wo  man  nicht  nur,  wie  jetzt,  Gedanken 
und  Worte  drahtlos  durch  das  Weltall  sendet,  sondern  auch 
Brand  und  Explosionswirkungen  par  distance  erzielt.  Dann 
werden  Festungen  und  Schiffe,  Städte  und  Dörfer,  Kasernen  und 
Pulvermagazine  —  hoffentlich  aber  auch  Haupt-  und  General- 
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Stabsquartiere  —  aus  weitesten  Entfernungen  in  die  Luft  ge- 
sprengt werden,  durch  Anschlagen  einer  Taste,  durch  Drücken 
auf  einen  Knopf,  von  einem  Menschen,  der  gemütlich  in  seinem 
Zimmer  sitzt,  wie  heute  der  Telegraphist  an  seinem  Morse- 
Apparat.  Dann  erst  wird  der  moderne  Krieg  ein  wahrer  Maschi- 
nenkrieg geworden,  der  Techniker  an  die  Stelle  des  Strategen 
getreten  und  das  Ideal  der  Vernichtungsfanatiker  erfüllt  sein 

Neben  der  Entwicklung  zum  Maschinenkrieg  scheint  aber  noch 
eine  andere  sich  anzubahnen,  die  direkt,  im  wahren  Sinne  des 
Wortes,  zur  Bestialität  hinführt.  Man  hatte  bisher  bei  der  Lektüre 
der  herzerschütternden  Schlachtenberichte,  bei  den  ergreifenden 
Schilderungen  der  verzweifelten  Lage  Schwerverwundeter,  die 
hilflos  und  vergessen  in  Gräben,  Böschungen,  Waldungen  und 
verfallenen  Ortschaften  sich  verbluten,  —  man  hatte  noch  den 
einen  Trost,  dass  es  kluge  Tiere  gab,  zu  denen  das  menschliche 
Empfinden  sich  geflüchtet  hat,  die  die  Verwundeten  entdeckten 
und  ihnen  die  ersehnte  Hilfe  zuführten.  Der  Sanitätshund  —  der 
Retter  unglücklicher  Menschen,  die  von  ihresgleichen  zerschmet- 
tert, zerfetzt,  dem  Tode  überliefert  werden,  —  welch  liebliches 
Bild  !  Die  christliche  Menschenliebe  aus  der  christlichen  Mensch- 
heit verschwunden,  das  Tier  der  Retter  und  Helfer  der  Unglück- 
lichen !  Der  Mensch  zur  Bestie  geworden,  die  Bestie  zum  Menschen  / 

Diese  rührende  Idylle  in  dem  blutigen  Schauergemälde  scheint 
nun  auch  verschwinden  zu  sollen  oder  wenigstens  durch  ein 
entsetzliches  Pendant  compensiert  zu  werden.  Man  hat  besonders 
starke  Hunde  abgerichtet,  den  Gegner  anzufallen  und  ihm,  wenn 

möglich,  die  rechte  Hand  zu  zerfleischen «  Solche  Hunde  sind 

wahre  Bestien.  Sie  erhalten  taktische  Ausbildung,  schleichen  sich 
lautlos  an  den  Gegner  heran  und  überfallen  ihre  Opfer.  »  (Siehe 
Der  Bund,  Morgenausgabe  von  Dienstag,  den  9.  November  1915.) 
Eine  wahrhaft  herrliche,  herzerquickende  Perspektive  eröffnet 
sich  hier.  Mit  dem  Hunde  fängt  man  an  und  mit  Löwen,  Tigern 
und  Hyänen  wird  man  aufhören.  Das  ganze  Tierreich  steht  uns 
ja  zur  Verfügung.  Durch  Maulwurfsrudel  mag  man  die  feindlichen 
Schützengräben  unterminieren  lassen  und  dann  in  die  Luft 
sprengen  ;  durch  abgerichtete  Raubvögel  mag  man  Bomben  auf 
feindliche  Truppen  und  Ortschaften  herabsenden.  Wilde  Tiere, 
Hyänen,  Schakale,  Tiger  und  Leoparden  mag  man  in  Scharen 
auf  seine  Mitmenschen  loslassen,  ganze  Menagerien  und  zoolo- 
gische Gärten  mag  man  mit  sich  führen.  Ein  neues  Gebiet  mensch- 

B*a  Verbrechen.  o 
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licher  Erfindungsgabe  und  Dressurfähigkeit  hat  sich  eröffnet. 
Freuen  wir  uns,  wie  wir  es  so  herrlich  weit  gebracht  haben. 
«  Das  ist  der  Krieg,  wie  wir  ihn  lieben  !  »  (Kronprinz  Wilhelm). 
Hurrah,  hurrah,  hurrah  ! 


All  das  sind  keine  Phantasien  und  Utopien.  Die  Kriegs- 
schrecken werden  immer  fürchterlicher,  die  Kriegsgefahren  immer 
drohender  werden,  wenn  nicht  endlich  der  Gedanke  eines  auf 
friedlicher  Basis  geeinigten  Europas  verwirklicht  wird.  Jede 
Gruppenbildung,  wie  sie  auch,  zusammengesetzt  sei,  welche 
Staaten  und  Territorien  sie  auch  umfassen  möge,  ob  die  West- 
mächte gegen  die  Ostmächte,  ob  Mitteleuropa  gegen  Ost-  und 
Westeuropa,  ob  die  jetzigen  Ententemächte  gegen  einen  neuen, 
unter  Deutschlands  Führung  stehenden  Drei-  oder  Vierbund 
sich  zusammenschliessen  mögen  —  alles  ist  unnütz,  führt  uns 
nicht  einen  halben  Schritt  näher  unseren  pazifistischen  Zielen 
und  schafft  nur  einen  Zustand,  der  unendlich  viel  schlimmer 
und  verderblicher  ist,  als  er  vor  dem  Ausbruch  des  jetzigen  Krieges 
war.  Die  bisherige  Gruppenbildung  hatte  sich  im  Frieden  voll- 
zogen ;  gleichartige  Interessen,  Befürchtungen  oder  böse  Absichten 
hatten  die  Allianz-  und  Ententegenossen  zusammengeführt.  Der 
Interessenkreis  konnte  sich  erweitern,  die  Befürchtungen  konnten 
zerstreut,  die  bösen  Absichten  aufgegeben  werden.  Es  bestanden 
zwar  Gegensätze  und  Spannungen  zwischen  den  europäischen 
Völkern,  aber  die  Gegensätze  konnten  gemildert,  die  Spannungen 
gelöst  werden,  wie  es  tatsächlich  unzählige  Male  in  den  letzten 
Jahrzehnten  geschehen  ist.  Diese  friedlichen  Lösungen  waren 
möglich,  weil  die  bisherige  Gruppierung  der  europäischen  Gross- 
mächte seit  etwa  einem  halben  Jahrhundert  —  abgesehen  von 
der  Annexion  Elsass-Lothringens  —  nicht  auf  kriegerischer  Gewalt, 
sondern  auf  freiwilligem  Zusammenschluss  der  Gruppenstaaten 
beruhte.  Keine  Erinnerung  an  einen  gegenseitigen  Massenmord, 
an  Einfall  und  Verwüstung,  an  den  Ueberfall  friedlicher  Städte 
von  der  See  oder  Luft  her,  an  Grausamkeit  und  Plünderung  und 
Missetaten  aller  Art  gegen  die  bürgerliche  Bevölkerung,  an  die 
kaltherzige  Versenkung  tausender  von  unschuldigen  Frauen, 
Kindern  und  männlichen  Nichtkämpfern  in  die  Meerestiefen  — 
keinerlei  trübende  Erinnerung  an  ausgestandene  Kriegsschrecken, 
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keinerlei  seelische  Aufreizung  zu  Hass  und  Abscheu  gegen  die 
anderen  Völker  verbitterte,  bis  zum  Ausbruch  dieses  Krieges, 
die  Beziehungen  der  beiden  europäischen  Mächtegruppen  zu 
einander.  Die  tausendfältigen  Beziehungen  in  Handel  und  Indus- 
trie, in  Kunst  und  Wissenschaft  zogen  —  trotz  aller  politischen 
Gegensätze  —  ihre  verbindenden  Fäden  herüber  und  hinüber. 
Kurz,  es  war  ein  gemeinschaftlicher  Kulturboden  da,  auf  dem  eine 
Ueberbrückung  der  Gegensätze  sich  leicht  vollziehen  und  ein 
geeintes  Europa  allmählich  emporwachsen  konnte.  Dieser  Boden 
ist  zerstört.  Alle  Keime  der  Annäherung  sind  vernichtet.  Aus  poli 
tischen  Gegensätzen  sind  blutig  schaudervolle  Taten  geworden, 
die  zu  vergessen  Generationen  nicht  hinreichen  werden.  Die 
Handelsbeziehungen  sind  jäh  unterbrochen,  die  geistigen  Fäden 
zerrissen.  An  Stelle  des  europäischen  Geistes,  der  bis  zu  diesem 
Völkerbrande  wenigstens  die  Elite  aller  Nationen  erfüllte  und 
gleichzeitig  in  dem  Proletariat  seinen  mächtigen  völkerverbin- 
denden Ausdruck  fand,  ist  überall  der  engbeschränkte  National- 
geist getreten,  der  nur  sein  Vaterland  sieht,  kennt  und  schätzt 
und  am  liebsten  auf  geistigem,  wie  auf  materiellem  Gebiete  zu 
der  chinesischen  Mauer  des  Merkantilismus  zurückkehren  möchte. 
Was  vor  dem  Kriege  mit  Leichtigkeit,  mit  dem  geringsten 
guten  Willen  auf  beiden  Seiten  zu  erreichen  war  und  in  der  gemein- 
schaftlichen Friedensarbeit  während  der  Balkankrisis  tatsächlich 
bereits  erreicht  schien,  eine  Verbindung  der  beiden  Mächtegrup- 
pen zu  einer  grossen  europäischen  Friedenseinheit,  das  würde 
nach  diesem  Kriege  den  grössten,  auf  lange  Zeit  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten  begegnen,  selbst  wenn  auf  allen  Seiten  die  gleiche 
Bereitwilligkeit  zu  einem  europäischen  Zusammenschluss  vor- 
handen wäre.  Diese  Bereitwilligkeit,  ja  der  blosse  Gedanke  an  die 
Erwünschtheit  eines  Zusammenschlusses  fehlt  und  hat  stets  ge- 
fehlt auf  deutscher  Seite.  Der  Gedanke  war  lebendig  und  wurde 
beständig  in  Wort  und  Schrift  und  politischen  Handlungen  be- 
tätigt auf  englischer  Seite.  Die  Geschichte  der  deutsch-englischen 
Verhandlungen  bis  19 12,  die  unmittelbare  Vorgeschichte  des 
Krieges  und  als  glänzender  Abschluss  dieses  englischen  Friedens- 
strebens der  Greysche  Vorschlag  vom  30.  Juli  1914  sind  Zeugen 
dafür.  Auch  heute  noch  ist  das  ausgesprochene  Friedensziel  der 
Ententemächte  nicht  etwa,  wie  man  dem  deutschen  Volke  glauben 
machen  will,  um  es  zu  immer  neuen  Opfern  für  diesen  «  Befreiungs- 
krieg »  zu  begeistern,  —  nicht  etwa  die  Zerstücklung   Deutsch- 
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lands  (keine  verantwortliche  Persönlichkeit,  kein  massgebender 
Politiker,  kein  ernstes  Pressorgan  auf  der  Gegenseite  hat  je  eine 
solche  Absicht  geäussert),  —  sondern  die  Zerbrechung  des  preus- 
sischen  Militarismus,  des  kriegerischen  Geistes,  der  infolge  preus- 
sischer  Ansteckung  ganz  Deutschland  leider  ergriffen  hat,  die 
Bekämpfung  der  Weltmachts-  und  Hegemonie-Bestrebungen 
Deutschlands,  die  dieses  Weltuuglück  herbeigeführt  haben  und 
unvermeidlich  zu  immer  neuen  Kriegen,  bis  zum  schliesslichen 
Ruin  Europas,  führen  müssen. 

Der  Gedanke  an  eine  Friedensorganisation  der  europäischen 
Völker,  an  ein  Aufgeben  des  bisherigen  Systems  der  Sonderbünd- 
nisse und  des  sogenannten  europäischen  Gleichgewichts,  an  ein 
Selbstbestimmungsrecht  der  Völker,  an  einen  Schutz  der  kleinen 
Nationen,  an  ein  Rechtssystem  zur  Schlichtung  internationaler 
Streitigkeiten  an  Stelle  kriegerischer  Gewalt  —  dieser  Gedanke, 
dessen  Verwirklichung  erstrebt  zu  haben  das  unvergängliche 
Verdienst  des  Zaren  Nikolaus  bleiben  wird  (trotz  der  Abscheulich- 
keit des  innerstaatlichen  Regierungssystems  in  Russland),  —  er 
ist  es,  der  heute  den  Gegnern  Deutschlands  als  Kriegsziel  vor- 
schwebt ;  er  ist  es  aber  auch,  den  Deutschland  und  Oesterreich 
bisher  nicht  nur  verworfen,  sondern  nicht  einmal  einer  ernsthaften 
Erörterung  für  wert  gehalten  haben.  Deshalb  die  unermüdliche 
Fortsetzung  des  Blutvergiessens,  der  Milliardenvergeudung.  Des- 
halb die  Unmöglichkeit,  eine  Friedensbasis  zu  finden,  die  zunächst 
wenigstens  einen  Waffenstillstand  ermöglichen  könnte.  Würde 
es  sich  um  einen  quantitativen  Unterschied  in  den  Konzessionen 
diesseits  und  jenseits  handeln,  um  etwas  mehr  oder  weniger 
Annexionen  oder  Kriegsentschädigungen  oder  Handelsvorteile, 
u.  s.  w.,  würde  es  sich  um  eine  territoriale  Neuordnung  Europas 
handeln  (die  ich  von  meinem  Standpunkt  aus  natürlich  verwerfe), 
wie  etwa  vor  hundert  Jahren  auf  dem  Wiener  Kongress,  so  wären 
Verhandlungen  und  Einigungen  möglich  durch  Konzessionen  auf 
beiden  Seiten  und  wenigstens  könnten  Versuche  nach  dieser 
Richtung  gemacht  werden.  So  aber,  wie  die  Dinge  heute  liegen, 
und  wie  sie  in  den  langen  Jahren  vor  dem  Kriege  bereits  gelegen 
haben,  besteht  ein  Abgrund  zwischen  den  Ansichten  und  Zielen 
hüben  und  drüben. 

Auf  der  einen  Seite,  auf  Seiten  der  Kaisermächte,  lautet  die 
Parole  :  Fortsetzung  des  alten  Systems,  nur  mit  stärkeren  Mitteln 
und  auf  kräftigerer  Basis  auf  unserer  Seite ;  an  Stelle  des  innerlich 
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brüchigen  Dreibundes  soll  ein  neuer  Vierbund  treten,  von  dessen 
Bestand  und  Dauerhaftigkeit  man  sich  Wunderdinge  verspricht, 
—  trotz  der  wirtschaftlichen  Gegensätze,  die  bald  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  auftreten  werden,  trotz 
der  politisch- territorialen  Kontraste,  die  den  Balkankrieg  zwischen 
Bulgarien  und  der  Türkei,  jenen  «  Kreuzzug  des  Christentums 
gegen  den  Halbmond »  herbeigeführt  haben  und  durch  die 
jetzige  Kriegsgemeinschaft  ad  hoc  nicht  aus  der  Welt  geschafft 
werden.  Die  beiden  Vierbundsgenossen  Bulgarien  und  Türkei 
werden  innerhalb  des  Bundes  dieselbe  Rolle  von  Katze  und  Hund 
spielen,  die  innerhalb  des  Dreibundes  Italien  und  Oesterreich 
gespielt  haben.  Zu  dem  Vierbund  wird  man,  wenn  man  die  Macht 
dazu  hat,  eine  Anzahl  kleinerer  neutraler  Staaten  mit  sanfter 
Gewalt  —  halb  zog  man  sie,  halb  sanken  sie  hin  —  hinzuschlagen. 
Die  orientalischen  Absatzstellen  —  so  hofft  man  —  sollen  die, 
sicher  auf  lange  Zeit  noch  unterbrochenen,  Handelsbeziehungen 
zu  unseren  Kriegsgegnern  und  den  uns  abgeneigten  Neutralen, 
die  unsere  Waren  boykottieren  werden,  ersetzen.  Ein  wahnwitziger 
Gedanke,  wenn  man  erwägt,  dass  die  dem  zukünftigen  «  Mittel- 
europa »  angehörenden  Staaten  ja  auch  früher  schon  unsere 
Kunden  und  Lieferanten  waren,  der  Ausfall  der  kriegsgegne- 
rischen Länder  und  mancher  Neutralen  also,  der  zusammen  min- 
destens auf  die  Hälfte  unseres  gesamten  bisherigen  Aussenhandels 
geschätzt  werden  kann,  trotz  der  Neubildung  in  voller  Höhe 
bestehen  bleibt l. 

Kurz,  auf  der  einen  Seite,  auf  Seiten  der  Zentralmächte,  soll 
der  alte  Wein  in  neue  Schläuche  gefüllt  werden,  sollen  neue 
Gruppenbildungen  an  Stelle  der  alten  treten.  Diese  Neubildungen 
sollen  den  führenden  Staaten  Deutschland  und  Oesterreich  Zu- 
wachs an  Macht  und  wirtschaftlichen  Vorteilen  bringen  — 
Vorteile,  die  sich  als  trügerisch  erweisen  werden,  die  aber,  selbst 
wenn  sie  sich  verwirklichen  sollten,  nur  mit  neuen  Gefahren, 
neuen  die  Völker  vollends  entblutenden  Rüstungen  und  neuen 
Kriegen  erkauft  werden  könnten.  Auf  der  anderen  Seite  dagegen, 
auf  Seiten  der  Entente  will  man  dem  bestehenden  System  ein 

1  Der  deutsche  Außenhandel  mit  Oesterreich-Ungarn,  der  Türkei  uud  Bulga- 
rien betrug  im  Jahre  1913  nur  rund  2100  Millionen  Mark,  gleich  etwa  einem 
Zehntel  unseres  gesamten  Aussenhandels  (21,000  Millionen).  Dagegen  betrug  unter 
Handelsverkehr  mit  Frankreich,  England  und  Russland  mehr  als  7500  Millionen 
Mark,  also  mehr  als  das  Dreieinhalbfache  des  Verkehrs  mit  unseren  jetzigen 
Bundesgenossen  und  mehr  als  ein  Drittel  unseres  gesamten  Aussenhandels. 
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Ende  machen.  Das  System  des  bewaffneten  Friedens,  der  Bünd- 
nisse und  des  sogenannten  europäischen  Gleichgewichts,  das  wir 
Pazifisten  seit  länger  als  einem  halben  Jahrhundert  als  die  wahre 
Kriegsgefahr  erkannt  und  geschildert  haben,  das  jetzt  bei  der 
ersten  Belastungsprobe  so  schmählich  zusammengebrochen  ist 
und  alle  unsere  Voraussagen  bekräftigt  hat,  dieses  System  haben 
auch  die  Regierungen  der  Ententemächte  als  verfehlt  und  ver- 
hängnisvoll erkannt.  Die  pazifistischen  Anschauungen  sind  in 
England,  Frankreich  und  auch  in  der  russischen  Intelligenz  Ge- 
meingut aller  massgebenden  und  einflussreichen  Personen  ge- 
worden. Der  französische  und  englische  Sozialismus  geht  in  den 
Kriegszielen  mit  den  Regierungen  konform,  wenn  auch  über  die 
Notwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  der  Beteiligung  Englands 
am  Kriege  gegensätzliche  Anschauungen  zwischen  einem  Teil  der 
englischen  Sozialisten  und  der  Regierung  bestehen.  In  den  Kriegs- 
zielen stehen  die  Kriegsgegner  Deutschlands  durchaus  auf  euro- 
päisch-pazinstischem,Deutschland  und  Oesterreich  aber  auf  preus- 
sisch-österreichisch-nationalem  Standpunkt.  Ueber  die  elsass- 
lothringische Frage  und  die  Erfüllung  gewisser  irredentistischer 
Ziele  Italiens  Hesse  sich  verhandeln,  Hessen  sich  Einigungspunkte 
finden,  wenn  Deutschland  und  Oesterreich  in  der  entscheidenden 
Hauptfrage,  der  rechtlichen  Organisierung  Europas,  der  Beschrän- 
kung der  Rüstungen,  des  Schutzes  gegen  fernere  Kriege  sich  auf 
europäischen  Boden  zu  stellen  bereit  wären.  Auf  obige  Einzel- 
fragen hier  einzugehen,  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  dieser 
Arbeit.  Durch  Bewilligung  des  Plebiszits  —  nach  dem  pazifis- 
tisch-sozialistischen Prinzip  des  Selbstbestimmungsrechts  der 
Völker  — ,  durch  Schaffung  neutraler  Pufferstaaten,  deren 
Neutralität  allerdings  in  anderer  Weise  als  die  belgische  geschützt 
werden  müsste,  durch  österreichische  Konzessionen  im  Trentino 
und  an  der  Isonzogrenze  Hessen  sich  diese  sekundären  Streit- 
punkte ein  für  allemal  aus  der  Welt  schaffen.  Der  grosse,  entschei- 
dende, abgrundtiefe  Zwiespalt  aber  zwischen  Deutschland  und 
seinen  Gegnern,  der  Zwiespalt,  den  man  am  kürzesten  mit  den 
Worten  pax  germanica  und  pax  europaea  bezeichnet  —  er  lässt  sich 
durch  keine  Kompromisse  überbrücken.  Hier  heisst  es  :  das 
Prinzip  anerkennen  oder  verwerfen.  Hier  heisst  es  :  den  Frieden 
Europas  für  alle  Zeiten  auf  feste,  rechtliche  Basis  stellen,  den 
Geist  der  Eroberung  und  der  Kriegssucht  ein  für  allemal  ausrotten 
und  damit  den  Milliarden-Wahnsinn  der  Rüstungen  aus  der  Welt 
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schaffen.  Einen  wahren  Frieden  braucht  Kuropa  —  einen  Frieden, 
der  jedem  Volke  seine  Freiheit,  seine  Selbständigkeit,  sein  Terri- 
torium, all  seine  Entwicklungsmöglichkeiten  lässt,  jedem  die 
Sicherheit  gegen  kriegerischen  Angriff  garantiert  und  mit  einem 
Schlage  Milliarden  und  aber  Milliarden  jährlich  frei  macht,  zur 
Heilung  und  Ausbesserung  der  ungeheuren  Kriegsschäden,  zur 
Förderung  der  Wohlfahrt  und  Gesittung  aller  Völker,  zur  Hebung 
des  Lebens-Niveaus,  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
des  Proletariats,  —  ja,  man  kann  ohne  Uebertreibung  sagen,  zur 
Beseitigung  des  Elends  und  der  Armut  in  diesem  gepeinigten 
Weltteil. 

Nicht  Mitteleuropa,  sondern  Ganzeuropa  muss  die  Parole  sein 
und  auch  den  aussereuropäischen  Staaten  muss  der  Beitritt  offen 
stehen.  Immer  neue  Rinden  werden  sich  um  diesen  Friedenskern 
ansetzen.  Die  zivilisierte  Welt  wird  aus  einem  Chaos  ein  Orga- 
nismus werden.  Kein  Moment  in  der  Menschengeschichte  war  so 
günstig  wie  dieser  jetzige  für  den  grossen  Schritt  zur  Annäherung 
an  das  Menschheitsideal,  das  von  jeher  den  Weisesten  aller  Völker 
vorgeschwebt  hat  und  zweifellos  das  Entwicklungsziel  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  bildet.  Soll  der  erste  Schritt  nach  diesem 
Ziele  hin  durch  die  Organisation  Europas  nach  diesem  Kriege 
gemacht  werden  oder  nicht  ?  Soll  die  Geschichte  Europas  von 
neuem,  wie  die  Echternacher  Springprozession,  drei  Schritte 
vorwärts  und  zwei  zurückgehen  ?  Soll  das  Recht  an  Stelle  der 
Gewalt  treten  ?  Soll  der  Rüstungswahnsinn  fortgeführt  werden 
oder  nicht  ?  Soll  die  Macht-  und  Handelsrivalität  zwischen  den 
europäischen  Völkern  einer  friedlichen  Verständigung  und  Ord- 
nung weichen  ?  Das  sind  die  Fragen,  die  bei  dem  zukünftigen 
Friedensschluss  zu  entscheiden  sind.  In  all  diesen  Fragen  stehen 
die  Westmächte  und  die  Neutraleu,  die  unter  dem  Kampf  der 
Grossen  ebenso  zu  leiden  haben,  wie  die  Kriegführenden  selbst, 
auf  der  Seite  des  Fortschritts,  Deutschland  und  Oesterreich  —  bis 
heute  —  allein  auf  der  Seite  des  Rückschritts.  An  uns  Pazifisten 
und  Sozialisten  ist  es,  gerade  weil  wir  Deutsche  sind,  dies  mit  aller 
Offenheit  und  Rücksichtslosigkeit  zu  betonen. 

Wie  Deutschland  und  Oesterreich  diesen  Krieg  von  1914  ver- 
schuldet haben,  so  werden  sie  mit  ihren  sogenannten  Friedens- 
zielen die  unvermeidlichen  Kriege  der  Zukunft  verschulden.  Sie 
waren  der  Störenfried  Europas  und  sie  werden  der  Störenfried  sein. 
Das  ist  der  Grund,  der  wahre  innere  Grund,  weshalb  die  ganze 
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Welt  gegen  sie  steht,  die  einen  mit  den  Waffen  in  der  Hand,  die 
anderen  mit  der  Antipathie  im  Herzen.  Das  ist  der  Fluch,  den  sie 
auf  sich  geladen  haben  und  in  verstärktem  Masse  auf  sich  laden 
werden,  wenn  sie  nicht  endlich,  solange  es  noch  an  der  Zeit  ist, 
umkehren,  die  gefährlichen  Seitenpfade  der  Bündnispolitik  und 
der  Machtsicherung  verlassen  und  in  die  breite  Hauptstrasse 
einbiegen,  die  auf  geradem  Wege  zu  dem  leuchtenden  europäischen 
Friedenstempel,  zum  Segensquell  der  Völker  hinführt.  Mit  Engels- 
zungen möchte  man  reden,  mit  Posaunenklängen  das  Ohr  der 
Mächtigen  erfüllen,  vor  ihren  entsetzten  Blicken  möchte  man  die 
Millionen  und  aber  Millionen  getöteter  und  verstümmelter  Men- 
schenleiber auftürmen,  die  Tränen-Ozeane  Sterbender  und  Zu- 
rückgebliebener, in  Elend  und  Not  Zugrundegegangener  vor 
ihnen  vorüberfluten  lassen,  um  ihnen  die  grosse  ewige  Wahrheit 
zu  Gemüte  zu  führen  :  Nicht  in  der  Erweiterung  Eurer  Macht 
liegt  Euer  Ruhm,  liegt  das  Glück  Eurer  Völker  ;  nein,  in  der 
Beschränkung  Eurer  Macht,  in  der  Herrschaft  des  Rechts  über 
die  Macht,  in  dem  kategorischen  Imperativ,  der  die  eigene  Freiheit 
so  weit  einschränkt,  dass  die  Freiheit  aller  anderen  daneben 
bestehen  kann,  —  nur  darin  liegt  Euer  und  Eurer  Völker  Glück. 
Nur  so  könnt  Ihr  die  Schrecken  zukünftiger  Kriege  bannen,  nur 
so  könnt  Ihr  die  entsetzlichen  Verbrechen  sühnen,  die  Ihr  —  unter 
blasphemischer  Anrufung  des  allgütigen  Gottes  und  Eures  Erlösers, 
des  Predigers  der  Menschenliebe  —  begangen  habt 


Utopie  —  ja  !  Das  ist  leider  wirklich  Utopie.  Und  weil  jede 
Hoffnung  vergeblich  ist,  von  Preussen-Deutschland  einen  Ver- 
zicht auf  sein  einseitiges  Machtstreben  zu  erlangen,  seine  Gedan- 
ken auf  die  Zukunftsicherung  Europas  hinzulenken,  —  weil  der 
preussische  Militärgeist  sich  nach  wie  vor  —  und  nach  einem  sieg- 
reichen Kriege  noch  mehr  wie  zuvor  —  jeder  Beschränkung 
seiner  militärischen  Machtmittel,  jeder  Hemmung  seines  kriege- 
rischen Machtstrebens  widersetzen  wird,  weil  schon  heute  diesel- 
ben Kreise  in  Deutschland,  die  seit  Jahren  zum  Kriege  gedrängt 
und  ihn  schliesslich  dem  deutschen  Volke  aufgezwungen  haben, 
offen  bekennen,  dass  dieser  Krieg  nicht  der  letzte,  sondern  viel- 
leicht der  Beginn  einer  Reihe  von  Kriegen  sein  wird,  —  deshalb, 
nur  deshalb  halten  die  Gegner  Deutschlands  durch  und  suchen 
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durch  die  Dauer  des  Krieges  das  zu  ersetzen  was  sie  durch  ihre 
Kraft  bisher  nicht  erreichen  konnten.  Die  Zukunft  Europas  steht 
auf  dem  Spiel  —  das  ist  der  leitende  Gedanke  der  Regierungen 
und  der  Völker  in  England  und  Frankreich  :  Ein  Frieden,  wie  ihn 
Deutschland  will,  heisst  Verewigung  der  Kriegsgefahr.  Ein  Frie- 
den, wie  wir  ihn  wollen,  heisst  Dauerfrieden. 

Wer  eine  höhere  Entwicklung  der  Menschheit  will  und  erhofft, 
muss  sich,  gleichviel  welcher  Nation  er  angehört,  auf  den  Boden 
der  Friedensziele  der  Ententemächte  stellen.  Da  gibt  es  kein 
Schwanken,  keine  Kompromisse.  Ein  Pazifist,  der  sagen  würde 
—  und  es  gibt  leider  solche  in  Deutschland  und  anderswo  :  Nun 
gut,  schaffen  wir  zunächst  einmal  neue  grosse  Bündnisgruppen, 
dann  wird  eine  Einigung  zwischen  den  Gruppen  und  schliesslich 
ein  organisiertes  Europa  möglich  sein  —  ein  Pazifist,  der  so  argu- 
mentiert, hat  das  Recht  verwirkt,  sich  Pazifist  zu  nennen.  Wenn 
die  Gruppenbildung  ein  Fortschritt  zu  unserm  Ziele  wäre,  so 
hätte  das  Ziel  auch  vor  dem  Kriege  schon  erreicht  werden  können. 
Die  Gruppen  und  Bündnisse  waren  ja  damals  schon  vorhanden, 
ihre  Vereinigung  zu  einem  einheitlichen  Block  war  damals,  vor 
dem  Kriege,  unendlich  leichter  als  später,  nach  dem  Kriege.  Nein, 
die  neue  Gruppenbildung  ist  eine  Verewigung  des  früheren  Gewalt- 
zustandes und,  da  sie  auf  kriegerischem  Boden  erwachsen  ist,  eine 
Verschlimmerung.  Kein  Zwischenschritt  ist  möglich,  um  unserm 
Ziele  näher  zu  kommen.  Der  entscheidende  Schritt  muss  sofort 
getan  werden,  oder  er  wird  auf  Generationen  hinausgeschoben  und 
muss  durch  neue  Ströme  von  Blut,  durch  neue  Vergeudung  von 
Milliarden  erkauft  werden.  Es  gibt  keine  Zwischenstufe  zwischen 
der  bisherigen  Gruppenanarchie  und  der  europäischen  Völkerorga- 
nisation. Solche  Zwischenstufen  mögen  früher  ihre  Existenzbe- 
rechtigung gehabt  haben  in  der  Periode,  als  die  grossen  National- 
staaten sich  bildeten  und  Allianzen  und  Ententen  das  äusserste 
darstellten,  was  innerhalb  der  Anarchie  an  Organisation  geschaffen 
werden  konnte.  Heute  haben  wir  die  grossen  Nationalstaaten  und 
von  diesem  Boden  aus  gibt  es  nur  einen  Schritt  fortschrittlicher 
Entwicklung,  den  Schritt  vom  Nationalstaat  zur  internationalen 
Organisation  —  selbstverständlich  ohne  irgendwelche  Beein- 
trächtigung der  einzelnen  Staatsindividuen.  Eine  veränderte 
Gruppenbildung  würde  zwar  etwas  Neues,  aber  nichts  Besseres, 
eher  etwas  Schlechteres  sein.  Europäisches  Friedensprogramm  der 
Ententemächte    oder   Gruppenbildung   der    Kaisermächte.    Ein 
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Drittes  gibt  es  nicht.  Wer  den  Frieden  Europas  will,  kann  sich  nur 
für  das  Ziel  der  Ententemächte  entscheiden  K 


Greys  Frieden  saktio  11 
am  31.  Juli. 

Zu  diesem  Exkurs  über  die  Friedensziele,  denen  ich  später 
noch  ein  besonderes  Kapitel  widme,  bin  ich  durch  die  Besprechung 
des  Greyschen  Friedensvorschlages  vom  30.  Juli  1914  veranlasst 
worden.  Ich  führte  aus,  dass  schon  dieser  Friedensvorschlag 
allein  die  Helfferichsche  These,  England  habe  der  französischen 
Regierung  am  29.  Juli  seine  militärische  Hülfe  zugesagt  und  sei 
überhaupt  auf  den  Krieg  losgesteuert,  über  den  Haufen  wirft. 
Ich  kehre  nun  zu  meiner  Beweisführung  zurück,  dass  alle  Hand- 
lungen Greys  —  vor  und  nach  dem  29.  Juli  —  die  Helfferichsche 
Behauptung  Lügen  strafen. 

Was  tat  Grey  am  31.  Juli  im  Interesse  des  Friedens  oder  —  wie 
Herr  Helfferich  vielleicht  sagen  würde  — ,  um  seinen  Alibibeweis 
vorzubereiten  gegen  die  Beschuldigung,  dass  er  zum  Kriege  ge- 
drängt habe  ?  Denn  anders  wird  doch  Herr  Helfferich  alles,  was 
ich  ihm  hier  vorhalte,  nicht  erklären  können :  er  wird,  wenn  er 
sich  überhaupt  äussern  sollte,  mit  Chamberlain  sagen  müssen  : 
Alles  Mystifikation,  alles  Lug  und  Trug,  um  der  Welt  Sand  in 
die  Augen  zu  streuen  ;  denn  die  Würfel  für  den  Krieg  waren  ja 
—  angeblich  —  am  29.  Juli  bereits  gefallen.  Anders  wird  Herr 
Helfferich  aus  der  Bedrängnis  nicht  herauskommen  können. 
Aber  niemand,  der  die  Dokumente  liest,  wird  es  ihm  glauben  und 
auch  in  Deutschland  wird  die  Wahrheit  schliesslich  durchdringen. 
Das  wäre  zu  hoffen  und  zu  wünschen,  vor  allem  im  Interesse  von 
Deutschland  selbst. 

Der  31.  Juli  umfasst  nicht  weniger  als  16  Nummern  des 
Blaubuches,  darunter  sieben  Depeschen  Goschens  an  Grey  und 

1  Ich  wiederhole  nochmals,  dass  dieser  Abschnitt  lange  Zeit  vor  den  neuesten 
pazifistischen  Anwandlungen  des  deutschen  Reichskanzlers  geschrieben  ist.  Meine 
obigen  Ausführungen  verlieren  nicht  an  Wert  dadurch,  dass  Herr  von  Bethmann 
sich  jetzt  endlich  —  nach  siebenundzwanzigmonatlicher  Kriegsdauer  —  zu 
Anschauungen  zu  bekennen  scheint,  die  er  selbst  sein  Leben  lang  bekämpft  und 
durch  seine  bislang  proklamierten  Kriegsziele  desavouiert  hat.  Ueber  den  Wert, 
der  diesem  «  pazifistischen »  Bekenntnis  beizulegen  ist,  habe  ich  mich  in  dem 
bereits  erwähnten  Kapitel  «  Bethmann,  der  Pazifist»  ausführlich  ausgesprochen. 
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umgekehrt,  drei  Korrespondenzen  zwischen  Grey  und  Buchanan, 
sechs  zwischen  Grey  und  Bertie.  Dieser  eine  Greysche  Arbeitstag 
umfasst  also  mehr  als  die  Hälfte  der  Schriftstücke,  die  in  dem 
ganzen  deutschen  Weissbuch,  mit  seinen  26  Anlagen  aus  der 
ganzen  Krisenzeit,  veröffentlicht  worden  sind.  Es  würde  zu  weit 
führen,  den  Inhalt  des  Blaubuches  vom  31.  Juli  im  Einzelnen  zu 
analysieren.  Wer  sich  ein  Bild  von  den  Riesenbemühungen  der 
englischen  Diplomatie  zur  Erhaltung  des  Friedens  machen  will, 
lese  die  Berichte  nur  dieses  einen  Tages  durch  —  desselben  Tages, 
an  dem  Deutschland  durch  seine  brutalen  Ultimata  an  Russland 
und  Frankreich  alle  die  feinen  Spinnfäden  der  Greyschen  Friedens- 
diplomatie mit  einem  Schlage  zerschnitten  und  den  europäischen 
Krieg  unvermeidlich  gemacht  hat.  Nur  einige  Punkte  aus  den 
diplomatischen  Vorgängen  vom  31.  Juli  will  ich  hervorheben, 
um  auch  hier  wieder  die  Hinfälligkeit  der  Helfferichschen  Be- 
hauptung einer  bereits  am  29.  Juli  perfekt  gewordenen  Kriegs- 
konspiration nachzuweisen. 

Blaubuch  Nr.  110.  Grey  an  Buchanan  :  Grey  erfährt  (with 
great  satisfaction),  dass  die  Verhandlungen  zwischen  Oesterreich 
und  Russland  wieder  aufgenommen  seien  ;  er  ersucht  Buchanan, 
seine  Genugtuung  Herrn  Sazonow  auszudrücken  und  gleichzeitig 
seine  ernstliche  Hoffnung,  dass  er,  Sazonow,  diese  Verhandlungen 
fördern  werde.  Grey  verteidigt  die  österreichische  Mobilisierung 
von  acht  Armeekorps  (dass  auch  zwei  ausserdem  gegen  Russland 
mobilisiert  waren,  wissen  wir  erst  aus  der  geschickten  Reichstags- 
rede des  Herrn  von  Bethmann  vom  4.  August)  als  nicht  zu  weit- 
gehend gegenüber  400,000  serbischen  Soldaten  ;  einen  Druck  auf 
Russland  —  dies  habe  er  dem  deutschen  Botschafter  erwidert  — 
wegen  der  Suspendierung  der  militärischen  Vorbereitungen  könne 
er  allerdings  nicht  ausüben,  solange  Oesterreich  nicht  seinem 
Truppenvormarsch  in  Serbien  irgend  eine  Grenze  setze.  Zu  be- 
merken ist  hierbei,  dass  Herr  von  Jagow  am  Tage  vorher  die 
erste  Sazonowsche  Einigungsformel,  welche  die  Einstellung  der 
russischen  Militärvorbereitungen  umfasste,  ohne  Gründe  abge- 
lehnt hatte. 

Blaubuch  Nr.  111.  Grey  an  Goschen  :  Hoffnung  Greys,  dass 
die  wieder  begonnenen  Verhandlungen  zwischen  Oesterreich  und 
Russland  zu  einem  befriedigenden  Resultat  führen  mögen.  Für 
den  Fall  eines  negativen  Verlaufs  dieser  Verhandlungen  möge 
Berlin  in  Wien  sondieren  —  und  er.  Grey,  würde  das  Gleiche  in 
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Petersburg  tun  — ,  ob  die  vier  uninteressierten  Mächte  nicht 
Oesterreich  volle  Befriedigung  seiner  Forderungen  an  Serbien 
verschaffen  könnten  (füll  satisfaction  of  her  demands  on  Servia)  - 
unbeschadet  natürlich  der  serbischen  Souveränität  und  Integrität 
Alle  Mächte  müssten  fernere  militärische  Operationen  oder  Voi- 
bereitungen  suspendieren.  Grey  geht  aber  noch  weiter  in  seinem 
Bericht  und  Auftrage  an  Goschen  :  er  ersucht  ihn,  den  Reichs- 
kanzler oder  den  Staatssekretär  zu  bitten,  nur  irgend  einen 
annehmbaren  Vorschlag  zu  machen  (any  reasonable  proposal),  dex 
Deutschlands  und  Oesterreichs  Friedenswunsch  bekunden  würde  ; 
er  würde  solchen  Vorschlag  in  Petersburg  und  Paris  unterstützen 
und  im  Falle  der  A  blehnung  dort  sich  um  die  weiteren  Konsequenzen 
überhaupt  nicht  mehr  bekümmern.  Also  zwei  Friedensvorschläge 
Greys  in  derselben  Note  :  der  eine,  eine  Wiederholung  der  Viei- 
mächte-Mediation,  aber  mit  der  Erweiterung,  dass  Oesterreidb 
volle  Bedriedigung  erhalten  solle ;  der  andere,  eine  Aufforderung  an 
Deutschland,  nur  irgend  etwas  Friedensdienliches  vorzuschlagen, 
und  ein  Versprechen  Englands,  dies  ohne  weiteres  zu  unterstützen 

Sind  das  nun  Friedensbemühungen  Greys,  frage  ich  Herrn 
Helfferich,  ja  oder  nein  ?  Wenn  die  Antwort  notwendigerweise 
Ja  lauten  muss,  so  frage  ich  weiter  :  wie  reimen  sich  diese  Friedens- 
bemühungen vom  31.  Juli  mit  der  Behauptung  Helfferichs  zu- 
sammen, dass  bereits  am  29.  Juli  <?  die  Würfel  zu  Gunsten  des 
Krieges  gefallen  »  seien  ?  Zugleich  aber  betone  ich,  was  ich  bereits 
in  meinem  Buche  immer  wieder  hervorgehoben  habe,  dass  die 
sämtlichen  von  Grey  vorgeschlagenen  Einigungsformeln  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  keiner  Antwort  gewürdigt  worden  sind.  Dei 
Konferenzvorschlag  und  die  direkte  Verhandlung  zwischen  Wien 
und  Petersburg  (bis  zur  späteren  Wiederaufnahme)  sind  teils  von 
Deutschland,  teils  von  Oesterreich,  teils  von  Beiden  abgelehnt 
worden  ;  die  Greyschen  Einigungsformeln  aber,  sowohl  die  vom 
29.  wie  die  vom  31.  Juli,  sind  nicht  beantwortet  und  die  von  Grey 
gewünschten  Friedensvorschläge  (Blaubuch  Nr.  111)  nie  gemacht 
worden.  Als  Grey  seine  Depesche  vom  31.  Juli  an  Goschen  ab- 
sandte, war  man  in  Berlin  bereits  zum  Kriege  entschlossen,  in 
London  aber  rechnete  und  hoffte  man  noch  immer  auf  den  Frieden 
Auch  die  Nr.  11 1  beweist,  dass  die  Helfferichsche  Verschwörung 
vom  29.  Juli  eine  Erfindung  ist,  die  allen  erwiesenen  Tatsachen 
ins  Gesicht  schlägt. 

Blaubuch  Nr.  112  enthält  einen  Bericht  Goschens  an  Grey 
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über  eine  Unterhaltung  mit  dem  Reichskanzler,  bei  der  die  rus- 
sische Generalmobilisierung  und  die  bevorstehende  Proklamierung 
der  «  Kriegsgefahr  »  in  Deutschland  besprochen  wurde.  Herr  von 
Bethmann  sah  die  Lage  sehr  pessimistisch  an.  Goschen  aber 
drängte  ihn,  doch  im  Interesse  des  allgemeinen  Friedens  auf  Wien 
zu  drücken,  worauf  Bethmann  nur  wiederum  die  dilatorische 
Antwort  gab,  er  habe  « last  night  »  (also  vermutlich  Donnerstag, 
den  30.  Juli  abends)  Antwort  auf  den  letzten  englischen  Vorschlag 
'/on  Wien  erbeten,  aber  nur  die  Erwiderung  erhalten,  Graf  Berch- 
fcold  würde  die  Sache  diesen  Morgen  (d.  h.  also  am  31.  morgens) 
dem  Kaiser  vortragen.  Auch  diese  Depesche  zeigt  das  dringende 
Bestreben  des  englischen  Diplomaten,  noch  im  letzten  Moment 
su  einem  friedlichen  Ausgleich  zu  kommen,  und  auf  der  anderen 
Seite  die  dilatorische  Behandlung  dieser  Bemühungen  seitens  des 
Reichskanzlers l. 

In  seiner  gleichlautenden  Depesche  nach  Berlin  und  Paris 
(Nr.  114)  betreffend  die  Respektierung  Belgiens  spricht  Grey 
immer  noch  das  Vertrauen  aus,  dass  die  Situation  nicht  unheilbar 
sei  (that  Situation  is  not  irretrievable) . 


Ausserordentlich  wichtig  und  eine  glatte  Widerlegung  der 
Helfferichschen  Schuldkonstruktion  sind  die  beiden  Noten  Greys 
an  Bertie  Nr.  116  und  11g,  über  die  ich  in  meinem  Buche,  S.  209, 
bereits  ausführlich  gesprochen  habe.  Diese  beiden  Depeschen  sind 
natürlich  Herrn  Helfferich  ausserordentlich  unbequem,  da  sie 
mit  einer  nicht  misszuverstehenden  Deutlichkeit  die  ganz  be- 
stimmte Erklärung  enthielten  und  mehrfach  wiederholten,  dass 
England  keinerlei  Verpflichtung  übernehmen  könne,  in  einem 
Kriege  zu  intervenieren.  Interessant  ist,  wie  Helfferich  sich  mit 
diesen  unbequemen  Schriftstücken  abfindet.  Bei  Nr.  116  wählt 
er  die  bewährte  Methode,  diese  Nummer  einfach  totzuschweigen. 
Umsomehr  Veranlassung  habe  ich,  den  Inhalt  dieser  Nummer  zu 
Ibetonen.  Bertie  hatte  über  seine  oben  erwähnte  Unterhaltung 
mit  Poincare  und  dessen  Drängen  auf  Solidaritätserklärung 
—  im  Interesse  der  Friedenserhaltung  —  berichtet  (Nr.  99).  Grey 

*  Auf  die  im  August  1915  und  iin  November  1916  —  also  ein,  resp.  zwei 
einviertel  J  ahre  nach  Kriegsausbruch  —  seitens  des  Reichskanzlers  vorgebrachten 
Instruktionen  an  Tschirschky  komme  ich  an  späteren  Stellen  ausführlich  zurück. 
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lehnte  trotz  des  persönlichen  Eintritts  des  höchsten  Beamten  der 
Republik  mit  derselben  Entschiedenheit  wie  bisher  die  englische 
Solidaritätserklärung  ab  :  er  wiederholte  den  Unterschied  zwischen 
der  jetzigen  Streitfrage  und  dem  Marokko-Fall.  Damals  sei 
Frankreich  direkt  interessiert  gewesen,  während  es  heute  nur  in 
einen  fremden  Konflikt  hineingezogen  werde.  (Nobody  here  feels 
that  in  this  dispute,  so  f  ar  as  it  has  yet  gone,  British  treaties  or 
obligations  are  involved.  Feeling  is  quite  different  from  what  it 
was  during  the  Marocco  question.  That  crisis  involved  a  dispute 
directly  involving  France,  whereas  in  this  case  France  is  being 

drawn  into  a  dispute  which  is  not  hers We  cannot  undertake 

a  definite  pledge  to  intervene  in  a  war.) 

Er,  Grey,  habe  auch  dem  französischen  Botschafter,  der  die 
englische  Regierung  drängte,  ihre  Entscheidung  nochmals  zu  er- 
wägen, dieselbe  Antwort  gegeben.  Im  Falle  neuer  Entwicklungen 
würde  die  Regierung  selbstverständlich  die  Situation  von  neuem 
prüfen.  Man  versteht,  weshalb  Herr  Helfferich  diese  Nr.  116  mit 
Stillschweigen  übergeht.  Diese  Nummer  allein  bringt  sein  ganzes 
Gebäude  zu  Fall,  selbst  wenn  nicht  hundert  andere  Beweise  gegen 
seine  ebenso  kühne  als  haltlose  Konstruktion  vorlägen. 

Blaubuch  Nr.  ug  wiederholt  genau  die  in  Nr.  116  enthaltenen 
Erklärungen  Greys,  hat  aber  insofern  noch  eine  grössere  Bedeu- 
tung, als  die  Erklärungen  in  Nr.  119  sich  auf  die  formellen  Be- 
schlüsse eines  an  diesem  Tage  stattgefundenen  Kabinettsrats 
stützen  konnten.  Das  Kabinett  hatte  beschlossen,  dass  England 
keinerlei  verpflichtende  Erklärung  abgeben  könne  im  gegenwärtigen 
Augenblick  (that  we  could  not  give  any  pledge  at  the  present  time). 
Englische  Verträge  oder  Verpflichtungen  lägen  nicht  vor  ;  fernere 
Entwicklungen  könnten  allerdings  die  Situation  ändern  :  der 
Schutz  der  belgischen  Neutralität  könnte  ein  wichtiger  Faktor 
in  der  Bestimmung  der  englischen  Haltung  sein.  Auf  Cambons 
wiederholte  Frage,  ob  England  im  Falle  eines  deutschen  Angriffes 
Frankreich  zu  Hilfe  kommen  würde,  wiederholte  Grey,  England 
könne  keine  Verpflichtung  eingehen  (we  could  not  take  any  enga- 
gement).  Cambon  wurde  dringender,  wies  auf  Deutschlands 
Ablehnung  aller  Friedensprojekte,  auf  die  Erfahrungen  von  1870 
etc.,  hin  und  fragte,  ob  Grey  nicht  von  neuem  die  Frage  dem 
Kabinett  vorlegen  könne.  Grey  aber  blieb  fest  und  die  Unter- 
haltung endigte  mit  seiner  Erklärung,  dass  England  keinerlei 
bestimmte  Verpflichtung  übernehmen  könne  (the  only  answer 
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I  could  give  was  that  we  could  not  undertake  any  definite  enga- 
gement) . 

Wie  findet  sich  Herr  Helfferich  mit  diesem,  ihn  zermalmenden 
Schriftstück  ab  ?  Eigentlich  gar  nicht.  Er  versucht,  ihm  seine 
entscheidende  Bedeutung  dadurch  zu  nehmen,  dass  er  über  die 
glatte  Absage  vom  31.  Juli  flüchtig  hinweggeht  und  die  ganz 
natürliche  Bemerkung  Greys,  dass  zukünftige  Entwicklungen, 
besonders  die  belgische  Frage,  auch  neue  EntSchliessungen  her- 
beiführen könnten,  als  eine  «  verheissungsvolle  »  Hinzufügung 
verdächtigt,  die  Herrn  Cambon  für  die  Zukunft  beruhigen  sollte. 
Als  wenn  Grey  am  31.  Juli  bereits  die  Entwicklung  der  belgischen 
Frage  bis  zum  4.  August  voraussehen  konnte  —  am  31.  Juli, 
demselben  Tage,  an  dem  erst  die  gleichlautende  Anfrage  betreffs 
Belgiens  nach  Berlin  und  Paris  gerichtet  wurde.  Trotz  aller  Ab- 
schwächungsversuche  gelingt  es  Helfferich  natürlich  nicht,  die 
entscheidende  Bedeutung  der  Nr.  119  aus  der  Welt  zu  schaffen. 
Es  ist  im  Gegenteil  sehr  interessant,  wie  er,  ohne  es  zu  wollen, 
doch  unter  dem  Druck  der  Wahrheit  dieses  Schriftstück  ins 
richtige  Licht  setzen  muss.  Er  beruft  sich  auf  Nr.  110  des  Gelb- 
buchs, um  nachzuweisen,  «  wie  wenig  Paul  Cambon  mit  diesem 
Bescheid  ( Greys)  zufrieden  war  ».  Gewiss,  Herr  Cambon  war  im 
höchsten  Grade  unbefriedigt  über  die  Greysche  ablehnende 
Antwort,  die  auch  nach  dem  französischen  Bericht  an  Entschie- 
denheit nichts  zu  wünschen  übrig  Hess.  Für  uns,  die  wir  wissen, 
dass  Frankreich  in  der  Tat  bis  dahin  und  noch  über  diesen  Zeit- 
punkt hinaus  keinerlei  Sicherheit  über  Englands  diplomatische 
Solidarität  oder  gar  militärische  Kriegsbeteiligung  hatte  erlangen 
können,  für  uns  ist  die  Unzufriedenheit  Cambons  eine  sehr  natür- 
liche Empfindung ;  hatte  doch  selbst  das  persönliche  Eintreten 
des  Präsidenten  Poincare  die  englische  Steifnackigkeit  nicht 
beugen  können.  Für  Herrn  Helfferich  aber,  nach  dessen  Behaup- 
tung bereits  am  29.  Juli  Englands  Waffenhilfe  zugesagt  und  die 
Kriegswürfel  gefallen  waren,  für  Herrn  Helfferich  muss  die 
Cambonsche  Misstimmung  am  31.  Juli  etwas  vollkommen  Uner- 
klärliches sein  :  Cambon  hatte  ja  —  angeblich  —  bereits  seit 
zwei  Tagen  die  englische  Zusage  in  der  Tasche,  er  musste  also 
wissen,  dass  die  Absage  vom  31.  Juli  nur  eine  Finte,  eine  Mysti- 
fikation war,  eine  Vorbereitung  des  englischen  Alibibeweises  in 
dem  zukünftigen  Prozess  vor  dem  Richterstuhl  der  Weltge- 
schichte. 
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Der  Herr  Staatssekretär  fängt  sich  also  in  seiner  eigenen 
Schlinge.  Seite  32  und  Seite  38  seiner  Schrift  stehen  in  einem 
unlösbaren  Widerspruch.  Seite  38  entspricht  der  Wahrheit,  dann 
muss  aber  Seite  32  das  Gegenteil  der  Wahrheit  sein.  Herr  Helffericb 
empfindet  wohl  auch,  dass  er  in  der  Falle  sitzt,  und  sucht  in  seiner 
Bedrängnis  noch  zuletzt  ein  kleines  Schlupfloch  zu  finden.  Sir 
A.  Nicolson  hatte  Herrn  Cambon  beim  Verlassen  des  Kabinetts 
die  —  nach  Herrn  Helfferich  epochemachende  —  Mitteilung 
gemacht,  dass  am  nächsten  Tage  wiederum  Sitzung  des  Minis- 
terrats sei  und  Grey  nicht  verfehlen  werde,  die  Diskussion  wieder 
aufzunehmen.  Diese  in  der  Tat  welterschütternde  Nachricht  gibt 
Herrn  Helflerich  Veranlassung  zu  der  Bemerkung  :  «  Man  hat 
hier  kaum  nötig,  zwischen  den  Zeilen  zu  lesen  ».  Also,  weil  am 
nächsten  Tage,  dem  1.  August,  wiederum  Ministerrat  stattfindet 
und  selbstverständlich,  an  der  Schwelle  des  europäischen  Krieges, 
wiederum  die  Stellungnahme  Englands  gegenüber  der  jede  Stunde 
wechselnden  Situation  diskutiert  werden  wird,  deshalb  liest  Herr 
Helfferich  höchst  verdächtige  Dinge  zwischen  den  Zeilen  der 
klaren  und  unzweideutigen  Erklärungen  Greys  vom  31.  Juli  und 
sucht  ihnen  —  allerdings  vergeblich  —  ihre  entscheidende  Be- 
deutung zu  nehmen.  Wie  schlecht  muss  es  um  eine  Sache  bestellt 
sein,  wenn  sie  mit  so  jämmerlichen  Mitteln  verteidigt  wird  \ 
Welche  Geringschätzung  aber  auch  muss  ein  Schriftsteller  für 
seine  Leser  —  in  diesem  Falle  in  erster  Linie  für  seine  eigenen 
Volksgenossen  —  empfinden,  wenn  er  glaubt,  mit  solchen  Mätzchen 
welthistorische  Tatsachen  wegdisputieren  zu  können  !  Nein,  Herr 
Staatssekretär,  da  ist  nichts  zwischen  den  Zeilen  zu  lesen,  da  ist 
alles  klar  und  bündig  ausgedrückt,  von  allen  englischen  Diplo- 
maten und,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  auch  vom  englischen 
König.  England  erklärt  positiv  :  Wir  lehnen  jede  diplomatische 
oder  militärische  Solidaritätserklärung  ab,  bis  auf  weiteres,  bis  etwa 
neue  Tatsachen  eine  andere  Haltung  im  Interesse  unserer  bri- 
tischen Interessen  erfordern  sollten.  Wenn  dies  aber  unbestreitbar 
ist  und  von  Herrn  Helfferich  selbst  (S.  38)  durch  die  Hervorhe- 
bung der  Cambonschen  Misstimmung  bestätigt  wird,  so  ist  damit 
erwiesen  : 

Die  Behauptung  Helfferichs  (in  seinem  Schreiben  an 
die  Rheinisch-Westfälische  Zeitung),  dass  « lediglich  die 
Eröffnungen  Sir  Edward  Greys  an  den  französischen  Bot- 
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schafter  am  Vormittag  des  29.  Juli  dem  Zweibund  die 
Rückendeckung  gaben,  auf  Grund  deren  Russland  den  Mut 

fand,  am  31.  Juli die  Brandfackel  in  das  europäische 

Pulverfass  zu  werfen,  »  diese  Behauptung  ist  eine   Un- 
wahrheit. 

Auch  durch  die  ferneren  Ereignisse  des  31.  Juli  wird  sie  wider- 
legt. 

Im  Blaubuch  Nr.  ny  berichtet  Bertie  über  das  deutsche 
Ultimatum  an  Frankreich,  das  bekanntlich  am  31.  Juli  7  Uhr 
abends  von  dem  Freiherrn  von  Schön  dem  Minister-Präsidenten 
Viviani  kundgegeben  worden  war.  Bertie  übermittelt  an  Grey 
die  Frage  Vivianis,  welches  unter  diesen  Umständen  die  Haltung 
Englands  sein  wird  (what  in  these  circumstances  will  be  the 
attitude  of  England)  ?  Welchen  Zweck  hatte  diese  Frage,  wenn 
die  Haltung  Englands  bereits  seit  dem  29.  Juli  bestimmt  war  ? 
U.  A.  w.  g.,  Herr  Staatssekretär  ! 

In  Nr.  118  berichtet  Bunsen  über  seine  und  des  russischen 
Botschafters  gemeinschaftliche  Friedensbemühungen  in  Wien. 
Bunsen  weist  den  österreichischen  Unterstaatssekretär  Grafen 
Forgach  auf  die  günstigen  Resultate  der  londoner  Konferenz 
hin,  konnte  aber  trotz  all  seiner  Bemühungen  aus  letzterem  keine 
Suggestion  für  einen  ähnlichen  Kompromiss  in  dem  vorliegenden 
Streitfall  herausholen. 

Nr.  120  (Bericht  Buchanans  an  Grey)  handelt  von  der  vorge- 
schlagenen Amalgamierung  der  Greyschen  und  der  Sazonowschen 
Einigungsformel  und  berichtet  über  das  Resultat  dieser  Bestre- 
bungen, das  in  der  zweiten  Sazonowschen  Formel  niedergelegt 
ist.  Darauf  komme  ich  an  anderer  Stelle  zurück.  In  der  betref- 
fenden Unterhaltung  zwischen  Buchanan  und  Sazonow  war  von 
dem  Telegrammwechsel  zwischen  dem  Zaren  und  Kaiser  Wilhelm 
die  Rede  und  von  dem  bekannten  Vorschlage  Sazonows,  die 
inzwischen  seitens  der  Wiener  Regierung  wieder  aufgenommenen 
Konversationen  in  der  günstigeren  Atmosphäre  Londons  statt- 
finden zu  lassen.  Der  Schluss  der  Buchananschen  Depesche  ist 
wichtig  für  unsere  Untersuchung  und  folgt  daher  im  Wortlaut  : 

«  Seine  Exzellenz  drückte  schliesslich  der  Regierung 
Seiner  Majestät,  die  so  viel  zur  Rettung  der  Situation 
getan  habe,  seine  tiefe  Dankbarkeit  aus.  Es  wäre  in  weitem 
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Masse  das  Verdienst  der  englischen  Regierung,  wenn  der 
Krieg  verhütet  würde » 

Wie  reimen  sich  die  Bemühungen  Greys  und  Sazonows,  immer 
neue  Einigungsformeln  zu  finden,  immer  weiter  dem  österrei- 
chischen Standpunkt  entgegenzukommen,  mit  der  Behauptung 
Helfferichs  zusammen,  dass  bereits  am  29.  Juli  die  Würfel  zu 
Gunsten  des  Krieges  gefallen  waren  ?  Wie  reimt  sich  der  Dank 
Sazonows  für  die  englischen  Friedensbemühungen,  für  deren 
Erfolg  am  31.  Juli  durch  die  Wiederaufnahme  der  österreichisch  - 
russischen  Verbandlungen  ein  neuer  Hoffnungsstrahl  aufgegangen 
war,  —  wie  reimt  sich  dieser  russische  Dank  für  den  Frieden  mit 
der  Behauptung  zusammen,  dass  Russland  von  vornherein  nur 
den  Krieg  erstrebt  habe  ?  Statt  des  Friedensdankes  vom  31.  Juli 
hätte  Sazonow  vielmehr  ein  Dankesvotum  für  kriegerische  Unter- 
stützung (am  29.  Juli)  der  englischen  Regierung  ausspreche« 
müssen,  wenn  Helfferichs  Verschwörer-Theorie  richtig  wäre. 

In  einer  einstündigen  Unterhaltung  (Blaubuch  Nr.  121)  drängte 
Goschen  in  ernstester  Weise  den  Herrn  von  Jagow,  die  Grey sehen 
Vorschläge  (Nr.  111),  die  doch  wahrhaftig  bis  an  die  äusserste 
Grenze  diplomatischer  Unterwerfung  gingen,  zu  akzeptieren  und 
die  fürchterliche  Katastrophe  von  Europa  fernzuhalten.  Herr 
von  Jagow  konnte  nicht  umhin,  die  unermüdlichen  Friedensbe- 
mühungen Greys  anzuerkennen  (appreciated  your  continued  efforts 
to  maintain  peace),  verschanzte  sich  aber  hinter  die  Mobilisie- 
rungsfrage, ohne  deren  Erledigung  jede  weitere  sachliche  Diskus- 
sion überflüssig  sei.  Wie  reimen  sich,  frage  ich  auch  hier,  diese 
geradezu  verzweifelten  Friedensbemühungen  der  englischen  Diplo- 
matie und  ihre  Anerkennung  aus  dem  Munde  des  deutschen 
Staatssekretärs  mit  dem  Helfferichschen  Komplott  vom  29.  Juli 
zusammen  ? 

Blaubuch  Nr.  124.  Bertie  berichtet  über  eine  am  31.  Juli  spät 
abends  stattgehabte  Unterhaltung  mit  Viviani  und  fügt  hinzu  : 
«  Er  (Viviani)  ist  dringend  ängstlich  (urgently  anxious),  welches 
die  Haltung  Englands  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  sein 
wird,  und  bittet,  so  schleunig  wie  irgend  möglich,  ihm  eine  Ant- 
wort seitens  der  englischen  Regierung  zu  erteilen.  »  Ich  denke, 
Herr  Helfferich,  diese  Antwort  war  bereits  am  29.  Juli  vormittags 
erteilt  worden?  Bitte  auch  hier  um  gefl.  Aufklärung. 
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Soviel  über  das  Verhalten  der  englischen  Regierung  gegenüber 
dem  französischen  Wunsche  nach  Solidaritätserklärung.  Aber 
auch  der  englische  König  selbst,  der  durch  ein  langes  Telegramm 
Poincares  vom  31.  Juli  um  eine  bindende  Erklärung  im  Interesse 
der  Friedenserhaltung  ersucht  wurde,  auch  der  englische  König 
wich  einer  solchen  Solidaritätserklärung  aus  und  versprach  nur, 
nach  wie  vor  unermüdlich  um  eine  friedliche  Lösung  des  Kon- 
flikts sich  bemühen  zu  wollen.  Ein  Resume  dieses  erst  im  Februar 
1915  publizierten  Telegrammverkehrs  habe  ich  in  meinem  Buche, 
Seite  208,  gegeben.  Diese  Schriftstücke  für  sich  allein  erbringen 
den  vollen  Nachweis,  dass  noch  am  31.  Juli  keinerlei  verbindliche 
Zusage  zu  einer  gemeinschaftlichen  diplomatischen,  geschweige 
denn  zu  einer  militärischen  Aktion  von  Seiten  Englands  erfolgt 
war.  Die  Schriftstücke  beweisen  aber  ferner  mit  unzweideutiger 
Klarheit  —  was  im  übrigen  durch  sämtliche  diplomatischen  Doku- 
mente bestätigt  wird,  —  dass  die  von  Russland  und  Frankreich 
erstrebte  Zusammenarbeit  mit  England  nur  der  Erhaltung  des 
Friedens,  aber  nicht  der  Herbeiführung  des  Krieges  dienen  sollte. 
Nur  einige  Sätze  aus  dem  Telegramm  Poincares  will  ich  zitieren  : 

«  Frankreich  ist  entschlossen,  bis  zum  äussersten,  alles 
daran  zu  setzen,  was  immer  es  tun  kann  und  soweit  es  in 
seiner  Macht  steht,  den  Frieden  zu  erhalten.  Es  hat  sich  bis 
jetzt  darauf  beschränkt,  nur  die  unerlässlichen  Vorsichts- 
massregeln zu  treffen.  Es  scheint  jedoch  nicht,  dass  seine 
Klugheit  und  Mässigung  die  Vorbereitungen  Deutschlands 
hemmen  könne Aus  allen  uns  zugekommenen  Informa- 
tionen ergibt  sich,  dass,  wenn  Deutschland  die  Gewissheit 
hätte,  die  englische  Regierung  würde  in  einem  Streit,  in 
den  Frankreich  verwickelt  ist,  nicht  intervenieren,  der 
Krieg  unvermeidlich  sein  würde  ;  andererseits  dass,  wenn 
Deutschland  die  Gewissheit  hätte,  die  Entente  Cordiale 
werde  sich  nötigenfalls  bis  auf  die  Schlachtfelder  erstrecken, 
die  grösste  Möglichkeit  vorhanden  wäre,  den  Frieden  erhal- 
ten zu  sehen Gegenwärtig  hängt,  wie  ich  glaube,  von 

der  Sprache  und  dem  Verhalten  der  englischen  Regierung 
die  letzte  Möglichkeit  einer  friedlichen  Lösung  ab.   Wir 
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haben  selbst  seit  Beginn  der  Krisis  unserem  Verbündeten 
zur  Mässigung  geraten,  und  wir  haben  diese  auch  nie 
überschritten.  In  Uebereinstimmung  mit  der  königlichen 
Regierung  und  gemäss  den  letzten  Wünschen  Sir  Edward 
Greys  haben  wir  ständig  im  gleichen  Geiste  gehandelt. 
Wenn  aber  alle  Anstrengungen  zu  einer  Versöhnung  immer 
von  derselben  Seite  ausgehen,  wenn  Deutschland  und 
Oesterreich  auf  das  Zögern  Englands  rechnen  können, 
wird  Oesterreich  in  seinen  Forderungen  nicht  nachgeben 
und  es  wird  zu  keiner  Verständigung  zwischen  ihm  und 
Russland  kommen.  Ich  habe  die  feste  Ueberzeugung,  dass, 
wenn  England,  Frankreich  und  Russland  jetzt  durch  eine 
starke  Einigkeit  ihrer  diplomatischen  Aktion  Nachdruck 
verleihen,  um  so  eher  auf  die  Erhaltung  des  Friedens  gerech- 
net werden  kann » 

Aus  der  Antwortdepesche  des  Königs  Georg  vom  1.  August  : 

« Ich  mache  persönlich  alle  Anstrengungen,  um  eine 

Lösung  zu  finden,  die  es  unter  allen  Umständen  ermöglicht, 
die  gegenwärtigen  militärischen  Massnahmen  aufzuschieben 
und  den  Grossmächten  Zeit  zu  geben,  unter  sich  mit  aller 
Ruhe  zu  verhandeln.  Ich  habe  die  Absicht,  diese  Bemühun- 
gen ohne  Verzug  fortzusetzen,  solange  eine  Hoffnung  auf 
friedliche  Lösung  übrig  bleibt.  Was  die  Haltung  meines 
Landes  betrifft,  so  wechseln  die  Ereignisse  so  rasch,  dass 
es  schwer  ist,  vorauszusagen,  was  geschehen  wird.  Aber 
Sie  können  versichert  sein,  dass  meine  Regierung  fortfahren 
wird,  mit  Herrn  Cambon  alle  Pläne,  die  geeignet  sind,  die 
beiden  Nationen  zu  interessieren,  freimütig  und  offen  zu 
besprechen.  » 

Man  sieht,  auch  König  Georg  weicht  nicht  von  dem  Stand- 
punkt seiner  Regierung  ab,  sich  um  die  Erhaltung  des  Friedens  zu 
bemühen,  auch  alle  hierauf  gerichteten  Bestrebungen  mit  Frank- 
reich zu  erörtern,  aber  andererseits  bezüglich  der  definitiven 
Haltung  Englands  keinerlei  bestimmte  Verpflichtung  einzu- 
gehen. 
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Greys  Friedensaktion 
noch   am    i.    August. 

Am  1.  August  —  dem  Tage  der  Absendung  dieser  königlichen 
Depesche  —  war  die  französische  Regierung  noch  vollständig  im 
Unklaren  über  die  EntSchliessungen  des  englischen  Kabinetts. 
Die  lange  Depesche  Vivianis  an  Paul  Cambon  von  diesem  Tage 
(Gelbbuch  Nr.  127),  welche  nach  Stellung  des  deutschen  Ultima- 
tums, aber  vor  der  Kriegserklärung  an  Russland  nach  London 
gesandt  wurde,  rekapituliert  in  durchaus  zutreffender  Weise  die 
ganze  Geschichte  des  Konflikts  und  die  Rolle,  welche  Frankreich 
und  Russland  dabei  gespielt  haben.  Viviani  geht  im  einzelnen 
auf  alle  Handlungen  und  Vorschläge  Sazonows  im  Interesse  der 
Friedenserhaltung  ein,  weist  auf  den  Eintritt  Oesterreichs  in 
sachliche  Verhandlungen  mit  Russland,  jetzt  in  letzter  Stunde, 
hin  —  trotz  der  erfolgten  Mobilisierung  —  und  betont,  dass  die 
Gefahr  von  Deutschland  komme,  das  durch  seine  Ultimatums- 
politik und  seine  «  Kriegsgefahr  »-Proklamierung  auch  Frank- 
reich zur  Mobilisation  zwinge.  Die  Republik  würde  trotzdem, 
da  Mobilisation  nicht  Krieg  bedeute,  auch  weiterhin  alle  Anstren- 
gungen machen,  um  die  auf  Friedenserhaltung  abzielenden  Ver- 
handlungen zu  einem  guten  Ende  zu  führen.  Diese  Note  Vivianis 
schliesst  mit  dem  Ausdruck  der  Ueberzeugung  :  falls  der  Krieg 
dennoch  ausbräche,  würde  die  öffentliche  Meinung  Englands 
deutlich  sehen,  von  welcher  Seite  die  Aggression  ausgeht,  und 
würde  die  von  der  französischen  Regierung  Sir  Edward  Grey 
gegenüber  geltend  gemachten  starken  Gründe  erfassen,  um  ihrer- 
seits die  bewaffnete  Intervention  Englands  im  Interesse  des 
europäischen  Gleichgewichts  zu  fordern.  «  Elle  (l'opinion  anglaise) 
saisirait  les  raisons  si  fortes  que  nous  avons  donnees  ä  Sir  Edward 
Grey  pour  reclamer  une  Intervention  armee  de  l'Angleterre  dans 
l'interet  de  l'avenir  de  l'equilibre  europeen.  » 

Wohlgemerkt  :  eile  saisirait,  also  :  eile  n'a  pas  encore  saisi  ! 
Die  öffentliche  Meinung  Englands  hatte  sich  also  am  1.  August 
noch  keineswegs  zu  Gunsten  einer  bewaffneten  Intervention 
Grossbritanniens  ausgesprochen,  falls  durch  Deutschlands  Schuld 
der  Krieg  ausbrechen  sollte.  Sie  würde,  wie  wir  heute  wissen,  sich 
überhaupt  nicht  dafür  ausgesprochen  haben,  wenn  nicht  die 
Frage  der  belgischen  Neutralität  als  entscheidendes  Moment  ins 
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Gewicht  gefallen  wäre.  Das  lebhafte  Plädoyer  Vivianis  zu  Gunsten 
der  englischen  Intervention,  in  seiner  Note  vom  i.  August,  wider- 
legt —  neben  allem  anderen  —  schlagend  die  Helfferichsche 
Behauptung,  dass  diese  Intervention  schon  am  2g.  Juli  zugesagt 
worden  sei. 

Dies  die  Tatsachen,  unleugbare,  historisch  feststehende,  durch 
alle  Dokumente  gleichmässig  bewiesene  Tatsachen,  denen  Herr 
Helfferich  die  Behauptung  entgegenzustellen  wagt,  am  29.  Juli 
bereits  seien  zwischen  England,  Frankreich  und  Russland  die 
Würfel  zu  Gunsten  des  Krieges  gefallen.  Ich  beneide  Herrn  Helfie- 
rich nicht  um  diese  Erfindung. 


Am  1 .  August  nachmittags  ist  bekanntlich  die  Kriegserklärung 
Deutschlands  an  Russland  von  dem  Grafen  Pourtales  an  Sazonow 
überreicht  worden.  Ich  bemerke  hier  beiläufig,  dass  ich  in  meinem 
Buche  als  Stunde  der  Ueberreichung  nachmittags  5  Uhr  (mittel- 
europäische Zeit)  angegeben  habe,  entsprechend  Anlage  26  des 
deutschen  Weissbuches.  Das  russische  und  französische  Buch 
geben  den  Zeitpunkt  übereinstimmend  auf  7.  10  Uhr  an.  Welche 
der  Angaben  richtig  ist,  ob  es  sich  dabei  nur  tun  eine  verschiedene 
Zeitberechnung  oder  tatsächlich  um  eine  verschiedene  Stunde 
handelt,  kann  ich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Für  mich  kam 
es  bei  der  Erörterung  über  die  Eröffnung  der  Feindseligkeiten 
(S.  173  meines  Buches)  gerade  auf  den  merkwürdigen  Gegensatz 
im  Weissbuch  an,  dass  man  einerseits  die  Kriegserklärung  auf 
g  Uhr  nachmittags  datierte  und  andererseits  russische  Truppen- 
bewegungen, die  «  schon  am  Nachmittag  des  1 .  August  »  —  also 
doch  möglicherweise  nach  5  Uhr  —  stattfanden,  als  Eröffnung  der 
Feindseligkeiten  seitens  Russlands  denunzierte.  Ich  hatte  keine 
Veranlassung,  diese  schlagende  Gegenüberstellung  zweier  Punkte 
aus  dem  Weissbuch  dadurch  abzuschwächen,  dass  ich  den  von 
Herrn  von  Bethmann  selbst  angeführten  Zeitpunkt  der  Kriegs- 
erklärung meinerseits  auf  eine  spätere  Stunde  verlegte.  Auch  bis 
heute  hat  die  Berliner  Regierung,  soviel  mir  bekannt,  ihre  Zeit- 
angabe nicht  rektifiziert,  hält  also  den  Vorwurf  gegen  Russland 
aufrecht,  dass  es  nach  der  Kriegserklärung  Truppen  über  die 
deutsche  Grenze  gesandt  habe  !  ! 
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Was  Itat  die  englische  Diplomatie  noch  am  Tage  der  Kriegser- 
klärung zur  Friedenserhaltung  getan  ? 

Da  ist  zunächst  die  berühmte  Nr.  123  des  Blaubuches,  in 
welcher  Lichnowsky  angeblich  alle  Wünsche  Englands  ohne 
Ausnahme  erfüllt,  aber  der  kriegslustige  Grey  die  deutschen 
Angebote  abgelehnt  haben  und  weiter  auf  dem  Kriegspfade 
verblieben  sein  soll.  Diese  Nr.  123  ist  nachgerade  —  besonders 
in  England  von  den  Gegnern  Greys  —  zu  einem  bevorzugten 
Studien-Objekt  gemacht  und  auch  durch  neuere  deutsche  offizielle 
Publikationen  in  interessanter  Weise  beleuchtet  worden.  Ich 
werde  ihr  später  ein  besonderes  Kapitel  widmen  und  möchte  in 
dem  jetzigen  Zusammenhange,  wo  es  mir  nur  darauf  ankommt, 
das  Helfferichsche  29.  Juli-Gebäude  zu  zerstören,  nur  darauf 
hinweisen,  dass  auch  die  Nr.  123  durchaus  den  Friedenswillen 
Greys  bezeugt.  Grey  hatte  die  ausweichende  deutsche  Antwort 
bezüglich  der  belgischen  Neutralität  erhalten  und  meinte  :  Wenn 
Deutschland  noch  jetzt  sich  dazu  verstehen  könnte,  dieselbe 
Versicherung  wie  Frankreich  abzugeben,  so  würde  dies  erheblich 
dazu  beitragen,  die  Befürchtungen  und  die  Spannung  in  England 
abzuschwächen.  Irgend  ein  Neutralitätsversprechen  abzugeben, 
müsse  er  aber  definitiv  ablehnen  und  England  müsse  seine  Hände 
frei  behalten.  Also  auch  hier,  noch  am  1.  August,  die  Politik  der 
freien  Hand,  der  Nicht-Bindung,  weder  nach  der  einen  noch  nach 
der  anderen  Seite  ! 

Blaubuch  Nr.  131.  Grey  drückt  in  einer  Depesche  an  Goschen 
noch  jetzt  die  Hoffnung  aus,  den  Frieden  zu  erhalten,  wenn  nur 
ein  kleiner  Spielraum  von  Zeit  gewonnen  werden  könne,  bevor 
irgend  eine  Grossmacht  den  Krieg  beginnt  (if  only  a  little  respite 
in  time  can  be  gained  before  any  Great  Power  begins  war).  Aus 
Petersburg  war  die  Mitteilung  nach  London  gelangt,  dass  Oester- 
reich  nunmehr  bereit  sei,  nicht  nur  mit  Russland  zu  diskutieren, 
sondern  auch  eine  Basis  der  Mediation  zu  akzeptieren  (to  accept 
a  basis  of  mediation :  gemeint  sind  hier  vermutlich  die  im  öster- 
reichischen Rotbuch  Nr.  50  und  51  von  Berchtold  nach  Peters- 
burg und  London  gesandten  Instruktionen  vom  30.  und  31.  Juli). 
Solange  Oesterreich  und  Russland  zu  Konversationen  bereit  seien, 
sei  die  Lage  nicht  hoffnungslos  und  er,  Grey,  hoffe;  dass  die  deut- 
sche Regierung  die  obige  russische  Mitteilung  sich  zu  nutze  machen 
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werde,  um  eine  weitere  Spannung  zu  verhüten.  Englands  Regie- 
rung jedenfalls  enthalte  sich  sorgfältig  jeden  Aktes,  der  die  Dinge 
beschleunigen  könnte  (His  Majesty's  Government  are  carefully 
abstaining  f rom  any  act  which  may  precipitate  matters) . 

Weshalb  alle  diese  Bemühungen  und  Versicherungen  der 
letzten  Stunde  von  Seiten  Greys,  wenn  bereits  am  29.  Juli  die 
Kriegswürfel  gefallen  waren  ?  ! 

Blaubuch  Nr.  133  enthält  die  allerletzten  Einigungsvorschläge 
Sazonows,  auf  die  ich  bei  der  späteren  Untersuchung  der  russischen 
Friedensbemühungen  noch  eingehen  werde. 

Blaubuch  Nr.  134.  Poincare  setzt  dem  englischen  Botschafter 
Bertie  die  Notwendigkeit  der  bevorstehenden  französischen 
Mobilisierung,  als  Antwort  auf  die  am  Tage  vorher  erfolgten 
deutschen  Militärmassnahmen  («  Kriegsgefahr  »,  die  tatsächlich 
Mobilisierung  bedeute)  auseinander,  beklagt  sich  über  deutsche 
Grenzverletzungen,  hebt  aber  andererseits  die  fortdauernden 
Friedensbemühungen  Russland  shervor  und  versichert  nochmals, 
dass  die  französische  Regierung  aufrichtig  friedliebend  sei  und 
selbst  jetzt  noch  nicht  an  der  Möglichkeit  zweifle,  den  Krieg  vermieden 
zu  sehen.  —  Trotz  alledem  behauptet  Herr  Heißerich,  dass  «  die 
Kugel  bereits  am  Vormittag  des  29.  Juli  in  London  den  Lauf 
verlassen   hatte  »  ! 

Blaubuch  Nr.  135.  Grey  an  Buchanan  :  Neue  Bezugnahme  auf 
die  Disposition  Oesterreichs  zu  Gunsten  der  Mediation  (gemeint 
ist  offenbar  der  Inhalt  von  Rotbuch  Nr.  51).  Die  Folge  der  öster- 
reichischen Akzeptierung  würde  die  sein,  dass  die  österreichische 
Militäraktion  gegen  Serbien  —  nach  der  Erklärung  des  Grafen 
Berchtold  —  gegenwärtig  fortgesetzt  würde  (would  continue  for 
the  present),  dass  die  britische  Regierung  in  Petersburg  auf  das 
Einhalten  der  gegen  Oesterreich  gerichteten  Mobilisation  drin- 
gen und  andererseits  Oesterreich  natürlich  seine  militärischen 
Gegenmassregeln  in  Galizien  aufheben  würde.  Grey  beauftragt 
Buchanan,  Herrn  Sazonow  mitzuteilen,  dass  der  Frieden  wohl 
noch  erhalten  werden  könne,  wenn  Russland  in  Berücksichtigung 
der  österreichischen  Mediations- Annahme  seine  Mobilisation  zum 
Stillstand  bringen  könne.  Mit  dieser  Greyschen  Note  an  Buchanan 
vergleiche  man  nunmehr  die  Berchtoldsche  Note  (Rotbuch  Nr.  51), 
welche  Grey  zu  seinen  letzten  verzweifelten  Friedensbemühungen 
den  Anlass  gibt.  Diese  Berchtoldsche  Note  habe  ich  bereits  in 
meinem  Buche,  Seite  278,  ausführlich  behandelt  :  es  ist  die  erste 
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Aeusserung  Berchtolds,  welche  auf  die  seit  dem  24.  Juli  schwe- 
bende, von  Deutschland  und  Oesterreich  bisher  schroff  abgelehnte 
Konferenzidee  —  wenigstens  in  allgemeinen  Wendungen 
endlich  eingeht,  die  Bereitwilligkeit  Wiens  aber  an  so  viele  Klau- 
seln und  Vorbehalte  knüpft,  dass  ich  mich  berechtigt  glaubte, 
die  Berchtoldsche  Erklärung  als  eine  «  A  blehnung  in  der  Form 
einer  Annahme  »  zu  bezeichnen.  Graf  Berchtold  will  dem  Greyschen 
Vermittlungsvorschlag  «  nähertreten  ».  Am  31.  Juli,  am  Tage  der 
österreichischen  und  russischen  Generalmobilisierung,  der  deut- 
schen Proklamierung  der  Kriegsgefahr,  der  deutschen  Ultimata 
an  Russland  und  Frankreich  will  die  Wiener  Regierung  endlich 
dem  Vermittlungsvorschlage  nähertreten,  ihn  also  nicht  etwa 
annehmen.  Sie  will  ihre  «  militärische  Aktion  gegen  Serbien  einst- 
weilen fortsetzen  »,  sie  verlangt  den  «  Stillstand  »  der  russischen 
Mobilisierung,  wogegen  sie  dann  auch  ihre  militärischen  Mass- 
regeln in  Galizien  rückgängig  machen  will.  Der  Schwerpunkt  ist, 
dass  Oesterreich  —  unbekümmert  um  die  etwa  eintretende  Ver- 
mittlung der  Mächte  —  seinen  Krieg  gegen  Serbien  fortsetzen  will. 
Alle  diese  Klauseln,  Vorbehalte,  Unmöglichkeiten  schrecken  Grey 
dennoch  nicht  ab,  noch  in  diesem  Moment  eine  Einigung  zwischen 
Wien  und  Petersburg  zu  versuchen.  Und  das  tat  derselbe  Mann, 
der  bereits  am  29.  Juli  vormittags  sich  mit  Haut  und  Haaren 
den  Ententegenossen  verschrieben  hatte  ! 

Blaubuch  Nr.  I3y.  Grey  empfängt  zweimal  an  demselben  Tage 
—  dem  1.  August  —  den  österreichischen  Botschafter  Grafen 
Mensdorff,  der  ihm  den  Inhalt  der  Berchtoldschen  Depesche  an 
den  Grafen  Szäpäry  (Rotbuch  Nr.  50)  und  insbesondere  die  Wie- 
deraufnahme der  Diskussionen  zwischen  Sazonow  und  Szäpäry 
in  Petersburg  mitteilt,  auch  von  neuem  versichert,  dass  Oester- 
reich weder  die  Souveränitätsrechte  Serbiens  noch  die  Integrität 
seines  Territoriums  verletzen  wolle.  Was  Oesterreich  positiv  will, 
wird  auch  in  diesem  letzten  Moment  dem  englischen  Staats- 
sekretär nicht  verraten.  Die  Welt  weiss  es  bekanntlich  bis  heute 
noch  nicht. 

Blaubuch  Nr.  138.  Lange  Unterhaltung  Goschens  mit  Jagow. 
Darlegung  des  Widersinnes,  dass  Deutschland,  obwohl  an  dem 
Konflikt  zwischen  Oesterreich  und  Russland  gar  nicht  direkt 
interessiert,  es  durch  seine  Ultimatumspolitik  zum  Kriege  treibe, 
während  die  beiden  Hauptbeteiligten  doch  zu  Diskussionen  über 
den  Streitfall  bereit  seien.  Erwiderung  Jagows,  dass  Deutschland 
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nicht  warten  könne  (she  had  the  speed  and  Russia  had  the  num- 
bers)  und  dass,  wenn  Russland  der  Ultimatumsforderung  nicht 
genüge,  der  Krieg  unvermeidlich  sei. 

Blaubuch  Nr.  139.  Bericht  Buchanans  an  ürey  über  verschie- 
dene Unterhaltungen  des  Zaren  mit  dem  deutschen  Botschafter 
und  Sazonows  mit  dem  österreichischen,  französischen  und  eng- 
lischen Botschafter.  Resume  Sazonows  über  die  Entwicklung 
der  Krisis  durch  die  Schuld  Deutschlands  und  Oesterreichs,  die 
alle  Friedensvorschläge  entweder  ausweichend  oder  ablehnend 
beantwortet  hätten.  Bestätigung  Sazonows,  dass  seine  zweite 
Einigungsformel,  die  bekanntlich  eine  Amalgamierung  der 
Greyschen  und  der  ersten  Sazonowschen  Formel  darstellte,  der 
Wiener  Regierung  mitgeteilt  worden  sei.  Er,  Sazonow,  halte  sich 
noch  jetzt  an  diese  Formel  gebunden,  solange  nicht  deutsche  Trup- 
pen die  Grenze  überschritten.  Keinesfalls  würde  Russland  die 
Feindseligkeiten  beginnen.  Bei  dieser  Gelegenheit  machte  Sazo- 
now (letzter  Absatz  der  Nr.  139)  noch  einen  weiteren  Vorschlag 
zur  Friedenserhaltung,  den  ich  in  meinem  Buche  noch  nicht 
erwähnt  habe  :  der  Krieg,  meinte  er;  könne  noch  vermieden 
werden,  wenn  Frankreich  und  Deutschland  ihre  mobilisierten 
Armeen  —  jedes  Land  auf  seiner  Seite  der  Grenze  —  festhielten, 
wozu  auch  Russland  bereit  sei,  während  ein  letzter  Versuch  zur 
Lösung  der  Krisis  unternommen  würde. 

Dieser  allerletzte  Einigungsversuch  Sazonows  stimmt  überein 
mit  den  letzten  Bemühungen  Greys,  auf  die  ich  bei  der  besonderen 
Erörterung  der  Nr.  123  zurückkommen  werde.  Augenblicklich 
genügt  mir  die  Feststellung,  dass  Grey  und  Sazonow  gleichmässig, 
selbst  am  Tage  der  deutschen  Kriegserklärung  noch,  verzweifelte 
Anstrengungen  im  Interesse  des  Friedens  machten.  Herr  Helfferich 
aber  behauptet,  bereits  am  29.  Juli  vormittags  seien  die  Kriegs- 
würfel gefallen,  und  —  er  weiss  es  offenbar  besser. 

Blaubuch  Nr.  141.  Bericht  Bunsens  über  die  durch  das  deutsche 
Ultimatum  an  Russland  geschaffene  verzweifelte  Lage.  Aeusserung 
des  russischen  Botschafters  in  Wien,  dass  Russland  nicht  beabsich- 
tige, Oesterreich  anzugreifen.  Hinweis  auf  die  Kriegshetze  des 
deutschen  Botschafters  in  Wien.  Der  französische  Botschafter 
beabsichtige,  heute  nochmals  ernsthaft  dem  Grafen  Berchtold 
die  grosse  Gefahr  der  Situation  vorzuhalten  und  ihn  zu  fragen, 
ob  Vorschläge  auf  Basis  der  Mediation  von  irgend  welcher  Seite 
in  Wien  noch  in  Betracht  gezogen  würden.  Es  herrsche  grosse 
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Besorgnis  zu  wissen,  wie  England  handeln  wird  (there  is  great 
anxiety  to  know  what  England  will  do)  u.  s.  w.  Also  auch  in 
Wien  wusste  man  damals  am  i.  August  noch  nichts  über  die 
EntSchliessungen  Englands.  Herr  Helfferich  aber  weiss,  dass  diese 
EntSchliessungen  bereits  drei  Tage  vorher  zu  Gunsten  des  Krieges 
getroffen  waren. 


Damit  bin  ich  ungefähr  mit  meiner  Darstellung  über  die 
englischen  Friedensbemühungen  zu  Ende.  Ein  weiteres  Eingehen 
dürfte  überflüssig  sein.  Wer  sehen  will,  hat  genug  gesehen. 
Uebrigens  ist  auch  Herr  Helflerich  gar  nicht  so  blind,  wie  er  sich 
stellt.  An  einigen  Stellen  muss  er  den  Beweisdokumenten  gegen- 
über sich  doch  dazu  bequemen,  den  englischen  Widerstand  gegen 
eine  Solidaritätserklärung  mit  Russland  und  Frankreich  zuzu- 
geben. Bloss,  dass  er  diesen  Widerstand  nur  bis  zum  29.  Juli 
morgens  gelten  lässt  und  von  da  an  einen  Umschwung  Englands 
auf  die  Seite  der  Ententegenossen  konstruiert : 

Zunächst  setzte  Sir  Edward  Grey  dem  Drängen  Russlands  und 
Frankreichs  nach  einer  sofortigen  Solidaritätserklärung  einigen  Widerstand 
entgegen.  Er  billigte  durchaus  die  von  Buchanan  gegenüber  Sazonow  am 
24.  Juli  abgegebenen  Erklärungen (Helfferich   S.  27.) 

Helfferich  verschnappt  sich  auch  an  einer  andern  Stelle 
auf  derselben  Seite  (27),  indem  er  zugibt,  dass  Russland  und 
Frankreich  die  Solidarität  Englands  nur  zur  Beseitigung  der 
Kriegsgefahr  wünschten  : 

Die  russische  und  französische  Diplomatie  versuchte  Sir  Edward  Grey 
zu  beeinflussen  durch  die  Behauptung,  die  Gefahr  liege  darin,  dass  die 
deutsche  Regierung  Englands  Nichteinmischung  als  sicher  ansehe  :  sobald 
England  sich  entschlossen  auf  die  Seite  Russlands  und  Frankreichs  stelle, 
werde  Deutschland  auf  Oesterreich-Ungam  drücken  und  die  Kriegsgefahr  sei 
beseitigt  (Blaubuch  Nr.  17).  Sir  G.  Buchanan  antwortete  noch  am  27.  Juli 
Herrn  Sazonow  auf  diese  immer  wiederkehrende  Argumentation  in  durchaus 
zutreffender  Weise,  er  irre  sich,  wenn  er  glaube,  dass  ein  solches  Vorgehen 
der  Sache  des  Friedens  dienen  werde.  Durch  eine  solche  Drohung  werde 
Deutschland  lediglich  steif  gemacht  werden  («Their  attitude  would  merely 
be  stiffened  by  such  a  menace  ».  Blaubuch  Nr.  44). 

Helfferich  gibt  hier  also  ausdrücklich  das  Gegenteil  von  dem 
zu,  was  die  Grundlage  seiner  ganzen  Beweisführung  ist.   Diese 
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Grundlage  ist :  Russland  ist  der  Brandstifter,  es  wollte  von  vorn- 
herein aus  Eroberungssucht,  aus  «  Drang  nach  der  Vorherrschaft 
im  nahen  Orient  »  (S.  47)  den  Krieg.  Es  war  entschlossen  zum 
Kriege,  nachdem  es  Frankreichs  Zusage  der  Teilnahme  erhalten 
hatte,  Frankreichs  Zusage  aber  wurde  erteilt  nach  der  Rücken- 
deckung durch  England.  Russland  erstrebte  also  Frankreichs 
und  Englands  Beteiligung  zum  Zwecke  des  Krieges.  Dies  die 
Helfferichsche  These.  Wie  reimt  sich  damit  sein  Zugeständnis 
zusammen,  dass  Russlands  und  Frankreichs  Diplomatie  den 
Beitritt  Englands  wünschten,  um  einen  Druck  auf  Deutschland 
und  Oesterreich  auszuüben  und  dadurch  die  Kriegsgefahr  zu 
beseitigen  ?  !  Die  Macht  der  Wahrheit  ist  eben  so  stark,  dass 
selbst  der  bewusste  Vertreter  der  Unwahrheit  sich  ihr  nicht 
immer  entziehen  kann. 

Auch  der  Versuch  Helfferichs,  durch  eine  Zeiteinteilung  —  vor 
und  nach  dem  29.  Juli  —  seine  Verschwörertheorie  glaubhafter 
zu  machen,  ist  ein  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln.  Wenn 
Petersburg  und  Paris  bis  zum  29.  Juli  Londons  Beitritt  zur 
Beseitigung  der  Kriegsgefahr  wünschten,  also  ihrerseits  friedlie- 
bend waren,  so  ist  nicht  zu  verstehen,  weshalb  sie,  ausgerechnet 
vom  29.  Juli  vormittags  ab,  plötzlich  ihre  friedlichen  Tendenzen 
in  kriegerische  umgewandelt  haben  sollen  und  nun  den  Beitritt 
Englands  zu  einem  europäischen  Kriege  erstrebten.  Selbst  wenn 
also  Grey  in  der  berühmten  Unterhaltung  mit  Cambon  (Nr.  87) 
den  Ententegenossen  irgend  eine  Zusage  gemacht  hätte  (was  er 
tatsächlich  nicht  getan  hat),  so  könnte  diese  Zusage  doch  nur  in 
der  Linie  der  Wünsche  der  anderen  liegen.  Diese  Wünsche  waren 
aber  —  wie  Helfferich  Seite  27  zugibt  —  Friedens-  und  nicht 
Kriegs  wünsche.  So  bleibt  auch  hier  wieder  der  Herr  Staatssekre- 
tär in  seinem  eigenen  Netze  hängen. 


Verhalten  der  englischen 
Regierung  nach  Ausbruch  des 
deutsch-russischen    Krieges. 

Ebenso  wie  die  englischen  Friedensbemühungen  bis  zum 
Ausbruch  des  deutsch-russischen  Krieges  die  Helfferichsche 
Schuldkonstruktion,  basiert  auf  den  29.  Juli,  zerstören,  so  ist  dies 
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noch  viel  mehr  der  Fall  bei  den  Vorgängen,  die  sich  zwischen  dem 
1.  und  4.  August,  bis  zum  Ausbruch  des  deutsch-englischen  Krieges 
abspielten. 

In  dieser  Beziehung  kommt  in  erster  Linie  die  britische  Flotten- 
Unterstützungszusage  vom  2.  August  (Blaubuch  Nr.  148)  und  in 
zweiter  Linie  die  englische  Ultimatumsforderung  bezüglich  Bel- 
giens vom  4.  August  (Blaubuch  Nr.  160)  in  Betracht. 

Wenn  es  richtig  ist,  was  Helfferich  behauptet,  dass  «  die  von 
Frankreich  in  jener  Zeit  (d.  h.  vor  Ausbruch  des  deutsch-rus- 
sischen Krieges)  mit  allen  Mitteln  angestrebte  Sicherung  der 
Waffenhilfe  Englands  »  (Helfferich,  Seite  22)  bereits  am  29.  Juli 
Tormittags  erreicht  war,  so  ist  es  unerklärlich,  weshalb  Frankreich 
dann,  nach  Erreichung  der  vollen  Waffenhilfe  Englands,  noch 
ein  Interesse  daran  gehabt  hat,  sich  eine  beschränkte  Waffenhilfe 
nur  zur  See  von  England  zusichern  zu  lassen.  In  meinem  Buche, 
Seite  228  bis  237,  habe  ich  in  sehr  ausführlicher  und,  wie  ich 
glaube,  überzeugender  Weise  dargelegt,  dass  die  englische 
Zusage  vom  2.  August 

a)  eine  bedingte  und 

b)  eine  beschränkte  gewesen  ist. 

Bedingt  durch  gewisse,  als  Eventualitäten  ins  Auge  gefasste 
Aktionen  der  deutschen  Flotte  und  beschränkt  auf  eine  Hilfs- 
aktion der  britischen  Flotte.  Ich  verweise,  um  Wiederholungen 
zu  vermeiden,  auf  die  Ausführungen  in  meinem  Buche,  die  mit 
dem  Satze  schliessen  (S.  238)  : 

«  Die  bedingte  und  beschränkte  Zusage  einer  eventuellen 
Flottenunterstützung  ist  ein  durchschlagendes  argumen- 
tum e  contrario  dafür,  dass  weitergehende  Zusagen  mili- 
tärischer Unterstützung  bis  zum  2.  August  von  Seiten 
Englands  an  Frankreich  nicht  gegeben  worden  waren. 
Daher  wurde  denn  auch  die  englische  Erklärung  mit 
grosser  Freude  in  Paris  begrüsst,  als  ein  <t  premier  concours 
dont  la  valeur  nous  est  precieuse  ».  Die  erste  Hilfezusage, 
bedingt  und  beschränkt,  am  2.  August  t  Ein  schlagender 
Beweis  dafür,  dass  die  Behauptung  des  Reichskanzlers 
(und  Helfferichs),  England  habe  schon  vor  dem  Kriegs- 
ausbruch Frankreich  seine  Unterstützung  zugesagt,  eine 
Lüge  ist.  » 
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Dieselbe  Beweiskraft  haben  auch  die  Vorgänge  zwischen 
Deutschland  und  England  vom  4.  August,  wie  sie  in  dem  Bericht 
Goschens  vom  8.  August  (Blaubuch  Nr.  160)  niedergelegt  und 
von  deutscher  Seite  nie  bestritten  worden  sind.  Sir  Edward 
Goschen  hat  an  dem  genannten  Tage  vier  Unterhaltungen  mit 
deutschen  Diplomaten  gehabt,  wobei  ich  den  in  später  Abend- 
stunde erfolgten  Entschuldigungsbesuch  Jagows  wegen  der 
Strassenvorgänge  nicht  mitzähle.  Bei  dem  ersten  Nachmittags- 
besuch im  Auswärtigen  Amt  stellte  er  namens  der  englischen 
Regierung  an  Herrn  von  Jagow  die  Frage,  ob  die  deutsche  Regierung 
davon  Abstand  nehmen  wolle,  die  belgische  Neutralität  zu  verletzen 
(whether  the  Imperial  Government  would  refrain  from  violating 
Belgian  neutrality).  Herr  von  Jagow  antwortete  mit  Nein,  da 
die  deutschen  Truppen  schon  an  demselben  Morgen  die  belgische 
Grenze  überschritten  hätten  und  somit  die  Neutralität  Belgiens 
bereits  verletzt  sei.  Goschen  bemerkte  darauf,  dass  dies  fait 
accompli  die  Situation  ausserordentlich  ernst  gestalte,  und  fragte, 
ob  es  nicht  jetzt  noch  Zeit  sei,  sich  zurückzuziehen,  um  für  beide 
Teile  bedauernswerte  Konsequenzen  zu  vermeiden  (whether  there 
was  not  still  time  to  draw  back  and  avoid  possible  consequences 
which  both  he  and  I  would  deplore).  Herr  von  Jagow  antwortete, 
dies  sei  unmöglich. 

Eine  zweite  Unterhaltung  zwischen  Goschen  und  Jagow  fand 
an  dem  späteren  Nachmittag  desselben  Tages  (ungefähr  um 
7  Uhr)  statt,  nachdem  Goschen  das  Ultimatums-Telegramm 
Greys  (Nr.  159)  erhalten  hatte.  Goschen  erklärte  dem  Herrn  von 
Jagow  bei  dieser  zweiten  Unterhaltung,  er  sei  beauftragt,  seine 
Pässe  zu  fordern  und  der  englischen  Regierung  alle  Schritte  zum 
Schutze  der  belgischen  Neutralität  vorzubehalten,  falls  Deutsch- 
land nicht  bis  12  Uhr  nachts  die  Versicherung  abgegeben  habe, 
dass  es  mit  der  Grenzverletzung  Belgiens  nicht  weiter  gehen  und  dem 
Vormarsch  seiner  Truppen  Einhalt  gebieten  würde  (that  they  would 
proceed  110  further  with  their  violation  of  the  Belgian  frontier 
and  stop  their  advance).  Herr  von  Jagow  bedauerte,  keine  andere 
Antwort  als  bei  der  vorhergehenden  Unterhaltung  geben  zu 
können.  Der  englische  Botschafter  übergab  ihm  eine  schriftliche 
Inhaltsangabe  des  Greyschen  Telegramms,  machte  nochmals  auf 
die  Zeitbestimmung  (12  Uhr  nachts)  aufmerksam  und  fragte  den 
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Staatssekretär,  ob  im  Hinblick  auf  die  schrecklichen  Folgen,  die 
notwendig  eintreten  müssten,  es  nicht  möglich  wäre,  noch  im 
letzten  Augenblick  deutscherseits  die  zu  gebende  Antwort  erneut 
zu  erwägen.  Jagow  erwiderte,  dass,  selbst  wenn  die  gestellte  Frist 
24  Stunden  oder  mehr  betrüge,  die  Antwort  dieselbe  bleiben  müsste. 
Darauf  forderte  Goschen  seine  Pässe. 

An  dem  späteren  Abend  fand  dann  die  bekannte  Unterhaltung 
zwischen  Bethmann  und  Goschen  statt,  bei  welcher  das  nunmehr 
berühmt  gewordene  Wort  von  dem  «  scrap  of  paper  »  fiel  und  beide 
Teile,  Bethmann  wie  Goschen,  der  eine  den  Durchmarsch  durch 
Belgien,  der  andere  den  Schutz  dieses  neutralen  Landes,  als 
Lebensfragen  für  ihre  Nationen  erklärten. 

Zwischen  9  und  10  Uhr  abends  fand  dann  noch  die  Unterhal- 
tung zwischen  Goschen  und  dem  LTnterstaatssekretär  Zimmer- 
mann statt,  deren  Inhalt  sozusagen  eine  staatsrechtliche  Unter- 
suchung über  die  Frage  war,  ob  das  Fordern  der  Pässe  gleich- 
bedeutend mit  einer  Kriegserklärung  sei,  was  Goschen  mit  Rück- 
sicht auf  die  präzisen  Instruktionen  der  englischen  Regierung 
jedenfalls  für  den  vorliegenden  Fall  bejahen  musste. 

Ich  habe  mich  bei  der  Darstellung  dieser  Vorgänge  vom  4.  Au- 
gust absichtlich  länger  aufgehalten,  einmal,  um  der  auch  in 
England  von  den  Regierungsgegnern  verbreiteten  Legende  ent- 
gegenzutreten, dass  die  englische  Regierung  auch  ohne  die  Ver- 
letzung der  belgischen  Neutralität  in  den  Krieg  eingetreten  wäre, 
und  dann,  um  auch  von  diesem  »Standpunkt  aus  die  Helfferichsche 
Mythe  zu  zerstören,  dass  England  schon  acht  Tage  früher  den 
Franzosen  seine  Waffenhilfe  zugesagt  habe.  Nach  Goschens 
bisher  von  keiner  Seite  bestrittener  oder  bemängelter  Darstel- 
lung steht  unwiderleglich  fest,  dass  noch  am  4.  August  um  7  Uhr 
abends  der  Krieg  mit  England  vermieden  werden  konnte,  wenn 
nämlich  Jagow  eine  Erklärung  abgegeben  hätte,  die  nicht  einmal 
die  positive  Zusage  der  Zurückziehung  der  deutschen  Truppen 
aus  Belgien  zu  enthalten  brauchte,  sondern  nur  das  Versprechen, 
bis  zum  Ablauf  der  Ultimatumsfrist  (12  Uhr  nachts)  die  deutsche 
Antwort  auf  das  englische  Verlangen  einer  nochmaligen  Erwägung 
zu  unterziehen,  Gab  Herr  von  Jagow  diese  Erklärung  ab,  so  hatte 
die  deutsche  Regierung  Zeit  bis  12  Uhr  nachts,  die  englische 
Forderung  zu  erfüllen,  und,  wenn  sie  sie  erfüllte,  so  war  es  für 
England  unmöglich,  in  den  Krieg  einzutreten,  da  jeder  Grund  für 
diesen  Eintritt  fehlte.  Der  Krieg  an  Frankreich  war  bereits  am 
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3.  August  abends  erklärt  worden.  Wollte  England  die  Kriegser- 
klärung an  Frankreich  als  Kriegsgrund  gegen  Deutschland  be- 
nutzen, so  musste  die  englische  Regierung  diesen  Grund  aus- 
drücklich anführen,  wie  ja  auch  bei  den  ferneren  Kriegserklä- 
rungen meist  die  bereits  ausgebrochenen  Kriege  mit  einem  be- 
freundeten oder  verbündeten  Staate  von  dem  Kriegserklärer  als 
Grund  angeführt  wurden.  Indem  England  lediglich  die  Abstand- 
nahme von  der  weiteren  Verletzung  der  belgischen  Neutralität 
als  Ultimatumsforderung  stellte  und  für  den  Fall  der  Nichter- 
füllung den  Krieg  androhte,  war  die  englische  Regierung  an  diesen 
Kriegsgrund  gebunden.  Von  Deutschland  hing  es  ab,  ihn  in  Weg- 
fall zu  bringen.  Englands  Kriegseintritt  hing  also  von  Deutsch- 
lands Entschliessungen  ab  :  räumten  die  deutschen  Truppen  Belgien, 
so  war  kein  Krieg  mit  England.  Das  ist  unbestreitbar  nach  den 
Vorgängen  vom  4.  August.  Wie  aber  will  Herr  Helfferich  diesen 
unbestreitbaren  Tatbestand  mit  seiner  Behauptung  in  Einklang 
bringen,  dass  der  gemeinschaftliche  Krieg  der  Ententemächte 
gegen  Deutschland  und  Oesterreich  bereits  am  29.  Juli  beschlos- 
sene Sache  war  ?  Wäre  er  das  gewesen,  hätten  Frankreich  und 
Russland  irgend  eine  bindende  Zusage  der  Kriegsbeteiligung 
seitens  Englands  gehabt,  so  wäre  es  unmöglich  gewesen,  dass 
England  noch  am  4.  August  abends  seine  Beteiligung  von  Be- 
dingungen abhängig  machte,  deren  Erfüllung  dem  freien  Willen 
Deutschlands  überlassen  war. 


Die  angebliche  französische 
Hilfezusage  an  Russland 
(29.  Juli    abends). 

In  demselben  Masse,  mit  demselben  Eifer  wie  die  englische, 
waren  auch  die  Regierungen  Frankreichs  und  Russlands  für  die 
Friedenserhaltung  tätig.  Herr  Helfferich  glaubt,  eine  unzerstörbare 
Beweiskette  geschlossen  zu  haben,  indem  er  folgende  Daten 
aneinanderreiht  : 

Am  29.  Juli  vormittags  hat  England  Frankreich  seine 
Waffenhilfe  zugesagt. 

Am  29.  Juli  abends  hat  daraufhin  Frankreich  Russland 
seine  Waffenhilfe  zugesagt. 

Vom  29.  Juli  abends  an  war  also  das  Komplott  ge- 
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schlössen  und  Russland  in  der  Lage,  seine  Kriegsabsich- 
ten —  «  die  Herbeiführung  des  Krieges  war  für  Russland 
eine  reine  Opportunitätsfrage  »  — ,  gedeckt  durch  Frank- 
reich und  England,  zu  verwirklichen. 

Mit  derselben  verblüffenden  Sicherheit  (die  wieder  im  umge- 
kehrten Verhältnis  zur  Richtigkeit  steht),  wie  Helfferich  die 
englische  Hilfezusage  vom  29.  Juli  vormittags  konstruiert,  kons- 
truiert er  auch  die  französische  Hilfezusage  :  «  Frankreich  (hat) 
am  Abend  des  29.  Juli,  nicht  früher  und  nicht  später,  Russland 
die  ausdrückliche  und  vorbehaltlose  Erklärung  der  Waffenhilfe 
abgegeben.  »  (S.  23.)  Wunderbar,  wirklich  wunderbar,  mit  wel- 
cher Präzision  der  Herr  Staatssekretär  des  Innern  die  Daten 
und  sogar  die  Stunden  der  einzelnen  Verbrechens-Phasen  festzu- 
stellen vermag,  wie  früher  der  Herr  Bankdirektor  einen  Bilanz- 
Abschluss  auf  Mark  und  Pfennige. 

Aber  leider  stimmt  die  Rechnung  nicht. 

Zunächst  erscheint  mir  die  ganze  Untersuchung  über  Frank- 
reichs Hüfezusage  und  ihre  Präzision  auf  Tag  und  Stunde  mehr 
als  überflüssig.  Frankreich  stand,  wie  bekannt,  nicht  in  einem 
Entente-  sondern  in  einem  Allianzverhältnis  mit  Russland.  Genau 
wie  Deutschland  mit  Oesterreich.  Obwohl  uns  der  Wortlaut  des 
Bündnisvertrages  zwischen  Frankreich  und  Russland  nicht 
bekannt  ist,  so  versteht  es  sich  doch  von  selbst,  dass  dieser  Ver- 
trag, wie  alle  Bündnisverträge,  nicht  die  Verpflichtung  zum 
Beistand  in  einem  Angriffskrieg,  sondern  nur  in  einem  Verteidi- 
gungskrieg oder  mindestens  in  einem  von  anderer  Seite  provo- 
zierten Angriffskrieg  enthalten  konnte.  Auch  der  österreichisch- 
deutsche Bündnisvertrag  verpflichtete  die  beiden  Staaten  nicht 
zum  Beistand  in  Angriffs-,  sondern  nur  in  Verteidigungskriegen 
oder  in  solchen  Kriegen,  bei  denen  der  Verbündete  zwar  formell 
der  Angreifer,  aber  von  der  Gegenseite  zu  dem  formellen  Angriff 
gezwungen,  also  tatsächlich  der  Verteidiger  seines  Landes  war. 
Die  für  den  letzteren  Fall  übliche  Formel  in  den  Bündnisverträgen 
geht  dahin  : 

Ausschluss  der  Bündnispflicht  im  Falle  eines  unpro- 
vozierten  Angriffs  von  Seiten  des  Verbündeten  ;  dagegen 
Hilfeleistung,  wenn  der  Verbündete  seinerseits  ange- 
griffen oder  wenn  er  durch  Provokationen  eines  Dritten 
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zur  Uebernahrne  der  formellen  Angreiferrolle    gezwungen 
wird. 

Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  ein  Angriff 
oder  eine  Provokation  von  dritter  Seite  oder  ein  mutwilliger 
Angriff  von  Seiten  des  Verbündeten  vorliege,  hängt  von  den 
jedesmaligen  Umständen  ab.  Um  einer  ungünstigen  Beantwor- 
tung dieser  Frage  zu  entgehen,  ist  es  vorsichtig  und  üblich,  dass 
der  Bundesgenosse  in  den  diplomatischen  Vorstadien,  die  eventuell 
zu  einem  Kriege  führen  könnten,  den  Verbündeten  um  seine 
Meinung  über  die  zu  ergreifenden  Schritte  befragt  und  seine  Hand- 
lungen nach  den  Ratschlägen  des  Verbündeten  einrichtet.  Diese 
vorherige,  in  jeder  entscheidenden  Phase  zu  wiederholende  Be- 
fragung des  Bundesgenossen  liegt  im  Interesse  der  anfragenden 
Regierung  selbst,  damit  ihr  nicht  später,  wenn  es  zum  Kriege 
kommen  sollte,  von  dem  Verbündeten  entgegengehalten  werden 
kann  :  Du  hast  mich  nicht  befragt,  du  hast  also  auf  eigene  Verant- 
wortung hin  deine  folgenschweren  Schritte  unternommen  ;  wenn 
du  meinen  Rat  eingeholt  und  befolgt  hättest,  wäre  es  nicht  zum 
Kriege  gekommen ;  ich  bin  daher  zum  Beistand  nicht  verpflichtet.  • — 
Dieser  Vorgang  der  Befragung  des  Bundesgenossen  hat  sich 
u.  a.  auch  im  Sommer  1913  zwischen  Oesterreich  und  Italien 
abgespielt,  als  Oesterreich  —  siehe  die  Giolittischen  Enthül- 
lungen—  schon  damals  einen  Ueberfall  auf  Serbien  beabsichtigte, 
der  die  Gefahr  eines  europäischen  Krieges  heraufbeschwören 
konnte. 

Dieser  Vorgang  hat  sich  bei  Beginn  des  österreichisch-ser- 
bischen Konflikts  auch  zwischen  Berlin  und  Wien  abgespielt. 
«  Die  Kaiserliche  und  Königliche  Regierung  benachrichtigte  uns 
von  dieser  Auffassung  (dass  sie  dem  Treiben  jenseits  der  Grenze 
nicht  länger  tatenlos  zusehen  könne)  und  erbat  unsere  Ansicht.  % 
Herr  von  Bethmann  hat  bekanntlich  «  aus  vollem  Herzen  » 
seinem  Bundesgenossen  sein  «  Einverständnis  mit  seiner  Ein- 
schätzung der  Sachlage  »  gegeben  - —  uneingedenk  des  Bismarek- 
schen  Axioms,  dass  Politik  nicht  mit  dem  Herzen,  sondern  nur 
mit  dem  Verstände  gemacht  werden  dürfe.  — 

In  gleicher  Weise  ist  natürlich  zwischen  Frankreich  und 
Russland  verhandelt  worden,  wofür  das  Orangebuch  und  das 
Gelbbuch  unzählige  Belege  geben.  Ein  Zweifel  über  die  Bündnis- 
pflicht Frankreichs  im  Falle  der  Erweiterung  des  österreichisch- 
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serbischen  zu  einem  europäischen  Konflikt  konnte  aber  vom  ersten 
Moment  an  nicht  bestehen.  Auch  die  Berliner  Regierung  hat  nie 
daran  gezweifelt,  dass  ein  aus  dem  serbischen  Konflikt  entstehen- 
der europäischer  Krieg  Frankreich  an  der  Seite  Russlands  finden 
würde.  «  Da  uns  Frankreichs  Verpflichtungen  gegenüber  Russland 
bekannt  sind,  würde  diese  (nämlich  Deutschlands)  Mobilisierung 
gegen  Russland  und  Frankreich  zugleich  gerichtet  sein  »  —  so 
erklärte  schon  am  26.  Juli  Graf  Pourtales  Herrn  Sazonow  (Weiss- 
buch, S.  8).  Diese  Auffassung  von  der  unbedingten  Bündnispflicht 
Frankreichs  im  vorliegenden  Falle  entsprach  durchaus  der  Sach- 
lage, steht  aber  in  entschiedenem  Gegensatz  zu  der  Behauptung 
Helfferichs,  dass  «  die  Mitwirkung  Frankreichs  keineswegs  a 
priori  sicher  war  ».  In  Berlin  war  man  dieser  Mitwirkung  unbe- 
dingt sicher,  weil  man  sich  bewusst  war,  dass  das  österreichische 
diplomatisch-militärische  Vorgehen  gegen  Serbien  einen  Angriff 
darstellte  und  daher  auch  alle  daraus  hervorgehenden  europäischen 
Konsequenzen  auf  die  Schuld  Oesterreichs,  als  Angreifer,  und 
Deutschlands,  als  Helfer  —  wenn  nicht  Anstifter  —  bei  diesem 
Angriff,  zurückzuführen  wären.  Dieser  Charakter  eines  österrei- 
chisch-deutschen Angriffskrieges  wurde  natürlich  später  noch 
dadurch  verstärkt  und  als  unzweifelhaft  bestätigt,  dass  Deutsch- 
land an  Russland  den  Krieg  erklärte  und  so  den  europäischen 
Brand  herbeiführte. 

Wenn  also  die  französische  Regierung  in  den,  von  Helfferich 
mit  so  grossem  Behagen  zitierten  Noten  der  russischen  ihren 
Beistand  zusagte,  so  tat  sie  etwas,  was  nur  selbstverständlich  war 
und  gar  keine  besondere  Erwähnung  verdient.  Bisher  hat  auch 
niemand  unter  den  die  diplomatische  Vorgeschichte  behandeln- 
den Forschern  auf  diese  unerheblichen  Erklärungen  der  franzö- 
sischen Regierung  irgend  ein  Gewicht  gelegt.  Herr  Helfferich  aber 
braucht  sie,  um  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  der  englischen 
Zusage  an  Frankreich  und  der  französischen  an  Russland  dar- 
zulegen und  so  die  ganze  Verschwörertücke  Englands  und  die 
englische  Verantwortung  für  den  Krieg  nachzuweisen. 

Herr  Helfferich  hat  Pech.  Wie  ich  die  Legende  der  englischen 
Hilfezusage  (vom  29.  Juli  vormittags)  bereits  zerstören  konnte, 
so  kann  ich  auch  der  weiteren  Legende  der  französischen  Hilfe- 
zusage (vom  29.  Juli  abends)  leicht  den  Garaus  machen.  Die 
französische  Hilfezusage,  die  —  wie  bereits  bemerkt  —  nur  etwas 
Selbstverständliches  und   auch  von  Deutschland   als  selbstver- 
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ständlich  Vorausgesetztes  war,  ist  bereits  lange  vor  dem  29.  Juli, 
schon  in  den  allerersten  Stadien  des  Konflikts,  nach  Petersburg 
gelangt.  Beweis  :  Blaubuch  Nr.  6,  Unterhaltung  Sazonows  mit 
Buchanan  und  Paleologue  : 

The  French  Ambassador  gave  me  to  widerstand  that  France  would  fulfll 
all  the  obligations  entailed  hy  her  alliance  with  Russia,  ii  necessity  arose,  besides 
supporting  Russia  strongly  in  any  diplomatic  negotiations French  Ambas- 
sador and  M.  Sazonow  both  continued  to  press  me  for  a  declaration  of 
complete  solidarit)'  of  His  Majesty's  Government  with  French  and  Russian 
Governments It  seems  to  me,  from  the  language  held  by  French  Ambas- 
sador, that,  even  if  we  decline  to  join  them,  France  and  Russia  are  deter- 
mined  to  make  a  strong  stand. 

Dieses  Schriftstück  vom  24.  Juli  beweist  mit  unzweideutiger 
Klarheit,  dass  Frankreich  vom  ersten  Moment  an  entschlossen 
war,  «  alle  durch  die  französisch-russische  Allianz  ihm  auferlegten 
V  er  pflichtungen  im  vollsten  Masse  zu  erfüllen  »,  dass  Frankreich 
und  Russland  ihrerseits  sich  in  der  «  kompleten  Solidarität  » 
befanden,  die  sie  vergeblich  von  England  verlangten,  und  dass 
sie  entschlossen  waren,  eine  feste  Haltung  auch  im  Falle  des  Nicht- 
beitrilts  Englands  einzunehmen.  Dies  am  24.  Juli.  Was  sagen  Sie 
dazu,  Herr  Helfferich  ?  Wo  bleibt  nun  Ihr  berühmter  Kausal- 
und  Temporal-Zusammenhang  der  Ereignisse  vom  29.  Juli  ?  Alle 
späteren  Erklärungen  der  französischen  Regierung  im  Sinne  ihrer 
Solidarität  mit  Russland  waren  lediglich  Bestätigungen  des  be- 
reits am  24.  Juli,  also  vor  Ablauf  des  österreichischen  Ultimatums 
eingenommenen  Standpunktes.  Bestätigungen  ohne  jede  sach- 
liche Erheblichkeit  und  veranlasst  nur  durch  den  Umstand,  dass 
die  leitenden  französischen  Persönlichkeiten,  Poincare  und  Viviani, 
am  24.  Juli  noch  von  Paris  abwesend,  am  29.  Juli  aber  zurückge- 
kehrt waren. 

Von  einem  Zusammenhang  dieser  späteren  Bestätigungen  der 
französisch-russischen  Solidarität  mit  einer  englischen  Hilfezu- 
sage (deren  Existenz  ich  im  übrigen  ja  aus  der  Welt  geschafft 
habe)  ist  gar  keine  Rede.  Es  genügt,  um  diese  Fabel  zu  widerlegen, 
die  Nr.  101  des  Gelbbuches  aufzuschlagen,  in  der  Viviani  nach 
Petersburg  und  London  schreibt  (am  30.  Juli)  :  «  La  France  est 
resolue  ä  remplir  toutes  les  obligations  de  l'alliance  >>,  in  dem 
vorhergehenden  Satze  aber  Sazonows  Wunsch  hervorhebt,  dass 
England  sich  unverzüglich  an  die  Seite  Russlands  und  Frankreichs 
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stellen  möge  («  la  Russie considere  comme  desirable  que  l'An- 

gleterre  se  joigne  sans  perdre  de  temps  ä  la  Russie  et  ä  la  France  i>). 
Also  am  30.  Juli  ist  es  für  Sazonow  noch  wünschenswert  (desirable), 
dass  England  sich  den  Ententemächten  anschliesse,  am  29.  Juli 
aber  hatte  —  nach  Helfferich  —  England  dies  bereits  getan  ! 

So  kann  man  Stein  für  Stein  das  Helfferichsche  Gebäude  zer- 
bröckeln und  dem  Erdboden  gleich  machen. 

Die  Nr.  58  des  Orangebuches  hat  z.  B.  für  Helfferich  eine  ent- 
scheidende Bedeutung,  weil  diese  Note  Sazonows,  als  letzte 
Nummer  vom  29.  Juli,  offenbar  am  späten  Abend  dieses  Tages 
abgeschickt,  der  französischen  Regierung  den  Dank  der  russischen 
für  ihre  volle  Unterstützung  ausdrückt  und  nach  Helfferich  den 
Schlusspunkt  der  von  London  nach  Paris  und  dann  nach  Peters- 
burg gezogenen  Kette  bildet.  «  Die  Kugel,  die  am  Vormittag 
des  29Juli  in  London  den  Lauf  verlassen  hatte,  kommt  am  Abend 
desselben  Tages  in  Petersburg  zum  Vorschein  :  in  dem  Telegramm, 
in  dem  Sazonow  Iswolsk}'  beauftragt,  der  französischen  Regie- 
rung die  aufrichtige  Erkenntlichkeit  der  russischen  Regierung  für 
die  Erklärung  der  unbedingten  Waffenhilfe  auszudrücken.  » 
(Helfferich,  S.  32.) 

Ich  bedaure,  auch  diesen  Kugellauf  unterbrechen  zu  müssen  : 
denn  erstens  ist  von  London,  wie  nachgewiesen,  überhaupt  an 
jenem  Vormittag  keine  Kugel  abgeschossen  worden,  und  zweitens 
ist  das,  was  angeblich  am  Abend  in  Petersburg  zum  Vorschein  ge- 
kommen sein  soll,  schon  lange  vorher  dort  in  die  Erscheinung 
getreten.  Schon  am  24.  Juli  durch  die  Erklärungen  Paleologues 
an  Sazonow,  von  da  ab  durch  eine  Reihe  von  Erklärungen  des 
stellvertretenden  Ministers  des  Auswärtigen  Bienvenu-Martin  und 
endlich,  nach  Vivianis  Rückkehr,  schon  in  den  Erklärungen,  die 
der  französische  Ministerpräsident  Herrn  Iswolsky  im  Laufe  des 
Tages  (29.  Juli)  in  Paris  abgegeben  hat  (Orangebuch  Nr.  55)  : 

Viviani  vient  de  me  confirmer  rentiere  resolution  du  Gouvernement 
francais  d'agir  d'aecord  avec  nous.  Cette  resolution  est  soutenue  par  les 
eercles  les  plus  etendus  et  par  les  partis,  y  compris  les  radicaux-socialistes, 
qui  viennent  de  lui  presenter  une  declaration  exprimant  la  confiance  absolue 
et  les  dispositions  patriotiques  du  groupe II  a  ajoute  (in  seiner  Unter- 
haltung mit  dem  Baron  Schön)  que  la  France  desirait  sincerement  la  paix, 
mais  qu'elle  etait  en  meme  temps  resolue  d'agir  en  pleinc  harmonie  avec 
ses  allies  et  ainis,  et  que  lui.  le  Baron  de  Schön,  avait  pu  se  convaincre  que 
cette  resolution  rencontrait  la  plus  vive  approbation  du  pays. 
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Also  nicht  erst  am  späten  Abend  durch  den  französischen 
Botschafter  in  Petersburg  ist  Herrn  Sazonow  die  Bestätigung  des 
französischen  Beistandes  gegeben  worden  (Orangebuch  Nr.  58), 
sondern  bereits  im  Laufe  des  Tages  (die  Stunde  ist  natürlich  nicht 
bekannt)  ist  diese  Versicherung  seitens  Vivianis  an  Iswolsky 
erfolgt  —  eine  Versicherung,  die  notabene,  wie  bereits  bemerkt, 
nicht  die  geringste  Neuheit  brachte,  sondern  nur  aus  dem  Munde 
des  Ministerpräsidenten  das  wiederholte,  was  sein  Stellvertreter 
bereits  in  unzweideutiger  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  hatte. 


Schon  mit  diesem  Hinweis  ist  mir,  glaube  ich,  der  «  Kugel- 
fang »  Herrn  Helfferich  gegenüber  gelungen.  Es  kommt  aber  noch 
etwas  anderes  hinzu.  Wie  motiviert  Viviani  seine  sofortige  ent- 
schiedene Stellungnahme  an  der  Seite  Russlands  ?  Er  motiviert 
dies  damit,  dass  die  Solidaritätserklärung  der  französischen  Re- 
gierung mit  Russland  in  weitesten  Kreisen  Frankreichs  unter- 
stützt und  von  den  Parteien  gebilligt  würde,  einschliesslich  der 
Radikal-Sozialisten,  die  dem  Minister  eine  absolute  Vertrauens- 
erklärung und  die  Versicherung  ihrer  patriotischen  Gesinnungen 
abgegeben  hätten  :  das  ganze  Land  —  bemerkte  Viviani  zu  Herrn 
von  Schön  —  billige  aufs  lebhafteste  die  Haltung  der  Regierung. 
Nirgends  in  diesen  und  auch  in  allen  ferneren  Erklärungen  Vivianis 
ist  ein  Wort  darüber  zu  finden,  dass  eine  englische  Hilfezusage  die 
Entschliessungen  der  französischen  Regierung  beeinflusst  habe. 
Diese  Entschliessungen  beruhten  auf  den  Bündnisverpflich- 
tungen, auf  den  Interessen  Frankreichs,  wie  sie  die  Regierung 
verstand,  und  auf  der  allgemeinen  Billigung  des  Landes.  Frank- 
reich wünschte  den  Frieden  und  arbeitete  für  ihn.  Es  ging  in 
dieser  Beziehung  vollständig  d'accord  mit  Russland,  war  aber 
entschlossen,  an  Russlands  Seite  zu  treten,  falls  die  gemeinschaft- 
lichen Friedensbemühungen  an  dem  Widerstände  Deutschlands 
und  Oesterreichs  scheitern  sollten.  Dies  der  Sinn  der  Iswolskyschen 
Note  an  Sazonow  vom  29.  Juli  (Orangebuch  Nr.  55).  Auf  diese 
(auch  vom  Botschafter  Paleologue  in  Petersburg  zum  Ausdruck 
gebrachten)  Erklärungen  der  französischen  Regierung  bezieht 
sich  das  Sazonowsche  Telegramm  (Orangebuch  Nr.  58).  Zwischen 
diesem  französisch-russischen  Nolenverkehr  und  den  damals  noch 
völlig  un gewissen  Entschliessungen  Englands  besteht  nicht  der 
geringste  Zusammenhang.  Die  Konstruktion  solchen  Zusammen- 
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hangs  ist  ein  Kunstbau  Helfferichs,  der  vor  dem  Windhauch  der 
Kritik  elend  zusammenbricht. 

Wenn  Sazonow  am  Schlüsse  seines  Telegramms  (Nr.  58)  noch 
besonders  hervorhebt,  dass  ihm  die  Erklärung  der  französischen 

Regierung  «  dans  les  circonstances  actuelles particulierement 

precieuse  »  sei,  so  ist  der  Schwerpunkt  dieser  Bemerkung  nicht 
auf  die  Erklärung  selbst,  sondern  auf  die  «  circonstances  actuelles  » 
zu  legen.  In  der  Tat  war  am  29.  Juli  abends  die  europäische  Lage 
sehr  akut  geworden  :  der  Krieg  gegen  Serbien  hatte  begonnen, 
die  diplomatischen  Verbindungen  zwischen  Oesterreich  und  Russ- 
land waren  abgebrochen,  der  Greysche  Konferenzvorschlag  war 
von  Deutschland  und  Oesterreich  abgelehnt  worden  ;  Oesterreich 
hatte,  ausser  gegen  Serbien,  auch  gegen  Russland  zwei  Armee- 
korps mobilisiert  und  —  als  Folge  dieser  Mobilisation  und  des 
Einfalls  in  Serbien  —  die  russische  Teilmobilisierung  herbeige- 
führt. Deutschland  hatte  trotz  allen  Drängens  keine  ihm  genehme 
Form  der  Viermächtemediation  vorgeschlagen,  hatte  aber  Russ- 
land gedroht,  im  Falle  vorbereitender  Militärmassregeln  des 
Zarenreiches  seinerseits  zur  Gegenmobilisation  zu  schreiten 
(26.  Juli,  Weissbuch,  S.  8).  Diese  Drohung  war  am  29.  Juli  seitens 
des  Grafen  Pourtales  wiederholt  worden  (Orangebuch  Nr.  58).  An 
demselben  Tage,  29.  Juli  nachmittags,  fand  die  grosse  Beratung 
des  Kaisers  mit  seinen  Ministern  und  Generalen  in  Potsdam  statt 
und  abends,  nach  der  Rückkehr  aus  Potsdam,  stellte  der  Kanzler 
das  bekannte  Neutralitätsgesuch  an  England.  Die  Situation  war 
also  am  Abend  des  29.  Juli  bereits  bedenklich  zugespitzt  und  es 
musste  gerade  in  diesem  Augenblick  (dans  les  circonstances  actuel- 
les) für  Sazonow  wertvoll  sein,  die  Wiederholung  der  französischen 
Unterstützungszusage  von  Viviani  zu  erhalten.  Dies  und  nichts 
anderes  ist  die  Bedeutung  des  Schlussatzes  der  Sazonowschen 
Note.  Und  damit  fällt  auch  die  aus  diesem  Schlussatz  hergeleitete 
Konstruktion  eines  englisch-französisch-russischen  Geheimkom- 
plottes in  sich  zusammen. 

Was  tat  die  französische  Regierung 
für  die  Erhaltung  des  Friedens? 

Dieses  Geheimkomplott  sucht  Herr  Helfferich  auch  dadurch 
zu  erweisen,  dass  er  folgenden  Vorwurf  gegen  die  französische 
Regierung  erhebt  : 
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«  Aus  keinem  Dokument  des  französischen  Gelbbuchs 
und  ebenso  wenig  aus  dem  russischen  Orangebuch  und 
dem  englischen  Blaubuch  ergibt  sich,  dass  Frankreich  in 
irgend  einem  Stadium  gewagt  hätte,  der  russischen  Re- 
gierung einen  ernstlichen  Rat  im  Sinne  des  Friedens  zu 
erteilen.  »  (S.  22.) 

Dieser  Vorwurf  ist  bereits  von  Herrn  von  Bethmann  in  seinem 
Dezember-Schreiben  19 14  gegen  die  französische  Regierung  erho- 
ben, von  mir  aber  auf  Grund  der  diplomatischen  Akten  in  bün- 
diger Weise  widerlegt  worden  (siehe  mein  Buch,  S.  248  bis  262). 
Der  Vorwurf  ist  geradezu  unerhört  und  schlägt  der  Wahrheit 
derartig  ins  Gesicht,  dass  ich  keinen  Anstand  nehme,  ihn  als 
bewusste  Fälschung  zu  bezeichnen.  Das  ganze  Gelbbuch  von 
Anfang  bis  zu  Ende  (sechs  Kapitel  mit  159  Nummern  ;  der  Rest 
des  Buches  bezieht  sich  auf  Vorgänge  nach  Ausbruch  des  euro- 
päischen Krieges)  — das  ganze  Gelbbuch  müsste  man  abschreiben, 
um  die  Ungeheuerlichkeit  der  Lüge  darzutun,  dass  die  franzö- 
sische Regierung  nicht  für  den  Frieden  tätig  gewesen  sei.  Sie  hat 
überhaupt  von  Anfang  bis  zu  Ende  des  Konfliktes  nichts  anderes 
getan,  als  mit  allen  Mitteln,  die  ihr  ihr  Bündnis  mit  Russland  und 
ihre  Entente  mit  England  zur  Verfügung  stellten,  für  den  Frieden 
zu   wirken. 

Die  französische  Regierung  hat  mit  Russland  und  England 
zusammen  die  Fristverlängerung  des  österreichischen  Ultimatums 
verlangt,  um  die  österreichischen  Beschwerden  prüfen  und  Serbien 
zum  weitesten  Entgegenkommen  bestimmen  zu  können.  Die 
Fristverlängerung  wurde  abgelehnt.  Die  französischen  Bemühun- 
gen in  Belgrad  haben  aber  trotzdem  stattgefunden  und  den  be- 
kannten Erfolg  gehabt. 

Der  Greysche  Konferenzvorschlag  ist  von  Frankreich  sofort 
akzeptiert  und  in  allen  Hauptstädten  aufs  eifrigste  vertreten 
worden.  Eine  Einwirkung  auf  Petersburg  war  nicht  einmal  erfor- 
derlich, da  die  russische  Regierung  von  vornherein  den  Greyschen 
Gedanken  in  jeder  beliebigen  Form  akzeptiert  und  sich  bereit 
erklärt  hatte,  abseits  zu  stehen  und  die  Vermittlung  den  vier 
uninteressierten  Mächten  zu  überlassen. 

Die  direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg 
fanden  die  vollste  Unterstützung  und  Förderung  von  Seiten  der 
französischen  Regierung. 
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Die  Greysche  Einigungsformel  vom  29.  Juli  wurde  in  Peters- 
burg zur  Annahme  empfohlen  und  die  noch  vorhandene  Differenz 
zwischen  der  Greyschen  und  der  ersten  Sazonowschen  Formel 
(vom  30.  Juli)  durch  Vivianis  Bemühungen  zu  überbrücken  ge- 
sucht. Diese  Bemühungen  hatten  auch  Erfolg  und  führten  zu 
der  zweiten  Sazonowschen  Einigungsformel  vom  31.  Juli  (Gelb- 
buch Nr.  112  und  113,  Orangebuch  Nr.  60  und  63,  Blaubuch 
Nr.  120  und  132). 

Die  Wiederaufnahme  der  direkten  Verhandlungen  zwischen 
Wien  und  Petersburg  wurde  in  Paris  nicht  nur  als  neuer  Hoff- 
nungsstrahl des  Friedens  mit  grösster  Freude  begrüsst,  sondern 
auch  von  den  französischen  Diplomaten  in  Wien  und  Petersburg 
auf  das  eifrigste  gefördert  (Gelbbuch  Nr.  104,  114,  120,  125,  127, 
etc.,  etc.). 

Neben  der  aktiven  Mitwirkung  an  allen  Vermittlungsversu- 
chen ging  ein  beständiger  mässigender  Einfluss  auf  den  russischen 
Bundesgenossen  einher.  Man  verfolge  die  unermüdliche  Tätig- 
keit Bienvenu-Martins  bis  zum  29.  Juli  und  Vivianis  nach  seiner 
Rückkehr  an  diesem  Tage.  Man  lese  alle  im  dritten,  vierten, 
fünften  und  sechsten  Kapitel  des  Gelbbuchs  abgedruckten  Noten 
der  französischen  Minister  und  Diplomaten  nach  und  man  wird 
erstaunen  über  die  Kühnheit  der  deutschen  Geschichtsschreiber, 
die  es  unternehmen,  die  heissen  französischen  Friedenswünsche 
als  «  taktische  Fingerzeige  »  hinzustellen,  bestimmt,  um  Deutsch- 
land zu  täuschen  und  bis  zum  vollkommenen  Abschluss  des 
Kriegskomplotts  hinzuhalten  (siehe  Helfferich,  S.  22). 

Einige  eklatante  Beispiele  erfolgreicher  französischer  Einwir- 
kung auf  Petersburg  habe  ich  bereits  in  meinem  Buche  angeführt 
(siehe  Gelbbuch  Nr.  85,  86,  91,  101,  102,  112,  113,  114,  116,  117, 
120,  121,  125,  127,  etc.).  Ueberall  wird,  neben  der  Förderung  der 
praktischen  Friedensvorschläge,  die  russische  Regierung  gemahnt, 
sich  zurückzuhalten  und  in  der  Verteidigung  ihrer  Interessen 
nichts  zu  tun,  was  die  Krisis  verschärfen  und  Deutschland  einen 
Vorwand  für  eine  totale  oder  partielle  Mobilisation  geben  könnte. 
«  J'estime  donc  qu'il  serait  opportun  que,  dans  les  mesures  de 
precaution  et  de  defense  auxquelles  la  Russie  croit  devoir  proceder, 
eile  ne  prit  immediatement  aucune  disposition  qui  offrit  ä  1' Alle- 
in agne  un  pretexte  pour  une  mobilisation  totale  ou  partielle  de 
ses  forces  t  —  schreibt  Viviani  am  30.  Juli  an  seinen  Botschafter 
Paleologue  nach  Petersburg  (Gelbbuch  Nr.  101).  Der  Erfolg  dieses 
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Ratschlages  war  die  Mitteilung  Sazonows  an  Paleologue,  dass  der 
russische  Generalstab  militärische  Vorsichtsmassregeln  aufge- 
schoben habe  «  pour  eviter  toute  equivoque  »  {Gelbbuch  Nr.  102, 
30.  Juli).  Sazonow  knüpfte  an  diese  Mitteilung  beunruhigende 
Nachrichten  über  deutsche  Militärvorbereitungen,  zugleich  aber 
die  Versicherung,  dass  Russland  trotzdem  in  seinen  Bemühungen 
zu  einer  friedlichen  Einigung  nicht  erlahmen  werde  :  «  Jusqu'au 
dernier  instant,  je  negocierai.  » 

Am  30.  Juli  berichtet  Paleologue  über  die  erste  Sazonowsche 
Einigungsformel,  die  Graf  Pourtales  in  Berlin  zu  unterstützen 
versprochen  habe.  Nach  Sazonows  Idee  würde  die  Annahme  dieser 
Proposition  seitens  Oesterreichs  als  logische  Ergänzung  die  Eröff- 
nung einer  Besprechung  der  Mächte  in  London  zur  Folge  haben. 
«  l,e  Gouvernement  russe  montre,  une  fois  encore,  par  son  atti- 
tude,  qu'il  ne  neglige  rien  pour  enrayer  le  conflit  »  —  so  schliesst 
der  Bericht  Paleologues  (Gelbbuch  Nr.  103). 

Gelbbuch  Nr.  104.  Der  französische  Botschafter  Dumaine  in 
Wien  berichtet  am  30.  Juli  über  die  Wiederaufnahme  der  direkten 
Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg  :  der  englische 
Botschafter  Bunsen  erklärte  sofort  —  ohne  Rückfrage  in  London 
—  dem  russischen  Botschafter  Schebeko,  dass  die  englische  Re- 
gierung mit  dieser  neuen  Wendung  der  Dinge  im  vollsten  Masse 
einverstanden  sei,  und  Schebeko  versicherte  seinen  englischen 
und  französischen  Kollegen,  dass  die  russische  Regierung  den 
österreichischen  Forderungen  an  Serbien  weit  mehr  Rechnung 
tragen  werde,  als  man  vielleicht  annehme.  Russland  habe  den  auf- 
richtigen Wunsch  —  wie  er  auch  dem  Grafen  Berchtold  erklärt 
habe,  —  zu  einer  für  beide  Reiche  annehmbaren  Verständigung 
zu  gelangen. 

Gelbbuch  Nr.  10g.  Unterhaltung  Jules  Cambons  mit  Jagow. 
Anfrage  Cambons,  ob  Jagow  inzwischen  —  dem  Wunsche  Greys 
entsprechend  —  irgend  eine  Form  der  Mediation,  die  Deutschland 
genehm  sein  würde,  angegeben  habe.  Ausweichende  Antwort 
Jagows.  Hinweis  auf  die  russische  Mobilisierung  gegen  Oester- 
reich  und  auf  das  Drängen  der  deutschen  Armeechefs,  auch  von 
deutscher  Seite  zu  mobilisieren. 

Gelbbuch  Nr.  112.  Schreiben  Vivianis  an  seine  Botschafter  bei 
den  Grossmächten  (31.  Juli).  Diese  Note  habe  ich  bereits  in  meinem 
Buche,  S.  249  ff.,  ausführlich  behandelt.  Sie  beweist  unwider- 
leglich die  energischsten  Friedensbemühungen  Frankreichs,  die 
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auch  in  diesem  Falle  (Amalgamierung  der  Greyschen  und  der 
Sazonowschen  Einigungsformel)  von  Erfolg  begleitet  waren 
(siehe  Gelbbuch  Nr.  113). 

Es  berührt  wirklich  höchst  eigentümlich,  von  deutscher  Seite, 
sowohl  von  Herrn  von  Bethmann  wie  von  Herrn  Helfferich,  den 
gleichlautenden  Vorwurf  gegen  die  französische  Regierung  zu 
hören,  dass  sie  nichts  zu  Gunsten  des  Friedens  getan  habe.  Wenn 
von  dem  ganzen  Gelbbuch  nichts  anderes  existierte  als  die  De- 
peschen Nr.  112  und  113,  so  würden  diese  für  sich  allein  beweisen, 
dass  die  französische  Regierung  hundertmal  mehr  für  den  Frieden 
getan  hat,  als  aus  den  ganzen  47  Seiten  des  deutschen  Weissbuches 
zu  Gunsten  der  deutschen  Regierung  hervorgeht.  Ich  habe  schon  in 
meinem  Buche  diese  ewige  Briefträgertätigkeit  des  Berliner  Aus- 
wärtigen Amts,  als  Nachrichtenvermittlers  zwischen  London  und 
Wien,  hervorgehoben.  Nirgends  in  der  deutschen  oder  österrei- 
chischen Publikation  findet  sich  eine  wirklich  intensive,  ausführ- 
liche, auf  alle  Einzelheiten  eingehende  Erörterung  und  Mitwir- 
kimg an  den  von  den  Ententemächten  ausgehenden  Einigungs- 
vorschlägen. Berlin  «  gibt  weiter  »,  Berlin  «  unterbreitet  zur 
Erwägung  »,  Berlin  «  übermittelt  »,  Berlin  «  rät  »  im  höchsten 
Falle  zu  irgend  etwas  in  Wien.  Aber  niemals  verlangt  Berlin. 
Niemals  erklärt  Berlin,  dass  es  im  Falle  der  Ablehnung  seines 
Verlangens  nicht  weiter  mitmachen  würde1.  Niemals  bemüht 
sich  Berlin  seinerseits,  positive  Einigungsvorschläge  zu  machen, 
Verständigungsformeln  zu  entwerfen,  Prozeduren  vorzuschlagen, 
deren  Angabe  man  von  ihm  verlangt  und  denen  man  sich  von 
vornherein  unterwerfen  will.  Niemals  wirkt  Berlin  aktiv  mit, 
sondern  stellt  sich  stets  und  überall  nur  auf  den  negativen  Stand- 
punkt, Vorschläge  entgegenzunehmen  und  sie  entweder  abzu- 
lehnen oder  weiterzugeben  oder  einfach  mit  Stillschweigen  zu 
begraben. 

Man  verfolge  demgegenüber  die  Tätigkeit  der  französischen 
Minister  und  Diplomaten,  der  Bienvenu-Martin,  Viviani,  Paul 
und  Jules  Cambon.  Man  lese  die  Nr.  85,  92,  95,  96,  97,  98,  101, 
103,  104,  108,  109,  110,  112,  113,  114,  120,  121,  125,  127  und 
andere  des  Gelbbuches  durch,  vergleiche  deren  reichen,  auf  Schritt 

''  Auf  die  im  August  191 5  und  November  191 6  von  Bethmann  vorge brachten 
Instruktionen  an  Tschirschky,  von  denen  in  den  beiden  deutschen  Weissbüchern 
nichts  erwähut  ist,  habe  ich  schon  oben  hingewiesen  und  komme  an  späterer 
Stelle  darauf  zurück. 
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und  Tritt  die  vollste  Aktivität  zeigenden  Inhalt  mit  den  mageren, 
abgerissenen,  auf  kurze  Formeln  der  Kritik  oder  der  Ablehnung 
beschränkten  Depeschen  der  deutschen  Regierung  und  man  wird 
sich  überzeugen,  dass  die  wirklich  fruchtbare,  wenn  auch  leider 
erfolglose  Friedenstätigkeit  auf  Seiten  Frankreichs  und  seiner 
Ententegenossen,  nicht  aber  auf  Seiten  Deutschlands  und  seines 
Bundesgenossen  gewesen  ist. 

Noch  am  i.  August,  also  nach  Stellung  der  beiden  Ultimata, 
bemüht  sich  Viviani  in  seiner  Zirkular-Depesche,  die  mehr  als 
eine  Druckseite  umfasst,  auf  die  hoffnungsvoll  wiederbegonnenen 
direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg  hinzu- 
weisen, auf  den  Vorschlag  Sazonows,  die  Verhandlungen  in  Lon- 
don und  unter  Teilnahme  der  Mächte  (avec  la  participation  des 
Puissances)  stattfinden  zu  lassen,  auf  die  selbstverständliche  Be- 
dingung dieser  Verhandlungen,  dass  alle  Mächte  mit  ihren  mili- 
tärischen Vorbereitungen  einhalten  müssten  und  auch  Russland 
hierzu  bereit  sei,  etc.  (puisque  la  Russie  a  accepte  la  proposition 
anglaise  qui  implique  un  arret  des  preparatifs  militaires  de  toutes 
les  Puissances).  Andererseits  weist  Viviani  mit  schwerer  Besorgnis 
auf  die  Haltung  Deutschlands  hin,  das  offenbar  den  Krieg  wolle  : 
Herr  von  Schön  habe  bereits  am  Abend  vorher  bei  Stellung  des 
deutschen  Ultimatums  gebeten,  Dispositionen  für  seine  Person  zu 
treffen,  und  habe  bereits  die  Botschafts-Archive  in  Sicherheit 
gebracht  (Gelbbuch  Nr.  120). 

Man  lese  —  und  zwar  mit  voller  Aufmerksamkeit  —  die  Zirku- 
lar-Depesche Vivianis  vom  1.  August  (Gelbbuch  Nr.  125),  in  der 
er  den  Besuch  des  Herrn  von  Schön  um  11  Uhr  vormittags  zum 
Zwecke  der  Einholung  der  französischen  Antwort  auf  das  deutsche 
Ultimatum  beschreibt.  Obwohl  in  diesem  Augenblick  doch  jede 
Friedenshoffnung  bereits  verschwunden  war  —  eine  Stunde  später 
lief  das  Ultimatum  an  Russland  ab,  auf  das  doch  nur  eine  ableh- 
nende Antwort,  also  der  Krieg  folgen  konnte  — ,  trotz  alledem 
hielt  Viviani  dem  deutschen  Botschafter  noch  einmal  die  letzten 
Phasen  der  Friedenstran?; aktionen  vor  :  die  englisch-russischen 
Einigungsformeln,  die  endliche  Bereitwilligkeit  Oesterreichs  zu 
sachlicher  Diskussion,  die  Zustimmung  Russlands  zur  Einstel- 
lung weiterer  militärischer  Massregeln  im  Falle  der  Annahme 
der  englisch- russischen  Einigungsvorschläge,  etc.  Und  allen  diesen 
Friedensaussichten  und  Friedensmöglichkeiten  stellte  der  fran- 
zösische   Minister  die   Haltung  Deutschlands  gegenüber,  die  den 
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Frieden  unheilbar  kompromittieren  müsse.  Herr  von  Schön  war 
auch  diesmal  —  in  diesem  kritischsten  aller  Momente  —  zu 
nichtssagenden,  ausweichenden  Antworten  gezwungen.  Das  ver- 
hinderte aber  Viviani  nicht,  trotz  alledem  seinen  Botschaftern 
zu  schreiben  :  «  II  ne  faut  pas  les  (possibilites)  negliger  cependant 
et  nous  ne  devons  pas  cesser  de  travailler  ä  un  arrangement.  » 
(Man  darf  trotzdem  die  Friedensmöglichkeiten  nicht  vernach- 
lässigen und  wir  dürfen  nicht  aufhören,  zu  Gunsten  eines  Arrange- 
ments tätig  zu  sein.) 

In  seiner  Depesche  von  demselben  Tage  (Nr.  127)  an  Paul 
Cambon  kann  Viviani  mit  Recht  behaupten,  dass  Frankreich  nie 
aufgehört  hat,  gemeinschaftlich  mit  England  Ratschläge  im  Sinne 
der  Mässigung  in  Petersburg  zu  erteilen,  und  dass  diese  Ratschläge 
auch  befolgt  worden  sind.  («  La  France  n'a  cesse  de  donner,  d'ac- 
cord  avec  V Angleterre,  des  conseils  de  moderation  ä  Peter  sbourg ; 
ces  conseils  ont  ete  ecoutes.  »)  Viviani  führt  im  einzelnen  die  fran- 
zösisch-englische Tätigkeit  in  Petersburg  und  ihre  Erfolge  auf  ; 
er  setzt  auseinander,  wie  leicht  der  Akkord  zwischen  den  letzten 
Einigungsvorschlägen  Greys  und  Sazonows  und  den  neuesten 
Erklärungen  Oesterreichs  sei,  und  versichert  noch  einmal,  Frank- 
reich sei  entschlossen,  in  Gemeinschaft  mit  England  das  Zustande- 
kommen dieses  Akkords  bis  zum  Schluss  zu  verfolgen.  («  La  France 
est  resolue  ä  poursuivre  jusqu'au  bout,  avec  l'Angleterre,  la  rea- 

lisation  de  cet  accord nous  continuerons  ä  travailler,   avec 

l'Angleterre,  au  succes  de  ces  pourparlers le  gouvernement  de  la 

Republique  multipliera  ses  efforts  pour  faire  aboutir  les  negocia- 
tions.  ») 

Diese  Depesche  der  letzten  Stunde  vor  der  deutschen  Kriegs- 
erklärung an  Russland  ist  sozusagen  der  «  Schwanengesang  »  der 
französischen  Friedensbemühungen,  die  natürlich  mit  dem  Aus- 
bruch des  deutsch-russischen  Krieges  ihr  Ende  erreichen  mussten. 
Diese  Friedensbemühungen  sind  ein  historisches  Faktum,  belegt 
durch  Dokumente.  Wer  sich  von  der  Wahrheit  und  Ehrlichkeit 
dieser  Bemühungen  überzeugen  will,  lese  die  Dokumente.  Wer 
diese  Bemühungen  leugnet,  fälscht  die  Wahrheit.  Die  kleinen 
Punkte  und  Pünktchen,  die  Herr  Helfferich  heraussucht,  um  die 
haltlose  These  zu  beweisen,  dass  es  Frankreich  von  Anfang  an 
nicht  auf  den  europäischen  Frieden,  sondern  nur  auf  die  Waffen- 
hilfe Englands  zum  gemeinschaftlichen  Ueberfall  auf  die  Zentral- 
mächte angekommen  sei,  —  diese  im  ganzen  sieben  Stellen  aus 
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dem  Gelbbuch  dienen  dem  offiziellen  Verteidiger  Deutschlands  zu 
tendenziösen  Kombinationen,  welche  die  schlagende  Beweis- 
kraft des  Gesamtbildes  der  französischen  Tätigkeit,  wie  es  aus 
den  129  Nummern  des  Gelbbuches  hervorleuchtet,  nicht  beein- 
trächtigen   können. 

Herr  Helflerich  hält  sich  in  seiner  Bedrängnis  an  die  bekannten 
Unterhaltungen  des  Herrn  von  Schön  mit  den  Beamten  des  Aus- 
wärtigen Amtes  am  Quai  d'Orsay  zu  Beginn  der  Krisis  —  Unter- 
haltungen, die  ich  bereits  in  meinem  Buche  (S.  246  ff.)  beleuchtet 
habe.  Die  Weigerung  der  französischen  Regierung,  in  Gemein- 
schaft mit  Deutschland  einen  Druck  auf  Russland  auszuüben, 
während  Deutschland  den  gleichen  Druck  auf  Wien  ablehnte, 
war  mehr  als  berechtigt.  Russland  hatte  ja  bereits  all  seinen 
Einfluss  in  Belgrad  ausgeübt,  um  die  unterwürfige  serbische  Note 
zu  erzielen  ;  Russland  hatte  stillgehalten,  als  Österreich  trotz 
der  serbischen  Unterwürfigkeit  die  diplomatischen  Beziehungen 
abbrach  ;  Russland  hatte  vom  ersten  Moment  an  sich  bereit 
erklärt,  die  Vermittlung  der  vier  unbeteiligten  Mächte  anzuneh- 
men ;  Russland  war  ebenso  bereit  zu  direkten  Verhandlungen  mit 
Oesterreich.  Was  sollte  denn  Russland  noch  mehr  leisten,  welcher 
Druck  sollte  auf  Russland  noch  ausgeübt  werden?  Nur  auf  Oester- 
reich musste  man  drücken,  darauf  kam  es  an.  Das  aber  lehnte 
Deutschland  ab,  von  seinem  bornierten  Iyokalisierungs-Stand- 
punkt  aus.  Das  Verhalten  des  Herrn  Bienvenu-Martin  Herrn  von 
Schön  gegenüber  war  also  mehr  als  berechtigt  und  ebenso  berech- 
tigt war  der  Einwand  des  Auswärtigen  Amtes  in  Paris  gegen  eine 
Presse-Publikation,  die  den  Tatbestand  verfälschte  und  eine 
Solidarität  in  den  Friedensmitteln  vortäuschte,  die  in  Wirklich- 
keit nicht  existierte. 

Ob  Deutschland  damals  noch  Friedensabsichten  hatte,  wollen 
wir  hier  nicht  untersuchen.  Mir  fällt  hierbei  die  Geschichte  von 
jenem  Advokaten  ein,  dem  man  nachsagte  :  «  Der  Rechtsanwalt 
Meier  ist  ein  durchaus  ehrlicher  Mann,  aber  —  man  kann  es  ihm 
nicht  beweisen.  »  Auch  die  Friedensabsichten  Deutschlands  sind 
durch  keinerlei  Beweise  zu  belegen.  Gegen  solche  Absichten  spricht 
die  Tatsache,  dass  Deutschland  allen  vorgeschlagenen  Mitteln  zur 
Herbeiführung  einer  Verständigung  hartnäckigen  Widerstand 
entgegensetzte.  Auf  die  Bemerkung  Bienvenu-Martins,  dass  die 
vier  Mächte,  wenn  Deutschland  dem  Greyschen  Vorschlage  zu- 
stimme, in   Wien  und  Petersburg  gemeinschaftlich  intervenieren 


DAS  ANGRIFFS- KOMPLOTT  ?  iy$ 

könnten,  verschanzte  sich  Herr  von  Schön  hinter  den  Mangel  von 
Instruktionen  und  blieb  lediglich  bei  dem  Vorschlag  eines  gemein- 
schaftlichen deutsch-französischen  Druckes  auf  Petersburg  stehen, 
den  der  französische  Minister  selbstverständlich  ablehnen  musste 
(Gelbbuch  Nr.  36  und  56).  Es  ist  geradezu  unglaublich  und  zeigt 
die  vollkommenste  Hilflosigkeit  in  der  Beibringung  entscheiden- 
der Beweise,  wenn  Herr  Helfferich  die  ganz  unerhebliche  Frage 
der  deutsch-französischen  Pressnotiz  eine  ganze  Seite  lang  be- 
handelt, während  er  der  gesamten  übrigen  Vermittlungstätigkeit 
Frankreichs  kaum  zwei  andere  Seiten  widmet. 

Mit  einem  Zitat  aus  Gelbbuch  Nr.  102  schliesst  bei  Helfferich 
(S.  22)  der  Abschnitt,  der,  wie  bereits  bemerkt,  der  französischen 
Regierung  die  schlechte  Zensur  ausstellt,  dass  sie  nie  einen  ernst- 
lichen Rat  im  Sinne  des  Friedens  an  Russland  erteilt  habe.  Alles, 
was  nach  der  Nr.  102,  besonders  seitens  Vivianis,  zu  Gunsten  des 
Friedens  geschah,  existiert  für  Herrn  Helfferich  nicht.  Alles,  was 
vorher  geschah,  nur  bruchstückweise  und  in  tendenziöser  Ver- 
fälschung. So  wird  von  deutschen  Hof-  und  Regierungs-Histo- 
riographen  Geschichte  gemacht.  Unabhängige  Forscher  aber,  die, 
um  die  Verantwortlichkeiten  gebührend  festzustellen  und  das 
Volk  darüber  aufzuklären,  von  was  für  Reuten  seine  Geschicke 
gelenkt  werden,  der  Wahrheit  nachgehen,  werden  als  Lügner  und 
Verleumder  hingestellt.  Man  lese  die  Dokumente,  man  vergleiche 
und  man  urteile. 


III. 


Die  Unterhaltung  Greys  mit  Lichnowsky 
am  1.  August  1914. 

(Blaubuch  Nr.  123.) 


Die  Nr.  123  des  englischen  Blaubuches  (Unterhaltung  Greys 
mit  Juichnowsky  am  1.  August)  hat  nicht  nur  in  der  deutschen, 
sondern  fast  noch  mehr  in  der  englischen  Presse  einen  grossen 
Raum  in  allen  Erörterungen  über  die  Schuldfrage  eingenommen 
und  verdient  daher  ausführlicher,  als  in  meinem  Buche  geschehen, 
behandelt  zu  werden.  Eine  sehr  dankenswerte  Ergänzung  hat  diese 
Nr.  123  durch  das  im  Sommer  19 15  herausgegebene  neue  deutsche 
Weissbuch  «  Aktenstücke  zum  Kriegsausbruch  »  (S.  46  bis  49)  er- 
halten. Es  kommen  ferner  für  diese  Erörterung  in  Betracht  die 
Nr.  144  des  Gelbbuchs,  die  Rede  des  Reichskanzlers  vom  4.  August, 
die  Rede  Greys  im  Unterhaus  vom  3.  August,  die  Asquiths  vom 
6.  August  1914,  die  Nr.  85  und  101  des  Blaubuches. 


Die  deutschen  Angebote  für 
die     englische     Neutralität. 

Aus  all  diesen  Dokumenten  zusammengenommen  ist  zu  re- 
konstruiren,  welche  Angebote  Deutschland  der  englischen  Regie- 
rung für  ihre  Neutralität  gemacht,  und  wie  sich  die  englische 
Regierung  diesen  Angeboten  gegenüber  verhalten  hat.  In  meinem 
Buche  habe  ich  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  Deutschland  in  der 
Tat  mit  allen  Mitteln  die  Neutralität  Englands  in  diesem  Kriege 
erstrebt   hat,  dass   es  —  entsprechend    dem  von  langer    Hand 
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seitens  der  Alldeutschen,  der  Kolonial-  und  Weltmacht-Politiker 
gegebenen  Rezept  —  zunächst  durch  einen  Kontinentalkrieg  die 
Hegemonie  auf  dem  Festlande  zu  erringen  trachtete,  um  später 
als  mächtige  Herrin  des  europäischen  Kontinents  mit  England 
in  dieser  oder  jener  Weise  abzurechnen.  Dieses  Ziel  :  Ellbogen- 
freiheit auf  dem  Kontinent  und  deshalb  Neutralität  Englands  in 
Kontinentalkonflikten,  war  der  Kompass  der  ganzen  deutschen 
Politik  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts.  Diesem  Ziele  diente  das 
Verhalten  Deutschlands  auf  den  Haager  Konferenzen  und  in  den 
späteren  direkten  Verhandlungen  mit  England  über  eine  poli- 
tische Verständigung  und  eine  Einschränkung  der  maritimen 
Rüstungen.  Diesem  Ziele  diente  das  Neutralitätsgesuch  vom 
29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  85),  diesem  Ziele  die  Verhandlungen  Lich- 
nowskys  mit  Grey  bis  zum  Ausbruch  des  englisch-deutschen 
Krieges  am  Abend  des  4.  August. 

Die  nach  dem  Scheitern  der  zweiten  Haager  Konferenz 
—  Scheitern,  soweit  die  wichtigsten  Verhandlungspunkte,  obli- 
gatorische Schiedsgerichtsbarkeit  und  Rüstungsbeschränkung,  in 
Betracht  kommen  -  zwischen  England  und  Deutschland  auf 
Veranlassung  der  ersteren  Macht  stattgefundenen  direkten  Ver- 
ständigungsverhandlungen habe  ich  in  meinem  Buche  (S.  78-90) 
ausführlich  dargestellt.  Ich  glaube  nicht  anmassend  zu  sein,  wenn 
ich  behaupte,  dass  meine  gewissenhaft  dokumentierte  Darstellung 
die  Gegenveröffentlichungen  der  deutschen  Regierung  und  die 
Auseinandersetzungen  des  Reichskanzlers  vom  19.  August  19 15 
mit  hervorgerufen  und  die  europäische  Oeffentlichkeit  mit  diesen, 
für  die  Beantwortung  der  Schuldfrage  sehr  wesentlichen  Vorgän- 
gen bekannt  gemacht  hat.  Ich  werde  diese  Verständigungsver- 
handlungen auf  Grund  des  neu  herausgekommenen  Materials  einer 
erneuten  Prüfung  in  einem  besonderen,  Kapitel  unterziehen. 

Für  unsere  jetzige  Untersuchung  interessiert  nur  die  Fest- 
stellung, dass  jene  Verständigungsverhandlungen  —  unbestritten, 
auch  der  Reichskanzler  gibt  dies  zu  —  dem  einen  Ziele  nachstreb- 
ten, England  in  einem  europäischen  Kriege  neutral  zu  halten. 
Demselben  Ziele,  dem  auch  die  deutsch-englischen  Verhandlungen 
unmittelbar  vor  Ausbruch  des  europäischen  Krieges  dienen  sollten. 

Ich  habe  schon  in  meinem  Buche  auseinandergesetzt,  dass  der 
Ausgangspunkt  dieser  Bestrebungen  der  deutschen  Diplomatie 
von  vornherein  ein  verfehlter  war.  Mit  welchem  Rechte  masste 
sich  Deutschland  an,  England  die  Rolle  eines  unbeteiligten  Zu- 
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Schauers  in  irgendwelchem  Kontinentalkonflikt  zuzuschieben  - 
eines  Zuschauers,  der  weder  seine  eigenen  Interessen  wahren,  noch 
seine  vertragsmässigen  Verpflichtungen  hätte  erfüllen  können  ? 
Den  kleinen  neutralen  Staaten  gegenüber  bestanden  solche  Ver- 
pflichtungen, den  Grossmächten  gegenüber  aber  konnten  —  je 
nach  dem  Ursprung  oder  dem  Zweck  etwa  ausbrechender  Konti- 
nentalkriege --  die  vitalen  Interessen  Englands  in  erheblichster 
Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden  ;  wenn  auch  keine 
Verpflichtungen  Englands  seinen  Ententefreunden  gegenüber 
bestanden,  so  konnte  doch  das  Interesse  Grossbritanniens,  je  nach 
Umständen,  ein  aktives  Eingreifen  erfordern  und  das  blosse 
Zuschauen  zu  einer  für  England  selbst  höchst  gefährlichen  Haltung 
machen.  Welche  Veranlassung  also  sollte  England  haben,  sich 
Deutschland  gegenüber  zu  einer  Neutralität  zu  verpflichten  ? 
Selbst  wenn  diese  Neutralität  aufs  ausgiebigste  bezahlt  worden 
wäre  —  durch  Angebote  und  Konzessionen  aller  möglichen  Art  — , 
so  hatte  England  keine  Veranlassung,  sein  Erstgeburtsrecht  als 
europäische  Grossmacht  gegen  ein  noch  so  reichliches  Linsenge- 
richt deutscher  Konzessionen  zu  verkaufen.  England  wollte  eben 
nicht  neutral  bleiben,  England  wollte  in  europäischen  Konflikten 
seine  Stimme,  sein  militärisches  und  maritimes  Schwergewicht  zu 
Gunsten  seiner  eigenen  Interessen  in  die  Wagschale  werfen  und 
eine  Politik,  die  darauf  ausging,  diesem  stets  und  überall  ausge- 
sprochenen englischen  Willen  entgegenzutreten,  war  in  der 
Anlage  verfehlt,  war  von  vornherein  zum  Scheitern  verurteilt. 

Wie  würde  es  Deutschland  gefallen  haben,  wenn  England 
zehn  Jahre  lang  immer  von  neuem  der  deutschen  Regierung  mit 
Vorschlägen  nahegetreten  wäre,  die  Deutschlands  Neutralität 
in  europäischen  Konflikten  herbeiführen  sollten  ?  Ich  glaube, 
schon  beim  ersten  Schritt  dieser  Art  würde  man  dem  betreffenden 
englischen  Botschafter  die  Türe  gewiesen  haben,  wie  es  der  alte 
Kaiser  dem  immer  von  neuem  drängenden  Benedetti  gegenüber 
in  Ems  getan  hat.  Kein  Mensch  in  Deutschland  würde  solchen 
Neutralitätsvorschlag  für  ernst  genommen,  auch  nur  einer  Beant- 
wortung für  wert  gehalten  haben.  Weshalb  glaubte  man  England 
das  zumuten  zu  können,  was  niemand  gewagt  hätte,  Deutschland 
zuzumuten  ?  WTorin  anders  besteht  denn  das  Wesen  der  euro- 
päischen Grossmacht,  als  darin,  in  europäischen  Fragen  mit- 
beraten und  mitentscheiden  zu  können  ?  Kein  Aequivalent, 
nicht  die  Abtretung  von  ganz  Marokko,  von  Ost-  oder  West-  oder 
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Südafrika,  nichts  in  der  Welt  hätte  Deutschland  je  bewogen, 
England  gegenüber  eine  bindende  Verpflichtung  zur  Neutralität 
in  europäischen  Konflikten  einzugehen. 

Und  was  bot  man  England  an  für  diese  ungeheure,  für  einen 
Grossstaat  unmögliche  Gegenleistung,  die  man  von  ihm  verlangte? 
Ich  habe  es  in  meinem  Buche  bereits  auseinandergesetzt.  Keine 
Veränderung  des  deutschen  Flottengesetzes,  keine  Herabminde- 
rung der  in  den  späteren  Ergänzungen  dieses  Gesetzes  vorge- 
sehenen Verstärkungen  der  Flotte,  keine  Zusage,  neue  Verstär- 
kungen zu  unterlassen,  sondern  äussersten  Falls  —  sage  und 
schreibe  :  eine  mündliche,  nicht  schriftliche  Zusage  über  eine  ge- 
wisse Verzögerung  der  beschlossenen  Schiffsbauten  (siehe  J'accuse, 
S.  84,  85).  Also  nicht  einmal  der  eigentliche  Zweck  dieser  ganzen 
englisch-deutschen  Verhandlungen,  der  Stillstand  in  den  beider- 
seitigen Seerüstungen ,  die  gleichbedeutend  waren  mit  dem  schliess- 
lichen  beiderseitigen  Ruin,  —  nicht  einmal  dieser,  im  Interesse 
beider  Teile  gleichmässig  liegende  Zweck  sollte  durch  die  deutsche 
sogenannte  Gegenleistung  erreicht  werden,  sondern  nur  eine 
fadenscheinige,  den  leidenden  und  zahlenden  Völkern  nichts 
helfende,  nicht  einmal  schriftlich-verbindliche  Zusage  einer  ge- 
wissen Verzögerung  im  Flottenbau.  Was  Deutschland  um  keinen 
Preis  in  der  Welt  einem  anderen  Staat  zugesagt  hätte,  Neutra- 
lität in  europäischen  Konflikten,  das  sollte  England  zusagen 
gegen  ein  Nichts  von  Gegenleistung  !  Wer  hat  je  eine  ähnlich 
anmassende,  törichte  und  zwecklose  Politik  gesehen  ? !  Doch 
davon  in  einem  besonderen  Kapitel. 

* 
*  * 

Die  englische  Neutralität,  die  man  —  selbstverständlicher- 
weise —  in  den  vergangenen  Jahren  nicht  hatte  erreichen  können, 
nicht  bloss,  weil  die  Gegenleistungen  Deutschlands  lächerlich 
waren,  sondern,  weil  England  überhaupt  sich  nicht  zur  Neutra- 
lität verpflichten  wollte  und  konnte,  —  diese  Neutralität  suchte 
man  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  von  neuem  durch  alle  mög- 
lichen Angebote  zu  erreichen.  Die  Angebote  begannen  in  der 
bekannten  Unterhaltung  des  Reichskanzlers  mit  Goschen  am  2g.  Juli 
spät  abends,  nach  der  Rückkehr  des  Reichskanzlers  aus  Potsdam. 
Der  Reichskanzler  sicherte,  falls  England  neutral  bliebe,  der 
englischen  Regierung  zu,  dass  Deutschland  im  Falle  eines  siegrei- 
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chen  Krieges  gegen  Frankreich  keine  territorialen  Erwerbungen 
auf  Kosten  Frankreichs  in  Europa  vornehmen  würde,  lehnte  aber 
bezüglich  der  französischen  Kolonien  eine  ähnliche  Zusicherung 
ab.  Bezüglich  Belgiens  gab  Herr  von  Bethmann  nur  die  unbe- 
stimmte Erklärung  ab,  dass  Deutschlands  Operationen  gegen 
Belgien  von  Frankreichs  Aktion  abhängen  würden,  dass  aber 
jedenfalls  nach  Beendigung  des  Krieges  Belgiens  Integrität  res- 
pektiert werden  würde,  falls  es  sich  nicht  Deutschland  gegen- 
über feindlich  gestellt  haben  würde.  Diese  Erklärung  Beth- 
manns  wurde  in  der  Note  des  Herrn  von  Jagow  an  den  Fürsten 
Ljchnowsky  vom  4.  August  (Blaubuch  Nr.  157)  noch  dahin  erwei- 
tert, dass  selbst  im  Falle  eines  bewaffneten  Konflikts  mit  Belgien 
Deutschland  unter  keinerlei  Vorwand  belgisches  Territorium 
annektieren  würde. 

In  der  Reichstagsrede  des  Reichskanzlers  vom  4.  August 
wird  die  der  englischen  Regierung  abgegebene  Erklärung  dahin 
präzisiert,  «  dass  wir  die  territoriale  Integrität  und  die  Unabhän- 
gigkeit Belgiens  nicht  antasten  werden  ».  In  all  diesen  Zusagen 
Deutschlands  war  der  ausdrückliche  Vorbehalt  enthalten,  dass 
Deutschland  den  Durchmarsch  durch  Belgien  nach  Frankreich 
ausführen  müsse,  da  auch  «  Frankreich  zum  Einfall  bereit  stand  » 
und  es  «  für  Deutschland  eine  Frage  auf  Leben  und  Tod  sei, 
Frankreich  zuvorzukommen.  » 

Von  diesem  Akt  der  «  Notwehr  »  —  des  Durchmarsches  durch 
Belgien  —  konnte  Deutschland  nicht  Abstand  nehmen,  obwohl 
es,  wie  Herr  von  Bethmann  im  Reichstag  erklärte,  sich  bewusst 
war,  damit  ein  Unrecht  zu  tun  und  gegen  die  Gebote  des  Völker- 
rechts zu  Verstössen.  Dieser  Punkt  aber  war  gerade  der,  in  wel- 
chem England  —  und  mit  ihm  die  ganze  Welt,  vor  allem  auch 
Belgien  selbst  —  das  Verbrechen  sahen,  welches  Belgien  zur  Selbst- 
verteidigung und  die  Garantiemächte  zum  Schutze  dieses  neutra- 
len Landes  aufrufen  musste.  Ich  habe  in  meinem  Buche  ausführ- 
lich die  Gründe  auseinandergesetzt,  die  moralischen  und  poli- 
tischen Gründe,  die  Gründe  aus  der  Vergangenheit,  der  Gegen- 
wart und  der  Zukunft,  die  Belgien  zwingen  mussten,  die  einseitige 
Begünstigung  Deutschlands,  die  in  der  Gestattung  des  Durch- 
marsches gelegen  hätte,  zurückzuweisen  und  zur  Verteidigung 
des  Landes  die  Warfen  zu  ergreifen.  Jeder  andere  neutrale  Staat 
würde  dasselbe  getan  haben,  weil  bei  jedem  die  gleichen  ideellen 
und   materiellen   Gründe   zu   gleichem   Handeln   vorliegen.    Das 
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kleine  Ländchen  Luxemburg  kommt  natürlich  beim  Vergleich 
nicht  in  Betracht,  aber  die  Schweiz  und  Holland  würden  genau 
wie  Belgien  gehandelt  haben  und  hätten  ebenso  handeln  müssen, 
wenn  sie  nicht  ein  für  allemal  ihr  Recht  auf  Neutralität  verlieren 
und  sich  bedingungslos  in  die  Hände  des  bevorzugten  Nachbars 
geben  wollten.  Daher  die  Sympathien  in  der  ganzen  neutralen 
Welt  für  Belgien,  daher  die  Brandmarkung  und  Verurteilung 
Deutschlands  1. 


Als  Sir  Edward  Grey  am  Morgen  des  3.  August  sich  zur  Kabi- 
nettsitzung begeben  wollte,  suchte  ihn  der  Fürst  Lichnowsky  auf 
und  bat  ihn  dringend  um  das  Zugeständnis,  dass  Englands  Neu- 
tralität nicht  von  der  Respektierung  der  belgischen  Neutralität 
seitens  Deutschlands  abhängen  würde  (que  la  neutralite  de  l'An- 
gleterre  ne  dependait  pas  du  respect  de  la  neutralite  beige.  Gelb- 
buch Nr.  144).  Grey  lehnte  jede  Konversation  über  diesen  Punkt 
ab.  Der  deutsche  Botschafter  richtete  darauf  ein  Communique 
an  die  Presse  dahingehend  :  Wenn  England  neutral  bliebe,  würde 
Deutschland  auf  jede  maritime  Operation  verzichten  und  sich 
der  belgischen  Küsten  nicht  als  Stützpunkt  bedienen,  worauf 
Paul  Cambon  erwidern  Hess,  dass  die  Respektierung  der  Küsten 
nicht  gleichbedeutend  sei  mit  dem  Respekt  vor  der  Neutralität 
des  Territoriums  und  dass  das  deutsche  Ultimatum  (vom  Abend 
vorher)  bereits  eine  Verletzung  dieser  Neutralität  enthalte  (Gelb- 
buch Nr.  144  Absatz  2).  Zu  bemerken  ist,  dass  am  Tage  vorher, 
am  2.  August  nachmittags,  Grey  dem  französischen  Botschafter 
die  bekannte  Zusicherung  (Blaubuch  Nr.  148)  gegeben  hatte, 
wonach  die  britische  Flotte  Frankreich  Beistand  leisten  würde, 
falls  die  deutsche  Flotte  durch  den  Kanal  oder  durch  die  Nordsee 
feindliche  Operationen  gegen  französische  Küsten  oder  Schiffahrt 
unternehmen  sollte.  Diese  Voraussetzung  eines  eventuellen  Ein- 
greifens  der  britischen  Flotte  sollte  durch  die   Pressmitteilung 

1  Der  Fall  Griechenlands,  auf  den  ich  an  anderer  Stelle  zu  sprechen  komme, 
hegt  vollkommen  anders  und  ist  mit  dem  belgischen  Falle  nach  keiner  Richtung 
hin  zu  vergleichen.  Griechenland  ist  kein  Land,  dessen  Neutralität  durch  einen 
Garantievertrag  ein  für  allemal  gesichert,  das  aber  eben  dadurch  auch  in  seiner 
politischen  Betätigung  beschränkt  ist.  Griechenland  ist  ein  in  seiner  Handlungs- 
freiheit uneingeschränkter  Staat,  wie  jeder  andere,  der  Kriege  führt,  Bündnisse 
schliesst  etc.  und  daher  auch  allen  Gefahren  kriegerischer  Verwicklungen  aus- 
gesetzt ist. 
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Lichnowskys  aus  der  Welt  geschafft  und  gleichzeitig  eine 
Art  Neutralität,  wenigstens  der  belgischen  Küsten,  garantiert 
werden. 

Der  Gedanke,  die  Voraussetzung  des  britischen  Flotten- 
schutzes zu  eliminieren,  kehrt  auch  in  der  Rede  des  Reichskanz- 
lers vom  4.  August  1914  wieder.  Herr  von  Bethmann  erklärt,  der 
englischen  Regierung  die  Zusicherung  gegeben  zu  haben,  dass  die 
deutsche  Flotte  die  Nordküste  Frankreichs  nicht  angreifen,  auch 
im  Falle  der  Gegenseitigkeit  keine  feindlichen  Operationen  gegen 
die  französische  Haudelsschiffahrt  unternehmen  wird,  solange 
England  neutral  bleibt.  Die  deutsche  Regierung  bemühte  sich 
also  offensichtlich,  in  Kenntnis  der  am.  2.  August  von  Grey  an 
Cambon  gegebenen  Zusage,  am  3.  und  4.  August  diese  Zusage 
wirkungslos  zu  machen,  indem  sie  sich  verpflichtete,  keinen 
Angriff  auf  die  französische  Küste  und  Handelsschiffahrt  zu  unter- 
nehmen. 

Alles  dies  ist  klar,  logisch  und  unstreitig. 

Schon  in  meinem  Buche  habe  ich  auseinandergesetzt  -  -  im 
Gegensatz  zu  Herrn  von  Bethmann  — ,  dass  die  Zusage  Greys 
vom  2.  August  nichts  weniger  bedeutet,  als  eine  Beteiligung 
Englands  am  Kriege,  dass  diese  Zusage  beschränkt  war  auf  bri- 
tischen Flottenbeistand  und  bedingt  durch  deutsche  Seeopera- 
tionen, die  Deutschland  nach  eigenem  Belieben  unterlassen 
konnte,  zumal  sie  für  den  Gang  und  den  Erfolg  des  Krieges  ohne 
entscheidende  Bedeutung  waren  und  sicherlich  auch  ohne  den  im 
Hintergrunde  drohenden  englischen  Eingriff  nicht  unternommen 
worden  wären.  Ich  habe  bei  meinen  früheren  Auseinander- 
setzungen aus  dieser  Untersuchung  den  meines  Erachtens  unan- 
fechtbaren Schluss  gezogen,  dass  die  Beteiligung  Englands  am 
europäischen  Kriege  dm  2.  August  noch  durchaus  unbestimmt  war 
und  erst  am  4.  August  abends  zur  Tatsache  wurde,  als  Deutschland 
das  Verlangen,  seine  Truppen  aus  Belgien  zurückzuziehen,  schroff 
ablehnte.  Hätte  es  dieses  Verlangen  erfüllt  und  erfüllen  können, 
so  wäre  für  England  jede  Möglichkeit,  in  den  Krieg  einzutreten, 
verschwunden,  da  England  nichts  anderes  als  die  Rückgängig- 
machung der  belgischen  Neutralitätsverletzung  in  seinem  Ulti- 
matum gefordert  hatte.  Diese  Neutralitätsverletzung  war  also 
nicht  der  Vorwand,  sondern  der  Grund  der  englischen  Kriegserklä- 
rung (worauf  ich  in  einem  späteren  Kapitel  noch  zurückkommen 
werde)  ;  sie  war  überdies  die  einzige  Möglichkeit,  vor  der  öffent- 
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liehen  Meinung  Englands  und  vor  dem  Parlament  den  Kriegs- 
eintritt zu  rechtfertigen. 

Halten  wir  also  fest,  als  letzte  Zusammenfassung  der  deutschen 
Gegenleistungen  für  Englands  Neutralität,  was  Herr  von  Bethmann 
am  4.  August  im  Reichstag  sagte  : 

1.  Deutschland  wird  die  territoriale  Integrität  und 
Unabhängigkeit  Belgiens  nicht  antasten,  und  zwar  —  wie 
nach  Blaubuch  Nr.  157  hinzuzufügen  ist  —  selbst  dann 
nicht,  wenn  Belgien  sich  mit  den  Waffen  in  der  Hand 
verteidigt. 

2.  Die  deutsche  Flotte  wird  weder  die  Nordküste 
Frankreichs  angreifen,  noch  —  im  Falle  der  Gegenseitig- 
keit —  feindliche  Operationen  gegen  die  französische 
Handelsschiffahrt   unternehmen. 

Diese  zusammenfassenden  Erklärungen  Bethmanns  sind  von 
entscheidender  Wichtigkeit  für  das,  was  sie  enthalten,  und  noch 
mehr  für  das,  was  sie  nicht  enthalten.  Sie  enthalten  nicht  die  Res- 
pektierung der  belgischen  Neutralität  in  dem  Sinne,  dass  Deutsch- 
land auf  den  Durchmarsch  durch  Belgien  verzichten  will ;  sie  konn- 
ten diesen  Verzicht  nicht  enthalten,  denn  der  Durchmarsch  hatte 
bereits  begonnen  und  Bethmann  selbst  erklärte  ihn  für  unver- 
meidlich, aber  für  unrecht  und  völkerrechtswidrig.  Sie  enthalten 
ferner  kein  Versprechen,  die  Integrität  Frankreichs  und  seiner 
Kolonien  zu  wahren,  sondern  nur  das  Angebot,  keine  feindlichen 
Operationen  gegen  die  Nordküste  Frankreichs  und  gegen  die 
französische  Handelsschiffahrt  zu  unternehmen.  Wenn  Herr 
Helfferich  also  die  Behauptung  aufstellt  : 

«  Deutschland  hatte  für  die  Neutralität  Englands  die 
Integrität  Belgiens,  Frankreichs  und  seiner  Kolonien, 
ausserdem  den  Verzicht  auf  jede  Flottenaktion  gegen  die 
französische  Küste  und  die  französische  Schiffahrt  ange- 
boten »  (S.  40), 

so  setzt  er  sich  in  offenbaren  Widerspruch  mit  dem  Reichskanzler 
selbst,  der  zwar  ebenfalls  die  Integrität  und  Unabhängigkeit 
Belgiens  —  wohl  verstanden  :  nach  erfolgtem  Durchmarsch  und 
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Beendigung  des  Krieges  —  garantieren  wollte,  von  der  Integrität 
Frankreichs  und  seiner  Kolonien  aber  nicht  ein  Wort  verlauten 
Hess.  Der  Reichskanzler  konnte  bezüglich  Frankreichs  eine  solche 
Erklärung  gar  nicht  abgeben,  da  er  ja  am  29.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  85)  durch  seine  Ablehnung  einer  bestimmten  Zusicherung 
nach  dieser  Richtung  hin  die  französischen  Kolonien  als  mögliches 
Eroberungsobjekt  Deutschlands  sich  vorbehalten  hatte.  Herr 
Helfferich  stützt  sich  mit  seiner  Behauptung  des  weitergehenden 
Angebots  auf  die  Nr.  123  des  Blaubuches.  Es  erscheint  daher 
notwendig,  dieses  Schriftstück  (Bericht  Greys  an  Goschen  über 
eine  am  1.  August  stattgehabte  Besprechung  mit  Lichnowsky) 
einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterwerfen. 

Die  englischen  Kriegsgegner 
stützen  sich  auf  die  Nr.  123 
des  Blaubuches. 

Diese  Nr.  123  spielt  auch  in  der  Presse  der  englischen  Kriegs- 
gegner eine  grosse  Rolle.  Die  englischen  Opponenten  stehen  —  was 
im  Gegensatz  zu  der  deutschen  Verfälschung  ihrer  Angriffe  beson- 
ders hervorzuheben  ist  —  zu  einem  kleinen  Teil  auf  dem  Stand- 
punkt, dass  die  englische  Regierung,  im  Interesse  Englands  selbst, 
dem  europäischen  Kriege  hätte  fern  bleiben  sollen.  Der  bei  weitem 
grössere  und  massgebende  Teil  der  Opposition  ist  dagegen  der 
Meinung,  dass  die  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  den 
Kriegseintritt  Englands  notwendig  machte. 

Kein  Mitglied  der  englischen  Opposition  geht  von  dem  Ge- 
sichtspunkte aus,  dass  das  englische  Kabinett  den  Krieg  herbei- 
geführt habe  und  für  denselben  verantwortlich  sei.  Die  links- 
sozialistische Gruppe  der  Independent  Labour  Party  macht  die 
englische  Regierung  nur  in  dem  weiteren  Sinne  für  den  Krieg 
verantwortlich,  wie  dies  jede  linkssozialistische  Gruppe  in  den 
kriegführenden  Ländern  ihrer  Regierung  gegenüber  tut,  und  wie 
dies  in  der  im  September  1915  in  Zimmerwald  (Schweiz)  zusam- 
mengetretenen Konferenz  linkssozialistischer  Delegierter  aus  krieg- 
führenden und  neutralen  Ländern  zum  Ausdruck  gebracht  ist  : 
in  dem  Sinne  nämlich,  dass  die  imperialistische  Regierungs- 
politik aller  europäischen  Grossstaaten  den  Boden  geschaffen 
habe,  aus  dem  schliesslich  dieser  Völkermord  notwendig  erwachsen 
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musste1.  In  diesem  —  für  alle  Länder  gleichmässig  gültigen  — 
Sinne  macht  auch  die  sozialistische  Opposition  Englands  die 
englische  Regierung  verantwortlich.  Was  aber  die  näheren,  unmit- 
telbaren Kriegsursachen  anbetrifft,  so  gibt  es  wohl  kaum  jemand 
in  England,  der  nicht  die  ernsten,  unermüdlichen  Friedensbe- 
mühungen der  britischen  Staatsmänner  in  den  kritischen  Tagen 
vom  23.  Juli  bis  Anfang  August  lobend  hervorhebt.  Auch  die 
schärfsten  Opponenten  erkennen  die  Friedensbemühungen  Greys, 
und  ebenso  die  Notwendigkeit  für  England  an,  nach  der  Verlet- 
zung der  belgischen  Neutralität  an  Deutschland  den  Krieg  zu 
erklären.  Sogar  der  leidenschaftlichste  Kritiker  der  englischen 
Politik  der  letzten  anderthalb  Jahrzehnte,  E.  D.  Morel,  spricht  es 
aus,  dass  «  über  die  Unvermeidlichkeit  eines  deutsch-englischen 
Krieges  infolge  der  deutschen  Besetzung  Belgiens  im  Jahre  1914 
in  unserem  Lande  es  nur  eine  Meinung  geben  kann  »  (New  States- 
man,  13.  Februar  1915). 

Trotzdem  existieren  auch  in  England  Stimmen,  die  der  eng- 
lischen Regierung  einen  Vorwurf  daraus  machen,  dass  sie  nach 
dem  Scheitern  ihrer  Friedensbemühungen  nicht  neutral  geblieben, 
sondern  sich  zur  Teilnahme  am  Kriege  entschlossen  habe.  Diese 
Opposition  gegen  Englands  Teilnahme  am  Kriege  ist  natürlich 
grundverschieden  von  der  Behauptung  der  deutschen  Regierung 
und  ihrer  Verteidiger,  dass  England  die  Schuld  am  Kriege  trage. 
Die  Thesen  der  englischen  Kriegsgegner  lassen  sich  im  wesent- 
lichen dahin  zusammenfassen  :  den  europäischen  Brandstoff  habt 
ihr  mitgeschaffen  durch  eure,  gleich  allen  anderen  Grossmächten 
betriebene,  imperialistische  Expansionspolitik.  Den  Ausbruch  des 
Krieges  selbst  habt  ihr  ehrlich  und  aufrichtig  zu  verhindern  gesucht ; 
nachdem  er  aber,  eurer  Bemühungen  ungeachtet,  ausgebrochen 
war,  wäre  es  für  England  geboten  gewesen,  beiseite  zu  stehen, 
anstatt  sich  hineinzumischen. 

1  Der  «  Irrtum  von  Zimmerwald-Kiental  »,  auf  den  Grumbach  in  seiner 
überzeugenden  Schrift  unter  obigem  Titel  (Bern  191 6)  hingewiesen  hat  und  den 
ich  zum  Gegenstand  meiner  Broschüre  «  Der  springende  Punkt  »  von  Germa- 
nicus  (Zürich  1916)  gemacht  habe,  besteht  eben  darin,  dass  man  ausschliess- 
lich den  Nährboden  hervorhebt,  aus  dem  der  Krieg  erwachsen  ist,  die  unmit- 
telbare Schuld  am  Kriege  aber,  den  Kriegsbazillus,  vollständig  beiseite  lässt. 
Vor  lauter  Betonen  der  causa  sina  qua  non  vergisst  man  ganz  die  causa  efficiens. 
So  kommt  man  —  ohne  es  zu  wollen  —  zu  einer  Entschuldigung  und  Entlastung 
der  eigentlichen  Verbrecher,  der  Herrscher  und  Regierungen  Deutschlands  und 
Oesterreichs,  und  zieht  im  Effekt  denselben  Strang  wie  Imperialisten  und  Sozial- 
imperialisten. 
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Weshalb  beiseite  stehen  ?  Weil  die  Note  123  beweist  -  -  so 
argumentieren  die  englischen  Kriegsgegner  weiter  — ,  dass  Deutsch- 
land euch  alles  angeboten  hatte,  was  ihr  —  vom  englischen  Stand- 
punkt aus  —  billigerweise  verlangen  konntet  :  das  Versprechen,  die 
belgische  Neutralität  nicht  zu  verletzen,  die  Garantie  der  Inte- 
grität Frankreichs  und  seiner  Kolonien.  Im  übrigen  habe  der 
deutsche  Botschafter  den  englischen  Staatssekretär  gedrängt, 
selbst  die  Bedingungen  zu  formulieren,  unter  denen  England  neu- 
tral bleiben  könne  ;  Sir  Edward  Grey  aber  habe  definitiv  jedes 
Neutralitätsversprechen  abgelehnt  und  erklärt,  seine  Hände  frei 
halten  zu  müssen. 

Dies  die  Anklagethese  desjenigen  Teils  der  englischen  Oppo- 
sition, der  auch  itf  der  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  keinen 
genügenden  Grund  zur  Kriegsbeteiligung  Englands  findet,  —  die 
Anklagethese,  die  sich  auf  Nr.  123  des  Blaubuches  stützt  und  mit 
gleicher  Begründung  auch  von  der  deutschen  Verteidigungs- 
literatur, in  erster  Linie  von  Herrn  Dr.  Helfferich  aufgestellt  wird. 
Wobei  sich  letzterer  natürlich  die  Gelegenheit  nicht  entgehen 
lässt,  die  Greysche  Ablehnung  jedes  Neutralitätsversprechens  auf 
eine  angebliche  —  in  Wirklichkeit,  wie  ich  an  anderer  Stelle  nach- 
gewiesen, nicht  vorhandene  -  -  Bindung  Frankreich  gegenüber 
zurückz  uf  ühren . 

Sinn  und  Bedeutung  der 
Nr.  123  des  Blaubuchs. 

Beide  Angriffe  auf  den  englischen  Staatssekretär,  der  englische 
wie  der  deutsche,  sind  hinfällig,  wenn  man  die  verhängnisvolle 
Nr.  123  an  der  Hand  der  übrigen  diplomatischen  Dokumente, 
insbesondere  der  in  dem  neuen  deutschen  Weissbuch  (S.  46  bis  49) 
veröffentlichten,  prüft.  Diese  Prüfung  ergibt  die  unbedingte  Rich- 
tigkeit der  Behauptung  Greys  und  seiner  Verteidiger,  dass  die 
Nr.  123  überhaupt  keine  mehr  oder  weniger  verbindlichen  Offerten 
des  deutschen  Botschafters  enthielt,  sondern  nur  gesprächsweise 
geäusserte  Hypothesen  und  persönliche  Ansichten  des  Botschafters, 
die  keine  formelle  Erwiderung  ermöglichten  und  verlangten.  Es 
ist  zuzugeben,  dass  die  —  doch  von  Grey  selbst  publizierte  - 
Depesche  an  Goschen  zu  allen  möglichen  Missverständnissen  zum 
Nachteil  Greys  Veranlassung  geben  kann.  Umso  anerkennens- 
werter, dass  er  die  Depesche,  die  seinen  Gegnern  in  und  ausser- 
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halb  Englands  so  reiches  Angriffsmaterial  geliefert  hat,  dennoch 
veröffentlichte,  anstatt  sie  einfach  wegzulassen,  wie  dies  andere 
Diplomaten  anderer  Länder  mit  allen  unbequemen  Schriftstücken 
getan  haben.  Die  Publikation  der  Depesche  beweist  also  ein  Mass 
von  Objektivität  und  Ehrlichkeit  auf  Seiten  der  englischen 
Diplomatie,  wie  es  auf  anderer  Seite  nicht  zu  finden  ist,  und  gibt 
ihren  sonstigen  Veröffentlichungen  eine  Glaubwürdigkeit,  die 
allen  Angriffen  Helfferichs  und  seiner  Gesinnungsgenossen  trotzt. 

Respektierung    der 
belgischen  Neutralität? 

Welchen  Sinn  und  welche  Bedeutung  hat  nun  die  Nr.  123? 
Soweit  der  erste  Absatz  in  Betracht  kommt,  ist  der  Inhalt  der 
Depesche  vollkommen  klar  und  unzweideutig.  Dieser  erste  Absatz 
entspricht  der  von  dem  Fürsten  Lichnowsky  am  1.  August  um 
halbsechs  Uhr  abends  nach  Berlin  gesandten  Depesche  (neues 
deutsches  Weissbuch,  S.  48)  und  enthält  die  Replik  der  englischen 
Regierung  —  in  Form  eines  Memorandums  —  auf  die  Erklärungen 
Jagows  bezüglich  der  Respektierung  —  oder  vielmehr  Nicht-Res- 
pektierung —  der  belgischen  Neutralität  (Blaubuch  Nr.  122).  Die 
englische  Regierung  bedauert  die  bekannte  ausweichende  Antwort 
Jagows  aufs  lebhafteste,  weil  die  Neutralität  Belgiens  « die 
Gefühle  Englands  berühre  ».  Wenn  Deutschland  einen  Weg  sehen 
könnte,  die  gleiche  positive  Antwort  zu  geben,  wie  sie  von  Frank- 
reich gegeben  worden  sei,  so  würde  dies  wesentlich  dazu  beitragen, 
die  Besorgnis  und  die  Spannung  in  England  zu  beheben.  Anderer- 
seits, wenn  eine  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  durch  einen 
der  Kämpfenden  stattfände,  während  der  andere  sie  respektierte, 
so  würde  es  ausserordentlich  schwierig  sein,  die  öffentliche  Stim- 
mung in  England  zurückzuhalten. 

Während  der  erste  Absatz  der  Note  keinerlei  Schwierigkeiten 
bietet,  beginnen  solche  sofort  mit  dem  zweiten  Absatz,  der  lautet : 

«  Er  (Lichnowsky)  fragte  mich,  ob,  wenn  Deutschland 
ein  Versprechen  gäbe,  die  belgische  Neutralität  nicht  zu 
verletzen,  wir  uns  verpflichten  würden,  neutral  zu  bleiben.  » 

Der  dritte  Absatz  enthält  die  Antwort  Greys  auf  diese  Frage 
L,ichnowskys  : 
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«  Ich  antwortete,  dass  ich  dies  nicht  sagen  könne,  unsere 
Hände  wären  noch  frei.  Wir  würden  in  Betracht  ziehen, 
welches  unsere  Haltung  sein  solle.  Alles,  was  ich  sagen 
könne,  sei,  dass  unsere  Haltung  grossenteils  durch  die 
öffentliche  Meinung  bestimmt  werden  würde,  und  dass  die 
Neutralität  Belgiens  sehr  stark  an  die  öffentliche  Meinung 
in  England  appellieren  würde.  Ich  dächte  nicht,  dass  wir 
ein  Neutralitätsversprechen  abgeben  könnten  auf  diese 
Bedingung  allein  hin.  »  (He  asked  me  whether,  if  Germany 
gave  a  promise  not  to  violate  Belgium's  neutrality,  we  would 
engage  to  remain  neutral. 

I  replied  that  I  could  not  say  that  ;  our  hands  were 
still  free,  and  we  were  considering  what  our  attitude  should 
be.  All  I  could  say  was  that  our  attitude  would  be  deter- 
mined  largely  by  public  opinion  here,  and  that  the  neutra- 
lity of  Belgium  would  appeal  very  strongly  to  public  opi- 
nion here.  I  did  not  think  that  we  could  give  a  promise 
of  neutrality  on  that  condition  alone.) 

Dass  es  sich  hier  nicht  um  eine  wirkliche  Offerte  der  deutschen 
Regierung,  sondern  nur  um  eine  —  ich  möchte  sagen,  theoretische 
Hypothese  Lichnowskys  handeln  konnte,  ergibt  sich  aus  allen 
diplomatischen  Dokumenten  und  ebenso  aus  der  militärischen 
Lage.  Nie  und  nimmer,  weder  vor  noch  nach  dem  1.  August  —  dem 
Tage  der  Grey-Lichnowsky sehen  Unterhaltung  —  hatte  Deutschland 
die  Zusage  gegeben,  Belgiens  Neutralität  nicht  zu  verletzen,  d.  h. 
von  dem  Durchmarsch  durch  Belgien  Abstand  zu  nehmen.  Von  der 
Unterhaltung  Bethmanns  mit  Goschen  am  29.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  85)  bis  zur  Depesche  Jagows  an  Lichnowsky  vom  4.  August 
(Blaubuch  Nr.  157)  hatte  die  deutsche  Regierung  auf  die  Frage, 
ob  Deutschland  die  belgische  Neutralität  respektieren  würde, 
nur  ausweichende  oder  schliesslich  direkt  ablehnende  Antworten 
erteilt.  Ausweichend  am  29.  Juli  durch  Bethmann,  ausweichend 
am  31.  Juli  durch  Jagow  (Blaubuch  Nr.  122),  direkt  ablehnend 
am  4.  August  durch  Jagow  (Blaubuch  Nr.  157  und  160).  Auf  den 
Durchmarsch  durch  Belgien,  dessen  Notwendigkeit  die  Berliner 
Regierung  durch  gleiche  —  aber  nie  bewiesene  —  Absichten  seitens 
Frankreichs  und  durch  die  Notwendigkeit,  einem  französischen 
Einfall  zuvorzukommen,  motivierte  (siehe  Reichskanzlerrede  vom 
4.  August,  Blaubuch  Nr.  157,  Graubuch  I  Nr.  20)  —  auf  diesen 


IQO  DAS  VERBRECHEN 

Durchmarsch  hatte  Deutschland  nie  verzichtet  und  konnte  nicht 
darauf  verzichten,  da  alle  seit  Jahren  vorbereiteten  strategischen 
Pläne  auf  diesem  Durchmarsch  beruhten.  Der  Durchmarsch  aber 
war  gleichbedeutend  mit  der  Verletzung  der  Neutralität,  wie  Herr 
von  Bethmann  in  seiner  Reichstagsrede  selbst  zugegeben  hat  und 
völkerrechtlich  von  niemand  bestritten  werden  kann.   Wie  also 
sollte  der  Fürst  Lichnowsky  plötzlich  dazu  gekommen  sein,  am 
I.  August  —  dem  Tage  des  Ablaufs  der  beiden   Ultimata,   der 
Generalmobilisierung  in  Frankreich  und  Deutschland,  der  Kriegs- 
erklärung an  Russland,  dem  Tage  vor  dem  Einmarsch  der  Deut- 
schen in  Luxemburg  -  -  wie  sollte  Fürst  Lichnowsky  dazu  ge- 
kommen sein,   an  diesem  Tage,  an  dem  der  europäische  Krieg 
nicht  mehr  aufzuhalten  war,  plötzlich  etwas  zu  versprechen,  was 
nie  vorher  und  nie  nachher  versprochen  worden  ist,  was  nach  der 
diplomatischen  und   militärischen  Lage  unmöglich  versprochen 
werden  konnte.  Er  konnte  versprechen,  die  belgische  Neutralität 
zu  respektieren,  wenn  überhaupt  kein  Krieg  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich  ausbrach  ;  brach  aber  dieser  Krieg  aus,  so 
war  das  Versprechen  unmöglich,  gegenstandslos,  undurchführbar. 
Es  war  eine  theoretische  Hypothese,  aber  kein  praktischer  Vorschlag 
und  daher  nicht  zu  verwundern,  wenn  Sir  Edward  Grey  es  ab- 
lehnte, bestimmte  Verpflichtungs-Erklärungen  auf  Grund  dieser 
hypothetischen    Annahme    Lichnowskys    seinerseits    abzugeben. 
Er  beschränkte  sich  naturgemäss  auf  die  Bemerkung,  dass  das 
Verhalten  der  englischen  Regierung  in  weitem  Masse  durch  die 
öffentliche  Meinung  und  diese  wiederum  sehr  erheblich  durch  die 
Respektierung   oder   die   Verletzung   der  belgischen  Neutralität 
beeinflusst  werden  würde. 

Er  ging  dann  noch  weiter  auf  die  Lichnowskysche  Hypothese 
ein,  die  er  für  sich  allein  nicht  für  ausreichend  hielt,  um  ein  Neu- 
tralitätsversprechen Englands  zu  erzielen.  Er  spielte  damit  offen- 
bar auch  auf  die  weitergehenden  Interessen  Englands  an,  die,  wie 
die  englische  Regierung  stets  betont  hatte,  dahin  gingen,  dass 
Grossbritannien  einer  Zerschmetterung  Frankreichs  —  selbst 
ohne  territoriale  Beraubung  -  -  und  damit  einer  Zerstörung  des 
europäischen  Gleichgewichts  und  einer  Hegemoniestellung  Deutsch- 
lands in  Europa  nicht  gleichgültig  zuschauen  könne.  England  hatte 
eben,  wie  jeder  europäische  Grossstaat,  in  einem  Weltenbrand,  wie 
er  damals  emporzulodern  drohte,  nicht  bloss  vertragsmässige 
Verpflichtungen   einem  kleinen  neutralen  Staate  gegenüber  zu 
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erfüllen,  sondern  auch  eigene  Grossmachtsinter  essen  zu  vertreten, 
über  deren  Inhalt  und  Umfang  es  niemand  anderem  als  sich  selbst 
Rechenschaft  schuldig  war.  Wie  der  deutsche  Weltmachtsdrang 
dem  europäischen  Kriege  zutrieb,  mittels  dessen  der  Pangerma- 
nismus  zunächst  die  führende  Stellung  auf  dem  Kontinent  und 
dann  die  Schlussabrechnung  mit  der  bisherigen  Weltmacht 
England  erstrebte,  so  ging  das  Interesse  Grossbritanniens  nach  der 
umgekehrten  Richtung,  nach  der  Erhaltung  des  europäischen 
Gleichgewichts,  nach  der  Balancierung  der  Kräfte  auf  dem 
Kontinent  und  damit  nach  der  Aufrechterhaltung  der  von 
England  in  jahrhundertelanger  Entwicklung  erlangten  Macht- 
stellung. 

Diesen  —  vom  englischen  Standpunkt  aus  unanfechtbaren  — 
Gedanken  deutete  Grey  an,  wenn  er  in  der  Unterhaltung  vom 

1.  August  jedes  Paktieren  über  die  englische  Neutralität  ablehnte, 
wie  er  es  bereits  in  seiner  berühmten  Depesche  vom  30.  Juli 
(Blaubuch  Nr.  101)  und  in  allen  früheren  deutsch-englischen 
Verhandlungen  getan  hatte.  England  hatte  nur  ein  Interesse  :  die 
Erhaltung  des  europäischen  Friedens  ;  wurde  dieses  Interesse 
durchkreuzt  durch  die  kriegstreibende  Haltung  Deutschlands  und 
Oesterreichs  und  kam  es  wirklich  zum  Kriege,  so  hatten  lediglich 
englische  Interessen  zu  entscheiden,  ob  England  am  Kriege  teil- 
nehmen solle  oder  nicht,  nicht  aber  die  durch  eigenes  Interesse 
diktierten  Wünsche  Deutsclilands  nach  einer  englischen  Neutra- 
lität. Wenn  es  Herrn  Helfferich  beliebt,  den  Willen  Englands,  seine 
Hände  für  den  Fall  des  Krieges  frei  zu  behalten,  als  Folge  einer 
Frankreich  gegenüber  eingegangenen  Bindung  hinzustellen,  so 
kann  er  an  dieser  willkürlichen  Konstruktion  natürlich  nicht 
gehindert  werden.  Dass  sie  aber  willkürlich  und  allen  erwiesenen 
Tatsachen  widersprechend  ist,  habe  ich,  wie  ich  glaube,  in  unwi- 
derleglicher  Weise  nachgewiesen,  oben  bei  Untersuchung  der 
Nr.  87  des  Blaubuches,  die  nach  Helfferichs  Behauptung  eine 
Bindung  Englands  (bereits  am  29.  Juli)  darstellen  soll.  Diese 
Behauptung  ist  durch  unzählige,  erwiesene,  unbestreitbare 
Umstände  widerlegt,  worauf  ich  hier  nicht  zurückzukommen 
brauche.  Einer  dieser  Umstände  ist  die  Tatsache,  dass  erst  am 

2.  August  das  erste  Hilfeversprechen  Greys  dem  französischen 
Botschafter  ausgehändigt  wurde  (Blaubuch  Nr.  148),  und  dass 
selbst  dieses  Versprechen  auf  Flottenunterstützung  beschränkt 
und   durch  gewisse   deutsche   Seeoperationen    bedingt   war.    Wie 
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kann  Herr  Helfferich  die  Behauptung  wagen,  die  Erklärungen 
Greys  an  l,ichnowsky  vom  i.  August  seien  die  Folge  einer  engli- 
schen Bindung  gegenüber  Frankreich  gewesen  («  England  ist 
gegenüber  Frankreich  bereits  gebunden  ») ,  wenn  erst  am  folgenden 
Tage  der  erste  eventuelle,  von  Deutschlands  maritimem  Verhalten 
abhängige,  Bindungsakt  erfolgt  ist. 

Aber,  gleichviel  wie  Herr  Helfferich  das  Verhalten  Greys  dem 
Fürsten  Lichnowsky  gegenüber  motiviert,  Tatsache  ist  und  bleibt, 
dass  Grey  am  i.  August  es  ablehnte,  auf  die  Lichnowskysche, 
rein  theoretische,  praktisch  unausführbare  Hypothese  der  Respek- 
tierung der  belgischen  Neutralität  hin  ein  englisches  Neutralitäts- 
versprechen abzugeben. 


Wenn  Lichnowsky  in  der  Tat,  was  er  weder  konnte  noch 
wollte,  die  Respektierung  der  belgischen  Neutralität  in  dem 
weitestgehenden  Sinne  eines  Verzichts  auf  den  Durchmarsch 
angeboten  hätte,  so  würde  er  sich  damit  in  Widerspruch  mit  allen 
übrigen  Erklärungen  der  deutschen  Staatsmänner  gesetzt  haben. 
Wenn  der  Verzicht  auf  den  Durchmarsch  für  Deutschland  möglich 
war,  so  würde  Bethmann  ihn  nicht  am  29.  Juli  und  Jagow  ihn 
nicht  am  4.  August  —  morgens  in  seiner  Depesche  an  Iyichnowsky 
und  abends  Goschen  gegenüber  — -  strikte  abgelehnt  haben.  Wenn 
der  Verzicht  auf  den  Durchmarsch  als  Preis  für  die  englische 
Neutralität  ernsthaft  angeboten  worden  wäre,  so  würde  sich 
Herr  von  Bethmann  in  seiner  Rede  vom  4.  August  nicht  mit  der 
Versicherung  begnügt  haben,  «  dass  wir  die  territoriale  Integri- 
tät und  die  Unabhängigkeit  Belgiens  nicht  antasten  werden  ». 
Er  würde  die  für  England  belastende  Tatsache  sicher  nicht  ver- 
schwiegen haben,  dass  Deutschland  sogar  bereit  gewesen  wäre, 
auf  den  Durchmarsch  durch  Belgien  zu  verzichten,  wenn  England 
neutral  bliebe.  Auch  Herr  Dr.  Helfferich  würde  sich  nicht  begnügt 
haben  (S.  40),  «die  Integrität  Belgiens»  —  ausser  anderen  Aequi- 
valenten  —  als  angebotenen  Preis  für  die  englische  Neutralität 
hinzustellen,  wenn  der  Preis  in  der  Tat  ein  weit  höherer  gewesen 
wäre,  nämlich  die  unbedingte  Respektierung  der  belgischen  Neu- 
tralität, d.  h.  der  Verzicht  auf  den  Durchmarsch.  Dieser  Verzicht 
ist  nie  und  nimmer  angeboten  worden  und  konnte  —  nach  Lage 
der   Dinge  —  nicht    angeboten  werden.  Der  scheinbare  Wider- 
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spruch  des  Absatz  2  der  Nr.  123  des  Blaubuchs  mit  allen  übrigen 
erwiesenen  Tatsachen  ist  nur  so  zu  erklären,  wie  ihn  Grey  und 
seine  Verteidiger  erklären  :  die  Frage  Lichuowskys  war  kein  offi- 
zielles Angebot  der  deutschen  Regierung,  sondern  eine  persön- 
liche hypothetische  Aeusserung  des  Botschafters,  der  jeder  prak- 
tische materielle  Untergrund  fehlte. 


Integrität    Frankreichs 
und    seiner    Kolonien. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  4.  und  5.  Absatz  der  Nr.  123  : 

«  Der  Botschafter  drängte  mich,  ob  ich  nicht  die  Be- 
dingungen formulieren  könnte,  unter  welchen  wir  (England) 
neutral  bleiben  würden.  Er  suggerierte  sogar,  dass  die 
Integrität  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  garantiert 
werden  möchte.  Ich  sagte,  dass  ich  mich  verpflichtet  fühle, 
definitiv  jedes  Versprechen  abzulehnen,  unter  solchen 
Bedingungen  neutral  zu  bleiben  :  ich  könne  nur  sagen, 
dass  wir  unsere  Hände  frei  behalten  müssten.  »  (The 
Ambassador  pressed  me  as  to  whether  I  could  not  formu- 
late  conditions  on  which  we  would  remain  neutral.  He  even 
suggested  that  the  integrity  of  France  and  her  colonies 
might  be  guaranteed. 

I  said  that  I  feit  obliged  to  refuse  definitely  any  promise 
to  remain  neutral  on  similar  terms,  and  I  could  only  say 
that  we  must  keep  our  hands  free.) 

Aus  diesen  Sätzen  der  Note  123  leiten  Herr  Helfferich  und 
Greys  englische  Gegner  den  weiteren  schweren  Vorwurf  gegen  den 
englischen  Minister  her,  dass  ihm  — -  ausser  der  NichtVerletzung 
der  belgischen  Neutralität  —  auch  die  Integrität  Frankreichs 
und  seiner  Kolonien  garantiert  worden  wäre,  dass  er  aber  trotzdem 
jede  Verhandlung  über  Neutralitätsbedingungen  abgelehnt,  also 
ohne  Grund  England  in  den  Krieg  gestürzt  habe. 

Wie  steht  es  mit  diesem  Vorwurf  ?  Wenn  der  Wortlaut  der 
Nr.  123  auch  in  diesem  Punkte  —  der  Integrität  Frankreichs  und 
seiner  Kolonien  —  gewisse  Zweifel  lassen  konnte  (ebenso  wie 
bezüglich  der  Respektierung  der  belgischen  Neutralität),  so  sind 
diese  Zweifel  durch  die  Veröffentlichungen  im  zweiten  deutschen 
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Weissbuch  vollständig  behoben  worden.  Es  steht  nach  diesen 
Veröffentlichungen,  insbesondere  nach  den  (bisher  unbekannten) 
drei  Depeschen  Lichnowskys  vom  i.  August  (S.  48  und  49)  fest, 
dass  der  deutsche  Botschafter  nie  daran  gedacht  hat,  und  daran 
denken  konnte,  der  englischen  Regierung  als  Preis  für  ihre  Neutra- 
lität in  einem  Kontinentalkriege  die  Integrität  Frankreichs  und  seiner 
Kolonien  zuzusichern. 

Diese  Zusicherung  ist  schon  von  vornherein  gegenüber  den 
sonstigen  diplomatischen  Akten  Deutschlands  so  unwahrschein- 
lich, dass  kein  kritischer  und  unparteiischer  Forscher  eine  Inter- 
pretation der  betreffenden  Sätze  der  Nr.  123  im  Sinne  der  deut- 
schen und  englischen  Gegner  Greys  zulassen  könnte.  Wie  ?  Der 
Reichskanzler  hat  am  29.  Juli  dem  englischen  Botschafter  gegen- 
über   offiziell    jede    Garantie    der    Nichtannexion    französischer 
Kolonien  abgelehnt.  In  keinem  anderen  diplomatischen  Akt  ist 
je  von  solcher  Garantie  die  Rede  gewesen.  Die  deutschen  Preis- 
angebote für  Englands  Neutralität  haben  sich  nur  auf  Holland 
und  Belgien  beschränkt,  auf  Holland  in  allgemeinster,  jede  Neu- 
tralitätsverletzung ausschliessender  Form,  auf  Belgien  in  der  be- 
kannten beschränkten  Form  der  späteren  Wiederherstellung  von 
Belgiens  Integrität  und  Unabhängigkeit.   Die  bezüglich  Frank- 
reichs zugesicherten  Garantien  beschränkten  sich  —  nach  der 
klaren  und  unzweideutigen  Präzisierung  Bethmanns  in  der  Reichs- 
tagsrede vom  4.  August  —  auf  das  Nichtangreifen  der  Nordküste 
Frankreichs  und  auf  das  Nichtoperieren  gegen  die  französische 
Handelsschiffahrt.  Fürst  Lichnowsky  selbst,  in  seinem  der  engli- 
schen Presse  gegebenen  Communique  vom  3.  August  (Gelbbuch 
Nr.  144)  begrenzt  die  deutsche  Gegenleistung  für  Englands  Neu- 
tralität auf  den  Verzicht  auf  jede  Seeoperation  und  auf  die  Be- 
nutzung der  belgischen  Küste  als  Stützpunkt.  Und  all  diesen 
ausdrücklichen  Ablehnungen,  Beschränkungen  und  Begrenzungen 
gegenüber  soll  nun  auf  einmal  der  Fürst  Lichnowsky  auf  eigene 
Faust,  ohne  Instruktion  seiner  Regierung,  entgegen  den  Erklä- 
rungen Bethmanns  zu  Goschen,  entgegen  den  —  nach  der  Kanz- 
lerrede —  auf  Nebenpunkte  beschränkten  Angeboten,  die  unge- 
heure, alles  umfassende  Offerte  an  Grey  gemacht  haben  :  Wir 
werden,   falls  England   neutral  bleibt,   Frankreich  nichts  weg- 
nehmen, weder  von  seinem  europäischen  Territorium  noch  von 
seinen  Kolonien  ?  ! 

Wenn    diese    Offerte    von    dem    Botschafter    persönlich    am 


GREY-UCHNOWSKY  195 

i.  August  gemacht  worden  wäre  (auch  Greys  Note  spricht  be- 
kanntlich nur  von  einer  «  Suggerierung  »),  so  würde  sie  in  den 
kritischen  Tagen  vom  i.  bis  4.  August,  als  Deutschlands  Schicksal 
—  wie  man  damals  annehmen  musste  —  von  Englands  Beteiligung 
oder  Nichtbeteiligung  abhing,  sicher  wiederholt,  offiziell  formu- 
liert, der  englischen  Regierung  von  dem  Reichskanzler  in  Berlin 
und  von  dem  Botschafter  in  London  in  verbindlicher  Form  unter- 
breitet worden  sein.  Vor  allem  aber  hätte  der  Reichskanzler  es 
nicht  unterlassen,  bei  seiner  Aufzählung  der  deutschen  Angebote 
für  die  englische  Neutralität  dieses  wichtigste  und  weitgehendste 
Angebot  mit  ganz  besonderer  Schärfe  hervorzuheben.  Als  der 
Kanzler  im  Reichstag  sprach,  war  der  Krieg  zwischen  Deutschland 
und  England  noch  nicht  ausgebrochen.  Herr  von  Bethmann 
bemühte  sich  offensichtlich,  dem  deutschen  Reichstag  in  ausführ- 
lichster Weise  seine  Bemühungen,  die  englische  Neutralität  zu 
erlangen,  klarzulegen  :  er  führte  alle  deutschen  Angebote  ins  Feld, 
musste  sich  aber  der  Wahrheit  gemäss,  soweit  Frankreich  in 
Betracht  kam,  auf  die  Feststellung  beschränken,  dass  Deutsch- 
land nur  die  mehrerwähnte  Zusage  bezüglich  seiner  Seeoperationen 
gegen  Frankreich  gemacht  habe.  Nicht  einmal  von  der  Nicht- 
annexion  französischen  Territoriums  in  Europa,  die  der  Reichs- 
kanzler doch  am  29.  Juli  noch  garantieren  wollte,  war  in  seiner 
Ansprache  vom  4.  August  noch  die  Rede.  Auch  diese  auf  Europa 
beschränkte  Garantie  war  inzwischen,  nach  dem  tatsächlichen 
Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges,  bereits  in  Wegfall 
gekommen.  Umso  weniger  konnte  von  einer  Garantie  der  Nicht- 
annexion  französischer  Kolonien,  die  bereits  eine  Woche  vorher 
ausdrücklich  abgelehnt  worden  war,  die  Rede  sein.  Nach  alledem 
wäre  es  schon  an  sich,  selbst  wenn  weitere  Aufklärungen  über 
den  Sinn  der  Grey-Lichnowskyscken  Unterhaltung  nicht  gekom- 
men wären,  unmöglich  gewesen,  diese  Unterhaltung  in  dem  Sinne 
auszulegen,  dass  der  deutsche  Botschafter  dem  englischen  Staats- 
sekretär «  die  Integrität  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  »  habe 
garantieren  wollen.  Die  entgegengesetzte  Behauptung  Helfferichs 
ist  also  schon  widerlegt  durch  ihre  innere  Unmöglichkeit  und 
durch  den  Widerspruch  mit  allen  übrigen  Akten  der  deutschen 
Regierung.  Sie  wird  aber  vollends  zerstört  durch  die  Publikationen 
des  neuen  deutschen  Weissbuchs. 
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Die   Publikationen   des  zweiten 
deutschen    Weissbuches     über 
die    Verhandlungen    Greys    und. 
Lichnowskys    am    i.  August. 

Wir  kannten  bisher  nur  fünf  auf  diese  Angelegenheit  bezüg- 
liche Telegramme,  die  in  dem  Buche  :  Der  Kriegsausbruch  igi4 
(Karl  Heymanns  Verlag,  S.  59  und  6o)  abgedruckt  waren. 
Nämlich  zwei  Telegramme  Lichnowskys  vom  i.  und  2.  August, 
eines  von  Kaiser  Wilhelm  an  den  König  Georg  vom  1.  August, 
eine  Antwort  des  Königs  Georg  von  demselben  Tage  und  ein 
Telegramm  Bethmanns  an  Lichnowsky,  gleichfalls  vom  1.  August. 

Diese  früheren  Veröffentlichungen  sind  nun  zunächst  in  der 
Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  vom  6.  September  1914  und 
dann  in  dem  neuen  deutschen  Weissbuch  durch  die  Publikation 
dreier  weiterer  Telegramme  Lichnowskys  an  Bethmann,  sämtlich 
vom  1.  August,  ergänzt  worden.  Danach  stellt  sich  der  Tatbestand 
folgendermassen  dar  : 

Am  Sonnabend  den  1.  August,  vormittags  11  Uhr,  berichtete 
Lichnowsky  an  den  Reichskanzler,  dass  Grey  ihn  ans  Telephon 
gerufen  und  gefragt  habe,  ob  er  erklären  könne,  dass,  für  den  Fall 
der  Neutralität  Frankreichs  in  einem  deutsch-russischen  Kriege, 
Deutschland  die  Franzosen  nicht  angreifen  würde.  Lichnowsky 
antwortete,  er  glaube  die  Verantwortung  hierfür  übernehmen  zu 
können. 

Am  Nachmittag  desselben  Tages  berichtete  Lichnowsky  über 
einen  soeben  stattgehabten  Besuch  des  Privatsekretärs  Greys,  der 
ihm  gesagt  habe,  der  Minister  wolle  ihm  Vorschläge  für  die  Neu- 
tralität Englands  machen,  selbst  für  den  Fall,  dass  Deutschland 
mit  Russland  und  Frankreich  in  Krieg  kommen  sollte. 

Am  Nachmittag  fand  dann  die  Unterredung  zwischen  Grey 
und  Lichnowsky  statt,  auf  die  sich  die  Nr.  123  des  Blaubuches 
bezieht  und  deren  Inhalt  Lichnowsky  in  einer  sehr  ausführlichen 
Depesche  um  halb  sechs  Uhr  abends  nach  Berlin  berichtet.  Dieser 
Lichnowskysche  Bericht  gibt  eine  sehr  wertvolle  Ergänzung  des 
Berichtes  Greys  an  Goschen  und  bestätigt  in  unwiderleglicher 
Weise  die  Auslegung,  die  ich  bereits  in  meinem  Buche  —  also  vor 
der   Publikation  des  neuen  deutschen  Weissbuches  — ,  und  in 
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meinen  obigen  Ausführungen,  der  Nr.  123  gegeben  habe.  Danach 
ist  von  einer  Garantie  der  Integrität  Frankreichs  und  seiner  Kolo- 
nien von  Seiten  Lichnowskys  nie  und  nimmer  die  Rede  gewesen. 
Die  Unterhaltung  hat  in  Wirklichkeit  einen  ganz  anderen  Verlauf 
genommen,  als  es  nach  der  kurzen  Wiedergabe  Greys  an  Goschen 
den  Anschein  haben  konnte.  Die  Lichnowskysche  Darstellung 
beseitigt  jeden  Zweifel  daran,  dass  die  Integrität  Frankreichs  und 
seiner  Kolonien  von  dem  deutschen  Botschafter  weder  angeboten 
noch  auch  nur  «  suggeriert  »  worden  ist  ;  die  Darstellung  des 
letzteren  dient  daher  nicht  nur  zur  Klarstellung  historischer 
Fakten,  sondern  auch  zur  vollständigen  Entlastung  des  englischen 
Staatssekretärs  seinen  Angreifern  gegenüber. 

Was  verhandelten  Botschafter  und  Staatssekretär  tatsächlich  am 
Nachmittag  des  1.  August  ?  Ueber  den  ersten  Verhandlungs- 
punkt —  die  Aufnahme,  die  die  gewundene  Jagowsche  Erklärung 
auf  die  englische  Anfrage  bezüglich  der  belgischen  Neutralität 
(Blaubuch  Nr.  114  und  122)  beim  englischen  Kabinett  gefunden 
hatte,  —  besteht  keine  Meinungsverschiedenheit.  Die  bekannte 
Erklärung  des  englischen  Kabinetts  ist  dem  deutschen  Botschafter 
in  Form  eines  Memorandums  übergeben  worden  und  wird  von 
ihm  (in  seiner  Nachmittagsdepesche)  genau  ebenso  berichtet,  wie 
sie  in  Nr.  123,  Absatz  1,  enthalten  ist. 

Auch  die  weitere  Unterhaltung  zwischen  Botschafter  und 
Staatssekretär  über  den  Einfluss,  den  eine  Verletzung  der  bel- 
gischen Neutralität  auf  die  öffentliche  Meinung  in  England  und 
damit  auf  die  EntSchliessungen  der  Regierung  haben  könne,  wird 
im  wesentlichen  gleichlautend  von  dem  Botschafter  wie  von  dem 
Staatssekretär  berichtet.  Zu  erwähnen  sind  immerhin  gewisse, 
zu  Gunsten  der  Friedensliebe  Greys  sprechende  Zusätze  in  dem 
Lichnowskyschen  Bericht,  die  in  der  englischen  Note  fehlen. 

«  Vorläufig  »  —  sagte  Grey  nach  dem  Iyichnowskyscken 
Bericht  —  «  beständen  nicht  die  geringsten  A  bsichten,  gegen 
uns  feindlich  vorzugehen.  Man  würde  dies,  wenn  irgend 
möglich,  zu  vermeiden  wünschen.  Es  Hesse  sich  aber  schwer- 
lich eine  Linie  ziehen,  bis  wohin  wir  gehen  dürften,  ohne 
dass  man  diesseits  einschreite.  Er  kam  immer  wieder  auf 
die  belgische  Neutralität  zurück  und  meinte,  diese  Frage 
würde  jedenfalls  eine  grosse  Rolle  spielen.  » 
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Diese  in  der  englischen  Note  nicht  enthaltenen  Zusätze  Lich- 
nowskys  beweisen  von  neuem  —  was  für  den  objektiven  Forscher 
allerdings  längst  nicht  mehr  bewiesen  zu  werden  braucht  — ,  dass 
Grey  auch  in  diesem  kritischen  Moment,  noch  am  Tage  der  deutsch- 
russischen Kriegserklärung,  mit  allen  Mitteln  versuchte,  einen 
Kriegsgrund  fernzuhalten,  der  die  öffentliche  Meinung  in  England 
und  damit  die  Regierung  zum  Kriege  drängen  könnte,  und  dass 
es  nichts  als  grobe  Geschichtsfälschung  ist,  wenn  ihm  die  Herren 
HelfTerich  und  Genossen  vorwerfen,  er  habe  in  der  belgischen 
Frage,  die  schliesslich  den  Grund  der  englischen  Kriegserklärung 

—  nach  unzähligen  vorherigen  Warnungen  —  abgeben  musste,  nur 
einen  Vorwand  zum  Eintritt  in  den  Krieg  gesucht  und  gefunden. 
Der  Bericht  des  deutschen  Botschafters  selbst  vom  1.  August 

—  wie  so  viele  bereits  erwähnte  Dokumente  —  tut  dar,  dass  die 
englische  Regierung  die  Beteiligung  am  Kriege,  wenn  irgend 
möglich,  zu  vermeiden  wünschte  und  nur  durch  die  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  dazu  gezwungen  wurde. 

Nun  aber  weiter.  Grey  fährt  —  nach  Iyichnowskys  Bericht  — 
folgendermassen  fort : 

«  Er  habe  sich  auch  schon  gedacht,  ob  es  denn  nicht 
möglich  wäre,  dass  wir  (Deutschland)  und  Frankreich  uns 
im  Falle  eines  russischen  Krieges  bewaffnet  gegenüber 
stehen  blieben,  ohne  uns  anzugreifen.  Ich  (Lichnowsky) 
frug  ihn,  ob  er  in  der  Lage  wäre,  mir  zu  erklären,  dass 
Frankreich  auf  einen  derartigen  Pakt  eingehen  würde.  Da 
wir  weder  Frankreich  zerstören  noch  Gebietsteile  erobern 
wollten,  könne  ich  mir  denken,  dass  wir  uns  auf  ein  derarti- 
ges Abkommen  einlassen  würden,  das  uns  die  Neutralität 
Grossbritanniens  sichere.  Der  Minister  sagte,  er  wolle  sich 
erkundigen,  verkannte  auch  nicht  die  Schwierigkeiten, 
beiderseitig  das  Militär  in  Untätigkeit  zurückzuhalten.  » 

Dieser  Passus  des  Iyichnowskyschen  Berichts  enthält  die  aus- 
führliche Umschreibung  desjenigen  Teiles  der  Unterhaltung,  der 
in  Nr.  123  des  Blaubuchs  mit  den  allzu  kurzen  und  daher  vieldeu- 
tigen und  viel  gedeuteten  Worten  wiedergegeben  ist  :  «  He  even 
suggested  that  the  integrity  of  France  and  her  colonies  might 
be  guaranteed  ».  Die  Lichnowskysche  Darstellung  gibt  die  authen- 
tische Interpretation  dieses  kurzen  englischen  Satzes  und  führt 
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zu  einer  vollständig  entgegengesetzten  Auffassung  des  Gesprächs, 
als  sie  von  den  Gegnern  Greys  innerhalb  und  ausserhalb  Englands 
bisher  kundgegeben  worden  ist.  Grey,  in  seinem  unermüdlichen 
Bemühen,  den  bereits  unvermeidlich  erscheinenden  deutsch- 
russischen Krieg  wenigstens  zu  lokalisieren  und  Frankreich  wie 
England  ausserhalb  des  Streites  zu  halten,  erörterte  mit  dem 
deutschen  Botschafter  die  Möglichkeit,  dass  Frankreich  und 
Deutschland  trotz  des  deutsch-russischen  Krieges  bewaffnet  gegenein- 
ander stehen  bleiben  könnten,  ohne  in  einen  wirklichen  Kampf 
einzutreten.  Diese  selbe  Idee  äussert  auch  Buchanan  am  Schlüsse 
seiner  Depesche  vom  i.  August  an  Grey  (Blaubuch  Nr.  139)  und 
dieser  Idee  hatte  sich,  wie  Buchanan  berichtet,  sogar  Russland 
assoziiert,  das  auch  seinerseits,  solange  noch  die  letzten  Verständi- 
gungsversuche schwebten,  mobilisiert  stehen  -bleiben,  in  keinem 
Falle  aber  die  Feindseligkeiten  beginnen  wollte.  Auch  die  Zaren- 
depesche vom  1.  August  nachmittags  2  Uhr  (Weissbuch  S.  13) 
enthält  bekanntlich  denselben  Vorschlag  :  Beiderseitige  Mobili- 
sierung, aber  nicht  Krieg,  sondern  Fortsetzung  der  Verständi- 
gungsverhandlungen. 

Ivichnowsky  erwiderte  auf  Greys  Anregung,  er  könne  sich 
wohl  denken,  dass  Deutschland  auf  ein  derartiges  Abkommen, 
das  ihm  die  Neutralität  Grossbritanniens  sichere,  eingehen  würde, 
knüpfte  aber  die  selbstverständliche  Frage  hieran,  ob  Grey  in 
der  Lage  sei,  eine  Erklärung  über  ein  gleiches  Verhalten  von 
Frankreichs  Seite  abzugeben.  Da  der  englische  Staatssekretär  diese 
Idee,  wie  ein  tatsächlicher  Kampf  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  vermieden  werden  könne,  nur  im  Laufe  der  Unter- 
haltung als  möglichen  Ausweg  geäussert,  aber  von  Frankreich 
weder  einen  Auftrag  noch  eine  Zustimmung  zu  solchem  Auswege 
erhalten  hatte,  so  musste  er  sich  auf  die  Antwort  beschränken  «  er 
wolle  sich  erkundigen  »,  wobei  er  nicht  unterliess,  auf  die  militä- 
rischen Schwierigkeiten  eines  solchen  Ausweges  hinzuweisen. 

Bei  der  Erörterung  dieses  Ausweges  nun  äusserte  Ivichnowsky, 
als  Motivierung  der  eventuellen  Bereitwilligkeit  Deutschlands  zum 
Eingehen  eines  solchen  Stillstandspaktes,  die  Worte  :  «  Da  wir  weder 
Frankreich  zerstören  noch  Gebietsteile  erobern  wollten.  »  Diese 
Worte  des  deutschen  Botschafters  sind  es,  welche  zu  der  unklaren 
Ausdrucksweise  und  der  daraus  folgenden  irrtümlichen  Interpre- 
tation der  entsprechenden  oben  zitierten  Worte  der  Note  123 
geführt   haben.   Lichnowsky  führte   als    Grund  der  eventuellen 
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deutschen  Bereitwilligkeit,  gegenüber  Frankreich  Gewehr  bei 
Fuss  stehen  zu  bleiben,  an,  dass  Deutschland  Frankreich  weder 
zerstören  noch  Gebietsteile  erobern  wolle.  In  der  englischen  Note 
aber  und  in  den  irrtümlichen  Auslegungen  derselben  sieht  es  so 
aus,  als  wenn  Lichnowsky  für  den  Fall  eines  Krieges  und  als 
negatives  Resultat  eines  Krieges  etwas  zugesagt  habe,  was  er 
tatsächlich  nur  als  Motivierung  des  Nichtvorhandenseins  von 
Kriegsabsichten  vorgebracht  hat.  Wir  sind  bereit,  sagte  der 
deutsche  Botschafter,  Frankreich  nicht  mit  Krieg  zu  überziehen, 
wenn  Frankreich  nicht  seinerseits  aktiv  auf  Russlands  Seite  tritt, 
sondern  Gewehr  bei  Fuss  stehen  bleibt.  Wir  sind  bereit  dazu, 
weil  wir  keine  Eroberungsabsichten  haben.  Er  sagte  aber  nicht 
-  wie  man  ihm  fälschlich  unterlegt  —  :  Wenn  wir  in  Krieg  mit 
Frankreich  kommen,  so  garantieren  wir,  falls  England  neutral 
bleibt,  dass  wir  den  Franzosen  weder  in  noch  ausserhalb  Europas 
etwas  wegnehmen  werden.  Diese  letztere  Garantie-Erklärung  hat 
der  deutsche  Botschafter,  nach  seiner  eigenen  ausführlichen  De- 
pesche vom  i.  August  halbsechs  Uhr  abend,  nichts  abgegeben 
und  kann  sie  nicht  abgegeben  haben,  wie  ich  oben  nachgewiesen 
zu  haben  glaube.  Die  erstere  Erklärung  aber  —  die  Motivierung 
der  deutschen  Bereitwilligkeit  zu  einem  Stillstandspakt  —  hat 
er  nach  seiner  eigenen  unzweideutigen  Darstellung  abgegeben  und 
konnte  sie  abgeben,  da  diese  Erklärung  mit  keinem  anderen  Akt 
der  deutschen  Regierung  in  Wiederspruch  stand. 

Es  ist  zweifellos,  dass  Deutschland  bereit  gewesen  wäre,  von 
einem  Kriege  mit  Frankreich  Abstand  zu  nehmen,  wenn  Frank- 
reich in  der  Lage  und  gewillt  gewesen  wäre,  seinen  Allianzver- 
trag mit  Russland  zu  brechen  und  Russland  seine  kriegerische 
Hilfe  zu  versagen.  Diese  Möglichkeit  aber  bestand  für  Frankreich 
ebenso  wenig,  wie  die  Möglichkeit  für  Deutschland  bestand,  seinen 
Bundesgenossen  Oesterreich  im  Stiche  zu  lassen.  Zwischen  Frank- 
reich und  Russland  bestand  keine  blosse  Entente,  wie  mit  England, 
sondern  ein  Bündnisvertrag  und  der  klassische  casus  foederis  war 
—  wie  bei  allen  Bündnisverträgen  —  gerade  der  :  wenn  der  eine 
Verbündete  mit  zwei  Grossmächten  in  Krieg  geraten  würde.  Eine 
Ablehnung  der  Kriegshilfe  von  Seiten  Frankreichs  Russland 
gegenüber  war  nach  dem  bestehenden  Vertrage  und  nach  der 
Stellung  Frankreichs  in  der  europäischen  Staaten- Konstellation 
unmöglich,  wenn  Russland  Deutschland  und  Oesterreich  als 
Kriegsgegnern  gegenüberstand  und  noch  dazu  die  Kriegserklärung 
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von  Deutschland  ausging.  Daher  die  unbestimmte  Schlussbemer- 
kung  Greys,  er  wolle  sich  erkundigen  —  erkundigen  nämlich,  ob 
Frankreich  gewillt  und  in  der  Lage  sei,  in  dem  bevorstehenden 
Kriege  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich  auf  der  einen  und 
Russland  auf  der  anderen  Seite  dem  verbündeten  Zarenreiche 
seinen  Beistand  zu  versagen.  Daher  das  schliessliche  Scheitern 
der  Greyschen  Anregung,  deren  Ausführung  durch  die  Bundes- 
treue Frankreichs  Russland  gegenüber  unmöglich  werden  musste. 
Die  vierte  Depesche  Lichnowskys  vom  i.  August  halbneun  Uhr 
abends  und  seine  fünfte  Depesche  vom  2.  August  klären  den 
Sachverhalt,  so  wie  ich  ihn  dargestellt  habe,  in  unzweideutiger 
Weise  auf.  In  der  Depesche  vom  1.  August  abends  heisst  es  : 
«  Da  positiver  englischer  Vorschlag  überhaupt  nicht  vorliegt, 
erübrigen  sich  weitere  Schritte  im  Sinne  der  mir  erteilten  Weisun- 
gen. » 

In  dem  Telegramm  Lichnowskys  vom  2.  August  heisst  es  :  «  Die 
Anregungen  Sir  Edward  Greys,  die  auf  dem  Wunsche  beruhten, 
die  Möglichkeit  dauernder  Neutralität  Englands  zu  schaffen,  sind 
ohne  vorherige  Fühlungnahme  mit  Frankreich  und  ohne  Kenntnis 
der  Mobilmachung  erfolgt  und  inzwischen  als  völlig  aussichtslos 
aufgegeben.  » 

Grey  hatte  ohne  vorherige  Fühlungnahme  mit  Frankreich 
und  ohne  Kenntnis  der  am  1.  August  nachmittags  erfolgten  Ge- 
neralmobilisierungen Frankreichs  und  Deutschlands  den  Gedan- 
ken einer  möglichen  Friedenserhaltung  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich,  und  somit  auch  England,  in  die  Unterhaltung 
geworfen.  Dieser  Gedanke  beruhte  —  wie  Lichnowsky  ausdrück- 
lich telegraphiert  - —  auf  dem  Wunsche  Greys  «  die  Möglichkeit 
dauernder  Neutralität  Englands  zu  schaffen  ».  Diese  Worte  des 
deutschen  Botschafters  vom  2.  August  sind  ein  glänzendes  Zeugnis 
für  den  Friedenswillen  und  die  Friedensbemühungen  des  eng- 
lischen Staatssekretärs  —  das  glänzendste  Zeugnis,  das  ihm 
ausgestellt  werden  konnte,  neben  den  vielen  gleichlautenden, 
vom  Reichskanzler  selbst  im  Weissbuch  niedergelegten  Certili- 
katen.  Ich  bin  überzeugt,  obwohl  ich  keinerlei  authentische  Infor- 
mationen hierüber  besitze,  —  überzeugt  aus  dem  blossen  Akten- 
studium heraus  — ,  dass,  wenn  der  deutsche  Botschafter,  Fürst 
Lichnowsky ,  zeugeneidlich  befragt  werden  würde,  ob  Sir  Edward 
Grey  vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment  des  Konflikts  ernstlich 
den  Frieden  gewollt  und  erstrebt  hat,  dass  er  diese  Frage  mit  einem 
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lauten  und  vernehmlichen  Ja  beantworten  würde.  Dieses  Ja  ist 
bereits  in  seiner  Depesche  vom  2.  August  enthalten.  Grey,  der 
—  nach  Helfferich  — ■  bereits  am  29.  Juli  sich  mit  Haut  und  Haaren 
an  Frankreich  und  Russland  verkauft,  ihnen  damals  bereits  seine 
Kriegshilfe  zugesagt  hatte,  Grey  hat  am  1.  August  noch  —  nach 
Lichnowskys  Auffassung,  der  es  doch  besser  wissen  muss,  —  den 
aufrichtigen  Wunsch,  die  Möglichkeit  dauernder  Neutralität 
Englands  zu  schaffen.  Grey,  der,  nach  Helfferich,  den  belgischen 
Fall  nur  als  Vorwand  zum  Kriegseintritt  konstruiert  hat,  —  nach 
Helfferich  müsste  man  beinahe  annehmen,  dass  Grey  die  Deut- 
schen direkt  angestiftet  habe,  die  belgische  Neutralität  zu  ver- 
letzen, damit  er  nur  ja  in  den  ersehnten  Krieg  mit  Deutschland 
eintreten  könne,  —  derselbe  Grey,  der,  nach  Helfferich,  als  böser 
Geist  Europas  diese  fürchterliche  Völkerkatastrophe  nicht  nur 
herbeigeführt  hatte,  sondern  auch  den  Moment  nicht  erwarten 
konnte,  um  sich  selbst  in  den  Feuerbrand  mit  hineinzustürzen, 
derselbe  Grey  sinnt  und  überlegt  mit  dem  Fürsten  Iyichnowsky 
noch  im  letzten  Moment  alle  Möglichkeiten,  wie  man  den  Brand- 
herd beschränken  und  Frankreich  und  England  vor  dem  Hinein- 
stürzen bewahren  könne.  Was  er  schon  vorher,  vor  und  bis  zum 
1.  August,  getan  hatte,  um  den  Ausbruch  des  Brandes  überhaupt 
zu  verhindern,  brauche  ich  hier  nicht  nochmals  zu  wiederholen. 


Gerade  im  Zusammenhang  mit  der  Helfferichschen  Geschichts- 
darstellung sind  die  Depeschen  Lichnowskys  vom  1.  und  2.  August 
ausserordentlich  lehrreich.  Wie  reimt  sich  der  Inhalt  dieser  De- 
peschen mit  der  Helfferichschen  Konstruktion  zusammen,  dass 
Grey  am  29.  Juli  bereits  in  seiner  Unterhaltung  mit  Cambon 
(Blaubuch  Nr.  87)  das  entscheidende  Wort  zu  Gunsten  des  Kriegs- 
eintritts Englands  gesprochen  habe  ?  Wenn  Grey  am  1.  August 
noch  nach  Mitteln  suchte,  England  ausserhalb  des  Konflikts  zu 
halten,  so  beweist  dies,  dass  England  damals  —  also  vier  Tage 
nach  der  angeblichen  Bindung  —  noch  vollkommen  frei  war. 
England  war  noch  frei  bis  zum  4.  August  abends  und  wäre  ausser- 
halb des  Konflikts  geblieben,  wenn  Herr  von  Jagow  die  von  ihm 
verlangte  Zusage  gegeben  hätte,  dass  Deutschland  seine  Truppen 
aus  Belgien  zurückziehen  und  von  einer  weiteren  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  Abstand   nehmen  würde    (Blaubuch 
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Nr.  160).  Denn  das  ist  die  Voraussetzung  aller  zwischen  Grey 
und  Lichnowsky  am  1.  August  stattgefundenen  Erörterungen  : 
Verletzt  ihr  die  belgische  Neutralität,  so  ist  es  für  England  un- 
möglich, dem  Kriege  fernzubleiben.  Kam  es  zum  wirklichen 
Kampf  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  so  war  es  nach 
allem,  was  man  in  Europa  über  die  strategischen  Pläne  Deutsch- 
lands wusste,  und  nach  den  gewundenen  Erklärungen  der  deut- 
schen Regierung  aus  den  letzten  Konfliktstagen  klar,  dass  der 
deutsch-französische  Krieg  eine  Verletzung  der  belgischen  Neu- 
tralität seitens  Deutschlands  zur  Folge  haben  müsse.  Daher  das 
Bemühen  Greys  —  in  seiner  Unterhaltung  mit  Lichnowsky  vom 
1.  August  —  die  Möglichkeit  eines  tatsächlichen  Kampfes  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  zu  eliminieren.  Wäre  diese  Bemü- 
hung Greys  erfolgreich,  wäre  es  für  Frankreich  möglich  gewesen, 
sich  den  Bündnisverpflichtungen  gegenüber  Russland  zu  entziehen 
und  Gewehr  bei  Fuss  jenseits  seiner  Grenze  stehen  zu  bleiben, 
wäre  infolgedessen  auch  Deutschland  gerüstet,  aber  ohne  Kriegs- 
erklärung und  ohne  Angriff  jenseits  der  deutsch-französischen 
Grenze  geblieben,  so  war  die  Verletzung  der  belgischen  Neutralität 
und  damit  die  Hineinziehung  Englands  in  den  europäischen  Krieg 
ausgeschaltet.  Dies  der  Sinn  und  Zweck  der  Greyschen  Gedanken- 
äusserung  vom  1.  August.  Diese  Tendenz  Greys  aber  ist  das  strikte 
Gegenteil  von  dem,  was  ihm  von  seinen  deutschen  Angreifern  in 
die  Schuhe  geschoben  wird.  Seine  Tendenz  ging  nicht  in  erster 
Linie  auf  Krieg  und  in  zweiter  Linie  auf  die  Kriegsbeteiligung 
Englands  ;  sie  ging  in  erster  Linie  auf  die  Erhaltung  des  euro- 
päischen Friedens  und  in  zweiter  Linie  auf  die  Nichtbeteiligung 
Englands,  solange  es  irgend  möglich  war. 

Das  «Miss  Verständnis» 
in    Berlin. 

Nach  dieser  eingehenden  Untersuchung  der  Bedeutung  der 
Nr.  123,  in  Verbindung  und  an  der  Hand  der  Lichnowskyschen 
Depeschen  vom  1.  und  2.  August,  gewinnen  wir  auch  ohne  wei- 
teres Klarheit  über  den  Sinn  der  zwischen  dem  deutschen  Kaiser 
und  dem  König  von  England  am  1.  August  gewechselten  Tele- 
gramme, desgleichen  über  das  Telegramm  des  Reichskanzlers  an 
Lichnowsky  vom  1.  August.  Die  Gedankenäusserungen  Greys  am 
1.  August  morgens  am  Telephon,  die  dann  später  in  der  Nachmit- 


204  DAS  VERBRECHEN 

tags-Unterhaltung  zu  einem  eingehenden  Gespräch  führten,  hatten 
in  Berlin  die  irrtümliche  Meinung  hervorgerufen,  dass  Frankreich 
in  einem  deutsch-russischen  Kriege  neutral  bleiben  und  England 
diese  Neutralität  garantieren  wolle.  Das  Telegramm  Kaiser 
Wilhelms  vom  i.  August  —  als  Antwort  auf  die  Lichnowskyschen 
Meldungen  —  beginnt  mit  den  Worten  :  «  Ich  habe  soeben  die 
Mitteilung  Deiner  Regierung  erhalten,  durch  die  sie  die  franzö- 
sische Neutralität  unter  der  Garantie  Grossbritanniens  anbietet.  » 
Das  Telegramm  des  Reichskanzlers  an  den  deutschen  Botschafter 
in  London  beginnt  mit  den  Worten  :  «  Deutschland  ist  bereit,  auf 
den  englischen  Vorschlag  einzugehen,  falls  sich  England  mit  seiner 
Streitmacht  für  die  unbedingte  Neutralität  Frankreichs  im 
deutsch-russischen  Konflikt  verbürgt.  » 

Diese  Depeschen  ergeben  mit  unzweideutiger  Klarheit,  dass 
in  Berlin  der  Irrtum  herrschte,  England  habe  den  formellen  Vor- 
schlag der  französischen  Neutralität  unter  englischer  Garantie 
gemacht.  In  Wahrheit  lag,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  ein  unver- 
bindlicher Gedankenaustausch  zwischen  Grey  und  Lichnowsky  vor, 
der  ohne  vorherige  Fühlungnahme  mit  Frankreich  und  ohne 
Kenntnis  der  beiderseitigen  Mobilmachung  erfolgt  war.  Lich- 
nowsky hatte  in  seiner  Abenddepesche  vom  i.  August  (halbneun 
Uhr  abends)  den  Berliner  Irrtum  sofort  aufgeklärt  und  betont,  dass 
ein  positiver  englischer  Vorschlag  überhaupt  nicht  vorliege.  Er 
hat  die  Aufklärung  des  Irrtums  in  seiner  Depesche  vom  2.  August 
fortgesetzt  und  die  Gründe  dargelegt,  weshalb  es  sich  nur  um 
eine  Wunsch-  und  Ideenäusserung  von  Seiten  Greys,  aber  nicht 
um  einen  positiven  Vorschlag  handeln  konnte.  Damit  sind  die 
Depeschen  des  Kaisers  Wilhelm  und  des  Reichskanzlers  gegen- 
standslos geworden  und  der  König  von  England  resümiert  in 
seinem  Antworttelegramm  vom  1.  August  den  Tatbestand  ganz 
richtig,  indem  er  von  einem  «  Missverständnis  »  in  Berlin  spricht, 
wo  man  eine  Greysche  Anregung  für  einen  positiven,  für  England 
und  Frankreich  verbindlichen  Vorschlag  genommen  habe.  König 
Georg  spricht  von  einer  «  Anregung die  in  einer  freundschaft- 
lichen Unterhaltung  zwischen  dem  Fürsten  Lichnowsky  und  Sir 
Edward  Grey  erfolgt  ist,  als  sie  erörterten,  wie  ein  wirklicher 
Kampf  zwischen  der  deutschen  und  der  französischen  Armee 
vermieden  werden  könne,  solange  noch  die  Möglichkeit  besteht, 
dass  ein  Einverständnis  zwischen  Oesterreich  und  Russland  erzielt 
wird.  »   Diese   Darstellung   des   englischen    Königs   stimmt   fast 
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wörtlich  und  dem  Sinne  nach  absolut  mit  der  Iyichnowskyschen 
Darstellung  in  seinen  Nachmittags-  und  Abenddepeschen  vom 
i.  August  und  in  seinem  Telegramm  vom  2.  August  überein  : 
Grey  hatte  gesprächsweise  die  Möglichkeit  erörtert,  einen  wirkli- 
chen Kampf  zwischen  der  deutschen  und  der  französischen  Armee 
zu  vermeiden.  Diese  unverbindliche  Erörterung  war  in  Berlin  als 
ein  positiver  Vorschlag  aufgefasst  worden  und  aus  diesem  Miss- 
verständnis waren  die  Telegramme  des  Kaisers  und  des  Reichs- 
kanzlers entstanden,  denen  dann  die  gleichlautende  Aufklärung 
von  Seiten  des  deutschen  Botschafters  und  des  englischen  Königs 
folgte. 


Dies  die  interessante,  meines  Erachtens  unanfechtbare  Dar- 
stellung der  englisch-deutschen  Verhandlungen  vom  1.  August, 
gestützt  auf  Nr.  123  des  Blaubuchs  und  die  acht  im  zweiten 
deutschen  Weissbuch  publizierten,  zwischen  Berlin  und  London 
gewechselten  Depeschen.  Das  Resultat  der  Untersuchung  ist  : 

1.  England  hat  abgelehnt,  seine  Neutralität  zum  Ge- 
genstand eines  Handelsgeschäftes  zu  machen  ; 

2.  England  hat  erklärt,  dass  die  Verletzung  der  bel- 
gischen Neutralität  einen  so  heftigen  Sturm  in  der  öffent- 
lichen Meinung  Englands  hervorrufen  würde,  dass  die 
Regierung  voraussichtlich  zum  Kriege  gedrängt  werden 
würde  ; 

3.  Der  deutsche  Botschafter  hat  kein  Versprechen  der 
NichtVerletzung  der  belgischen  Neutralität  abgegeben  und 
konnte  ein  solches  Versprechen  nicht  abgeben  ; 

4.  Der  deutsche  Botschafter  hat  eine  Schonung  der 
Integrität  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  im  Falle  eines 
siegreichen  deutsch-französischen  Krieges  nicht  zugesagt 
und  konnte  eine  solche  Zusage  nicht  machen.  Er  hat  nur 
als  Motiv  der  eventuellen  Bereitwilligkeit  Deutschlands, 
Frankreich  gegenüber  Gewehr  bei  Fuss  stehen  zu  bleiben, 
angeführt,  dass  Deutschland  weder  Frankreich  zerstören 
noch  Gebietsteile  erobern  wolle.  Als  Motiv  für  den  Nichtkrieg 
hat  er  diese  Aeusserung  getan,  nicht  aber  als  Versprechen 
im  Falle  des  siegreichen  Ausgangs  eines  Krieges. 
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Dieses  Resultat  meiner  Untersuchung  ist  in  vollem  Einklang 
mit  den  Erklärungen  des  Reichskanzlers  in  seiner  Reichstagsrede 
vom  4.  August,  aber  in  vollem  Widerspruch  mit  Herrn  Helfferich 
und  seinen  Mitstreitern,  die,  um  Englands  böse  Absichten  ins 
rechte  Licht  zu  setzen,  deutsche  Angebote  erfinden,  die  tatsäch- 
lich nicht  gemacht  worden  sind  und  durch  den  Reichskanzler 
selbst  und  seinen  Londoner  Botschafter  desavouiert  werden. 
Auch  aus  dieser  Untersuchung  geht  die  englische  Diplomatie 
rein  hervor  und  wird  von  neuem  die  Ueberzeugung  bekräftigt, 
dass  England  nichts  anderes  als  den  Frieden  gewollt  hat. 


IV. 


Oesterreichisches  Ultimatum  und  serbische 

Antwort. 

Art.  5    und    6    des    Ultimatums. 

In  den  unerheblichen  Darlegungen  des  Herrn  Houston  Stewart 
Chamberlain  über  die  Schuldfrage  im  «  inneren  Kreise  »  (Neue 
Kriegsauf sätze,  S.  63  ff.)  entdecke  ich  —  ausnahmsweise  einmal  — 
einen  Gedanken,  der  eine  sachliche  Erörterung  verdient.  Herr 
Chamberlain  meint  nämlich,  Sazonow  habe  zwar  im  allgemeinen 
den  Frieden  gewollt,  habe  aber  vor  den  österreichischen  Forderungen 
Nr.  5  und  6  des  Ultimatums  (Mitwirkung  österreichischer  Organe 
bei  der  Unterdrückung  der  subversiven  Bewegung  und  Teilnahme 
an  den  Erhebungen  zwecks  gerichtlicher  Untersuchung  gegen  die 
Mörder)  eine  Heidenangst  gehabt,  weil  infolge  dieser  Mitwirkung 
österreichischer  Organe  die  Beteiligung  der  leitenden  russischen 
Kreise  an  dem  Fürstenmorde  zu  Tage  getreten  wäre.  Das  durfte 
unter  keinen  Umständen  geschehen,  daher  die  russische  Parole  : 
Frieden  ja,  aber  um  Gotteswillen  keinen  Einblick  von  Oester- 
reichern  in  serbische  Interna  ! 

Fein  ausgedacht,  Herr  Chamberlain,  aber  vollständig  hinfällig 
der  Tatsache  gegenüber  : 

1.  dass  Serbien  zur  Zulassung  österreichischer  Organe  in  den 
Grenzen  «  des  Völkerrechts  und  des  Strafprozesses  »  sowie  der 
«  freundnachbarlichen  Beziehungen  »  bereit  war  ; 

2.  dass  Serbien  sich  der  Entscheidung  des  Haager  Schieds- 
hofes oder  der  Grossmächte  unterwerfen  wollte  —  also  einer 
Entscheidung,  die  auf  Grund  einer  objektiven,  eventuell  sogar  in 
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gerichtlichen  Formen  stattfindenden  Untersuchung  von  unpar- 
teiischer Seite  zu  fällen  gewesen  wäre  ; 

3.  dass  der  Kaiser  von  Russland  ebenfalls  die  Entscheidung 
des  Haager  Schiedshofes  vorgeschlagen  hatte  ; 

4.  dass,  ausser  der  Konferenz  der  Grossmächte  und  der  Haager 
Entscheidung,  auch  noch  die  von  Jules  Cambon  vorgeschlagene 
Möglichkeit  bestand,  eine  internationale  Untersuchungs- Kom- 
mission mit  richterlichen  Befugnissen  zur  Feststellung  des  Tat- 
bestandes über  den  Mord  und  seine  Begleitumstände  einzu- 
setzen. 

Aus  diesen  vier  authentischen  Tatsachen  ergibt  sich,  dass 
Russland  die  objektive  Untersuchung  des  Mordfalles  keineswegs  zu 
fürchten  hatte,  sondern  im  Gegenteil  Untersuchungsmethoden 
vorschlug  oder  akzeptierte,  die  eine  viel  objektivere  Untersuchung 
ermöglichten,  als  die  praktisch  unausführbare  Mitwirkung  öster- 
reichischer Beamten  an  serbischen  Polizeiaktionen.  Also  auch 
diese  schlaue  These  oder  vielmehr  Antithese,  an  der  Herrn 
Chamberlain  unbestritten  das  Urheberrecht  zusteht  :  «  Lieber 
Krieg  als  Morduntersuchung  »  —  auch  diese  These  verfängt 
nicht. 

Für  Herrn  Chamberlain  natürlich,  dem  das  Völkerrecht,  wie 
allen  strammen  Alldeutschen  neuesten  Stils  «  Hekuba  »  ist,  war 
das  Verlangen  Oesterreichs  nach  einem  «  Sicherheitsbureau  »  in 
Serbien,  also  nach  der  gleichen  Einrichtung,  die  Russland  in  Paris 
besitze,  «  gewiss  keine  übertriebene  Forderung  ».  Dass  dieser 
flüchtigste  und  oberflächlichste  aller  deutschen  Kriegsschrift- 
steller diese  Forderung  des  Sicherheitsbureaus  auf  Nr.  6  der  öster- 
reichischen Note  bezieht,  während  sie  sich  nach  der  Berchtold- 
schen  Depesche  vom  25.  Juli  (Rotbuch  Nr.  27)  tatsächlich  nur 
auf  die  Nr.  5  erstreckt  (was  streng  voneinander  zu  unterscheiden), 
ist  bei  der  ganzen  Art  der  Chamberlainschen  Beweisführung  nicht 
zu  verwundern.  Das  eine  aber  hätte  man  sogar  von  ihm  verlangen 
können,  dass  er  nämlich  seine  Leser  darüber  aufgeklärt  hätte, 
dass  das  russische  Sicherheitsbureau  in  Paris  eine  freiwillige, 
durch  völkerrechtlichen  Vertrag  eingeräumte,  möglicherweise  auch 
gegenseitige  Einrichtung  war,  während  das  österreichische  Sicher- 
heitsbureau in  Belgrad  ein  zwangsmässig  oktroyiertes  sein  sollte. 
Hier  ist  der  fundamentale  Unterschied,  für  den  es  keine  Analogien 
gibt. 
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Ich  bemerke  übrigens,  dass  die  paar  boden-  und  gehaltlosen 
Sätze  Chamberlains  zur  Schuldfrage,  deren  Unbefangenheit  durch 
keinerlei  Sachkenntnis  und  keinerlei  Sachstudium  getrübt  wird, 
wahrhaftig  nicht  einer  eingehenden  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Widerlegung  wert  sind.  Sie  verdienen  eigentlich  keine  andere 
Behandlung  als  achselzuckende  Ignorierung,  mit  dem  trostreichen 
Gedanken  :  Jedes  Publikum  hat  eben  die  Schriftsteller,  die  es  ver- 
dient. Wenn  ich  auf  seine  Bemerkungen  über  den  österreichisch- 
serbischen Notenaustausch  näher  eingehe,  so  geschieht  dies  nur, 
weil  sie  mir  den  Anlass  bieten,  die  Punkte  5  und  6  des  Ultimatums 
und  ihre  Beantwortung  durch  die  serbische  Regierung  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  vom  Standpunkte  des  Strafrechts  und 
Völkerrechts  zu  unterziehen,  was  ich  bisher  noch  nicht  getan  habe. 
Die  besondere  Bedeutung  dieser  Punkte  liegt  darin,  dass  sie,  als 
fast  einzige  erheblichere  Differenzpunkte  zwischen  Oesterreich  und 
Serbien,  den  Hauptvorwand  zum  Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen,  zur  Kriegserklärung  und  damit  die  hauptsächliche 
unmittelbare  Ursache  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  gegeben 
haben. 

Ich  brauche  hier  nicht  nochmals  hervorzuheben,  dass  die 
österreichische  Note  nach  Form  und  Inhalt  von  vornherein  die 
Absicht  erkennen  Hess,  den  Krieg  mit  dem  Nachbarstaate  herbei- 
zuführen, gleichviel  welche  Folgen  für  Europa  damit  einträten. 
Der  Krieg  wäre  auch  dann  herbeigeführt  worden,  wenn  die  ser- 
bische Regierung  den  österreichischen  Ultimatumsforderungen 
noch  weiter  als  geschehen  entgegengekommen  wäre,  wie  ja  auch 
schon  ein  Jahr  vorher,  ohne  Fürstenmord  und  sonstige  besondere 
Veranlassung,  nach  Giolittis  Enthüllungen  der  Krieg  vom  Zaune 
gebrochen  werden  sollte.  Das  alles  lasse  ich  hier  beiseite  und  folge 
der  österreichischen  Regierung  gutgläubig  auf  das  Terrain,  das 
sie  selbst  zur  Etablierung  ihres  Kriegsvorwandes  gegen  Serbien 
gewählt  hat.  Auf  das  Terrain  des  Notenwechsels,  aus  dem  die 
Nr.  5  und  6  als  springende  Punkte  hervorstechen.  Die  Frage  also, 
die  ich  mir  hier  zur  Beantwortung  stelle,  ist  die  : 

Sind  die  österreichischen  Forderungen  nach  völkerrecht- 
lichen und  straf  prozessualischen  Grundsätzen  möglich  und 
erfüllbar  gewesen  ? 

Das  Verbrechen.  14 
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Wie  weit  ist  Serbien  diesen  Forderungen  entgegenge- 
kommen ? 

Konnte  es  ihnen  noch  weiter  entgegenkommen,  ohne  sich 
völkerrechtlich  zu  dekapitieren  und  ohne  auf  seine  Hoheits- 
rechte in  der  inneren  Verwaltung  und  Rechtsprechung  zu 
Gunsten  Oesterreichs  zu  verzichten  ? 

Bezüglich  der  Nr.  5  der  österreichischen  Note  habe  ich  diese 
Fragen  bereits  oben  gestreift  und  komme  später  noch  darauf 
zurück.  Was  die  Nr.  6  anbetrifft,  so  ist  der  Absatz  1  dieser  Num- 
mer :  Forderung  einer  gerichtlichen  Untersuchung  gegen  die 
Komplotteilnehmer  —  unbedenklich  und  hat  zu  Differenzen 
zwischen  den  Parteien  keinen  Anlass  gegeben.  Umso  bedenklicher 
ist  der  Absatz  2  :  «  Von  der  k.  und  k.  Regierung  hiezu  delegierte 
Organe  werden  an  den  bezüglichen  Erhebungen  teilnehmen.  » 
Die  serbische  Regierung  hat  die  Annahme  dieser  Auflage  abgelehnt, 
«  da  dies  eine  Verletzung  der  Verfassung  und  des  Strafprozessge- 
setzes wäre  ».  Sie  hat  sich  dagegen  bereit  erklärt,  den  Organen 
der  Nachbarmonarchie  Mitteilungen  über  die  Ergebnisse  der 
Untersuchung  zu  machen,  und  hat  sich  —  was  wohl  zu  beachten 
ist  —  auch  in  dieser  wie  in  allen  anderen  Streitfragen  durch  die 
Schlussformel  ihrer  Antwortnote  der  Entscheidung  des  Haager 
Schiedshofes  oder  der  Grossmächte  unterworfen. 

Die  österreichische  Regierung,  die  allen  Verhandlungen  über 
die  serbische  Antwortnote  durch  Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  aus  dem  Wege  ging,  hat  dann  nachträglich,  am 
27.  Juli,  Anmerkungen  zu  der  serbischen  Note  publiziert,  sozu- 
sagen authentische  Interpretationen  ihrer  Ultimatumsforderun- 
gen,  die  aber  praktisch,  wie  ich  schon  hervorgehoben  habe,  voll- 
ständig wertlose  Monologe  waren,  da  jede  Verhandlung  auf  Grund 
dieser  Interpretationen  von  Oesterreich  selbst  unmöglich  gemacht 
worden  war  und  am  nächsten  Tage  bereits  der  Krieg  an  Serbien 
erklärt  wurde.  Die  Interpretation  zu  Nr.  6  beginnt  mit  den 
Worten  :  «  Unser  Verlangen  war  ganz  klar  und  nicht  misszuver- 
stehen 1.  »  Diesen  Worten  kann  ich  beistimmen,  wenn  man  vor 

1  Ich  zitiere  nach  dem  österreichischen  Rotbuch,  dessen  Text  mehrfach  von 
der  Wiedergabe  im  deutschen  Weissbuch  abweicht.  Auch  ein  schönes  Zeugnis  für 
die  deutsche  und  österreichische  Diplomatie  !  Und  diese  Leute,  die  Hunderte  von 
Beamten  zu  ihrer  Verfügung  haben,  werfen  dem  auf  sich  selbst  angewiesenen 
«  Ankläger  »  vor,  wenn  er  sich  einmal  in  einer  Interpunktion  oder  sonst  einer 
Lappalie  irrt  1  ! 
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klar  «  un  »  setzt  und  das  Wort  «  nicht  »  streicht.  Man  höre  nun 
aber,  wie  dieses  Verlangen  interpretiert  wird : 

«  Wir  begehrten  :  I.  Einleitung  einer  gerichtlichen 
Untersuchung  gegen  die  Teilnehmer  am  Komplotte  ; 
2.  die  Mitwirkung  von  k.  und  k.  Organen  an  den  hierauf 
bezüglichen  Erhebungen  («  recherches  »  im  Gegensatze  zu 
«  enquete  judiciaire  »).  Es  ist  uns  nicht  beigefallen,  k.  und 
k.  Organe  an  dem  serbischen  Gerichtsverfahren  teilnehmen 
zu  lassen  ;  sie  sollten  nur  an  den  polizeilichen  Vorerhe- 
bungen mitwirken,  welche  das  Material  für  die  Unter- 
suchung herbeizuschaffen  und  sicherzustellen  hatten. 

Wenn  die  serbische  Regierung  uns  hier  missversteht, 
so  tut  sie  dies  bewusst,  denn  der  Unterschied  zwischen 
«  enquete  judiciaire  »  und  den  einfachen  «  recherches  » 
muss  ihr  geläufig  sein.  » 

Zu  dieser  Interpretation  bemerke  ich  folgendes  :  Die  nachträg- 
liche Ausdeutung  des  ursprünglichen  Verlangens  enthält  eine 
Beschränkung,  die  aus  dem  Wortlaut  der  österreichischen  Note 
nicht  zu  entnehmen  war.  Die  Note  verlangte  eine  Teilnahme  «  an 
den  bezüglichen  Erhebungen  »,  das  heisst  :  an  den  Erhebungen, 
die  sich  auf  die  im  Absatz  i  geforderte  gerichtliche  Untersuchung 
bezogen.  Einen  Unterschied  zwischen  gerichtlichen  und  polizei- 
lichen Erhebungen  machte  die  Note  nicht.  Die  serbische  Regierung 
konnte  und  musste  daher  das  österreichische  Verlangen  in  dem 
weiten  Sinne  auffassen,  wie  es  gestellt  war,  im  Sinne  aller  auf  die 
gerichtliche  Untersuchung  bezüglichen  Erhebungen,  gleichviel 
ob  sie  durch  Polizei,  Staatsanwalt  oder  Gericht  geschehen.  Die 
Bemerkung,  das  Missverständnis  der  serbischen  Regierung  sei 
ein  bewusstes,  ist  also  eine  Insinuation,  deren  Odium  auf  den 
Verfasser  und  Interpreten  der  österreichischen  Note  zurückfällt. 
Jeder  juristisch  gebildete  Leser  musste  die  Nr.  6  so  «  missver- 
stehen »,  wie  es  die  Herren  in  Belgrad  getan  haben.  Gleichviel 
aber,  ob  das  Missverständnis  bewusst  oder  unbewusst  war,  weshalb 
—  frage  ich  auch  hier  wieder  —  hat  Graf  Berchtold  es  nicht  aufge- 
klärt P  Weshalb  hat  er  seinen  Gesandten  Giesl  nicht  beauftragt, 
Herrn  Paschitsch  zu  sagen,  dass  Oesterreich  gar  nicht  so  viel 
verlange,  als  Serbien  missverständlich  annehme,  und  ihn  zu  fragen, 
ob  er  das  Minus  nicht  akzeptieren  wolle  ?  Weshalb  hat  Berchtold 
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erst  am  27.  Juli,  einen  Tag  vor  der  Kriegserklärung,  diese  be- 
schränkende Interpretation  gegeben  —  nicht  einmal  an  Serbien 
selbst,  sondern  durch  öffentlichen  Monolog  —  eine  Interpretation, 
die,  rechtzeitig  der  Nachbarregierung  gegeben,  doch  vielleicht  eine 
Einigung  ermöglicht  hätte  ?  Weshalb  ?  Es  gibt  nur  eine  Antwort : 
weil  er  den  Krieg  unter  allen  Umständen  wollte.  — 

Dem  juristisch  gebildeten  I^eser  müssen  sich  in  der  Tat  die 
Eingeweide  umdrehen,  wenn  er  den  oben  zitierten,  strafprozes- 
sualischen  Exkurs  des  österreichischen  Ministers  liest.  Weiss  Graf 
Berchtold  nicht  oder  hatte  er  keinen  Juristen  zur  Seite,  der  bei 
einem  so  folgenschweren  Akte  ihn  belehren  konnte,  dass  Erhe- 
bungen für  eine  gerichtliche  Untersuchung  nicht  bloss  polizeilich, 
sondern  auch  gerichtlich  und  staatsanwaltlich  stattfinden  können  ?  ! 
Wenn  er  in  seiner  Note  nur  polizeiliche  Vorerhebungen  oder 
Recherchen,  wie  er  jetzt  beschränkend  interpretiert,  meinte,  dann 
hätte  er  nicht  von  Erhebungen  im  allgemeinen  sprechen  dürfen. 
Mir  ist  die  serbische  Strafprozess-Ordnung,  die  doch  allein  für 
diese  Frage  entscheidend  ist,  nicht  bekannt.  Im  allgemeinen  wird 
sie  aber  von  den  Grundsätzen  unserer  deutschen  Strafprozess- 
ordnung nicht   allzuweit   abweichen,   da  diese   Grundsätze  der 
Natur  der  Sache  entsprechen  und  fast  überall  im  modernen  Straf - 
prozess- Recht  angewendet  sind.  Wir  kennen  als  Vorbereitung  der 
öffentlichen  Klage  ein  staatsanwaltliches  Ermittlungsverfahren, 
bei  dem  die  Beamten  des  Polizei-   und  Sicherheitsdienstes  als 
Hülfsorgane  der  Staatsanwaltschaft  fungieren   (mit  Ausschluss 
eidlicher  Vernehmungen)  und  gleichzeitig  für  richterliche  Unter- 
suchungshandlungen und    eidliche  Vernehmungen    der    Richter 
seitens  der  Staatsanwaltschaft  herangezogen  werden  kann.   In 
eiligen  Sachen  kann  die  Polizei  zunächst  selbständig  vorgehen 
und  muss  dann  ihre  Verhandlungen  der  Staatsanwaltschaft  über- 
senden. Nach  Beendigung  der  staatsanwaltlichen  und  polizeilichen 
Ermittlungen  kann  die  Staatsanwaltschaft  entweder  sofort  die 
Anklageschrift    bei    dem  Gericht    einreichen  oder  in  geeigneten 
Fällen  (für  gewisse  Strafsachen  ist  dies  sogar  vorgeschrieben)  die 
gerichtliche  Voruntersuchung  beantragen.  Auch  in  dieser  gericht- 
lichen Voruntersuchung  wirken  wiederum,   ebenso  wie  in  dem 
staatsanwaltlichen  Ermittlungsverfahren,  die  Beamten  des  Polizei- 
und  Sicherheitsdienstes  als  Hülfsorgane  des  Untersuchungsrich- 
ters mit  (Deutsche  Strafprozess-Ordnung  §§  156-195,  für  die  Mit- 
wirkung der  Polizeiorgane  siehe  insbesondere  §§  159  und  187). 
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Wir  kennen  also  im  deutschen  Straf prozess- Recht  drei  Arten  von 
Erhebungen    zur    Vorbereitung    eines    Strafverfahrens,    nämlich 

a)  rein  polizeiliche  Ermittlungen,  die  sofort  der  Staats- 
anwaltschaft zur  Weiterveranlassung  zu  übersenden  sind  ; 

b)  staatsanwaltliche  Ermittlungen  ; 

c)  gerichtliche    Untersuchungshandlungen. 

In  den  Fällen  b)  und  c)  dienen  die  Polizeibehörden  als  Hülfs- 
organe  der  Staatsanwaltschaft  und  des  Untersuchungsrichters.  In 
allen  Fällen  hat  nach  Abschluss  des  vorbereitenden  Verfahrens 
respektive  der  Voruntersuchung  die  Anklagekammer  des  Gerichts 
zu  entscheiden,  ob  das  Hauptverfahren  eröffnet  werden  soll. 

Nach  diesen  Darlegungen,  die  für  den  Juristen  nichts  neues 
bieten,  erscheinen  die  Berchtoldschen  Bemerkungen  über  die 
serbische  Antwort,  insbesondere  seine  arroganten  Belehrungen 
über  «  recherches  im  Gegensatze  zu  enquete  judiciaire  »,  über  den 
«  Unterschied  zwischen  enquete  judiciaire  und  den  einfachen 
recherches  »,  der  jedem  geläufig  sein  müsse,  etc.,  als  Ausflüsse 
einer  Beschränktheit,  die  an  so  verantwortlicher  Stelle  und  in  so 
verantwortungsvollem  Moment  alle  Grenzen  des  Erlaubten  und 
je  Dagewesenen  überschreitet.  Die  betreffenden  Sätze  Berchtolds 
enthalten  mehr  Unsinnigkeiten  als  Worte. 

«  Erhebungen  »  sind  nicht  identisch  mit  polizeilichen  Vorer- 
hebungen oder  einfachen  Recherchen,  wie  Berchtold  die  ersteren 
nennt.  Erhebungen  können  auch  gerichtliche  und  staatsanwaltliche 
sein  und  polizeiliche  Recherchen  können  dadurch,  dass  sie  im 
Auftrage  von  Staatsanwalt  oder  Gericht  erfolgen,  Teile  der  staats- 
anwaltlichen oder  gerichtlichen  Ermittlungstätigkeit  werden.  Es 
ist  also  einfach  unmöglich,  undurchführbar,  selbst  wenn  es  von 
vornherein  klar  gesagt  worden  wäre,  die  Mitwirkung  österrei- 
chischer Beamten  an  polizeilichen  Vorerhebungen  in  Serbien 
derart  zu  beschränken,  dass  sie  nicht  gleichzeitig  in  die  staats- 
anwaltliche oder  gerichtliche  Ermittlungstätigkeit  eingreifen. 
Recherche  steht  nicht,  wie  Berchtold  uns  belehrt,  « im  Gegensatz 
zu  enquete  judiciaire  »,  sondern  sie  verhält  sich  dazu  wie  Mittel 
zum  Zweck.  Die  polizeiliche  Recherche  ist  eines  der  Mittel  der 
straf  prozessualischen  Untersuchung . 

Die  serbische  Regierung  hatte  hiernach  vollkommen  recht, 
wenn  sie  in  dem  Verlangen  der  Teilnahme  österreichischer  Beam- 
ten an  den,  auf  die  gerichtliche  Untersuchung  bezüglichen  Erhe- 
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bungen  eine  Verletzung  der  Verfassung  und  des  Strafprozess- 
Gesetzes  fand,  gleichviel  ob  die  polizeilichen  Vorerhebungen,  auf 
die  Berchtold  sein  Verlangen  nachträglich  beschränkt  hat,  von 
der  Polizei  selbstständig  oder  im  Auftrage  der  Staatsanwaltschaft 
oder  des  Untersuchungsrichters  gemacht  wurden.  Stets  erfolgten 
sie  zu  dem  Zweck,  um  später  als  Unterlage  für  den  Beschluss  der 
Anklagekammer  auf  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  zu  dienen. 
Die  Polizei  fungiert  als  Hülfsbehörde  zur  Vorbereitung  eines 
Gerichtsverfahrens  und  die  erzwungene  Mitwirkung  fremder 
Polizeibeamten  an  dieser  Vorbereitungstätigkeit  schlägt  allen 
Grundsätzen  des  Völkerrechts,  der  innerstaatlichen  Verfassung 
und  des  Strafprozess- Verfahrens  ins  Gesicht.  Das  ganze  Verlangen 
Oesterreichs,  für  welches  —  nach  Berchtold  —  «  Analogien  in 
grosser  Menge  bestehen  »,  war  in  Wirklichkeit  beispiellos  und 
trug  den  «  Stempel  der  Unerfüllbarkeit  »  an  der  Stirne. 

Wie  sich  Berchtold  praktisch  die  Teilnahme  der  österreichi- 
schen Polizisten  an  den  polizeilichen  Vorerhebungen  dachte, 
bleibt  sein  Geheimnis.  Sollten  die  Oesterreicher  selbstständig  auf 
serbischem  Boden  wirtschaften  oder  nur  in  Gemeinschaft  und 
durch  Vermittlung  der  serbischen  Beamten  ?  Sollten  sie  ihre 
Ermittlungen  dem  serbischen  Staatsanwalt  oder  Untersuchungs- 
richter direkt  einreichen  oder  ebenfalls  nur  durch  Vermittlung 
ihrer  serbischen  Kollegen  ?  Wer  zwang  diese  serbischen  Kollegen, 
diese  Vermittlung  zu  übernehmen  ?  Wer  zwang  den  Staatsanwalt 
oder  den  Untersuchungsrichter,  die  von  österreichischen  Polizisten 
beigebrachten  Materialien  zu  beachten  ?  Wer  sollte  die  Zuver- 
lässigkeit und  Erheblichkeit  dieser  Materialien  prüfen  ?  Diese  und 
unzählige  ähnliche  Fragen  tauchen  sofort  auf,  wenn  man  an  die 
praktische  Ausführung  der  unglaublichen  österreichischen  For- 
derungen denkt.  Selbst  wenn  sie  angenommen  worden  wären  oder 
angenommen  werden  konnten,  so  wären  sie  entweder  die  sichere 
Quelle  beständiger  Reibereien  oder  der  Herd  einer  österreichischen 
Tyrannei  innerhalb  des  serbischen  Polizei-  und  Gerichtsverfahrens 
geworden  ;  da  die  österreichischen  Polizisten  sich  von  keinem  ser- 
bischen Polizeimann,  Staatsanwalt  oder  Untersuchungsrichter 
hätten  kommandieren  lassen,  so  hätten  sie  ihrerseits  kommandie- 
ren müssen,  um  eine  reibungslose  Ausübung  ihrer  Polizeitätigkeit 
auf  fremdem  Staatsgebiet  durchzuführen.  Das  wäre  der  Beginn 
des  Vasallentums  gewesen,  dessen  Herstellung  man  mit  Recht  in 
Europa  als  den   Zweck  der  österreichischen   Forderungen  ansah. 
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Serbiens  Widerstand  hingegen  —  wenn  man  seine  im  bescheiden- 
sten Tone  vorgebrachten  Reserven  und  seine  Unterwerfung  unter 
schiedsrichterliche  Entscheidung  als  Widerstand  bezeichnen  kann 
—  war  mehr  als  berechtigt  und  bei  einem  souveränen  Staate  selbst- 
verständlich. 


Dass  ein  Mann  wie  Chamberlain,  der  zwar  mit  grösstem 
Aplomb,  aber  mit  noch  grösserer  Oberflächlichkeit  seine  Behaup- 
tungen aufzustellen  und  zu  begründen  pflegt,  über  die  ungeheuer- 
lichen österreichischen  Forderungen  (Nr.  5  und  6  des  Ultimatums) 
mit  einigen  kühnen  Sprüngen  hinweggeht,  ist  nicht  zu  ver- 
wundern. Finden  doch  auch  andere  deutsche  Autoren  diese  Forde- 
rungen «  keineswegs  exorbitant  ».  Chamberlain  hält  sich  dabei 
-  sehr  bequem  !  —  an  die  Anmerkungen,  mit  denen  die  Wiener 
Regierung  am  27.  Juli  die  serbische  Antwortnote  veröffentlicht 
hat,  verwechselt  aber  beständig  die  Nr.  5  des  Ultimatums  mit  der 
Nr.  6,  zitiert  ein  Telegramm  Berchtolds  an  Szapary  (das  er  neben- 
bei auf  den  27.  Juli  datiert,  während  es  vom  25.  Juli  ist,  siehe 
Rotbuch  Nr.  27),  das  sich  ausdrücklich  und  seinem  ganzen  Sinne 
nach  auf  Nr.  5  bezieht,  als  Auslegungsmittel  für  Nr.  6  u.  s.  w. 
Kurz,  der  alles  wissende  oder  vielmehr  wissen-wollende  Viel- 
schreiber —  dem  man  beständig  zurufen  möchte  :  «  non  multa 
sed  multum  »  machen  den  Wert  des  Schriftstellers  aus  —  er  gibt 
sich  nicht  einmal  die  Mühe,  die  wenigen  entscheidenden  Sätze  des 
österreichischen  Ultimatums,  der  serbischen  Antwort  und  des 
Wiener  Kommentars  dazu  sorgfältig  zu  studieren. 

Die  Nr.  5  des  Ultimatums  forderte  die  Mitwirkung  österrei- 
chischer Beamten  bei  der  Unterdrückung  gewisser  nationaler  Be- 
wegungen in  Serbien,  die  vom  serbischen  Standpunkt  aus  genau 
so  patriotisch  waren,  wie  etwa  die  Tätigkeit  des  «  Alldeutschen 
Verbandes  »  in  Deutschland,  die  aber  von  der  Wiener  Regierung 
als  «  subversiv  »  und  «  gegen  die  territoriale  Integrität  der  Monar- 
chie gerichtet  »  bezeichnet  wurden.  Die  serbische  Regierung 
musste  in  ihrer  Antwortnote  «  bekennen,  dass  sie  sich  über  den 
Sinn  und  die  Tragweite  jenes  Begehrens  der  k.  und  k.  Regierung 
nicht  volle  Rechenschaft  geben  kann  »  ;  sie  erklärte  sich  aber 
bereit,  «  jene  Mitwirkung  anzunehmen....  welche  den  Grundsätzen 
des  Völkerrechtes  und  des  Strafprozesses  sowie  den  freundnach- 
barlichen  Beziehungen  entsprechen  würde.  » 
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Die  österreichische  Regierung  hat  sich  bekanntlich  auf  keine 
Diskussion,  ja  nicht  einmal  auf  eine  genauere  Interpretation  ihrer 
Ultimatumsforderungen  der  serbischen  Regierung  gegenüber 
eingelassen  —  weder  bezüglich  der  Nr.  5  noch  bezüglich  der  Nr.  6 
— ,  sondern  hat  Knall  und  Fall  die  diplomatischen  Beziehungen 
abgebrochen  und  drei  Tage  später  den  Krieg  erklärt.  Die  Kommen- 
tare und  Interpretationen,  die  Graf  Berchtold  sich  herbeiliess, 
später  zu  geben,  sind  daher  ganz  unerheblich  ;  sie  hätten  nur 
Wert  gehabt,  wenn  er  sie  nach  Eingang  der  serbischen  Antwort 
direkt  der  serbischen  Regierung  gegeben  und  auf  Grund  dieser 
Kommentare  weiter  verhandelt  hätte.  Wenn  bei  der  unklaren, 
unjuristischen  und  inkorrekten  Fassung  der  österreichischen  For- 
derungen Missverständnisse  auf  der  Gegenseite  entstanden  und 
entstehen  mussten,  so  war  es  die  Pflicht  des  österreichischen 
Ministers,  falls  er  einen  Konflikt  vermeiden  und  nicht  vielmehr 
direkt  heraufbeschwören  wollte,  diese  Missverständnisse  der 
Gegenpartei  gegenüber  aufzuklären  und  dann  die  weitere  Frage 
zu  stellen  :  «  So,  jetzt  wisst  ihr,  was  ich  meine  ;  erklärt  nun,  ob 
und  inwieweit  ihr  meine  Forderungen  erfüllen  wollt.  »  Das  war 
es  ja  gerade,  was  die  Entente-Mächte,  vor  allem  Sir  Edward  Grey, 
beständig  der  Wiener  Regierung  nahelegten  :  sie  solle  doch  wenig- 
stens die  mehr  wie  unterwürfige  serbische  Antwort,  die  ein  noch 
nie  dagewesenes  Beispiel  von  Demütigung  biete,  als  Unterlage 
für  weitere  Verhandlungen,  sei  es  mit  Petersburg  und  Belgrad 
direkt,  sei  es  im  Rahmen  einer  Londoner  Botschafterkonferenz, 
akzeptieren.  Das  war  es  aber  gerade  auch,  was  Oesterreich  schroff 
ablehnte,  —  bis  zum  30.  Juli  —  das  heisst  bis  zu  einem  Moment, 
wo  die  Rüstungsfrage  seitens  der  Berliner  Regierung  in  den  Vor- 
dergrund gestellt  war  (die  am  nächsten  Tage  zu  den  Ultimata 
führte)  und  die  eigentliche  Streitfrage  ganz  in  den  Hintergrund 
trat. 

Die  Kommentare,  die  Graf  Berchtold  am  25.  und  27.  Juli  zu 
seinen  Ultimatumsforderungen  gab,  waren  jedenfalls  nach 
Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  mit  Belgrad  vollkommen 
wertlos,  sie  waren,  wie  schon  bemerkt,  nichts  anderes  als  Wiener 
Monologe,  die  der  Haltung  der  österreichischen  Regierung  den 
anderen  Mächten  und  der  Welt  gegenüber  einen  Schein  von 
Rechtfertigung  geben,  aber  den  Krieg  mit  Serbien,  der  nun  einmal 
in  Wien  und  Budapest  beschlossen  war,  nicht  verhindern  sollten 
und  konnten.  Diese  späteren  Aufklärungen  Berchtolds  kommen 
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daher  für  die  Schuldfrage  überhaupt  nicht  in  Betracht.  Die  Sache 
liegt  genau  so,  als  wenn  bei  Vergleichsverhandlungen  zwischen 
zwei  Privatpersonen  der  A.  gewisse  Forderungen  stellt,  der  B. 
diese  Forderungen  teils  akzeptiert,  teils  Aufklärungen  verlangt, 
teils  Reserven  macht,  dann  aber  A.  jede  Weiterverhandlung 
schroff  abbricht  und  nun  aller  Welt  erzählt,  B.  sei  an  dem  Abbruch 
schuld,  denn  er,  der  A.,  habe  seine  Forderungen  ja  nur  so  oder 
so  gemeint.  Kein  Mensch  wird  den  Unschuldsbeteuerungen  des  A. 
Gehör  schenken  :  wenn  er  das  Zustandekommen  des  Vergleichs 
wirklich  gewünscht  hätte,  hätte  er  eben  rechtzeitig  —  entweder 
sofort  bei  Beginn  der  Verhandlungen  oder  spätestens  nach  Ein- 
treffen der  auf  teilweisen  Missverständnissen  beruhenden  Ant- 
wort —  seine  Forderungen  erläutern  müssen.  — 

Nun  aber  kommt  in  dem  österreichisch-serbischen  Falle  noch 
als  erschwerendes  Moment  zu  Lasten  der  Wiener  Regierung  hinzu, 
dass  die  verspäteten  Erläuterungen  (am  25.  Juli  nach  Petersburg, 
am  27.  Juli  durch  Publikation  in  Wien)  auch  ihrem  materiellen 
Inhalte  nach  völlig  haltlos,  ja  —  man  verzeihe  das  harte  Wort  !  — 
geradezu  läppisch  und  eines  Staatsmannes  und  Diplomaten  un- 
würdig sind. 

Der  Artikel  5  des  Ultimatums  wird  an  zwei  Stellen  erläutert, 
in  der  Note  an  Szäpäry  (Rotbuch  Nr.  27)  und  in  der  Wiener  Publi- 
kation. Ich  fordere  jeden  juristisch  und  staatsrechtlich  gebildeten 
Leser  auf,  diese  beiden  Kommentare  zu  lesen  und  dann  zu  sagen, 
ob  mein  absprechendes  Urteil  nicht  berechtigt  ist.  Nach  Berchtold 
hat  mit  der  Frage  der  Mitwirkung  österreichischer  Polizeibeamteu 
bei  serbischen  Polizei-  und  Verwaltungsmassregeln  «  das  allge- 
meine Völkerrecht  ebensowenig  etwas  zu  tun,  wie  das  Strafprozess- 
recht ;  es  handelt  sich  um  eine  Angelegenheit  rein  staatspolizei- 
licher Natur,  die  im  Wege  einer  besonderen  Vereinbarung  zu  lösen 
ist.  Die  Reserve  Serbiens  ist  daher  unverständlich...  »  Mit  Verlaub, 
Exzellenz  Berchtold  !  Fast  jedes  dieser  Worte  ist  ein  krasser 
Irrtum,  über  den  jeder  beliebige  Student  höheren  Semesters  Sie 
belehren  könnte.  Die  Reserve  Serbiens  ist  mehr  wie  verständlich  : 
es  handelt  sich  in  der  Tat  um  einen  entscheidenden  Grundsatz  des 
Völkerrechts  (oder,  wie  Sie  sagen  :  des  «  allgemeinen  »  Völkerrechts ; 
was  verstehen  Sie  eigentlich  darunter  ?  Gibt  es  auch  ein  «besonderes» 
Völkerrecht  ?)  —  wenn  ein  Staat  die  Mitwirkung  seiner  Organe 
an  der  Polizeitätigkeit  in  einem  Nachbarstaate  verlangt.  Dieses 
Verlangen  wird  um  so  ungeheuerlicher,  wenn  die  Polizeitätigkeit, 
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an  der  der  Nachbarstaat  mitzuwirken  verlangt,  auf  die  Unter- 
drückung einer  nationalen  Bewegung  abzielt,  die  sich  in  nichts 
von  den  nationalen  Bewegungen  in  anderen  Ländern  unterscheidet. 
Die  deutschen  Chauvinisten  haben  bekanntlich  Jahr  aus,  Jahr 
ein  die  Behauptung  kolportiert,  es  bestände  in  Frankreich  eine 
kriegstreiberische  Bewegung,  die  «  gegen  die  territoriale  Integri- 
tät »  des  deutschen  Reiches  gerichtet  sei,  weil  sie  die  Wieder  ab- 
trennung  von  Elsass-L,othringen  zum  Ziele  habe.  Was  würde  nun 
die  Welt  gesagt  haben,  wenn  Deutschland  eines  schönen  Tages 
die  Mitwirkung  deutscher  Polizei- Kommissare  bei  der  Unter- 
drückung dieser  «  subversiven  Bewegung  »  in  Frankreich  verlangt 
hätte  ?  Man  würde  die  Hände  zusammengeschlagen  und  ausge- 
rufen haben  :  «  Die  in  Berlin  müssen  verrückt  geworden  sein.  » 
Der  österreichisch-serbische  Fall  liegt  genau  so,  ja  sogar  noch 
günstiger  für  Serbien,  da  es  sich  hier  um  eine  historisch  und 
«  völkisch  »  tief  begründete  Nationalbewegung  handelt.  Der 
Ausruf  der  Welt  aber  lautete  etwas  verschieden.  Die  Welt  sagte 
übereinstimmend  :  «  Die  in  Wien  sind  zwar  nicht  verrückt,  aber 
sie  sind  Verbrecher,  die  absichtlich  unerfüllbare,  allem  Völkerrecht 
ins  Gesicht  schlagende  Forderungen  stellen,  um  unter  allen  Um- 
ständen —  selbst  auf  die  Gefahr  eines  europäischen  Krieges  — 
einen  blutigen  Konflikt  mit  Serbien  herbeizuführen.  » 

Die  Mitwirkung  der  Polizeiorgane  —  so  argumentieren  Sie 
weiter,  Graf  Berchtold,  —  sei  eine  «  Angelegenheit  rein  staats- 
polizeilicher Natur,  die  im  Wege  einer  besonderen  Vereinbarung 
zu  lösen  ist.  »  In  Ihrem  für  die  russische  Regierung  bestimmten 
Kommentar  vom  25.  Juli  beteuern  Sie,  Sie  hätten  «  keineswegs 
die  Absicht,  die  Souveränität  Serbiens  zu  tangieren.  Wir  denken 
bei  Punkt  5  «  collaboration  »  an  die  Errichtung  eines  geheimen 
«  bureau  de  sürete  »  in  Belgrad,  welches  nach  Art  der  analogen 
russischen  Einrichtungen  in  Paris  funktionieren  und  mit  der 
serbischen  Polizei  und  Verwaltungsbehörde  kooperieren  würde.  » 
Und  das  nennen  Sie  eine  Angelegenheit  rein  staatspolizeilicher 
Natur,  die  mit  dem  Völkerrecht  nichts  zu  tun  hat  ?  !  Beruhen  die 
Abmachungen  zwischen  der  französischen  und  russischen  Regie- 
rung, die  das  «  bureau  de  sürete  »  in  Paris  zuliessen,  —  ähnliche 
Abmachungen  bestanden  bekanntlich  auch  zwischen  der  preus- 
si sehen  und  russischen  Regierung,  die  sogar  zu  den  schimpflichsten 
Schergendiensten  der  preussischen  Reaktion  dem  russischen  Des- 
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potismus  gegenüber,  zur  direkten  Auslieferung  russischer  Revo- 
lutionäre an  die  Grenzbeamten  des  Zarenreiches  führten  (eine 
Erniedrigung,  deren  sich  die  verbündete  französische  Regierung 
niemals  schuldig  gemacht  hat)  —  beruhen,  sage  ich,  die  franzö- 
sisch-russischen und  die  entsprechenden  preussisch-russischen 
Abmachungen  nicht  auch  auf  dem  Völkerrecht  ?  !  Unter  Ange- 
legenheiten staatspolizeilicher  Natur  können  Sie,  wenn  das  Wort 
überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  doch  nur  innerpolizeiliche  Mass- 
regeln meinen.  In  dem  Augenblick,  wo  an  diesen  inneren  Mass- 
regeln ein  fremder  Staat  sich  beteiligt,  wird  die  Sache  zu  einer 
Angelegenheit  des  Völkerrechts,  da  doch  nur  auf  Grund  eines 
völkerrechtlichen  Vertrages  einem  anderen  Staate  dieses  Recht 
der  Beteiligung  eingeräumt  werden  kann.  Wenn  nun  zwei  Staaten 
freiivülig  und  gegenseitig  —  solche  Verträge  beruhen  immer  auf 
Freiwilligkeit,  fast  immer  auf  Gegenseitigkeit  —  sich  die  Einrich- 
tung derartiger  Sicherheitsbureaus  und  das  Zusammenarbeiten  mit 
den  jenseitigen  Polizeibehörden  gestatten,  so  ist  dagegen  vom 
Standpunkte  des  Völkerrechts  und  der  Souveränitätswahrung  na- 
türlich nichts  einzuwenden.  Das  ist  dann  lediglich  eine  Frage  der 
politischen  Konvenienz.  Wenn  dagegen,  wie  in  dem  österreichi- 
schen Falle,  der  eine  Staat  von  dem  anderen  einseitig,  unter  den 
schwersten  Drohungen  und  in  der  ungebührlichsten,  noch  dazu 
unklaren  und  missverständlichen  Form  solchen  Eingriff  in  die 
fremde  Polizeigewalt  verlangt,  ohne  nähere  Erläuterungen,  ohne 
Eingehen  auf  Detailfragen  und  ohne  Vorschlag  einer  Verständi- 
gung —  die  späteren  und  verspäteten  Erläuterungen  zählen  nicht, 
wie  ich  oben  dargelegt  habe,  —  mit  anderen  Worten,  wenn  der 
eine  Staat  dem  anderen  seine  polizeiliche  Mitwirkung  in  inneren 
Angelegenheiten  oktroyiert,  so  liegt  nicht  eine  staatspolizeiliche 
Angelegenheit,  sondern  einer  der  schwersten  Völkerrechtsbrüche 
vor,  den  man  sich  vorstellen  kann.  Die  serbische  Regierung  hatte 
daher  zum  mindesten  das  Recht,  nähere  Aufklärungen  «  über  den 
Sinn  und  die  Tragweite  »  des  österreichischen  Begehrens,  das  nach 
Form  und  Inhalt  den  tiefsten  und  folgenschwersten  Eingriff  in  die 
Souveränitätsrechte  des  serbischen  Staates  darstellte,  zu  ver- 
langen, und  ist  weit  über  die  Grenzen  der  diplomatischen  Konzi- 
lianz  hinausgegangen,  wenn  sie  die  österreichische  Forderung  zu 
erörtern  und  sogar  bis  zu  einem  bestimmten  Masse  zu  erfüllen 
bereit  war. 
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Selbst  Chamberlain  kann  nicht  umhin,  die  österreichische 
Beteiligung  an  einem  serbischen  Gerichtsverfahren  als  eine  For- 
derung zu  qualifizieren,  die  «  offenbar  »  die  Souveränität  des 
Landes  aufgehoben  hätte.  Er  übersieht  nur  hierbei  :  einmal,  dass 
die  verlangte  Mitwirkung  an  den  «  bezüglichen  Erhebungen  », 
auch  wenn  sie  von  der  Polizei  vorgenommen  werden,  tatsächlich 
eine  Hülfstätigkeit  an  einem  Gerichtsverfahren  darstellt  ;  und 
ferner,  dass  auch  die  zwangsweise  Oktroyierung  einer  rein  polizei- 
lich-administrativen Tätigkeit  im  fremden  Lande  eine  gröbliche 
Verletzung  der  Souveränität  dieses  Landes  enthält. 

Ich  resümiere  mich  dahin  : 

i.  Die  in  Nr.  5  des  österreichischen  Ultimatums  geforderte 
Mitwirkung  österreichischer  Beamten  an  einer  polizeilich- admi- 
nistrativen Tätigkeit  auf  serbischem  Boden  stellt  eine  Verletzung 
der  serbischen  Souveränität  dar. 

2.  Die  in  Nr.  6  geforderte  Teilnahme  an  Erhebungen,  die  sich 
auf  eine  gerichtliche  Untersuchung  des  Mordkomplotts  beziehen, 
stellt  ebenfalls  einen  Eingriff  in  die  Souveränität  des  serbischen 
Staates  dar. 

3.  Es  ist  hierbei  gleichgültig,  ob  diese  Erhebungen  gerichtliche, 
staatsanwaltliche  oder  nur  polizeiliche  sind.  In  jedem  Falle 
sind  es  Erhebungen,  die  einer  gerichtlichen  Untersuchung  dienen. 
Wollte  man  aber  selbst  diese  Herbeischaffung  von  Untersu- 
chungsmaterial als  eine  rein  polizeilich-administrative  Tätigkeit 
qualifizieren  - —  was  im  vorliegenden  Falle  unbedingt  nicht 
zutrifft  — ,  so  würde  auch  dies  schon,  nach  Absatz  1,  eine  Souve- 
ränitäts-Verletzung darstellen. 

4.  Die  nachträgliche  Interpretation  der  Forderungen  Nr.  5 
und  6  ändert  nichts  an  ihrem  souveränitäts-verletzenden  Charak- 
ter, da  auch  diese  Interpretation  den  gewaltsamen  Eingriff  in  die 
Polizei-  und  Gerichtshoheit  des  Nachbarstaates  bestehen  lässt. 

5.  Diese  verspätete,  nach  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen —  und  nicht  einmal  der  serbischen  Regierung  gegen- 
über —  erfolgte  Interpretation  beweist,  dass  es  der  Wiener  Regie- 
rung nicht  auf  die  Erfüllung,  sondern  vielmehr  auf  die  Nichter- 
füllung ihrer  Forderungen  und  auf  die  Schaffung  eines  Kriegsvor- 
wandes  ankam. 
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Einige  Chamberlainsche 
Fälschungen. 

Im  Anschluss  an  die  wichtige  Untersuchung  der  österrei- 
chischen Ultimatumsforderungen  Nr.  5  und  6  möchte  ich  dem 
geduldigen  Leser  —  sozusagen  als  Dessert-Leckerbissen  —  noch 
einige  amüsante  kleine  Fälschungen  vorsetzen,  die  der  Bayreuther 
Meister  gerade  bei  dem  Thema  der  österreichisch-serbischen  Be- 
ziehungen sich  zu  Schulden  kommen  lässt.  Sie  bilden  nur  einen 
ganz  kleinen  Ausschnitt  aus  der  Riesenmasse  der  Fälschungen 
und  Verdrehungen,  die  Herr  Chamberlain  dem  gläubigen  deut- 
schen Publikum  und  sogar  —  in  Uebersetzungen  —  dem  ungläu- 
bigen Auslande  aufzutischen  wagt.  Nur  als  Beispiele  seien  sie  hie- 
hergesetzt, nicht  einmal  als  besonders  schlimme  ;  sie  werden  durch 
andere  Leistungen  Chamberlains,  auf  die  ich  an  anderen  Stellen 
zu  sprechen  komme,  bedeutend  in  den  Schatten  gestellt.  Ich  habe 
diese  Beispiele  auch  deswegen  ausgewählt,  weil  sie  zur  Erörterung 
einiger  minder  wichtigen,  aber  immerhin  interessanten  Punkte 
Veranlassung  geben : 

A .  Serbien,  sonst  vielfach  nachgiebig,  verweigerte  kurzweg  die  Ge- 
währung dieser  Forderung  (N°6  des  Ultimatums.  Neue  Krügsaufsätze,  S.  74). 

Hierbei  wird  verschwiegen,  dass  die  serbische  Regierung  am 
Schlüsse  ihrer  Antwortnote  sich  generell  für  alle  Punkte,  bei  denen 
die  kaiserlich-königliche  Regierung  sich  nicht  für  befriedigt 
erachten  sollte,  der  Entscheidung  des  internationalen  Schieds- 
hofes im  Haag  oder  der  Grossmächte  unterwerfen  wollte.  Von 
einer  glatten  Verweigerung  war  also  keine  Rede. 

B.  Ehe  aber  Serbien  diese  verneinende  Antwort  abgab,  hatte  dessen 
Kronprinz  an  den  Zaren  telegraphiert  und  ihn  gebeten,  «  so  schnell  wie  mög- 
lich zu  Hilfe  zu  eilen  v,  und  der  Zar  hatte  geantwortet :  «  Russland  wird  unter 
keinen  Umständen  Serbien  allein  lassen.  »  Russland  hat  sich  also  von  vorn- 
herein auf  die  Seite  der  Mörder  gestellt.  (Neue  Kriegsaujsätze,  S.  74.) 

Fälschung,  bewiesen  durch  das  Telegramm  des  Kronprinzen 
Alexander  an  den  Zaren  vom  24.  Juli  (Orangebuch  Nr.  6)  und  die 
Antwort  des  Zaren  vom  27.  Juli  (Orangebuch  Nr.  40).  Kronprinz 
Alexander  weist  in  seinem  Telegramm  —  unter  schärfster  Verur- 
teilung des  fürchterlichen  Verbrechens  (horrible  crime)  —  auf  die 
Unmöglichkeit  hin,  gewisse  österreichische  Bedingungen  zu 
erfüllen,  die  nutzlos  erniedrigend  für  Serbien  und  unvereinbar  mit 
seiner  Würde  als  unabhängiger  Staat  seien  (inutilement  humilian- 
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tes  pour  la  Serbie  et  incompatibles  avec  sa  dignite  comme  Etat 
independant).  Als  solche  unerfüllbare  Bedingungen  hebt  er  be- 
sonders die  verlangte  Erklärung  der  serbischen  Regierung  im 
offiziellen  Amtsblatt  hervor,  die  einer  Selbstbezichtigung  vor  der 
Welt  und  dem  eigenen  Volke  gleichkomme  ;  ferner  die  Zulassung 
österreichischer  Beamten  zu  Funktionen  auf  serbischem  Territo- 
rium u.  s.  w.  Der  serbische  Regent  erklärt  sich  bereit,  alle  öster- 
reichischen Bedingungen  zu  akzeptieren,  die  mit  der  Stellung  eines 
unabhängigen  Staates  vereinbar  seien,  und  ebenso  alle,  deren 
Annahme  der  Zar  anraten  würde.  Die  Ultimatumsfrist  sei  indessen 
so  kurz  gestellt,  andererseits  die  sofortige  Erfüllung  der  öster- 
reichischen Forderungen,  die  zum  Teil  Gesetzesänderungen  be- 
dingten, in  jedem  Falle  aber  Zeit  erforderten,  so  unausführbar, 
dass  man  auf  einen  brüsken  Angriff  der  sich  an  den  Grenzen  kon- 
zentrierenden österreichischen  Armee  gefasst  sein  müsse.  In  dieser 
schwierigen  Situation  bitte  Serbien  um  Rat  und  Hülfe  des  rus- 
sischen Kaisers.  Der  Zar  versichert  in  seiner  Antwortdepesche 
vom  27.  Juli,  dass  seine  Regierung  bemüht  sei,  mit  allen  Mitteln 
die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  zu  aplanieren  ;  er  rechnet 
darauf,  dass  die  serbische  Regierung  seine  Bemühungen  unter- 
stützen werde,  indem  sie  auch  ihrerseits  nichts  unterliesse,  was  eine 
friedliche,  die  Schrecken  eines  neuen  Krieges  vermeidende  Lage 
herbeiführen  könnte. 

So  lange  noch  die  mindeste  Hoffnung  besteht,  Blutvergiessen  zu  ver- 
meiden, müssen  alle  unsere  Anstrengungen  diesem  Ziele  zustreben.  (Tant  qu'il 
y  a  le  moindre  espoir  d'eviter  une  effusion  de  sang,  tous  nos  efforts  doivent 
tendre  vers  ce  but.)  Wenn  aber  trotz  unseres  aufrichtigsten  Verlangens  wir 
in  dieser  Richtung  keinen  Erfolg  erreichen,  so  können  Ihre  Hoheit  versichert 
sein,  dass  Russland  in  keinem  Falle  sich  an  dem  Schicksal  Serbiens  desiu- 
teressieren  wird.  (Si,  malgre  notre  plus  sincere  desir,  nous  ne  reussissons  pas, 
Votre  Altesse  peut  etre  assuree  qu'en  aueun  cas  la  Russie  ne  se  desinteres- 
sera  du  sort  de  la  Serbie.)   (Orangebuch,  Nr.  40.) 

Dies  der  Tatbestand  nach  den  Dokumenten,  den  Chamberlain 
dahin  umfälscht,  dass  der  Zar  auf  den  Hilferuf  des  Regenten  nur 
das  eine  zu  erkennen  gegeben  habe  :  «  Ich  stehe  zu  euch  Meuchel- 
mördern. »  Dass  der  aufrichtige  Wunsch  des  Zaren,  den  Frieden 
zu  erhalten,  nicht  nur  mit  Worten,  sondern  auch  durch  Hand- 
lungen zum  Ausdruck  kam,  beweisen  die  diplomatischen  Vor- 
gänge von  Anfang  bis  zu  Ende  und  wird  sogar  von  Chamberlain 
selbst  —  zum  Unterschiede  von  seinen  Gesinnungsgenossen  — 
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nicht  bestritten.  Interessant  ist  und  besonders  erwähnenswert, 
dass  in  der  serbischen  Antwortnote  sogar  eine  Forderung  bewilligt 
worden  ist,  die  der  serbische  Regent  am  vorhergehenden  Tage 
(24.  Juli)  dem  Zaren  gegenüber  mit  Recht  als  unerfüllbar  für  einen 
unabhängigen  Staat  hingestellt  hatte.  Nämlich  die  Forderung  der 
bekannten  Regierungserklärung  im  serbischen  Amtsblatt.  Ein 
solches  Verlangen  war  tatsächlich  noch  niemals  in  der  diploma- 
tischen Geschichte  seitens  eines  Staates  einem  anderen  gegenüber 
gestellt  worden,  am  allerwenigsten  in  der  brutalen  militärischen 

Kommandoform  :  « wird  die   königlich   serbische    Regierung 

auf  der  ersten  Seite  ihres  offiziellen  Organs  vom  26.  /13.  Juli  nach- 
folgende Erklärung  veröffentlichen >>  —  und  noch  mit  der  Zu- 
satzforderung :  «  Diese  Erklärung  wird  gleichzeitig  zur  Kenntnis 
der  königlichen  Armee  durch  einen  Tagesbefehl  Sr.  Majestät  des 
Königs  gebracht  und  in  dem  offiziellen  Organe  der  Armee  ver- 
öffentlicht werden.  »  Selbst  diese  Demütigung  der  Nachbarre- 
gierung genügte  dem  Grafen  Berchtold  nicht  :  er  hat  —  in  seinem 
Kommentar  zur  serbischen  Antwortnote  —  alles  Mögliche  an  dem 
nur  ganz  unerheblich  abweichenden  Text  der  von  Serbien  ange- 
botenen Erklärung  auszusetzen.  Man  lese  diese  rabulistische 
Wortklauberei  nach,  um  sich  ein  Bild  zu  machen  von  den  ver- 
zweifelt-blöden Anstrengungen  des  österreichischen  Ministers, 
einen  Kriegsgrund  zu  konstruieren,  weil  ihm  das  Tüpfelchen  auf 
dem  i  nicht  bewilligt  worden  war.  Das  Eine  steht  jedenfalls  fest, 
dass  Russland  —  in  Gemeinschaft  mit  England  und  Frankreich  — 
einen  energischen  Druck  zur  Nachgiebigkeit  in  Belgrad  ausgeübt 
hatte,  und  dass  der  Erfolg  dieses  Druckes  in  der  ganzen  serbischen 
Antwortnote,  in  ihrer  Form  und  ihrem  Inhalt,  insbesondere  auch 
in  der  Bewilligung  der  offiziellen  Amtsblatterklärung  zu  Tage  trat. 
Das  nennt  Herr  Chamberlain  :  «  zu  den  Meuchelmördern  stehen.  •> 
C.  Frankreich  namentlich  treibt  vom  ersten  Augenblick  an  offen  zum 
Kriege...  Der  Franzose,  der  lediglich  als  Brandstifter  nach  Petersburg  ge- 
schickt worden  war,  geht  gleich  ins  Zeug  und  «  plädiert  wiederholt  für  eint- 
en tschiedeue  Haltimg  Russlands...  »  Auch  in  der  Folge  zeigt  Frankreich 
immer  nur  heftige,  drängende  Kriegsgier,  so  dass  Russland  und  England  ihm 
gegenüber  einen  immerhin  ernsteren,  verantwortungsvolleren  Eindruck  ma- 
chen. [Neue  Kriegsaufsätze,  S.  78.) 

Also  Frankreich  der  Brandstifter,  nicht  Russland  !  Was  sagen 
Sie  dazu,  Herr  Helfferich  ?  Dass  Frankreich  vom  ersten  bis  zum 
letzten  Moment  das  gerade  Gegenteil  vom  dem  getan  hat,  was  ihm 
Chamberlain  unterschiebt,  dass  die  französische  Regierung  mit 
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all  ihrem  Wollen  und  Können  sich  aktiv  an  den  Friedensbemühun- 
gen der  anderen  Entente-Mächte  beteiligt  hat,  dass  Frankreich 
die  Konferenz  akzeptiert,  die  Amalgamierung  der  Greyschen  und 
Sazonowschen  Einigungsformel  herbeigeführt,  die  Solidaritäts- 
erklärung Englands  lediglich  zum  Zwecke  der  Friedenserhaltung 
erstrebt,  seine  Truppen  zehn  Kilometer  von  der  Grenze  zurück- 
gehalten und  selbst  nach  dem  deutschen  Ultimatum  noch  seine 
Hoffnungen  und  Bemühungen  auf  Friedenserhaltung  nicht  aufge- 
geben hat,  —  alles  das  brauche  ich  hier  nicht  zu  wiederholen,  das 
habe  ich  genügend  in  meinem  ersten  und  in  diesem  zweiten  Buche 
nachgewiesen. 

Ich  gehe  hier  auf  die  Chamberlainschen  Flüchtigkeiten  nur 
deswegen  ein,  um  wieder  einmal  zu  zeigen,  wie  schlecht  die  Herren 
zu  lügen  verstehen,  wie  sie  sich  beständig  verplappern  und  in  ihrem 
eigenen  Netze  fangen.  Chamberlain  lässt  sich  an  dieser  Stelle  aus- 
nahmsweise einmal  herbei,  ein  diplomatisches  Schriftstück  zu 
zitieren.  Zu  seinem  Unglück  !  Das  Schriftstück  ergibt  das  gerade 
Gegenteil  dessen,  was  er  beweisen  will  Es  handelt  sich  um  die 
Unterhaltung  Buchanans  mit  Sazonow  vom  25.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  17).  Sazonow  erklärte  die  Entscheidung  der  serbisch-öster- 
reichischen Streitfrage  den  vier  unbeteiligten  Mächten  überlassen 
und  seinerseits  beiseite  stehen  zu  wollen.  Russland  habe  keine 
aggressiven  Absichten,  obwohl  Oesterreichs  Aktion  direkt  gegen 
Russland  gerichtet  sei.  Er  glaube  auch  nicht  an  wirkliche  Kriegs- 
absichten Deutschlands,  aber  die  Haltung  dieser  Macht  würde 
durch  die  Englands  bestimmt.  Unglücklicherweise  sei  Deutsch- 
land überzeugt,  auf  Englands  Neutralität  rechnen  zu  können  (un- 
fortunately  Germany  was  convinced  that  she  could  count  upon 
our  neutrality).  Wenn  England  seine  Stellung  fest  auf  Seiten 
Frankreichs  und  Russlands  nehmen  würde,  so  würde  es  nicht  zum 
Kriege  kommen  (if  we  took  our  stand  firmly  with  France  and 
Russia  there  would  be  no  war).  Diesen  letzten  Satz  zitiert  auch 
Chamberlain.  Was  bedeutet  er  anderes,  als  dass  Russland  — 
ebenso  wie  Frankreich  —  die  Solidaritätserklärung  Englands  nur 
zu  dem  Zwecke  wünschten  und  erstrebten,  um  Deutschland  durch 
die  Macht  der  gegenüberstehenden  Koalition  von  jedem  Kriegs- 
gedanken abzuhalten,  während  das  Vertrauen  auf  die  englische 
Neutralität  umgekehrt  die  Kriegslust  in  Deutschland  befördern 
könnte  ?  Das  ist  dieselbe  These,  die  ich  in  meinen  Büchern  auf- 
gestellt und  durch  unzählige  Beweise  belegt  habe,  —  die  These, 
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welche  die  Friedensliebe  der  Entente-Mächte  und  die  Kriegslust 
Deutschlands  ausspricht.  Herr  Chamberlain  bestätigt  also  wider 
Willen  meine  Behauptung. 

D.  Herr  Chamberlain  merkt  natürlich  nicht,  dass  er  sich  mit 
der  Zitierung  der  Nr.  17  verplappert  hat.  Er  imputiert  auf  der 
nächsten  Seite  {Neue  Kriegsaufsätze,  S.  79)  der  englischen  Regie- 
rung eine  feste  Haltung  «  gegen  Deutschland  und  gegen  dessen 
ununterbrochene  Friedensbestrebungeu  ».  Um  diesen  Dreh  zu 
machen,  fälscht  er  in  geradezu  empörender  Weise  die  Nr.  120  des 
Blaubuchs,  aus  der  er  willkürlich  einen  Satz  herausgreift,  aber 
wohlweislich  ohne  das  Dokument  selbst  zu  zitieren,  damit  man 
nicht  auf  seine  Sprünge  kommen  kann.  In  Nr.  120  berichtet 
Buchanan  über  eine  Unterhaltung,  die  er  und  Paleologue  mit 
Sazonow  am  31.  Juli  hatten,  bei  der  der  russische  Minister  den 
beiden  Botschaftern  seine  zweite  Einigungsformel  unterbreitete, 
die  dazu  bestimmt  war,  die  erste  englische  und  die  erste  russische 
Formel  zu  amalgamieren.  Sazonow  hielt  an  diesem  Tage,  an  dem 
gleichzeitig  die  direkten  Besprechungen  mit  dem  österreichischen 
Botschafter  in  Petersburg  wieder  aufgenommen  wurden  und  ein 
lebhafter  Telegrammwechsel  zwischen  dem  deutschen  Kaiser  und 
dem  Zaren  im  Gang  war,  die  Gesamtsituation  wieder  für  aus- 
sichtsvoller ;  er  kam  auf  seine  Idee  zurück,  die  Verhandlungen  in 
der  ruhigeren  Atmosphäre  von  London  fortzusetzen,  und  schloss 
mit  dem  Ausdruck  tiefer  Dankbarkeit  für  die  englische  Regierung, 
die  so  viel  getan  habe,  um  die  Situation  zu  retten.  Wenn  der  Krieg 
vermieden  würde,  so  wäre  dies  in  reichlichem  Masse  der  englischen 
Regierung  zu  verdanken.  Der  Kaiser,  die  Regierung  und  das  Volk 
von  Russland  würden  niemals  die  feste  Haltung  Grossbritanniens 
vergessen  (His  Excellency  ended  by  expressing  his  deep  gratitude 
to  His  Majesty's  Government,  who  had  done  so  much  to  save  the 
Situation.  It  would  be  largely  due  to  them  if  war  were  prevented. 
The  Emperor,  the  Russian  Government,  and  the  Russian  people 
would  never  forget  the  firm  attitude  adopted  by  Great  Britain). 

Aus  diesem  langen  Schriftstück  zitiert  der  wahrheitsliebende 
Chamberlain  nur  folgende  elf  Worte  :  «  Zar,  Regierung  und  Volk 
werden  niemals  die  feste  Haltung  Grossbritanniens  vergessen » — 
und  fügt  seinerseits  zur  Erläuterung  hinzu  :  «  fest,  heisst  das,  gegen 
Deutschland  und  gegen  dessen  ununterbrochene  Friedensbestre- 
bungen !  »  Worauf  er  dann  in  einen  Panegyrikus  auf  Deutschlands 
Friedensliebe  und  die  Kriegslust  der  Entente-Mächte  ausbricht 
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Das  Herausgreifen  jenes  einen  Satzes  mit  der  entsprechenden 
Interpretation  ist,  wie  sich  jeder  durch  die  Lektüre  der  Nr.  120 
überzeugen  kann,  eine  bewusste  Fälschung  des  Inhalts  der  Note, 
eine  Verdrehung  in  ihr  Gegenteil.  Sazonow  dankt  der  englischen 
Regierung  für  ihre  energischen  Friedensbemühungen,  die  der 
russische  Minister  an  diesem  Tage  wiederum  für  erfolgversprechen- 
der ansah.  Chamberlain  macht  daraus  einen  Dank  für  englische 
Kriegstreiberei  gegen  das  friedliebende  Deutschland.  Man  kann 
nicht  weiter  gehen  in  dreister  Fälschung  und  gleichzeitig  in  der 
Verachtung  seines  eigenen  Publikums,  das  man  jeder  Kontrolle 
für  unfähig  hält  ! 

E.  Einen  ähnlichen  Scherz  mit  seinen  unbefangenen  Lesern 
erlaubt  sich  Herr  Chamberlain  auf  der  nächsten  Seite  (S.  80), 
indem  er  aus  der  Greyschen  Depesche  an  Goschen  vom  29.  Juli 
(Blaubuch  Nr.  yy),  das  heisst  :  aus  einem  bedingten  Kompliment 
des  englischen  Ministers  für  den  deutschen  Reichskanzler  ein 
a  unabsichtliches  Geständnis  »  der  deutschen  Friedensliebe  heraus- 
liest. 

Wie  erklärt  sich  jenes  Kompliment  in  Wirklichkeit  ?  Herr  von 
Bethmann  hatte  im  Laufe  des  29.  Juli  mit  dem  englischen  Bot- 
schafter eine  längere  Unterhaltung  (Blaubuch  Nr.  75),  die  in  der 
sattsam  bekannten  zweideutigen  und  dilatorischen  Weise  von  der 
Einflussnahme  der  Berliner  Regierung  auf  die  Wiener  handelte  : 
Herr  von  Bethmann  konstatierte  die  Ablehnung  Wiens,  die  ser- 
bische Antwortnote  als  Basis  weiterer  Verhandlungen  zuzulassen, 
versicherte  aber  seinerseits,  dass  Oesterreich  keine  territorialen 
Eroberungsabsichten  habe,  sondern  vermutlich  als  ausschliess- 
lichen Zweck  die  Schaffung  von  Garantien  gegen  Serbien  ver- 
folge (against  Servia  had  presumably  the  exclusive  object  of 
securing  such  guarantees) .  Er,  der  Reichskanzler,  habe  der  Wiener 
Regierung  geraten,  wenn  diese  seine  Annahme  richtig  sei,  dies 
offen  zu  sagen,  um  Missverständnisse  zu  vermeiden.  Antwort 
aus  WTien  sei  allerdings  noch  nicht  eingetroffen  (das  berühmte 
Versteckspiel  zwischen  Wien  und  Berlin,  als  ob  der  eine  vom 
andern  gar  nichts  gewusst  und  jeder  hinter  dem  Rücken  des 
andern  improvisiert  habe!).  Aus  jener  angeblichen  Raterteilung 
nach  Wien  (als  ob  er  nicht  einfach  kommandieren,  statt  raten, 
konnte,  wenn  er  eben  wollte  I)  macht  sich  Herr  von  Bethmann 
einen  solchen  Ruhmestitel,  dass  er  den  englischen  Botschafter 
bittet,  dieses  welterschütternde  Faktum  nach  London  zu  über- 
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mittein,  als  Beweis,  wie  sehr  er,  der  Reichskanzler,  die  Bemü- 
hungen Greys  um  die  Erhaltung  des  europäischen  Friedens 
unterstütze  —  Bemühungen,  die  er  aufrichtig  zu  würdigen  wisse 
(that  you  should  know  he  was  doing  his  best  to  support  your 
efforts  in  the  cause  of  general  peace,  efforts  which  he  sincerely 
appreciated) . 

Auf  dieses  Bethmannsche,  recht  schwach  begründete  und 
durch  die  nachfolgenden  Ereignisse  desavouierte  Eigenlob  ant- 
wortet Grey  an  demselben  Tage  (Nr.  yy  des  Blaubuchs),  dass  er 
die  Worte  des  Reichskanzlers  wohl  zu  schätzen  wisse,  dass  Deutsch- 
land nach  wie  vor  auf  die  Bemühungen  Englands,  den  Frieden  zu 
erhalten  und  die  fürchterlichste  Kalamität  abzuwenden,  rechnen 
könne,  und  dass  alle  sich  in  tiefer  Dankbarkeit  für  den  Reichs- 
kanzler als  Friedensretter  vereinigen  würden,  wenn  er  Oesterreich 
dahin  bringen  könne,  Russland  zufrieden  zu  stellen  und  nicht  so 
weit  zu  gehen,  dass  es  mit  dem  Zarenreiche  in  Kollision  komme 
(if  he  can  induce  Austria  to  satisfy  Russia  and  to  abstain  from 
going  so  far  as  to  come  into  collision  with  her,  we  shall  all  join 
in  deep  gratitude  to  his  Excellency  for  having  saved  the  peace 
of  Europe). 

Dies  der  dokumentarische  Tatbestand,  aus  dem  für  Chamber- 
lain  die  Friedensliebe  Deutschlands  und  die  Kriegslust  Englands 
hervorgeht.  In  Wirklichkeit  dienen  beide  Dokumente  (Nr.  75  wie 
Nr.  yy)  nur  dazu,  den  aufrichtigsten  und  ernstesten  Friedenswillen 
der  englischen  Regierung  darzutun.  Das  erkennt  ja  der  Reichs- 
kanzler selbst  in  den  Schlussworten  seiner  Unterhaltung  mit 
Goschen  ausdrücklich  an.  Das  Lob  der  deutschen  Friedensliebe 
aber  aus  dem  Munde  Greys  war  nur  ein  bedingtes.  Es  hing  von  dem 
Erfolge  der  Bethmannschen  Zusicherungen  ab,  die  in  ihrer  vagen, 
doppelzüngigen  und  zweideutigen  Form,  ohne  greifbaren  Inhalt, 
für  sich  allein  wahrhaftig  nicht  das  Lob  der  Friedensrettung  ver- 
dienten. Wenn  der  Frieden  durch  eine  gewisse  Nachgiebigkeit 
Oesterreichs  der  russischen  Regierung  gegenüber  —  unter  dem 
Einfluss  Deutschlands  —  erhalten  werden  könnte,  dann  wollte 
Grey  den  Reichskanzler  als  Friedensretter  begrüssen.  Der  Frieden 
ist  aber  bekanntlich  nicht  erhalten  worden.  Wir  haben  keinerlei 
authentischen  Nachweis  dafür,  dass  die  Berliner  Regierung  ehrlich 
und  ernsthaft  in  Wien  auf  die  entsprechende  Nachgiebigkeit  im 
Interesse  der  Friedenserhaltung  gewirkt  habe.  Die  einzige,  nach 
Ablauf  eines  Kriegsjahres  bekannt  gegebene  Depesche  Bethmanns 


228  DAS  VERBRECHEN 

an  Tschirschky  vom  29. /30.  Juli  (das  genaue  Datum  hat  der  Reichs- 
kanzler nicht  angegeben)  genügt  nicht,  um  diesen  Nachweis  zu 
erbringen,  wie  ich  an  anderer  Stelle  ausgeführt  habe  x.  Oesterreich 
ist  bis  zum  30.  /31.  Juli  steif  und  unerbittlich,  jeder  Verhandlung 
unzugänglich  geblieben  und  auch  seine  letzten  Angebote  (Rot- 
buch Nr.  50  bis  56)  halten  unentwegt  die  Forderung  aufrecht, 
«  dass  unsere  militärische  Aktion  gegen  Serbien  einstweilen  ihren 
Fortgang  nehme  »  —  eine  Forderung,  die  alle  Ausgleichsverhand- 
lungen zum  Scheitern  bringen  musste,  auch  ohne  das  Dazwischen- 
treten der  deutschen  Ultimata.  Das  Greysche  Kompliment  an 
Bethmann,  das  nur  eine  höfliche  Erwiderung  auf  das  Bethmann- 
sche  an  Grey  war,  ist  daher  durch  die  nachfolgenden  Ereignisse 
vollkommen  gegenstandslos  geworden.  Die  Nr.  j$  und  yy  des  Blau- 
buchs beweisen  alles  zu  Gunsten  Englands,  aber  nichts  zu  Gunsten 
Deutschlands.  Chamberlain  aber  imputiert  dem  englischen  Minister 
—  nach  dem  Vorbilde  Helfferichs  — ,  er  habe  an  demselben  Tage, 
an  dem  obiger  Notenwechsel  stattfand,  durch  seine  Hülfezusage 
an  Frankreich  den  Ausschlag  für  den  Krieg  gegeben.  Das  Helffe- 
richsche  Kartenhaus  habe  ich  schon  an  anderer  Stelle  umgeblasen. 
Man  lese  im  Zusammenhang  mit  dieser  windigen  Konstruktion 
die  obigen  Nummern  des  Blaubuchs  und  man  wird  sich  wiederum, 
wie  aus  allen  anderen  Dokumenten,  überzeugen,  mit  wie  wenig 
Glück  und  Geschick  die  Verteidiger  Deutschlands  ihre  schlechte 
Sache  führen. 

Andere    Punkte    des    Ultimatums. 

Damit  verlasse  ich  —  bis  auf  weiteres  —  Herrn  Chamberlain 
(ich  habe  an  anderer  Stelle  noch  auf  ihn  zurückzukommen)  und 
schliesse  gleichzeitig  meine  Untersuchung  über  die  Nr.  5  und  6 
des  österreichischen  Ultimatums. 

Ueber  die  übrigen,  minder  erheblichen  Punkte  des  Ultimatums 
und  die  österreichischen  Anmerkungen  dazu  bin  ich  in  meinem 
Buche  mit  der  kurzen  Bemerkung  hinweggegangen  : 

1  Als  ich  diesen  Abschnitt  schrieb,  war  die  zweite  Bethmannsche  Instruktion 
an  Tschirschky  vom  30.  Juli  1914  noch  nicht  bekannt  geworden.  Diese  Enthül- 
lung hat  der  Reichskanzler  mit  noch  grösserer  Verspätung  als  die  erste,  nämlich 
erst  zweieinviertel  Jahre  nach  Kriegsbeginn,  am 9.  November  1916,  der  erstaunten 
Welt  gebracht.  Ich  komme  auf  diese  Instruktion  an  späterer  Stelle  ausführlich 
zurück. 
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«  Die  Wortklaubereien  dieser  Anmerkungen  sind  von 
dem  italienischen  Minister  di  San  Giuliano  als  «  kindisch  » 
bezeichnet  worden.  Der  Ausdruck  ist  viel  zu  milde,  wenn 
man  in  Betracht  zieht,  dass  an  diesen  Erörterungen  das 
Schicksal  Europas,  ja  man  kann  sagen,  der  Welt  hing.  Ein 
Winkeladvokat  müsste  sich  schämen,  in  einem  Bagatell- 
prozess  ähnliche  Spitzfindigkeiten  vorzubringen,  wie  sie 
Oesterreich  sich  leistet,  um  seine  Unzufriedenheit  mit  der 
serbischen  Antwort  zu  motivieren.  Es  lohnt  sich  nicht,  im 
einzelnen  auf  dieses,  auch  stilistisch  elende  Machwerk  ein- 
zugehen. »  (S.  123.) 

Ich  halte  diese  Bemerkungen  auch  heute  noch  für  zutreffend  und 
ausreichend,  um  die  verächtliche  Ignorierung  der  Berchtoldschen 
Wortklaubereien  zu  rechtfertigen,  die  dieser  verhängnisvollste 
aller  «  Staatsmänner  »  zur  Begründung  seiner  Kriegserklärung  an 
vSerbien  ins  Feld  zu  führen  gewagt  hat.  Von  diesen  elenden  Formel- 
unterschieden zwischen  Ultimatum  und  Antwortnote  soll  angeb- 
lich —  das  lesen  wir  heute  noch  alle  Tage  —  die  Sicherheit,  die 
Existenz  der  Doppelmonarchie  abgehangen  haben.  Wurden  die 
österreichischen  Forderungen  bis  aufs  «-Tüpfelchen  erfüllt,  so 
konnte  Oesterreich  weiter  leben.  Wurden  einige  Einschränkungen 
gemacht,  die  ausserdem  im  Wege  der  Verhandlung  noch  weiter 
reduziert  werden  konnten,  so  war  die  Doppel-Monarchie  zum  Tode 
verurteilt.  Um  einen  «  Kampf  auf  Tod  und  Leben  »  handelte  es 
sich.  Und  da  musste  natürlich  der  Schwächere  weichen 

Ich  hätte  grosse  Lust  gehabt,  auch  diesmal  wieder,  über  alle 
minderwichtigen  Punkte  des  österreichischen  Ultimatums  und 
über  die  entsprechenden  haarspaltenden  Interpretationen  des 
Grafen  Berchtold  verächtlich  hinwegzugehen.  Es  hätte  genügt,  das 
österreichische  Ultimatum  und  die  serbische  Antwortnote  —  ohne 
jeden  Kommentar  —  einander  gegenüber  abzudrucken,  um  dem 
Leser  klar  zu  machen,  dass  alle  Versuche  des  österreichischen 
Ministers,  aus  dem  serbischen  Paulus  einen  Saulus  zu  machen, 
vergeblich  und  die  Berchtoldschen  Anmerkungen  in  der  Tat 
nichts  anderes  sind,  als  «  elende  Spitzfindigkeiten,  deren  sich  der 
letzte  Winkeladvokat  schämen  müsste.  »  Ich  hätte  es  ebenso  ma- 
chen können,  wie  der  amerikanische  Staatsanwalt  James  Beck, 
der  in  seinem  (bereits  früher  erwähnten)  Buche  Der  Tatbestand 
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einfach  auf  gebrochenen  Seiten  die  beiden  Texte  einander  gegen- 
überstellt, « um  jeden  billig  denkenden  Menschen  davon  zu 
überzeugen,  dass  dieses  österreichische  Ultimatum  an  Serbien 
ungebührlich  in  seiner  Form  und  masslos  in  seinen  Forderungen 
war,  und  dass  die  Antwortnote  Serbiens  ein  so  vollständiges 
Sichfügen  bedeutet,  als  es  überhaupt  Serbien  möglich  war,  ohne 
eine  verhängnisvolle  Gefährdung  seiner  Unabhängigkeit  und 
Selbstachtung.  »  Beck  bezeichnet  am  Schlüsse  des  Abdrucks  der 
beiden  Dokumente  das  österreichische  Schriftstück  mit  den  Wor- 
ten :  « die  unauslöschliche  Schändlichkeit  dieses  ungeschlachten 
Ultimatums  »  —  ein  Urteil,  dem  sich  —  ausser  den  österreichischen 
Verfassern  und  ihrem  Anhang  —  damals  die  ganze  Welt  in  starrem 
Schrecken  angeschlossen  hatte.  Selbst  Herr  von  Jagow  war  keines- 
wegs entzückt  von  diesem  diplomatischen  Meisterwerk  seines 
Wiener  Kollegen.  In  der  Unterhaltung  mit  dem  englischen  Ge- 
schäftsträger Rumbold  vom  25.  Juli  (Blaubuch  Nr.  18)  gibt 
er  offen  zu,  «  dass  die  serbische  Regierung  einzelne  der  österrei- 
chischen Forderungen  nicht  hinunterschlucken  könne  »,  und  dass 
die  österreichische  Note  «  als  diplomatisches  Dokument  sehr  viel 
zu  wünschen  übrig  lasse  ». 

Ich  hätte  —  wie  gesagt  —  grosse  Lust  gehabt  und  mich  auch 
für  vollständig  berechtigt  gehalten,  auch  jetzt  wieder  über  alle 
minder  wichtigen  Punkte  des  Ultimatums  —  abgesehen  von  den 
Punkten  5  und  6  —  hinwegzugehen,  oder  sie  durch  blosse  Gegen- 
überstellung der  österreichischen  Forderungen  und  der  serbischen 
Bewilligungen  zu  charakterisieren,  wenn  nicht  von  verschiedenen 
meiner  Gegner  der  Vorwurf  erhoben  worden  wäre,  ich  sei  der 
Erörterung  dieses  österreichisch-serbischen  Formelstreites  nur 
deshalb  aus  dem  Wege  gegangen,  weil  ich  gegen  die  österrei- 
chischen Forderungen  nichts  Stichhaltiges  habe  vorbringen  kön- 
nen. Dieser  Vorwurf  zwingt  mich,  wenigstens  einige  Punkte  aus 
der  österreichischen  Note  und  den  Wiener  Anmerkungen  dazu 
herauszugreifen,  um  daran  das  geistige  Niveau  der  Leute  zu  kenn- 
zeichnen, die  diese  Schriftstücke  verfasst  haben. 

A.  Die  serbische  Regierung  hatte  ganz  richtig  hervorgehoben, 
dass  sie  «  für  Kundgebungen  privater  Natur,  welche  gewöhnlich 
in  allen  Ländern  stattfinden  und  bald  die  Form  von  Zeitungs- 
artikeln, bald  diejenige  gewisser  Ziele  von  Vereinigungen  anneh- 
men, und  die  der  behördlichen  Wachsamkeit  oft  entgehen,  nicht 
verantwortlich  gemacht  werden  »  könne.  Zunächst  stelle  ich  fest, 
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dass  dieser  Wortlaut,  den  ich  der  Nummer  39  des  englischen  Blau- 
buches (französischer  Text)  und  dem  von  dem  englischen  Auswär- 
tigen Amt  herausgegebenen  deutschen  Uebersetzungstext  ent- 
nehme, nicht  mit  dem  Wortlaut  übereinstimmt,  den  die  österrei- 
chische Regierung  am  27.  Juli  in  Wien  —  durchschossen  mit  ihren 
Anmerkungen  —  publiziert  und  die  Norddeutsche  Allgemeine 
Zeitung  vom  29.  Juli  wiedergegeben  hat.  Die  Leute,  die  sich  heraus- 
nehmen, aus  jedem  kleinsten  Wort-  oder  Druckfehler  in  meinem 
grossen  Buche  eine  böswillige  Fälschung  zu  konstruieren,  mögen 
den  Grafen  Berchtold  befragen,  wie  er  dazu  kommt,  in  einem 
weltgeschichtlichen  Dokument,  das  zum  Ausgangspunkt  der 
fürchterlichsten  Kriegskatastrophe  geworden  ist,  den  genauen 
Wortlaut  durch  einen  ungenauen  zu  ersetzen  und  diesen  letzteren 
seiner  Kritik  zu  unterwerfen. 

Aber  lassen  wir  einmal  die  Textverschiedenheit  beiseite.  Was 
setzt  die  österreichische  Regierung  an  der  serbischen  Antwortnote 
in  diesem  Punkte  aus  ?  Höre,  lieber  Leser  : 

Die  Behauptung  der  königlich-serbischen  Regierung,  dass  die  Aeusserun- 
gen  der  Presse  und  die  Tätigkeit  von  Vereinen  privaten  Charakter  haben  und 
sich  der  staatlichen  Kontrolle  entziehen,  steht  in  vollem  Widerspruche  zu 
den  Einrichtungen  moderner  Staaten,  selbst  der  freiheitlichsten  Richtung, 
auf  dem  Gebiete  des  Press-  und  Vereinsrechtes,  das  einen  öffentlich-rechtli- 
chen Charakter  hat  und  Presse  sowie  Vereine  der  staatlichen  Aufsicht  unter- 
stellt. 

Oesterreich  als  Lehrmeister  für  moderne  demokratische  Ein- 
richtungen !  Nicht  übel  !  Also  Presse  und  Vereine  stehen,  selbst 
in  freiheitlichen  Staaten,  nach  der  Lehre  des  Grafen  Berchtold 
unter  staatlicher  Aufsicht,  in  dem  Sinne,  dass  die  Regierung  ihnen 
ihre  politische  and  nationale  Richtung  vorschreiben  kann  !  Das  mag 
in  Oesterreich,  vielleicht  auch  in  Russland  möglich  sein,  nicht  aber 
in  demokratischen  Staaten  wie  Serbien  und  andern  Balkanlän- 
dern, die,  trotz  ihrer  konstitutionellen  Jugend,  es  in  der  Demo- 
kratie weiter  gebracht  haben,  als  manche  alte  und  mächtige 
Grosstaaten.  Nicht  einmal  für  Deutschland  gilt  das  staatsrecht- 
liche Kollegium  des  genialen  österreichischen  Staatsmannes. 
Presse  und  Vereine  sind  nach  deutschem  Reichsrecht  und  nach 
den  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  geltenden  Verfassungsbestim- 
mungen in  Friedenszeiten  unbedingt  frei,  ihre  Meinung  zu  äussern, 
in  der  inneren  wie  in  der  äusseren  Politik,  und  haben  nur  die  eine 
Grenze  innezuhalten,  nicht  gegen  das  Strafgesetzbuch  zu  verstos- 
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sen.  Die  serbische  Antwort  steht  also  auf  dem  Boden  modernen 
Verfassungsrechts,  die  österreichische  Anmerkung  auf  dem  Boden 
vormärzlicher  Reaktion. 

B.  Ein  anderes  Beispiel  Berchtoldscher  Irrlehre  und  Wortklau- 
berei :  Die  serbische  Regierung  hatte  sich  auf  Verlangen  der 
österreichischen  zu  dem  unerhörten  Zugeständnis  bereit  erklärt, 
auf  der  ersten  Seite  des  offiziellen  Amtsblatts  vom  26.  Juli  eine 
von  Oesterreich  wörtlich  vorgeschriebene  Erklärung  gegen  jede 
auf  eine  Zerstückelung  der  österreichisch-ungarischen  Monar- 
chie gerichtete  Propaganda  zu  veröffentlichen  und  «  ihre  Offiziere 
und  Beamten,  sowie  die  ganze  Bevölkerung  des  Königreiches 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  sie  mit  der  äussersten  Strenge 
gegen  die  Personen  vorgehen  würde,  die  sich  solcher  Agitationen 
schuldig  machen,  die  zu  verhindern  und  zu  unterdrücken  sie  alle 
Anstrengungen  machen  werde.  »  Diese  Erklärung  sollte  —  dem 
österreichischen  Verlangen  entsprechend  —  gleichzeitig  durch 
einen  Tagesbefehl  des  Königs,  vertreten  durch  den  Prinzregenten 
Alexander,  in  dem  offiziellen  Amtsblatt  der  serbischen  Armee 
veröffentlicht  werden.  Alles  dies  hatte  die  serbische  Regierung 
zugestanden,  hatte  den  Wortlaut  der  zu  veröffentlichenden  Regie- 
rungs-  und  Königs-Erklärung  fast  wortgetreu  dem  österreichischen 
Diktat  angepasst  und  der  serbischen  Bevölkerung  nicht  den  ge- 
ringsten Zweifel  über  die  Folgen  der  Zuwiderhandlung  gegen  den 
Willen  der  Regierung  gelassen. 

Aber  das  alles  genügte  dem  Grafen  Berchtold  nicht :  er  liest  aus 
der   Formulierung   des   serbischen   Manifestes   heraus,    dass   die 

serbische   Regierung  «unaufrichtig  und  hinterhältig sich 

für  später  die  Ausflucht  reserviert,  sie  hätte  die  derzeit  bestehende 
Propaganda  durch  diese  Erklärung  nicht  desavouiert  und  nicht  als 
monarchiefeindlich  anerkannt,  woraus  sie  weiter  ableiten  könnte, 
dass  sie  zur  Unterdrückung  einer  der  jetzigen  Propaganda  glei- 
chen nicht  verpflichtet  sei  ».  Ist  je  eine  ähnlich  böswillige  und 
gleichzeitig  idiotische  Silbenstecherei  dagewesen  ?  Die  serbische 
Regierung  « bedauert  aufrichtig  die  traurigen  Folgen  dieser  ver- 
brecherischen Machenschaften  »  ;  sie  verdammt  «  die  Gesamtheit 
der  Tendenzen,  die  in  letzter  Lmie  darauf  ausgehen,  von  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  Territorien  loszureissen,  die  dazu 
gehören 1.  »  Das  alles  aber  genügt  nicht.  Das  ist  «  unaufrichtig  und 

1  Ich  zitiere  nach  dem  französischen  Text  im  Blaubuch,  Nr.  39. 
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hinterhältig  »,  das  reserviert  «  spätere  Ausflüchte  etc.  ».  Man 
empfindet  direkt  Brechreiz,  wenn  man  diesen  Dingen  näher  nach- 
geht und  vor  allem  im  Auge  behält,  welche  ungeheuren  Menschheits- 
interessen bei  dieser  verbrecherischen  Wortspielerei  auf  dem  Spiele 
standen.  — 

Die  serbische  Regierung  bedauert  —  genau  nach  dem  vorge- 
schriebenen Wortlaut  des  Grafen  Berchtold  — ,  dass  «  serbische 
Offiziere  und  Beamte  an  der  vorgenannten  Propaganda  teilge- 
nommen und  damit  die  freundnachbarlichen  Beziehungen  kom- 
promittiert haben,  zu  deren  aufrichtiger  Erhaltung  sich  die  ser- 
bische Regierung  durch  ihre  Erklärung  vom  31.  März  1909  feier- 
lich verpflichtet  hatte  ».  In  diesem  vorgeschriebenen  Text  hatte 
die  serbische  Regierung  sich  bescheidentlich  erlaubt,  hinter  die 
Worte,  die  von  der  Teilnahme  serbischer  Offiziere  und  Beamten 
sprechen,  die  Zwischenbemerkung  einzuschieben  :  «  d' apres  la 
communication  du  Gouvernement  Royal  et  Imperial  ».  Diese 
Einschiebung  beweist  —  nach  Berchtold  — ,  dass  die  serbische 
Regierung  auch  hier  den  teuflischen  Zweck  verfolgte,  «  sich  für  die 
Zukunft  freie  Hand  zu  wahren  ».  In  Wirklichkeit  beweist  die 
Einschiebung  nur  die  fast  sklavische  Unterwerfung  Serbiens  unter 
das  kaudinische  Joch  der  Wiener  Herrschaften  :  denn  bis  zum 
25.  Juli  abends  fehlte  der  serbischen  Regierung  noch  jeder  sichere 
Nachweis  der  Beteiligung  serbischer  Offiziere  und  Beamten  an 
jener  Propaganda  —  abgesehen  von  den  Verdachtsgründen  gegen 
den  Kommandanten  Tankossitch,  der  bereits  am  23.  Juli  abends 
verhaftet  worden  war.  Trotz  dieses  fehlenden  Nachweises  waren 
Regierung  und  König  in  Serbien  bereit,  ihr  Verdammungs-Mani- 
fest zu  erlassen,  also  auf  die  Behauptung  der  österreichischen 
Regierung  hin,  ohne  wirklichen  Beweis,  der  notabene  bis  heute 
noch  nicht  erbracht  ist.  Die  Hervorhebung,  dass  alles  dies  «  nur 
auf  die  österreichische  Anschuldigung  hin  »  geschah,  ist  eines 
der  Verbrechen,  das  nur  durch  das  Blut  der  Serben  und,  im  wei- 
teren Verlauf,  durch  den  Tod  ganzer  Generationen  von  Euro- 
päern gesühnt  werden  konnte. 

C.  Die  österreichische  Regierung  hatte  von  der  serbischen  ver- 
langt, «  jede  Publikation  zu  unterdrücken,  die  zum  Hasse  und 
zur  Verachtung  gegen  die  Monarchie  aufreizt  und  deren  allge- 
meine Tendenz  gegen  die  territoriale  Integrität  der  Monarchie 
gerichtet  ist.  »  Dieser  Forderung  gegenüber  hatte  sich  die  ser- 
bische  Regierung   bereit   erklärt,    bei   der   nächsten    Tagung  der 
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Skupschtina  ein  Pressgesetz  vorzulegen,  «das  die  strengste  Strafe 
vorsieht  in  Fällen,  wo  zur  Verachtung  und  zum  Hass  gegen  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  aufgefordert  wird,  oder  wo 
die  allgemeine  Tendenz  eine  gegen  die  territoriale  Integrität  der- 
selben gerichtete  ist.  »  Ferner  versprach  die  serbische  Regierung, 
«  bei  der  bevorstehenden  Verfassungsrevision  den  Artikel  22  dahin 
abzuändern,  dass  Veröffentlichungen  der  von  Oesterreich  bezeich- 
neten Art  konfisziert  werden  könnten,  was  nach  dem  jetzigen  kate- 
gorischen Wortlaut  des  Artikels  22  der  Verfassung  unzulässig  sei.  » 
(Nach  dem  französischen  Text,  Blaubuch  Nr.  39,  zitiert.) 

Dieser  Hinweis  auf  neue  gesetzliche  Massregeln,  die  eine  Erfül- 
lung der  österreichischen  Forderungen  ermöglichen  sollten,  bringt 
den  Grafen  Berchtold  direkt  aus  dem  Häuschen.  Das  kann  dieser 
reaktionäre  Österreicher  überhaupt  nicht  begreifen.  Die  ser- 
bischen Vorschläge  sind  ihm  «  vollkommen  unbefriedigend  »  ; 
auch  sei  ja  nicht  gesagt,  innerhalb  welcher  Frist  jene  Gesetze 
erlassen  werden  sollen,  und,  was  im  Falle  der  Ablehnung  durch 
die  Skupschtina  geschehen  solle.  «  Wir  wünschten  also  einen 
bestimmten  Erfolg  auf  diesem  Gebiete  sichergestellt  zu  wissen. 
Statt  dessen  bietet  uns  Serbien  die  Erlassung  gewisser  Gesetze 
an,  welche  als  Mittel  zu  diesem  Erfolge  dienen  sollen.  »  In  der  Tat, 
unerhört  !  Auf  Berchtolds  Verlangen  hätte  der  serbische  König 
einen  Staatsstreich  vollziehen,  mitten  im  Frieden  den  Belagerungs- 
zustand erklären,  einen  serbischen  §  14  —  nach  berühmtem 
österreichischen  Muster  —  schaffen  und  die  verfassungsmässig 
garantierte  Pressfreiheit  unterdrücken  sollen.  Dass  er  dies  nicht 
getan  hat,  konnte  nur  mit  dem  Blute  der  Serben  und,  im  weiteren 
Verlauf,  mit  dem  Morde  der  Jugendblüte  Europas  gesühnt 
werden.  — 

D.  Die  österreichische  Regierung  hatte  die  Auflösung  des  Ve- 
reins Narodna  Odbrana  und  anderer  Vereine  mit  gleichen  anti- 
österreichischen Tendenzen,  sowie  die  Verhinderung  etwaiger 
Neubildung  solcher  Vereinigungen  verlangt.  Serbien  erklärte  sich 
bereit,  alle  Vereinigungen  dieser  Art  aufzulösen.  Das  genügt  dem 
Grafen  Berchtold  nicht.  Seine  Forderung  ist  —  wie  er  in  echtem 
Wiener  Kanzlei-Deutsch  sagt  —  «  nicht  zur  Gänze  erfüllt  ».  Da 
die  serbische  Regierung  die  Konfiskation  der  Propaganda-Mittel 
und  die  Verhinderung  der  Neubildung  nicht  besonders  erwähnt, 
so  fehlt  Oesterreich  jede  Garantie  dafür,  «  dass  dem  Treiben  der 
monarchiefeindlichen   Assoziationen,   insbesondere  der   Narodna 
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Odbrana,  durch  deren  Auflösung  definitiv  ein  Ende  bereitet 
wäre.  »  Also  die  Auflösung  genügt  nicht.  Um  Berchtold  «  zur 
Gänze  »  zu  befriedigen,  wäre  es  wahrscheinlich  notwendig  ge- 
wesen, sämtliche  Allserben,  die  in  ihrer  Art  nichts  anderes  sind 
als  unsere  Alldeutschen,  totzuschlagen  oder  der  österreichischen 
Reaktion  auszuliefern. 

E.  Die  österreichische  Regierung  hatte  die  Beseitigung  alles 
dessen  aus  dem  öffentlichen  Unterricht  in  Serbien  verlangt,  «  was 
dazu  dient  oder  dienen  könnte,  die  Propaganda  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  zu  nähren  »,  und  zwar,  «  sowohl  was  den  Lehrkörper  als 
auch  die  Lehrmittel  betrifft.  »  Die  serbische  Regierung  verpflich- 
tete sich, « aus  ihrem  öffentlichen  Bildungswesen  unverzüglich  alles 
zu  entfernen,  was  dazu  dient  oder  dienen  könnte,  die  Propa- 
ganda gegen  Oesterreich-Ungarn  zu  schüren  »,  —  sie  fügte  aber 
bescheidentlich  hinzu  :  «  wenn  die  k.  und  k.  Regierung  ihr  die 
Beweise  beibringt,  dass  ein  solcher  Fall  wirklich  vorliegt  »  (lui 
fournira  des  faits  et  des  preuves  de  cette  propagande.  Blaubuch 
Nr.  39).  Das  genügt  dem  Grafen  Berchtold  nicht.  Beweise  verlangen 

—  unerhört  !  Den  «  zu  beanstandenden  Stoff  » in  den  Lehrbüchern 
muss  die  serbische  Regierung  selber  kennen.  Weshalb  aber  be- 
zeichnete Berchtold  diesen  Stoff  nicht  näher  ?  Wenn  ihm  die  all- 
gemeine Zusage  Serbiens  nicht  genügte,  so  konnteer  ja  über  diesen, 
wie  über  alle  anderen  Punkte,  verhandeln  und  seine  besonderen 
Beschwerden  vorbringen. 

Aber  noch  etwas  hatte  er  zu  rügen.  Die  serbische  Antwort  lässt 

—  man  denke,  welches  Verbrechen  !  —  die  Worte  beiseite,  deren 
papageienmässige  Nachsprechung  der  österreichische  Gewalt- 
mensch von  ihr  verlangt,  —  die  Worte  :  «  sowohl  was  den  Lehr- 
körper als  auch  was  die  Lehrmittel  anbelangt  ».  Das  ist  wieder  ein 
teuflischer  Hinterhalt  :  die  Serben  wollen  zwar  alles  Anti-öster- 
reichische aus  ihrem  öffentlichen  Bildungswesen  verbannen,  sagen 
aber  nicht  ausdrücklich,  dass  dieses  Anti-österreichische  sowohl 
Personen  wie  Sachen  umfassen  kann.  Das  ist  wiederum  ein  Ver- 
brechen, welches  nur  mit  dem  Blute  der  Serben  und,  im  weiteren 
Verlauf,  mit  der  Hinmordung  von  Millionen  von  Europäern 
gesühnt  werden  kann. 

F.  Die  österreichische  Regierung  hatte  die  Entfernung  aller 
Offiziere  und  Beamten  aus  dem  serbischen  Militär-  und  Zivildienst 
verlangt,  «  die  der  Propaganda  gegen  Oesterreich-Ungarn  schuldig 
sind,  »    und  hatte  sich  erboten,  «  deren  Namen  unter  Mitteilung 
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des  gegen  sie  vorliegenden  Materials  der  königlichen  Regierung 
bekanntzugeben.  »  Die  serbische  Regierung  hatte  auch  diese, 
gewiss  sehr  weitgehende  Forderung  bewilligt,  hatte  es  aber  doch 
für  notwendig  gefunden,  die  allzu  elastische  österreichische 
Schuldformel  «  schuldig  der  Propaganda  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  »  dahin  zu  präzisieren,  dass  «  durch  gerichtliche  Unter- 
suchung festgestellt »  werden  müsse,  dass  die  betreffenden  Offiziere 
oder  Beamten  sich  «  Handlungen  gegen  die  territoriale  Integrität 
der  Monarchie  haben  zuschulden  kommen  lassen  ».  Es  wurde  also 
seitens  der  serbischen  Regierung  die  gewiss  berechtigte  Reserve 
gemacht,  dass  man  Offiziere  und  Beamte  erst  dann  entlassen 
könne,  wenn  : 

a)  eine  gerichtliche  Untersuchung  ihre  Schuld  ergeben 
habe,  und 

b)  die  Schuld-Handlungen  nicht  bloss  in  einer  allge- 
meinen «  Propaganda  gegen  Oesterreich-Ungarn  »,  sondern 
in  dem  positiven  Bestreben,  die  territoriale  Integrität  der 
Monarchie  zu  beeinträchtigen,  bestanden. 

Die  einschränkungslose  Annahme  der  ins  Unendliche  ausdehn- 
baren österreichischen  Formel  hätte  den  serbischen  Beamten  und 
Offizieren  jede  national-politische  Tätigkeit  unmöglich  gemacht 
und  würde,  wenn  sie  enstprechend  etwa  auf  alldeutsche  Generale, 
Admirale  und  Staatsbeamte  Anwendung  gefunden  hätte,  Hun- 
derte und  Tausende  solcher  Herren  um  Amt  und  Brot  gebracht 
haben.  Auch  Sazonow  hob  bei  seiner  Besprechung  des  österrei- 
chisch-serbischen Noten- Wechsels  mit  Szapäry  (am  27.  Juli  1914, 
Rotbuch  Nr.  31)  sofort  hervor,  dass  man  zwar  über  sieben  von 
den  österreichischen  Forderungen  leicht  eine  Einigung  erzielen 
könnte,  dass  aber  die  übrigen  (gemeint  waren  die  Nr.  4,  5  und  6  der 
österreichischen  Note)  « in  dieser  Form  unannehmbar  »  für  Serbien 
sein  würden.  Zu  diesen,  der  Form  nach  unannehmbaren  Punkten 
gehörte  —  nach  Sazonows  Ansicht  —  die  Entlassung  der  Offiziere 
und  Beamten  wegen  Propaganda  gegen  Oesterreich. 

Die  Reserven,  welche  die  serbische  Regierung  der  österrei- 
chischen Forderung  gegenüber  machte,  waren  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  gegen  die  eigenen  Beamten,  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  staatlichen  Selbständigkeit  gegenüber 
dem  Nachbarstaate,  und  vor  allem  nach  serbischem  Verfassungs- 
und Straf  recht  unbedingt  notwendig.  Auch  hier  wieder  zeigt  sich 
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der  Gegensatz  der  reaktionären  Maximen,  nach  denen  Oesterreich 
regiert  wird,  zu  den  demokratischen,  die  in  den  Balkanländern 
gelten.  Dem  Grafen  Berchtold  erscheint  es  ganz  selbstverständ- 
lich, dass  man  ohne  jedes  gerichtliche  Verfahren,  auf  Grund  eines 
völlig  unbestimmten  Tatbestandes,  der  noch  dazu  in  allen  anderen 
Ländern  keinerlei  nachteilige  Folgen  für  die  Beteiligten  nach  sich 
zieht,  einfach  auf  dem  Verwaltungswege  Offiziere  und  Beamte  aufs 
Pflaster  setzen  und  als  Unterlage  für  dieses  Gewaltverfahren 
sich  auf  das  von  der  kaiserlichen  und  königlichen  Regierung 
beizubringende  (nicht  beigebrachte)  Material  berufen  könne. 
Diesem  österreichischen  Minister  erscheint  als  Böswilligkeit  und 
Hinterhältigkeit,  was  jedem  demokratisch  empfindenden  West- 
europäer als  Selbstverständlichkeit  erscheint :  dass  man  nur  nach 
gerichtlicher  Feststellung  eines  —  mindestens  disziplinarisch  — 
strafbaren  Tatbestandes  gegen  Beamte  und  Offiziere  mit  Entlas- 
sung vorgehen  will  und  kann.  Dieser  serbische  Vorbehalt  ist  ihm 
ein  so  ungeheuerliches  Verbrechen,  dass  er  —  wegen  dieser  und 
anderer  «  Hinterhältigkeiten  »  —  die  diplomatischen  Beziehungen 
mit  der  serbischen  Regierung  abbricht,  dem  Nachbarstaat  den 
Krieg  erklärt,  und  damit  Europa  in  ein  Meer  von  Blut  stürzt. 


Die  übrigen  Streitpunkte,  die  ich  hier  nicht  besonders  erwähnt 
habe,  kann  ich  übergehen  ;  sie  sind  alle  über  denselben  Leisten 
geschlagen,  überall  kleine  Abweichungen  in  den  serbischen  Zuge- 
ständnissen zu  riesenhaften  Böswilligkeiten  und  Unaufrichtigkei- 
ten  aufgebauscht,  überall  aus  Mücken  Elephanten  gemacht,  um 
den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  und  die  drei  Tage 
später  erfolgte  Kriegserklärung  vor  dem  eigenen  Lande  und  vor 
der  Welt  zu  rechtfertigen. 

Vergebliches  Bemühen  !  Das  österreichische  Ultimatum  für  sich 
trägt  schon  das  Kainszeichen  des  Kriegswillens  an  der  Stirn.  Für 
jeden,  der  zu  lesen  und  zu  urteilen  versteht,  bedarf  dies  keiner 
näheren  Begründung.  In  meinem  Buche  (S.  263)  habe  ich  ausser- 
dem auf  den  Bericht  des  österreichischen  Gesandten  in  Belgrad 
vom  21.  Juli  1914  (Rotbuch  Nr.  6)  hingewiesen,  der  schon  zwei 
Tage  vor  der  Zustellung  des  Ultimatums  eine  kriegerische  Abrech- 
nung mit  Serbien  für  unumgänglich  erklärte.  Auch  die  Militä- 
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rische  Rundschau,  das  Organ  der  Wiener  Militär-Partei,  schrieb 
einige  Tage  vor  dem  Ultimatum  an  Serbien  : 

Der  Augenblick  ist  uns  noch  günstig.  Wenn  wir  uns  nicht  für  den  Krieg 
entscheiden,  wird  der  den  wir  spätestens  in  zwei  oder  drei  Jahren  führen 
müssen,  unter  viel  weniger  günstigen  Umständen  begonnen  werden.  Gegen- 
wärtig liegt  die  Initiative  in  unserer  Hand  :  Russland  ist  nicht  gerüstet  ;  die 
moralischen  Faktoren  und  das  gute  Recht  sind  auf  unserer  Seite,  ebenso  die 
Macht.  Da  wir  doch  einst  den  Kampf  annehmen  müssen,  so  lasst  uns  den- 
selben gleich  herbeiführen. 

Die  ISIeue  Freie  Presse  predigte  bereits  Mitte  Juli  —  acht  Tage 
vor  der  Ueberreichung  des  österreichischen  Ultimatums  —  Krieg 
bis  aufs  Messer  gegen  den  Panserbismus,  Ausrottung  der  ver- 
fluchten serbischen  Rasse,  die  man  im  Namen  der  Menschheit  und 
der  allgemeinen  Sicherheit  fordern  müsse  1. 

Aber,  wie  gesagt,  es  kommt  auf  Press-Stimmen,  die  man  zu 
Hunderten  und  Tausenden  aus  der  österreichischen  und  unga- 
rischen Presse  jener  Tage  beibringen  könnte,  überhaupt  nicht  an. 
Das  Verhalten  der  österreichischen  Regierung  selbst  gibt  den 
Schlüssel  zu  ihren  Absichten.  Ich  habe  schon  in  meinem  Buche 
darauf  hingewiesen  :  wenn  Graf  Berchtold  nicht  den  Bruch,  son- 
dern den  Ausgleich  zwischen  seinen  Forderungen  und  den  ser- 
bischen Bewilligungen  wollte,  so  hätte  er  verhandelt,  aber  nicht 
die  Fristverlängerung  abgelehnt  und  dann,  nach  Empfang  der 
serbischen  Antwort,  sofort  seinen  Gesandten  abberufen.  Mit  der 
serbischen  Regierung  wurde  überhaupt  kurzer  Prozess  gemacht  : 
hat  man  ihr  doch  nicht  einmal  die  Gründe  angegeben,  weshalb 
man  ihre  Antwort  auf  die  Ultimatums-Forderungen  für  «  unge- 
nügend »  hielt  und  den  österreichischen  Gesandten  abberief 
(Rotbuch  Nr.  24). 

Ich  sagte  :  Der  Kriegswille  Oesterreichs  geht  aus  den  Hand- 
lungen der  österreichischen  Regierung  unzweideutig  hervor  und 
bedarf  keiner  weiteren  Begründung  durch  gedruckte  Geständnisse. 
Die  lange  Anmerkungsliste  zu  der  serbischen  Note  ist  am  27.  Juli 
in  Wien  publiziert  worden  Desgleichen  hat  Berchtold  in  seinem 
Telegramm  an  Szäpäry  vom  25.  Juli  (Rotbuch  Nr.  27)  der  rus- 
sischen Regierung  gewisse  Aufklärungen  über  den  Punkt  5  des 

1  Obige  Zitate  sind  dem  Bericht  des  französischen  Botschafters  in  Wien,  Du- 
maine, vom  15.  Juli  1914  (Gelbbuch  No.  12)  entnommen. 
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Ultimatums  gegeben.  Weshalb,  frage  ich  nun,  wie  ich  bereits 
wiederholt  gefragt  habe,  —  weshalb  hat  man  diese  Gegenbemer- 
kungen nicht  der  serbischen  Regierung  selbst  unterbreitet  ?  Weshalb 
hat  man  sie  nicht  zum  Gegenstand  einer  Untersuchung  vor  dem 
Haager  Schiedshof  oder  vor  einer  Konferenz  der  vier  unbeteiligten 
Mächte  gemacht,  wenn  man  überhaupt  eine  Einigung  und  nicht 
vielmehr  den  kriegerischen  Bruch  wollte  ?  Selbst,  wenn  die  Diffe- 
renzen zwischen  Ultimatum  und  Antwortnote  ebenso  tiefgehend 
und  erheblich  gewesen  wären,  wie  sie  oberflächlich  und  unerheb- 
lich waren,  —  selbst,  wenn  von  diesem  elenden  Formelkram  «  die 
Existenz  und  Sicherheit  der  Monarchie  »  wie  unsere  deutsch- 
nationalen  Schriftsteller  beständig  faseln  —  abgehangen  hätte, 
selbst  dann  hätte  Oesterreich  die  ungeheuerlichste  Schuld  auf  sich 
geladen,  indem  es  « infolge  ungenügender  Antwort  »  brüsk  alle 
Brücken  zu  dem  benachbarten  Königreich  abbrach,  anstatt  die 
ungenügenden  Punkte  hervorzuheben  und  die  Erreichung  oder 
weitere  Annäherung  an  seine  Forderungen  durch  direkte  Ver- 
handlung oder  durch  die  angebotene  Vermittlung  Dritter  zu 
erstreben. 

Was  die  offizielle  Wiener  Publikation  vom  27.  Juli  in  ihren 
Anmerkungen  sagte,  hätte  man  doch  auch  der  serbischen  Regie- 
rung oder  zum  mindesten  den  zur  Vermittlung  bereiten  Gross- 
mächten, vor  allem  aber  dem  Haager  Schiedshof  unterbreiten 
können.  Die  Unterlassung  jedes  Schrittes  zu  einer  Verständigung 
und  Einigung,  die  Ablehnung  jedweder  Vermittlung,  der  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  beweisen  unwiderleglich,  dass 
Oesterreich  den  Krieg  mit  Serbien  gewollt  hat,  und  dass  man  sich 
bei  dieser  «  Aktion  der  Notwehr  »  —  wie  man  diesen  Krieg  zu 
bezeichnen  beliebte  —  «  durch  gar  keine  wie  immer  gearteten 
Konsequenzen  beirren  lassen  könne  ».  Dies  die  Worte  Szäparys 
zu  Sazonow,  am  27.  Juli  1914  (Rotbuch  Nr.  31).  Womit  aus  öster- 
reichischem Munde  das  Urteil  bestätigt  wird,  das  ich  am  Ende 
meines  Abschnittes  über  das  österreichische  Rotbuch  ausgespro- 
chen habe  : 

«  Wie  ein  Stier  mit  gesenkten  Hörnern  ging  die  öster- 
reichische Regierung  auf  das  rote  serbische  Tuch  los, 
ohne  nach  rechts  oder  links  zu  schauen,  ohne  sich  um 
die  Folgen  zu  kümmern,  die  ein  Blinder  voraussehen 
musste.  »  {J'accuse,  S.  293.) 
Alles  Spintisieren  und  Exkulpieren  gewisser  L,eute  über  den 
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«  guten  Glauben  »  der  österreichischen  Staatsmänner  etc.  tut 
nichts  zur  Sache  und  ist  verlorene  Liebesmüh'.  Ich  habe  keine 
Veranlassung,  meinen  Gegnern  hier  Gratisvorlesungen  über  Ele- 
mentar-Begriffe  der  Jurisprudenz  zu  halten.  Mögen  sie  ins  Kolle- 
gium gehen  und  sich  über  den  dolus  eventualis,  über  culpa  gra- 
vissima  und  ähnliche  Dinge  belehren  lassen.  Das  Bewusstsein, 
dass  Oesterreichs  Vorgehen  gegen  Serbien  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  einen  europäischen  Krieg  nach  sich  ziehen  würde,  könnte 
oder  müsste,  —  dieses  Bewusstsein,  das  im  deutschen  Weiss- 
buch unverblümt  zugestanden  wird,  genügt  für  den  Schuldig- 
Spruch.  Selbst,  wenn  die  österreichischen  Interessen,  die  in  der 
serbischen  Angelegenheit  auf  dem  Spiele  standen,  tausend  Mal 
grösser  gewesen  wären,  als  sie  wirklich  waren  (in  Wirklichkeit 
hatte  Oesterreich  nach  der  serbischen  Antwort  einen  eklatanten 
diplomatischen  Sieg  über  Serbien  und  Russland  errungen,  der 
das  Wenige,  was  Serbien  ihm  noch  versagte,  als  wert-  und  bedeu- 
tungslos erscheinen  Hess)  —  wenn,  sage  ich,  die  nach  Serbiens 
Antwort  noch  in  Frage  stehenden  Interessen  Oesterreichs  tausend 
Mal  grösser  gewesen  wären,  als  sie  in  Wirklichkeit  waren,  so 
durften  sie  nie  und  nimmer  in  einer  Weise  verfolgt  werden,  die 
mit  grösster  Wahrscheinlichkeit  die  Welt- Katastrophe  eines  euro- 
päischen Grossmachtkrieges  heraufbeschwören  musste.  Darin,  in 
dem  schreienden  Missverhältnis  zwischen  den  österreichischen 
Zwecken  und  den  angewandten  weltgefährdenden  Mitteln  —  darin 
liegt  das  unsühnbare  Verbrechen  der  österreichischen  Staats- 
männer ;  in  der  Anstiftung  und  Unterstützung  dieses  Verbrechens, 
aus  besonderen  Eigenzwecken,  liegt  die  noch  grössere  Schuld 
Deutschlands. 

Von  diesem  entscheidenden  Gesichtspunkt  aus  erscheinen  alle 
die  kleinlichen  Erörterungen  über  diese  oder  jene  österreichische 
Forderung,  über  ihre  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  usw. 
als  unnütz  und  unerheblich.  Die  deutsche  Verteidigungsliteratur 
hat  sich  von  Anfang  an  bemüht,  Präzedenzfälle  ausfindig  zu 
machen,  für  ähnliche  Eingriffe  in  fremde  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege, wie  sie  Oesterreich  von  Serbien  verlangt  hat.  Man  hat  auf 
die  türkischen  Kapitulationen  und  ähnliche  Dinge  hingewiesen, 
die  mit  dem  österreichisch-serbischen  Falle  keinerlei  Aehnlichkeit 
haben.  Die  türkischen  Kapitulationen  beruhen  auf  Vereinba- 
rungen der  europäischen  Mächte  mit  der  Türkei,  die  in  der  Rück- 
ständigkeit der  türkischen  Einrichtungen  ihren  besonderen  Grund 
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hatten  und  jetzt  allmählich  zur  Aufhebung  gelangen.  Auch  sonst 
ist  es  denkbar  und  vorgekommen,  dass  Staaten  sich  freiwillig  und 
auf  Gegenseitigkeit  gewisse  Mithilfe  bei  polizeilichen  Ueberwa- 
chungen  und  Untersuchungen  —  besonders  politischen  Verbre- 
chern gegenüber  —  auf  ihren  beiderseitigen  Gebieten  zugestanden 
haben.  Ich  habe  schon  vorher  an  die  unvergessenen  Schergen- 
dienste erinnert,  die  die  preussische  Regierung  der  russischen,  in 
der  Verfolgung  und  Auslieferung  russischer  Revolutionäre,  in  der 
Zulassung  russischer  Agenten  zur  Ueberwachung  und  Spionage 
auf  preussischem  Boden,  geleistet  hat.  Das  sind  stets  Freund- 
schaftsdienste auf  Gegenseitigkeit  gewesen.  Aber  eine  gewalt- 
same Oktroyierung  der  Mitwirkung  in  polizeilichen  und  sogar  in 
gerichtlichen  Angelegenheiten  —  noch  dazu  in  so  drohend  ge- 
bieterischer Form,  wie  dies  seitens  Oesterreichs  geschah,  —  dafür 
gibt  es  in  dem  Verkehr  souveräner  Staaten  miteinander  keinen 
Präzedenzfall.  Ein  solcher  Gewaltversuch  ist  nie  —  im  Frieden 

—  einem  unabhängigen  Staate  gegenüber  unternommen  worden. 
Solche  Demütigung  bedeutet  tatsächlich  Vasallentum,  und  die 
Staatsmänner  der  Entente  hatten  vollkommen  recht,  wenn  sie 
schon  die  weitgehenden  Zugeständnisse  der  serbischen  Regierung 
als  ein  halbes  Vasallentum,  als  eine  nie  dagewesene  Demütigung 
eines  souveränen  Staates  bezeichneten. 

Idiotismus    oder    Verbrechertum. 

Wenn  ich  das  ganze  Verhalten  der  österreichischen  Staats- 
männer —  und  ihrer  deutschen  Anstifter  und  Helfershelfer  — 
in  dem  serbischen  Streitfall  überblicke,  so  kann  ich  nur  von 
neuem  die  Alternative  stellen,  die  ich  schon  in  meinem  Buche 

—  bei  vielen  anderen  Schritten  Deutschlands  und  Oesterreichs 
während  der  kritischen  Tage  —  stellen  musste  :  entweder  liegt 
unverantwortlicher  Leichtsinn  oder  verbrecherischer  Wille  vor  — 
entweder  Fahrlässigkeit  im  höchsten  Grade,  die  die  juristische 
Doktrin  vergangener  Zeiten  als  «  Frevelhaftigkeit  »  bezeichnete 
und  damit  schon  der  bösen  Absicht  gleichstellte,  —  oder  die  böse 
Absicht  selbst,  die  bewusste  und  gewollte  Missetat.  Ich  überliess 
es  und  überlasse  es  auch  heute  den  schuldigen  Personen,  die  Wahl 
zwischen  den  beiden  Seiten  der  Alternative  zu  treffen.  Ich  versage 
es  mir,  in  die  feinen  psychologischen  Unterscheidungen  ihrer 
Verteidiger  einzutreten,  die  in  allen  Fällen,  wo  sie  die  Tat  selbst 

Das  Verbrechen.  Io 
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nicht  aus  der  Welt  schaffen  können,  mit  dem  guten  Glauben,  mit 
der  Vaterlandsliebe,  mit  der  überzeugten  Interessenvertretung 
seitens  der  verantwortlichen  Staatsmänner  operieren  und  damit 
ihre  Taten  zu  entschuldigen  suchen.  Diese  Unterscheidungen 
interessieren  mich  nie  und  nirgends.  Ich  selbst  bin  überzeugt,  aufs 
unerschütterlichste  überzeugt  —  aus  dem  Studium  der  Dokumente 
und  der  Vorgeschichte  des  Krieges  —  : 

a)  dass  Oesterreich  den  serbischen  Krieg  unter  allen 
Umständen  gewollt  und  ihn  selbst  auf  die  Gefahr  hin  gewollt 
hat,  damit  einen  europäischen  Krieg  herbeizuführen  ; 

b)  dass  Deutschland,  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
ab,  den  europäischen  Krieg  mit  vollem  Bewusstsein  und  klarer 
Absicht  gewollt  hat. 

Diese  Ueberzeugung  muss  m.  E.  jeder  gewinnen,  der  —  unbe- 
fangen, niemandem  zuliebe  und  niemandem  zuleide,  durch  keine 
patriotischen  Beklemmungen  gehemmt,  durch  keine  nationali- 
stische Brille  geblendet  —  die  Dokumente  der  unmittelbaren  Vor- 
geschichte des  Krieges  an  sich  vorüberziehen  lässt.  Diese  Ueber- 
zeugung wird  zum  Ueberfluss  noch  verstärkt  durch  die  entferntere 
Vorgeschichte  des  Krieges,  wie  ich  sie  in  meinem  ersten  und  diesem 
zweiten  Buche  dargestellt  und  beleuchtet  habe. 

Trotz  alledem  kann  und  will  ich  es  getrost  jedem  Leser  und 
Beurteiler  überlassen,  ob  er  den  verantwortlichen  Staatsmännern 
einen  unerhörten  Grad  von  Fahrlässigkeit  und  Leichtfertigkeit 
oder  den  direkten  verbrecherischen  Willen  —  im  Sinne  meiner 
eigenen,  oben  dargelegten  Ueberzeugung  —  zuschreiben  will.  Das 
sind  psychologische  Untersuchungen,  die  ich  den  gewohnheits- 
mässigen  und  amtlich  verpflichteten  Entschuldigungs-Tüftlern 
gern  überlasse.  Wie  müssen  diese  Verteidiger  der  Berchtolde  und 
Bethmänner  doch  schwitzen,  um  ihre  Aufgabe  durchzuführen  ! 
Von  einem  Stützpunkt  müssen  sie  sich  immer  auf  den  andern 
retirieren  und  am  Schluss  der  Retirade  bleibt  ihnen  nichts  anderes 
übrig,  als  die  furchtbare  Tat  durch  den  guten  Glauben  des  Täters 
zu  entschuldigen.  Wir  anderen  sind  in  der  glücklichen  Lage,  gera- 
den Wegs  auf  unser  Ziel  losgehen  zu  können  und  schwarz-schwarz, 
weiss- weiss  zu  nennen.  Jene  unglücklichen  Regierungsschreiber 
aber  müssen  an  den  Nägeln  kauen  und  sauren  Schweiss  vergiessen, 
um  schliesslich  dahin  zu  gelangen,  dass  weder  schwarz  noch  weiss, 
sondern  grau  vorliegt  ;  müssen  den  aussichtslosen  Versuch  unter- 
nehmen, im  nebelhaften  Grau  ihrer  psychologischen  Entschuldi- 
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gungs- Konstruktionen  die  überführten  Täter  entschlüpfen  zu 
lassen.  Wir  sagen  ganz  klar  und  einfach  :  Selbst  wenn  Oesterreichs 
eigenes  Interesse  jenes  diplomatische  und  kriegerische  Vorgehen 
gegen  den  Nachbarstaat  gerechtfertigt  hätte,  so  musste  das  Inte- 
resse Europas  und  der  Menschheit,  von  dem  Oesterreichs  Interessen 
doch  auch  wieder  abhängen,  höher  als  jeder  selbstsüchtige  Zweck 
der  Monarchie  gestellt  werden.  Meine  unglücklichen  Gegner  da- 
gegen, in  ihrer  hilflosen  Defensive,  müssen  folgende  komplizierte 
Entschuldigungs- Konstruktion  zusammenstoppeln  : 

Das  europäische  Friedensinteresse  konnte  nicht  in  Frage 
kommen,  wenn  es  sich  um  Oesterreichs  Sicherheit  und 
Existenz  handelte.  Ob  es  sich  darum  handelte,  das  lassen 
wir  dahingestellt.  Jedenfalls  aber  glaubte  die  österrei- 
chische Regierung,  dass  die  Existenz  ihres  Staates  auf  dem 
Spiele  stehe.  Wenn  wir  diesen  Glauben  ihr  zugestehen, 
bleibt  immer  noch  dahingestellt,  ob  die  Sicherung  Oester- 
reichs gerade  mit  diesen  diplomatischen  und  militärischen 
Mitteln  erstrebt  werden  musste.  Auch  an  die  Notwendig- 
keit dieser  Mittel  aber  glaubten  Berchtold  und  seine  Kol- 
legen. Daher  sind  sie  auch  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
entschuldigt. 

Diese  Art  der  Argumentation,  die  man  gerade  bei  gemässigten 
Verteidigern  der  österreichischen  Regierung  findet,  ist  der  Ban- 
kerott jeder  objektiven  Forschung.  Sie  ist  der  Strohhalm,  an  den 
sich  in  ihrer  Verzweiflung  diese  unglücklichen  Verteidiger  einer 
verlorenen  Sache  klammern,  um  nicht  im  Meer  der  Schuldbeweise 
zu  ertrinken.  Sie  ist  die  «  mutige  Rückwärtskonzentrierung  »  von 
Geschlagenen.  Sie  ist  wertlos,  weil  sie  an  die  Stelle  objektiver 
Tatsachen-Untersuchung  subjektive  Seelenforschung  setzt  und 
Nervenfasern  auf  dem  Tisch  der  Weltgeschichte  ausbreitet,  die 
niemand  sehen  will.  Wenn  Berchtold  an  alles  das  geglaubt  hat,  an 
das  seine  Verteidiger  nicht  einmal  glauben,  so  ist  er  ein  Riesen- 
Idiot  gewesen.  Wenn  aber  ein  solcher  Idiot,  dem  doch  «  seines 
Nichts  durchbohrendes  Gefühl  »  nicht  verborgen  geblieben  sein 
kann,  sich  an  eine  verantwortliche  Stelle  setzen  lässt,  wo  er  über 
das  Schicksal  von  ungezählten  Millionen  Menschen  zu  entscheiden 
hat,  so  sind  der,  der  ihn  hingesetzt,  und  der,  der  sich  hinsetzen 
Hess,  Verbrecher. 
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Damit  will  ich  ein  für  allemal  mit  den  psychologischen  Unter- 
suchungen meiner  Gegner  abgerechnet  haben.  Man  möge  mir  mit 
diesen  Unterscheidungen,  die  nie  zu  einem  sicheren  Resultat 
führen  können,  vom  Halse  bleiben.  Mir  ist  es  ganz  egal,  ob  die 
Bethmann  und  Berchtold  durch  eine  phänomenale  Borniertheit 
oder  durch  eine  gigantische  Schlechtigkeit  ihren  hohen  Herren 
geholfen  haben,  dieses  Weltblutbad  herbeizuführen.  Das  kann 
und  will  ich  ebenso  wenig  untersuchen  wie  die  weitere  Frage,  ob 
und  inwieweit  jeder  einzelne  der  Schuldigen  aus  eigenem  Willen 
oder  gedrängt  von  anderen  Kräften  das  Furchtbare  getan  hat. 
Für  mein  Urteil  genügt  die  Tat.  Wenn  andere  den  Tätern  den  mil- 
dernden Umstand  des  guten  Glaubens,  der  Vaterlandsliebe,  der 
vermeintlich  richtigen  und  notwendigen  Interessen- Vertretung 
oder  gar  der  unverschuldeten  Geistesschwäche  zugestehen  wollen, 
so  erwidere  ich  darauf:  Die  Missetat  wird  nicht  geringer  dadurch, 
dass  beschränkte  Geister  an  die  verantwortlichsten  Staatsstellen 
gesetzt  worden  sind,  dass  sie  diese  Stellen  angenommen  und  in 
ihrer  Unzurechnungsfähigkeit  nicht  nur  die  Interessen  ihrer  eige- 
nen Länder,  sondern  die  der  ganzen  zivilisierten  Menschheit  in 
den  Staub  getreten  haben 

Kannte  die  deutsche  Regierung 
das  österreichische  Ultimatum 
vor  der  Absendung? 

Auf  diesen  Punkt  in  der  österreichisch-serbischen  Streitfrage 
will  ich  hier  noch  eingehen,  da  er  in  meinem  Buche  (S.  144)  nur 
flüchtig  behandelt  worden  ist.  Die  deutsche  Regierung  und  ihre 
Verteidiger  behaupten,  dass  jene  den  Text  der  österreichischen 
Note  nicht  früher  als  die  anderen  Grossmächte  kennen  gelernt 
habe  *.  In  meinem  Buche  Hess  ich  diese  Frage  unentschieden,  da 
ich  das  Nichtkennen  ebenso  ungünstig  wie  das  Kennen  beurteile. 
Heute  aber  möchte  ich  —  der  historischen  Forschung  zuliebe  — 
auf  diesen  Punkt  zurückkommen. 

Dass  jene  deutsche  Behauptung  im  höchsten  Masse  unglaub- 
würdig ist,  liegt  auf  der  Hand  :  ein  diplomatisches  Schriftstück 
so  ungewöhnlicher  Art,  dessen  Folgen  verhängnisvoll  für  ganz 
Europa   werden   mussten,    wird    die   österreichische    Regierung 

1  Weissbuch,  Seite  6.  Gelbbuch  Nr.  36,  41.  Orangebuch  Nr.  18.  Blaubuch 
Nr.  18  u.  a.  a.  O. 
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kaum  losgelassen  haben,  ohne  sich  der  vorherigen  Zustimmung 
ihres  deutschen  Bundesgenossen,  der  in  erster  Linie  für  die  Folgen 
der  österreichischen  Aktion  mit  eintreten  musste,  zu  vergewissern. 
Es  liegen  aber  auch  gravierende  Indizien  dafür  vor,  dass  die  an 
sich  schon  unglaubwürdige  deutsche  Behauptung  eine  bewusste 
Unwahrheit  sein  muss. 

Die  einleitende  Denkschrift  des  deutschen  Weissbuchs  bekennt 
—  ganz  naiv  —  : 

Unter  diesen  Umständen  musste  Oesterreich  sich  sagen,  dass  es  weder  mit 
der  Würde  noch  mit  der  Selbsterhaltung  der  Monarchie  vereinbar  wäre,  dem 
Treiben  jenseits  der  Grenze  noch  länger  tatenlos  zuzusehen.  Die  k.  und  k.  Re- 
gierung benachrichtigte  uns  von  dieser  Auffassung  und  erbat  unsere  Ansicht- 

Nun  folgt  der  bekannte  Passus,  den  ich  in  meinem  Buche 
(S.  140)  wörtlich  zitiert  habe,  in  dem  die  deutsche  Regierung  ihr 
volles  Bewusstsein  bekennt,  «  dass  ein  etwaiges  kriegerisches  Vor- 
gehen Oesterreich-Ungarns  gegen  Serbien  Russland  auf  den  Plan 
bringen  und  uns  hiermit,  unserer  Bundespflicht  entsprechend,  in 
einen  Krieg  verwickeln  könnte.  »  Trotz  dieser  europäischen  Kriegs- 
gefahr könne  aber  Deutschland  «  in  der  Erkenntnis  der  vitalen 
Interessen  Oesterreich-Ungarns  »  und  auch  wegen  der  «  Stellung 
der  germanischen  Rasse  in  Mitteleuropa  »  seinem  Bundesgenossen 
a  weder  zu  einer  mit  seiner  Würde  nicht  zu  vereinbarenden  Nach- 
giebigkeit raten  noch  auch  ihm  unseren  Beistand  in  diesem  schwe- 
ren Moment  versagen » 

Der  Absatz  schliesst  mit  den  Worten,  die  uns  augenblicklich 
in  erster  Linie  interessieren  : 

«  Wir  Hessen  daher  Oesterreich  völlig  freie  Hand  in  seiner 
Aktion  gegen  Serbien.  Wir  haben  an  den  Vorbereitungen 
dazu  nicht  teilgenommen.  » 

Der  letzte  Satz,  die  Nichtteilnahme  an  den  Vorbereitungen,  ist 
es,  worauf  es  uns  hier  ankommt.  Diese  Behauptung  der  Nichtteil- 
nahme ist  allen  Mächten  gegenüber  wiederholt  worden  und  wird 
auch  heute  noch  —  so  unglaubwürdig  sie  sein  mag  —  von  der 
deutschen  Regierung  und  ihren  Verteidigern  aufrecht  erhalten. 
Der  Grund  dieser  Ableugnung  liegt  klar  auf  der  Hand.  Wenn 
Deutschland  als  Komplice  Oesterreichs  bei  der  Abfassung  des 
Ultimatums  mitgewirkt  oder  auch  nur  Kenntnis  von  dem  Text 
gehabt  und  diesen  gebilligt  hat,  so  fällt  damit  jeder  plausible 
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Grund  fort,  andere  Mächte  von  dieser  Streitangelegenheit  auszu- 
schliessen  und  auf  der  Lokalisierung  des  Konflikts  zwischen 
Oesterreich  und  Serbien  zu  bestehen.  Durch  Deutschlands  Mit- 
wirkung hatte  der  Streitfall  bereits  eine  Ausdehnung  über  die 
lokalen  Grenzen  hinaus  gefunden,  hatte  bereits  einen  europäischen 
Charakter  angenommen  und  es  wäre  unmöglich  gewesen,  Russland 
eine  Stimme  im  Konzil  zu  versagen,  nachdem  Deutschland  bereits 
so  energisch  mitgesprochen  hatte.  Daher  die  Ableugnung  der  Mit- 
wirkung —  eine  Ableugnung,  die  ein  wichtiges  Glied  in  der  Kette 
des  Komplotts  gegen  den  europäischen  Frieden  bildet. 

Welche  Indizien  liegen  nun  —  abgesehen  von  der  inneren 
Wahrscheinlichkeit  —  für  die  Mitwirkung  Deutschlands  bei  der 
Abfassung  der  österreichischen  Note  vor  ?  Das  erste  Indizium 
ist  der  Widerspruch  zwischen  den  Anfangssätzen  und  der  Schluss- 
bemerkung in  vorstehendem  Zitat  aus  dem  deutschen  Weissbuch. 
Wenn  die  österreichische  Regierung  vor  Beginn  ihrer  Aktion  die 
Ansicht  der  deutschen  erbat  und  diese  letztere  ihr  ihre  Billigung 
zu  jeder  Aktion  —  sei  es  eine  diplomatische  oder  eine  kriegerische 
—  ausdrücklich  erteilte,  so  ist  es  doch  ganz  undenkbar,  dass 
die  Herren  vom  Ballplatz  den  Herren  von  der  Wilhelmstrasse 
eine  nähere  Aufklärung  über  die  zunächst  beabsichtigte  diploma- 
tische Aktion,  die  nach  Form  und  Inhalt  bereits  den  Charakter 
einer  Kriegs- Aktion  hatte,  versagt  hätten. 

Ferneres  Indizium  :  Am  Tage  der  Ueberreichung  des  österrei- 
chischen Ultimatums  in  Belgrad  sendet  der  Reichskanzler  eine 
Zirkularnote  an  seine  Botschafter  in  Paris,  London  und  Peters- 
burg, in  der  er  auf  die  «  Veröffentlichungen  der  österreichisch- 
ungarischen  Regierung  über  die  Umstände,  unter  denen  das 
Attentat  auf  den  österreichischen  Thronfolger  und  seine  Gemahlin 
stattgefunden  hat  »,  desgleichen  auf  die  Unmöglichkeit,  «  dem 
Treiben  jenseits  der  Grenze  noch  länger  tatenlos  zuzusehen  », 
hinweist  und  dann  folgendermassen  fortfährt  : 

Bei  dieser  Sachlage  können  das  Vorgehen  sowie  die  Forderungen  der 
Oesterreichisch-Ungarischen  Regierung  nur  als  gerechtfertigt  angesehen 
werden.  Trotzdem  schliesst  die  Haltung,  die  die  öffentliche  Meinung  sowohl 
als  auch  die  Regierung  in  Serbien  in  letzter  Zeit  eingenommen  hat,  die  Be- 
fürchtung nicht  aus,  dass  die  Serbische  Regierung  es  ablehnen  wird,  diesen 
Forderungen  zu  entsprechen,  und  dass  sie  sich  zu  einer  provokatorischen  Hal- 
tung Oesterreich-Ungarn  gegenüber  hinreissen  lasst.  Es  würde  der  Oester- 
reichisch-Ungarischen Regierung,  will  sie  nicht  auf  ihre  Stellung  als  Gross- 
macht endgültig  Verzicht  leisten,  nichts  anderes  übrigbleiben,  als  ihre  For- 
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derungen  bei  der  Serbischen  Regierung  durch  einen  starken  Druck  und 
nötigenfalls  unter  der  Ergreifung  militärischer  Massnahmen  durchzusetzen, 
wobei  ihr  die  Wahl  der  Mittel  überlassen  bleiben  muss. 

Dieses  Rundschreiben  ist  nach  mancher  Richtung  hin  inte- 
ressant- :  es  wirft,  sozusagen  wie  ein  Scheinwerfer,  ein  Licht  auf 
das  ganze  zwischen  Berlin  und  Wien  abgekartete  Komplott, 
dessen  Folgen  und  Wirkungen  mit  kalter  Berechnung  voraus- 
gesagt werden.  Herr  von  Bethmann  fürchtet,  dass  die  serbische 
Regierung  die  österreichischen  Forderungen  ablehnen  werde.  In 
diesem  Punkte  seiner  Rechnung  hat  er  sich  bekanntlich  —  ebenso 
wie  der  Wiener  Rechenmeister  —  geirrt,  da  die  Friedensliebe  der 
Serben  und  ihrer  Ratgeber,  der  Ententemächte,  grösser  war,  als 
der  Kriegswille  der  Kaisermächte.  Herr  von  Bethmann  fürchtet 
ferner  —  in  Wahrheit  hoffte  er  natürlich  — ,  dass  Serbien  sich  zu 
einer  Provokation  der  Monarchie  gegenüber  hinreissen  lassen 
würde.  Auch  diese  Rechnung  hat  sich  bekanntlich  als  falsch 
erwiesen  :  der  Provokationsverdächtige  unterwarf  sich  de-  und 
wehmütig  wie  ein  Hündchen.  Herr  von  Bethmann  sieht  endlich 
voraus  —  immer  unter  Annahme  der  serbischen  Ablehnung  und 
Provokation  — ,  dass  Oesterreich  eventuell  militärische  Mass- 
nahmen zur  Durschsetzung  seiner  Forderungen  ergreifen  müsse. 

Für  diese  letztere  EntSchliessung  fehlten  nun  allerdings  die 
tatsächlichen  Voraussetzungen,  nämlich  die  Ablehnung  der  For- 
derungen und  die  provokatorische  Haltung,  aber,  da  die  mili- 
tärischen Massnahmen  nun  einmal  zwischen  Berlin  und  Wien 
beschlossen  waren,  mussten  an  die  Stelle  der  wirklichen  Voraus- 
setzungen künstliche  gesetzt,  musste  die  serbische  Antwort  zu 
einer  Ablehnung  oder  gar  Provokation  gestempelt  werden.  Die 
vorausgesetzten  und  vorher  kalkulierten  Ereignisse  waren  zwar 
nicht  eingetreten,  aber  man  bog  die  tatsächlichen  Ereignisse  so 
lange  zurecht,  bis  sie  den  vorausgesetzten  ähnlich  zu  sein  schienen. 

Hierin  liegt  die  symptomatische  Wichtigkeit  des  Schrift- 
stücks vom  23.  Juli.  Seine  Wichtigkeit  liegt  aber  —  und  dies  inter- 
essiert uns  hier  vor  allem  —  auch  in  seinem  Datum.  Am  23.  Juli 
abends  6  Uhr  ist  das  österreichische  Ultimatum  in  Belgrad  über- 
reicht worden.  Am  23.  Juli  —  die  Stunde  ist  nicht  bekannt  — 
berichtet  Herr  von  Bethmann  seinen  Botschaftern  über  den 
Inhalt  und  die  vermutlichen  Folgen  des  Ultimatums.  Alle  anderen 
Grossmächte  haben  erst  am  24.  Juli  Kenntnis  von  dem  Ultima- 
tum erhalten.  Herr  von  Bethmann  ist  ihnen  also  um  24  Stunden 
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vorausgeeilt.  Wie  erklärt  sich  das  ?  Offenbar  aus  der  Tatsache, 
dass  ihm  das  Ultimatum  vor  der  Ueberreichung  in  Belgrad  bereits 
bekannt  war.  Damit  ist  der  eine  Punkt  der  deutschen  Ausfluchts- 
Behauptungen,  man  habe  in  Berlin  vor  der  Ueberreichung  des 
Ultimatums  keine  Kenntnis  von  seinem  Text  gehabt,  widerlegt. 
Damit  verliert  aber  auch  der  andere  Punkt  der  Berliner  Behaup- 
tung, man  habe  auf  den  Inhalt  der  Note  keinen  Einfluss  genom- 
men —  was  schon  an  sich  unglaubwürdig  ist  — ,  jeden  Rest  von 
Glaubwürdigkeit. 

Ein  weiteres  Indizium,  auf  das  Beck  in  seinem  oben  genannten 
Buche  in  sehr  dankenswerter  Weise  hinweist,  findet  sich  in  dem 
französischen  Gelbbuche,  in  einem  Bericht  des  französischen  Ge- 
sandten in  München  vom  23.  Juli  19 14  (Gelbbuch  Nr.  21).  Monsieur 
Allize  berichtet,  dass  man  in  den  offiziellen  Kreisen  der  bayrischen 
Hauptstadt  seit  einiger  Zeit  mit  mehr  oder  weniger  Aufrichtig- 
keit einen  wirklichen  Pessimismus  zur  Schau  trage  : 

Der  Ministerpräsident  insbesondere  hat  mir  heute  gesagt,  dass  die  öster- 
reichische Note,  von  der  er  Kenntnis  habe,  nach  seiner  Ansicht  in  Ausdrücken 
abgefasst  sei,  die  für  Serbien  annehmbar  wären,  aber  dass  die  gegenwärtige 
Situation  nichtsdestoweniger  ihm  sehr  ernst  erscheine. 

Also  Herr  von  Hertling  hatte  am  23.  Juli  bereits  Kenntnis  von 
dem  österreichischen  Ultimatum.  Dass  dieses  in  München  früher 
als  in  Berlin  bekannt  gewesen  sei,  wird  kein  Mensch  glauben. 
Damit  ist  von  neuem  bewiesen,  dass  die  Behauptung,  Deutschland 
habe  vor  der  Ueberreichung  des  Ultimatums  keinerlei  Kenntnis 
von  seinem  Text  gehabt,  eine  Unwahrheit  ist.  Vielleicht  notieren 
meine  verehrten  Gegner  auch  diesen  —  keineswegs  unwichtigen 
—  Punkt  auf  ihrem  und  ihrer  Regierung  Schuld- Konto. 

Die  österreichischen 
Kriegsvorwände. 

Die  Verteidiger  Deutschlands  und  Oesterreichs  reiten  noch 
heute  auf  den  bekannten  Berchtoldschen  Kriegsvorwänden  herum : 
Serbien  wollte  durch  seine  scheinbar  demütige  Antwort  nur  die 
öffentliche  Meinung  in  Europa  zu  seinen  Gunsten  stimmen,  in 
Wirklichkeit  hat  es  gar  nicht  ernstlich  an  Konzessionen  gedacht. 
Es  wollte  nur  die  Verhandlungen  verschleppen,  die  Ententemächte 
auf  seine  Seite  bringen.  Serbien  hat  schon  am  Nachmittag  des 
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Tages,  an  welchem  seine  Antwortnote  überreicht  wurde,  mit  der 
Mobilisierung  begonnen.  Ja  es  hat  sogar  seinerseits  die  Feindselig- 
keiten gegen  Oesterreich-Ungarn  eröffnet  u.  s.  w. 

Auf  all  dieses  dumme  Zeug  kann  ich  hier  nicht  nochmals  ein- 
gehen und  verweise  auf  die  Ausführungen  im  dritten  Kapitel  von 
J'accuse  :  «  Oesterreich  »  und  «  Anhang  :  Oesterreichisches  Rot- 
buch »,  —  wo  die  Hinfälligkeit  all  dieser  Kriegsausreden  ausführ- 
lich nachgewiesen  ist.  Nur  einige  Bemerkungen  zu  diesem  Thema 
muss  ich  noch  machen,  um  gewissen  Einwendungen  meiner 
Gegner  zu  begegnen. 

Serbien  soll  durch  die,  vor  Abgabe  seiner  Antwortnote  ange- 
ordnete, Mobilisierung  seine  Abneigung  gegen  eine  friedliche 
Austragung  des  Streitfalles  zu  erkennen  gegeben  haben  (Rotbuch 
Nr.  29  und  39).  Ich  habe  bereits  in  meinem  Buche  darauf  hinge- 
wiesen, dass  diese  serbische  Mobilisierung,  selbst  wenn  sie  nicht 
eine  einseitige  österreichische  Behauptung,  sondern  eine  nach- 
gewiesene Tatsache  wäre,  angesichts  der  serbischen  Antwortnote 
schlimmstenfalls  nur  als  eine  Sicherungsmassregel  aufgefasst 
werden  könnte,  für  den  möglichen  und  dann  ja  auch  wirklich 
eingetretenen  Fall,  dass  der  mächtige  österreichische  Kaiserstaat, 
trotz  aller  Demütigung  des  kleinen  benachbarten  Königreiches, 
unter  allen  Umständen  einen  Krieg  vom  Zaune  brechen  wollte 
(S.  268  meines  Buches). 

Bei  dieser  Gelegenheit  habe  ich  die  Behauptung  aufgestellt, 
dass  übrigens  auch  Oesierreich,  gleichzeitig  mit  der  Stellung  des 
Ultimatums,  Mobilisierungs-Massregeln  getroffen  habe.  Diese 
Feststellung  einer  —  an  sich  schon  selbstverständlichen  —  mili- 
tärischen Massregel  (denn  kein  Staat  in  der  Welt  wird  je  ein  derar- 
tig scharfes  und  kurzbefristetes  Ultimatum  ohne  gleichzeitige 
militärische  Massnahmen  erlassen)  wird  von  gewissen  Leuten 
bemängelt  und  als  «  eine  der  vielen  beweislosen  und  unbeweis- 
baren »  Behauptungen  meines  Buches  hingestellt.  So  hängen  sich 
gewisse  Schnüffler  mit  Vorliebe  an  irgendwelche,  für  die  Haupt- 
entscheidung ganz  unerhebliche  Nebenbemerkungen,  in  denen 
ja  wirklich  —  bei  der  Riesenarbeit  der  Sichtung  und  Gruppierung 
des  schwierigen  Materials  —  einmal  ein  Fehler  hätte  unterlaufen 
können,  und  ziehen  aus  solchen  angeblichen  kleinen  Irrtümern 
die  gravierendsten  Konsequenzen  zu  meinem  Nachteil.  Ich  bin 
daher  gezwungen,  auch  hier  wieder  den  altbewährten  römischen 
Rechtsgrundsatz  «  minima  non  curat  praetor  »  (um  Kleinigkeiten 
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kümmert  sich  der  Richter  nicht)  beiseite  zu  lassen  und  meinen 
grosszügigen  Gegnern  —  die  sich  zum  Unterschied  von  Franz  Moor 
stets  nur  mit  «  Kleinigkeiten  »  abgeben  —  auf  ihr  schlüpfriges 
Terrain  Folge  zu  leisten. 

Den  Beweis  für  die  Selbstverständlichkeit,  dass  Oesterreich, 
gleichzeitig  mit  dem  Ultimatum  —  höchst  wahrscheinlich  aber 
schon  längst  vorher  —  militärische  Vorbereitungsmassregeln  ge- 
troffen hatte,  liefern  mir,  unter  anderem,  die  Dokumente  des 
österreichischen  Rotbuches  selbst.  In  seiner.,  aus  Limbach  den 
25.  Juli  datierten,  Depesche  (Rotbuch  Nr.  20)  antwortet  Berchtold 
auf  das  telegraphische  Ersuchen  des  russischen  Geschäftsträgers 
um  Fristverlängerung  ablehnend,  fügt  aber  hinzu,  dass  die  ser- 
bische Regierung  eventuell  ja  «  auch  nach  dem  Abbruche  der 
diplomatischen  Beziehungen,  durch  uneingeschränkte  Annahme 
unserer  Forderungen,  eine  friedliche  Lösung  herbeiführen  »  könne, 
dass  sie  indessen  in  diesem  Fall  «  den  Rückersatz  aller  unserer 
durch  militärische  Massnahmen  verursachten  Kosten  und  Schäden  » 
leisten  müsse.  Der  österreichische  Minister  spricht  also  bereits  vor 
Eingang  der  serbischen  Antwortnote  von  Kosten  und  Schäden,  die 
seinem  Reiche  durch  militärische  Massnahmen  verursacht  seien. 
Damit  ist  das  Selbstverständliche  auch  dokumentarisch  bestätigt 
und  der  Vorwurf,  eine  beweislose  und  unbeweisbare  Behauptung 
aufgestellt  zu  haben,  fällt  auf  meine  Gegner  zurück.  — 


Graf  Berchtold  hat  ferner  die  Kriegsabsichten  des  unglückli- 
chen, durch  zwei  Kriege  tief  erschöpften  kleinen  Staates  gegen  den 
österreichischen  Grosstaat  noch  weiterhin  durch  die  Erfindung, 
Serbien  habe  bereits  am  2j.  Juli  die  Feindseligkeiten  eröffnet,  zu 
erweisen  versucht  —  ein  Versuch,  den  ich  bereits  in  meinem  Buche 
(S.  268/269)  so  charakterisiert  habe,  wie  er  es  verdient.  Diese 
Erfindung  nun  geht  selbst  manchen  Verteidigern  Berchtolds,  die 
sonst  mit  ihrem  Klienten  durch  dick  und  dünn  marschieren,  zu 
weit.  Der  eine  von  ihnen  versteigt  sich  sogar  zu  dem  Bekenntnis  — 
natürlich  in  gewundenen  Worten  — ,  «  dass  in  der  Tat  das  Motiv 
Serbiens  für  ein  solches  Verhalten  (nämlich  die  Eröffnung  der 
Feindseligkeiten)  schwer  zu  erkennen  ist  ».  Also  von  den  beiden 
Berchtoldschen  Gründen  für  Serbiens  angeblichen  Kriegswillen 
ist  der  eine  erfunden,  der  andere  aber  —  der  notabene  vollkommen 
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beweislos  dasteht  —  der  Wahrheit  entsprechend  ?  !  Kennt  man 
nicht  das  gute  alte  Sprichwort :  «  Wer  einmal  lügt,  dem  glaubt  man 
nicht,  und  wenn  er  auch  die  Wahrheit  spricht  ?  »  Entweder  Ser- 
bien war  wahnsinnig  genug,  kriegerische  Absichten  gegen  Öster- 
reich zu  hegen,  dann  ist  die  Eröffnung  der  Feindseligkeiten,  an 
die  der  Verteidiger  Berchtolds  nicht  glaubt,  ebenso  wahrscheinlich 
wie  die  Mobilisation,  an  die  er  glaubt.  Oder  Serbien  wäre  glücklich 
gewesen,  von  Oesterreich  in  Frieden  gelassen  zu  werden,  dann 
hatte  es  zur  Offensiv-Mobilisierung  vor  Abbruch  der  diploma- 
tischen Beziehungen  ebensowenig  Veranlassung,  wie  zur  Eröffnung 
der  Feindseligkeiten  vor  Empfang  der  österreichischen  Kriegs- 
erklärung. Das  eine  oder  das  andere.  Dieselben  Gründe,  die  den 
angeblichen  serbischen  Angriff  als  unglaubhaft  erscheinen  lassen, 
sprechen  auch  gegen  die  angebliche  serbische  Mobilisierung, 
wenigstens  im  Sinne  einer  offensiven  Handlung.  Liegt  aber  diese 
vorzeitige  Mobilisierung  überhaupt  nicht,  oder  jedenfalls  nicht  im 
Sinne  einer  offensiven  Handlung  vor,  so  fehlt  dem  Grafen  Berch- 
told  wiederum  einer  der  Hauptgründe,  um  die  serbische  Antwort- 
note als  «  unaufrichtig  und  hinterhältig  »  hinzustellen.  Meine 
Gegner  geraten  also  mit  ihren  Scheidungen  und  Unterscheidungen 
in  eine  Sackgasse,  aus  der  sie  —  gleich  dem  Mäuslein  in  der  Falle  — 
nicht  mehr  heraus  können  :  sie  akzeptieren  die  nach  ihrer  Meinung 
guten  Gründe  ihres  Klienten  und  verwerfen  die  schlechten,  sie 
bedenken  aber  nicht,  dass  sie  durch  diese  Absonderung  der  Schafe 
von  den  Böcken  die  ganze  Herde  entwerten  und  unfruchtbar 
machen. 


Den  «  wahren  Grund  »  für  die  österreichische  Kriegserklärung 
findet  einer  meiner  Gegner  —  das  «  enfant  terrible  »  der  ganzen 
Verteidigungsliteratur  —  in  einer  von  Jagow  dem  britischen 
Botschafter  gegebenen  Erklärung,  die  wohl  den  Gipfel  verbre- 
cherischer Idiotie  oder  idiotischen  Verbrechertums  unter  allen 
deutsch-österreichischen  Kundgebungen  darstellt.  Gerade  diesen 
Kulminationspunkt  —  ausgerechnet  !  —  diplomatischer  Blödig- 
keit oder  moralischen  Irrsinns  (moral  insanity)  sucht  sich  ein 
Unseliger  heraus,  um  seine  unglücklichen  Opfer  zu  verteidigen. 
Es  handelt  sich  um  die  Unterhaltung  Jagows  mit  Goschen  am 
29.  Juli,  am  Tage  nach  der  österreichischen  Kriegserklärung,  in 
der  der  deutsche  Staatssekretär  versicherte: 
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dass  er  sehr  vorsichtig  in  der  Erteilung  von  Ratschlägen  an  Oesterreich 
zu  sein  hätte,  da  jede  Idee,  man  wolle  eine  Pression  ausüben,  gleichbedeutend 
sein  würde  mit  einer  Veranlassung,  die  Dinge  zu  übereilen  und  ein  fait  accom- 
pli  herzustellen.  Dies  sei  in  Wirklichkeit  nun  eingetroffen  und  er  sei  nicht 
sicher,  ob  seine  Mitteilung  der  Greyschen  Suggestion,  Serbiens  Antwort 
möge  eine  Basis  für  eine  Diskussion  abgeben,  die  Kriegserklärung  nicht  be- 
schleunigt habe.  (This  had,  in  fact,  now  happened,  and  he  was  not  sure  that 
his  communication  of  your  Suggestion  that  Servia's  reply  offered  a  basis  for 
discussion  had  not  hastened  declaration  of  war.  Englisches  Blaubuch, Hr.  76). 

Bei  der  Wiedergabe  dieser  erstaunlichen  Jagowschen  Erklä- 
rung, ebenso  wie  bei  anderen  Gelegenheiten,  leisten  sich  —  wie 
beiläufig  bemerkt  werden  soll  —  die  Verteidiger  Deutschlands 
und  Österreichs  gewohnheitsmässig  die  kleine,  aber  wohlüber- 
legte Fälschung,  die  deutsche  Regierung  habe  den  englischen 
Vorschlag  nicht  bloss  nach  Wien  weitergegeben,  sondern  auch 
«  befürwortet  ».  Von  diesem  «  befürwortet  »  steht  in  der  Nr.  76 
nicht  ein  Wort  und  auch  das  deutsche  Weissbuch  (S.  9)  berichtet 
nur,  dass  die  deutsche  Regierung  sich  bereit  gefunden  habe,  «  nach 
Ablehnung  der  Konferenzidee  einen  weiteren  Vorschlag  Sir 
Edward  Greys  (gemeint  ist  der  obige)  nach  Wien  zu  übermitteln  ». 
Desgleichen  berichtet  das  österreichische  Rotbuch  (Nr.  43)  nur : 
«  Herr  von  Tschirschky  war  beauftragt,  den  englischen  Vorschlag 
dem  Wiener  Kabinette  zur  Erwägung  zu  unterbreiten  ».  Aus  dieser 
Uebermittlung  «  zur  Erwägung  »  machen  die  Herren  ganz  unver- 
sehens —  in  der  Hoffnung,  dieser  scheinbar  unscheinbare  Fälscher- 
Trick  würde  unentdeckt  durchlaufen  —  ein  Weitergeben  und 
Befürworten,  —  wobei  sie  dem  berühmten  Muster  von  Helfferick 
folgen,  wie  ich  an  anderer  Stelle  dargelegt  habe  *. 

Nun  aber  die  Hauptsache.  Ist  es  möglich  und  im  Rahmen 
eines  normalen  Verstandes  noch  denkbar,  dass  ernste  Leute 
gerade  diesen  törichtsten  und  gewissenlosesten  aller  Kriegsgründe 
herausgreifen,  um  gerade  diesen  als  entscheidendes  Motiv  für  die 
österreichische  Kriegserklärung  hinzustellen  ?  !  Ausgerechnet 
diesen  !  Die  Herren  von  Jagow  und  Graf  Berchtold  mögen,  wenn 
sie  dies  lesen,  die  Hände  ringen  und  jammernd  ausrufen  :  Gott 
schütze  uns  vor  unseren  Freunden  !  Gegenüber  diesem  « einzig 
wahren»  Kriegsgrund  sind  ja  die  erlogenen  Berchtoldschen  Gründe 

1  Die  später —  im  August  1915  und  im  November  1916  —  ans  Tageslicht 
getretenen  Befürwortungsnoten  Bethmanns  an  Tschirschky,  von  denen  bis  zu 
diesen  Daten  nichts  bekannt  geworden  war,  behandle  ich  an  anderen  Stellen  mei- 
nes Buches. 
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—  die  Mobilisation  und  die  Kriegseröffnung  durch  Serbien  —  noch 
wahre  Muster  von  gesundem  Menschenverstand.  Wenn  Serbien 
wirklich  die  Priorität  mit  den  Feindseligkeiten  ergriffen  hätte,  so 
wäre  ja  Oesterreich  mit  seiner  Kriegserklärung  im  Rechte  gewe- 
sen. Wenn  aber  das  wahr  ist,  was  Jagow  in  jener  Unterhaltung  mit 
Goschen  seinem  österreichischen  Kollegen  als  Kriegsmotiv  in  die 
Schuhe  schiebt,  —  wenn  diese  Verteidigung  auf  Wahrheit  beruht, 
die  in  Wirklichkeit  die  blutigste  Anklage  darstellt,  —  wenn  die 
überstürzte  österreichische  Kriegserklärung  in  der  Tat  nur  auf 
die  Absicht  zurückzuführen  wäre,  nicht  bloss  Europa,  sondern 
auch  den  eigenen  Bundesgenossen  an  jeder  friedlichen  Interven- 
tion zu  verhindern  und  die  Welt  vor  eines  der  folgenschwersten 
faits  aecomplis  zu  stellen,  —  dann  müsste  das  Urteil  über  den 
österreichischen  Staatsmann  noch  viel  vernichtender  ausfallen, 
als  es  ohnedies  schon  ausfällt.  Wie  ?  Deutschland  hätte  tatsächlich 
die  Absicht  gehabt,  seinen  Bundesgenossen,  vor  Absendung  der 
Kriegserklärung  an  Serbien,  auf  den  friedlichen  Verhandlungsweg, 
auf  die  Diskussion  der  serbischen  Antwortnote  hinzulenken,  und 
gerade  deshalb  hätte  Graf  Berchtold  den  Entschluss  gefasst  :  Nun 
erst  recht,  so  schnell  als  möglich,  Krieg,  damit  die  österreichische 
Regierung  nur  ja  nicht  durch  die  deutsche  zu  einer  Modifikation 
ihrer  Forderungen  an  Serbien  gezwungen  werde  ?  !  Also  mit  dem 
Kopf  durch  die  Wand  !  —  das  wäre  nach  der  kompromittieren- 
den Interpretation  dieser  Berchtold -Verteidiger  das  Motiv  für 
Berchtolds  Handeln  gewesen  ?  !  Mit  dem  Kopf  durch  die  Wand  ! 
Nicht  nur  den  Friedenswunsch  der  Ententemächte,  auch  die  Ver- 
ständigungstendenzen des  eigenen  Bundesgenossen,  Deutschland, 
hätte  man  in  Wien  ignoriert,  zurückgewiesen  !  Ihr  wollt  Verstän- 
digung, Ihr  in  Paris,  London,  Petersburg  und  auch  in  Berlin,  — 
nun  gerade  nicht  !  Immer  feste  druff  !  Nun  erst  recht  hinein  in  den 
Krieg  !  Das  ist  die  Psychologie  Berchtolds,  wie  sie  seine  klugen 
Verteidiger  —  Jagow  an  der  Spitze  —  uns  ausmalen.  Damit 
glauben  sie  ihren  Klienten  gerettet  zu  haben  und  sehen  nicht,  wie 
sie  ihn  in  Grund  und  Boden  vernichten. 


Meine  Darlegung,  dass  die  nach  der  serbischen  Antwortnote 
noch  vorliegenden  Streitfragen  ihrer  Natur  nach  in  das  eigentliche 
Tätigkeitsgebiet  des  Haager  Schiedshofes  hineinfielen,  und  deshalb 
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die  Ablehnung  der  entsprechenden  serbischen  und  russischen  Vor- 
schläge ein  unentschuldbares  Verbrechen,  ein  deutlicher  Beweis 
des  Kriegswillens  der  Kaisermächte  war,  erscheint  demselben 
schiefen  —  aber  nicht  tiefen  —  Denker,  der  seinen  Klienten 
Berchtold  durch  seine  Verteidigung  so  schwer  belastet  hat,  als 
eine  «  paradoxe  Behauptung  ».  Er  weiss  heute  noch  nicht  und  fragt 
deshalb,  «  welche  Materie  denn  eigentlich  dem  internationalen  Ge- 
richtshof hätte  unterbreitet  werden  sollen  »  ?  Das  «  österreichisch- 
serbische Problem  »,  mein  Lieber  —  wie  es  der  Zar  in  seiner  De- 
pesche vom  29.  Juli  bezeichnet,  —  «  la  Solution  de  cette  question,  » 
wie  es  am  Schlüsse  der  serbischen  Antwortnote  heisst,  d.  h.  die 
Lösung  der  serbisch-österreichischen  Streitfrage,  soweit  nach  der 
serbischen  Antwort  noch  Streitpunkte  übrig  blieben.  Die  Erörte- 
rung derjenigen  Punkte  der  Antwortnote,  die  der  österreichischen 
Regierung  nicht  genügten  und  für  die  eine  mittlere  Verständi- 
gungslinie gefunden  werden  sollte. 

Es  handelte  sich  in  der  Tat,  da  Oesterreich  ja  erklärt  hatte, 
die  serbische  Souveränität  und  Unabhängigkeit  nicht  antasten  zu 
wollen,  nur  «  um  eine  staatsrechtliche  Untersuchung,  wie  weit  die 
österreichischen  Forderungen,  inbesondere  die  Artikel  5  und  6 
der  Note,  mit  der  Souveränität  des  Nachbarstaates  vereinbar 
waren  ».  So  habe  ich  den  Streitfall  in  meinem  Buche  (Seite  127) 
präzisiert,  als  eine  staatsrechtliche  Untersuchung  über  die  Grenzen, 
die  der  fremden  Einwirkung  in  das  innerstaatliche  Leben  eines 
souveränen  Nachbarstaates  gesetzt  werden  müssen.  Abgesehen 
von  dieser  staatsrechtlichen  Untersuchung  handelte  es  sich  um  die 
Auslegung  der  österreichischen  und  der  serbischen  Note,  nach  der 
doppelten  Richtung  hin  : 

Inwieweit  übersteigen  die  ursprünglichen  österrei- 
chischen Forderungen,  auf  der  Basis  ihrer  späteren  authen- 
tischen Interpretation,  die  zulässigen  Grenzen  ? 

Inwieweit  bleiben  die  serbischen  Zugeständnisse  hinter 
diesen  zulässigen  Grenzen  noch  etwa  zurück  ? 

Der  Treffpunkt  aller  dieser  Untersuchungen  und  Auslegungen, 
die  nach  Greys  zutreffender  Bemerkung  in  allerkürzester  Frist 
hätten  erledigt  werden  können,  wäre  die  Verständigungslinie  ge- 
wesen, die  zur  Einigung  zwischen  Oesterreich  und  Serbien  und 
damit  zur  Friedenserhaltung  in  Europa  geführt  hätte.  Das  wäre 
—  haben  Sie  nun  endlich  begriffen,  mein  Herr  ?  —  die  Aufgabe 
des  Haager  Schiedshofes  oder  der  Vier  mächte- Konferenz  gewe- 
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sen  —  eine  Aufgabe,  an  deren  glücklicher  Lösung  nicht  der  min- 
deste Zweifel  möglich  war.  Gleichzeitig  hätte  auch  eine  nach  den 
Haager  Konferenzbeschlüssen  zusammengetretene  Untersuchungs- 
kommission,  die  alle  Garantien  der  Unparteilichkeit  geboten  hätte, 
den  Mordfall  selbst  nach  der  Richtung  hin  untersuchen  können, 
inwieweit  die  serbische  Regierung,  das  offizielle  Serbien  oder  gar 
das  serbische  Volk  an  der  Mordtat  beteiligt  waren  oder  in  irgend- 
welchem Zusammenhange  damit  standen.  Diese  Untersuchung  der 
Zusammenhänge  des  Fürstenmordes  mit  dem  offiziellen  oder 
offiziösen  Serbien,  die  doch  die  Voraussetzung  aller  Ansprüche 
Oesterreichs  an  den  serbischen  Staat  bildete,  wäre  seitens  der 
Haager  Untersuchungs- Kommission  ungleich  unparteiischer,  um- 
fassender und  für  alle  Teile  überzeugender  ausgefallen,  als  durch 
ein  Zusammenarbeiten  serbischer  und  österreichischer  Beamten. 
Ich  habe  schon  in  meinem  Buche  darauf  hingewiesen,  dass  solch 
ein  gemischtes  österreichisch-serbisches  Untersuchungsverfah- 
ren auf  serbischem  Boden  eine  Missgeburt  gewesen  wäre  und  bei 
den  bestehenden  Gegensätzen  nie  zu  voller  Klarheit,  nur  zu  be- 
ständigen Reibungen  und  gefährlichen  Zerwürfnissen  geführt  hätte. 
Die  österreichische  Forderung  war  daher  nicht  nur  ein  unzu- 
lässiger Eingriff  in  die  Souveränität  des  Nachbarstaates,  sondern 
auch  von  jedem  praktischen   Gesichtspunkte  aus  ein  Unding. 

Alle  diese  Schwierigkeiten  wären  durch  Uebergabe  des  Streit- 
falles an  den  Haager  Schiedshof,  und  ebenso  durch  die  Vermitt- 
lung der  Viermächte- Konferenz,  vermieden  worden.  Das  ist  das 
«  Paradoxon  »,  das  ich  aufgestellt  habe,  und  das  meinem  verehrten 
Gegner  nicht  als  Orthodoxon  erscheinen  will.  Kein  Wunder  :  der 
Schielende  oder  Einäugige  wird  alle  geraden  Linien  schief  sehen 
und  alle  schiefen  werden  ihm  gerade  erscheinen 


V. 
Russland,  der  «  Brandstifter  » ? 

Schuld  verdacht  und   Schuldbeweis. 

Russland  ist,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  —  nach  Helffe- 
rich  —  der  Brandstifter  :  Russland  hat  bewusst  und  vorbedacht 
den  europäischen  Krieg  herbeigeführt,  ohne  zwingende  Gründe. 
Da  «  Serbien  in  keinem  Russland  politisch  oder  moralisch  ver- 
pflichtenden Schutzverhältnisse  stand  »,  da  —  immer  nach  Helffe- 
rich  —  auch  «  die  Erhaltung  des  russischen  Prestiges  auf  dem 
Balkan  »  nach  dem  österreichischen  Entgegenkommen  den  Appell 
an  die  Waffen  nicht  mehr  begründen  konnte,  so  bleibt  als  Motiv 
des  russischen  Kriegswillens  lediglich  die  opportunistische  Ueber- 
legung  übrig  :  «  Die  Gelegenheit  ist  günstig,  diejenigen  Gross- 
mächte niederzuzwingen,  welche  den  massgebenden  russischen 
Persönlichkeiten  als  Hindernis  auf  dem  Wege  ihrer  Politik  er- 
schienen »  (Helflerich,  S.  18). 

Die  Ziele  dieser  Politik  werden  von  Helfferich  nicht  genauer 
dargelegt.  Andere  Verteidiger  der  deutschen  Regierung  kommen 
ihm  darin  zu  Hilfe.  Herr  von  Bethmann  klagt  den  «  von  panslavis- 
tischen  Gelüsten  grossgezüchteten  Deutschenhass die  kriegs- 
lüsternen Treibereien  einer  kleinen  Clique,  einer  nicht  verant- 
wortlichen, aber  sehr  mächtigen  Gruppe  um  den  Zaren  »  an  (Rede 
vom  2.  Dezember  1914).  Herr  Professor  Helmolt  sieht  den  Grund 
der  Erweiterung  des  österreichisch-serbischen  zu  einem  öster- 
reichisch-russischen Konflikt  in  den  «  ungerechtfertigten  An- 
sprüchen Russlands  auf  eine  Balkanvorherrschaft  »  (S.  313).  Diese 
Gedanken,  in  unzähligen  Varianten  wiederholt  und  mit  vielen 
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Pressäusserungen  und  angeblichen  politischen  Vorgängen  belegt, 
kehren  in  der  deutschen  nationalistischen  Presse  beständig  wieder  : 
Russland,  aus  dem  fernen  Orient  durch  den  unglücklichen  Aus- 
gang des  russisch- japanischen  Krieges  verdrängt,  wirft  sich  mit 
doppelter  Wucht  auf  den  Balkan,  um  Ausgänge  nach  dem  adria- 
tischen  und  mittelländischen  Meer  zu  finden,  um  die  Balkanvölker 
unter  seiner  Protektion  zu  vereinigen,  um  Oesterreich  möglichst 
aus  dem  Balkan  zu  verdrängen  und  —  als  Endziel  seines  Ehrgeizes 
—  schliesslich  Konstantinopel  in  seine  Hand  zu  bringen. 

Auf  alle  diese  weitgehenden  Fragen  nach  den  politischen  Zielen 
der  an  dem  europäischen  Kriege  beteiligten  Länder  bin  ich  in 
meinem  Buche  absichtlich  nicht  näher  eingegangen,  wie  es  auch 
Herr  Helfferich  in  seiner  Broschüre  nicht  tut.  Imperialistische 
Tendenzen,  Ausdehnungsbestrebungen  nach  dieser  oder  jener 
Richtung  hin,  gibt  es  —  das  ist  unbestreitbar  —  in  allen  betei- 
ligten Ländern.  In  Russland,  England  und  Frankreich  ebenso  gut 
wie  in  Deutschland  und  Oesterreich.  Die  deutschen  Imperialisten, 
von  denen  ich  in  meinem  Buche  nur  Bernhardi  als  hervorste- 
chendsten Typus  ausführlicher  behandelt  habe,  werden  an  Zahl 
und  Aktionskraft  von  denen  keines  anderen  europäischen  Landes 
übertroffen.  Man  versucht  jetzt  vielfach  in  Deutschland,  den 
General  Bernhardi,  der  etwas  zu  unvorsichtig  aus  der  Schule  ge- 
plaudert hat,  von  den  Rockschössen  abzuschütteln.  Vergebliche 
Mühe  !  Mit  jedem  abgeschlagenen  Kopf  wachsen  der  Kriegstreiber- 
Hydra  zehn  neue  empor.  Der  Wehr-  und  Flottenverein,  die  ganze 
Scharfmacher-Presse,  von  der  «  Kreuz-  »  bis  zur  «  Rheinisch- 
Westfälischen  Zeitung  »,  die  Sprech-  und  Schreibe-Generale,  die 
Deimlinge,  der  Keim  und  seine  Keimlinge,  die  mächtige  und  gut 
bezahlte  journalistische  Vertretung  der  Rüstungsinteressen,  die 
Kolonialschwärmer  und  die  Kriegsideologen  um  des  Krieges 
willen  (l'art  pour  l'art)  —  alle  diese  Gruppen  und  Mächte,  deren 
schlimmste  Auslassungen  aus  der  Vorkriegszeit  ich  an  anderer 
Stelle  reproduzieren  werde,  alle  diese  imperialistischen  und  pan- 
germanistischen Kriegshetzer  und  Kriegsschreiber  sind  nicht  um 
ein  Haar  besser  als  die  entsprechenden  Gruppen  in  den  Nachbar- 
ländern, sie  sind  aber  bei  uns  gefährlicher  und  verhängnisvoller 
geworden,  weil  sie  einflussreicher  waren  und  sich  schliesslich  Gehör 
an  den  massgebenden  Stellen  zu  verschaffen  wussten.  — 

Dass  imperialistische  Strömungen  von  verschiedenen  Seiten  zu 
Reibungen  und   Konflikten  führen   müssen,   ist  unvermeidlich. 
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Wenn  in  einem  gegebenen  Raum  mehrere  Körper  gleichzeitig  sich 
immer  weiter  ausdehnen  wollen,  so  muss  schliesslich  der  Moment 
eintreten,  wo  sie  sich  aneinander  reiben,  und  aus  Reibung  entsteht 
Brand.  Reibung  und  Brand  aber  sind  zu  verhindern,  wenn  recht- 
zeitig durch  vernünftigen  Kompromiss  Ausdehnungsbestrebungen 
reguliert  und  etwaige  Streitigkeiten  einem  geordneten  Schieds- 
verfahren unterworfen  werden.  Wer  diesem  vernünftigen  Ausgleich 
in  den  Weg  tritt,  trägt  die  Schuld  an  der  Explosion.  Es  kommt  also 
—  bei  der  Untersuchung  der  Schuldfrage  —  nicht  auf  die  Fest- 
stellung an,  ob  in  diesem  oder  jenem  Lande  mehr  oder  weniger 
expansionistische  Tendenzen  bestanden  haben,  sondern  einzig 
und  allein  darauf,  welche  der  beteiligten  Staaten  die  Schuld  daran 
tragen,  dass  ein  friedlicher  Ausgleich  der  konkurrierenden  Interessen 
nicht  möglich  gewesen  ist.  Diese  Schuld  kann  in  der  näheren  oder 
in  der  ferneren  Vergangenheit  vor  dem  Kriege  liegen.  Ich  habe 
sie  in  der  näheren  und  in  der  ferneren  Vergangenheit  auf  Seiten 
Deutschlands  und  Oesterreichs  gefunden  :  in  der  ferneren  Ver- 
gangenheit begangen  durch  die  Vereitelung  jeder  europäischen 
Organisation  zum  Schutze  des  Friedens  und  zur  Verminderung 
der  Rüstungen,  in  der  unmittelbaren  Vergangenheit  vor  Ausbruch 
des  Krieges  in  der  Vereitelung  aller  Friedensbemühungen  der 
Ententemächte. 

Wenn  heute  also  unzählige  deutsche  Schriftsteller  sich  be- 
mühen, russische,  französische  und  englische  Expansionsbestre- 
bungen auf  Kosten  Deutschlands  und  seiner  Bundesgenossen  als 
Kriegsursache  hinzustellen,  so  erwidere  ich  ihnen  :  Alles  das  ist 
unerheblich  für  die  Schuldfrage  ;  solche  Bestrebungen  —  sogar 
stärker  und  einflussreicher  als  bei  den  anderen  —  haben  auch  bei 
uns  bestanden  und  machen  sich  gerade  jetzt  wieder  bei  der  Erör- 
terung der  Kriegsziele  in  verhängnisvollster  Weise  geltend  ;  sie 
bilden  den  Nährboden  des  Kriegsbazillus,  sind  aber  nicht  der 
Krankheitskeim  selbst.  Die  Kriegsschuld  liegt  da,  wo  man  alle 
Mittel,  den  Nährboden  zu  beseitigen  und  damit  den  Bazillus  un- 
schädlich zu  machen,  zurückgewiesen  und  so  den  Ausbruch  der 
verheerenden  Völkerkrankheit  herbeigeführt  hat.  Was  bei  uns 
der  «  Alldeutsche  Verband  »,  mit  seinen  Generalen  und  Admiralen 
an  der  Spitze,  in  der  Völkerverhetzung,  in  der  Ausmalung  des 
unvermeidlichen  Krieges  —  aber  nicht  etwa  als  einer  Geissei  der 
Menschheit,  sondern  als  eines  Mittels  zur  Wiederauffrischung  des 
deutschen  Volkes  aus  Schlaffheit,  Aesthetentum,  Mammonsjagd 
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und  Friedensduselei  —  geleistet  hat,  wird  von  keiner  «  völkischen  » 
Organisation  in  irgend  einem  anderen  Lande  erreicht  oder  gar 
übertroffen.  Die  Beweise  hierfür  werde  ich  —  wie  bereits  bemerkt 
—  an  anderer  Stelle  durch  eine  Blütenlese  aus  Reden  und  Schriften 
alldeutscher  Führer  erbringen.  Das  Gefährliche  unserer  « völ- 
kischen »  Agitation  im  Vergleich  zu  der  in  den  übrigen  Ländern, 
besonders  in  Frankreich,  lag  darin,  dass  unsere  Kriegsschürer 
den  herrschenden  Klassen  und  Cliquen  angehörten  und  angehören, 
der  Militär-  und  Junker- Reaktion  verschrieben  oder  verschwägert 
sind,  —  während  drüben  bei  den  Franzosen  die  nationalistischen 
Schreier  fast  ausschliesslich  in  der  Opposition  gegen  das  herr- 
schende republikanische  Regime  standen.  Obwohl  der  Boulangismus 
mit  seinen  nicht  bloss  imperialistischen,  sondern  auch  Empire- 
Tendenzen  längst  tot  ist,  so  sind  die  hervorragendsten  Führer  des 
französischen  Nationalismus  doch  Nachkommen  und  Sprösslinge 
der  Boulange  gewesen  und  haben  mit  ihrem  Kriegsgeschrei  nicht 
bloss  militärische  Unternehmungen  über  Frankreichs  Grenzen 
hinaus,  sondern  auch  Militär-  und  Reaktionsherrschaft,  Kampf 
für  Thron  und  Altar  im  Innern  des  Landes  erstrebt.  Dort  eine 
verschwindende  und  machtlose  Opposition  gegen  das  festgewur- 
zelte republikanische  Regime,  hier  aber  in  Preussen-Deutschland 
ein  einflussreicher  und  mächtiger  Zweig  der  noch  immer  für  die 
Geschicke  des  Landes  massgebenden  Militär-  und  Junkerpartei. 
Die  kriegstreibenden  Strömungen  in  Deutschland,  in  hervor- 
ragendster Weise  verkörpert  durch  Treitschke,  seine  Schüler 
Bernhardi  und  Genossen  und  durch  den  bekannten  hohen  Protek- 
tor, habe  ich  in  meinem  Buche  nur  insoweit  erörtert,  als  es  für  die 
Untersuchung  der  eigentlichen  Schuldfrage  unbedingt  erforder- 
lich war.  Es  gibt  kein  Verbrechen  ohne  Motive  —  es  sei  denn,  dass 
der  Verbrecher  unzurechnungsfähig  ist.  Die  Motive  des  grössten 
Verbrechens  der  Weltgeschichte,  begangen  am  I.  August  19 14, 
mussten  dargelegt  werden,  wenn  man  die  Existenz  des  Verbrechens 
glaubhaft  machen  wollte.  Den  Schluss  aber,  den  meine  Gegner 
beständig  fälschlicherweise  ziehen,  den  Schluss  aus  dem  Vorhan- 
densein von  Tendenzen  auf  die  Begehung  der  Tat  selbst,  habe  ich 
nicht  gezogen.  Ich  habe  mich  begnügt,  aus  den  im  zweiten  Kapitel 
«  Vorgeschichte  des  Verbrechens  »  zusammengestellten  Tatsachen 
den  Verdacht  der  Täterschaft  herzuleiten,  nicht  aber  die  Tat  selbst. 
Ich  hätte  den  Inhalt  des  zweiten  Kapitels  auch  in  die  Formel 
zusammenfassen  können,  mit  der  man  in  mittelalterlichen  Straf- 
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gerichtsordnungen  den  Täter  als  tatverdächtig  zu  charakterisieren 
pflegte  :  die  deutsche  und  österreichische  Regierung  bilden  nach 
ihrem  diplomatischen  Vorleben  eine  Mächtegruppe,  «  bei  der  man 
sich  der  Tat  (nämlich  der  absichtlichen  Kriegsherbeiführung)  ver- 
sehen kann  ».  Um  aus  dem  Vorleben  des  Angeklagten  seine  Tat 
zu  beweisen,  dazu  glaube  ich  menschlich  zu  erfahren,  juristisch  und 
logisch  zu  geschult  zu  sein.  Das  Vorleben  kann  und  soll  dazu 
dienen,  rückschauend  die  bewiesene  Tat  zu  verstehen,  kann  aber 
niemals  die  Tat  selber  beweisen.  Rückschauend,  darauf  kommt 
es  an.  Wenn  die  Tat  bewiesen  ist,  bewiesen  aus  ihren  eigenen  Ele- 
menten heraus,  so  wird  der  vor-  und  umsichtige  Ankläger  auch 
dem  Entlastungseinwand  zu  begegnen  suchen  :  deine  Beweise  sind 
haltlos,  denn  es  fehlt  an  jedem  Motiv  zur  Tat.  Er  wird  also  die 
Motive  darlegen.  Diese  Motive  erklären  die  Tat,  sie  beweisen  sie 
aber  nicht. 


Deshalb  das  eingehende  Studium  der  diplomatischen  Do- 
kumente (Kapitel  III),  das  den  Schwer-  und  Angelpunkt  meines 
Buches  bildet  und  für  sich  allein  so  viel  Raum  einnimmt,  als 
die  anderen  vier  Kapitel  zusammengenommen.  Ich  kann  sogar 
verraten,  dass  ich,  wie  die  juristische  Logik  in  erster  Linie  den 
Tatbeweis  und  dann  erst  die  Aufklärung  der  Motive  erfordert, 
auch  historisch  zuerst  durch  das  Studium  der  Dokumente  zu 
meinem  Schuldigspruch  gelangt  bin  und  erst  nachher,  als  ich 
Gewissheit  von  der  fürchterlichen  Wahrheit  erlangt  hatte,  den 
Tendenzen  und  Motiven  nachgeforscht  habe,  die  zu  diesem  unge- 
heuerlichen Verbrechen  führen  konnten.  Erst  die  volle,  uner- 
schütterliche, auf  sorgfältigstem  Materialstudium  beruhende 
Ueberzeugung,  dass  der  Krieg  von  Deutschland  und  Oesterreich 
bewusst  und  absichtlich  herbeigeführt  worden  sei,  hat  mich  dazu 
geführt,  das  —  mir  in  seinen  allgemeinen  Grundzügen  wohlbe- 
kannte —  politische  Vorleben  der  beiden  Länder,  ihre  politischen 
Strömungen  im  Innern,  ihr  politisches  Handeln  nach  aussen  in 
den  letzten  Jahrzehnten,  seit  der  ersten  Haager  Konferenz,  einer 
genaueren  Prüfung  zu  unterwerfen,  um  die  volkspsychologischen 
Motive  offen  zu  legen,  welche  die  Schuldigen  zu  ihrer  Tat  veran- 
lasst haben.  Nur  so,  zunächst  durch  die  Untersuchung  der  Tat  und 
dann  rückschauend  durch  die  Aufdeckung  ihrer  Motive,  kann  man, 
wie  in  j  edem  bürgerlichen  Strafverfahren,  auch  in  dem  grossen  Straf- 
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prozess  der  Weltgeschichte  zu  einem  gerechten  Urteil  gelangen. 
Wer  in  erster  Linie  oder  fast  ausschliesslich  —  wie  es  die  Vertei- 
diger der  Zentralmächte,  die  Ankläger  der  Entente  zu  tun  pflegen — 
Tendenzen  und  Motive  untersucht,  die  Tat  selbst  aber  nur  neben- 
sächlich oder  gar  nicht  behandelt,  wird  nie  einen  strikten  Schuld- 
beweis führen  können,  er  wird  stets  die  Hauptsache  im  Dunkeln 
lassen  —  und  vielleicht  ist  dies  gerade  der  Grund,  weshalb  die 
Verteidiger  Deutschlands  mit  Vorliebe  diese  Methode  anwenden. 

Es  ist  doch  ganz  klar  :  wenn  von  zwei  Verdächtigen  der  eine 
das  bedenklichste  Vorleben  aufweist,  der  andere  aber  stets  «  eine 
tadellos  weisse  Weste  getragen  hat  »,  so  beweist  dies  noch  lange 
nicht,  dass  der  erstere  die  Tat  begangen  habe,  der  zweite  aber 
unschuldig  sei.  Einmal  fängt  schliesslich  jeder  an,  Verbrecher  zu 
werden.  Dieselbe  unschuldsvolle  Vergangenheit,  deren  sich  heute 
der  Mann  mit  der  weissen  Weste  rühmt,  besass  in  irgend  einem 
früheren  Zeitpunkte  einmal  auch  der  Mann  mit  der  bedenklichen 
Vergangenheit.  Die  reine  Vergangenheit  für  sich  allein  beweist 
nichts  für  oder  wider  den  Vorwurf,  ein  Verbrechen  begangen  zu 
haben. 

Daraus  folgt  für  die  Entscheidung  der  Schuldfrage  :  Selbst 
wenn  man  nachweisen  könnte  —  wie  die  gesamte  Verteidigungs- 
literatur, die  Chamberlain,  Helmolt,  Rohrbach,  Schiemann  und 
Genossen  sich  Tag  und  Nacht  bemühen  — ,  dass  die  Delcasse, 
Millerand,  Poincare,  Iswolsky,  Sazonow,  Edward  VII.,  Grey  und 
Churchill  von  langer  Hand  den  kriegerischen  Ueberfall  auf 
Deutschland  und  Oesterreich  geplant  haben  (was  natürlich  durch 
nichts  bewiesen  ist),  so  würde  dieser  Nachweis  kriegerischer 
Tendenzen  noch  lange  nicht  dartun,  dass  der  Krieg  von  1914  nun 
wirklich  von  jenen  angeblichen  Kriegsschürern  herbeigeführt 
worden  sei.  Jener  Nachweis  könnte  im  ungünstigsten  Fall  nur  zu 
der  Feststellung  führen,  dass  der  Krieg  von  Seiten  der  Entente- 
mächte zu  befürchten  war.  Diese  Befürchtung  könnte  zur  Recht- 
fertigung eines  Präventivkrieges  dienen  wenn  man  überhaupt 
Präventivkriege  politisch  und  moralisch  —  nicht  bloss  militärisch 
—  für  gerechtfertigt  halten  will.  Der  Gedanke  des  Präventiv- 
krieges wird  aber  in  allen  offiziellen  Kundgebungen  der  deutschen 
Regierung,  von  allen  Herrschern  und  Ministern  mit  Entrüstung 
von  der  Hand  gewiesen.  Der  Verteidigungskrieg  gegen  heimtük- 
kischen  Ueberfall  ist  die  Parole,  mit  der  man  die  Begeisterung  des 
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deutschen  Volkes  zum  Kampf  für  Haus  und  Herd,  für  Heimat  und 
Vaterland  entflammt  hat. 

Der  Verteidigungskrieg  ist  der  schärfste  Gegensatz  des  Vor- 
beugungskrieges x.  Der  Vorbeugungskrieger  sagt  :  wir  wären  über- 
fallen worden,  also  war  es  unser  Recht  und  sogar  unsere  Pflicht, 
rechtzeitig  vorher  zuzuschlagen.  Diesen  Standpunkt  verraten 
einige  der  deutschen  Nationalisten  :  Herr  Harden  z.  B.  scheut  sich 
nicht,  ihn  offen  zu  bekennen,  nicht  nur  bei  Beginn  des  Krieges, 
sondern  noch  bis  in  die  jüngste  Zeit  hinein.  Die  offizielle  Regie- 
rungspresse aber,  der  Kaiser  und  die  deutschen  Könige  in  all  ihren 
Aufrufen  und  Anreden  an  Volk  und  Heer,  der  Kanzler  in  seinen 
Reden  und  Schriften,  vor  allem  Herr  Helfferich  in  seiner  quasi- 
offiziellen Verteidigungsschrift  —  sie  alle  halten  unentwegt  den 
Standpunkt  des  Verteidigungskrieges,  einer  neuen  Auflage  der 
Befreiungskriege  von  1813,  eines  Schutzkrieges  gegen  englisch- 
französisch-russischen Ueberfall  aufrecht.  Diese  fixe  Idee  —  fix 
allerdings  nur  in  den  Köpfen  der  Unkundigen,  der  Betörten,  nicht 
der  Drahtzieher  und  Lenker  —  hat  sogar  die  herrliche  Blüte  zu- 
standegebracht, dass  der  König  von  Bayern  bei  der  Jubiläums- 
tagung des  Bayrischen  Kanal- Vereins  die  denkwürdigen  Worte 
sprechen  konnte  : 

«  Auf  die  Kriegserklärung  Russlands  folgte  die  Frank- 
reichs und  als  dann  auch  noch  die  Engländer  über  uns  her- 
fielen, da  habe  ich  gesagt  :  Ich  freue  mich  darüber  und  ich 
freue  mich  deswegen,  weil  wir  jetzt  mit  unseren  Feinden 
Abrechnung  halten  können.  » 

In  dem  Kopfe  des  bayrischen  Königs  (ich  meine  den  regie- 
renden, zurechnungsfähigen  König  Ludwig,  nicht  etwa  den  in 
Fürstenried  eingesperrten  —  inzwischen  gestorbenen  —  unzu- 
rechnungsfähigen König  Otto)  —  in  dem  Kopfe  des  bayrischen 
Königs,  sage  ich,  war  vom  August  1914  bis  zum  Juni  1915,  infolge 
des  ewigen  Phrasengetöns  von  dem  feindlichen  Ueberfall,  von  dem 
aufgezwungenen  Kriege  u.  s.  w.,  die  Verwirrung  so  weit  vorge- 
schritten, dass  er  schliesslich  annahm,  Russland  und  Frankreich 
hätten  uns  den  Krieg  erklärt,  obwohl  doch  die  Tatsache  wenigstens 
bis  zu  den  Königsthronen  gedrungen  sein  dürfte,  dass  wir  jenen 

1  Ich  widme  später  (Band  II)  der  Theorie  und  Praxis  des  Präventivkrieges 
noch  ein  besonderes  Kapitel. 
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den  Krieg  erklärt  haben.  Die  Formel  von  dem  «  aufgezwungenen  t> 
Kriege  ist  bereits  derartig  Gemeinplatz  in  allen  offiziellen  und 
offiziösen  Regierungs-Aeusserungen  geworden,  dass,  wie  man  mir 
sagt,  der  deutsche  Setzer  ohne  weiteres,  von  sich  aus,  jedesmal, 
wenn  er  Regierungs-Proklamationen  oder  Reden  zu  setzen  hat, 
dem  Worte  Krieg  das  Eigenschaftswort  «  aufgenötigt  »  oder 
«  aufgezwungen  »  hinzufügt. 

Es  bleibt  also  dabei  :  der  Krieg  ist  —  nach  offizieller  deutscher 
Auffassung  —  kein  Vorbeugungs-,  sondern  ein  Verteidigungs- 
krieg. Dieser  letztere  aber  muss  mit  einem  gegenwärtigen  wirklichen 
U  eher  fall  gerechtfertigt  werden,  nicht  mit  einem  zukünftigen  mög- 
lichen. Diese  Rechtfertigung  kann  nicht  aus  jenseitigen  Tenden- 
zen und  diesseitigen  Befürchtungen  erbracht,  sondern  muss  auf 
gegenwärtige  Tatsachen  (im  Juli  1914)  gegründet  werden.  Damit 
fällt  sieben  Achtel  der  ganzen  deutschen  Kriegsliteratur  weg,  die 
im  Grunde  nichts  anderes  ist,  als  eine  Tendenzliteratur  über 
feindliche  Tendenzen.  Dies  der  Grund,  weshalb  ich  bei  der  jetzigen 
Untersuchung  der  eigentlichen  Schuldfrage,  des  «  Verbrechens  », 
mich  in  erster  Linie  an  Heljjerich  halte,  der  —  als  intelligenter 
und  logischer  Kopf  —  wenigstens  den  einzigen  zulässigen  Stand- 
punkt bei  der  Rechtfertigung  des  Verteidigungskrieges  einnimmt : 
die  Feinde  haben  uns  überfallen  und  wir  mussten  uns  wehren.  Nur 
mit  wenigen  Sätzen  geht  Helfferich  auf  die  Motive  ein,  weshalb 
Russland  den  Krieg  wollte  und  England  und  Frankreich  ihm  Bei- 
stand geleistet  haben.  Abgesehen  von  diesen  wenigen  Sätzen 
richtet  sich  seine  Beweisführung  nicht  auf  die  Vorgeschichte,  son- 
dern auf  die  Tat  selbst,  und  ich  muss  ihm,  so  angreifbar  auch 
im  übrigen  seine  Methode  ist  (wie  ich  an  anderer  Stelle  dargelegt 
habe),  das  Kompliment  machen,  dass  er  mit  diesem  Losgehen 
auf  den  allein  in  Betracht  kommenden  Punkt  sich  vorteilhaft  von 
den  meisten  seiner  Mitstreiter  unterscheidet. 

Hat   Russland   uns   überfallen? 

» 

Also  kehren  wir  zu  Helfferich  zurück.  Russland  hat  —  nach 
ihm  —  den  Krieg  gewollt  und  hat  ihn  absichtlich  herbeigeführt, 
nachdem  es  sich  des  Beistandes  Frankreichs  und  Englands  versi- 
chert hatte.  Dieser  Beistand  ist  ihm  bis  zum  29  Juli  abends  fest 
zugesichert  worden  und  von  diesem  Moment  an  der  unerschütter- 
liche Kriegswille  Russlands  in  die  Erscheinung  getreten. 
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» 

Wie  steht  es  damit  ?  Prüfen  wir  diesen  Vorwurf  an  der  Hand 
der  Tatsachen,  d.  h.  derselben  Dokumente,  auf  die  Helfferich 
seine  Anklage  stützt. 

Auffallend  ist  zunächst  schon,  dass  die  Vertreter  des  Ueber- 
fallskrieges  untereinander  nicht  darüber  einig  sind,  von  wem  nun 
eigentlich  der  Teufelsplan  ausgegangen  ist,  ob  von  Frankreich, 
Russland  oder  England.  Während  Helfferich  Russland  als  den 
Brandstifter  und  die  beiden  anderen  nur  als  die  Mitschuldigen 
bezeichnet,  ist  nach  Chamberlain  der  Hauptschuldige  Frankreich, 
ist  Frankreich  die  Schlange,  welche  die  mehr  oder  weniger  un- 
schuldigen Russen  und  Engländer  zu  dem  verhängnisvollen 
Apfelbiss  verleitet  hat.  Russland  hat  —  nach  Chamberlain  —  in 
Wirklichkeit  den  Frieden  gewollt.  Wie  sagt  der  Deutsch-Engländer 
auf  Seite  75  seiner  Neuen  Kriegsauf sätze  : 

Und  zwar  fällt  das  (der  Widerstand  Sazonows  gegen  die  Mitwirkung 
österreichischer  Beamten  in  serbischen  Polizeiuntersuchungen)  dem  auf- 
merksam Beobachtenden  umsomehr  auf,  als  gerade  Sazonow  vom  Beginn  an 
und  im  ganzen  Verlauf  der  folgenden  Tage  einen  wirklichen  Wunsch  nach 
Frieden,  eine  Hoffnung  auf  Frieden  kundgibt,  die  sehr  auffallen  als  Gegen- 
satz zu  den  Franzosen,  die  vom  ersten  Tage  an  in  die  Kriegstrompete  blasen 
und  stets  jeden  Schritt  von  sich  weisen,  der  eine  Entspannimg  erhoffen 
lassen  könnte  ;  auch  im  Gegensatz  zu  dem  unaufrichtigen,  schwankenden 
Verhalten  der  Engländer,  die  zuerst  selber  gern  abseits  geblieben  wären, 
aber  alles  tun,  damit  sich  die  anderen  in  die  Haare  geraten.  Sazonow  — 
mögen  seine  Gründe  gewesen  sein,  welche  sie  wollen,  ich  kenne  sie  nicht  — 
hätte  aufrichtig  gern  den  Krieg  vermieden  ;  den  Eindruck  gewinnt  man  aus 
dem  gesamten  Depeschenwechsel  :  bis  zum  letzten  Augenblick  —  eigentlich 
noch  darüber  hinaus  —  versucht  er,  sich  mit  Oesterreich  zu  verständigen... 

Nach  Chamberlain  wäre  —  ohne  Frankreichs  Hetztätigkeit 
(die,  wie  ich  in  meinem  Buche  und  in  dieser  Schrift  bereits  nach- 
gewiesen, in  Wahrheit  eine  unermüdliche  Friedenstätigkeit  ge- 
wesen ist)  —  der  Krieg  vermieden  worden,  wenn  über  die  Artikel  5 
und  6  des  österreichischen  Ultimatums  eine  Einigung  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  möglich  gewesen  wäre.  Die  Einigung 
war  natürlich  möglich,  sie  war  sogar  kinderleicht,  hatte  doch 
Serbien  sich  von  vornherein  dem  Schiedsspruch  der  Mächte  oder 
des  Haager  Schiedshofes  unterworfen,  waren  doch  die  Greysche 
Konferenz,  die  direkte  Diskussion  zwischen  Wien  und  Petersburg, 
die  Greyschen  und  Sazonowschen  Einigungsformeln,  die  Cam- 
bonsche  Empfehlung  einer  internationalen  Untersuchungskom- 
mission,   der    Zarenvorschlag    einer    Entscheidung    des    Haager 
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Schiedshofes,  waren  doch  alle  diese  Vorschläge  dazu  bestimmt  und 
geeignet,  diese  Einigung  herbeizuführen.  Herrn  Chamberlain  aber 
passt  es  besser,  die  falsche  Behauptung  aufzustellen,   dass  die 
Einigung  über  diesen  Kernpunkt  des  Streites  an  der  russischen 
Furcht  vor  unliebsamen   Komplizitätsentdeckungen  gescheitert 
und  dadurch  der  Krieg  unvermeidlich  geworden  sei.   Russland 
wollte  den  Frieden,  so  deduziert  Chamberlain,  wollte  aber  anderer- 
seits nicht  als  Mordkomplice  entdeckt  werden  und  so  musste  es 
gegen  den  Willen  Russlands  und  auf  Anstiften  der  «  Franzosen, 
die  jeden  Schritt  der  Entspannung  von  sich  wiesen  und  vom  ersten 
Tage  an  in  die  Kriegstrompete   bliesen  »,  zum  Kriege  kommen. 
Während  hier  Russland  als  der  Friedliebende,  Frankreich  als 
der  Kriegstreiber  und  England  als  der  Schwankende  hingestellt 
wird,   schieben  andere  Verteidiger  Deutschlands  wiederum  die 
Hauptschuld  auf  England  (siehe  u.  a.  die  Reden  des  Reichskanz- 
lers vom  2.   Dezember  1914  und  19.   August  1915,  sowie  sein 
Schreiben  vom  24.  Dezember  1914).  Diesen  Standpunkt,  der  «  die 
innere  Verantwortung  für  den  Weltkrieg  »  England,  dem  «  neidi- 
schen »  England,  zuschieben  will,  und  Russland  und  Frankreich 
nur  als  Marionetten  der  Londoner  Drahtzieher  auf  dem  Kriegs- 
theater agieren  lässt,  habe  ich  in  meinem  Buche  schon  genügend 
gekennzeichnet  und  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  dieser 
Schrift,  wie  ich  glaube,  ihm  den  letzten  Halt  entzogen.  Die  Eng- 
landfeindschaft als  Spezialität  und  die  Beschuldigung  Englands 
als  Kriegsanstifter  findet  ihren  Mittelpunkt  in  deutschen  Kolonial- 
und  Marinekreisen,  welche  die  beherrschende  Stellung  des  neidi- 
schen England  auf  den  Weltmeeren  ihrerseits  mit  Neid  betrachten 
und  in  ihrem  —  an  sich  berechtigten  —  Streben  nach  deutscher 
Weltgeltung   nur    den    verhängnisvollen    Fehler  begehen,   diese 
Weltgeltung  durch  Blut  und  Brand,  durch  Zerstörung  der  Jugend- 
kraft und  des  Wohlstandes  aller  Völker  erreichen  zu  wollen,  an- 
statt durch  die  langsame,  aber  erfolgreichere  und  bisher  erfolgreich 
gewesene  Arbeit  des  deutschen  Kaufmanns  und  Industriellen. 


Herr  Helfferich  gehört  zu  der  dritten  Kategorie  der  deutschen 
Kriegsforscher,  zu  denen,  die  Russland  die  eigentliche  Schuld  an 
dem  Weltbrande  in  die  Schuhe  schieben. 

Wenn  wir  das  Helfferichsche  Schuldkonto  mit  der  wirklichen 
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Tätigkeit  Russlands,  wie  sie  sich  aus  den  diplomatischen  Büchern 
ergibt,  vergleichen,  so  erkennen  wir  bald,  dass  den  fingierten 
Debetposten  so  erhebliche  Kreditposten  gegenüberstehen,  dass 
der  Saldo  durchaus  zu  Gunsten  Russlands  ausfällt.  Ueber  das 
Kunststück  Helfferichs,  die  ganze  Konfliktsgeschichte  mit  der 
russischen  Generalmobilisierung  vom  31.  Juli  zu  beginnen  und 
darauf  Russlands  Schuld  aufzubauen,  habe  ich  schon  an  früherer 
Stelle  gesprochen.  Russland,  durch  Frankreich  und  England 
gedeckt,  «  fand  den  Mut,  am  31.  Juli  durch  seine  allgemeine  Mobil- 
machung die  Friedensbemühungen  Deutschlands  endgültig  zu 
vereiteln  und  die  Brandfackel  in  das  europäische  Pulverfass  zu 
werfen  ».  So  Helfferich  in  seinem  Brief  an  die  Rheinisch- Westfä- 
lische Zeitung.  Die  Rückendeckung  ist  —  nach  Helfferich  —  am 
29.  Juli  erfolgt,  von  da  an  gab  es  also  kein  Halten  mehr,  es  musste 
durch  Russlands  Willen  zum  Kriege  kommen  : 

Auf  sich  allein  gestellt,  hätte  Russland  den  Krieg  mit  Oesterreieh-Ungarn 
und  Deutschland  ausser sten falls  in  Verteidigung  nationaler  Lebensinteressen, 
niemals  aber  aus  der  Abwägung  der  Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges  gewagt. 
Nur  die  Sicherheit  der  aktiven  Mitwirkung  anderer  Grossmächte  konnte  also 
den  leitenden  Kreisen  Russlands  den  Entschluss  zum  Kriege  ermöglichen. 
Die  Haltung  der  beiden  anderen  Mächte  des  dreifachen  Einvernehmens 
musste  also  für  die  russischen  Entschlüsse  von  entscheidendem  Einfluss  sein. 
(Helfferich  S.  18.) 

Dass  es  mit  der  Rückendeckung  von  Seiten  Frankreichs  und 
Englands  nichts  ist,  habe  ich,  wie  ich  glaube,  unwiderleglich  nach- 
gewiesen. Damit  würde  schon  ohne  weiteres  die  ganze  Helfferich- 
sche  Konstruktion  zu  Fall  kommen. 

Ich  habe  nachgewiesen  : 

1.  dass  Frankreich  und  England  in  Gemeinschaft  mit 
Russland  bis  zum  letzten  Moment  für  den  Frieden  ge- 
arbeitet haben  ; 

2.  dass  für  den  Fall  des  Kriegsausbruchs  der  franzö- 
sische Beistand  den  Russen  auf  Grund  des  Allianz- Vertrages 
ohne  weiteres  gesichert  war  ; 

3.  dass  der  englische  Beistand  noch  am  1.  August,  beim 
Ausbruch  des  deutsch-russischen  Krieges,  durchaus  unge- 
wiss war,  dass  England  erst  am  2.  August  eine  bedingte 
Flottenunterstützung  der  französischen  Regierung  zusi- 
cherte und  erst  am  4.  August  abends  —  nach  der  Ablehnung 
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jeder  Transaktion  seitens  Deutschlands  über  den  Rückzug 
der  deutschen  Truppen  aus  Belgien  —  sich  definitiv  auf 
die  Seite  Russlands  und  Frankreichs  stellte. 

Wenn  also,  wie  Helfferich  betont,  Russlands  Kriegsabsichten 
von  dem  Beistande  Frankreichs  und  Englands  abhingen,  so  konnte 
es  vor  dem  4.  August  solche  Kriegsabsichten  nicht  haben.  An 
diesem  Tage  aber  war  der  Krieg  mit  Deutschland  längst  ausge- 
brochen. 

Sazonows  Friedensbemühungen. 

Abgesehen  davon  aber  ergibt  die  gesamte  Tätigkeit  Sazonows 
vom  23.  Juli  bis  zum  1.  August,  dass  Russland  überhaupt  nicht  den 
Krieg  wollte,  sondern  —  und  ich  freue  mich,  hierin  mit  Herrn 
Chamberlain  übereinzustimmen,  —  «  einen  wirklichen  Wunsch 
nach  Frieden  hatte  ».  In  meinem  Buche,  Seite  239  bis  243,  habe 
ich  unter  18  Nummern  die  unermüdlichen  Friedensbemühungen 
Sazonows  aufgeführt  und  jede  Nummer  mit  ausgiebigen  Zitaten 
aus  den  diplomatischen  Büchern  belegt.  Um  Wiederholungen  zu 
vermeiden,  verweise  ich  auf  die  dortige  Darstellung  und  stelle 
jedem,  der  die  Wahrheit  erkennen  will,  anheim,  die  dort  zitierten 
Noten  zu  studieren,  zu  vergleichen  und  sich  daraus  sein  Urteil 
zu  bilden.  Ich  muss  mich  hier  darauf  beschränken,  nur  einige 
Punkte  aus  dem  Entlastungsbeweis  noch  ausführlicher,  als  dies  in 
meinem  Buche  geschehen  konnte,  zu  behandeln  und  auf  einige 
andere  Punkte  näher  einzugehen,  die  Herr  Helfferich  zur  Belas- 
tung der  russischen  Regierung  anführt.  Die  Entlastung  Russlands 
geht  natürlich  parallel  mit  der  Belastung  Deutschlands  und 
Oesterreichs  und  ich  werde  daher  von  neuem  gezwungen  sein, 
obwohl  ich  dies  in  meinem  Buche  schon  reichlich  genug  getan 
habe,  die  Schuld  der  Zentralmächte  bei  jedem  einzelnen  Punkte 
der  Schuldlosigkeit  Russlands  und  seiner  Verbündeten  gegen- 
überzustellen. 

Die  direkten  Besprechungen 
zwischen  Wien  und  Petersburg. 

Lassen  wir  die  erfolglosen  Bemühungen  Russlands  um  die 
Verlängerung  der  Ultimatumsfrist,  desgleichen  die  erfolgreichen 
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um  die  Erzielung  einer  unterwürfigen  serbischen  Antwort  bei- 
seite und  gehen  wir  sofort  auf  das  von  allen  Seiten  gewünschte 
nächstliegende  Verständigungsmittel  ein,  die  direkten  Bespre- 
chungen zwischen  Wien  und  Petersburg.  Ich  nehme  Bezug  auf  die 
genaue  Darstellung  dieses  Punktes  in  meinem  Buche,  Seite  127 
bis  129,  240,  272,  und  wiederhole  nur  kurz  die  hierauf  bezüglichen 
Daten  : 

Schon  am  23.  Juli  (Rotbuch  Nr.  9)  gibt  Graf  Berchtold  seinem 
Londoner  Botschafter  Anweisungen  über  die  Mitteilungen,  die 
der  Botschafter  bei  der  am  nächsten  Tage  (24.  Juli)  erfolgenden 
Ueberreichung  der  österreichischen  Note  an  Grey  diesem  zu  ma- 
chen habe.  Unter  anderem  soll  die  kurze  Befristung  mit  der  Ab- 
sicht erklärt  werden,  serbische  Verschleppungskünste  zu  verhin- 
dern. Am  Schlüsse  heisst  es  : 

Wir  können  die  Forderungen,  deren  Eifüllung  wir  von  Serbien  ver- 
langen... nicht  zum  Gegenstand  von  Verhandlungen  und  Kompromissen 
machen  und  können  mit  Rücksicht  auf  unsere  volkswirtschaftlichen  Interes- 
sen nicht  riskieren,  eine  politische  Methode,  wonach  Serbien  die  entstan- 
dene Krise  nach  seinem  Beheben  zu  verlängern  in  der  Hand  hätte,  zu 
akzeptieren. 

Diese  Anweisung  Berchtolds  wurde  genau  befolgt  (Blaubuch 
Nr.  5,  Rotbuch  Nr.  10).  In  der  Unterhaltung  vom  24.  Juli  betonte 
Grey,  dass  der  Mord  des  Erzherzogs  zwar  alle  Sympathien  für 
Oesterreich  gewonnen  habe,  aber  trotzdem  ein  solches  Ultimatum 
an  einen  unabhängigen  Staat  (a  document  of  so  formidable  a 
character)  ein  Unikum  in  der  diplomatischen  Geschichte  genannt 
werden  müsse.  Ihn,  Grey,  interessiere  die  österreichisch-serbische 
Frage  nur  vom  Standpunkte  des  europäischen  Friedens  aus.  «  Die 
Bestimmungen  des  französisch-russischen  Bündnisses  dürften 
ungefähr  so  lauten,  wie  die  des  Dreibundes  »  ;  er  wolle  zunächst 
mit  dem  deutschen  und  französischen  Botschafter  als  den  Ver- 
tretern nicht  direkt  beteiligter,  aber  den  Hauptbeteiligten  ver- 
bündeter Mächte  Fühlung  nehmen. 

Unterhaltung  zwischen  Bienvenu-Martin  und  Graf  Szecsen  zu 
Paris  am  24.  Juli  (Rotbuch  Nr.  11)  :  Der  französische  Minister 
«  gab  bereitwillig  zu,  dass  die  Ereignisse  der  letzten  Zeit  und  die 
Haltung  der  serbischen  Regierung  ein  energisches  Einschreiten 
unsererseits  ganz  begreiflich  erscheinen  lassen  ».  Serbien  habe  die 
Pflicht  —  sagte  Bienvenu-Martin  — ,  «  gegen  etwaige  Komplicen 
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der  Mörder  von  Sarajevo  energisch  vorzugehen  ».  Der  Bericht 
Szecsens  schliesst  mit  folgenden  Worten  : 

Unter  nachdrücklicher  Betonung  der  Sympathie  Frankreichs  für  Oester- 
reich-Ungarn  und  der  zwischen  unseren  beiden  Ländern  bestehenden  guten 
Beziehungen,  sprach  er  Hoffnung  aus,  dass  die  Streitfrage  friedlich,  in  einer 
unseren  Wünschen  entsprechenden  Weise  ausgetragen  werden  wird.  Der  Herr 
Minister  vermied  jeden  Versuch,  die  Haltung  Serbiens  irgendwie  zu  beschönigen 
oder  zu  verteidigen. 

Dass  Frankreich,  Russland  und  England,  einzeln  und  gemein- 
schaftlich, der  serbischen  Regierung  die  dringendsten  Ratschläge 
gegeben  haben,  die  österreichischen  Forderungen  so  weit  zu  er- 
füllen, als  dies  irgendwie  mit  der  Souveränität  ihres  Staates  verein- 
bar sei,  und  dass  diese  Ratschläge  Erfolg  gehabt  haben,  ist  eine 
unbestreitbare,  historische  Tatsache  (siehe  die  serbische  Antwort- 
note, ferner  u.  a.  Blaubuch  Nr.  5,  12.  Gelbbuch  Nr.  26,  27.  Orange- 
buch Nr.  4,  40,  42,  53  u.  s.  w.). 

Am  24.  Juli  Unterhaltung  Sazonows  mit  dem  Grafen  Szapary 
(Rotbuch  Nr.  14)  :  Sazonow  war  einigermassen  erregt  über  die 
Extravaganz  der  österreichischen  Note,  äusserte  sofort  den 
Verdacht,  dass  Oesterreich  auf  einen  Krieg  mit  Serbien  lossteuere, 
und  kritisierte  gewisse  Forderungen  der  Note,  z.  B.  die  Auflösung 
der  «  Narodna  Odbrana  »,  die  Beteiligung  österreichischer  Funk- 
tionäre an  der  Unterdrückung  der  «  subversiven  »  Bewegung  etc., 
als  unerfüllbar  ;  die  beständigen  Einzelinterventionen  österrei- 
chischer Beamten  würden  eine  fortwährende  Beunruhigung  in 
Europa  hervorrufen.  Uebrigens  sei  das  versprochene  Dossier  über 
die  Untersuchung  durch  die  kurze  Ultimatumsfrist  überflüssig 
geworden.  Zu  bemerken  ist  gleich  hier,  dass  die  Auflösung  der 
«  Narodna  Odbrana  »  trotz  der  Bedenken  Sazonows  in  der  ser- 
bischen Antwortnote  bewilligt  wurde. 

Rotbuch  Nr.  16  :  Bericht  Szapärys  vom  24.  Juli  über  eine 
Unterredung  zwischen  Sazonow  und  dem  Grafen  Pourtales. 
Sazonow  betonte  den  europäischen  Charakter  der  Streitfrage,  da 
ja  auch  die  serbische  Deklaration  von  1909  unter  den  Auspizien 
ganz  Europas  erfolgt  sei.  «  Russland  würde  eine  internationale 
Prüfung  des  von  uns  (Oesterreich)  zur  Verfügung  gestellten 
Dossiers  verlangen.  »  Pourtales  stellte  sich  entschieden  auf  den 
österreichischen  Nichteinmischungs-Standpunkt.  Eine  genaue 
Aufklärung,  was  Oesterreich  eigentlich  wolle,  gab  der  deutsche 
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Botschafter  nicht,  sondern  meinte,  «  Oesterreich-Ungarn  sei  wohl 
nur  daran  gelegen,  d'inf liger  ä  la  Serbie  le  chatiment  justement 
merite  ».  Der  letzte  Absatz  des  Szaparyschen  Berichts  beginnt 
mit  den  Worten  :  «  Die  Unterredung  schloss  mit  einem  Appell 
Herrn  Sazonows,  Deutschland  möge  mit  Russland  an  der  Erhaltung 
des  Friedens  zusammenarbeiten.  » 

Ich  hebe  besonders  hervor,  dass  bereits  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Idee  einer  internationalen  Untersuchungskommission  von 
Seiten  des  russischen  Ministers  aufs  Tapet  gebracht  wurde  —  diese 
natürlichste  und  naheliegendste  von  allen  Methoden,  um  zu  einem 
gerechten  Urteil  über  den  Umfang  und  die  Teilnehmer  an  der  ser- 
bischen Mordverschwörung  zu  gelangen.  Dieser  Vorschlag  einer 
unparteiischen  internationalen  Kommission  geht  durch  die  ganzen 
Verhandlungen  hindurch.  Er  war  schon  in  der  serbischen  Bereit- 
willigkeit, sich  dem  Haager  Schiedshof  oder  einer  Entscheidung 
der  Grossmächte  zu  unterwerfen,  enthalten  ;  er  tauchte  wiederum 
in  der  soeben  zitierten  Unterhaltung  vom  24.  Juli  auf.  Er  wurde 
wiederholt  in  der  Zarendepesche  vom  29.  Juli,  welche  ebenfalls 
die  Anrufung  des  Haager  Schiedshofes  empfahl.  Er  wurde  von 
Cambon  in  der  bereits  erwähnten  Unterhaltung  mit  Jagow 
(Gelbbuch  Nr.  92)  klug  und  energisch  vertreten.  Alles  vergeblich. 
Oesterreich  blieb  unerschütterlich  —  unter  stillschweigender  Dul- 
dung, wenn  nicht  gar  Ermunterung  von  deutscher  Seite  —  auf 
der  verbohrten,  direkt  idiotischen  Idee  bestehen,  dass  seine 
Organe  in  Gemeinschaft  mit  serbischen  Beamten  bei  der  Unter- 
drückung der  subversiven  Bewegung  in  Serbien  selbst  mitwirken 
und  sogar  an  den  Erhebungen  teilnehmen  sollten,  die  zum  Zwecke 
der  gerichtlichen  Untersuchung  des  Mordkomplotts  stattfinden 
würden. 

Welcher  vernünftige  Mensch  kann  bestreiten,  dass  dieses 
österreichische  Verlangen  —  so  unerhört  und  noch  nie  dagewesen 
es  war  —  unmöglich  in  der  Ausführung  und  wirkungslos  im  Erfolge 
bleiben  musste.  Man  stelle  sich  nur  einen  Augenblick  praktisch 
dies  Zusammenarbeiten  österreichischer  und  serbischer  Beamten 
zum  Zwecke  der  Unterdrückung  einer  Oesterreich-feindlichen 
Bewegung  in  Serbien  vor  —  einer  Bewegung,  die  doch,  wie  man 
auch  über  ihre  Mittel  urteilen  mag,  in  ihrem  Ziele  demselben  Na- 
tionalitätsdrang diente,  der  alle  europäischen  Völker  unserer 
Zeitepoche  beseelt  ;  man  stelle  sich  die  Organe  der  österreichischen 
Reaktion  und  Unterdrückungspolitik  in  gemeinschaftlicher  Arbeit 
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mit  serbischen  Beamten  gegen  die  serbische  Nationalbewegung 
vor  und  maü  wird  Herrn  Sazonow  zustimmen  müssen,  wenn  er 
voraussieht,  dass  im  Falle  der  Erfüllung  des  österreichischen  Ver- 
langens Europa  überhaupt  keine  ruhige  Stunde  mehr  haben 
würde.  Die  unerschütterliche  Aufrechterhaltung  dieser  übermütig- 
blödsinnigen, unausführbaren,  ihren  Zweck  —  nämlich  in  Zu- 
kunft in  Frieden  mit  dem  Nachbarstaat  zu  leben  —  direkt  ins 
Gegenteil  verkehrenden  Forderung  hat  es  zuwege  gebracht,  dass 
heute  die  Welt  in  Flammen  steht,  dass  Millionen  und  aber  Mil- 
lionen blühender  Menschen  dahingeschl achtet  sind  und  weiter 
dahingeschlachtet  werden,  dass  die  kulturelle  und  materielle 
Arbeit  eines  halben  Jahrhunderts  zerstört  und  Europa  an  den 
Rand  des  Abgrunds  gebracht  ist.  — 

Man  spreche  mir  nicht  auch  hier  wieder  davon,  dass  der  Krieg 
doch  gekommen  wäre,  wenn  nicht  aus  dieser,  so  aus  einer  anderen 
Ursache.  Das  sind  Konjekturen,  mit  denen  ich  mich  schon  an 
anderen  Stellen  auseinandergesetzt  habe.  Das  stammt  aus  dem 
Ideenvorrat  der  Kriegsfatalisten,  die  die  Wege  iu  einer  friedlichen 
Verständigung  zwischen  den  europäischen  Nationen,  die  vor  allen 
offen  dalagen,  nicht  sahen  oder  nicht  sehen  wollten,  die  den  Krieg 
als  notwendig  und  unvermeidlich  an  die  Wand  malten,  weil  sie 
selbst  ihn  wünschten  und  wollten,  die  den  anderen  Absichten 
unterschoben,  die  sie  selbst  hatten,  und  die  jetzt,  wo  das  Furcht- 
bare auch  ihre  eigenen  Erwartungen  übertrifft,  die  Schuld  von 
sich  abzuwälzen  suchen  mit  dem  Ausruf  :  Ich  bin's  nicht  gewesen, 
ich  habe  den  Krieg  nicht  gewollt,  er  musstc  kommen,  er  war  unver- 
meidlich. Alles  das  sind  Phrasen,  Ausreden,  Konjekturen— Fragen, 
auf  die  es  keine  präzise  Antwort  gibt.  Die  einzige  Frage,  die 
präzis,  mit  mathematischer  Gewissheit  beantwortet  werden  kann 
und  daher  beantwortet  werden  muss,  ist  die  :  Wer  hat  diesen 
Krieg,  den  Krieg  von  1914,  herbeigeführt  ?  Wer  ist  für  ihn  ver- 
antwortlich ?  In  dieser  Beziehung  stimme  ich  selbst  mit  meinen 
Gegnern  überein,  wenigstens  mit  denen,  die,  gleich  mir,  nicht 
oder  nicht  ausschliesslich  aus  der  Vorgeschichte,  sondern  in  erster 
Linie  aus  der  Geschichte  dieses  Konfliktes  selbst  die  Schuldfrage 
entscheiden  wollen.  Selbst  Schriftsteller  wie  Chamberlain  und 
Helmolt  halten  es  für  grundlegend  wichtig  —  und  Helfferichs 
ganze  Arbeit  beruht  ja  auf  dieser  Anschauung  — ,  dass  jeder  den- 
kende Deutsche  der  unmittelbaren  Ursache  dieses  Krieges  nach- 
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gehe,  die  Beweisstücke  d.  h.  die  Dokumente  studiere  und  prüfe, 
um  zu  einem  sicheren  Urteil  über  Schuld  oder  Unschuld  zu  ge- 
langen. 

Mit  Leuten  wie  Schiemann  allerdings,  die  der  Frage  der  un- 
mittelbaren Schuld  aus  Bequemlichkeit  oder  bösem  Willen  aus 
dem  Wege  gehen,  weil  sie  die  unglaublichen  Schwierigkeiten  und 
Mühen  des  diplomatischen  Aktenstudiums  scheuen  und  sich  hinter 
ihren  vagen  Vergangenheitsverdächtigungen  sicherer  fühlen,  als 
in  dem  spiegelklaren  Gewässer  der  Gegenwartsbeweise,  —  mit 
solchen  Leuten  kann  der  ernste  und  gewissenhafte  Erforscher  der 
Ursachen  dieses  Krieges  nicht  rechnen  und  nicht  rechten.  Die 
Schiemann  und  Genossen  verdienten,  von  Rechts  wegen,  mit 
verächtlichem  Schweigen  übergangen  zu  werden  :  sie  dienen  mit 
ihrer  wohlüberlegten  Beschränkung  auf  die  entferntere  Vorge- 
schichte des  Krieges  nicht  der  Enthüllung,  sondern  der  Ver- 
hüllung der  Wahrheit.  Wenn  ich  trotzdem  —  in  einem  späteren 
Kapitel  —  mich  mit  Schiemann  ausführlich  beschäftige,  so  ge- 
schieht es,  weil  er  mich  persönlich  —  in  seiner  Schrift  «  Ein  Ver- 
leumder »  —  in  die  Schranken  fordert  und  ich  ihm  nicht  die 
Ausflucht  ermöglichen  darf,  ich  wäre  der  Auseinandersetzung 
mit  ihm  ausgewichen,  weil  ich  ihn  nicht  widerlegen  könne.  — 


Kehren  wir  nach  dieser  Abschweifung  zu  unserem  Thema  der 
direkten   österreichisch-russischen  Verhandlungen  zurück. 

Note  Berchtolds  au  Szäpäry  aus  Bad  Ischl  vom  25.  Juli 
(Rotbuch  Nr.  21)  :  Ablehnung  der  Fristverlängerung,  die  von 
Russland  als  eine  «  natürliche  Rücksicht  »  gegen  die  anderen 
Kabinette   betrachtet   wurde,   um  ihnen   Gelegenheit  zu  geben 

«  das in  Aussicht  gestellte  Dossier  zu  studieren  ».  (Das  Dossier 

ist  bekanntlich  erst  nach  Ablauf  des  Ultimatums  den  anderen 
Mächten  zugegangen  ;  als  Datum  des  Empfangs  in  London  wird 
der  7.  August  bezeichnet.  Blaubuch  S.  IV.)  Der  Wunsch  nach 
Fristverlängerung  wird  kategorisch  abgelehnt  und  als  «  auf  einer 
irrtümlichen  Voraussetzung  »  beruhend  hingestellt.  «  Unsere  Note 
an  die  Mächte  hätte  keineswegs  den  Zweck  verfolgt,  dieselben 
einzuladen,  ihre  gegenständliche  Auffassung  bekannt  zu  geben, 
sondern  nur  den  Charakter  einer  Information  gehabt,  die  wir  als 
eine   Pflicht  internationaler   Höflichkeit   angesehen   hätten.    Im 

Das  Verbrechen.  l8 
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übrigen  betrachteten  wir  unsere  Aktion  als  eine  nur  uns  und 

Serbien  berührende  Angelegenheit » 

Note  Berchtolds  an  Szäpäry  vom  25.  Juli  (Rotbuch  Nr.  26)  : 
Berchtold  bekennt,  sich  der  «  Möglichkeit  eines  sich  aus  der  ser- 
bischen Differenz  entwickelnden  Zusammenstosses  mit  Russland 
bewusst  gewesen  »  zu  sein.  (Ein  neuer  Beweis  des  dolus  eventualis 
der  Zentralmächte  auf  einen  europäischen  Krieg.)  Er  rechnet 
sogar  mit  dem  Fall,  dass  «  Russland  den  Moment  für  die  grosse 
Abrechnung  mit  den  europäischen  Zentralmächten  bereits  für 
gekommen  erachten  sollte.  »  Er  hält  es  aber  andrerseits  für 
«  immerhin  denkbar,  dass  Russland  nach  der  eventuellen  Ableh- 
nung unserer  Forderungen  durch  Serbien  und  angesichts  der  sich 

für  uns  ergebenden  Notwendigkeit  eines  bewaffneten  Vorgehens 

gewillt  sein  könnte,  sich  von  den  kriegslustigen  Elementen  nicht 
mitreissen   zu   lassen.  » 

Graf  Berchtold  nimmt  also  am  25.  Juli,  vor  Eintreffen  der  ser- 
bischen Antwort,  die  A  blehnung  der  österreichischen  Forderungen 
als  Eventualität  an  und  stellt  als  deren  Folge  den  Krieg  in  Aus- 
sicht. Die  vorausgesetzte  Eventualität  ist  bekanntlich  nicht  ein- 
getreten, trotzdem  aber  die  Folge,  der  Krieg.  Da  die  Voraussetzung 
des  Krieges,  nämlich  die  Ablehnung  der  österreichischen  Forde- 
rungen —  von  wenigen  Punkten  abgesehen  —  in  Wirklichkeit 
nicht  eintrat,  so  konstruierte  man  sie  künstlich,  in  der  offiziellen 
Wiener  Publikation  vom  27.  Juli  (Weissbuch,  S.  19).  Berchtold 
spricht  dann  weiterhin  in  seiner  Anweisung  an  den  Botschafter 
von  dem  «  aufgezwungenen  »  Kampf  mit  Serbien  als  «  Mittel  der 
Selbstverteidigung  und  Selbsterhaltung  »,  versichert,  keinen  ter- 
ritorialen Gewinn  anzustreben,  die  Souveränität  des  Königreiches 
nicht  antasten  zu  wollen,  auch  «  die  grossen  politischen  Interessen 
Russlands  bei  unserer  eigenen  politischen  Orientierung  zu  berück- 
sichtigen »  u.  s.  w.  Am  Schluss  spricht  er  von  den  «  friedlichen 
Staatsleitern  »   Russlands   und   erklärt   als   Zweck   der   österrei- 
chischen Aktion  «  die  notwendige  Erhaltung  unserer  europäischen 
Stellung  ».  (Also  die  europäische  Stellung  Oesterreichs  hing  von 
der  Mitwirkung  österreichischer  Organe  bei  serbischen  Polizei- 
und  Gerichtsuntersuchungen  ab  !?) 

Die  Depesche  Berchtolds  von  demselben  Tage  (Rotbuch  Nr.  2j) 
erläutert  den  Punkt  5  der  österreichischen  Note  als  «  collabora- 
tion  »  bei  einem  geheimen  «  bureau  de  sürete  »  in  Belgrad.  Eine 
Erläuterung  zu  Punkt  6  wird  nicht  gegeben.  Auf  die  Einzelheiten 
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des  österreichischen  Ultimatums  bin  ich  bereits  an  anderer  Stelle 
eingegangen  und  frage  hier  nur  nochmals  :  Wenn  es  der  Wiener 
Regierung  in  der  Tat  nur  auf  die  Bewilligung  ihrer  Forderungen 
und  nicht  auf  viel  weitergehende,  bis  heute  noch  ungenannte 
Ziele  ankam,  weshalb  hat  sie  über  den  Sinn  und  Umfang  der 
Punkte  5  und  6  ihrer  Note  nicht  mit  Serbien  oder  mit  den  Mächten 
oder  mit  Russland  allein  verhandelt  ?  Weshalb  hat  sie  die  ser- 
bische Antwort  genau  so  behandelt,  als  wenn  sie  so  schroff  ableh- 
nend ausgefallen  wäre,  wie  Berchtold  dies  schon  pränumerando 
(Note  26)  angenommen  hatte  ?  Weshalb  hat  sie  den  Gesandten 
abberufen  und  den  Krieg  erklärt  ? 

Am  26.  Juli  (Rotbuch  Nr.  28)  berichtet  Szäpäry  über  die  Unter- 
haltung des  Grafen  Pourtales  mit  Sazonow,  die  im  deutschen 
Weissbuch,  Seite  8,  erwähnt  wird.  Fälschlicherweise  werden  in  der 
Note  des  österreichischen  Botschafters  dem  russischen  Minister 
des  Auswärtigen  Zusicherungen  bezüglich  der  militärischen  Vor- 
bereitungsmassnahmen  Russlands  in  den  Mund  gelegt,  die  nach 
dem  deutschen  Weissbuch  der  russische  Kriegsminister  gemacht 
hat,  und  zwar  nicht  am  26.  Juli,  sondern  erst  am  27.  Die  den 
russischen  Herren  in  den  Mund  gelegten  Aeusserungen  (kein  Pferd, 
kein  Reservist  eingezogen,  Vorbereitungen  nur  in  den  vier  süd- 
lichen Militärbezirken,  etc.)  stimmen  fast  wörtlich  im  Rotbuch 
Nr.  28  und  im  Weissbuch,  Seite  8,  überein.  Auch  das  Ehrenwort 
fehlt  nicht,  bloss  dass  nach  österreichischem  Bericht  Sazonow  und 
Suchomlinow,  nach  deutschem  nur  der  letztere  es  abgegeben  hat. 
Nach  dem  Weissbuch  hat  also  nur  der  Kriegsminister,  nach  dem 
Rotbuch  haben  Beide,  Sazonow  und  Suchomlinow,  ihr  Ehrenwort 
gebrochen.  Zu  bemerken  ist  auch  die  Differenz  der  Daten  :  nach 
dem  Weissbuch  haben  diese  ehrenwörtlichen  Versicherungen  erst 
am  27.  Juli,  nach  dem  Rotbuch  schon  am  26.  stattgefunden. 

Diese  Differenzen  zwischen  der  deutschen  und  österreichischen 
Darstellung  sind  immerhin  auffallend.  Wenn  ich  die  Taktik  der 
Herren  Helfferich  und  Genossen  anwenden  würde,  so  würde  ich 
mir  den  Schluss  erlauben,  dass  die  (nach  Datum  und  Personen  sich 
widersprechenden)  deutschen  und  österreichischen  Berichte  «  nach- 
träglich fabriziert  »  worden  seien.  Wir  werden  später  von  dieser 
Taktik  noch  zu  reden  haben.  Ich  enthalte  mich  jedes  solchen 
Urteils  und  führe  die  Sache  liier  nur  an  zum  Beweise,  wie  wenig  bei 
dem  komplizierten  diplomatischen  Geschäftsgang  aus  Berichts- 
fehlern  oder  Berichtsdifferenzen  auf  böse  Absichten  zu  schliessen 
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ist.  Eine  böse  Absicht  könnte  man  auch  aus  dem  Umstände  her- 
leiten, dass  am  Schlüsse  der  deutschen  Wiedergabe  des  Militär- 
Attache-Berichts  vom  27.  Juli  (Weissbuch,  Anlage  n)  ein  sehr 
wichtiger  Satz  fehlt,  der  in  der  österreichischen  Wiedergabe  des- 
selben Berichts  enthalten  ist.*  Der  Satz  lautet  :  «  Herr  Minister 
(nämlich  der  wortbrüchige  russische  Kriegsminister)  betonte  nach- 
drücklichst und  wiederholt  dringendes  Bedürfnis  und  Wunsch  auf 
Frieden.  »  Auch  die  Weglassung  dieses  Satzes  im  Weissbuch  beruht 
offenbar  nur  auf  «  Versehen  »  oder,  weil  man  ihn  —  ähnlich  wie 
die  Zarendepesche  vom  29.  Juli  —  für  «  unerheblich  »  angesehen 
hat  ! 

In  seiner  Depesche  vom  26.  Juli  an  den  Grafen  Mensdorff  in 
London  (Rotbuch  Nr.  2g)  deduziert  Berchtold  aus  der  Mobili- 
sierung der  serbischen  Armee  am  Nachmittag  des  25.  Juli,  «  dass 
in  Belgrad  zu  einer  friedlichen  Austragung  der  Sache  keine  Neigung 
bestand  ».  Ich  habe  bereits  in  meinem  Buche  auf  den  «  Irrtum  » 
Kuropas  und  der  ganzen  Welt  hingewiesen,  als  ob  Oesterreich  das 
serbische  Nachbarreich  mit  Krieg  überzogen  habe.  Gott  bewahre  ! 
In  Wirklichkeit  —  nach  Berchtold,  und  vermutlich  ist  auch  der 
König  von  Bayern  dieser  Meinung  —  hat  Serbien  den  Krieg  gewollt 
und  die  Feindseligkeiten  begonnen  ! 


Wir  kommen  nun  zu  der  wichtigen  Unterhaltung  zwischen  dem 
Grafen  Szäpäry  und  Sazonow,  die  nach  dem  Rotbuch  (Nr.  31)  am 
27.  Juli,  nach  dem  Orangebuch  (Nr.  25)  schon  am  26.  Juli  statt- 
gefunden hat.  Diese  Unterhaltung  eröffnete  durch  ihr  freund- 
schaftliches Eingehen  auf  den  österreichisch-serbischen  Konflikt, 
durch  ihre  verständnisvolle  Besprechung  der  einzelnen  Punkte 
der  österreichischen  Note  die  besten  Aussichten  auf  eine  Ausglei- 
chung zwischen  dem  österreichischen  und  dem  russischen  Stand- 
punkte. Die  russische  und  österreichische  Darstellung  dieser 
Unterhaltung  stimmen  in  allem  wesentlichen  überein,  nur  dass 
die  Haltung  Oesterreichs  in  der  eigenen  Darstellung  viel  intran- 
sigenter  aussieht,  als  in  der  fremden,  wogegen  die  Haltung  Sazo- 
nows  in  beiden  Berichten  als  durchaus  friedlich  und  freundschaft- 
lich geschildert  wird.  Graf  Szäpäry  berichtet  :  «  Herr  Sazonow 
stimmte  mir  bei.  Unser  Ziel,  wie  ich  es  ihm  geschildert  habe,  sei  ein 
vollkommen  legitimes,  aber  er  meine,  der  Weg,  den  wir  zu  dessen 
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Erreichung  verfolgen,  sei  nicht  der  sicherste.  Die  Note,  die  wir 
überreicht  hätten,  sei  in  der  Form  nicht  glücklich.  Er  habe  sie 
seitdem  studiert  und  wenn  ich  Zeit  hätte,  möchte  er  sie  nochmals 
mit  mir  durchschauen.  »  Obwohl  der  österreichische  Botschafter 
bemerkte,  dass  er  weder  zur  Diskussion  noch  zur  Interpretation 
des  Notentextes  autorisiert  sei,  aber  die  Ansichten  Sazonows  mit 
Interesse  entgegennehmen  werde,  ging  letzterer  ausführlich  auf 

die  zehn  Punkte  der  Note  ein,  «  fand von  den  zehn  Punkten 

sieben  ohne  allzu  grosse  Schwierigkeiten  annehmbar  »  und  erklärte 
nur  die  Punkte  4,  5  und  6  <t  in  dieser  Form  unannehmbar  ». 

Das  wichtigste  aus  der  Unterhaltung  fehlt  leider  in  der  öster- 
reichischen Darstellung,  nämlich  der  formelle  Wunsch  Sazonows, 
der  österreichische  Botschafter  möge  von  Wien  autorisiert  werden,  mit 
ihm  in  einen  Meinungsaustausch  einzutreten,  zum  Zwecke  einer 
gemeinschaftlichen  anderweitigen  Formulierung  einiger  Noten- 
artikel (aux  fins  d'un  remaniement  en  commun  de  quelques  arti- 
cles  de  la  note) ;  man  könne  so  vielleicht  eine  für  Serbien  annehm- 
bare Formel  finden,  die  gleichzeitig  den  wesentlichen  Forderungen 
Oesterreichs  Genugtuung  gewähre  (acceptable  pour  la  Serbie,  tout 
en  donnant  satisfaction  ä  1'Autriche  quant  au  fond  de  ses  deman- 
des.  Orangebuch  Nr.  25.) 

Dieser  formelle  Wunsch  Sazonows  nach  offiziellen  Verstän- 
digungsverhandlungen in  Petersburg  wurde  auch  dem  russischen 
Botschafter  in  Wien,  sowie  den  Botschaftern  bei  den  übrigen 
Grossmächten  übermittelt. 

Welches  Schicksal  erfuhr  nun  dieses  Gesuch  Sazonows  ? 
Auskunft  hierüber  —  in  unzweideutigster,  unantastbarer  Form  — 
geben  die  Nr.  40  des  Rotbuches  und  45  des  Orangebuches,  beide 
vom  28.  Juli.  Beide  berichten  über  die  wichtige,  für  die  Schuld- 
frage hochbedeutsame  Unterhaltung  Berchtolds  mit  dem  rus- 
sischen Botschafter  Schebeko,  beide  nehmen  Bezug  auf  die  vorher- 
gegangene Unterhaltung  vom  26.  /27.  Juli  zwischen  Sazonow  und 
Szapäry  und  auf  den  Wunsch  Sazonows  nach  offizieller  Fort- 
setzung der  Besprechungen  in  Petersburg.  Obwohl  der  russische 
Botschafter  in  freundschaftlichem  Ton,  aber  gleichzeitig  in  erns- 
tester Weise  den  Wunsch  betonte,  durch  eine  Verständigung 
zwischen  den  beiden  Kaiserreichen  deren  gute  Beziehungen  zu 
konsolidieren  und  gleichzeitig  der  österreichischen  Monarchie 
seriöse  Garantien  für  ihre  zukünftigen  Beziehungen  zu  Serbien 
zu  geben,  obwohl  er  —  wie  Berchtold  ausdrücklich  berichtet  —  die 
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feindselige  Stimmung  in  Serbien  durchaus  nicht  ableugnete,  aber 
die  kriegerische  Aktion  nur  als  Mittel  zur  Verstärkung  dieser 
Stimmung  bezeichnete,  obwohl  er  auf  die  Gefahren  für  den  euro- 
päischen Frieden  hinwies,  die  aus  einem  Krieg  Oesterreichs  mit 
Serbien  entstehen  könnten,  blieb  Berchtold  doch  unerschütterlich 
fest  in  der  Ablehnung  aller  Verhandlungen  über  die  österreichisch- 
serbische  Streitfrage.  Da  man  von  allen  Seiten  jetzt  in  Deutschland 
die  historische  Wahrheit  über  diesen  Punkt  zu  fälschen  sucht, 
so  zitiere  ich  wörtlich  die  Antwort,  die  Berchtold  —  nach  seinem 
eigenen  Bericht  (Nr.  40)  —  an  Schebeko  erteilt  hat : 

«  In  meiner  Entgegnung  betonte  ich,  dass  ich  auf  einen 
derartigen  Vorschlag  nicht  eingehen  könne.  Eine  Verhand- 
lung über  den  Wortlaut  der  von  uns  als  unbefriedigend 
bezeichneten  Antwortnote  könnte  bei  uns  niemand  verstehen 
und  niemand  billigen.  Es  wäre  dies  umsoweniger  möglich, 
als  sich,  wie  der  Botschafter  wisse,  bereits  eine  tiefgehende 
allgemeine  Erregung  der  öffentlichen  Meinung  bemächtigt 
hätte,  überdies  unsererseits  heute  der  Krieg  an  Serbien 
erklärt  worden  sei.  » 

Der  russische  Bericht  resümiert  die  Berchtoldsche  Antwort 
in  den  wenigen,  aber  zutreffenden  Worten  :  «  II  me  dit  que  d'un 

autre  cöte  le  Gouvernement  austro-hongrois ne  pouvait  plus  ni 

r eculer,  ni  entrer  en  discussion  sur  aucun  des  termes  de  la  note  austro- 
hongroise.  »  (Orangebuch  Nr.  45).  Am  Schlüsse  der  Unterhaltung 
wiederholt  Berchtold  von  neuem  den  lächerlichen  Vorwurf,  dass 
Serbien  durch  seine  allgemeine  Mobilisierung  und  durch  Eröffnung 
der  «  Feindseligkeiten  an  der  ungarischen  Grenze  »  den  Krieg 
herbeigeführt  habe. 

Die  strikte  Ablehnung  aller  weiteren  Verhandlungen  mit  Russ- 
land am  28.  Juli  ist  —  abgesehen  von  den  im  wesentlichen  über- 
einstimmenden österreichischen  und  russischen  Berichten  —  in 
sämtlichen  diplomatischen  Büchern  gleichlautend  berichtet  (siehe 
Blaubuch  Nr.  61,  74,  75,  78,  81,  93.  Gelbbuch  Nr.  82,  83.  Orange- 
buch Nr.  45,  50,  54,  yy).  Auch  das  deutsche  Weissbuch  selbst 
(S.  9,  Anlage  16)  berichtet,  dass  die  Wiener  Regierung  «  unter 
voller  Würdigung  unserer  vermittelnden  Tätigkeit  »  (welch  alber- 
ner Zusatz  !)  «  zu  diesem  Vorschlag  bemerkt,  dass  er  nach  Eröff- 
nung der  Feindseligkeiten  zu  spät  komme  ».  (Gemeint  ist  der 
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Greysche,  im  wesentlichen  mit  Sazonow  übereinstimmende  Vor- 
schlag einer  Weiterverhandlung  auf  Grundlage  der  serbischen 
Antwort.)  Dies  «zu  spät»  wird  in  dem  Telegramm  Tschirschkys 
vom  28.  Juli  (Anlage  16)  noch  näher  dahin  erläutert  :  «  nach 
Eröffnung  der  Feindseligkeiten  seitens  Serbiens  (!)  und  nach  der 
inzwischen  erfolgten  Kriegserklärung.  » 

Der  Vorgang  vom  28.  Juli  bereitet  offenbar  Herrn  Helfferich 
grosse  Unbequemlichkeiten,  wie  auch  die  Ablehnung  des  Grey- 
schen  Konferenzvorschlages  seitens  der  Zentralmächte  ihm  sicher 
manches  «  mauvais  quart  d'heure  »  verursacht  hat.  Leugnen  kann 
er  diese  Vorgänge  nicht.  Hören  wir,  wie  er  sich  damit  abfindet  : 

«  Es  sei  daran  erinnert,  dass,  nachdem  der  erste  Kon- 
ferenzvorschlag Sir  Edward  Greys  auf  Schwierigkeiten  ge- 
stossen  war,  Sasonoff  selbst  die  Initiative  zu  direkten 
Verhandlungen  mit  Oesterreich-Ungarn  ergriffen  und  dass 
diese  Initiative  in  Wien  zunächst  eine  Ablehnung  gefunden 
hatte  (Blaubuch  Nr.  74).  In  der  Besprechung  vom  30.  Juli 
wurden  die  der  direkten  Aussprache  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  beseitigt.  Nach  dem  angeführten  Bericht 

des   französischen  Botschafters    (Gelbbuch   Nr.    104)    

haben  Herr  Schebeko  und  der  Graf  Berchtold  die  bestehen- 
den furchtbaren  (sie  !)  Schwierigkeiten  geprüft  mit  dem 
gleichmässig  guten  Willen,  beiderseits  annehmbare  Lö- 
sungen zu  finden.  »  (S.  10.) 

Also  die  Konferenz  ist  auf  Schwierigkeiten  gestossen.  Welche  ? 
—  frage  ich  den  Herrn  Staatssekretär.  Doch  keine  anderen  als  die, 
dass  Deutschland  und  Oesterreich  dieses  geeignetste  Friedens- 
instrument nicht  wollten.  Wenn  ihnen  der  Name  oder  die  Form 
nicht  gefiel,  so  hat  man  ihnen  tausendmal  gesagt,  sie  möchten 
ihrerseits  einen  anderen  Namen  vorschlagen  und  eine  andere 
Form  wählen,  welche  ihnen  beliebe.  Jeder  Name  und  jede  Form 
sei  den  Ententemächten  genehm.  Wo  und  wie  also  ist  die  Konfe- 
renz auf  Schwierigkeiten  gestossen  ? 

Und  weiter.  Selbst  Helfferich  kann  das  Zugeständnis  nicht 
umgehen,  dass  Sazonow  selbst  die  Initiative  zu  direkten  Verhand- 
lungen mit  Oesterreich-Ungarn  ergriffen  habe.  Diese  Initiative  ging 
parallel  mit  den  gleichen  Vorschlägen,  die  von  Berlin  und  London 
ausgingen.  Es  war  ja  für  alle  klar,  dass,  wenn  die  direkte  Verstän- 
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digung  zwischen  Wien  und  Petersburg  gelang,  alle  anderen  Ver- 
mittlungs-Arrangements überflüssig  wurden.  Wien  aber  lehnte 
die  Sazonowsche  Initiative  ab  und  zwar  in  schroffster  Form. 
Weshalb  ?  frage  ich  auch  hier  den  Herrn  Staatssekretär.  Wenn 
man  schon  die  Unterhaltungen  begann,  in  inoffizieller  Form  am 
26.  J2J.  Juli,  weshalb  hat  man  die  offizielle  Fortsetzung  am  28.  Juli 
abgelehnt  ?  Weiter.  Am  30.  Juli  wurden  «  die  der  direkten  Aus- 
sprache entgegenstehenden  Schwierigkeiten  beseitigt.  »  Auf  die 
Besprechung  vom  30.  Juli  komme  ich  später  zurück.  Hier  aber 
frage  ich,  welche  Schwierigkeiten  —  sogar  « furchtbaren » Schwierig- 
keiten —  haben  der  weiteren  Aussprache  zwischen  Wien  und 
Petersburg  im  Wege  gestanden  ?  Welche  anderen  Schwierig- 
keiten als  der  böse  Wille  Oesterreichs,  das  unter  allen  Umständen 
seinen  Krieg  mit  Serbien  haben  wollte  ?  Furchtbar  waren  diese 
Schwierigkeiten  allerdings,  furchtbar  die  Verantwortung  derer, 
welche  sie  aufgeworfen,  furchtbar  die  Folgen,  die  daraus  ent- 
standen sind. 

Immerhin  muss  man  Herrn  Helfferich  die  Gerechtigkeit  wider- 
fahren lassen,  dass  er  die  österreichischen  Ablehnungen,  sowohl 
der  Konferenz  als  der  direkten  Verhandlungen,  nicht  verschweigt. 
Was  aber  soll  man  von  dem  Reichskanzler  sagen,  der  es  wagt,  in 
seiner  Rede  vom  19.  August  1915  die  Tatsache  der  österreichischen 
Ablehnung  zu  leugnen  und  als  ein  «  Missverständnis  »  von  rus- 
sischer Seite  hinzustellen  ?  Herr  Helfferich  spricht  (S.  12)  von  der 
«  bisher  hartnäckig  verweigerten  materiellen  Diskussion  der  an 
Serbien  gerichteten  Note  »  ;  Herr  von  Bethmann  leugnet  diese 
Verweigerung  und  führt  sie  auf  ein  russisches  Missverständnis 
zurück.  Er  sagt  wörtlich  (nach  dem  Bericht  des  Berliner  Tage- 
blattes vom  Freitag,  den  20.  August  1915)  :  «  Da  sich  die  Wiener 
Regierung  inzwischen  zu  dem  direkten  Meinungsaustausch  mit 
Petersburg  bereit  erklärt  hatte,  war  es  klar,  dass  ein  Missver- 
ständnis vorliege.  »  Herr  von  Tschirschky  bestätigte  dann  auch 
auf  Anfrage  des  Reichskanzlers  dieses  «  Missverständnis  »,  und 
zwar  auf  russischer  Seite.  Auch  auf  das  österreichische  Rotbuch 
beruft  sich  der  Reichskanzler  zur  Bestätigung  seiner  Missverständ- 
nis-Behauptung. Die  Konversationen  zwischen  Petersburg  und 
Wien  seien  ja  auch  tatsächlich  «  nach  Aufklärung  des  erwähnten 
Missverständnisses  »  in  Fluss  gekommen,  bis  sie  durch  die  rus- 
sische Mobilisierung  einen  jähen  Abschluss  gefunden  hätten. 
Diese  Bethmannsche  Darstellung  steht  in  schreiendem  Widerspruch 


RUSSLAND,   DER   «  BRANDSTIFTER  »  ?  28l 

zu  dem  klaren  und  unzweideutigen  Inhalt  der  diplomatischen  Akten, 
und  zwar  aller  Akten,  der  englischen,  russischen,  französischen, 
wie  der  österreichischen  und  deutschen.  Sie  steht  aber  auch  im 
Widerspruch  mit  der  Darstellung  des  Staatssekretärs  des  Innern 
Dr.  Helfferich.  Sie  ist  nichts  anderes,  als  ein  Versuch,  die  öffent- 
liche Meinung  in  Deutschland  und  im  Auslande  irrezuführen,  — 
ein  Versuch  ebenso  töricht  als  wirkungslos,  der  nur  der  Sache 
schadet,  der  er  nach  der  Meinung  seines  Urhebers  dienen  soll. 

Die   Bethmannsche   Instruktion 
an  Tschirschky   vom   30.  Juli  1914. 

Bei  dieser  Gelegenheit  bringt  Herr  von  Bethmann  zum  ersten 
Male  ein  Schriftstück  zur  Kenntnis,  auf  das  man  bis  dahin,  seit 
mehr  als  einem  Jahre,  vergeblich  gewartet  hatte.  Stets  war  von 
den  unermüdlichen  Friedensbemühungen  Berlins  in  Wien,  von 
dem  Druck  auf  die  Wiener  Regierung  im  Sinne  der  Mässigung 
u.  s.  w.  die  Rede,  aber  nie  war  auch  nur  der  geringste  Beweis  für 
diese  Mässigungsratschläge  beigebracht  worden.  Weissbuch  und 
Rotbuch  schweigen.  Sie  belasteten  eher,  als  dass  sie  entlasteten. 
Das  platonische  «  weitergeben  »  englischer  Vorschläge,  das  «  auf- 
traggemässe  Unterbreiten  »  oder  «  zur  Erwägung  anheimstellen  » 
in  W7ien  —  nichts  weiter  !  —  musste  den  immer  wachsenden  Ver- 
dacht erwecken,  dass  Herr  von  Tschirschky,  der  Russophobe,  am 
Ballplatz  mehr  gehetzt  als  gemässigt,  und  dass  auch  die  Berliner 
Regierung  niemals  ernstliche  Anstrengungen  gemacht  habe,  Wien 
zu  einiger  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  In  meinem  Buche,  Seite 
282  bis  285,  habe  ich»  wiederholt  und  scharf  auf  diese  Lücke  in 
den  deutsch-österreichischen  Publikationen  hingewiesen  und 
Herrn  von  Bethmann  zugerufen  :  «  Drucken  Sie  diesen  Druck 
(auf  Wien)  ab,  dann  werden  wir  Ihnen  glauben.  » 

Jetzt  endlich,  nach  über  einem  Jahre,  wird  diesem  Mangel  zum 
Teil  abgeholfen.  Weshalb  hat  man  die  Instruktion  des  Herrn  von 
Bethmann  an  Herrn  von  Tschirschky  vom  30.  Juli  igi4  x  nicht 
früher  publiziert  ?  Wrenn  ein  solcher  Vorgang  —  Publikation  eines 

1  Herr  von  Bethmann  lässt — wie  bei  ihm  üblich- —  das  Datum  der  Instruk- 
tion weg,  obwohl  es  bei  diesen  schwierigen  Untersuchungen  genau  auf  Tag  und 
Stunde  ankommt  :  er  nimmt  Bezug  auf  eine  «  am  29.  Juli  abends  »  vom  Grafen 
Pourtales  eingetroffene  Meldung  und  datiert  die  Antwort  Tschirschkys  auf  den 
30.  Juli.  Die  Instruktion  muss  also  zwischen  dem  29.  Juli  abends  und  dem  30.  Juli 
nach  Wien  abgegangen  sein. 
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so  wichtigen,  von  allen  Seiten,  vom  Inland  wie  vom  Ausland 
bisher  stets  vergeblich  reklamierten  Dokumentes  nach  mehr  als 
einem  Jahre  —  sich  in  Frankreich,  England  oder  Russland  abge- 
spielt hätte,  so  würden  die  Herren  Helfferich,  Helmolt,  Schiemann. 
Chamberlain  und  C°  sofort  bei  der  Hand  sein,  von  Fälschung  und 
nachträglicher  Fabrikation  zu  reden.  Diese  Verteidiger  der  deut- 
schen Regierung  weisen  ohnedies  in  ihren  Darlegungen  darauf 
hin,  dass  man  als  authentisch  nur  die  Noten  von  Regierung  zu 
Regierung,  nicht  aber  die  Instruktionen  zwischen  Minister  und 
Botschafter  betrachten  könne  :  jene  seien  durch  die  Gegenpartei 
kontrolliert,  diese  aber  unkontrollierbar  und  daher  der  Fälschung 
ausgesetzt  (siehe  Chamberlain  Neue  Kriegsauf sätze,  S.  66).  Wenn 
solcher  Verdacht  gegenüber  Minister-Instruktionen  und  Gesandt- 
schaftsberichten an  die  eigene  Regierung  ausgesprochen  werden 
kann,  die  im  Zusammenhang  und  gleichzeitig  mit  allen  übrigen 
Dokumenten  publiziert  worden  sind,  sich  also  gegenseitig  bestä- 
tigen und  ergänzen,  um  wieviel  mehr  ist  dieser  Verdacht  berechtigt 
gegenüber  einer  Publikation,  die  nach  mehr  als  einem  Jahre,  auf 
allseitiges  Drängen,  vereinzelt  erfolgt  und  die  bisher  von  deutscher 
Seite  nie  in  Aussicht  gestellt  worden  war  1. 

Herr  von  Bethmann  gebraucht  für  den  auffallenden  Vorgang 
die  mystische,  mir  wenigstens  unerklärliche  Wendung  :  «  Ich  habe, 
als  in  England  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  die  Erregung  sich 
steigerte  und  ernste  Zweifel  an  unseren  Bemühungen  um  Erhal- 
tung des  Friedens  laut  wurden,  diesen  Vorgang  in  der  englischen 
Presse  bekanntgegeben.  »  Mir  ist  diese  Bekanntgebung  nicht  be- 
kannt, vielleicht  ist  sie  mir  entgangen.  Wenn  sie  aber  erfolgt  ist, 
so  frage  ich  : 

a)  Weshalb  ist  der  Vorgang  in  der  englischen  und  nicht 
in  der  deutschen  Presse  bekanntgegeben  worden  ?  Noch 
mehr  als  in  England  verlangte  und  erwartete  man  in 
Deutschland  einen  tatsächlichen  Beweis  für  die  Friedens- 
bemühungen in  Wien. 

b)  Weshalb  ist  nicht  das  Schriftstück  vom  30.  Juli  im 
Original  publiziert,  sondern  nur  «  der  Vorgang  »  im  all- 
gemeinen bekannt  gegeben  worden  ? 

1  Nach  weiteren  fünfviertel  Jahren  (November  1916)  ist  Bethmann  mit  einer 
zweiten  Instruktion  an  Tschirschky  herausgerückt,  die  sich  auf  die  Greysche  Ver- 
stand gungsformel  (Blaubuch,  Nr.  66)  bezieht.  Ich  behandle  diese  zweite  Instruk- 
tion in  dem  Kapitel  «  Bethmann,  der  Pazifist  »  (Abschnitt  «  Kxiegsziele  »). 
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c)  Weshalb  hat  man  die  Bethmannsche  Instruktion 
vom  30.  Juli  1914  nicht  in  das  deutsche  Weissbuch  aufge- 
nommen ?  Weder  in  das  erste  noch  in  das  zweite  ? 

Alles  Fragen,  auf  die  mir  die  Antwort  fehlt  ;  Bedenken,  die 
ich  nicht  unterdrücken  kann  ;  dunkle  Punkte,  die  für  mich  noch 
der  Aufklärung  harren,  da  ich  meinerseits  mit  den  Worten  «  Mys- 
tifikation, Betrug,  nachträgliche  Fabrikation  »  nicht  so  sorglos 
umzuspringen  vermag,  wie  es  die  Herren  Helfferich,  Helmolt, 
Schiemann,  Chamberlain  und  C°  tun 


Lange  nachdem  diese  Sätze  geschrieben  waren,  sind  einige 
weitere  Aufklärungen  —  in  der  englischen  Presse  —  gegeben 
worden,  die  aber  die  ganze  Affäre  nur  umso  dunkler  erscheinen 
lassen.  Die  Westminster  Gazette  vom  I.  August  hat  tatsächlich 
die  Instruktion  Bethmanns  an Tschirschky  vom  30.  Juli  publiziert. 
Der  Text  soll  dem  Berliner  Korrespondenten  des  genannten 
englischen  Blattes  vom  Auswärtigen  Amt  zum  Zwecke  der  Pu- 
blikation in  England  übergeben  worden  sein.  Der  Vorgang  wird 
dadurch  nur  umso  mysteriöser  :  es  ist  tatsächlich  ein  Unikum, 
dass  eine  Regierung  ein  so  wichtiges  Schriftstück  in  der  auslän- 
dischen Presse  publizieren  lässt,  es  aber  dem  eigenen  Volke  vor- 
enthält und  nicht  einmal  in  ihre,  vier  Tage  später  publizierte  erste 
—  und  ebensowenig  in  die  zweite  —  Aktensammlung  aufnimmt. 
Was  würde  man  in  Deutschland  von  Grey  oder  Viviani  gesagt 
haben,  wenn  sie  eine  in  den  kritischen  Tagen  an  Goschen  oder 
Cambon  erlassene  Instruktion  von  kapitaler  Wichtigkeit  in  ihren 
Blau-  oder  Gelbbüchern  weggelassen  und  ein  Jahr  nach  Kriegs- 
ausbruch die  Welt  mit  der  Tatsache  überrascht  hätten,  dass  jene 
Instruktion  ja  anfangs  August  191 4  in  der  Norddeutschen  Allge- 
meinen Zeitung  publiziert  worden  sei  ?  !  Ein  Hohngelächter  hätte 
solche  Enthüllung  begleitet  und  ich  möchte  die  Schimpfworte 
und  Verdächtigungen  nicht  hören,  die  die  kriegsfromme  deutsche 
Presse  den  ausländischen  Ministern  entgegengeschleudert  hätte. 

Wie  erklärt  sich  der  eigentümliche,  beispiellose  Vorgang  ?  Die 
Uebermittlung  an  das  englische  Blatt  verfolgte  offenbar  den 
Zweck,  dem  englischen  Publikum  den  Glauben  an  die  ernsten 
Bemühungen  der  Berliner  Regierung  einzuflössen,  den  Konflikt 
durch  gütliche  Verhandlung  zwischen  Wien  und  Petersburg  bei  zu- 
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legen.  Es  lag  in  jenen  Tagen  der  Berliner  Regierung  alles  daran, 
England  in  dem  bevorstehenden  Kontinentalkriege  neutral  zu 
erhalten.  Zu  diesem  Zwecke  musste  man  die  Schuld  an  dem  Schei- 
tern der  friedlichen  Konfliktslösung,  wenn  irgend  möglich,  auf 
Russland  abwälzen.  Deshalb  sprach  Herr  von  Bethmann  in  seiner 
Instruktion  an  Tschirschky  von  einem  «  Missverständnis  »  in 
Petersburg,  während  es  sich  tatsächlich  um  eine  schroffe  Ableh- 
nung jeder  Verhandlung  seitens  der  Wiener  Regierung  handelte. 
An  demselben  Tage,  an  dem  Herr  von  Bethmann  die  Wiener 
Regierung  angeblich  so  dringend  ermahnte,  in  Verhandlungen  mit 
Petersburg  einzutreten,  —  am  30.  Juli  —  hat  er  durch  Herrn  von 
Jagow  die  erste  Sazonowsche  Einigungsformel  (die  ich  an  späterer 
Stelle  ausführlich  behandle  :  Orangebuch  Nr.  60,  63)  ebenso 
schroff  ablehnen  lassen,  wie  Graf  Berchtold  zwei  Tage  vorher  jede 
Verhandlung  mit  Petersburg  zurückgewiesen  hatte.  Die  Wiener 
Herren  lehnten  generell  jede  Diskussion,  die  Berliner  speziell  die 
von  Russland  vorgeschlagene  Diskussionsbasis  ab,  die  mit  unbe- 
dingter Sicherheit  die  Verständigung  herbeigeführt  hätte.  Oester- 
reich  sagte  zu  Russland  :  Ich  rede  mit  dir  überhaupt  nicht  über 
die  serbische  Frage.  Deutschland  sagte  zu  Russland  :  Dein  spe- 
zieller Vorschlag  zur  Verständigung  mit  Oesterreich  ist  für  meinen 
Bundesgenossen  derartig  «  unannehmbar  »,  dass  ich  ihn  nicht 
einmal  nach  Wien  übermittle.  Resultat  :  Berlin  und  Wien  machten 
gleichzeitig  jede  direkte  Verständigung  zwischen  Wien  und  Peters- 
burg unmöglich. 

Dieser  belastende  Tatbestand  musste  nun  aber  vor  dem  eng- 
lischen Publikum  verwischt  werden.  Deutschland  und  Oester- 
reich mussten  unschuldig  an  den  verhängnisvollen  Folgen  der 
deutsch-österreichischen  Obstruktion  erscheinen,  damit  die  öffent- 
liche Meinung  Englands  sich  gegen  die  Kriegsbeteiligung  an  der 
Seite  Russlands  und  Frankreichs  ausspräche.  Dies  der  offenbare 
Zweck  der  Depeschen-Publikation  in  der  Westminster  Gazette  : 
sie  war  eines  der  Mittel,  mit  denen  das  trügerische  Doppelspiel 
zwischen  Berlin  und  Wien  verdeckt  werden  sollte.  Ueber  ein  Jahr 
lang  hat  die  deutsche  Regierung  den  «  Vorgang  »  verschwiegen, 
sowohl  die  Depesche  an  Tschirschky  als  ihre  Publikation  in  der 
«  Westminster  Gazette  ».  Welche  Gründe  sie  zu  dieser  Verschwei- 
gung hatte,  kann  man  nicht  wissen,  sondern  nur  vermuten.  Wenn 
die  Depesche  echt  ist,  d.  h.  in  Wahrheit  von  Herrn  von  Bethmann 
an  Tschirschky  abgesandt  ist,  so  erweckt  gerade  die  Art  ihrer 
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Publikation  (nur  in  England)  den  dringenden  Verdacht,  dass  sie 
nicht  ernstlich  gemeint  und  vielleicht  nur  zum  Zwecke  der  Publi- 
kation in  England  verfasst  und  abgesandt  worden  ist.  Schon  die 
brüske  und  unmotivierte  (bis  heute  noch  nicht  motivierte)  Ableh- 
nung der  ersten  Sazonowschen  Einigungsformel  am  30.  Juli 
—  abgesehen  von  allen  übrigen  erwiesenen  Tatsachen  (Verhalten 
zur  Greyschen  Konferenz,  zur  Greyschen  Einigungsformel,  zum 
Zarenvorschlag  vom  29.  Juli,  etc.)  —  alles  dies  beweist,  dass 
Berlin  keine  Verständigung  zwischen  Wien  und  Petersburg  wollte, 
sondern  am  30.  Juli  bereits  fest  entschlossen  zum  Kriege  war. 
Daher  begnügte  sich  das  Berliner  Auswärtige  Amt  auch  mit  dem 
scheinbaren  Erfolg  seines  Druckes  auf  Wien,  der  in  den  Berch- 
toldschen  Noten  an  Szäpary  und  Mensdorff  vom  30.  und  31.  Juli 
(Rotbuch  Nr.  50  und  51)  —  mit  all  ihren  Klauseln  und  Vorbe- 
halten —  zum  Ausdruck  kam,  anstatt  die  Annahme  einer  wirklich 
erfolgversprechenden  Verhandlungsbasis,  wie  sie  die  englischen 
und  russischen  Einigungsvorschläge  boten,  von  der  Bundes- 
genossin zu  verlangen  und  jede  weitere  Unterstützung  Oesterreichs 
von  dieser  Annahme  abhängig  zu  machen. 

Die  Bethmannsche  Depesche  vom  30.  Juli  erweckt  —  nach 
alledem  —  den  Verdacht,  eine  Finte  zu  sein,  dazu  bestimmt,  dem 
englischen  Publikum  Sand  in  die  Augen  zu  streuen  —  eine  Finte, 
die  durch  das  ganze  übrige  Verhalten  der  Berliner  Regierung  als 
solche  entlarvt  wird.  Daher  die  geheime  Lancierung  in  die  eng- 
lische Presse  ;  daher  die  Verschweigung  in  den  beiden  deutschen 
Weissbüchern,  in  der  offiziellen  und  offiziösen  Presse,  in  allen 
Reden  des  Reichskanzlers  —  bis  zum  19.  August  1915.  Diese 
ganze  Affäre  war  ein  höchst  dunkler  Punkt  in  der  diplomatischen 
Vorgeschichte  des  Krieges,  den  man  am  liebsten  —  nachdem  der 
Trick  in  England  seine  Wirkung  verfehlt  —  ein  für  allemal  in  der 
Versenkung  hätte  verschwinden  lassen,  den  man  aber  schliesslich 
ans  Tageslicht  zu  ziehen  gezwungen  war,  um  der  immer  dringender 
auftretenden  Forderung  nach  Beweisen  für  Berlins  Druck  auf 
Wien  (eine  Forderung,  die  ich  zuerst  mit  aller  Schärfe  erhoben 
hatte)  einigermassen  Genüge  zu  leisten.  — 


Unterdrücke  ich  aber  alle  diese  Bedenken  und  Zweifel,   so 
beweist  für  mich  das  Schriftstück  vom  30.  Juli  und  sein  immerhin 
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beschränkter  Erfolg,  wie  recht  ich  mit  meinen  Bemerkungen  in 
meinem  Buche  hatte,  dass  der  ernste  Wille  Berlins  in  jedem  Punkte 
die  unbedingte  Nachgiebigkeit  Wiens  zur  Folge  haben  musste,  dass 
nicht  einmal  ein  Wort  Bethmanns  erforderlich  war,  sondern  ein 
Stirnrunzeln  genügte,  um  Wien  zur  Befolgung  der  Berliner  Rat- 
schläge zu  veranlassen.  Der  Vorgang  vom  30.  Juli  —  wenn  er 
authentisch  und  ehrlich  gemeint  ist  —  beweist  die  Richtigkeit 
dessen,  was  ich  in  meinem  Buche  sage  :  Berlin  konnte  alles  in 
Wien,  was  es  wollte,  es  fragt  sich  nur  immer,  was  es  wollte.  Alle 
die  süsslichen  Redensarten  von  Bethmann  und  Jagow,  sie  seien 
bis  an  die  äusserste  Grenze  ihrer  Bundespflichten  gegangen,  sie 
hätten  den  Knopf  in  Wien  schon  so  stark  gedrückt,  dass  sie  viel- 
leicht die  gegenteilige  Wirkung  damit  erzielt  hätten  etc.  etc.,  alle 
diese  ausweichenden  Phrasen  sind  Lug  und  Trug.  Wenn  man  in 
Berlin  den  Knopf  drückte,  so  musste  es  in  Wien  unweigerlich  klin- 
geln. Wenn  die  Warnung  Bethmanns  vom  30.  Juli  den  unmittel- 
baren Erfolg  der  Wiederaufnahme  der  Wien-Petersburger  Ver- 
handlungen herbeiführte,  so  konnte  Berlin  auch  den  Abbruch 
dieser  Verhandlungen  am  28.  Juli  verhindern.  Es  konnte  die  An- 
nahme des  Greyschen  Konferenzvorschlages,  der  Greyschen  und 
Sazonowschen  Einigungsformeln  durchsetzen,  es  konnte  die  Mobi- 
lisierung der  zwei  nördlichen  Armeekorps  gegen  Russland,  den 
Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  und  die  Kriegserklärung 
an  Serbien,  die  österreichische  Generalmobilisierung  in  der  Frühe 
des  31.  Juli  —  es  konnte  alles  und  alles,  was  in  Wien  Verderbliches 
geschah,  verhindern,  ebenso  wie  es  die  Verhandlungsaufnahme 
am  30.  Juli,  wie  auf  Kommando,  durchsetzen  konnte.  Die  Verant- 
wortlichkeit Berlins  für  alles,  aus  den  österreichischen  Handlungen 
und  Unterlassungen  geflossene  Unheil  wird  ins  Unermessliche 
gesteigert  durch  die  neueste  Bethmannsche  Publikation.  Bisher 
konnte  sich  die  Berliner  Regierung  noch  hinter  ihrer  Machtlosig- 
keit der  Wiener  gegenüber  verstecken.  Jetzt  ist  dieses  Versteck- 
spiel unmöglich.  Berlin  war,  wie  wir  schon  wussten,  aber  nun 
bestätigt  sehen,  —  Berlin  war  Alles  und  Wien  Nichts.  Wer  alles 
verhindern  konnte,  ist  verantwortlich  für  alles,  was  geschehen  ist. 
Die  Berliner  Regierung  ist  die  Hauptschuldige,  die  Wiener  nur 
ihre  Helfershelferin. 
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Dieses  Urteil  wird  noch  verstärkt  durch  die  besonderen  Um- 
stände des  Falles  vom  30.  Juli.  An  diesem  Tage  handelte  es  sich 
darum,  einen  verhängnisvollen  faux-pas  der  Wiener  Regierung 
(die  kategorische  Ablehnung  der  Besprechungen  mit  Petersburg) 
wieder  rückgängig  zu  machen.  In  allen  übrigen  Fällen,  wo  Wien 
Verhängnisvolles  tat,  konnte  dieses  Tun  vor  der  Ausführung 
verhindert  werden.  Die  österreichische  Note  konnte  in  Berlin 
geprüft  und  gemildert,  die  Ultimatumsfrist  verlängert,  die  Kriegs- 
erklärung verhindert,  die  Annahme  der  verschiedenen  Vermitt- 
lungsvorschläge verlangt  werden  —  alles  dies  konnte  —  und 
musste  daher  —  von  Berlin  aus  vorher  bestimmt  und  geleitet 
werden,  ohne  dass  Wien  sich  durch  die  Zurücknahme  einmal  ge- 
troffener Massregeln  eine  Blosse  zu  geben  brauchte.  Der  Fall  vom 
28.  /30.  Juli  aber  war  schwieriger  :  Graf  Berchtold  hatte  die  Ver- 
handlungen mit  Petersburg  abgelehnt  und  diese  Ablehnung  war 
zwischen  dem  28.  und  29.  Juli  in  allen  europäischen  Kanzleien 
bekannt  geworden.  Jetzt  kam  der  Blitzstrahl  aus  Berlin  und 
Berchtold  musste  sich,  wohl  oder  übel,  desavouieren.  Das  war 
schwierig  —  sogar,  wenn  man  will,  prestigewidrig  ;  mehr  als 
manches  andere,  was  Oesterreich  entrüstet  abgelehnt  hat  —  und 
trotzdem  ging  es.  Es  ging,  weil  Berlin  es  so  wollte.  Was  wäre  nicht 
alles  gegangen,  wenn  Berlin  es  gewollt  hätte  ! 

Um  den  österreichischen  Rückzug  zu  decken,  hat  Graf  Berch- 
told sich  die  goldene  Brücke  des  «  Missverständnisses  »  gebaut. 
Jetzt  erst,  nach  der  Bethmannschen  Enthüllung,  versteht  man 
den  inneren  Zusammenhang  und  den  Zweck  dieser  windigen 
Konstruktion.  In  seiner  Depesche  vom  30.  Juli  an  Szapäry  (Nr.  50) 
berichtet  Graf  Berchtold  über  seine  Wiederaufnahme  der  Verhand- 
lungen mit  dem  russischen  Botschafter  Schebeko.  Am  Tage  vorher 
(29.  Juli)  hatte  eine  Unterhaltung  zwischen  Sazonow  und  Szäpäry 
stattgefunden  (Rotbuch  Nr.  47),  in  der  Sazonow  sich  einerseits 
über  die  «  weit  über  das  notwendige  Mass  ausgedehnte  und  daher 
gegen  Russland  gerichtete  Mobilisierung  Oesterreich-Ungarns  » 
und  andererseits  über  die  kategorische  Ablehnung  weiteren  Ge- 
dankenaustausches beschwerte.  Diese  Unterhaltung  habe  ich 
bereits  in  meinem  Buche  (S.  270,  275)  behandelt  —  sie  drehte  sich 
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um  die  bekannte  geistvolle  Unterscheidung  zwischen  österrei- 
chisch-russischen Interessen,  die  man  diskutieren,  und  österrei- 
chisch-serbischen, die  man  nicht  diskutieren  wolle.  Sazonow 
betonte  bei  dieser  Gelegenheit  von  neuem,  «  dass  man  unser 
(Oesterreichs)  legitimes  Interesse  zwar  anerkenne  und  voll  be- 
friedigen wolle,  dass  dies  aber  in  eine  für  Serbien  annehmbare 
Form  gekleidet  werden  sollte.  »  Die  russische  Teilmobilisierung 
vom  29.  Juli  als  Vorsichtsmassregel  zum  Schutz  der  russischen 
Balkaninteressen  wurde  von  Sazonow  angekündigt.  Der  Berch- 
toldsche  Standpunkt  der  Nichtdiskussion  des  österreichisch-ser- 
bischen Streitfalles,  wie  er  dem  Grafen  Szapäry  durch  die  Instruk- 
tion vom  Tage  vorher  (28.  Juli,  Nr.  40)  präzisiert  war,  wurde  in 
der  Petersburger  Unterhaltung  vom  29.  Juli  voll  aufrecht  erhalten. 

Und  nun  auf  einmal  sollte  auf  Befehl  von  der  Wilhelmstrasse 
eine  neue  Route  eingeschlagen,  der  Weg  der  direkten  Verständi- 
gung mit  Russland  beschritten  werden.  Da  half  man  sich  eben  mit 
dem  berühmten  Missverständnis.  «  Dass  Herr  Sazonow  sich  da- 
rüber beklagen  konnte,  es  hätte  kein  Gedankenaustausch  zwischen 
Herrn  Schebeko  und  mir  stattgefunden,  muss  auf  einem  Irrtum 
beruhen,  da  wir  —  Herr  Schebeko  und  ich  —  vor  zwei  Tagen 

die    aktuellen    Fragen    durchgesprochen    hatten  » (30.    Juli, 

Rotbuch  Nr.  50.)  Auf  diesen  angeblichen  Irrtum,  sei  es  bei  Sche- 
beko, sei  es  bei  Sazonow,  nimmt  nun  Herr  von  Bethmann  Bezug, 
um  die  Welt  glauben  zu  machen,  dass  in  Wirklichkeit  gar  keine 
Ablehnung  der  Verhandlungen  seitens  Berchtolds  stattgefunden 
habe.  Nein,  Herr  von  Bethmann,  die  Ablehnung  ist  erfolgt,  so 
schroff  und  kategorisch,  wie  Ihre  Ablehnung  der  Konferenz,  wie 
Jagows  Ablehnung  der  ersten  Sazonowschen  Einigungsformel. 
Der  angebliche  russische  Irrtum  aber  ist  nichts  anderes,  als  eine 
schamhafte  Rückzugsdeckung  Berchtolds,  der  doch  dem  russi- 
schen Diplomaten  nicht  gut  ins  Gesicht  sagen  konnte  :  «  Hören 
Sie  mal,  Exzellenz,  ich  habe  zwar  vorgestern  alle  weiteren  Ver- 
handlungen mit  Petersburg  abgelehnt,  aber  Herr  von  Bethmann 
befiehlt  mir  unter  schwerer  Androhung,  doch  zu  verhandeln,  et 
me  voilä  pret.  »  Diese  Blosse  konnte  sich  der  österreichische  Mi- 
nister des  Auswärtigen  nicht  geben,  deshalb  erfand  er  den  Irrtum. 
Und  diesen  angeblichen  Irrtum  benutzt  nun  der  deutsche  Reichs- 
kanzler, um  historisch  feststehende  Tatsachen  wegzueskamotieren ! 
Er  geht  hier  zweifellos  mala  fide  vor. 

Die  Beweise,  dass  kein  Missverständnis,  sondern  eine  schroffe 


RUSSLAND,    DER    «  BRANDSTIFTER  »  ?  289 

A  blehnung  vorlag,  sind  im  Weissbuch  und  Rotbuch  und  in  allen 
Büchern  der  Ententemächte  vor  der  Welt  ausgebreitet  und  in 
meinem  Buche  ausführlich  zusammengestellt.  Heute  möchte  ich 
nur  noch  auf  die  Nr.  44  des  österreichischen  Rotbuches  hinweisen, 
die  sozusagen  die  sedes  materiae  für  diese  Frage  des  Missverständ- 
nisses bildet  :  Berchtold  teilt  seinen  Missionen  den  Wortlaut  eines 
Memoires  mit,  das  er  am  29.  Juli  dem  Herrn  von  Tschirschky,  in 
Beantwortung   eines  von   diesem   am  28.   Juli  vorgenommenen 
Schrittes,  übergeben  hat  (siehe  über  diesen  Vorgang  mein  Buch, 
S.  284,  285).  Die  Berliner  Regierung  hatte  sich  nämlich  zu  dem 
Entschluss  aufgeschwungen,  einen  englischen  Friedensvorschlag 
endlich  einmal  nicht  bloss  «  weiterzugeben  »,  sondern  ihn  «  dem 
Wiener  Kabinette  zur  Erwägung  zu  unterbreiten  ».  Zur  Erwä- 
gung !  Das  war  bisher,  bis  zu  der  neuesten  Enthüllung  des  Herrn 
von  Bethmann,  der  stärkste  Druck,  soweit  bekannt  geworden,  der 
von  Berlin  auf  Wien  ausgeübt  wurde.  Der  englische  Vorschlag, 
der  zur  Erwägung  unterbreitet  wurde,  war  genau  derselbe,  auf 
den  sich  die  jetzt  enthüllte  Instruktion  vom  30.  Juli  bezieht, 
nämlich  :  die  Wiener  Regierung  möge  «  die  serbische  Antwort  als 
genügend  betrachten  oder  aber  als  Grundlage  für  weitere  Bespre- 
chungen ».  (Weissbuch  S.  9.  Rotbuch  Nr.  43.)  Der  Vorschlag  selbst 
war  von  Grey  dem  Fürsten  Lichnowsky  am  27.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  46)  in  wärmster  Weise  ans  Herz  gelegt  worden  und  stimmte, 
wie  jeder  sieht,  genau  mit  der  Berliner  Idee  direkter  Besprechungen 
zwischen  Wien  und  Petersburg,  auf  der  Basis  des  österreichisch- 
serbischen Notenverkehrs,  überein.  Es  ist  nun  höchst  auffallend 
und  steht  in  einem  für  mich  unlösbaren  Widerspruch,  dass  dieser 
übereinstimmende  deutsch- englische  Verständigungsvorschlag  am 
28.  Juli  in  der  mehr  als  platonischen  Form  einer  «  Unterbreitung 
zur  Erwägung  »  nach  Wien  übermittelt  wird  und  am  30.  Juli,  wie 
wir  jetzt  hören,  in  der  höchst  energischen  Form  der  Androhung 
einer    Bündnisabsage    von    demselben    Herrn    von    Tschirschky 
wiederholt  worden  sein  soll.    Wenn  die  Berliner   Regierung  in 
Wirklichkeit  ein  so  starkes  Gewicht  auf  die  erfolgreiche  Wieder- 
aufnahme  der   Verhandlungen  zwischen   Wien  und   Petersburg 
legte,   wie  sie  damals  und  heute  den  Anschein  erwecken  will, 
weshalb  hat  sie  die  energischen  Töne  vom  30.  Juli  nicht  schon  am 
28.  angeschlagen  und  dadurch  die  Absage  Berchtolds  an  Schebeko 
verhindert  ?   Ich  finde  zwischen  der  lauen  Unterbreitung  vom 
28.  und  dem  energischen  Verlangen  vom  30.  Juli  einen  Wider- 
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Spruch,  der  —  neben  manchen  anderen,  schon  oben  hervorgeho- 
benen Momenten  —  mir  die  Instruktion  vom  30.  Juli  in  einem  sehr 
eigentümlichen  Lichte  erscheinen  lässt. 

Die  kühle  «  Unterbreitung  »  vom  28.  Juli  musste  die  notwen- 
dige Folge  einer  kühlen  Ablehnung  jeder  weiteren.  Verhandlung 
seitens  des  Wiener  Kabinetts  nach  sich  ziehen.  Die  Ablehnungs- 
gründe sind  in  dem  erwähnten  Memoire  niedergelegt  und  gipfeln 
in  dem  Satze,  dass  die  k.  und  k.  Regierung  : 

«  zu  ihrem  lebhaften  Bedauern  nicht  mehr  in  der  Lage 
.  ist,  zu  der  serbischen  Antwortnote  im  Sinne  der  englischen 
Anregung  Stellung  zu  nehmen,  da  im  Zeitpunkte  des  hier 
gemachten  deutschen  Schrittes  der  Kriegszustand  zwischen 
der  Monarchie  und  Serbien  bereits  eingetreten  war  und  die 
serbische  Antwortnote  demnach  durch  die  Ereignisse  be- 
reits überholt  ist.  »  (Rotbuch  Kr.  44.) 

Den  logischen  Unsinn  dieser  Berchtoldschen  Ueberholungs- 
theorie  und  die  tatsächliche  Unwahrheit  ihrer  Voraussetzungen 
habe  ich  in  meinem  Buche,  S.  273-275,  genügend  beleuchtet.  Bei 
der  jetzigen  Untersuchung  kommt  es  mir  nur  auf  die  Feststellung 
an,  dass  Berlin  nicht  nur,  wie  alle  übrigen  Kabinette,  von  der 
schroffen  Ablehnung  jeder  Weiterverhandlung,  sondern  auch 
durch  ein  ausführliches  Memoire  vom  29.  Juli  über  die  Gründe 
dieser  Ablehnung  unterrichtet  worden  war.  Herr  von  Bethmann 
aber  behauptet,  die  Ablehnung  sei  gar  nicht  erfolgt,  es  sei  nur 
ein  russisches  «  Missverständnis  »  gewesen  !  Er  setzt  sich  damit 
in  schreienden  Gegensatz  zur  WTahrheit  und  auch  zu  seinem  eige- 
nen Staatssekretär,  der  ausdrücklich  feststellt,  dass  die  österrei- 
chische Regierung  «  sich  am  30.  Juli  nachmittags  dem  bisher  stand- 
haft abgeschlagenen  russischen  Wunsch  nach  einer  Diskussion  der 
Note  an  Serbien  fügte.  »  (HelfTerich,  S.  13.) 


Ueberlassen  wir  vertrauensvoll  dem  Reichskanzler  und  seinem 
Staatssekretär  die  häusliche  Auseinandersetzung  über  diesen 
Widerspruch  und  halten  wir  unsererseits  nur  die  der  Wrahrheit 
entsprechende  Feststellung  des  Staatssekretärs  fest  : 
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1.  Russland  hat  den  Wunsch  nach  direkter  Verständi- 
gung mit  Oesterreich  gehabt  —  ein  Wunsch,  der  selbst- 
verständlich von  allen  Mächten,  auch  von  Deutschland 
(wie  Herr  von  Bethmann  beständig  versichert)  geteilt 
wurde. 

2.  Oesterreich  hat  die  Erfüllung  des  russischen  Wun- 
sches standhaft  abgeschlagen,  bis  es  sich 

3.  am  30.  Juli  nachmittags  endlich  zu  einer  Besprechung 
bereit  erklärte. 

Dass  diese  endliche  Bereitwilligkeit  der  Wiener  Regierung  auf 
Berliner  Einflüsse  zurückzuführen  war,  ist  möglich.  Ihr  Fehler 
war  nur  der  und  ihre  Erfolglosigkeit  beruhte  darauf  : 

a)  dass  sie  zu  spät  kam  (die  Anweisung  Berchtolds  an 
Szapäry  vom  30.  Juli  (Nr.  50)  konnte  erst  am  31.  Juli  in 
Petersburg  zur  Ausführung  gelangen  (Nr.  55),  an  diesem 
Tage  waren  aber  bereits  die  beiderseitigen  Generalmobili- 
sierungen erfolgt  und  in  Deutschland  die  Kriegsgefahr 
proklamiert)  ;   und 

b)  dass  sie  derartig  verklausuliert  war  («  Erläuterungen  » 
entgegennehmen,  «  im  Rahmen  nachträglicher  Aufklärun- 
gen »,  <s  nichts  abhandeln  lassen  von  den  Punkten  der  Note  » 
«  durch  den  Kriegsausbruch  überholt »  etc.),  dass  ein  Erfolg 
der  wiederaufgenommenen  Verhandlungen  von  vornherein 
mehr  wie  zweifelhaft  war  (siehe  mein  Buch,  S.  273  und  279). 

Ein  literarischer  Verteidiger  der  österreichischen  Regierung 
hebt  diese  Verklausulierung  der  Wiener  Verhandlungs-Bcreit- 
schaft  noch  als  besonderes  Lob  hervor  :  Wien  habe  keineswegs 
nachgegeben,  sei  bis  zum  letzten  Moment  stark  geblieben  und 
hätte,  auch  wenn  die  Verhandlungen  weitergegangen  wären,  sich 
nichts  von  seinen  Forderungen  abhandeln  lassen.  Es  dürfte  nicht 
gewagt  sein,  nach  allem  Vorhergegangenen,  diesem  Lobredner  der 
Wiener  Regierung  recht  zu  geben.  Auch  ohne  die  Berliner  Ultima- 
tumspolitik, auch  ohne  die  Verwandlung  des  österreicliisch- 
serbisch-russischen  Balkanstreites  in  einen  deutsch-russischen 
Rüstungsstreit  wären  die  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  vermutlich  an  derselben  böswillig-hartnäckigen   Kurz- 
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sichtigkeit  gescheitert,  die  das  ganze  Verhalten  der  österreichi- 
schen Regierung  bis  dahin  gekennzeichnet  hatte. 

Pflicht  der  Berliner  Regierung  aber  wäre  es  gewesen,  wenn 
man  wirklich  —  unter  Ablehunng  aller  anderen  Vermittlungs- 
und Verständigungswege  —  wenigstens  auf  dem  einen  Wege  der 
direkten  Verständigung  zwischen  Wien  und  Petersburg  den  Frie- 
den zu  erhalten  wünschte,  —  Pflicht  Berlins  wäre  es  gewesen, 
den  Druck  vom  30.  Juli  bereits  am  23.  Juli  auf  Wien  auszuüben 
und  das  Wiener  Kabinett  zu  verhindern,  durch  sein  intransigentes 
und  kriegerisches  Vorgehen  gegen  Serbien  den  denkbar  ungün- 
stigsten Boden  für  die  Verhandlungen  mit  Petersburg  zu  bereiten. 
Wenn  Herr  von  Bethmann  die  direkten  Verhandlungen  zwischen 
Oesterreich  und  Russland,  die  Sazonow  vom  ersten  Moment  an 
erstrebte,  für  wünschenswert  oder  für  notwendig  hielt,  so  musste 
er  rechtzeitig  den  entsprechenden  Druck  auf  Wien  ausüben  und 
durfte  es  nicht  dulden,  dass  die  Wiener  Regierung  bereits  pränu- 
merando am  23.  Juli  (Rotbuch  Nr.  9)  und  dann  später  immer 
wieder  von  neuem  jede  direkte  Erörterung  der  serbischen  Frage 
mit  Russland  ablehnte  (siehe  mein  Buch,  S.  272).  Für  diese 
Ablehnung  und  ihre  Folgen  ist  Berlin  verantwortlich.  Der  Druck 
vom  30.  Juli  —  wenn  ich  ihn  als  erwiesen  und  ernstlich  gemeint 
annehme  —  war  nicht  mehr  imstande,  die  schwerwiegenden 
Folgen  der  österreichischen  «  Drückebergerei  »  vom  23.  bis  zum 
29.  Juli  ungeschehen  zu  machen. 

Für  die  Frage  der  russischen  «  Brandstiftung  »  ist  jedenfalls 
von  entscheidender  Bedeutung  der  Umstand,  dass  Sazonow  durch 
die  späte  Bereitwilligkeit  Oesterreichs  sich  nicht  abhalten  Hess, 
mit  grösstem  Eifer  und  bestem  Willen  seinerseits  die  Besprechungen 
wieder  aufzunehmen  (siehe  Rotbuch  Nr.  55,  56.  Orangebuch  Nr.  69. 
Blaubuch  Nr.  133)  :  er  schraubte  seine  Forderungen  noch  weiter 
zurück  als  bisher,  wünschte  die  Fortführung  der  Besprechungen 
auf  dem  neutralen  Londoner  Boden,  da  ihm  «  Unterhandlungen 
in  St.  Petersburg  aus  naheliegenden  Gründen  weniger  erfolg- 
versprechend erschienen  »  (Rotbuch  Nr.  56).  Auch  bezüglich  des 
österreichischen  Vorgehens  in  Serbien  machte  er  die  bekannten, 
in  meinem  Buche  wiederholt  erwähnten  weitestgehenden  Konzes- 
sionen, die  ich  als  «  dritte  Sazonowsche  Einigungsformel  »  bezeich- 
nen möchte  und  im  Zusammenhang  mit  den  beiden  ersten  noch 
behandeln  werde  (Blaubuch  Nr.  133).  Die  oben  erwähnte  Bespre- 
chung zwischen   Szäpäry  und  Sazonow  (Rotbuch  Nr.  56)  fand 
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am  1.  August  in  Petersburg  statt,  an  demselben  Tage,  an  dem 
nachmittags  die  deutsche  Kriegserklärung  überreicht  wurde.  In 
seiner  Unterhaltung  mit  Paleologue  und  Buchanan  vom  gleichen 
Tage  versicherte  der  russische  Minister,  dass  Russland  in  keinem 
Falle  die  Feindseligkeiten  beginnen  würde  und  sich  an  seine  Eini- 
gungsvorschläge  gebunden  halte,  bis  deutsche  Truppen  die 
Grenzen  überschritten.  Er  schlug  noch  weiter,  wie  bereits  früher 
erwähnt,  als  letzten  Ausweg,  um  das  Verhängnis  wenigstens  noch 
aufzuschieben,  das  Stehenbleiben  der  mobilisierten  Armeen  Frank- 
reichs, Deutschlands  und  Russlands  innerhalb  ihrer  Grenzen  vor, 
während  ein  letzter  Versuch  zur  friedlichen  Lösung  gemacht 
würde  (siehe  die  beiden  Schlussabsätze  von  Blaubuch  Nr.  139). 
Kann  irgend  ein  Mensch  in  der  Welt  mit  gutem  Gewissen 
behaupten,  dass  ein  Mann,  der  noch  am  Kriegserklärungstage  so 
handelt  wie  Sazonow,  von  Anfang  an  den  Krieg  gewollt,  geplant, 
beabsichtigt  habe,  und  nur  bemüht  gewesen  sei,  sich  den  Beistand 
Englands  und  Frankreichs  zu  sichern,  um  loszuschlagen  ?  Nach 
meiner  Ansicht  kann  mit  gutem  Gewissen  dies  niemand  behaup- 
ten, der  nicht  durch  «  Krieg  und  Kriegsgeschrei  »  Verstand, 
Urteil  und  guten  Willen  vollständig  verloren  hat.  Die  Dokumente 
sprechen  eine  klare  und  unzweideutige  Sprache  und,  selbst  wenn 
man,  wie  Helfferich,  nur  die  Entente-Publikationen,  unter  Aus- 
schluss der  österreichischen  und  deutschen,  in  Betracht  ziehen 
will  —  ein  an  sich,  wie  ich  dargelegt  habe,  durchaus  verwerf- 
liches Prinzip  — ,  so  ergeben  gerade  diese  Bücher  zur  Evidenz, 
dass  Sazonow  nicht  dem  Kriege,  sondern  vom  ersten  bis  zum  letzten 
Moment  dem  Frieden  gedient  hat. 


Die  Sazonowschen  Einigungsvorschläge. 

Ein  sehr  merkwürdiges  Schicksal  haben  die  Sazonowschen 
Einigungsvorschläge  erlebt,  die  —  auch  abgesehen  von  dem 
ganzen  übrigen  Verhalten  des  russischen  Ministers,  seinen  Rat- 
schlägen an  Serbien,  seiner  Annahme  der  Konferenz,  seinem 
Vorschlage  der  Haager  Schiedshof-Entscheidung,  seinem  Wunsch 
nach  direkten  Besprechungen  mit  Wien  etc.  —  für  sich  allein 
schon  seine  Friedensabsichten  bekunden  und  die  Helfferichsche 
Brandstifter- Konstruktion  von  Grund  aus  zerstören.  Ich  nehme 
Bezug  auf  die  ausführliche  Behandlung  der  Sazonowschen  Eini- 
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gungsvorschläge  in  meinem  Buche,  S.  130-134,  242-243,  288-291, 
und  will  hier  nur  kurz  den  Tatbestand  rekapitulieren  : 

Sazonows  erste  Einigungsformel. 
(30.  Juli.) 

Wir  sind  am  30.  Juli.  Am  Tage  vorher  hatte  Russland  die 
Teilmobilisierung  in  den  vier  südlichen  Armeebezirken  vorge- 
nommen ;  am  Abend  vorher  hatte  Bethmann  das  bekannte  Neu- 
tralitätsgesuch an  England  gerichtet  ;  Oesterreich  hatte  den  Krieg 
gegen  Serbien  seit  zwei  Tagen  eröffnet  und  bombardierte  Belgrad  ; 
Viviani,  der  soeben  mit  Poincare  von  der  Nordreise  zurückgekehrt 
war,  arbeitete  aufs  eifrigste,  in  Gemeinschaft  mit  Grey  und  unter 
Mitwirkung  Sazonows,  an  einer  friedlichen  Lösung  der  Krise  ; 
Greys  Konferenzvorschlag  war  seit  drei  Tagen  definitiv  von  Berlin 
abgelehnt  worden,  ohne  dass  die  Berliner  Regierung  sich  herbei- 
liess,  für  die  im  Prinzip  gebilligte  Vermittlungstätigkeit  der  vier 
Mächte  eine  ihr  genehme  Form  anzugeben  ;  die  Verhandlungen 
zwischen  Wien  und  Petersburg  waren  seit  zwei  Tagen  abgebro- 
chen —  kurz,  die  Lage  war  in  beängstigender  Weise  gespannt  und 
das  Schlimmste  in  Kürze  zu  befürchten.  Graf  Pourtaüs  hatte 
bereits  am  Tage  zuvor  Herrn  Sazonow  die  deutsche  Mobilisierung 
angedroht,  falls  Russland  mit  seinen  militärischen  Vorbereitungen 
nicht  einhalten  würde.  Sazonow  aber  konnte  die  russische  Teil- 
mobilisierung mit  der  vorausgegangenen  österreichischen  moti- 
vieren und  mit  der  offenkundigen  Absicht  Oesterreichs,  keinerlei 
friedliche  Lösung  des  Konflikts  mit  Serbien  zu  akzeptieren  (vu 
l'absence  evidente  chez  cette  derniere  du  desir  d'accepter  un  mode 
quelconque  d'une  Solution  pacifique  de  son  conflit  avec  la  Serbie. 
Orangebuch  Nr.  58). 

In  dieser  kritischen  Situation  verlässt  auch  den  deutschen 
Botschafter  in  Petersburg  die  gewohnte  Ruhe  ;  er  kommt  am  30. 
früh  morgens  (das  Blaubuch  Nr.  97  verzeichnet  :  at  2  A.  M.,  das 
Gelbbuch  Nr.  103  :  cette  nuit)  ganz  gebrochen  (completely  broke 
down)  zu  dem  russischen  Minister  und  bittet  ihn  inständig,  doch 
die  Bedingungen  angeben  zu  wollen,  unter  denen  Russland  seine 
militärischen  Vorbereitungen  einstellen  könne  (indiquer  ä  quelles 
conditions  nous  pourrions  encore  consentir  ä  suspendre  nos  arme- 
ments).  Sazonow  erklärt  sich  hierzu  bereit,  da  der  Zar  und  er 
selbst   den   dringenden   Wunsch  nach  Erhaltung   des  Friedens 
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hätten,  und  diktiert  dem  Grafen  Pourtales  folgende  Formel  in 
die  Feder  : 

Si  l'Autriche,  reconnaissant  que  la  question  austro-serbe  a  assum6  le 
caractere  d'une  question  europeenne,  se  declare  prete  ä  eliminer  de  son  Ulti- 
matum les  points  qui  portent  atteinte  aux  droits  souverains  de  la  Seibie; 
la  Russie  s'engage  ä  cesser  ses  preparatifs  militaires. 

Wenn  Österreich,  anerkennend,  dass  die  österreichisch-serbische  Frage 
den  Charakter  einer  europäischen  Frage  angenommen  hat,  sich  bereit  erklärt, 
aus  seinem  Ultimatum  die  Punkte  zu  eliminieren,  welche  den  Souveräni- 
tätsrechten Serbiens  Abbruch  tun,  so  verpflichtet  sich  Russland,  seine  mili- 
tärischen Vorbereitungen  einzustellen,  (Orangebuch  Nr.  60.  Blaubuch  Nr.  97. 
Gelbbuch  Nr.  103.) 

Pourtales  verspricht,  den  Sazonowschen  Vorschlag  beim  Aus- 
wärtigen Amt  in  Berlin  zu  unterstützen.  Der  Vorschlag  wird  sofort 
allen  Grossmächten  übermittelt  und  zwar  auf  doppeltem  Wege  : 
durch  deren  Botschafter  in  Petersburg  und  durch  die  russischen 
Botschafter  in  den  fremden  Hauptstädten.  So  erfährt  auch  das 
Auswärtige  Amt  in  Berlin  durch  Pourtales  und  Swerbeew  noch 
an  demselben  Tage  die  Sazonowsche  Formel 1.  Und  was  geschieht  ? 
Jagow  lehnt  den  Vorschlag,  den  er  auch  von  Pourtales  übermit- 
telt erhalten  und  den  letzterer  nach  seiner  Zusage  an  Sazonow 
(Gelbbuch  Nr.  103)  unterstützt  hatte,  als  «  inacceptable  pour 
l'Autriche  »  ab.  Das  ist  alles.  Keinerlei  Grund.  Unannehmbar  ! 

Weshalb  unannehmbar  ?  Was  enthielt  diese  Sazonowsche 
Formel,  was  für  Oesterreich  unannehmbar  sein  konnte  ?  Etwa 
die  Annerkennung,  dass  die  österreichisch-serbische  Frage  den 
Charakter  einer  europäischen  angenommen  hatte  ?  Dieser  Passus 
enthielt  nur  etwas  Selbstverständliches,  von  Deutschland  und 
Oesterreich  längst  Anerkanntes.  Er  war  also  so  wenig  unannehm- 
bar, dass  er  eigentlich  sogar  überflüssig  war.  Die  ganzen  Friedens- 
bemühungen der  europäischen  Mächte  seit  dem  24.  Juli  beruhten 
doch  auf  der  Tatsache  —  die  ja  Deutschland  und  Oesterreich, 
ausweislich  ihrer  eigenen  Dokumente,  von  vornherein  voraus- 
gesehen hatten  — ,  dass  der  österreichisch-serbische  Konflikt 
infolge  des  österreichisch-russischen  Gegensatzes  in  dieser  Frage 
und  infolge  der  beiderseitigen  Bündnisse  den  Charakter  einer  euro- 
päischen Frage  angenommen  hatte  :  die  Friedensbemühungen  der 

1  In  Nr.  63  Orangebuch  ist  das  Sazonowsche  Telegramm  irrtümlich  auf  den 
29.  Juli  datiert  während  es  tatsächlich  vom  30.  stammt  (siehe  Orangebuch  Nr. 
60).  Hoffentlich  rindet  Herr  Helfierich  nicht  auch  in  diesem  Irrtum  böse  Fälscher- 
absichten. 
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Ententemächte  und  Italiens,  alle  Vorschläge  Greys,  Sazonows, 
Vivianis,  aber  auch  der  deutsche  Vorschlag  der  direkten  Verstän- 
digung zwischen  Wien  und  Petersburg,  auf  den  die  Herren  der 
Wilhelnistrasse  sich  so  ausserordentlich  viel  zugute  tun,  alle  diese 
Vorschläge  beruhten  doch  auf  der  Erkenntnis  der  unleugbaren 
Tatsache,  dass  die  Streitfrage  eine  europäische  geworden,  und  auf 
dem  Bestreben  —  wenigstens  von  Seiten  der  Ententemächte  — 
die  europäische  Frage  nicht  zu  einem  europäischen  Kriege  aus- 
wachsen  zu  lassen.  Die  jetzt  bekannt  gewordene  Instruktion 
Bethmanns  an  Tschirschky  vom  30.  Juli  und  alle  seine  früheren 
und  späteren  angeblichen  «  Knopf  drückungen  »  in  Wien,  vor  allem 
aber  die  schliessliche  Bereitwilligkeit  Wiens  zu  direkten  Verhand- 
lungen mit  Petersburg,  —  was  bedeutet  dies  alles  anders,  als  «  die 
Anerkennung,  dass  die  österreichisch-serbische  Frage  den  Cha- 
rakter einer  europäischen  angenommen  hatte  »  ?  Dieser  Einlei- 
tungssatz der  Sazonowschen  Formel  konnte  also  unmöglich  das 
Missfallen  des  Herrn  von  Jagow  erregen. 

Und  weiter  :  Oesterreich  sollte  sich  bereit  erklären,  aus  seinem 
Ultimatum  die  Punkte  zu  eliminieren,  welche  den  Souveränitäts- 
rechten Serbiens  Abbruch  täten.  Was  war  gegen  diese  Formulie- 
rung einzuwenden  ?  Ich  denke,  Oesterreich  hatte  gar  nicht  die 
Absicht,  Serbiens  Souveränitätsrechte  zu  verletzen  ?  !  Allerdings 
sind  die  Ausdrücke,  mit  denen  Oesterreich  seine  Nichtabsichten 
versicherte  —  seine  positiven  Absichten  hat  es  bekanntlich  niemals 
kundgegeben  — ,  an  verschiedenen  Stellen  verschieden  gewählt  : 
das  eine  Mal  soll  das  serbische  Territorium,  das  andere  Mal  seine 
Unabhängigkeit,  ein  drittes  Mal  seine  Souveränität  respektiert 
werden  und  zwischen  diesen  drei  Respektversicherungen  finden 
die  verschiedensten  Permutationen  und  Kombinationen  statt. 
Aber  immerhin,  ein  Eingriff  in  serbische  Souveränitätsrechte 
wurde  von  Oesterreich  wiederholt  während  der  diplomatischen 
Verhandlungen  als  nicht  in  seiner  Absicht  liegend  erklärt.  Es 
konnte  also  für  Oesterreich  nicht  «  unannehmbar  »  sein,  eine 
solche  Erklärung  auch  formell  Europa  gegenüber  abzugeben, 
zumal  wenn  in  dem  europäischen  Rate,  dem  gegenüber  eine  solche 
Erklärung  hätte  erfolgen  sollen,  die  Bundesgenossen  Oesterreichs, 
Deutschland  und  Italien,  in  gleicher  Weise  wie  Russlands  Entente- 
genossen, Frankreich  und  England,  vertreten  waren.  Auch  dieser 
zweite  Satz  der  Sazonowschen  Formel  konnte  somit  für  Oesterreich 
nicht  unannehmbar  sein  :  er  wiederholte  —  ebenso  wie  der  erste 


RUSSLAND,   DER   «  BRANDSTIFTER  »  ?  297 

Satz  —  lediglich  etwas  bereits  Existierendes  und  legte  Österreich 
keinerlei  neue  Verpflichtung  auf. 

Die  Frage,  welche  Punkte  aus  den  österreichischen  Forderungen 
und  inwieweit  diese  Punkte  die  serbische  Souveränität  verletzten, 
—  diese  Frage  wurde  in  der  russischen  Formel  j  a  vollkommen  offen 
gelassen.  Diese  Frage  blieb  weiterer  ruhiger  Diskussion  vorbehal- 
ten, die  auf  verschiedenen  Wegen  stattfinden  konnte  :  entweder 
durch  direkte  Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Petersburg 
(seit  dem  30.  Juli,  dem  Tage  der  Sazonowschen  Formel,  war  ja 
Oesterreich  zu  sachlichen  «  Erläuterungen  »  und  «  Aufklärungen  » 
über  den  Inhalt  seiner  Note  bereit  :  Rotbuch  Nr.  50)  oder  unter 
Zuziehung  der  vier  unbeteiligten  Mächte  oder  —  noch  besser  — 
unter  Anrufung  des  Haager  Schiedshofes  (die  der  Zar  am  Tage 
vorher  vorgeschlagen  hatte)  oder  durch  Herbeiführung  einer 
staatsrechtlichen  Untersuchung  durch  Sachverständige  oder  auf 
irgend  einem  anderen  von  tausend  möglichen  Wegen.  Der  Ent- 
scheidung dieser  staatsrechtlichen  Einzelfragen  griff  die  Annahme 
der  Sazonowschen  Formel  nach  keiner  Richtung  hin  vor  ;  Oester- 
reich sollte  nur  formell  die  NichtVerletzung  der  serbischen  Sou- 
veränität, die  es  nach  seinen  bisherigen  Versicherungen  ja  gar 
nicht  verletzen  wollte,  zusichern  und  alle  aus  dieser  Zusicherung 
sich  ergebenden  Einzelfragen  —  im  wesentlichen  konnte  es  sich 
nur  um  die  Verständigung  über  Artikel  5  und  6  der  österreichischen 
Note  handeln  —  sollten  späterer  Prüfung  und  Erledigung  vor- 
behalten werden. 

Das  war  alles,  was  Herr  Sazonow  verlangte.  Wahrhaftig  nicht 
zu  viel.  Lauter  Selbstverständliches  oder  bereits  Zugesagtes.  Und 
das  war  für  Oesterreich  unannehmbar  ?  !  Ich  wiederhole  meine 
ernste  Frage  an  Herrn  von  Jagow  noch  dringender  als  zuvor  : 
Heraus  mit  Ihren  Gründen  l  Ob  sie  Wien  befragt  haben,  wissen 
wir  nicht.  Jedenfalls  hätten  Sie  fragen  müssen,  denn  Sie  hatten 
keine  Bestallung  als  Vormund  der  Wiener  Regierung.  Sie  hätten 
aber  nicht  bloss  fragen,  sondern  verlangen  müssen.  Sie  hätten  den 
Sazonowschen  Vorschlag  nicht  nur  Ihrerseits  annehmen,  sondern 
auch  die  Annahme  in  Wien  fordern  müssen  ;  denn  diese  Annahme 
legte  Oesterreich,  wenn  es  nicht  uneingestandene  Unterdrückungs- 
absichten gegen  Serbien  hatte,  weder  unerträgliche  noch  neue 
Verpflichtungen  auf. 

Und  was  tauschte  Oesterreich  dafür  ein  ?  Was  gewann  Europa, 
wenn    Oesterreich    und    Deutschland    die    Sazonowsche    Formel 
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annahmen  ?  Nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die  Sicherung  des 
europäischen  Friedens.  Die  Annahme  der  Sazonowschen  Formel 
am  30.  Juli  hätte  den  Frieden  mit  absoluter  Sicherheit  erhalten  : 
denn,  was  versprach  Russland  als  Gegenleistung  ?  «  La  Russie 
s'engage  ä  cesser  ses  preparatifs  militaires.  »  Russland  verpflichtete 
sich,  seine  militärischen  Vorbereitungen  einzustellen.  In  dem  Mo- 
ment, wo  Russland  diese  Verpflichtung  übernehmen  wollte, 
—  übernehmen,  ohne  irgend  eine  drückende  Gegenleistung 
Österreichs  —  war  noch  kein  Staat  zur  Generalmobilisierung 
übergegangen.  Oesterreich  hatte  teilweise  mobilisiert,  Russland 
desgleichen  ;  beide  Staaten  standen  an  der  Schwelle  der  General- 
mobilisierungen. Diese  Schwelle  war  aber  noch  nicht  überschritten. 
Sie  wäre  nie  überschritten  worden,  wenn  Herr  von  Jagow  Herrn 
Swerbeew  gegenüber  nicht  die  Erklärung  vom  30.  Juli  abgegeben 
hätte.  Diese  Erklärung  für  sich  allein  —  ohne  alles  andere  —  lädt 
die  ungeheuerliche  Verantwortung  für  den  Weltkrieg  auf  das  Haupt 
Jagows  und  seines  Vorgesetzten  Bethmann  Hollweg. 

Ueber  die  Tragweite  der  Annahme  oder  Ablehnung  des  Sazo- 
nowschen Vorschlages  konnte  in  Berlin  nicht  der  geringste 
Zweifel  bestehen.  Man  lese  Nr.  60  des  Orangebuches,  Nr.  97  des 
Blaubuches,  Nr.  103  des  Gelbbuches.  Ueberall  wird  die  folgen- 
schwere Bedeutung  des  Sazonowschen  Friedensvorschlages  her- 
vorgehoben und  von  seinem  Schicksal  das  Schicksal  Europas 
abhängig  gemacht. 

Preparations  for  general  mobilisation  will  be  proceeded 
with  if  this  proposal  is  rejected  by  Austria,  and  inevitable 
result  will  be  a  European  war  (Blaubuch  Nr.  97). 

Veuillez  telegraphier  d'urgence  quelle  scra  l'attitude 
du  Gouvernement  allemand  en  presence  de  cette  nouvelle 
preuve  de  notre  desir  de  faire  le  possible  pour  la  Solution 
pacifique  de  la  question  (Orangebuch  Nr.  60). 

Le  Gouvernement  russe  montre,  une  fois  encore,  par 
son  attitude,  qu'il  ne  neglige  rien  pour  enrayer  le  conflit 
(Gelbbuch  Nr.  103). 

In  höchster  Spannung  wartete  Europa  auf  die  Antwort 
Deutschlands  und  Oesterreichs  auf  die  Sazonowsche  Proposition 
und  diese  Antwort  war  —  glatt  ablehnend,  ohne  Motive. 
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Die  Folge  dieses  unerhörten  Vorganges,  der  nur  den  Abschluss 
und  Kulminationspunkt  einer  Reihe  ähnlicher  vorausgegangener 
Vorgänge  bildete,  waren  die  General mobilisierungen  des  nächsten 
Tages,  war  der  europäische  Krieg.  Die  russische  Generalmobilisie- 
rung vom  31.  Juli  hätte  nicht  stattgefunden,  wenn  Jagow  nicht  am 
30.  Juli  den  Sazonowschen  Vorschlag  abgelehnt  hätte.  Russland  war 
bereit,  seine  weiteren  militärischen  Vorbereitungen  einzustellen, 
d.  h.  bei  der  Teilmobilisierung  vom  29.  Juli  —  lediglich  gegen  das 
ebenfalls  mobilisierte  Oesterreich  —  stehen  zu  bleiben  und  keine 
Erweiterung  zu  einer  Generalmobilisierung  eintreten  zu  lassen. 
Die  Generalmobilisierung  musste  aber  erfolgen,  nachdem  die  von 
Sazonow  geforderte  Mindestzusage  einer  Respektierung  der  ser- 
bischen Souveränität  durch  Jagows  Mund  von  Oesterreich  abge- 
lehnt worden  war.  Jetzt  war  das  Fass  zum  Ueberlaufen  voll.  Frist- 
verlängerung abgelehnt,  Konferenz .  abgelehnt,  direkte  Verhand- 
lungen bisher  abgelehnt,  Greysche  Formel  nicht  beantwortet, 
Vorschlag  der  Haager  Schiedshof-Entscheidung  ignoriert,  keine 
eigene  Prozedur  für  die  Mächtevermittlung  vorgeschlagen,  keine 
eigene  Verständigungsinitiative  von  Berlin  oder  Wien  unternom- 
men, ausser  dem  Berliner  Vorschlag  der  direkten  Besprechungen, 
die  am  28.  Juli  und  schon  vorher  von  Berchtold  abgelehnt  wurden, 
—  absolute  Passivität  oder  Widerstand  gegen  alle  Ausgleichs- 
versuche und  nun  noch  brüske,  unmotivierte  Zurückweisung  einer 
zu  nichts  verpflichtenden  prinzipiellen  Erklärung  !  Das  war  zu 
viel.  Das  konnte  nichts  anderes  bedeuten  als  unerschütterlichen 
Kriegswillen  auf  Seiten  der  Zentralmächte  und  dagegen  konnte 
und  musste  Russland  seine  Schutzmassregeln  treffen. 

Diese  Massregeln  waren  ausserdem  auch  noch  durch  militä- 
rische Vorgänge  auf  Oesterreichs  und  Deutschlands  Seite  nicht 
nur  gerechtfertigt,  sondern  direkt  erzwungen,  worauf  ich  in  einem 
besonderen  Kapitel  noch  eingehen  werde.  Aber  auch  die  diplo- 
matischen Vorgänge  allein,  deren  Schlusspunkt  die  Ablehnung 
der  ersten  Sazonowschen  Formel  war,  hätten  Russland  zur  Aus- 
dehnung seiner  Teilmobilisierung  in  eine  Generalmobilisierung 
zwingen  müssen.  Hier,  in  dem  Vorgang  vom  30.  Juli  (Orangebuch 
Nr.  60,  63),  liegt  einer  der  dunkelsten  und  verhängnisvollsten 
Punkte  der  diplomatischen  Vorgeschichte  des  Krieges.  Hier  liegt 
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einer  der  Hauptbeweise  für  die  Schuld  Deutschlands  und  Oester- 
reichs  und  für  die  Schuldlosigkeit  ihrer  Gegner. 

* 
*  -         * 

Aber  nicht  nur  die  Angelegenheit  selbst,  sondern  noch  mehr 
die  Art,  wie  sie  von  der  deutschen  und  österreichischen  Regierung 
und  ihren  Verteidigern  behandelt  wird,  ergibt  die  Schuld  und  das 
Schuldbewusstsein  der  Zentralmächte.  Man  wird  es  nicht  glauben 
und  dennoch  ist  es  wahr  :  der  Sazonowsche  Vorschlag  vom  30.  Juli 
wird  weder  im  Weissbuch  noch  im  Rotbuch  noch  bei  Helfferich  noch 
in  den  Reden  und  Schriften  des  Reichskanzlers  auch  nur  mit  einem 
Worte  erwähnt.  Dass  Weissbuch  und  Rotbuch  und  Reichskanzler 
diesen  Vorgang  totschweigen,  habe  ich  bereits  in  meinem  Buche 
als  Ausdruck  ihres  Schuldbewusstseins  hervorgehoben  (S.  288, 
289).  Dass  aber  auch  Helfferich,  der  offizielle  Regierungsvertei- 
diger, es  fertig  bringt,  diesen  wichtigsten  Akt  des  Dramas  einfach 
zu  unterschlagen,  habe  ich  zuerst  nicht  für  möglich  gehalten.  Ich 
habe  seine  Schrift  daraufhin  wieder  und  wieder  durchgelesen  und 
muss  konstatieren,  dass  er  zwar  die  zweite  Sazonowsche  Formel 
vom  31.  Juli  (Orangebuch  Nr.  67)  erwähnt  (S.  16),  die  erste  Formel 
vom  30.  Juli  aber  glatt  unterschlägt.  Weder  der  Sazonowsche 
Vorschlag  noch  die  Jagowsche  Antwort  werden  auch  nur  mit  einem 
Worte  erwähnt. 

Dass  Chamberlain,  der  sich  im  wesentlichen  auf  die  verba 
magistrorum  Helfferich  und  Helmolt  beruft,  den  Vorgang  vom 
30.  Juli  verschweigt,  ist  selbstverständlich.  Ich  schlug  den  Helmolt 
nach  und  was  fand  ich  hier  ?  Er  berichtet  (S.  215)  den  Sazonow- 
schen  Vorschlag,  wie  er  sich  aus  Nr.  97  des  Blaubuches  ergibt,  aber 
er  unierschlägt  die  Jagowsche  Antwort.  Nirgends  ist  bei  Helmolt 
ein  Wort  oder  auch  nur  eine  Andeutung  über  diese  Antwort  zu 
finden.  Was  ich  in  meinem  Buche  bereits  als  verdächtigen  Aus- 
druck des  Schuldbewusstseins  hinstellte,  das  Verschweigen  der 
Sazonowschen  Einigungsvorschläge  im  Weissbuch  und  Rotbuch, 
wird  jetzt,  nach  der  vollständigen  Unterdrückung  des  Vorganges 
bei  Helfferich,  nach  der  teilweisen  Unterdrückung  bei  Helmolt, 
zu  einer  Schuldgewissheit  —  objektiv — und  zu  einem  erdrückenden 
Schuldbekenntnis  —  subjektiv  — ,  zu  einem  Schuldbekenntnis  in 
einem  der  entscheidenden  Wendepunkte  der  diplomatischen  Vor- 
geschichte. Von  der  Annahme  des  russischen  Vorschlages  hing  der 
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Stillstand  der  weiteren  Mobilisierungen  ab  ;  die  Ablehnung  hat 
den  Fortgang,  die  Erweiterung  und  damit  —  nach  der  Helfferich- 
schen  These  selbst  —  den  Krieg  herbeigeführt. 

Der  Abschnitt  «  Der  Brandstifter  »  (Helfferich,  S.  4)  beginnt 
mit  den  lapidaren  Worten  : 

«  Ueber  den  unmittelbaren  Anlass  zum  Kriegsausbruch 
kann  ein  Zweifel  nicht  bestehen.  Der  Anlass  war  die  am 
31.  Juli  frühmorgens  von  dem  Zaren  angeordnete  allge- 
meine Mobilmachung  der  russischen  Streitkräfte  zu  Wasser 
und  zu  Lande  und  die  Weigerung  Russlands,  diese  Mass- 
nahme, dem  Verlangen  Deutschlands  entsprechend,  rück- 
gängig zu  machen.  » 

Diese  Mobilmachungsfrage  werde  ich,  wie  gesagt,  noch  be- 
sonders behandeln.  Stellt  man  sich  aber  auf  den  Helfüerichschen 
Standpunkt,  so  gewinnt  gerade  von  diesem  Standpunkt  aus  der 
Vorgang  vom  30.  Juli  eine  entscheidende  Bedeutung.  Die  russische 
Mobilmachung  vom  31.  Juli  hat  —  nach  Helfferich  —  den  Krieg 
herbeigeführt,  sie  selbst  aber  wäre  verhindert  worden  durch  die 
Annahme  des  russischen  Vorschlages  vom  vorhergehenden  Tage.  Also 
nicht  die  russische  Militärmassnahme,  sondern  das  deutsche  di- 
plomatische Verhalten  trägt  die  Schuld  am  Kriege.  Auf  die 
deutsche  Regierung  aber,  die  durch  die  Verschweigungsmethode 
ihrer  eigenen  Verteidiger  noch  stärker  belastet  wird,  als  sie  ohne- 
dies schon  durch  die  Tatsachen  selbst  belastet  ist,  kann  man  das 
bekannte  Sprichwort,  variierend,  anwenden  :  Sage  mir,  wie  du 
verteidigt  wirst,  und  ich  werde  dir  sagen,  wer  du  bist. 

Sazonows  zweite  Einigungsformel 
(31.  Juli). 

In  meinem  Buche  (S.  133,  242,  289)  habe  ich  die  zweite  Sazo- 
nowsche  Formel,  das  Resultat  eifrigster  Einigungsbemühungen 
der  englischen,  französischen  und  russischen  Diplomatie,  ausführ- 
lich behandelt.  Die  Helfferiehschen  Bemerkungen  zu  diesem  Vor- 
schlage, den  er  —  zum  Unterschiede  von  dem  vorhergehenden 
—  nicht  totschweigt,  veranlassen  mich  zu  einigen  weiteren  Aus- 
führungen. 

Zum    besseren  Verständnis   derselben   lasse  ich  nachstehend 


302  DAS  VERBRECHEN 

den  Wortlaut  des  Greyschen  Einigungsvorschlages  (in  der  Form, 
wie  er  zum  ersten  Mal  am  29.  Juli,  Blaubuch  Nr.  88,  auftaucht), 
sowie  der  zweiten  Sazonowschen  Einigungsformel  vom  31.  Juli 
(Orangebuch  Nr.  67)  im  Original  und  in  Uebersetzung  folgen  : 

Blaubuch  Nr.  88. 

It  was,  of  course,  too  late  for  all  military  Operations  against  Servia  to  be 
suspended.  In  a  short  time,  I  supposed,  the  Austrian  forces  would  be  in  Bei. 
grade,  and  in  occupation  of  some  Servian  territorj'.  But  even  then  it  might 
be  possible  to  bring  some  mediation  into  existence,  if  Austria,  while  saying 
that  she  must  hold  the  occupied  territory  until  she  had  complete  satisfaction 
frorn  Servia,  stated  that  she  would  not  advance  further,  pending  an  effort 
of  the  Powers  to  mediate  between  her  and  Russia. 

Es  sei  nun  freilich  zu  spät,  jedes  militärische  Vorgehen  gegen  Serbien 
einzustellen,  da  ich  vermute,  dass  binnen  kurzer  Zeit  die  österreichisch- 
magarischen  Truppen  in  Belgrad  einziehen  und  einen  Teil  serbischen  Gebietes 
besetzen  würden.  Aber  sogar  dann  wäre  es  noch  möglich,  irgend  eine  Ver- 
mittlung ausfindig  zu  machen,  wenn  Oesterreich-Ungarn  —  das  von  ihm 
bereits  besetzte  Gebiet  behaltend,  bis  es  von  Serbien  vollständig  befriedigt  — 
erklärte,  dass  es  nicht  weiter  vorrücken  würde,  bis  die  Mächte  einen  Versuch 
gemacht  hätten,  zwischen  ihm  und  Russland  zu  vermitteln.  (Nach  der 
amtlichen,  für  das  Auswärtige  Amt  in  London  gedruckten  deutschen  Ueber- 
setzung, Bern  19 14.) 

Orangebuch  Nr.  67. 

Si  l'Autriche  consent  ä  arreter  la  marche  de  ses  armees  sur  le  territoire 
serbe  et  si,  reconnaissant  que  le  conflit  austro-serbe  a  assume  le  caractere 
d'une  question  d'interet  europeen,  eile  admet  que  les  Grandes  Puissances 
examinent  la  satisfaction  que  la  Serbie  pourrait  accorder  au  Gouvernement 
d'Autriche-Hongrie  sans  laisser  porter  atteinte  ä  ses  droits  d'Etat  souverain 
et  ä  son  independance  —  la  Russie  s'engage  ä  conserver  son  attitude  expec- 
tante. 

Wenn  Oesterreich  zustimmt,  den  Vormarsch  seiner  Armeen  auf  dem 
serbischen  Territorium  zum  Stillstand  zu  bringen  und  —  unter  Anerkennung 
der  Tatsache,  dass  der  österreichisch-serbische  Konflikt  den  Charakter  einer 
Frage  europäischen  Interesses  angenommen  hat,  —  zulässt,  dass  die  Gross- 
mächte die  Genugtuung  prüfen,  welche  Serbien  der  österreichisch-ungarischen 
Regierung  gewähren  könnte,  ohne  seinen  Rechten  eines  souveränen  Staates 
und  seiner  Unabhängigkeit  Abbruch  zu  tun,  —  so  verpflichtet  sich  Russland, 
seine  abwartende  Stellung  beizubehalten. 

Helfferich  gefällt  sich  darin,  durch  Gegenüberstellung  der 
Greyschen  und  der  Sazonowschen  Einigungsformel  den  Nachweis 
einer  grundlegenden  Verschiedenheit  zwischen  beiden  Vorschlägen 
zu  führen  und  den  Greyschen  auf  Kosten  des  Sazonowschen  zu 
loben.  Wenn  dieses  Lob  ein  verdientes  ist,  so  erlaube  ich  mir  die 
Frage  an  den  Herrn  Staatssekretär  zu  richten,  weshalb  die  deutsche 
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Regierung  diesen  Greyschen  Vorschlag  zwar  «  nach  Wien  weiter- 
gegeben »  (Weissbuch,  S.  11),  ihn  aber  nie  befürwortet  oder  auch 
nur  beantwortet  hat  ?  Auch  Wien  selbst  hat,  wie  bekannt,  keine 
Antwort  darauf  erteilt. 

Herr  Helflerich  meint  zwar  (S.  10),  der  Vorschlag  sei  von 
Deutschland  in  Wien  auch  befürwortet  worden,  er  beweist  aber 
diese  Behauptung  nicht.  WTenn  der  Greysche  Vorschlag  ernsthaft 
befürwortet  worden  wäre,  dann  wäre  er  zweifellos  in  Wien  ange- 
nommen worden.  Oesterreich  hätte  dann  Belgrad  und  einiges 
andere  serbische  Territorium  (some  Servian  territory)  besetzt,  den 
weiteren  Vormarsch  zunächst  eingestellt,  hätte  den  Mächten  die 
Bedingungen  mitgeteilt,  die  man  Serbien  aufzuerlegen  wünschte, 
die  Mächte  hätten  sich  bemüht,  Serbien  zu  einer  «  complete  satis- 
faction  »  zu  veranlassen,  und  der  europäische  Frieden  wäre 
erhalten  geblieben.  Grey  gebraucht  bei  dem  ersten  Auftauchen 
seines  Projekts  (Nr.  88)  den  positiven  Ausdruck  «  complete  satis- 
faction  »,  spricht  dann  in  Nr.  103,  Absatz  1,  von  «  satisfaction 
sufficient  to  paeify  Austria  »,  kehrt  aber  in  Absatz  2  wieder  zu 
dem  weitergehenden  Ausdruck  zurück  «  how  Servia  could  fully 
satisfy  Austria  »,  nur  mit  dem  Zusatz  «  without  impairing  Servian 
sovereign  rights  or  independence  ».  Von  diesen  drei  Gre3Tschen 
W'endungen  zitiert  Herr  Helfferich  natürlich  nur  die  mittlere, 
weil  ihm  die  beschränktere  Form  der  an  Oesterreich  zu  gewäh- 
renden Befriedigung  («  eine  dieser  Monarchie  genügende  Genug- 
tuung »)  für  seine  Zwecke  besser  passt.  Ich  hebe  aber  meinerseits 
ausdrücklich  die  zweimalige  Wiederholung  der  weitergehenden 
Form  «  complete  satisfaction  »  und  «  fully  satisfy  »  hervor. 

Dass  der  Greysche  Vorschlag  zur  wesentlichen  Grundlage  die 
Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen  seitens  der  Gross- 
mächte hatte,  ist  unbestreitbar  und  wird  auch  von  Herrn  Helffe- 
rich nicht  bestritten  (S.  17).  Grey  wiederholt  bei  jeder  Erörterung 
seines  Vorschlages  die  selbstverständliche  Voraussetzung,  dasa 
alle  Mächte  sich  weiterer  militärischer  Vorbereitungen  enthalten 
sollten  (Blaubuch  Nr.  103  u.  a.  a.  O.).  WTas  konnte  Oesterreich 
wohl  mehr  verlangen,  als  die  «  Besetzung  von  Belgrad  und  be- 
nachbartem serbischen  Gebiet  als  Pfand  für  eine  befriedigende 
Regelung  seiner  Forderungen...  während  gleichzeitig  die  anderen 
Länder  ihre  Kriegsvorbereitungen  einstellen  »  ?  So  wörtlich  das 
—  den  Greyschen  Vorschlag  reproduzierende  — -  Telegramm  deß 
Königs  Georg  an  den  Prinzen  Heinrich  vom  30.  Juli.  Sollte  man 
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es  für  möglich  halten,  dass  ein  derartig  weitgehender,  vom  eng- 
lischen König  in  dringendster  Weise  unterstützter  Einigungs- 
vorschlag, der  Oesterreich  auf  unbestimmte  Zeit  als  Sieger  und 
Pfandhalter  im  Besitz  der  serbischen  Hauptstadt  Hess,  bis  ihm 
volle  Genugtuung  (allerdings  unbeschadet  der  serbischen  Souve- 
ränität) gewährt  war,  —  sollte  man  es  glauben,  dass  dieser  Vor- 
schlag in  Berlin  und  Wien  die  Misshandlung  erfuhr,  zwar  «  weiter- 
gegeben »,  aber  nicht  einmal  beantwortet  zu  werden  ?  !  Wo  steht, 
frage  ich  Herrn  Helfferich,  im  Weissbuch  oder  im  Rotbuch  (die 
späteren  «  Enthüllungen  »  konnten  ja  Herrn  Helfferich  bei  Abfas- 
sung seiner  Schrift  noch  nicht  bekannt  sein),  dass  der  Vorschlag 
Greys  in  Wien  auch  nur  befürwortet  worden  sei  ? 

Und  die  Antwort  Wiens  ?  Herr  Helfferich  muss  sich  mit  den 
verlegenen  Bemerkungen  aushelfen  :  «  die  Antwort  Oesterreichs 
stand  noch  aus  »,  «  der  Vorschlag  war  von  Oesterreich  noch  nicht 
beantwortet  »  etc.  —  genau  dieselben  Verlegenheitsphrasen,  mit 
denen  Herr  von  Jagow  die  Beantwortung  von  einem  Tag  zum 
andern  hinausschob  (siehe  die  Zitate  in  meinem  Buch,  S.  286, 
Note  3).  Der  Vorschlag  ist  tatsächlich  nie  beantwortet  worden.  Auch 
das  deutsche  Weissbuch  konstatiert  dies  mit  den  Worten  (S.  12)  : 
«  Noch  ehe  die  Wiener  Antwort  auf  den  letzten  englisch-deutschen 

Vermittlungsvorschlag in  Berlin   eintreffen   konnte,    ordnete 

Russland  die  allgemeine  Mobilmachung  an.  »  Herr  Helfferich  aber, 
der  gegen  die  Ehrlichkeit  und  Güte  dieses  Vorschlages  vom  29.  Juli 
—  also  aus  einer  Zeit  noch  nicht  unheilbarer  Spannung  —  nichts 
einzuwenden  weiss,  er  wird  die  Beantwortung  der  Frage  nicht 
umgehen  können,  weshalb  der  Vorschlag  weder  von  Berlin  noch 
Wien  beantwortet  worden  ist,  weshalb  man  seine  Annahme  in 
Wien  nicht  als  Bedingung  jedes  weiteren  Zusammengehens  kate- 
gorisch verlangt  hat  ? 

Was  hatte  man  einzuwenden  gegen  die  Besetzung  Belgrads 
und  benachbarten  Gebietes,  gegen  die  Diktierung  der  Friedens- 
bedingungen von  dort  aus,  die  man  ja  so  scharf,  wie  man  wollte, 
formulieren  konnte,  gegen  die  Pfandhaltung  bis  zur  Erfüllung  der 
selbstgestellten  Forderungen,  gegen  die  Vermittlungstätigkeit  der 
Mächte  zum  Zwecke  dieser  Erfüllung  ?  War  Oesterreich  nicht 
als  beatus  possidens,  als  militärischer  Pfandhalter  der  fremden 
Hauptstadt,  in  einem  Prestigeglanz,  wie  er  leuchtender  gar  nicht 
gedacht  werden  kann,  und  zwar  auf  Kosten  Russlands,  dessen 
Prestige    als  Balkaninteressent    um    ebensoviel   auf  der  Wage 
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sinken  musste,  als  das  österreichische  Prestige  emporstieg.  Unfass- 
bar  bleibt  es  geradezu,  unfassbar  die  verbrecherische  Verblendung, 
der  ein  solcher  militärisch-diplomatischer  Sieg  noch  nicht  genügte, 
die  noch  mehr  haben  wollte,  noch  mehr  —  auf  die  Gefahr  hin, 
Europa  in  dieses  Blutmeer  zu  tauchen,  in  das  es  nunmehr  ver- 
sunken ist.  Wo  und  wie  hat  Berlin  den  Greyschen  Vorschlag  befür- 
wortet, frage  ich  immer  von  neuem  ?  Weshalb  ist  er  nicht  ange- 
nommen worden  ?  Weshalb  ist  er  unbeantwortet  geblieben1  ? 


Welchen  Wert  hat  diesem  Tatbestand  gegenüber  das  Mühen 
des  Herrn  Helfferich,  den  Greyschen  Vorschlag  als  besser  wie  den 
Sazonowschen  hinzustellen  und  dem  letzteren  eine  «  geradezu 
klassische  Naivität  »  nachzusagen  ?  Sie  sind  ja  beide  weder  be- 
fürwortet noch  angenommen  noch  auch  nur  beantwortet  worden. 
Beide  sind  totes  Papier,  englisch- russische  Monologe  geblieben. 
Was  kommt  darauf  an,  ob  der  eine  Tote  schöner  als  der  andere 
war  ? 

Im  übrigen  ist  es  gar  nicht  wahr,  dass  zwischen  der  zweiten 
Sazonowschen  und  der  Greyschen  Formel  eine  erhebliche  sach- 
liche Differenz  besteht.  Die  Urheber  beider  Formeln  —  und  sie 
mussten  es  doch  am  besten  wissen  —  waren  sich  darüber  einig, 
dass  die  zweite  Sazonowsche  Formel  eine  Amalgamierung  der 

1  Herr  von  Bethmann  hat  —  zum  ersten  Mal  —  in  seiner  Rede  vom  9.  No- 
vember 1916  eine  Instruktion  an  Herrn  von  Tschirschky  produziert,  durch  die  er 
die  Befürwortung  des  Greyschen  Vorschlages  beweisen  will.  Dieses  —  zweiein- 
viertel  Jahre  nach  Kriegsbeginn,  eindreiviertel  Jahre  nach  dem  Erscheinen  der 
Helfferichschen  Schrift  und  beinahe  ein  Jahr  nach  der  Niederschrift  meines 
obigen  Kapitels  plötzlich  ans  Tageslicht  getretene  —  Schriftstück  ist  denselben 
Zweifeln  und  Verdachtsgründen  unterworfen  wie  seine  Zwillingsschwester,  die 
früher  erwähnte  «  Druck  »-Note  an  Tschirschky  vom  30.  Juli.  Ich  behandle  jene 
zweite  Instruktion  ausführlich  in  meinem  Aufsatz  über  die  obenerwähnte  Beth- 
mannsche  Rede  (Abschnitt  Kriegsziele  :  «  Bethmmn,  der  Pazifist »). 

Wenn  Herr  von  Bethmann  jetzt  nachträglich  —  in  derselben  Rede  —  die 
Berchtoldsche  Note  vom  31.  Juli  (Rotbuch  Nr.  51)  als  eine  Beantwortung  oder 
gar  als  eine  Annahme  des  Greyschen  Vorschlages  (Blaubuch  Nr.  88)  hinzustellen 
sucht,  so  erkläre  ich  dies  für  eine  absichtliche  Verschiebung  der  Tatsachen  und 
habe  den  Beweis  für  diese  Beschuldigung  bereits  in  meinem  Buche  (Seite  286-288) 
und  neuerdings  in  meinem  eben  erwähnten  Aufsatz  «Bethmann,  der  Pazifist» 
erbracht.  Schon  der  oben  im  Text  angeführte  Satz  aus  seinem  eigenen  Weissbuch 
straft  Herrn  von  Bethmann  Lügen.  Die  Berchtoldsche  Note  vom  31.  Juli  (Rot- 
buch Nr.  51)  bezieht  sich  nicht  auf  Blaubuch  Nr.  88  (Einigungsvorschlag  Greys). 
sondern  auf  Blaubuch  Nr.  84  (conversation  ä  quatre  in  London)  ;  sie  enthält 
überdies  mit  all  ihren  Klauseln  und  Vorbehalten  keine  Annahme  irgend  einer  Ver- 
mittlung, sondern  «  eine  Ablehnung  in  der  Form  einer  Annahme»  (siehe  aj'accusett 
Seite  280). 

Das  Verbrechen.  20 
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ersten  russischen  und  der  Greyschen  Formel  darstellt.  Wohl 
gemerkt  :  Amalgamierung,  nicht  aber  vollständige  wörtliche 
Uebereinstimmung  mit  dem  Greyschen  Vorschlage.  Wenn  diese 
Uebereinstimmung  beabsichtigt  gewesen  wäre,  hätte  sich  ja  Herr 
Sazonow  nicht  die  Mühe  zu  geben  brauchen,  einen  zweiten  Vor- 
schlag zu  formulieren.  Man  arbeitete  eben  von  allen  Seiten,  von 
Paris,  Petersburg  und  London  aus  (siehe  besonders  Vivianis 
Depesche,  Gelbbuch  Nr.  112)  an  einer  Zusammenschweissung  des 
Greyschen  und  des  ersten  Sazonowschen  Vorschlages,  die  beide 
unabhängig  von  einander  entstanden  waren  und  nun  zu  einem 
gemeinschaftlichen  Vorschlage  umredigiert  werden  sollten.  In  der 
Depesche  Buchanans  vom  31.  Juli  (Blaubuch  Nr.  120),  welche 
zuerst  die  neue  Sazonowsche  Formulierung  nach  London  über- 
mittelte, heisst  es  ausdrücklich  : 

«  Der  Minister  des  Auswärtigen  bat  mich  und  den  fran- 
zösischen Botschafter,  unseren  Regierungen  die  nach- 
stehende Formel  zu  telegraphieren  als  das  bestüberlegte 
Mittel,  um  die  in  Ihrem  (Greys)  Telegramm  vom  30.  Juli 
(Blaubuch  Nr.  103)  gemachte  Proposition  mit  der  in 
meinem  (Buchanans)  Telegramm  vom  30.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  97)  erwähnten  (ersten  Sazonowschen)  Formel  zu  amal- 
gamieren.  Er  (Sazonow)  vertraut  darauf,  dass  der  nach- 
folgende Vorschlag  Ihre  Billigung  finden  wird.  » 

Es  folgt  nunmehr  der  Wortlaut  der  zweiten  Sazonowschen 
Formel  laut  Orangebuch  Nr.  67  (mit  einigen  ganz  unerheblichen 
Abweichungen  :  «  consentira  »  statt  «  consent  »,  «  troupes  »  statt 
«  armees  »,  etc.,  aus  denen  hoffentlich  Herr  HelfTerich  keine  bösen 
Absichten  herleiten  wird). 

Der  englische  Botschafter  berichtet  ferner  über  den  Telegramm- 
verkehr zwischen  dem  Zaren  und  Kaiser  Wilhelm  und  erwähnt 
besonders  die  bekannte  Depesche  des  Zaren  vom  31.  Juli  (Weiss- 
buch, S.  12),  in  der  Kaiser  Nikolaus  sein  feierliches  Wort  darauf 
gibt,  dass,  während  des  Schwebens  der  (soeben  wieder  aufgenom- 
menen) Verhandlungen  mit  Oesterreich,  seine  Truppen  keine 
herausfordernde  Aktion  unternehmen  würden,  da  Russland  weit 
entfernt  davon  sei,  einen  Krieg  zu  wünschen.  Allerdings  seines 
*  technisch  unmöglich,  unsere  militärischen  Vorbereitungen  ein- 
zustellen, die  durch  Oesterreichs  Mobilisierung  notwendig  geworden 
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sind  ».  Diese  technische  Unmöglichkeit,  eine  einmal  begonnene 
Mobilisierung  in  einem  Grosstaat  plötzlich  zu  stoppen,  hat  be- 
kanntlich auch  Kaiser  Wilhelm  in  seiner  Depesche  an  den  König 
von  England  vom  i.  August  betont  (siehe  deutsche  «  Aktenstücke 
zum  Kriegsausbruch  »,  S.  46).  Buchanan  erwähnt  weiter  die  Sazo- 
nowsche  Suggestion,  die  weiteren  Verhandlungen  in  der  günsti- 
geren Atmosphäre  Londons  stattfinden  zu  lassen,  und  endet  mit 
folgenden,  für  die  Helfferichsche  Brandstiftungstheorie  sicher  recht 
unbequemen  und  deshalb  von  ihm  unerwähnt  gelassenen  Sätzen  : 

«  Seine  Exzellenz  (Sazonow)  sprach  schliesslich  der 
englischen  Regierung  seine  tiefe  Dankbarkeit  aus,  die  so- 
viel zur  Rettung  der  Situation  getan  habe  (who  had  done  so 
much  to  save  the  Situation).  Wenn  der  Krieg  vermieden 
würde,  so  fiele  das  Verdienst  hieran  reichlich  der  englischen 
Regierung  zu  (it  would  be  largely  due  to  them  if  war  were 
prevented).  Der  Kaiser,  die  Regierung  und  das  Volk  Russ- 
lands würden  nie  die  von  Grossbritannien  eingenommene 
feste  Haltung  vergessen.  » 

Diese  Schlussätze  Sazonows,  in  Verbindung  mit  dem  Zaren- 
telegramm vom  31.  Juli,  dazu  vor  allem  der  Entwurf  einer  neuen, 
alle  englisch-französisch-russischen  Friedensvorschläge  zusam- 
menfassenden Einigungsformel  beweisen  für  jeden  gutgläubigen 
Beurteiler  in  unwiderleglicher  Weise,  als  historisch  feststehende 
Tatsache,  dass  der  russische  Kaiser  und  sein  Minister  noch  am 
31.  Juli  spät  abends  (die  Depesche  Buchanans  ist  erst  am  1.  August 
in  London  angekommen)  mit  allem  erdenklichen  Eifer  und  allen 
ihnen  möglichen  Mitteln  für  den  Frieden  gearbeitet  und  sicher  keine 
Ahnung  gehabt  haben,  dass  ihnen  in  derselben  Nacht  —  um 
12  Uhr  —  ein  Ultimatum  überreicht  werden  würde,  das  den  Krieg 
unvermeidlich  machen  musste.  Wo  steckt  also  der  Brandstifter- 
Entschluss  vom  29.  Juli  ?  Weshalb  alle  diese  Bemühungen  Sazo- 
nows, weshalb  der  Entwurf  seiner  ersten  Formel,  seiner  zweiten 
Formel,  weshalb  die  freudige  Wiederaufnahme  der  direkten  Ver- 
handlungen mit  Wien  (siehe  Orangebuch  Nr.  66  und  69)  ?  Weshalb 
sein  Vorschlag  der  letzten  Stunde,  die  Weiterverhaudlung  auf  das 
günstigere  Londoner  Terrain  zu  verlegen  ?  Weshalb  das  noch 
weitere  Zurückschrauben  seiner  Mindestf orderungen  vom  31.  Juli 
—  das  Zurückschrauben  bis  auf  die  schon  beinahe  schattenhaften 
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Postulate  vom  i.  August  (Blaubuch  Nr.  133),  die  ich  früher  als 
dritte  Sazonowsche  Einigungsformel  bezeichnet  habe  ?  Weshalb, 
frage  ich  Herrn  Helfferich,  all  dieses  Mühen,  all  dieses  Denken, 
Schreiben  und  Sprechen,  von  dem  die  drei  Bücher  'der  Entente- 
mächte hundertfaches  Zeugnis  ablegen,  wenn  bereits  am  29.  Juli 
abends  der  Entschluss  zur  europäischen  Brandstiftung  in  Peters- 
burg gefasst  war  ? 

Es  wird  Herrn  Helfferich  schwer  werden,  auf  diese  und  alle 
ähnlichen  —  bereits  oben  gestellten  und  später  noch  zu  stellen- 
den —  Fragen  eine  Antwort  zu  geben.  «  Alles  Mumpitz,  Mysti- 
fikation, vorbereiteter  Alibiweis  !  »  Nein,  meine  Herren  Helffe- 
rich, Chamberlain,  Helmolt  und  C°,  solche  elenden  Ausreden 
ziehen  hier  nicht.  Dazu  ist  das  ganze  Beweismaterial  für  die  Schuld 
der  Zentralmächte  und  für  die  Unschuld  der  anderen  zu  kompakt, 
zu  geschlossen  in  sich,  zu  stark  ineinander  verkettet,  verkettet 
auch  mit  den  Publikationen  der  schuldigen  Zentralmächte  selbst. 
Keine  spätere  historische  Forschung  wird  die  geradezu  krampf- 
haften, nicht  bloss  englisch-französischen,  sondern  auch  russischen 
Friedensbemühungen  bis  in  den  1.  August  hinein  aus  der  Welt 
schaffen.  Damit  aber  fällt  der  aus  der  russischen  Generalmobili- 
sierung hergeleitete  Schuldbeweis.  Wäre  diese  Generalmobilisie- 
rung selbst  nicht  durch  militärische  Massregeln  der  Zentral  mächte, 
in  erster  Iyinie  Oesterreichs,  veranlasst  und  gerechtfertigt  worden 
—  dass  dies  tatsächlich  der  Fall  war,  werde  ich  später  beweisen  — , 
so  würde  dennoch  durch  die  diplomatische  Tätigkeit  der  russischen 
Regierung  und  durch  das  Verhalten  des  russischen  Kaisers  der 
volle  Beweis  erbracht  sein,  dass  Russland  den  Frieden,  selbst  auf 
Kosten  einer  weitestgehenden  diplomatischen  Demütigung  vor 
Oesterreich  (und  dazu  einer  militärischen  Serbiens)  erhalten  wollte 
und  seine  militärischen  Massnahmen  nur  Sicherung,  aber  nicht 
Angriff  bedeuteten. 


Während  Herr  Helfferich  die,  seinen  Schuldbeweis  vernich- 
tenden Absätze  aus  der  Buchananschen  Note  (Blaubuch  Nr.  120) 
weglässt,  werden  von  Herrn  Helmolt  diese  Absätze  —  ebenso  wie 
die  Formel  selbst  —  direkt  verfälscht.  Auch  Helfferich  lässt  sich 
in  der  Wiedergabe  der  Sazonowschen  Formel  vom  31.  Juli  eine 
Inkorrektheit  zu  Schulden  kommen,  die,  wenn  sie  Herrn  Grey  oder 
Viviani  passiert  wäre,  sicher  als  Posten  auf  dem  Fälscherkonto 
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figuriert  hätte.  Er  zitiert  nämlich  (S.  16)  :  «  reconnaissant  que  le 
conflit  austro-serbe  a  assume  le  caractere  d'une  question  euro- 
peenne  »,  während  es  tatsächlich  heisst  :  «  d'une  question  Sinteret 
europeen  ».  (So  übereinstimmend  :  Orangebuch  Nr.  67.  Blaubuch 
Nr.  120  und  132.  Gelbbuch  Nr.  112.)  Ich  folge  nicht  dem  Vorbild 
meiner  Gegner  und  halte  diesen  lapsus  Helfferichs  nicht  für  eine 
Fälschung,  aber  immerhin  für  die  unentschuldbare  Nachlässigkeit 
eines  Mannes,  der  mit  solcher  Sicherheit  anderen  die  Fälschung 
«  werdender  Geschichte  »  vorwirft.  Ein  gewisser  Nuancen-Unter- 
schied zwischen  einer  europäischen  Frage  und  einer  Frage  euro- 
päischen Interesses  besteht  allerdings,  aber  darauf  will  ich  hier 
kein  Gewicht  legen,  sondern  nur  von  neuem  betonen,  wie  unge- 
recht es  ist,  aus  kleinen  Versehen  in  einer  so  unglaublich  kompli- 
zierten Materie  sofort  böse  Absichten  herzuleiten.  — 

Die  böse  Absicht,  die  Fälscherabsicht  liegt  allerdings  zweifellos 
bei  Herrn  Helmolt  vor.  Er  übersetzt  (S.  249)  die  Worte  «  la  Russie 
s'engage  »  mit  :  <i  dann  wird  Russland  versuchen  »,  seine  abwar- 
tende Haltung  beizubehalten.  Helmolt  wagt  es  sogar,  das  von 
ihm  gefälschte  Wort  «  versuchen  »  mit  einem  Ausrufungszeichen 
in  Klammern  (!)  zu  versehen,  um  damit  anzudeuten,  dass  dieser 
russische  Versuch  etwas  ganz  Unerhebliches,  nicht  Verpflichtendes 
sei,  während  tatsächlich  doch  nach  dem  französischen,  überall 
gleichmässig  wiedergegebenen  Originaltext  Russland  sich  ver- 
pflichtete :  «  la  Russie  s'engage  ».  Das  ist  Fälschung,  bewusste 
Fälschung.  Ebenso  wie  die  Wiedergabe  der  Schlussabsätze  der 
Buchananschen  Note  seitens  Helmolts,  die  —  nach  dem  Text  des 
«  hochangesehenen  »  deutschen  Geschichtsprofessors  —  folgender- 
massen  lauten  :  «  Er  (Sazonow)  meinte  :  einer  friedlichen  Lösung 
wäre  die  Atmosphäre  in  London  günstiger  gewesen.  Jedenfalls 
würden  Russlands  Zar,  Regierung  und  Volk  niemals  die  feste 
Haltung  Grossbritanniens  vergessen  J  »  Die  letzten  sechs  Worte 
sind  bei  Helmolt  durch  Fettdruck  hervorgehoben,  sie  sollen  beim 
Leser  den  Eindruck  erwecken,  als  wenn  Grossbritannien  russischen 
Ändgsabsichten  durch  seine  feste  Haltung  förderlich  gewesen 
sei  und  deshalb  den  russischen  Dank  verdiene.  In  Wirklichkeit  sagt 
Sazonow  das  gerade  Gegenteil,  wie  meine  obige  wörtliche  Wieder- 
gabe der  Buchananschen  Schlussätze  beweist  :  «  It  would  be  lar- 
gely  due  to  them,  if  war  were  prevented  ».  Wenn  der  Krieg  ver- 
hindert würde,  so  sei  dies  in  reichlichem  Masse  der  englischen 
Regierung  zu  verdanken.  Diesen  Satz  unterschlägt  Helmolt  und 


310  DAS  VERBRECHEN 

macht  so  aus  dem  Dank  für  die  Kriegsverhinderung  den  Dank  für  die 
Kriegsunterstützung. 

Auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  fälscht  er  noch  :  er 
lässt  Sazonow  sagen,  die  Atmosphäre  in  London  wäre  einer  fried- 
lichen Lösung  günstiger  gewesen,  stellt  also,  und  zwar  absichtlich 
und  im  Zusammenhang  mit  der  vorerwähnten  Fälschung,  die 
Sache  so  hin,  als  wenn  die  Idee  der  Weiterverhandlung  in  London 
bereits  aufgegeben  und  alle  Verständigungsaussichten  bereits  hin- 
fällig geworden  wären.  In  Wahrheit  liegt  es  aber  anders.  Sazonow 
sagte,  indem  er  London  als  Verhandlungsort  vorschlug,  die  Lon- 
doner Atmosphäre  sei  günstiger  (Orangebuch  Nr.  69,  Blaubuch 
Nr.  120).  Er  hoffte  und  rechnete  also  auf  eine  Weiterverhandlung 
in  London,  beklagte  aber  nicht,  wie  Helmolt  fälscht,  das  Scheitern 
dieser  Londoner  Idee,  mit  dem  Ausruf  :  «  Es  war  so  schön  ge- 
wesen !  » 

Vorstehendes  ist  nur  ein  kleines  Beispiel,  eines  von  unzähligen, 
wie  der  Geschichtsforscher  Helmolt  mit  der  Wahrheit  umspringt. 
Ich  bin  in  der  Lage  und  behalte  mir  vor,  Dutzende  von  ähnlichen 
Fälschungen  und  Verdrehungen  in  dem  Helmoltschen  Buche  nach- 
zuweisen. Auf  ihn  passt  in  Wahrheit  der  HelfXerichsche  Satz  : 
«  Leichteren  Herzens  (und  ich  füge  hinzu  :  dreisterer  Stirn)  kann 
werdende  Geschichte  wohl  nicht  gefälscht  werden.  » 

Vergleich  der  ersten   Greyschen   und 
der   zweiten     Sazonowschen    Formel. 

Herr  Helfferich  regt  sich  ungeheuer  darüber  auf,  dass  der 
französische  Ministerpräsident  Viviani  —  in  seinem  Rundschreiben 
vom  1.  August  (Gelbbuch  Nr.  120)  —  in  einem  Resume  über  die 
Verhandlungen  der  letzten  Tage  der  deutschen  Regierung  die 
Schuld  an  dem  —  unmittelbar  vor  dem  Ausbruch  stehenden  — 
Kriege  beimisst,  und  zwar  deshalb  beimisst,  weil  Deutschland 
durch  sein  Ultimatum  an  Russland  die  aussichtsvollen,  soeben 
wieder  aufgenommenen  Verständigungsverhandlungen  zwischen 
Petersburg  und  Wien  unheilbar  zerstört  habe.  Das  sei  Geschichts- 
fälschung. In  Wirklichkeit  habe  sich  die  russische  Regierung  nicht, 
wie  Viviani  behaupte,  auf  den  Boden  des  Greyschen  Einigungs- 
vorschlages (Blaubuch  Nr.  88,  98,  103)  gestellt,  sondern  einen 
Gegenvorschlag  gemacht,  «  der  sich  von  dem  englischen  Vorschlag 
wesentlich  unterschied  »  (Orangebuch  Nr.  67),  habe  also  ihrerseits 
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die  Verhandlungen  erschwert  oder  gar  aussichtslos  gemacht.  Vor 
allem  sei  die  Behauptung  Vivianis  falsch,  dass  Russland  zur  Ein- 
stellung seiner  militärischen  Vorbereitungen  bereit  gewesen  wäre. 
Mit  anderen  Worten  —  das  ist  der  langen  Rede  kurzer  Sinn  : 
Oesterreich  hat  sich  auf  Deutschlands  Veranlassung  durchaus 
nachgiebig  gezeigt  ;  Russland  dagegen,  anstatt  diese  Nachgie- 
bigkeit anzuerkennen  und  dementsprechend  zu  handeln,  hat  sich 
damit  begnügt,  dem  Greyschen  aussichtsvollen  Vorschlag  einen 
«  klassisch  naiven  »,  d.  h.  wertlosen,  eigenen  Vorschlag  entgegen- 
zusetzen und  die  Einstellung  seiner  militärischen  Vorbereitungen 
abzulehnen. 

Diese  Darstellung  erkläre  ich  von  Anfang  bis  zu  Ende  für  falsch 
und  werde  das  beweisen  : 

I.  Dass  Oesterreichs  endliche  Bereitwilligkeit  zu  sachlichen 
Verhandlungen  über  die  serbische  Streitfrage  —  sei  es  auf  dem 
Wege  direkter  Besprechungen  zwischen  Wien  und  Petersburg,  sei 
es  durch  Vermittlung  der  vier  Mächte  —  derartig  mit  Klauseln 
und  Vorbehalten  versehen  war,  dass  ein  erspriessliches  Resultat 
der  Verhandlungen  kaum  erwartet  werden  konnte,  habe  ich  bereits 
in  meinem  Buche  (S.  278  ff.)  dargelegt.  Die  Noten  des  Grafen 
Berchtold  an  seine  Botschafter  in  Petersburg  und  London  (Rot- 
buch Nr.  49,  50  und  51)  ergeben  alle  diese  Vorbehalte  und  damit 
die  quasi-Erfolglosigkeit  des  von  Herrn  von  Bethmann  angeblich 
in  Wien  ausgeübten  Druckes.  Neben  den  bekannten  Berchtold- 
schen  Reserven  :  «  erläutern,  aber  nicht  verhandeln  »,  «  durch  den 
Kriegsausbruch  überholt  »,  «  nichts  abhandeln  lassen  »  etc.  besteht 
die  österreichische  Regierung  vor  allem  darauf,  «  dass  unsere  mili- 
tärische Aktion  gegen  Serbien  einstweilen  ihren  Fortgang  nehme  », 
dass  aber  andererseits  «  das  englische  Kabinett  die  russische  Re- 
gierung bewege,  die  gegen  uns  gerichtete  russische  Mobilisierung 
zum  Stillstand  zu  bringen  ».  In  diesem  Falle  würde  selbstverständ- 
lich Oesterreich  auch  die  ihm  «  aufgezwungenen  defensiven  mili- 
tärischen Gegenmassregeln  in  Galizien  sofort  wieder  rückgängig 
machen.  » 

Also  Russland  soll  zunächst  seine  gegen  Oesterreich  gerichtete 
Teilmobilisierung  (gemeint  ist  die  vom  29.  Juli,  denn  die  General- 
mobilisierung Russlands  vom  31.  Juli  ist  dem  Grafen  Berchtold 
offenbar  bei  Absendung  der  Note  Nr.  51  noch  nicht  bekannt)  zum 
Stillstand  bringen,  sodann  will  Oesterreich  seine  Gegenmassregeln 
in  Galizien  rückgängig  machen,  unter  allen  Umständen  aber  soll 
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der  Feldzug  gegen  Serbien  unbeschränkt  fortgesetzt  werden.  Wir 
werden  später  —  bei  der  Untersuchung  der  Mobilisierungsfrage  — 
die  grosse  Bedeutung  der  betreffenden  Sätze  aus  der  Depesche 
Nr.  51  erkennen.  Bei  der  jetzigen  Erörterung  genügt  die  Fest- 
stellung, dass  Wien  sich  zwar  zu  einem  direkten  «  Gedankenaus- 
tausch »  mit  Petersburg,  auch  zum  «  Nähertreten  »  einer  Greyschen 
Vermittlung  gegenüber  bereit  erklärte,  aber  mit  der  schwerwie- 
genden und  unerfüllbaren  Reserve  (abgesehen  von  den  übiigen 
Vorbehalten),  seine  militärische  Aktion  gegen  Serbien  fortzusetzen. 
Dieser  eine  Stein  des  Anstosses  war  schon  ein  derartiger  Felsblock, 
dass  der  Weg  zur  Verständigung  unvermeidlich  versperrt  werden 
musste.  Wenn  Oesterreich  durch  die  Verhandlungen  in  Peters- 
burg oder  in  London  den  Rücken  frei  bekam,  also  ohne  jede 
Rücksicht  auf  eine  mögliche  russische  Intervention  seine  ganzen 
Streitkräfte  gegen  den  kleinen,  durch  zwei  vorangegangene  Kriege 
geschwächten  Nachbarstaat  richten  konnte,  so  war  in  kürzester 
Frist  die  Zerschmetterung  Serbiens  —  politisch,  militärisch  und 
wirtschaftlich  —  zu  erwarten  und  es  wäre  dann  ex  fost  vermutlich 
ein  vergebliches  Beginnen  gewesen,  den  Kaiserstaat  davon  abzu- 
halten, dem  vielgehassten  und  unbequemen  slavischen  Nach- 
barn für  immer  den  Fuss  auf  den  Nacken  zu  setzen.  Gerade  das, 
was  Russland,  als  Balkan-interessierte  Grossmacht,  —  unterstützt 
von  seinen  Ententegenossen  —  verhindern  wollte  :  Zerschmette- 
rung und  Erniedrigung  Serbiens  zu  einem  österreichischen  Vasal- 
lenstaat, —  gerade  das  hätte  Oesterreich,  wenn  der  Berchtoldsche 
Vorschlag  vom  31.  Juli  durchgegangen  wäre,  ungefährdet  und 
unbehindert  durchführen  können  :  denn,  während  Sazonow  und 
Szäpäry  in  Petersburg  verhandelten  oder  in  London  Grey, 
Lichnowsky,  Paul  Cambon  und  Imperiali  in  der  Botschafter- 
Konferenz  vereinigt  am  grünen  Tische  sassen,  konnten  die  acht 
österreichischen,  gegen  Serbien  losgelassenen  Armeekorps  den 
Vernichtungskrieg  nicht  nur  gegen  das  serbische  Heer,  sondern 
gegen  das  ganze  verhasste  Land  führen,  so  wie  sie  dies  später  nach 
glaubwürdigen  Zeugnissen  in  Wirklichkeit  getan  haben.  Der 
letzte  Absatz  der  Berchtoldschen  Note  vom  31.  Juli  zeigte  also 
eine  so  merkwürdige  Art  von  «  Nachgiebigkeit  *>,  dass  schon  aus 
diesem  Grunde  die  Helfferichsche  Antithese,  Oesterreich  (und  mit 
ihm  Deutschland)  wollten  den  Frieden,  Russland  aber  den  Krieg, 
hinfällig  wird. 

Immerhin  aber  war  die  Situation  durch  die  endliche  Verhand- 
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lungsbereitschaft  Oesterreichs,  die  doch  wenigstens  die  Möglich- 
keit einer  Verständigung  eröffnete,  besser  geworden  als  vorher 
und  Viviani  konnte  mit  Recht  in  seinem  Resume  vom  1.  August 
(Gelbbuch  Nr.  120)  den  Vorwurf  gegen  Deutschland  erheben,  dass 
es  durch  das  Hineinplatzen  seiner  Ultimata  alle  Friedenschancen 
zerstört  und  den  Willen  zum  Kriege  deutlich  zum  Ausdruck  ge- 
bracht habe. 

II.  Während  Helflerich  auf  der  einen  Seite  die  Schwierigkeiten 
verschweigt,  die,  abgesehen  von  dem  Verluste  von  beinahe  acht 
kostbaren  Tagen,  seitens  der  Wiener  Regierung  einer  friedlichen 
Verständigung  entgegengesetzt  wurden,  behauptet  er  auf  der 
anderen  Seite,  dass  Russland  durch  das  Vorbringen  eines  unmög- 
lichen Einigungsvorschlages  und  durch  die  Ablehnung  der  Mobi- 
lisierungseinstellung seinen  Kriegswillen  zum  Ausdruck  gebracht 
und  betätigt  habe.  Um  den  Sazonowschen  Einigungsvorschlag 
vom  31.  Juli  als  wertlos  d.  h.  als  ungeeignete  Basis  zu  einer  Ver- 
ständigung hinzustellen,  druckt  Herr  Helfferich  den  Greyschen 
und  den  Sazonowschen  Vorschlag  in  Gegenüberstellung  ab  und 
weist  auf  ihre  angeblich  wesentlichen  Unterschiede  hin.  Ich  habe 
schon  vorher  mir  die  Frage  zu  stellen  erlaubt  :  Wenn  der  Greysche 
Vorschlag  so  wunderbar  schön  war,  weshalb  ist  er  von  Deutschland 
und  Oesterreich  weder  beantwortet  noch  amendiert  noch  angenommen 
worden  ?  Diese  Frage  werde  ich  solange  wiederholen,  bis  sie  eine 
genügende  Antwort  aus  der  Wilhelmstrasse  findet1.  Es  ist  dies 
einer  der  vielen  Debetposten  auf  dem  Konto  der  Kaisermächte. 

Nun  aber  weiter  :  Sind  denn  in  Wirklichkeit  zwischen  dem 
englischen  und  dem  russischen  Vorschlage  so  erhebliche  sachliche 
Differenzen  vorhanden  gewesen,  wie  Helfferich  uns  glauben 
machen  will  ?  Keineswegs.  Grey  will  den  Vormarsch  der  österrei- 
chischen Truppen  in  Serbien  stoppen,  ebenso  wie  Sazonow.  Grey 
will  den  Oesterreichern  die  bisher  besetzten  serbischen  Territo- 
rien bis  zur  Regelung  der  Streitfrage  als  Faustpfand  belassen  ; 
Sazonow  will  dasselbe,  wenn  er  es  auch  nicht  ausdrücklich  hervor- 
hebt. «  Arreter  la  marche  de  ses  armees  »  ist  das  Gegenteil  von 
«  se  retirer  ».  Also  auch  Sazonow  will  den  österreichischen  Truppen 
ihren  Besitzstand  im  Augenblick  des  Beginnes  der  Verständi- 
gungsverhandlungen belassen.  Grey  will  den  Mächten  Gelegen- 

1  Dass  die  Antwort  in  der  Bethmann-Rede  vom  9.  November  19 16  durchaus 
ungenügend  ist,  darauf  habe  ich  schon  in  der  Anmerkung  (oben  Seite  305)  hinge- 
wiesen :  der  Greysche  Vorschlag  ist  von  den  Kaisermächten  nie  beantwortet, 
geschweige  denn  angenommen  worden. 
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heit  geben,  für  genügende  oder  gar  für  volle  Befriedigung  Öster- 
reichs seitens  Serbiens  Sorge  zu  tragen  ;  Sazonow  will  dasselbe. 
Letzterer  hebt  noch  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Souveränitäts- 
rechte und  die  Unabhängigkeit  Serbiens  nicht  beeinträchtigt 
werden  dürften,  —  ein  Vorbehalt,  den  Helfferich  bei  Grey  ver- 
misst,  den  er  aber  seinerseits  als  bereits  durch  die  Erklärungen 
der  österreichischen  Regierung  erfüllt  ansieht.  In  der  Tat  war 
dieser  Vorbehalt  selbstverständlich,  da  er  unzählige  Male  von  Grey 
selber  wiederholt  worden  war  (siehe  u.  a.  Blaubuch  Nr.  in,  137.. 
141).  Er  wird  aber  auch,  was  Helfferich  übersieht,  in  der  Nr.  103, 
Absatz  2,  ausdrücklich  mit  den  Worten  hervorgehoben  :  «  without 
impairing  Servian  sovereign  rights  or  independence  ».  Also  auch 
hier  kein  Unterschied  zwischen  Grey  und  Sazonow. 

Als  ferneren  Differenzpunkt  hebt  Helfferich  den  Umstand 
hervor,  dass  der  russische  Vorschlag  die  Anerkennung  verlangt, 
«  que  le  conflit  a  assume  le  caractere  d'une  question  europeenne  » 
(hier  die  falsche  Zitation  Helfferichs,  es  heisst  in  Wirklichkeit 
«  d'une  question  d'interet  europeen  »),  während  Greys  Vorschlag 
diesen  Passus  nicht  enthält.  Dieser  Passus  war  ja  aber  vollkommen 
selbstverständlich,  für  Grey  ebenso  wie  für  Sazonow.  Ich  habe 
schon  an  früherer  Stelle  auf  dieses  kindliche  Versteckspiel  aufmerk- 
sam gemacht,  wonach  man  zwar  mit  Russland  und  den  übrigen 
Grossmächten  über  den  österreichisch-serbisch-russischen  Konflikt 
verhandelt,  aber  trotzdem  der  russischen  Regierung  das  Recht 
bestreitet,  mitreden  zu  dürfen.  Soll  diese  Kinderei  auch  jetzt 
noch  fortgeführt  werden,  nach  der  Publikation  der  Bethmannschen 
Depesche  an  Tschirschky  vom  30.  Juli  ?  Schon  vom  ersten  Moment 
der  europäischen  Verhandlungen  an,  war  diese  Finte  der  Lokali- 
sierung lächerlich  und  unhaltbar.  Der  Konflikt  war  vom  ersten 
Moment  an  in  Gefahr,  ein  europäischer  zu  werden,  worüber 
Deutschland  und  Oesterreich  selbst,  wie  ich  nachgewiesen  habe, 
niemals  im  Zweifel  waren.  Die  Gefahr  des  europäischen  Kon- 
fliktes war  zur  Wirklichkeit  geworden  mit  der  russischen  Regie- 
rungserklärung vom  25.  Juli,  mit  der  österreichischen  Kriegs- 
erklärung an  Serbien,  mit  der  russischen  Teilmobilisierung  vom 
29.  Juli  und  allen  anderen  damit  zusammenhängenden  Vorgängen. 
Wenn  die  Frage  keine  europäische  war,  weshalb  verhandelten  denn 
sämtliche  europäischen  Regierungen  Tag  und  Nacht  fieberhaft 
über  diese  Frage  ?  Weshalb  suchte  Deutschland  bereits  Rücken- 
deckung für  den   Kontinentalkrieg  durch  den  Neutralitätsvor- 
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schlag  an  England  ?  Weshalb  hatten  an  demselben  Tage,  an  dem 
Sazonow  seine  zweite  Einigungsformel  den  sämtlichen  euro- 
päischen Regierungen  zusandte  (31.  Juli),  Oesterreich  und  Russ- 
land die  allgemeine  Mobilisierung  ausgeschrieben  und  Deutsch- 
land den  Kriegszustand  proklamiert  ?  Was  soll  allen  diesen  Tat- 
sachen gegenüber  die  Bemerkung  des  Herrn  Helfferich  :  «  diese 
Anerkennung  (dass  nämlich  der  Konflikt  den  Charakter  einer 
europäischen  Interessenfrage  angenommen  habe)  hatte  Sir  Edw. 
Grey  nicht  verlangt,  und  die  österreichisch-ungarische  Regierung 
hatte  sich  stets  geweigert,  ihren  Konflikt  mit  Serbien  als  eine 
europäische  Frage  behandeln  zu  lassen.  »  Diese  Anerkennungs- 
formel in  dem  russischen  Vorschlage  soll  —  nach  Helflerich  — 
einen  wesentlichen  Unterschied  gegenüber  dem  englischen  Vor- 
schlage darstellen.  In  Wirklichkeit  kann  man  ihr  höchstens  den 
Vorwurf  machen,  dass  sie  überflüssig  war  :  denn,  ob  Oesterreich 
dies  anerkannte  oder  nicht,  der  serbische  Konflikt  hatte  sich 
längst  nicht  nur  zu  einer  europäischen  Interessen-,  sondern  gera- 
dezu zu  einer  europäischen  Lebensfrage  ausgewachsen.  Also  auch 
hier  keinerlei  sachlicher  Unterschied  zwischen  Grey  und  Sazonow. 
Zuletzt  macht  Herr  Helfferich  noch  auf  die  Greysche  Bemer- 
kung aufmerksam,  dass  das  okkupierte  Territorium  selbstver- 
ständlich nach  der  Befriedigung  Oesterreichs  geräumt  werden 
müsse.  Dass  Sazonow  auch  in  diesem  Punkte  mit  Grey  überein- 
stimmte, versteht  sich  von  selbst  ;  denn  Sazonow  wird  vermutlich 
noch  weniger  als  Grey  die  Absicht  gehabt  haben,  Oesterreich 
dauernd  im  Besitze  des  serbischen  Territoriums  zu  belassen.  Herr 
Helflerich  hätte  auch  ferner  darauf  aufmerksam  machen  können, 
dass  die  Schlussworte  Sazonows  :  «  La  Russie  s'engage  ä  conserver 
son  attitude  expectante  »  bei  Grey  fehlen.  Er  scheint  in  der  Tat 
auch  dieses  Plus  in  dem  russischen  Vorschlage  für  einen  Minder- 
wert dieses  Vorschlages  zu  halten,  da  er  den  Sazonowschen  Schluss- 
worten als  leuchtendes  Vorbild  einen  weissen  Raum  bei  Grey 
gegenüberstellt.  In  Wirklichkeit,  wenn  diese  Gegenüberstellungs- 
methode überhaupt  einen  Sinn  hätte,  müsste  man  den  russischen 
Vorschlag  für  viel  weitergehend  halten,  als  den  englischen,  da  —  was 
Herr  Helfferich  gar  nicht  zu  bemerken  scheint  —  der  russische 
doch  wenigstens  ein  zweiseitiges  Abkommen  (österreichische  Ver- 
pflichtung gegen  russische)  darstellt,  während  der  englische,  so 
wie  Helfferich  ihn  abdruckt,  eine  rein  einseitige  Verpflichtung 
Oesterreichs,  ohne  jede  russische  Gegenleistung,  enthält. 
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Die  Helfferichsche  Gegenüberstellung  führt  also  genau  zu  der 
entgegengesetzten  Schlussfolgerung,  als  die,  welche  Herr  Helffe- 
rich  selber  zieht  :  der  russische  Vorschlag  legt  den  Oesterreichern 
in  allem  Wesentlichen  dieselben  Rechte,  auch  dieselben  Beschrän- 
kungen auf,  wie  der  englische,  gewährt  aber  auf  der  anderen  Seite 
eine  russische  Gegenleistung,  die  in  dem  Grey-Helfferichschen 
Vorschlage  nicht  enthalten  ist.  Ich  sage  absichtlich  :  «  in  dem 
Grey-Helfferichschen  ».  Grey  selbst  nämlich  hätte  und  hat  die 
Unvernunft  nicht  begangen,  eine  Oesterreich  einseitig  belastende 
Einigungsformel  aufzustellen.  Er  hat  überhaupt  nicht,  wie  Sazo- 
now,  seine  ganzen  Gedanken  in  eine  kurze  Formel  zusammenge- 
fasst,  sondern  gibt  in  verschiedenen  Noten  (Nr.  88,  98,  103  u.  a.) 
in  ausführlicher  Darstellung,  aber  in  wechselnden  Worten,  seine 
Ideen  wieder.  Herr  Helfferich  greift  nun,  um  eine  Minderwertig- 
keit des  Sazonowschen  gegenüber  dem  Greyschen  Vorschlag 
herauszutüfteln,  willkürlich  aus  den  verschiedenen  längeren  Noten 
Greys  einige  Sätze  heraus,  die  er  als  präzise  Greysche  Formel 
ausgibt,  wobei  ihm  das  Unglück  begegnet  —  oder  sollte  es  Absicht 
sein  ?  — ,  Weglassungen  von  Klauseln  bei  Grey  festzustellen,  die 
tatsächlich  an  anderen  Stellen  der  Greyschen  Noten  vorhanden 
sind,  und  andererseits  die  russische  Gegenleistung  vollständig  zu 
vergessen,  an  die  Grey  seinerseits  natürlich  in  vollstem  Masse 
gedacht  hat.  Auch  der  Greysche  Vorschlag  setzte  natürlich  voraus 
—  was  Sazonow  in  seinem  formell  gedrängten  Vorschlage  aus- 
drücklich hervorhebt  — ,  dass  Russland,  während  der  Dauer  der 
Verständigungsverhandlungen,  als  Gegenleistung  gegen  den  öster- 
reichischen Truppenstillstand,  eine  abwartende  Stellung  einnehmen 
müsse. 

Herr  Helfferich  hat  Pech  :  er  hat  nicht  nur  eine  an  sich  ganz 
unzulässige  Vergleichungsmethode  gewählt,  sondern  er  ist  auch 
auf  diesem  Wege,  ohne  es  zu  wollen,  zu  einem  seinem  Ziele  gerade 
entgegengesetzten  Resultat  gelangt.  Die  Sazonowsche  Formel,  so 
wie  er  sie  der  Greyschen  gegenüberstellt,  ist  viel  weitergehend  und 
besser,  als  die  Greysche,  und  Sazonow  hätte,  wenn  er  die  letztere 
annahm,  weit  weniger  geleistet,  als  wenn  er  die  seinige  vorschlug. 

Damit  ist  der  von  Herrn  Helfferich  (S.  15  bis  17)  versuchte 
Beweis,  dass  Oesterreich  am  31.  Juli  zur  Nachgiebigkeit  geneigt, 
Russland  dagegen  intransigent  und  kriegsentschlossen  gewesen 
sei,  nicht  allein  ins  Wasser  gefallen,  sondern  vollständig  widerlegt. 
Die  Sache  ist  gerade  umgekehrt  gewesen  :   selbst  wenn  Berlin 
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nicht  durch  seine  Ultimata  jede  weitere  Verhandlungsmöglichkeit 
zerstört  und  den  Krieg  unvermeidlich  gemacht  hätte,  so  wäre 
eine  Einigung  zwischen  Wien  und  Petersburg  auf  Grund  der 
beiderseitigen  Erklärungen  zwar  möglich,  aber  wegen  der  vielen 
Wiener  Reserven  (die  doch  ohne  Berlins  Zustimmung  nicht  ge- 
macht werden  konnten)  recht  unwahrscheinlich  gewesen. 

Sazonows  dritte  Einigungsformel 
(31.  Juli). 

Wie  weit,  wie  unwahrscheinlich  weit  Herr  Sazonow  tatsächlich 
den  übermütigen  Forderungen  des  Wiener  Kabinetts  entgegen- 
gekommen ist,  geht  aus  der  trügerischen  Darstellung  Helfferichs 
noch  nicht  einmal  hervor.  Herr  Helfferich  erlaubt  sich  nämlich 
den  Trick,  seinen  Erörterungen  und  Gegenüberstellungen  lediglich 
die  zweite  Sazonowsche  Formel  vom  31.  Juli  (Orangebuch  Nr.  67) 
zu  Grunde  zu  legen,  während  tatsächlich  die  Vivianische  Note  vom 
1.  August  (Gelbbuch  Nr.  120)  bereits  auf  dem  weitergehenden 
Vorschlage  Sazonows,  den  ich  als  dritte  Sazonowsche  Formel 
bezeichne,  basiert.  Dieser  Punkt  ist  von  ungeheurer  Wichtigkeit 
für  die  Beurteilung  der  ganzen  Schuldfrage  und  gleichzeitig  für  die 
Beurteilung  der  Methoden,  mit  denen  die  Verteidiger  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs  vorgehen. 

Herr  Dr.  Helfferich  wirft  dem  französischen  Ministerpräsi- 
denten Viviani  den  Vorwurf  der  Fälschung  an  den  Kopf,  begangen 
in  seiner  resümierenden  Note  vom  1.  August,  in  der  die  russische 
Zustimmung  zu  dem  —  die  Rüstungseinstellung  umfassenden  — 
englischen  Vorschlage  mit  den  Worten  behauptet  wird  :  «  I,e 
Gouvernement  russe  est  pret  ä  entrer  en  negociations  sur  la  base 
de  la  proposition  anglaise.  »  Die  Unwahrheit  dieser  Vivianischen 
Behauptung  versucht  Herr  Helfferich  durch  die  Gegenüberstellung 
des  wertvollen  englischen  und  des  angeblich  wertlosen  russischen 
Gegenvorschlages  darzutun.  Diese  Gegenüberstellung  führt,  wie 
ich  soeben  nachgewiesen  habe,  zu  dem  entgegengesetzten  Resultat, 
als  Herr  Helfferich  meint.  Nun  aber  —  das  ist  der  neue  wichtige 
Punkt  —  beschränkte  sich  das  Sazonowsche  Entgegenkommen  ja 
gar  nicht  einmal  auf  die  Formel  vom  31.  Juli  (Orangebuch  Nr.  67), 
sondern  der  russische  Minister  war  inzwischen  bis  zum  31.  Juli 
abends  noch  weiter  entgegengekommen  und  hatte  seinem  Botschafter 
in  L,ondon  den  Auftrag  erteilt,  Herrn  Grey  die  Mitteilung  zu  über- 


31 8  DAS  VERBRECHEN 

bringen,  die  in  Nr.  133  des  englischen  Blaubuches  enthalten  ist. 
Auf  diese  Mitteilung  bezieht  sich  Sazonows  Depesche  vom  31.  Juli 
abends  (die  letzte  dieses  Datums,  Orangebuch  Nr.  69)  an  seinen 
Botschafter  in  London.  Und  diese  Friedensbotschaft  liegt  —  un- 
widerleglich nachweisbar  —  der  Vivianischen  Zirkularnote  vom 
I.  August  zu  Grunde.  Herr  Helfferich  aber  unterschlägt  dieses 
weitere  russische,  als  dritte  Sazonowsche  Formel  zu  bezeichnende, 
Entgegenkommen.  Er  verschweigt  einen  Friedensakt  Russlands, 
um  seine  Konstruktion  des  Kriegswillens  aufrecht  erhalten  zu  können. 
Worin  dieser  weiter  entgegenkommende  Friedensakt  Russ- 
lands bestand,  habe  ich  bereits  wiederholt  hervorgehoben.  Der 
entscheidende  Punkt,  auf  den  ich  hier  nochmals  mit  grosser  Beto- 
nung hinweisen  muss,  liegt  darin,  dass  Sazonow  nicht  mehr,  wie 
in  seiner  zweiten  Formel,  die  Verpflichtung  Oesterreichs  zum 
Stillstand  seines  Vormarsches  in  Serbien  verlangt,  sondern  es  nur 
für  sehr  wichtig  (very  important)  erklärt,  wenn  Oesterreich  provi- 
sorisch während  der  Londoner  Verhandlungen  seine  militärische 
Aktion  auf  serbischem  Territorium  zum  Stoppen  bringen  würde. 
(It  would  be  very  important,  that  Austria  should  meanwhile  put 
a  stop  provisionally  to  her  military  action  on  Servian  territory.) 
Sazonow  wünschte  bekanntlich  —  hocherfreut  und  aufrichtig 
dankbar  für  die  Greysche  Vermittlungstätigkeit,  die  einen  neuen 
Hoffnungsstrahl  der  Verständigung  aufleuchten  Hess  (Orangebuch 
Nr-  69)  — ,  dass  die  österreichisch-russischen  Verhandlungen 
«  unter  Partizipation  der  Mächte  in  London  »  stattfinden  möchten 
(Orangebuch  Nr.  69,  Rotbuch  Nr.  56,  Blaubuch  Nr.  133,  Gelbbuch 
Nr.  120).  Alle  diese  Dokumente  behandeln  übereinstimmend  nicht 
die  zweite,  sondern  die  dritte  Sazonowsche  Formel,  die  der  rus- 
sische Botschaftsrat  de  Etter  am  Morgen  des  1.  August  —  auf 
Grund  eines  am  Abend  vorher  aus  Petersburg  abgesandten  Tele- 
gramms —  Herrn  Grey  in  präziser  Formulierung  übermittelte. 
Man  vergleiche  diese  Formel  mit  dem  dritten  Absatz  der  Vivia- 
nischen Note  vom  1.  August  und  man  wird  finden,  dass  Viviani 
lediglich  auf  diesen  letzten  russischen  Vorschlag,  den  er  fast 
wörtlich  zitiert,  sich  basiert.  Dieser  Vorschlag  kam  der  österrei- 
chischen Regierung  noch  viel  weiter  entgegen  als  die  Greysche 
Formel  (Blaubuch  Nr.  88,  103)  :  denn  Grey  verlangte  ein  formelles 
Versprechen  Oesterreichs,  nicht  weiter  vorzurücken  (to  promise 
not  to  advance  further).  Sazonow  aber  begnügte  sich  mit  der 
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wahrlich  bescheidenen  Formel,  dass  ein  «  provisorischer  »  Still- 
stand der  österreichischen  Operationen  «  sehr  wichtig  »  sei. 

Dieses  weitere  Zurückweichen  Sazonows  war  gewollt  und 
genau  überlegt;  der  Ausdruck  «sehr  wichtig»,  den  auch  Viviani, 
Absatz  3  (Nr.  120)  gebraucht  :  «  tres  important  »  war  aufs  sorg- 
fältigste gewählt,  um  Oesterreich  die  Möglichkeit  zum  Weiter- 
verhandeln zu  geben,  ohne  es  zum  Stillstand  seiner  militärischen 
Operationen  direkt  zu  zwingen.  Herr  Helfferich  aber  kennt  diesen 
ganzen  Vorgang  nicht  oder  will  ihn  nicht  kennen  ;  die  dritte  weit- 
gehendste Sazonowsche  Einigungsformel  existiert  für  ihn  nicht  ; 
er  polemisiert  —  allerdings  auch  hier  mit  untauglichen  Mitteln  — 
gegen  die  zweite  und  kämpft  auf  diese  Weise,  statt  gegen  Sazonow 
und  Viviani,  gegen  Windmühlen,  gleich  Don  Quixote,  dem  Ritter 
de  la  Mancha.  Wo  aber  wird  «  werdende  Geschichte  leichteren 
Herzens  gefälscht  »,  in  Berlin  oder  in  Paris  ? 

Sazonows    vierte    Einigungsformel 
(1.  August). 

Man  kann  sogar  noch  weitergehen  und  von  einem  vierten 
Sazonow  sehen  Einigungsvorschlag  sprechen,  den  er  am  1.  August, 
vor  Empfang  der  deutschen  Kriegserklärung,  dem  englischen  und 
französischen  Botschafter  in  Petersburg  unterbreitet  hat.  Bekannt- 
lich war  seine  erste  Formel  von  Herrn  von  Jagow  glatt  abgelehnt 
und  sind  seine  zweite  und  dritte  Formel  seitens  Deutschlands 
und  Oesterreichs  nie  beantwortet  worden.  Das  hinderte  den  rus- 
sischen Minister  aber  nicht,  noch  am  1.  August  vormittags  —  also 
noch  während  des  Laufes  der  Ultimatumsfrist  —  den  Botschaftern 
der  beiden  Ententemächte  die  Versicherung  abzugeben  : 

a)  dass  Russland  in  keinem  Falle  die  Feindseligkeiten 
beginnen  würde  und,  solange  deutsche  Truppen  die  Grenzen 
nicht  überschritten,  sich  an  seine  früheren  Vorschläge  ge- 
bunden halte  ; 

b)  dass  Russland  bereit  sei,  während  eines  letzten  Ver- 
ständigungsversuches seine  Truppen  mobilisiert  innerhalb 
seiner  Grenzen  festzuhalten,  und  dass  der  Krieg  noch  jetzt 
vermieden  werden  könnte,  wenn  Frankreich  und  Deutsch- 
land das  Gleiche  täten. 
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Ich  habe  an  anderer  Stelle  erwähnt,  dass  auch  Grey  in  der 
Verzweiflung  der  allerletzten  Stunde  noch  an  diesen  Strohhalm 
—  leider  vergeblich  —  sich  zu  klammern  suchte.  Auch  dieser  vierte 
und  letzte  Vorschlag  Sazonows  wird  selbstverständlich  —  ebenso  wie 
der  dritte  —  von  Herrn  Helfferich  unterschlagen  :  denn  alle  diese 
verzweifelten  L,öschbemühungen  des  russischen  Ministers  passten 
schlecht  in  das  Brandstifterbild,  das  Herr  Helfferich  zu  zeichnen 
sich  vorgenommen  hat. 

Verpflichtung  Russlands  zur 
Einstellung  seiner  militärischen 
Vorbereitungen. 

Einen  Mangel  des  Greyschen  sowohl  wie  des  zweiten  Sazonow- 
schen  Einigungsvorschlages  findet  Herr  Helfferich  darin,  dass  von 
einer  Verpflichtung  zur  Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen 
Russlands  in  beiden  Vorschlägen  keine  Rede  sei.  Grey  habe  ledig- 
lich (Blaubuch  Nr.  103)  die  ernste  Hoffnung  ausgesprochen,  dass 
bei  Annahme  dieses  Vorschlages  die  militärischen  Vorbereitungen 
von  allen  Seiten  eingestellt  würden.  Eine  ernste  Hoffnung  sei  aber 
keine  Verpflichtung. 

Darauf  ist  Folgendes  zu  erwidern  : 

Russland  hatte  an  demselben  Tage,  an  dem  Grey  seinen  Eini- 
gungsvorschlag (Blaubuch  Nr.  88)  an  Buchanan  übermittelte 
(Blaubuch  Nr.  103,  30.  Juli),  bereits  selbständig  in  der  ersten 
Sazonowschen  Formel  (Orangebuch  Nr.  60)  die  formelle,  bindende 
Verpflichtung  übernommen,  seine,  militärischen  Vorbereitungen 
einzustellen  (s'engage  ä  cesser  ses  preparatifs  militaires).  Als  Grey 
seine  Einigungsformel  vom  29.  Juli  (Nr.  88)  nach  Petersburg 
übermittelte  (Nr.  103),  hatte  er  bereits  Kenntnis  von  der  Sazonow- 
schen Formel,  die  ihm  an  demselben  Tage  zu  früherer  Stunde 
durch  Buchanan  wörtlich  mitgeteilt  worden  war  (Blaubuch  Nr.  97, 
received  July  30).  Die  Grey  sehe  Note  Nr.  103  enthält  ja  gerade 
den  ersten  Versuch,  eine  Amalgamierung  des  englischen  und  des 
russischen  Vorschlages  herbeizuführen,  wie  sie  später  in  der 
zweiten  Sazonowschen  Formel  zustande  kam.  Grey  wusste  also, 
als  er  seine  Note  (Nr.  103),  auf  die  sich  Herr  Helfferich  ausschliess- 
lich stützt,  nach  Petersburg  sandte,  dass  Russland  sich  verpflichten 
wollte,    seine    militärischen    Vorbereitungen    einzustellen,    falls 
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Oesterreich  nur  die,  die  serbische  Souveränität  verletzenden 
Punkte  aus  seinem  Ultimatum  entfernen  würde.  Die  Einstellung 
weiterer  militärischer  Vorbereitungen  Russlands  war  in  verpflich- 
tender Weise  zugesagt  ;  sie  war  aber  auch  selbstverständlich,  da 
ja  der  Zweck  aller  dieser  Einigungsformeln  die  Verständigung  und 
eine  solche  mit  gleichzeitigen  fortschreitenden  Rüstungen  unver- 
einbar war. 

Die  Rüstungssituation,  auf  die  ich  später  in  einem  besonderen 
Kapitel  noch  zurückkommen  werde,  war  bekanntlich  am  30.  Juli 
so,  dass  Oesterreich  8  Armeekorps  gegen  Serbien  und  2  gegen 
Russland,  Russland  aber  die  vier  südlichen  Armeebezirke  gegen 
Oesterreich  mobilisiert  hatte.  Auf  diesem  Stande  sollten  die  bei- 
derseitigen Rüstungen  verbleiben,  falls  eine  Einigung  auf  eine  der 
vorgeschlagenen  Verständigungsformeln  erreicht  würde.  Im  Falle 
des  Scheiterns  dieser  Einigungsbemühungen  stand  ein  Fortschrei- 
ten von  den  Teil-  zu  Generalmobilisierungen  und  infolge  davon 
auch  eine  Mobilisierung  Deutschlands  bevor  (soweit  letztere  nicht 
schon  insgeheim  stattgefunden  hatte).  Dass  von  der  Annahme 
oder  Nichtannahme  schon  der  ersten  Sazonowschen  Einigungs- 
formel die  schwerwiegendsten  Konsequenzen  abhingen,  geht  aus 
der  Buchananschen  Note  vom  30.  Juli  (Nr.  97)  mit  unzweideutigen 
Worten  hervor.  Sazonow  hatte  den  Botschaftern  der  Entente- 
mächte von  den  offenkundigen  Land-  und  See- Vorbereitungen 
Deutschlands  gegen  Russland  gesprochen  und  dem  Grafen  Pour- 
tales  auf  dessen  Bitte,  als  eine  letzte  Hoffnung  (as  a  last  hope)  zur 
Vermeidung  des  Krieges,  seine  Formel  diktiert.  Buchanan,  der 
dies  an  Grey  meldet,  fügt  wörtlich  hinzu,  unter  Berufung  auf  die 
russische  Volksstimmung  und  strategische  Rücksichten  :  «  Prepa- 
rations  for  general  mobilisation  will  be  proceeded  with  if  this 
proposal  is  rejected  by  Austria,  and  incvitable  result  will  be  a 
European  war.  »  Diese  schwerwiegenden,  für  das  Schicksal  Europas 
geradezu  entscheidenden  Konsequenzen  haben  bekanntlich  Herrn 
von  Jagow  nicht  abgehalten,  den  Sazonowschen,  allen  Wün- 
schen aufs  weiteste  entgegenkommenden  Friedensvorschlag  kalt- 
lächelnd, ohne  Angabe  von  Gründen,  abzulehnen,  —  eine  verbre- 
cherische Tat,  für  die  es  im  Diesseits  und  im  Jenseits  keine  genügende 
Sühne  gibt.  Und  nun  kommt  Herr  Helfferich  und  behauptet,  die 
englisch-russischen  Einigungsvorschläge  hätten  überhaupt  keine 
Verpflichtung  zur  Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen 
enthalten.    Diese  Verpflichtung  liegt  schwarz    auf  weiss  in  der 
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Sazonowschen  Formel  vom  30.  Juli  vor.  Herr  Helfferich  aber  unter- 
schlägt diese  Formel,  um  die  Verpflichtungserklärung  aus  der 
Welt  zu  schaffen. 

Es  ist  hiernach  ganz  gleichgültig,  ob  Sir  Edward  Grey  mit 
mehr  oder  weniger  bestimmten  Worten  die  allseitige  Einstellung 
der  militärischen  Vorbereitungen  in  seinen  Noten  betont.  Diese 
Einstellung  war  der  nächste  und  selbstverständlichste  Zweck  aller 
Verhandlungen  und  war  von  Russland  formell  zugesagt.  Ueberdies 
aber  wird  in  fast  allen  Greyschen  Noten  diese  selbstverständliche 
Bedingung  noch  wiederholt.  In  der  Note  103  sogar  zweimal,  im 
ersten  Absatz,  den  Helfferich  zitiert,  und  ausserdem  im  dritten. 
Siehe  ferner  Note  36  :  «  to  request  that  all  active  military  Opera- 
tions should  be  suspended  pending  results  of  Conference  ».  Hier 
ist  also  nicht  von  einer  Hoffnung,  sondern  von  einem  ausdrück- 
lichen Verlangen  die  Rede.  Siehe  ferner  Note  111,  Absatz  1  : 
«  All  Powers  would  of  course  suspend  further  military  Operations 
or  preparations.  »  Hier  wird  die  Suspendierung  weiterer  militä- 
rischer Operationen  oder  Vorbereitungen  als  selbstverständlich 
—  wie  sie  es  auch  war  —  bezeichnet.  Siehe  weiter  Note  135 
(Grey  an  Buchanan)  :  «that  the  British  Government  would  urge 
upon  Russian  Government  to  stop  the  mobilisation  of  troops 
directed  against  Austria.  »  Diese  wenigen  Beispiele  mögen  ge- 
nügen :  sie  sind,  wie  gesagt,  ganz  unerheblich  gegenüber  der 
formellen,  von  Russland  am  30.  Juli,  also  vor  der  Generalmobili- 
sierung, übernommenen  Verpflichtung. 


Herr  Helfferich  ist  diesem  erwiesenen  Tatbestande  gegenüber 
in  der  glücklichen  Lage,  auf  einen  Satz  hinweisen  zu  können,  den 
Sazonow  am  31.  Juli  —  offenbar  spät  abends  —  in  einer  Bespre- 
chung mit  dem  englischen  und  französischen  Botschafter  ausge- 
sprochen hat.  Ich  habe  diese  Unterhaltung,  bei  welcher  Sazonow 
von  der  noch  Hoffnung  erweckenden  Monarchen- Korrespondenz 
sprach  und  seine  zweite  (Amalgamierungs-)Formel  mitteilte,  schon 
bei  anderer  Gelegenheit  behandelt  und  will  hier  nur  auf  den  Satz 
eingehen,  der  —  nach  Helfferich  —  die  Absicht  Russlands,  seine 
Mobilisierung  einzustellen,  als  unglaubwürdig  erweisen  soll.  Die 
Worte  Sazonows  lauten  : 
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«  His  Imperial  Majesty  undertook  that  not  a  Single  man 
should  be  moved  across  the  frontier  ;  it  was,  however,  of 
course  impossible,  for  reasons  explained,  to  stop  a  mobili- 
sation  which  was  already  in  progress.  »  (Blaubuch  Nr.  120.) 

Sie  beziehen  sich  auf  das  Zarentelegramm  vom  31.  Juli  (Weiss- 
buch, S.  12),  in  dem  der  russische  Kaiser  jede  Kriegsabsicht  weit 
von  sich  weist  und  sein  feierliches  Wort  gibt,  dass,  solange  die 
Verhandlungen  mit  Oesterreich  andauern,  die  russischen  Truppen 
keine  herausfordernde  Aktion  unternehmen  werden.  Der  Zusatz 
Sazonows,  dass  es  natürlich  unmöglich  sei,  die  einmal  in  Gang 
befindliche  Mobilisation  einzustellen,  ist  nichts  anderes  als  die 
Betonung  einer  militärisch-technischen  Unmöglichkeit,  die  sowohl 
der  Zar  in  seinem  genannten  Telegramm,  als  Kaiser  Wilhelm  in 
seiner  Depesche  vom  1.  August  an  den  König  Georg  hervorgehoben 
hatten.  Es  ist  eben  zu  beachten,  dass  am  30.  Juli,  als  Sazonow  in 
seiner  ersten  Formel  die  Einstellung  seiner  militärischen  Vorbe- 
reitungen formell  zusicherte,  die  Teilmobilisierung  noch  nicht  zu 
einer  General mobilisierung  erweitert  war.  Damals,  am  30.  Juli, 
handelte  es  sich  um  ein  Stillslehen  bei  der  Teilmobilisierung.  In  den 
vierundzwanzig  und  mehr  Stunden  aber,  die  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Sazonowschen  Formel  —  erfolglos,  durch  die  Schuld 
Deutschlands  —  verflossen  waren,  hatte  sich  die  russische  Teil- 
mobilisierung zu  einer  Generalmobilisierung  erweitert  und  nun 
war  es,  wie  die  Kriegsherren  beider  Militär- Monarchien  überein- 
stimmend hervorheben,  eine  «  technische  Unmöglichkeit »  ge- 
worden, die  bereits  in  Gang  befindliche  Generalmobilisierung  zum 
Stillstand  zu  bringen.  «  Gegenbefehl  kann  nicht  mehr  gegeben 
werden  »  —  so  heisst  es  in  der  Depesche  Kaiser  Wilhelms  und  so 
musste  es  auch  in  Russland  heissen.  Das  ist  ja  gerade  —  wie  von 
uns  Pazifisten  von  jeher  warnend  hervorgehoben  wurde  —  das 
fürchterliche  Verhängnis  der  bewaffneten  Anarchie,  dass,  wenn 
einmal  auf  den  Knopf  der  riesigen  Militärmaschinerie  gedrückt 
worden  ist,  es  kaum  mehr  einen  Stillstand  gibt,  dass  jeder  von  dem 
andern,  sei  es  auch  nur  um  Stunden,  überflügelt  zu  werden 
fürchtet  und  schliesslich  der  fürchterlichste  Massenmord  wegen 
der  geringfügigsten  Ursachen  ausbricht,  weil  militärische  Rück- 
sichten jede  vernünftige  Ueberlegung,  jede  ruhige  Abwägung 
von  Mittel  und  Zweck  über  den  Haufen  werfen.  — 
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Aus  dem  oben  Gesagten  folgt,  dass  das  Versprechen,  welches 
Sazonow  am  30.  Juli  noch  abgeben  konnte  (Einstellung  weiterer 
militärischer  Vorbereitungen,   also  Nicht-Erweiterung  der  Teil- 
zur   Generalmobilisierung),   —   dass   er   dieses  Versprechen  am 
31.  Juli,  nach  Beginn  der  russischen  Generalmobilisierung,  schon 
aus  technischen  Gründen  nicht  mehr  abgeben  konnte.  Aber  nicht 
nur   aus  technischen,    auch  aus   anderen  Gründen.    Ueber   den 
genauen    Zeitpunkt    der    österreichischen    General  mobilisier  ung 
werden  wir  an  anderer  Stelle  sprechen.  Das  aber  steht  unbestreit- 
bar fest,  dass  auch  diese  Generalmobilisierung  am  31.  Juli  erfolgt 
ist  und  ebenso  die  Verkündung  des  Kriegszustandes  in  Deutsch- 
land. Wie  sollte  Russland  dazu  kommen,  diesen  Tatsachen  gegen- 
über, am  31.  Juli  abends  seine  Generalmobilisierung  zum  Still- 
stand zu  bringen,  selbst  wenn  dies  technisch  möglich  gewesen  wäre  ? 
Sazonow  verlangte  ja  auch  von  Oesterreich  keinen  Stillstand  seiner 
an  demselben  Tage  proklamierten  Generalmobilisierung.  Oester- 
reich und  Russland  waren  ja  überhaupt  keineswegs  so  nervös 
ihren  beiderseitigen   Generalmobilisierungen   gegenüber,   wie  es 
Deutschland  zu  sein  vorgab  :  sie  waren  gewohnt,  in  allen  vergan- 
genen   Balkankonflikten    1908/09,    1912/13,    gerüstet    einander 
gegenüberzustehen.  Sie  standen  ja  auch  diesmal  seit  dem  29.  Juli, 
also  seit  zwei  Tagen,  an  ihrer  gemeinschaftlichen  Grenze  einander 
in  Waffen  gegenüber.  Ja  sie  brachten  es  sogar  fertig  —  scheinbar, 
ohne  sich  besonders  beunruhigt  zu  fühlen  — ,  noch  sechs  bis  sieben 
Tage,  vom  31.  Juli  bis  zum  6.  August,  die  Waffen  aufeinander 
gerichtet  zu  halten,  ohne  dass  der  Krieg  erklärt  wurde  und  ohne 
dass  die  Flinten  losgingen. 

Noch  nach  erfolgter  beiderseitiger  Generalmobilisierung  ver- 
handelten sie,  wie  ich  in  meinem  Buche  bereits  hervorgehoben 
habe,  ganz  flott  und  unbekümmert  miteinander  und  Graf  Berch- 
told  teilt  diese  Tatsache  am  31.  Juli  seinen  auswärtigen  Gesandten 
seelenruhig  mit  den  Worten  mit  : 

«  Da  von  der  russischen  Regierung  Mobilisierungen  an 
unserer  Grenze  angeordnet  worden  sind,  sehen  wir  uns  zu 

militärischen  Massnahmen  in  Galizien  gezwungen Die 

der  Situation  entsprechenden  Pourparlers  zwischen  dem 
Wiener  und  St.  Petersburger  Kabinett,  von  denen  wir  uns 
eine  allseitige  Beruhigung  erhoffen,  nehmen  inzwischen  ihren 
Fortgang.  »  (Rotbuch  Nr.  53.) 
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Tatsächlich  haben  noch  am  31.  Juli  und  1.  August  sachliche 
Verhandlungen  zwischen  Szapäry  und  Sazonow  in  Petersburg 
stattgefunden  und  ist  der  österreichische  Botschafter  bis  zum 
6.  August  in  Petersburg  geblieben  (Rotbuch  Nr.  55  bis  59).  Für 
Oesterreich  also  war  die  Bemerkung  Sazonows  vom  31.  Juli 
(Blaubuch  Nr.  120)  über  die  Unmöglichkeit  der  Mobilisierungs- 
einstellung, war  die  Beschränkung  seiner  Verpflichtungserklärung 
in  der  zweiten  Formel,  auf  die  Beibehaltung  einer  «  abwartenden 
Haltung  »,  —  für  Oesterreich  waren  diese  russischen  Erklärungen 
und  Beschränkungen  keineswegs  beunruhigend,  geschweige  denn 
ein  Kriegsgrund.  Oesterreich  stand,  wie  in  früheren  Konflikts- 
fällen, Russland  gegenüber  auf  dem  gewohnten  und  vernünftigen 
Standpunkt  :  Wenn  der  eine  mobilisiert,  mobilisiert  auch  der 
andere  ;  Mobilisation  ist  eine  Sicherungsmassregel,  aber  kein 
Kriegsgrund  ;  wie  wir  in  früheren  Zeiten  —  trotz  oder  vielleicht 
gerade  wegen  der  beiderseitigen  Mobilisierungen  —  zur  Verstän- 
digung gelangt  sind,  so  wird  und  kann  dies  auch  diesmal  gelingen. 
Dieser  Standpunkt  ist  bekanntlich  (siehe  u.  a.  mein  Buch,  S.  168) 
von  den  Diplomaten  aller  Mächte,  auch  von  den  österreichischen 
Diplomaten  selbst,  durch  ihr  Verhalten  sowohl  wie  durch  unzwei- 
deutige Erklärungen  zum  Ausdruck  gebracht  worden.  Nur 
Deutschland  machte  eine  Ausnahme.  Für  Deutschland  bedeutete 
angeblich  Mobilisierung  Krieg,  obwohl  auch  die  deutsche  Regie- 
rung so  inkonsequent  war,  gerade  in  dem  entscheidendsten  Schrift- 
stück, in  dem  Ultimatum  an  Russland,  diesen  Standpunkt  nicht 
zur  Geltung  zu  bringen,  sondern  auf  die  Mobilisierung  nur  mit 
Mobilisierung  zu  drohen  (Weissbuch,  Anlage  24). 

Mit  der  Verpflichtung,  «  eine  abwartende  Haltung  beizube- 
halten »  (Orangebuch  Nr.  67),  übernahm  Russland  alles,  was  es 
in  diesem  Augenblicke  noch  militärisch- technisch  erfüllen  konnte, 
übernahm  mehr,  als  Oesterreich  verlangte  und  verlangen  konnte, 
denn  auch  Oesterreich  war  inzwischen  zur  allgemeinen  Mobilisie- 
rung vorgeschritten.  Damit  fällt  auch  der  letzte,  aus  den  Grey- 
Sazonowschen  Einigungsvorschlägen  hergeleitete  Grund,  den 
HelfTerich  gegen  den  russischen  Friedenswillen  und  für  die  rus- 
sischen Kriegsabsichten  anführt.  Der  Satz,  mit  dem  Helfferich 
den  Abschnitt  «  Der  Brandstifter  »  abschliesst,  wird  richtig,  wenn 
man  die  kleine  Veränderung  an  ihm  vornimmt,  statt  des  Wortes 
<t  Russland  »  das  Wort  «  Deutschland  »  zu  setzen.  Er  lautet  dann 
folgendermassen  (S.  17)  :  «  Die  massgebenden  Kreise  Deutschlands 
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haben  den  Krieg  gewollt  und  haben  ihn  mit  verdoppelter  Brutalität 
gewollt,  als  sich  die  Aussicht  auf  einen  friedlichen  Ausgleich 
erschloss.  » 


Was  tat  Sazonow  zur 
Friedenserhaltung  ? 

Blickt  man  auf  unsere  bisherigen  Erörterungen  zurück,  so 
scheint  einem  der  —  von  Helfferich  auf  den  29.  Juli  verlegte  — 
Brandstiftungs-Entschluss  Russlands  als  eine  geradezu  ungeheuer- 
liche Erfindung,  die  ein  intelligenter  Mann  —  und  das  ist  Dr. 
Helfferich  —  seinen  Lesern  nur  zumuten  kann,  wenn  er  von  der 
tiefsten  Verachtung  gegen  ihre  Intelligenz  oder  ihren  guten 
Willen  erfüllt  ist. 

Was  hat  nicht  Sazonow  alles  getan,  vor  und  nach  dem  2g.  Juli 
bis  zur  Kriegserklärung  am  1.  August  nachmittags,  um  den  Frieden 
zu  erhalten  ?  Alle  Wege  zur  friedlichen  Verständigung  hat  er 
beschritten,  ohne  Erfolg,  aber  auch  ohne  Verschulden  an  der 
Erfolglosigkeit  : 

Vier  verschiedene  Einigungsformeln  hat  er  vorgeschlagen  : 
eine  am  30.,  zwei  am  31.  Juli,  eine  letzte  noch  am  1.  August. 

Die  Viermächte- Konferenz  in  London  hat  er  vom  ersten 
Augenblick  an  freudig  akzeptiert  und  erklärt,  seinerseits  beiseite 
zu  stehen  und  sich  ihren  Beschlüssen  zu  unterwerfen. 

Die  direkten  Besprechungen  mit  Wien  hat  er  sofort  begonnen 
und,  als  sie  von  Berchtold  brüsk  abgelehnt  waren,  ihre  Wieder- 
anknüpfung erstrebt.  Als  sie  endlich,  nach  vieler  Mühe  und  vielem 
kostbaren  Zeitverlust,  wieder  aufgenommen  wurden,  hat  er  sofort 
mit  dem  österreichischen  Botschafter  in  Petersburg  die  Verhand- 
lungen wieder  begonnen  und  ihnen  durch  die  vorgeschlagene 
Verpflanzung  nach  London  einen  noch  günstigeren  Boden  zu 
bereiten  gesucht. 

Am  29.  Juli  —  demselben  Tage,  an  dem  er,  nach  Helfferichs 
Fälschung,  den  Brandstiftungsentschluss  definitiv  gefasst  haben 
soll,  hat  er  seinen  Monarchen  veranlasst,  den  gordischen  Knoten 
auf  die  beste,  einfachste  und  allen  gerecht  werdende  Weise  zu 
zerhauen  oder  vielmehr  aufzulösen  :  durch  den  Vorschlag,  die 
ganze  Streitfrage  dem  Haager  Schiedshof  zur  Entscheidung  zu 
überlassen,  —  ein  Vorschlag,  den  das  Berliner  Auswärtige  Amt  in 
seinem  ersten  Weissbuch  unterschlagen  und,  erst  nach  erfolgter 
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russischer  Publikation,  in  seiner  zweiten,  im  Frühjahr  1915 
erschienenen  Weissbuch-Ausgabe,  versteckt  unter  neuer  Numme- 
rierung,  in  die  Monarchen- Korrespondenz  hineingeschoben  hat. 

Er  hat  sich  bereit  erklärt,  bei  der  Teilmobilisierung  vom 
29.  Juli  stehen  zu  bleiben  und  von  jeder  Erweiterung  Abstand  zu 
nehmen,  gegen  die  blosse  Zusage  Oesterreichs,  gewisse,  die  ser- 
bische Souveränität  verletzende  Punkte  aus  seiner  Note  zu  elimi- 
nieren (30.  Juli). 

Er  hat  sich  durch  die  brüske  Ablehnung  Jagows  —  ebenso 
brüsk,  wie  zwei  Tage  vorher  die  Ablehnung  aller  weiteren  Dis- 
kussionen seitens  Berchtolds  —  nicht  abhalten  lassen,  neue  Eini- 
gungsformeln mit  Grey  und  Viviani  zu  kombinieren  und  durch 
eigene,  immer  weitergehende  Verständigungsvorschläge  die  Dif- 
ferenz zwischen  dem  österreichischen  und  russischen  Standpunkt 
auf  ein  Schattenbild  zu  reduzieren  (31.  Juli). 

Noch  am  Tage  der  Kriegserklärung  hat  er  sich  bereit  erklärt, 
Gewehr  bei  Fuss  stehen  zu  bleiben  und  weitere  Verständigungs- 
verhandlungen zu  führen.  Noch  sechs  Tage  lang  nach  dem  Aus- 
bruch des  deutsch-russischen  Krieges  hat  er  Oesterreich  gegenüber 
diesen  Standpunkt  festgehalten,  weder  den  Krieg  erklärt  noch 
seinen  Botschafter  abberufen  noch  die  russischen  Truppen  die 
galizische  Grenze  überschreiten  lassen  —  ein  Punkt,  der  lange  nicht 
genügend  hervorgehoben  wird  und  von  aller grösster  Bedeutung  für 
die  Schuldfrage  ist. 

Alles  dies  hat  der  Helfferichsche  Brandstifter  getan,  der  den 
Krieg  unter  allen  Umständen  wollte  !  Er  hat  es  getan  zum 
Scherz,  zur  Täuschung,  zum  Zweck  des  Alibibeweises,  was  weiss 
ich  ?  Ich  habe  keine  Erklärung  und  brauche  keine  zu  geben  für 
diesen  unfassbaren  Zwiespalt  zwischen  Vorwurf  und  tatsächlichem 
Handeln.  Herr  Helfferich  aber  ist  verpflichtet  dazu.  Wie  erklärt 
er  Sazonows  Handeln,  wenn  Sazonows  Wille  so  verbrecherisch 
war,  wie  er  ihn  darstellt  ? 

Die  Unterhaltung  Sazonows  mit 
Buchanan  am  25.  Juli  morgens. 
(  B  1  a  u  b  u  c  h  Nr.    17.) 

Auf  einen  Punkt,  der  nicht  für  Sazonow,  aber  für  Helfferich 
im  höchsten  Masse  gravierend  ist,  muss  ich  bei  dieser  Gelegenheit 
noch  eingehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  der  gröbsten  Fälschun- 
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gen,  die  sich  der  deutsche  Staatssekretär  zuschulden  kommen 
lässt.  Sein  Anklagegebäude  beruht  auf  dem  Fundament :  «  Russ- 
land war  nach  seiner  eigenen  Erklärung  von  Anfang  der  Krisis  an 
entschlossen,  alle  Risiken  eines  Krieges  auf  sich  zu  nehmen,  wenn 
es  der  Hilfe  Frankreichs  sicher  sei.  »  (S.  46.)  Diese  Behauptung 
stützt  sich  auf  Nr.  17  des  Blaubuches  :  Bericht  Buchanans  über 
seine  Unterhaltung  mit  Sazonow  am  25.  Juli,  vor  Ablauf  des 
österreichischen  Ultimatums.  Da  ich  die  lange  Note  Buchanans, 
welche  u.  a.  die  bereits  damals  abgegebene  positive  Zustimmung 
Sazonows  zur  Vier  mächte- Konferenz,  unter  Beiseitestehen  Russ- 
lands, enthält,  nicht  im  ganzen  Wortlaut  hier  wiedergeben  kann, 
so  ersuche  ich  jeden,  der  sich  ein  selbständiges  Urteil  über  die 
Schuldfrage  und  über  die  Glaubwürdigkeit  des  hervorragendsten 
Verteidigers  Deutschlands  bilden  will,  diese  Note  Nr.  17  durch- 
zulesen und  dann  die  Frage  zu  beantworten,  ob  der  verbreche- 
rische Kriegswille,  den  Helfferich  darin  zu  finden  vorgibt, 
wirklich  darin  enthalten  oder  nicht  vielmehr  der  wärmste  und 
dringendste  Friedenswunsch  zum  Ausdruck  gebracht  ist. 

Es  ist  richtig,  auch  der  von  Helfferich  aus  dem  Zusammenhang 
herausgerissene  Satz  (eine  Zeile  von  sage  und  schreibe  47  Zeilen)  ist 
in  dem  Buchananschen  Bericht  enthalten.  Was  aber  enthält  der 
Bericht  sonst  ?  Welches  ist  der  Grundgedanke,  den  der  russische 
Minister  zum  Ausdruck  bringt  ?  Das  gerade  Gegenteil  von  dem, 
was  Helfferich  durch  das  perfide  Herausreissen  der  einen  Zeile 
dem  russischen  Minister  unterzuschieben  sucht.  Buchanan  und 
Sazonow  sprechen  zunächst  von  den  leider  vergeblichen  Bemü- 
hungen der  Ententemächte,  eine  Verlängerung  der  Ultimatums- 
frist bei  Oesterreich  durchzusetzen,  —  Bemühungen,  die  nunmehr 
aussichtslos  seien,  da  am  Abend  desselben  Tages  bereits  die  Frist 
ablaufe.  Sazonow  spricht  von  Serbiens  Bereitwilligkeit,  die  an 
dem  Attentat  Schuldigen  zu  bestrafen,  aber  auch  von  der  Unmög- 
lichkeit, dass  ein  unabhängiger  Staat  alle  die  politischen  Forde- 
rungen Oesterreichs  erfüllen  könne.  Die  Serben  würden  im  Falle 
eines  österreichischen  Angriffs  vermutlich  Belgrad  verlassen,  sich 
in  das  Landesinnere  zurückziehen  und  an  die  Mächte  appellieren. 
Sazonow  erklärte  sich  einverstanden,  wenn  die  Frage  auf  diese  Art 
auf  internationalen  Boden  gestellt  würde,  wie  ja  auch  die  Ver- 
sprechungen Serbiens  von  1909  den  Mächten  gegeben  worden 
seien.  Russland  sei  bereit,  beiseite  zu  stehen  und  die  Frage  in  den 
Händen  der  vier  unbeteiligten  Mächte  zu  lassen.  Auf  Buchanans 
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Bemerkung,  dass  Russland  hoffentlich  nicht  durch  Mobilisierung 
die  Kriegsgefahr  heraufbeschwören  würde,  versicherte  Sazonow, 
Russland  habe  keine  aggressiven  Intentionen  (that  Russia  had 
no  aggressive  intentions)  und  würde  keine  Aktion  beginnen,  bevor 
es  dazu  gezwungen  würde.  Oesterreichs  Aktion  sei  allerdings  in 
Wirklichkeit  gegen  Russland  gerichtet.  Oesterreich  wolle  den 
Status  quo  auf  dem  Balkan  zu  Gunsten  seiner  eigenen  Hegemonie 
verändern.  Es  folgen  nun  die  bereits  wiederholt  erwähnten  gegen- 
sätzlichen Erörterungen  zwischen  Sazonow  und  Buchanan,  bei 
denen  Sazonow  die  Erhaltung  des  Friedens  durch  eine  feste 
Stellungnahme  Englands  auf  Seiten  Russlands  und  Frankreichs 
für  gesichert  ansah,  während  der  englische  Botschafter  —  in 
bekannter  Uebereinstimmung  mit  seinem  Minister  —  von  der 
unparteiischen  Vermittlertätigkeit  Englands  das  Beste  erwartete. 
Auch  aus  dieser  Unterhaltung,  wie  aus  allen  übrigen  Bespre- 
chungen der  Solidaritätsfrage,  leuchtet  unwiderleglich  die  Tat- 
sache hervor,  dass  Russland  und  Frankreich  nicht  für  den  Krieg, 
sondern  für  den  Frieden  Englands  Solidaritätserklärung  erstrebten. 
Im  letzten  Absatz  endlich  der  Buchananschen  Note  kommt 
die  eine  Zeile  vor,  auf  der  Herr  Helfferich  das  Kartenhaus  seiner 
Brandstiftungsanklage  aufbaut.  Buchanan  warnte  den  russischen 
Minister  dringend  vor  einer  Mobilisation,  welche  die  Mobilisation 
Deutschlands  und  wahrscheinlich  die  Kriegserklärung  herbei- 
führen könnte  1,  worauf  Sazonow  erwiderte,  Russland  könne  nicht 
dulden,  dass  Oesterreich  Serbien  zerschmettere  und  die  vorherr- 
schende Macht  auf  dem  Balkan  würde  und  —  nun  kommt  der 
Helfferichsche  Satz  — :  wenn  Russland  der  Unterstützung  Frank- 
reichs sicher  sei,  so  würde  es  allen  Gefahren  eines  Krieges  ins  Auge 
sehen.  (Russia  could  not  allow  Austria  to  crush  Servia  andbecome 
the  predominant  Power  in  the  Balcans,  and,  if  she  feels  secure  of 
the  support  of  France,  she  will  face  all  the  risks  of  war.)  Der  rus- 
sische Minister  fügte  sofort  von  neuem  hinzu,  dass  er  keineswegs 
einen  Konflikt  heraufzubeschwören  wünsche,  dass  aber  allerdings, 

1  Diese  Warnung  am  25.  Juli,  noch  ehe  die  serbische  Antwort  bekannt  war, 
ehe  Oesterreich  seinen  Gesandten  abberufen  und  den  Krieg  an  Serbien  erklärt 
hatte,  ehe  Oesterreich  auch  gegen  Russland  zwei  Armeekorps  mobilisiert  und  mit 
dem  Bombardement  Belgrads  begonnen  hatte,  —  die  Warnung  Buchanans  an 
diesem  frühen  Tage  war  gewiss  berechtigt  und  wurde,  wie  bekannt,  von  der  rus- 
sischen Regierung  auch  befolgt.  Die  bereits  am  25.  Juli  beschlossenen  russischen 
Militärmassregeln  wurden  erst  am  29.  Juli,  nach  den  gravierendsten  militärischen 
Vorgängen  auf  Oesterreichs  Seite  und  nach  dem  Zutagetreten  schroffster  Intran- 
sigenz  auf  Seiten  Deutschlands  und  Oesterreichs,  in  Wirksamkeit  gesetzt.  (Siehe 
die  Zarendepesche  vom  30.  Juli,  Weissbuch,  Anlage  23  a.) 
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wenn  Deutschland  Österreich  nicht  zurückhalten  könne,  die 
Situation  als  verzweifelt  angesehen  werden  müsse.  (He  assured  nie 
once  more  that  he  did  not  wish  to  precipitate  a  conflict,  but  that 
unless  Germany  could  restrain  Austria  I  could  regard  the  Situation 
as  desperate.) 

Das  stellt  —  nach  Helfferich  —  den  festen,  unwiderruflichen 
Entschluss  Sazonows  zum  Kriege  dar,  dessen  Ausführung  nur 
von  der  einen  Voraussetzung  abhing,  ob  Frankreich  seinem  Ver- 
bündeten Beistand  leisten  würde  oder  nicht.  «  Die  Herbeiführung 
des  Krieges  war  also  für  Russland  eine  reine  Opportunitätsfrage  » 
(Helfferich,  S.  18).  War  der  Erfolg  sicher  durch  Frankreichs  Mit- 
wirkung, die  wiederum  von  Englands  Beistand  abhing,  so  war 
der  Krieg  —  nach  Helfferich  —  schon  am  25.  Juli  eine  beschlossene 
Sache.  Beweis  :  eine  der  47  Zeilen  der  Nr.  17  des  Blaubuches.  Da 
aber  die  übrigen  46  Zeilen  dieser  Auslegung  schnurstracks  wider- 
sprechen, so  wünschte  ich  dem  Herrn  Staatssekretär  Auge  in 
Auge  die  Frage  vorlegen  zu  können  :  «  Glauben  Sie,  Exzellenz, 
in  Wirklichkeit  selbst  an  Ihre  Interpretation  der  Sazonowschen 
Worte  oder  wollen  Sie  nur  unkritische  Leser  —  leider  die  Majo- 
rität der  heutigen  Leser  in  Deutschland  —  daran  glauben  ma- 
chen ?  »  Ich  nehme  das  letztere  an.  Wenn  Sazonow  schon  damals 
am  25.  Juli  unbedingt  —  bloss  die  Mitwirkung  Frankreichs 
vorausgesetzt  —  den  Krieg  wollte,  weshalb  begrüsst  er  dann  die 
serbische  Absicht,  an  die  Mächte  zu  appellieren  ?  Weshalb  erklärt 
er  sich  bereit,  den  vier  unbeteiligten  Mächten  die  Lösung  der 
Streitfrage  zu  überlassen  und  seinerseits  beiseite  zu  stehen  ? 
Weshalb  versichert  er,  keine  aggressiven  Intentionen  zu  haben, 
keinen  Konflikt  heraufbeschwören  zu  wollen  ?  Weshalb  wünscht 
er  Englands  Solidaritätserklärung  zu  dem  Zwecke,  dass  «  there 
would  be  no  war  »  ?  Wenn  er  den  Krieg  wollte,  weshalb  die  Zustim- 
mung zu  allen  Massregeln,  die  ihn  verhindern  sollten  ?  Alles  das 
ist  unerklärlich  und  unvereinbar  mit  der  Helfferichschen  These, 
die  —  sehr  loyal  !  —  eine  Zeile  herausgreift  und  46  Zeilen  unter- 
drückt. 

In  Wirklichkeit,  bei  richtiger  Interpretation  dieser  Zeile, 
stimmt  alles  vorzüglich  zusammen.  Sazonow  will  den  Frieden,  er 
akzeptiert  alle  Mittel,  die  den  Frieden  zu  erhalten  geeignet  sind. 
Wenn  aber,  trotz  alledem,  Oesterreich  auf  seiner,  durch  das  uner- 
hört scharfe  Ultimatum,  durch  die  Ablehnung  jeder  Fristver- 
längerung, überhaupt  jeder  Diskussion  bekundeten  Absicht  be- 


RUSSLAND,    DER   «  BRANDSTIFTER  »  ?  331 

stehen  sollte,  den  Tod  des  Erzherzogs  als  Mittel  zur  Zerschmette- 
rung Serbiens  und  zur  Erlangung  der  Vorherrschaft  auf  dem 
Balkan    auszunutzen,    dann,    dann    allerdings    würde  Russland 

—  vorausgesetzt,  dass  Frankreich  ihm  zur  Seite  stände,  —  allen 
Gefahren  eines  Krieges  ins  Auge  sehen.  Mit  anderen  Worten  : 
Russland  will  den  Frieden,  auf  jede  Weise,  aber  nicht  um  den  Preis, 
den  Oester reichern  die  Zerschmetterung  Serbiens  zu  gestatten  und 
die  Suprematie  auf  dem  Balkan  einzuräumen. 

Dieser  —  für  niemanden  überraschenden,  bei  allen  früheren 
Balkankonflikten  klar  zum  Ausdruck  gebrachten  —  Tendenz  der 
russischen  Politik  entspricht  ihr  tatsächliches  Verhalten  vom 
Beginn  der  letzten  Krise  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  :  drin- 
gender Friedenswunsch  und  ernstestes  Friedensbemühen,  aber 
Widerstand  gegen  eine  Erniedrigung  Serbiens  zum  Vasallen  Oes- 
terreichs,  Widerstand  gegen  Oesterreichs  Balkan-Suprematie. 
Auf  diese  selbstverständliche,  solange  eine  Balkanfrage  existiert, 
stets  wiederholte  Formel,  die  Sazonow  noch  am  23.  Mai  1914 
in  der  Duma  in  die  Worte  zusammengefasst  hatte  :  «  Der  Balkan 
für  die  Balkanvölker  »,  —  auf  diesen  «  europäischen  Gemeinplatz  » 
(commonplace  in  European  diplomacy,  wie  Grey  ihn  nennt)  redu- 
zieren sich  die  Sazonowschen  Aeusserungen  vom  25.  Juli,  die 
Herrn  Helflerich  das  Fundament  zu  seinem  Anklagegebäude 
abgeben.  Das  Urteil  über  diese  Methode,  die  noch  überdies  durch 
zeilenlangen  gesperrten  Druck  (S.  32)  die  ganze  Aufmerksamkeit 
des  Lesers  auf  die  willkürliche  Interpretation  jener  siebzehn  will- 
kürlich herausgerissenen  Worte  zu  lenken  sucht,  —  das  Urteil 
überlasse  ich  getrost  dem  Leser.  Auch  hier  wieder  könnte  die 
deutsche  Regierung  ausrufen  :  «  Ich  bitte  um  mildernde  Umstände 

—  für  meinen  Herrn  Verteidiger.  » 


VI. 


Die   Mobilisierungsfrage. 


Gründe  der  russischen  Mobilisierung. 

«  Ueber  den  unmittelbaren  Anlass  zum  Kriegsausbruch  kann 
ein  Zweifel  nicht  bestehen.  Der  Anlass  war  die  am  31.  Juli  früh 
morgens  von  dem  Zaren  angeordnete  allgemeine  Mobilmachung  der 
russischen  Streitkräfte  zu  Wasser  und  zu  Lande  und  die  Weigerung 
Russlands,  diese  Massnahme,  dem  Verlangen  Deutschlands  ent- 
sprechend, rückgängig  zu  machen.  »  (Helfierich,  Seite  4.) 

Im  Anschluss  an  diese  These,  die  den  Angelpunkt  des  ganzen 
Helfferichschen  Schuldbeweises  bildet,  untersucht  der  Verteidiger 
der  deutschen  Regierung,  durch  welche  Gründe  die  allgemeine 
russische  Mobilmachung  —  nach  der  Behauptung  der  russischen 
Regierung  selbst  —  veranlasst  war.  Die  von  Petersburg  ange- 
führten Gründe  seien  folgende  gewesen  : 

1.  Die  russische  Generalmobilisierung  sei  erfolgt  «  als 
Antwort  auf  die  militärischen  Massnahmen  Oesterreich- 
Ungarns  »  ; 

2.  als  Antwort  auf  «  die  angeblichen  militärischen  Vor- 
bereitungen  Deutschlands  »  ; 

3.  als  Folge  der  «  Weigerung  Oesterreich- Ungarns,  eine 
Intervention  der  Mächte  zuzulassen  ». 

Die  Untersuchung  jedes  einzelnen  dieser  Mobilisationsgründe 
führt  Herrn  Helfierich  selbstverständlich  zu  dem  Resultat,  dass 
keiner  dieser  Gründe  stichhaltig  und  die  russische  Generalmobili- 
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sierung  nur  ein  Ausfluss  des  unbedingten  und   klar  bewussten 
Kriegs  willens  auf  russischer  Seite  gewesen  sei. 

Bezüglich  des  Punktes  3  kann  ich  mich  kurz  fassen,  da  ich 
in  meinem  Buche  und  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  dieser 
Arbeit  das  Verhalten  Oesterreichs  und  Deutschlands  gegenüber 
allen  Vermittlungsversuchen  der  Mächte  genügend  geschildert 
und  gekennzeichnet  habe.  Auch  Herr  Helfferich  kann  natürlich 
feststehende  historische  Tatsachen  nicht  aus  der  Welt  schaffen. 
Er  kann  sie  höchstens  verfälschen  oder  unterdrücken.  Ihm 
erscheint  die  Behauptung,  Oesterreich  habe  sich  geweigert,  eine 
Intervention  der  Mächte  zuzulassen,  als  : 

geradezu  grotesk  im  Zusammenhalt  mit  der  Tatsache,  dass  einmal  ein 
neuer,  von  Sir  Edward  Grey  ausgehender  Vermittlungsvorschlag  von  der 
deutschen  Regierung  an  die  österreichisch-ungarische  Regierung  tags  zuvor 
weitergegeben  worden  war,  und  dass  die  Antwort  Oesterreichs  auf  diesen 
Vorschlag  noch  ausstand  ;  dass  ferner  am  30.  Juli  nachmittags  in  Wien  eine 
Besprechung  zwischen  dem  Grafen  Berchtold  und  dem  russischen  Botschafter 
stattgefunden  hatte,  die  der  französische  Botschafter  in  Wien  sofort  als  eine 
Unterhaltung  von  hoher  Wichtigkeit  («  un  entretien  de  haute  importance  ») 
nach  Paris  telegraphierte...  (Helfferich,  S.  9.) 

Hier  werden  also  zwei  Tatsachen  als  gewichtige  Posten  auf 
Oesterreichs  Kreditkonto  gesetzt,  um  die  Belastung  zu  kompen- 
sieren, die  in  dem  Vorwurf  der  Ablehnung  jeder  Vermittlung  liegt. 
Zu  diesem  Zwecke  muss  die  Greysche  Einigungsformel  herhalten 
(Blaubuch  Nr.  88),  vom  29.  Juli  nachmittags,  der  man  in  Berlin 
die  Ehre  erwiesen  hatte,  sie  nach  Wien  «  weiterzugeben  »  (ohne 
sie  auch  nur  zu  befürworten  x)  und  die  nie  eine  Beantwortung 
gefunden  hat.  « Die  Antwort  Oesterreichs  auf  diesen  Vorschlag 
stand  noch  aus  »  —  sagt  Herr  Helfferich  euphemistisch.  Am 
31.  Juli,  dem  Tage  der  russischen  Generalmobilisierung,  also 
48  Stunden  nach  der  Mitteilung  des  Greyschen  Vorschlages  an 
Lichnowsky,  stand  die  Antwort  noch  aus  :  unter  den  verschie- 
densten nichtigen  Vorwänden  war  bekanntlich  diese  Antwort, 
die  durch  Berlins  Vermittlung  erfolgen  sollte,  von  einer  Stunde 
zur  andern,  von  einem  Tage  zum  andern  verschoben  worden  und 

1  Auf  die  angebliche  Befürwortungsnote  vom  30.  Juli,  die  Herr  von  Bethmami 
zum  ersten  Mal  in  seiner  Rede  vom  9.  November  1916  —  also  27  Monate  nach 
Kriegsbeginn  —  an  die  Oeffentlichkeit  gebracht  hat,  komme  ich  ausführlich  in 
dem  Kapitel:  «  Bethmann,  der  Pazifist»  zurück,  das  sich  speziell  mit  jener 
Rede  des  Reichskanzlers  beschäftigt.  (Siehe  den  Abschnitt  :  « Kriegsziele  » 
Band  II). 
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ist  schliesslich  überhaupt  nie  erfolgt.  Für  Herrn  Helfferich  aber 
ist  die  Existenz  des  Greyschen  Vorschlages  und  dessen  «  Weiter- 
gabe »  nach  Wien  ein  Indizium  für  Oesterreichs  Verhandlungs- 
bereitschaft. 

Die  fernere,  auf  Oesterreichs  Kreditkonto  gesetzte  Tatsache, 
dass  Graf  Berchtold  am  30.  Juli  nachmittags  die  Verhandlungen 
'mit  Herrn  Schebeko  in  Wien  wieder  aufgenommen  und  sich  zur 
Fortführung  in  Petersburg  bereit  erklärt  hat,  ist  an  sich  richtig. 
Wir  haben  aber  bereits  oben  gesehen,  dass  diese  Wiederaufnahme 
an  so  viele  Klauseln,  Vorbehalte  und  Bedingungen  geknüpft 
wurde,  dass  ein  aussichtsreicher  Schritt  zur  Verständigung  darin 
kaum  zu  finden  war.  Besonders  das  strikte  Festhalten  Oesterreichs 
an  der  Fortführung  der  militärischen  Operationen  in  Serbien  wider- 
sprach dem  Grundgedanken  aller  Vermittlungsbemühungen  der 
Mächte  und  eröffnete  den  verschiedenen  Vermittlungswegen 
(Konferenz  oder  direkte  Besprechung)  nur  geringe  oder  gar  keine 
Erfolgsaussichten.  Immerhin  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  der  Schritt 
der  österreichischen  Regierung  vom  30.  Juli  eine  endliche  Abwei- 
chung von  dem  verhängnisvollen  Wege  darstellt,  den  die  Wiener 
Regierung  seit  nunmehr  acht  Tagen,  seit  dem  23.  Juli,  unbeirrt 
beschritten  hatte.  Sie  hatte  die  Fristverlängerung  abgelehnt,  den 
Krieg  an  Serbien  erklärt  und  begonnen,  jede  Verhandlung,  sei 
es  mit  Serbien,  sei  es  mit  den  Mächten  auf  der  Basis  ihrer  Note 
schroff  zurückgewiesen,  die  Greysche  Formel  unbeantwortet  ge- 
lassen, die  erste  Sazonowsche  durch  den  Mund  Jagows  abgelehnt, 
den  Vorschlag  der  Viermächtekonferenz  als  verspätet  zurück- 
gewiesen. Sie  hatte  sich  nicht  nur  allen  Vermittlungsvorschlägen 
gegenüber  unbedingt  ablehnend  verhalten,  sondern  auch  ihrer- 
seits nie  einen  eigenen  Verständigungsvorschlag  gemacht,  sie  war 
vielmehr  —  bis  zum  30.  Juli  nachmittags  —  beharrlich  auf  dem 
Standpunkte  stehen  geblieben,  dass  die  Auseinandersetzung  mit 
Serbien  niemanden  ausser  Oesterreich  etwas  anginge.  Durch  diese 
intransigente  Haltung  Oesterreichs  —  und  die  entsprechende 
Deutschlands  —  war  die  europäische  Situation  derartig  gespannt 
geworden,  dass  die  plötzliche  Umkehr  der  Wiener  Regierung  am 
30.  Juli  —  und  noch  dazu  eine  Umkehr  mit  so  vielen  Ecken  und 
Kanten  —  nicht  mit  einem  Windzuge  die  drohend  zusammen- 
geballten Wolken  verscheuchen  konnte. 

Der  österreichisch-serbische  Krieg  hatte  begonnen  und  sollte 
nach   Oesterreichs  Willen  seinen    Fortgang  nehmen.  Der  öster- 
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reichischen  Teilmobilisierung  war  die  russische  (am  29.  Juli) 
gefolgt.  Auch  in  den  übrigen  Ländern,  Deutschland,  Frankreich, 
England  waren  bereits  militärische  Sicherungsmassregeln  im 
Gange.  Die  Kriegsgefahr  war  bereits  so  nahe  gerückt,  dass  Herr 
von  Bethmann  das  bekannte  Neutralitäts-Abkommen  der  eng- 
lischen Regierung  vorschlug.  Die  erste  Sazonowsche  Einigungs- 
formel, welche  die  Einstellung  aller  russischen  Militärvorberei- 
tungen zusicherte,  wurde  an  demselben  30.  Juli,  an  dessen  Nach- 
mittag Berchtold  die  Verhandlungen  mit  Schebeko  aufnahm, 
vielleicht  sogar  zur  selben  Stunde,  von  Jagow  in  Berlin  abgelehnt. 
Kurz,  die  gesamte  europäische  Situation  war  durch  Oesterreichs 
(und  Deutschlands)  Schuld  bereits  so  auf  die  Spitze  getrieben, 
dass  es  wirklich  nicht  angeht,  die  bedingte,  verklausulierte,  mehr 
scheinbare  als  wirkliche  Nachgiebigkeit  Oesterreichs  vom  30.  und 
31.  Juli  als  Kreditposten  zu  notieren  und  dabei  alle  die  schwer- 
wiegenden Debetposten,  die  in  den  vergangenen  acht  Tagen  sich 
angesammelt  und  den  europäischen  Bankerott  in  nächste  Nähe 
gerückt  hatten,  beiseite  zu  lassen. 

Herr  Helfferich  selbst  leugnet  eigentlich  die  Verschuldungen 
der  Zentralmächte  gar  nicht  ab,  weder  die  Ablehnung  des  Grey- 
schen  Konferenzvorschlages  noch  die  der  direkten  österreichisch- 
russischen Besprechungen  ;  er  sucht  nur  beides  durch  die  nichts- 
sagenden Wendungen  zu  entschuldigen,  der  Greysche  Vorschlag 
sei  auf  «  Schwierigkeiten  »,  die  direkte  Aussprache  sogar  auf 
«  furchtbare  Schwierigkeiten  »  gestossen  (Seite  10 /n).  Was  er  da- 
runter versteht,  bleibt  sein  Geheimnis.  Die  Schwierigkeiten  waren, 
wie  ich  schon  früher  hervorgehoben,  Oesterreichs  böser  Wille, 
weiter  nichts.  Von  einem  «  Missverständnis  »  übrigens,  wie  es 
jetzt  Herr  von  Bethmann  und  damals  Graf  Berchtold  zu  kon- 
struieren versuchte,  habe  ich  bei  HelfTerich  nichts  gefunden. 

Aber  gleichviel.  Auch  die  verfahrenste  Situation  kann  schliess- 
lich, durch  Geschicklichkeit  und  guten  Willen  von  allen  Seiten, 
gerettet  werden  und  so  halte  auch  ich  es  für  keineswegs  ausge- 
schlossen —  besonders  mit  Rücksicht  auf  das  immer  weitere 
Entgegenkommen  und  Zurückschrauben  der  Sazonowschen  For- 
derungen (Blaubuch  Nr.  133,  139)  und  das  immer  weitergehende 
Einigungsbestreben  Greys  (Blaubuch  Nr.  in,  135,  137)  —  auch 
ich  halte  es  nicht  für  ausgeschlossen,  dass  trotz  aller,  diesmal 
wirklich  vorhandenen  Schwierigkeiten  doch  noch  der  Einigungs- 
punkt zwischen  Wien  und  Petersburg  hätte  gefunden  werden 
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können,  wenn  nicht  Berlin  mit  seiner  ausgesprochenen  Kriegspolitik 
dazwischengeplatzt  wäre.  Und  damit  komme  ich  zu  dem  Haupt- 
teil dieser  jetzigen  Untersuchung,  zu  der  Mobilisierungsfrage. 

Oesterreich  ist  mit  der 
Generalmobilisierung 
vorangegangen. 

Die  österreichische  Intransigenz,  als  diplomatischen  Grund  der 
russischen  Generalmobilisierung,  glaube  ich  bewiesen  zu  haben, 
bewiesen  aus  der  ganzen  Krisengeschichte  seit  dem  23.  Juli.  Nun 
aber  werde  ich  den  Beweis  antreten,  dass  auch  der  fernere,  von 
russischer  Seite  für  die  General mobilisierung  angeführte  Grund  : 
«  Antwort  auf  österreichische  Militär  massnahm'en  »  stichhaltig  und 
durchschlagend  ist. 

Ich  habe  bereits  in  meinem  Buche  (S.  134,  161  ff.,  243,  261, 
276)  die  Mobilisierungsfrage  behandelt  und  nehme  im  allgemeinen 
auf  die  dortigen  Ausführungen  Bezug.  Ich  habe  behauptet  und, 
wie  ich  glaube,  bewiesen,  dass  Oesterreich  nicht  nur  mit  der  Teil- 
mobilisierung gegen  Serbien  und  gegen   die  russische   Grenze, 
sondern  auch  mit  der  Gesamtmobilisierung  vorangegangen  und  dass 
Russland  nur  gefolgt  ist.  Gegen  diese  Behauptung  wendet  sich 
natürlich  Herr  Helfferich  mit  aller  Schärfe,  da  sie,  wenn  richtig, 
das  ganze  Kartenhaus  seiner  Beweisführung  zum  Einsturz  bringen 
muss.  Nach  seiner  Darstellung  ist  umgekehrt  die  österreichische  Ge- 
neralmobilisierung «  erst  als  Antwort  auf  die  russische  allgemeine 
Mobilmachung  im  Verlauf  des  31.  Juli  »  erfolgt.  Er  meint  auch, 
dass  die  der  seinigen  entgegengesetzte  Behauptung,  nämlich  die 
der  Priorität  der  österreichischen  allgemeinen  Mobilmachung,  von 
russischer  Seite  selbst  niemals  vertreten,  sondern  nur  durch  die 
französische  Diplomatie  aufgebracht  worden  sei  (S.  8).  Das  ist  eine 
nachweisbare  Unwahrheit  :  die  russische  Regierung  hat  stets  —  in 
Ueber einstimmun g  mit  der  französischen  und  englischen  —  die 
Priorität  der  österreichischen    Generalmobilisierung  mit  aller  Be- 
stimmtheit ausgesprochen  (siehe  Orangebuch  Nr.  44,  47,  66,  yy,  78). 
Wie  will  Herr  Helfferich  diesen  unzweideutigen  Stellen  ge- 
genüber seine  Behauptung  aufrecht  erhalten  ?    In  Nr.   47  des 
Orangebuches  wird  sogar  das  österreichische  Dekret  der  General- 
mobilisation  bereits  auf  den  28.  Juli  verlegt.  Ich  habe  in  meinem 
Buche  (S.  134)  der  Vorsicht  halber  dieses  Datum  meinen  Ausfüh- 
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rungen  nicht  zu  Grunde  gelegt,  sondern  vielmehr  das  spätere 
Datum  des  31.  Juli  morgens  1  Uhr,  das  der  französische  Bot- 
schafter Dumaine  in  seiner  Depesche  vom  31.  Juli  (Gelbbuch 
Nr.  115)  bestimmt  angibt,  und  das  auch  mit  den  verschiedentlichen 
Anführungen  im  englischen  Blaubuch  übereinstimmt,  obwohl  die 
genaue  Zeit  «  morgens  1  Uhr  »  meines  Wissens  im  Blaubuch 
nirgends  angeführt  ist  (siehe  Blaubuch  Nr.  113,  118,  126,  134). 
Dass  die  österreichische  Generalmobilisation  der  russischen  vor- 
angegangen sei,  wird  überall,  wo  im  Blaubuch  von  diesen  Mobili- 
sationen die  Rede  ist,  mit  derselben  Bestimmtheit  wie  im  Gelb- 
buch und  Orangebuch  behauptet. 

Zunächst  also  steht  fest  :  nicht  die  französische  Regierung 
allein,  sondern  sämtliche  Ententeregierungen  behaupten  die  Prio- 
rität der  österreichischen  Generalmobilisierung.  Fragt  sich,  ob 
ihre  Behauptung  auf  Wahrheit  beruht  ?  Ich  bin  jetzt  in  der  Ivage, 
auf  Grund  nochmaligen  sorgfältigsten  Studiums  der  Dokumente, 
den  Nachweis  der  Richtigkeit  dieser  Behauptung  noch  genauer 
als  bisher  führen  zu  können.  Wohl  gemerkt,  lediglich  auf  Grund 
des  Dökumentenstudiums.  Ich  habe  es  schon  bei  Abfassung 
meines  Buches  prinzipiell  vermieden,  auf  irgendwelche  unbeglau- 
bigten Geschichten  und  Geschichtchen  über  die  frühere  oder 
spätere  Mobilisierung  seitens  dieses  oder  jenes  Staates  einzugehen. 
Die  Fabeln  nach  dieser  Richtung  hin  sind  Legion,  eine  immer 
blödsinniger  als  die  andere.  Da  soll  Russland  bereits  im  Frühjahr, 
lange  vor  der  Ermordung  des  Erzherzogs,  seine  sibirischen  Regi- 
menter an  der  preussischen  Grenze  konzentriert  haben.  Da  sollen 
französische  Truppen  in  Belgien,  besonders  in  Lüttich,  bereits 
lange  vor  dem  Kriegsausbruch  einmarschiert  sein.  Und  was  dieser 
unbeglaubigten  Erfindungen  mehr  sind  —  Erfindungen,  die 
meistens  von  denselben  Leuten  kaltblütig  vorgebracht  werden, 
die  andererseits  die  Theorie  und  Praxis  des  Präventivkrieges 
vertreten  und  den  feindlichen  Ueberfall  erst  für  spätere  Zeit,  in 
zwei  oder  drei  Jahren,  vorausgesehen  haben.  Auf  alle  diese  Dinge, 
die  sich  jeder  präzisen  Beweisführung  entziehen,  habe  ich  mich 
nicht  eingelassen  und  werde  ich  mich  nicht  einlassen,  weder  pro 
noch  contra.  Ich  werde  mich  auch  jetzt  ausschliesslich  an  die 
Dokumente  halten,  aber  aus  diesen  —  noch  präziser  wie  bisher  — 
den  Nachweis  der  österreichischen  Priorität  in  jedem  Stadium  der 
Mobilisierungen  führen. 
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A.  Teilmobilisierungen.  Unbestritten  ist,  dass  Oesterreich  als 
erster  Grosstaat  mit  den  Mobilisierungen  begonnen  hat  und  zwar 
mit  der  Mobilisierung  von  acht  Armeekorps  gegen  Serbien  und 
von  zwei  gegen  Russland.  Die  Mobilisierung  von  acht  Armeekorps 
gegen  Serbien  ist  von  Oesterreich  stets  zugestanden,  dagegen 
irgendwelche  Mobilisierung  gegen  Russland  mit  aller  Energie 
bestritten  worden.  Die  russische,  englische  und  französische 
Regierung  haben  stets  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  Oester- 
reich von  Anfang  an,  ausser  der  Mobilisierung  gegen  Serbien,  auch 
eine  solche  —  wenigstens  teilweise  —  gegen  Russland  vorgenom- 
men habe,  wogegen  die  Wiener  Regierung  stets  protestiert  hat 
(Rotbuch  Nr.  47,  48,  50.  Gelbbuch  Nr.  100,  102,  109,  115,  118. 
Blaubuch  Nr.  71,  96,  98.  Orangebuch  Nr.  47,  49,  51).  Ebenso  wie 
Jagow  in  seiner  Unterhaltung  vom  29.  Juli  mit  dem  russischen 
Geschäftsträger  Bronewsky  jede  Mobilisation  Oesterreichs  an  der 
russischen  Grenze  bestritt  (Orangebuch  Nr.  51),  ebenso  tat  dies 
Berchtold  in  seiner  Unterhaltung  mit  Schebeko  am  30.  Juli 
(Rotbuch  Nr.  50).  Dasselbe  Ableugnungsverfahren  wurde  den 
englischen  Botschaftern  Goschen  und  Bunsen  gegenüber  in  Berlin 
und  Wien  eingeschlagen  (Blaubuch  Nr.  71,  96,  98).  Und  dennoch 
ist  es  wahr,  dass  Oesterreich  vor  der  russischen  Teilmobilisierung 
bereits  mindestens  zwei  Armeekorps  gegen  Russland  mobilisiert  hatte. 
Beweis  :  Zeugnis  des  Reichskanzlers  Dr.  von  Bethmann  Hollweg. 

Auf  dieses  nirgends  bisher  erwähnte  Beweismittel  habe  ich 
bereits  in  meinem  Buche  wiederholt  hingewiesen  (S.  134,  164, 
197,  276).  Ein  Kritiker  in  der  Kölnischen  Zeitung  wirft  mir  vor, 
dass  ich  an  den  betreffenden  Aeusserungen  des  Reichskanzlers 
willkürliche  Textveränderungen  vorgenommen  hätte  :  « Seine 
Rede  am  4.  August  im  Reichstage  wird  viermal,  jedesmal  anders 
angeführt. »  Dieser  Vorwurf  beruht  auf  Unwahrheit.  Da  ich  wieder- 
holt auf  dieses  ausserordentlich  wichtige  Selbstbekenntnis  des 
Reichskanzlers  Bezug  genommen  habe,  konnte  ich  natürlich  nicht 
stets  den  genauen  Wortlaut  wiederholen  und  musste  mich  an 
späteren  Stellen  mit  der  Wiedergabe  des  Sinnes  begnügen.  Der 
Sicherheit  wegen  bringe  ich  hier  nochmals  den  Wortlaut,  wie  er 
in  dem  Buche  Der  Kriegsausbruch  ig  14  (Karl  Heymanns  Verlag, 
Berlin),  Seite  9,  wiedergegeben  ist  : 

«  Oesterreich-Ungarn    selbst     aber    hatte    nur    seine 
Armeekorps,  die  unmittelbar  gegen  Serbien  gerichtet  sind, 


340  DAS  VERBRECHEN 

mobilisiert.  Gegen  Norden  zu  nur  zwei  Armeekorps  und  fem 
von  der  russischen  Grenze.  » 

« Gegen  Norden »  kann  nichts  anderes  heissen  als  gegen 
Russland.  Ob  näher  oder  ferner  von  der  russischen  Grenze,  ist 
unerheblich.  Wird  doch  sogar  die  französische  Mobilisierung, 
zehn  Kilometer  von  der  Grenze  entfernt,  in  derselben  Rede  des 
Reichskanzlers  als  gefahrdrohendes  Moment  vorgeführt.  —  Ob 
es  nicht  mehr  als  zwei  Armeekorps  gewesen  sind,  kann  ich  na- 
türlich nicht  feststellen,  aber  dass  es  mindestens  zwei  waren,  dass 
also  die  Behauptung  der  Ententemächte,  Oesterreich  habe  von 
Anfang  an  auch  gegen  Russland  mobilisiert,  richtig  ist,  bezeugt 
der  Reichskanzler  selbst. 

Diese  blosse  Teilmobilisation  gegen  Russland  hat  aber  nicht 
sofort  und  ohne  weiteres  die  russische  Teilmobilisierung  herbei- 
geführt. Diese  wurde  erst  veranlasst  durch  alle  übrigen  Vorgänge, 
die  sich  bis  zum  29.  Juli  abgespielt  haben  :  durch  die  Kriegs- 
ansage  Oesterreichs  an  Serbien  (28.  Juli),  durch  die  Ablehnung 
der  Konferenz  seitens  Deutschlands  (27.  Juli)  und  seitens  Oester- 
reichs (28.  Juli),  durch  die  Ablehnung  der  direkten  Verhandlungen 
mit  Petersburg  (28.  Juli),  durch  die  Unterlassung  jedes  selbständi- 
gen Vermittlungsvorschlages,  durch  die  Nichtangabe  irgend  einer 
ihnen  genehmen  Konferenzform  seitens  der  Zentralmächte  (25.- 

29.  Juli)  —  mit  einem  Worte,  durch  die  vollständige  Passivität 
oder  vielmehr  Intransigenz  Deutschlands  und  Oesterreichs,  die  noch 
besonders  dadurch  im  höchsten  Masse  kriegsverdächtig  wurde, 
dass  Deutschland  als  einzigen  Verständigungsweg  die  direkte 
Aussprache  zwischen  Wien  und  Petersburg  vorgeschlagen,  Wien 
aber  das  Beschreiten  dieses  Weges  kategorisch  abgelehnt  hatte. 
Alle  diese  Umstände  zusammen,  in  Verbindung  mit  der  bereits 
erfolgten  österreichischen  Teilmobilisierung  gegen  Serbien  und 
Russland,  haben  die  Petersburger  Regierung  veranlasst  und 
mussten  sie  veranlassen,  die  bereits  am  25.  Juli  beschlossenen,  aber 
inzwischen  suspendierten  Mobilisierungsmassregeln  nun  endlich 
am  29.  Juli  zur  Ausführung  zu  bringen.  (Siehe  Zarendepesche  vom 

30.  Juli  :  Weissbuch,  Anlage  23  a.  Gelbbuch  Nr.  50,  91.) 

Dass  diese  Ausführung  der  Teilmobilisierung  in  korrekter 
Weise  am  29.  Juli  sämtlichen  auswärtigen  Regierungen  mitge- 
teilt und  keinerlei  Ehrenworte  auf  russischer  Seite  gebrochen 
worden  sind,  bestreitet  auch  Herr  Helflerich  nicht,  zum  Unter- 
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schied  vom  Weissbuch  (S.  10).  Auch  Herr  Helflerich  interpretiert 
die  Aeusserungen  des  russischen  Generalstabschefs  dem  deutschen 
Militär-Attache  gegenüber  in  loyaler  Weise  ebenso,  wie  ich  es 
(S.  163  meines  Buches)  getan  habe  :  der  Generalstabschef  bestä- 
tigte die  —  an  demselben  Tage  amtlich  in  Berlin  angezeigte  — 
Mobilisierung  der  vier  südlichen  Militärbezirke  gegen  Oesterreich, 
verneinte  aber  jede  Mobilisierung,  bis  dahin,  gegen  Deutschland 
(siehe  Gelbbuch  Nr.  102  und  Helfferich,  S.  9).  Damit  desavouiert 
der  Herr  Staatssekretär  allerdings  ein  erhebliches  Beweismoment 
der  von  seinem  Vorgesetzten,  Herrn  von  Bethmann,  gegen  die 
russische  Regierung  gerichteten  Anklageschrift,  in  der  es  folgen- 
dermassen  heisst  (Weissbuch,  S.  13)  : 

«  Die  Mobilmachungsmassregeln,  über  deren  Ernst  der 
Russischen  Regierung  von  Anfang  an  keine  Zweifel  ge- 
lassen wurden,  in  Verbindung  mit  ihrer  fortgesetzten 
A  bleugnung,  zeigen  klar,  dass  Russland  den  Krieg  wollte.  » 

Die  fortgesetzte  Ableugnung  seitens  des  russischen  Kriegs- 
ministers, des  Generalstabschefs  und  des  Zaren  selbst,  habe  ich 
bereits  in  meinem  Buche  (S.  161  bis  165)  «fortgesetzt  abgeleugnet». 
Ich  freue  mich,  in  Herrn  Helfferich  nunmehr  einen  Helfer  gefun- 
den zu  haben,  der  sein  ganzes  Anklagegebäude  (dessen  Kern  die 
russische  Mobilisierung  ist)  auf  die  Grundlage  stellt,  dass  der  rus- 
sische Generalstabschef  die  Wahrheit  gesagt  habe  ;  während 
Herrn  von  Bethmanns  Anklagegebäude  darauf  beruht,  dass  der 
russische  Herr  die  Unwahrheit  gesagt  habe. 

Herr  Helfferich  deduziert  nämlich  so  :  weder  Oesterreich  noch 
Deutschland  haben  durch  eigene  Militärmassregeln  zur  russischen 
Mobilisierung  Veranlassung  gegeben.  Soweit  Deutschland  in 
Betracht  kommt,  gehe  dies  aus  den  Aeusserungen  des  russischen 
Generalstabschefs  vom  29.  Juli  hervor,  der  sich  energisch  —  unter 
Ehrenwort  —  dagegen  verwahrte,  gegen  Deutschland  militärische 
Massregeln  angeordnet  zu  haben.  Würde  er,  fragt  Herr  Helfferich, 
zu  dieser  ehrenwörtlichen  Verwahrung  Veranlassung  gehabt 
haben,  wenn  Deutschland  tatsächlich  bereits  militärische  Mass- 
nahmen getroffen  hätte  ?  Daraus  folgt,  dass  Deutschland  noch 
nichts  derartiges  getan  hatte,  und  das  ist  es,  was  Herr  Helfferich 
beweisen  will.  Mit  diesem  Beweise  aber,  der  von  der  Wahr- 
haftigkeit  der    russischen    Erklärungen    ausgeht,    desavouiert   er 


342  DAS  VERBRECHEN 

einen  wichtigen  Punkt  aus  der  Anklage  Bethmanns  gegen  Russ- 
land —  einen  Punkt,  der  bei  der  Erzeugung  der  erforderlichen 
Kriegsstimmung  in  Deutschland  eine  ganz  bedeutende  Rolle 
gespielt  hat,  nämlich  den  Vorwurf,  dass  Russland  nicht  nur 
heimtückisch  und  hinterlistig  gegen  Deutschland  mobilisiert, 
sondern  in  potenzierter  Bosheit  diese  Mobilisierung  auch  noch 
« fortgesetzt  abgeleugnet  »  habe.  Die  offiziell  herausgegebene 
englische  Uebersetzung  des  deutschen  Weissbuches  enthält  in 
ihrem  Untertitel  den  geschmackvollen  Hinweis,  dass  der  russi- 
sche Kaiser  in  höchsteigener  Person  Deutschland  betrogen  habe 
(betrayed).  Dass  der  Generalstabschef  nicht  gelogen  hat,  gibt  nun 
der  deutsche  Staatssekretär  selber  zu.  Man  kann  in  Ruhe  auch 
das  spätere  Zugeständnis  abwarten,  dass  der  russische  Kriegs- 
minister und  der  Zar  sich  keine  Unwahrheit  haben  zuschulden 
kommen  lassen. 

Die  —  von  dem  Reichskanzler  selbst  zugegebene  —  Teilmobi- 
lisierung Oesterreichs  <<  gegen  Norden  »,  als  Begleiterin  der  Teil- 
mobilisierung gegen  Serbien,  ist  zwar  von  der  österreichischen 
Regierung  stets  bestritten,  aber  von  den  Ententeregierungen  von 
Anfang  an  behauptet  worden  (siehe  Orangebuch  Nr.  49  :  mobili- 
sation  de  la  plus  grande  partie  de  l'armee  austro-hongroise. 
Ebenda  Nr.  58  :  ä  la  suite  de  la  mobilisation  ä  laquelle  avait  de  ja 
procede  l'Autriche.  Ebenda  Nr.  77  :  la  mobilisation  de  la  moitie 
de  l'armee  austro-hongroise.  Gelbbuch  Nr.  97  :  ses  envois  de  trou- 
pes  sur  la  frontiere  austro-russe,  la  mobilisation  russe  consecutivc 
sur  la  frontiere  de  Galicie.  Blaubuch  Nr.  113  :  that  she  is  moving 
troops  against  Russia  as  well  as  against  Servia). 

Die  Uebereinstimmung  sämtlicher  Regierungen  in  diesem 
Punkte  —  einschliesslich  Deutschlands  —  macht  die  österrei- 
chische (teilweise)  Erstmobilisierung  gegen  Russland  zu  einer 
unbestreitbaren  historischen  Tatsache.  Es  steht  also  fest,  dass  nicht 
bloss  die  diplomatischen,  sondern  auch  militärische  Vorgänge 
Russland  zu  seiner  Teilmobilisierung  veranlasst  haben,  dass  somit 
die  resümierende  Darstellung  der  Ereignisse,  wie  sie  Sazonow  am 
2.  August  seinen  auswärtigen  Vertretern  gibt  (Orangebuch  Nr.  77 
und  78),  zunächst  in  diesem  Punkte   der  Wahrheit  entspricht. 

B.  Viel  wichtiger  und  geradezu  von  entscheidender  Bedeutung 
für  die  Schuldfrage  aber  ist  die  Untersuchung,  welches  von  beiden 
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Ivändern  —  Oesterreich  oder  Russland  —  mit  der  General- 
mobilisierung vorangegangen  ist.  Herr  Helfferich  und  alle  übrigen 
Verteidiger  Deutschlands  schieben  die  Schuld,  zuerst  die  allge- 
meine Mobilisierung  angeordnet  zu  haben,  —  und  damit  die  Schuld 
an  dem  europäischen  Kriege,  den  sie  fälschlicherweise  als  not- 
wendige Folge  der  russischen  Mobilisierung  hinstellen,  —  Russ- 
land zu.  Ich  behaupte  und  trete  den  Beweis  dafür  an,  dass  Oester- 
reich mit  der  Generalmobilisierung  vorangegangen  ist.  — 


Reihenfolge  der  Mobilisierungen. 

Der  Verlauf  der  Mobilisierungen  —  das  werde  ich  nunmehr 
beweisen  —  ist  folgender  gewesen  : 

1.  Oesterreichische  Teilmobilisierung  von  mindestens 
8  Armeekorps  gegen  Serbien  und  2  Armeekorps  gegen 
Russland,  erfolgt  vor  der  Kriegserklärung  an  Serbien 
(28.  Juli). 

2.  Russische  Teilmobilisierung  der  vier  südlichen  Armee- 
bezirke :  Odessa,  Kiew,  Moskau  und  Kasan  (13  Armee- 
korps), erfolgt  am  29.  Juli  und  sämtlichen  Mächten  offiziell 
mitgeteilt. 

3.  Oesterreichische  Generalmobilisierung,  erfolgt  am 
31.  Juli  1  Uhr  morgens. 

4.  Russische  Generalmobilisierung,  erfolgt  nach  der 
österreichischen  am  31.  Juli  vormittags  1. 

Die  Zeitfolge  der  Mobilisierungen  ad  1  und  2  ist  unbestritten, 
ebenso  die  Ausdehnung  der  russischen  Teilmobilisierung.  Diffe- 
renzen bestehen  nur  über  den  Umfang  der  österreichischen  Teil- 
mobilisierung. Gelbbuch,  Orangebuch  und  Blaubuch  enthalten 
hierüber  Mitteilungen,  die  zwar  die  Zahl  der  mobilisierten  öster- 
reichischen Armeekorps  nicht  genau  präzisieren,  aber  immerhin 
den  Umfang  der  Mobilisierung  bedeutend  weiter  stecken  als  : 
8  Armeekorps  gegen  Serbien  und  2  gegen  Russland.  Orangebuch 
Nr.  47  (28.  Juli)  spricht  bereits  an  diesem  Tage  von  Generalmobili- 

1  Ich  komme  an  späteren  Stellen  dieses  Werkes  noch  auf  gewisse  —  später 
hervorgetretene  —  Streitfragen  bezüglich  einzelner  Punkte  in  der  Mobilisierungs- 
Angelegenheit  zurück  ;  an  den  in  diesem  Kapitel  aufgestellten  Thesen  und  ihrer 
Begründung  ändert  sich  aber  nichts. 
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sierung,  Orangebuch  Nr.  49  von  der  Mobilisierung  des  «  grösseren 
Teils  »  der  österreichischen  Armee,  ebenso  Gelbbuch  Nr.  95. 
Orangebuch  Nr.  yy  spricht  von  der  «  Hälfte  »  der  österreichischen 
Armee.  Eine  genaue  Feststellung  ist  ohne  besondere  Quellen,  die 
mir  nicht  zur  Verfügung  stehen,  nicht  möglich.  Ich  muss  mich  mit 
dem  Hinweis  begnügen,  dass  ein  erheblich  weiterer  Umfang  der 
österreichischen  Teilmobiliserung,  als  Graf  Berchtold  zugegeben 
und  Herr  von  Bethmann  verraten  hat,  seitens  der  gegnerischen 
Regierungen  behauptet  wird.  Die  zwiespältigen  Erklärungen 
Berchtolds  und  Szaparys  auf  der  einen  Seite  (siehe  Rotbuch 
Nr.  47  und  50)  und  Bethmanns  auf  der  anderen  Seite  (siehe  dessen 
Reichstagsrede  vom  4.  August)  legen  jedenfalls  den  dringenden 
Verdacht  nahe,  dass,  ausser  den  zwei  Bethmannschen  Armeekorps, 
wohl  auch  noch  andere  «  gegen  Norden  »  mobilisiert  gewesen  sein 
werden.  Die  österreichischen  Herren,  welche  am  29.  und  30.  Juli 
mit  solcher  Entschiedenheit  betonten,  Oesterreich  habe  aus- 
schliesslich gegen  Serbien  mobilisiert,  gegen  Russland  nicht  einen 
Mann  —  sie  werden  zum  mindesten  dasselbe  Verdachts- 
moment gegen  sich  gelten  lassen  müssen,  das  die  deutsche  Regie- 
rung gegen  die  russischen  Generale  vorbringt,  nämlich  :  mobilisiert 
und  diese  Mobilisierung  « fortgesetzt  abgeleugnet  »  zu  haben. 
Wenn  gegen  die  russische  Regierung  aus  dieser  —  angeblichen, 
aber  tatsächlich  nicht  geschehenen  —  Ableugnung  sofort  der 
ungeheure  Vorwurf  hergeleitet  wird,  «  dass  Russland  den  Krieg 
wollte  »  (Weissbuch,  S.  13),  welcher  Vorwurf  muss  dann  aus  der 
erwiesenen  Ableugnung  nachgewiesener  —  durch  Bethmanns 
Zugeständnis  nachgewiesener  —  Tatsachen  gegen  die  Wiener 
Regierung  hergeleitet  werden  ?  !  Wenn  nicht  die  Absicht  auf 
einen  europäischen  Krieg,  so  doch  zum  mindesten  das  Schuld  - 
bewusstsein,  auch  durch  militärische  Massregeln  gegen  Russland 
—  abgesehen  von  allem  anderen  —  zur  Herbeiführung  des  Krieges 
beigetragen  zu  haben. 


* 


Nun  aber  zum  wichtigsten  :  Wo  ist  der  Beweis  für  meine 
Behauptung,  dass  die  österreichische  Generalmobilisierung  —  ebenso 
wie  die  Teilmobilisierung  —  der  russischen  vorangegangen  ist  ?  Der 
Beweis  ist  im  Rotbuch  selbst,  ohne  dass  man  nötig  hätte,  irgend 
ein  diplomatisches  Dokument  der  Ententemächte  heranzuziehen. 

Graf  Berchtold  erfährt  am  29.  Juli  durch  Herrn  von  Tschir- 
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schky,  der  es  wiederum  vom  russischen  Botschafter  erfahren  hat, 
dass  die  vier  südlichen  Militärbezirke  Russlands  mobilisiert 
worden  seien.  Auch  Sazonow  habe  dies  dem  deutschen  Botschafter 
gegenüber  bestätigt.  Berchtold  ersucht  seinen  Berliner  Botschafter 
(Rotbuch  Nr.  48),  dies  unverzüglich  zur  Kenntnis  der  deutscheu 
Regierung  zu  bringen  und  hierbei  zu  betonen,  dass,  «  wenn  die 
russischen  Mobilisierungsmassnahmen  nicht  ohne  Säumen  ein- 
gestellt werden,  unsere  allgemeine  Mobilisierung  aus  militärischen 
Gründen  unverzüglich  veranlasst  werden  müsste.  »  Graf  Berchtold 
bittet  die  Berliner  Regierung,  in  Gemeinschaft  mit  der  österrei- 
chischen diese  Erklärung  in  Petersburg  und  eventuell  auch  in 
Paris  abzugeben,  indem  er  hinzufügt,  «  dass  wir  uns  selbstver- 
ständlich in  unserer  kriegerischen  Aktion  in  Serbien  nicht  beirren 
lassen  werden  ».  Diese  Depesche  Berchtolds  gibt  den  Schlüssel  zu 
der  ganzen  Mobilisierungsfrage  :  sie  enthält  sozusagen  einen 
österreichischen  Vorgänger  des  späteren  deutschen  Mobilisierungs- 
Ultimatums.  Während  das  letztere  die  Einstellung  der  russischen 
Generalmobilisierung,  unter  Androhung  einer  entsprechenden 
deutschen,  forderte,  drohte  das  österreichische  Vor-Ultimatum 
mit  einer  österreichischen  Generalmobilisierung,  falls  Russland 
seine  Teilmobilisierung  in  den  vier  südlichen  Bezirken  nicht  ein- 
stellen würde. 

Dass  diese  Drohung  ein  Akt  war,  ebenso  übermütig  und  provo- 
zierend wie  das  ganze  österreichische  Vorgehen  bis  zu  diesem 
Tage  —  gegen  Serbien,  gegen  Russland  und  gegen  die  Mächte  — , 
brauche  ich  nicht  nochmals  hervorzuheben.  Dass  das  unerhörte 
österreichische  Verlangen  seitens  Russlands  nicht  erfüllt  werden 
konnte,  ist  selbstverständlich.  Russland  hatte,  wie  wir  wissen,  bis 
zum  29.  Juli  alle  militärischen  —  bereits  am  25.  Juli  beschlos- 
senen —  Massregeln  aufgeschoben  ;  es  hatte  gewartet,  bis  der 
Krieg  an  Serbien  erklärt  und  eröffnet  war,  bis  Oesterreich  und 
Deutschland  alle  Vermittlungs-  und  Verständigungsversuche  unter 
nichtigen  Vorwänden  abgelehnt  und  keinerlei  selbständige  Eini- 
gungsvorschläge vorgebracht  hatten,  bis  Oesterreich  schliesslich 
auch  gegen  Russlands  Grenzen  hin,  zum  mindesten  mehrere  Armee- 
korps mobilisiert  hatte.  Russland  hatte  keine  Veranlassung,  all 
diesen  schwerwiegenden  Tatsachen  gegenüber  sich  den  Verzicht 
auf  eigene  Sicherungsmassnahmen  durch  die  Wiener  und  Berliner 
Regierungen  diktieren  zu  lassen.  Russland  verhandelte  weiter, 
machte  eigene  Verständigungsvorschläge,  einen  nach  dem  andern, 


346  DAS  VERBRECHEN 

akzeptierte  nach  wie  vor  die  Konferenz,  wünschte  und  erstrebte 
direkte  Verhandlungen  mit  Wien,  war  aber  nicht  gesonnen,  neben 
seinen  ernstesten  Friedensbemühungen  auf  Vorsichtsmassregeln 
zu  verzichten,  die,  wie  Sazonow  gleich  bei  der  ersten  Ankündigung 
an  Szäpäry  ausdrücklich  «  auf  das  alleroffiziellste  »  hervorhob, 
«  nicht  dazu  bestimmt  seien,  über  Oesterreich  herzufallen  »,  sondern 
«  nur  Gewehr  bei  Fuss  bereit  zu  stehen  für  den  Fall,  als  Russlands 
Balkaninteressen  gefährdet  würden  ».  Kaiser  Nikolaus  habe  diese 
Vorsichtsmassregeln  gerechtfertigt  gefunden,  da  die  Oesterreicher 
«  die...  ohnedies  den  Vorteil  rascherer  Mobilisierung  hätten,  nun- 
mehr auch  den  so  grossen  Vorsprung  hätten.  »  (Rotbuch  Nr.  47.) 
Das  Verlangen  Berchtolds  nach  Einstellung  der  russischen 
Teilmobilisierung  war  umso  unerhörter,  als  er  in  derselben  Note 
nach  Berlin  hinzufügt  —  wie  er  dies  ja  auch  bis  zum  letzten 
Verhandlungsmoment  nach  Petersburg  hin  getan  hat  — ,  dass  er 
sich  in  seinem  kriegerischen  Vorgehen  gegen  Serbien  nicht  beirren 
lassen  werde.  Also  Oesterreich  rüstet  und  führt  Krieg  auf  dem 
Balkan,  wie  und  wieweit  es  ihm  passt  ;  Russland  aber,  wie  irgend 
ein  machtloser,  an  den  Balkanverhältnissen  absolut  uninteres- 
sierter Kleinstaat,  soll  mit  verschränkten  Armen,  nicht  einmal 
<<  Gewehr  bei  Fuss  »,  dabei  stehen  und  die  österreichischen  Herren 
ihre  Machtinteressen  und  Rachegelüste  unbeirrt  verfolgen  lassen  ! 

Das  Berchtoldsche  Vor- Ultimatum  konnte  also  keinen  Erfolg 
haben  und  hat  keinen  Erfolg  gehabt.  Wir  wissen,  dass  Sazonow 
dem  Grafen  Pourtales  gegenüber  alle  — •  oft  wiederholten  — 
Gründe  für  die  russische  Teilmobilisierung  geltend  gemacht, 
gleichzeitig  aber  (am  30.  Juli)  in  seiner  ersten  Einigungsformel  die 
ausserordentlich  bescheidenen  Bedingungen  niedergelegt  hat, 
unter  denen  Russland  seine  militärischen  Vorbereitungen  ein- 
stellen würde  (Orangebuch  Nr.  60).  Diese  Formel  ist  bekanntlich 
in  Berlin  abgelehnt  und  damit  auch  die  von  Russland  verspro- 
chene Folge  :  Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen, 
hinfällig  geworden.  Trotzdem  hat  Russland  zunächst  seine  Mobi- 
lisierung nicht  ausgedehnt,  sondern  ist,  vom  29.  bis  31.  Juli,  bei 
der  Teilmobilisierung  der  vier  südlichen  Departements  stehen 
geblieben.  Das  Gegenteil,  nämlich  die  Erweiterung  über  die  vier 
südlichen  Bezirke  hinaus,  wäre  nach  der  Ablehnung  der  Sazonow- 
schen  Einigungsformel  durch  Jagow  durchaus  erklärlich  gewesen  : 
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denn  diese  Ablehnung  verstärkte  die  bereits  vorhandenen  Ver- 
dachtsmomente, dass  Deutschland  und  Oesterreich  den  Krieg 
wollten,  in  so  ungeheurem  Masse,  dass  eine  sofortige  Ausdehnung 
der  russischen  Teilmobilisierung  nicht  zu  verwundern  gewesen 
wäre.  Trotzdem  erfolgte  sie  nicht  und  es  ist  auch  niemals  —  weder 
von  deutscher  noch  von  österreichischer  Seite  —  die  Behauptung 
aufgestellt  worden,  dass  Russland  vor  dem  31.  Juli  zur  General- 
mobilisierung übergegangen  wäre. 

Diese  Generalmobilisierung  erfolgte  erst,  als  Graf  Berchtold 
die  Drohung  vom  29.  Juli  (Rotbuch  Nr.  48)  zur  Wahrheit  machte 
und  die  Nichteinsteilung  der  russischen  Teilmobilisierung  mit  der 
österreichischen    Generalmobilisierung   beantwortete. 

Dieser  Zusammenhang  ist  durch  die  Note  vom  29.  Juli  (Nr.  48) 
bereits  ausser  jeden  Zweifel  gestellt,  wird  aber  durch  die  ferneren 
österreichischen  Noten  noch  in  unwiderleglicher  Weise  bestätigt. 
Siehe  zunächst  Note  50  :  Berchtold  berichtet  an  Szapäry  über 
die  Unterredung,  die  er  am  30.  Juli  mit  Schebeko  hatte  und  die 
zur  Wiederanknüpfung  der  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  führte.  Bei  unserer  augenblicklichen  Untersuchung 
interessiert  nur  der  Schluss  der  Berchtold-Schebekoschen  Unter- 
haltung, der  die  Mobilisierungsfrage  betrifft.  Berchtold  erwähnte 
die  russische  Teilmobilisierung  vom  29.  Juli,  die  «  einen  hostilen 
Charakter  gegen  die  Monarchie  »  trage,  obwohl  doch  «  kein  Streit- 
fall zwischen  uns  und  Russland  existiere  ».  (Die  bekannte  geist- 
volle Unterscheidung  zwischen  österreichisch-serbischem  und 
österreichisch-russischem  Streitfall,  die  Berchtold  noch  jetzt  bei 
Wiederanknüpfung  der  direkten  Verhandlungen  aufrecht  erhielt.) 
Er  bestritt  dann,  wie  üblich,  —  in  Widerspruch  mit  dem  Zuge- 
ständnis des  Herrn  von  Bethmann  — ,  dass  Oesterreich  gegen 
Russland  auch  nur  einen  Mann  mobilisiert  habe,  und  fährt  fol- 
gendermassen  fort  : 

«  Bei  dem  Umstände  jedoch,  dass  Russland  offensicht- 
lich gegen  uns  mobilisiere,  müssten  auch  wir  unsere  Mobi- 
lisierung erweitern,  wobei  ich  jedoch  ausdrücklich  erwähnen 
wolle,  dass  diese  Massnahme  selbstverständlich  keinen 
feindseligen  Charakter  gegen  Russland  trage  und  sich 
lediglich  als  notwendige  Gegenmassnahme  gegen  die  rus- 
sische Mobilisierung  darstelle.  » 
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Also  Oesterreich  erweitert,  als  Gegenzug  gegen  die  russische 
Teilmobilisierung,  seine  —  bereits  mindestens  10  Armeekorps 
umfassende  —  Mobilisation.  Bis  zu  welcher  Grenze  die  bereits  seit 
einer  Reihe  von  Tagen  erfolgte  österreichische  Teilmobilisierung 
erweitert,  ob  sie  sofort  zu  einer  Generalmobilisierung  ausgedehnt 
werden  sollte,  sagt  Berchtold  dem  russischen  Botschafter  nicht 
ausdrücklich.  Dass  aber  tatsächlich  die  Ausdehnung  bis  zur 
ausser sten  Grenze  der  allgemeinen  Mobilisierung  gemeint  war,  geht 
aus  der  —  oben  analysierten  —  Note  Nr.  48  des  Rotbuches 
hervor,  die  die  «  allgemeine  Mobilisierung  »  als  Folge  der  russischen 
Teilmobilisierung,  falls  letztere  nicht  ohne  Säumen  eingestellt 
würde,  mit  unzweideutigen  Worten  in  Aussicht  stellt. 

Die  Unterhaltung  zwischen  Berchtold  und  Schebeko,  in  der 
die  Erweiterung  der  Mobilisierung  angekündigt  wurde,  fand  am 
30.  Juli  statt.  Nach  dem  Bericht  Dumaines  (Gelbbuch  Nr.  115) 
ist  die  österreichische  Generalmobilisierung  in  der  Nacht  vom 
30.  zum  31.  Juli,  morgens  1  Uhr,  —  also  in  der  unmittelbar  auf 
jene  Unterhaltung  folgenden  Nacht  —  verfügt  worden.  Die  Rich- 
tigkeit des  Dumaineschen  Berichtes  wird  somit  durch  die  Noten  48 
und  50  des  österreichischen  Rotbuches  selbst  in  unanfechtbarer 
Weise  bestätigt. 


Die  Depesche  Dumaines  vom  31.  Juli  (Gelbbuch  Nr.  115) 
lautet  in  ihrem  ersten  Absatz  folgendermassen  : 

«  I,a  mobilisation  generale  atteignant  tous  les  hommes 
de  19  ä  42  ans  a  ete  decretee  par  le  Gouvernement  austro- 
hongrois  ce  matin  ä  la  premiere  heure.  » 

Einer  meiner  Gegner  —  derselbe  regierungsfromme  Sold- 
schreiber, der,  unter  Ausnützung  meines  sensationellen  Titels,  sein 
sehr  wenig  sensationelles  Büchlein  Anti-J'accuse  benannt  hat,  — 
zitiert  diese  Dumainesche  Note,  Absatz  1,  angeblich  wörtlich, 
lässt  aber  das  entscheidende  Wort  «  generale  »  fort.  Sein  Zitat  lautet : 

*  La  mobilisation  atteignant  tous  les  hommes »  Er  knüpft  an 

dieses,  gerade  im  entscheidenden  Punkte  gefälschte  Zitat  die 
Bemerkung  an  :  «  Von  der  allgemeinen  Mobilmachung  ist  aber 
auch  hier  noch  nicht  die  Rede.  »  Kunststück,  wenn  er  das  Wort 
«  allgemeine  (generale)  »  unterschlägt  !  Schon  dieses  eine  Beispiel 
dürfte  genügen,  um  meinen  Entschluss  zu  rechtfertigen  —  den 
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ich  bereits  im  Vorwort  kundgegeben  habe  —  einen  Menschen, 
der  mit  solchen  Mitteln  arbeitet,  nicht  mit  anständigen  Gegnern 
zusammen  zu  behandeln.  Seine  kindlich  unreife,  aber  an  böswil- 
liger Verdrehung  alle  Schriften  reifer  Männer  übertreffende 
Anti-Broschüre  strotzt  von  ähnlichen  Unterschlagungen  und  Fäl- 
schungen. Ich  will  an  dieser  Stelle  nur  noch  hervorheben,  dass  ein 
Mensch,  der  sich  «  Pazifist »  zu  nennen  wagt,  in  seiner  140  Seiten 
umfassenden  Schrift  weder  die  Zarendepesche  vom  29.  Juli  mit 
ihrem  Vorschlage  der  Haager  Schiedshof-Entscheidung  noch  das 
Greysche  Friedensmanifest  (Blaubuch  Nr.  101)  in  seinem  wich- 
tigsten (pazifistischen)  Teil  auch  nur  der  Erwähnung  für  wert  hält. 
Er  lässt  also  die  bedeutendsten  Friedenskundgebungen  von  der 
gegnerischen  Seite,  die  gleichzeitig  für  die  Schuldfrage  die  ent- 
scheidendste Bedeutung  haben,  einfach  unter  den  Tisch  fallen. 
Ein  solcher  Gegner  verdiente  keine  ernsthafte  Behandlung  :  daher 
mein  Entschluss,  ihn  aus  diesem  bitter-ernsten  Buche  zu  ver- 
bannen und  ihm  bei  anderer  Gelegenheit,  im  Hinterkämmerchen, 
die  Strafe  zu  applizieren,  die  solchen  «  frühverdorbenen  »  Burschen 
zukommt 


Also  kehren  wir  von  diesem  unerquicklichen  «  Zeitgenossen  » 
zu  unserem  Thema  zurück,  zu  den  Selbstbekenntnissen  der  öster- 
reichischen Regierung  in  der  Mobilisierungsfrage. 

Note  Berchtolds  an  seine  Botschafter  in  I^ondon  und  Peters- 
burg vom  31.  Juli  (Rotbuch  Nr.  51).  Den  diplomatischen  Inhalt 
dieser  Note,  auf  den  wir  wiederholt  zurückgekommen  sind  (schein- 
bare, stark  verklausulierte  endliche  Bereitwilligkeit  Berchtolds, 

einer    Greyschen    Vermittlung    «  zwischen    uns   und    Serbien 

näherzutreten  »,  unter  Beifügung  unmöglicher  Bedingungen)  lassen 
wir  hier  beiseite  und  erörtern  nur  den  Schlussatz  betreffend  die 
Mobilisierung,  der  folgendermassen  lautet  : 

«  Die  Voraussetzungen  unserer  Annahme  seien  jedoch 
natürlich,  dass  unsere  militärische  Aktion  gegen  Serbien 
einstweilen  ihren  Fortgang  nehme,  und  dass  das  englische 
Kabinett  die  russische  Regierung  bewege,  die  gegen  uns 
gerichtete  russische  Mobilisierung  zum  Stillstand  zu  brin- 
gen, in  welchem  Falle  selbstverständlich  auch  wir  die  uns 
durch    dieselbe    auf  gezwungenen    defensiven    militärischen 
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Gegenmassregeln    in    Galizien    sofort    wieder    rückgängig 
machen    würden.  » 

Auch  dieser  Schlussatz  spricht  —  wohl  gemerkt  —  noch  nicht 
von  der  russischen  General  mobilisierung,  die  offenbar  im 
Augenblick  der  Abfassung  dieser  Note  in  Wien  noch  nicht  be- 
kannt war,  sondern  nur  von  der  T  e  i  1  mobilisierung  :  «  die  gegen 

uns  gerichtete  russische  Mobilisierung »  Die  Note  spricht  aber 

weiter  von  den  «  uns aufgezwungenen  defensiven  militärischen 

Gegenmassregeln  in  Galizien.  »  Also  auch  hier  das  Bekenntnis, 
dass  die  gegen  Oesterreich  gerichtete  russische  Teilmobilisierung 
österreichische  Gegenmassregeln  in  Galizien  herbeigeführt  habe, 
d.  h.  eine  Erweiterung  der  österreichischen  gegen  Russland  gerich- 
teten Mobilisierung,  über  die  von  Bethmann  zugegebenen  «  zwei 
Armeekorps  »  hinaus  und  —  nach  den  Berchtoldschen  Drohungen 
vom  29.  und  30.  Juli  —  bis  zur  «  allgemeinen  Mobilisierung  » 
ausgedehnt.  Dass  Oesterreich  seine  Mobilisierung  in  drei  Etappen 
vorgenommen  haben  sollte,  ist  —  abgesehen  von  den  Berchtold- 
schen Selbstbekenntnissen  —  im  höchsten  Masse  unwahrschein- 
lich —  aus  politischen  wie  aus  militärischen  Gründen.  Die  Vertei- 
diger Oesterreichs  und  Deutschlands  selbst  sprechen  immer  nur 
von  zwei  Etappen  :  Teilmobilisierung  gegen  Serbien  (dazu  die 
von  Bethmann  verratenen  mindestens  zwei  Armeekorps  gegen 
Russland)  und  Generalmobilisierung  «  als  Antwort  auf  die  rus- 
sische allgemeine  Mobilmachung  im  Verlauf  des  31,  Juli  ».  (Helf- 
ferich,  S.  8.)  Wenn  diese  Zwei-Etappen-Mobilisierung  aber  richtig 
ist,  so  ist  unwiderleglich  aus  dem  österreichischen  Rotbuch  selbst 
bewiesen,  dass  die  österreichische  Generalmobilisierung  der  russi- 
schen vorangegangen  ist. 

Nur  wenn  man  eine  österreichische  Mobilisierung  in  drei 
Etappen  annimmt  —  was  keiner  der  mir  bekannten  Verteidiger 
Oesterreichs  tut  — ,  kann  man  zu  einer  Priorität  der  russischen 
Generalmobilisierung  vor  der  österreichischen  kommen.  Man 
müsste  dann  nämlich  den  Tatbestand  so  konstruieren  :  österrei- 
chische Teilmobilisierung  gegen  Serbien  und  Russland  —  darauf 
folgend  russische  Teilmobilisierung  der  vier  südlichen  Armee- 
bezirke —  als  Gegenzug  Erweiterung  der  österreichischen  Teilmo- 
bilisierung an  der  galizischen  Grenze  —  darauf  russische  und  als 
Abschluss  österreichische  Generalmobilisierung.  Diese  Drei-Etap- 
pen-Theorie wäre  vollständig  neu,  allen  bisherigen  Behauptungen 
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der  Zentralmächte  und  ihrer  Verteidiger  widersprechend  ;  sie 
wäre  im  Widerspruch  mit  der  bereits  am  29.  Juli  von  Berchtold 
angedrohten  «  allgemeinen  Mobilisierung  »  und  wäre  ausserdem 
aus  militärischen  Gründen  im  höchsten  Masse  unwahrscheinlich. 
Herr  Helflerich  hat  daher  vollständig  recht  —  und  mit  ihm  die 
übrigen,  dieses  Thema  behandelnden  deutschen  Schriftsteller  — , 
wenn  er  nur  zwei  Etappen  der  österreichischen  Mobilisierung 
annimmt.  Diese  zwei  Etappen  bedeuten  aber  : 

Erste  Etappe  :  teilweise  Mobilisierung  gleichzeitig  mit 
der  Kriegserklärung  an  Serbien. 

Zweite  Etappe  :  allgemeine  Mobilisierung  in  der  Nacht 
vom  30.  zum  31.  Juli,  als  Antwort  auf  die  Mobilisierung 
von  13  russischen  Armeekorps  und  als  Ausführung  der 
Berchtoldschen  Ankündigung  vom  29.  Juli  (Rotbuch 
Nr.  48). 

Dass  der  Gang  der  Ereignisse  in  dieser  Weise  und  nicht  anders 
stattgefunden  hat,  wird  u.  a.  auch  durch  die  Nr.  10g  des  Gelb- 
buches voll  bestätigt.  Unterhaltung  zwischen  Jules  Cambon  und 
Herrn  von  Jagow  am  30.  Juli  :  Wiederholtes  Drängen  Cambons, 
die  deutsche  Regierung  möge  doch  ihrerseits  eine  ihr  genehme 
Form  der  Intervention  der  vier  unbeteiligten  Mächte  vorschlagen  ; 
bekannte  ausweichende  Antwort  Jagows  und  Ablenkung  der 
Unterhaltung  auf  die  russische  Teilmobilisierung,  die  am  Tage 
vorher  erfolgt  war.  Jagow  sprach  die  Befürchtung  aus,  dass  diese 
Teilmobilisierung  den  Erfolg  jeder  Intervention  bei  Oesterreich 
kompromittieren  würde,  und  äusserte  weiter  seine  Besorgnis,  dass 
Oesterreich  infolge  der  russischen  Teilmobilisation  zur  allgemeinen 
Mobilisierung  schreiten,  dass  als  Gegenwirkung  darauf  die  rus- 
sische General mobilisierung  und  infolge  davon  die  deutsche 
eintreten  könnte.  Diese  Aeusserungen  Jagows  sind  von  entschei- 
dender Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  der  Mobilisationsfrage. 
Der  französische  Text  des  Cambonschen  Berichts  vom  30.  Juli 
lautet  wörtlich  so  : 

«  II  a  ajoute  qu'il  craignait  que  V Autriche  ne  mobilisät 
completement  ä  la  suite  de  la  mobüisation  partielle  russe,  ce 
qui  pouvait  entrainer  par  contre-coup  la  mobüisation  totale 
russe,  et  par  suite  celle  de  V Allemagne.  » 
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Damit  ist  meine  aus  dem  Rotbuch  hergeleitete  Darstellung 
über  die  Reihenfolge  der  Mobilisierungen  voll  bestätigt  :  Jagow 
befürchtete  dasselbe,  was  Berchtold  androhte  und  was  dann  auch 
wirklich  geschehen  ist  :  auf  die  russische  Teilmobilisierung  hat 
Oesterreich  «  completement  »  mobilisiert  ;  als  Gegenwirkung  hier- 
von ist  die  russische  Totalmobilisierung  und  als  Folge  dieser  die 
deutsche  eingetreten. 

Damit  ist  die  Richtigkeit  der  Dumaineschen  Depesche  vom 
31.  Juli,  Gelbbuch  Nr.  115,  welche  die  österreichische  General- 
mobilisierung auf  nachts  1  Uhr  am  31.  Juli  verlegt,  bestätigt 
—  bestätigt  durch  die  Aeusserungen  der  österreichischen  und 
deutschen  Staatsmänner  selbst. 

Damit  ist  ferner  die  Richtigkeit  des  Berichts  Paleologues  vom 
31.  Juli  (Gelbbuch  Nr.  118)  bekräftigt,  der  die  russische  General- 
mobilisation  als  eine  Folge  der  vorhergegangenen  österreichischen 
hinstellt  : 

«  En  raison  de  la  mobilisation  generale  de  l'Autriche 
et  des  mesures  de  mobilisation  prises  secretement,  mais 
d'une  maniere  continue  par  l'Allemagne  depuis  six  jours, 
l'ordre  de  mobilisation  generale  de  l'armee  russe  a  ete 
donne » 

Damit  stimmen  auch  überein  die  Depeschen  Buchanans  und 
Bunsens  (Blaubuch  Nr.  113  und  127),  von  denen  die  erstere  be- 
reits am  31.  Juli  von  österreichischen  Truppenbewegungen  gegen 
Russland,  die  letztere  am  1.  August  von  dem  tatsächlichen  Beginn 
der  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli  dekretierten  allgemeinen 
Mobilmachung  spricht.  Auch  die  Darstellung  Sazonows  in  seiner 
Zirkularnote  vom  2.  August  (Orangebuch  Nr.  yy)  befindet  sich  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  vorstehend  dargelegten  Sachverhalt. 

Die  Dokumente  beider  kriegführenden  Parteien  ergeben  also 
gleichmässig  das  Resultat,  dass  die  österreichische  Generalmobilisie- 
rung der  russischen  vorangegangen  ist.  — 

Gründe   der   russischen 
Mobilisierung. 

Wie  wenig  dieses  Resultat  den  Anklägern  passt,  die  Russland 
der  europäischen  Brandstiftung  beschuldigen,  geht  daraus  hervor, 
dass  Herr  Helfferich,  der  hervorragendste  dieser  Ankläger,  weder 
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die  Bekenntnisse  Jagows  und  Berchtolds,  noch  auch  nur  den 
Dumaineschen  Bericht  vom  31.  Juli  erwähnt.  Alles  dies  wird 
totgeschwiegen.  Dagegen  behauptet  Herr  Heinerich,  dass  man 
im  russischen  Orangebuch  vergeblich  nach  dem  Grunde  für  die 
allgemeine  Mobilmachung  suche. 

Diese  Behauptung  entspricht  nicht  der  Wahrheit.  Man  lese 
die  Nr.  47,  49,  58,  61,  66,  68,  77  und  78  des  Orangebuches.  In 
all  diesen  Stellen  ist  in  erster  Linie  von  den  österreichischen,  in 
zweiter  Linie  gelegentlich  auch  von  deutschen  militärischen 
Massnahmen  die  Rede.  In  Nr.  47  wird  das  Dekret  der  österrei- 
chischen Generalmobilisierung  schon  auf  den  28.  Juli  datiert 
—  ein  Datum,  das,  wie  ich  schon  in  meinem  Buche  hervorgehoben 
habe,  nur  auf  die  Teil-,  nicht  aber  auf  die  General mobilisierung 
Oesterreichs  passt.  In  Nr.  49  ist  von  der  Mobilisierung  des  grösse- 
ren Teiles  der  österreichischen  Armee  die  Rede,  welche  die  rus- 
sische Teilmobilisierung  herbeigeführt  habe.  In  Nr.  58  wird 
ebenfalls  die  Aufeinanderfolge  der  beiden  Teilmobilisierungen 
hervorgehoben.  In  Nr.  61  und  62  vom  30.  Juli  wird  die  durch  ein 
Extrablatt  des  Lokalanzeigers  angekündigte,  aber  durch  Konfis- 
kation dieses  Blattes  unterdrückte  Nachricht  der  deutschen  Gene- 
ralmobilisierung erwähnt  (siehe  auch  Gelbbuch  Nr.  105).  In  Nr.  66 
vom  31.  Juli  erwähnt  Schebeko,  dass  er  «  trotz  der  Generalmobili- 
sation  »  —  womit  wahrscheinlich  beide,  die  österreichische  und 
die  russische,  gemeint  sind  —  mit  dem  Grafen  Berchtold  ruhig 
weiter  verhandle.  In  Nr.  yy  und  78  wird  von  Sazonow  die  ganze 
Vorgeschichte  des  Konflikts  rekapituliert  und  werden  mit  aller 
wünschenswerten  Deutlichkeit  und  Ausführlichkeit  die  Gründe 
für  die  russische  Generalmobilisierung  dargelegt,  die  Herr  Helf- 
ferich  vergeblich  in  dem  Orangebuch  sucht. 

Die  Gründe  liegen  ebensowohl  auf  diplomatischem,  wie  auf 
militärischem  Gebiete.  Auf  diplomatischem  :  Ablehnung  aller 
Einigungsvorschläge  der  Mächte,  Ablehnung  der  Konferenz, 
Ablehnung  der  direkten  Verhandlungen  mit  Russland  (bis  zum 
30.  Juli),  Ablehnung  oder  Ignorierung  der  Greyschen  und  Sazo- 
nowschen  Einigungsformeln  u.  s.  w.  Die  militärischen  Gründe  für 
die  russische  Generalmobilisierung  werden  mit  folgenden  Worten 
seitens  des  russischen  Ministers  dargelegt : 

«La  proposition  de  la  Russie  fut  jugeeparTAlleniagne 
inacceptable  pour  l'Autriche-Hongrie.  Simultanement  on 
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recjut  ä  Saint-Petersbourg  la  nouvelle  de  la  proclamation 
de  la  Mobilisation  generale  fiar  V  Autriche-Hongrie.  En  meme 
temps  les  hostilites  continuaient  sur  le  territoire  Serbe  et 
Beigrade  fut  bombardee  derechef.  I/insucces  de  nos  pro- 
positions  pacifiques  nous  obligea  d'elargir  les  mesures  de 
precaution  militaires.  »  (Oramgebuch  Nr.  yy.) 

In  diesen  Sätzen  sind  die  diplomatischen  und  militärischen 
Gründe  für  Russlands  Generalmobilisierung  zusammengefasst. 
Die  «  proposition  de  la  Russie  jugee  par  l'Allemagne  inaccep- 
table  pour  1' Autriche-Hongrie  »  ist  die  erste  Sazonowsche  Eini- 
gungsformel (Orangebuch  Nr.  60),  abgelehnt  durch  Herrn  von 
Jagow  am  30.  Juli  (Orangebuch  Nr.  63).  Diese  Formel  und  ihre 
Ablehnung  werden,  wie  ich  früher  schon  dargelegt  habe,  in  der 
deutschen  Verteidigungsliteratur  totgeschwiegen,  obwohl  —  oder 
vielmehr,  weil  —  diesem  Tatbestandsmoment  die  allergrösste 
Bedeutung  für  die  Schuldfrage  innewohnt.  Niemand  hat  uns 
bisher  Aufklärung  darüber  gegeben,  —  ich  werde  das  immer  wieder 
hervorheben  — ,  weshalb  dieser  Sazonowsche  Vorschlag  für 
Oesterreich  «  unannehmbar  »  war,  weshalb  er  von  Jagow  ohne 
Rückfrage  in  Wien  in  schroffster  Weise  abgelehnt  wurde.  Wenn 
es  Herrn  Helfierich  an  Gründen  für  die  russische  Generalmobili- 
sierung fehlt,  so  möge  er  diesen  Punkt  einer  sorgfältigen  Prüfung 
unterwerfen  und  möge,  was  ihm  bei  seinen  nahen  Beziehungen 
zu  den  handelnden  und  verantwortlichen  Persönlichkeiten  nicht 
schwer  werden  kann,  der  Welt  die  noch  fehlenden  Aufklärungen 
über  das  Mysterium  dieses  ersten  Sazonowschen  Einigungsvor- 
schlages geben. 

Wenn  der  russische  Minister  in  seinem  Rundschreiben  vom. 
2.  August  hätte  ausführlicher  sein  wollen,  so  hätte  er  auch  noch 
alle  übrigen  diplomatischen  Gründe  anführen  können,  die  Russ- 
land schliesslich  den  Entschluss  zur  Generalmobilisierung  nahe- 
legen mussten.  Er  begnügt  sich  mit  einigen  dieser  diplomatischen 
Gründe  und  fügt  dann  in  dem  oben  zitierten  Satze  den  schwer- 
wiegenden militärischen  Grund  hinzu,  dass  Oesterreich  mit  der 
Generalmobilisierung  vorangegangen  sei.  In  der  Tat  ist,  wie  ich 
aus  dem  österreichischen  Rotbuch  selbst  bewiesen  habe,  die 
österreichische  Generalmobilisierung,  als  Folge  der  russischen 
Teilmobilisierung  vom  29.  Juli,  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli 
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verfügt  worden  —  und  zwar  verfügt  trotz  und  neben  der  Wieder- 
aufnahme der  direkten  materiellen  Verhandlungen  in  Petersburg. 
Diese  Wiederaufnahme,  auf  die  Herr  Helfierich  so  entschei- 
dendes Gewicht  legt,  wird  von  niemand  bestritten.  Aber  ebenso- 
wenig ist  es  bestreitbar,  dass  Oesterreich  neben  den  direkten 
Verhandlungen  die  Massregel  der  allgemeinen  Mobilisierung  an- 
geordnet hatte.  Ob  Oesterreich  im  Augenblicke  dieser  Anordnung 
bereits  Absichten  auf  einen  europäischen  Krieg  hatte,  ist  schwer 
zu  entscheiden.  Es  war  sich  bewusst  —  ebenso  wie  Deutschland  — , 
dass  aus  seinem  Vorgehen  gegen  Serbien  und  seiner  bis  zum  30.  Juli 
fortgesetzten  diplomatischen  Intransigenz  ein  europäischer  Krieg 
erwachsen  konnte  oder  sogar  musste.  Dieses  Bewusstsein  ist  aber 
—  soweit  die  österreichische  Regierung  in  Betracht  komm  — 
noch  nicht  identisch  mit  der  direkt  auf  einen  europäischen  Krieg 
gerichteten  Absicht.  Hätte  Oesterreich  seinen  Feldzug  gegen 
Serbien  ungehindert  fortführen,  den  Nachbarstaat  zerschmet- 
tern, erniedrigen  und  dadurch  seine  Suprematie  auf  dem  Balkan 
stabilieren  können,  so  würde  ihm  dieser  Erfolg  vermutlich  genügt 
haben.  War  es  aber  nicht  möglich,  dies  durch  einen  Lokalkrieg 
gegen  den  kleinen  Nachbarstaat  zu  erreichen,  so  war  Oesterreich 
entschlossen,  seinen  Balkaninteressen  zuliebe  in  diesem,  ihm 
besonders  günstig  erscheinenden  Moment  auch  einen  europäischen 
Krieg  zu  riskieren.  In  diesem  Entschluss  wurde  es  von  seinem 
Bundesgenossen  Deutschland,  der  in  Wahrheit  sein  «  böser  Geist  » 
war,  bestärkt  :  während  Oesterreich  den  europäischen  Krieg  nur 
riskierte,  so  wünschte  ihn  Deutschland  direkt,  den  «  unvermeidli- 
chen »  Kampf  um  die  kontinentale  Hegemonie,  der  nur  der  Vor- 
läufer sein  sollte  zu  dem  späteren  entscheidenden  Vorstoss  gegen 
die  Weltbeherrscherin  Grossbritannien 

Also  Oesterreich  mobilisierte  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli, 
verhandelte  aber  mit  Russland  weiter.  Und  was  tat  Russland  ? 
Genau  dasselbe  wie  Oesterreich.  Es  mobilisierte  und  verhandelte 
weiter.  Wenn  die  Verhandlungsbereitschaft  Oesterreichs  —  wie 
Helfferich  meint  —  ein  sicherer  Beweis  für  die  Friedensbereit- 
schaft der  Zentralmächte  war,  so  hatte  die  Verhandlungsbereit- 
schaft Russlands  dieselbe  Bedeutung.  Sie  war  sogar  ein  noch  viel 
stärkerer  Beweis  friedlicher  Absichten,  weil  Russland  von  Anfang 
an  allen  Friedensvorschlägen  seine  Zustimmung  erteilt,  sich  den 
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eventuellen  Entscheidungen  einer  Konferenz  unterworfen,  die 
Anrufung  des  Haager  Schiedshofes  vorgeschlagen,  mehrere  Eini- 
gungsformeln selbst  proponiert  und  sich,  parallel  mit  all  diesen 
Friedensvorschlägen,  jederzeit  zu  direkten  Verhandlungen  mit 
Wien  bereit  erklärt  hatte. 

Das  Verhalten  Sazonows  in  den  Tagen  vom  30.  Juli  bis  zum 
1.  August  war  nur  die  Fortsetzung  seines  Verhaltens  in  der  ganzen 
Konfliktszeit  seit  dem  23.  Juli.  Wie  weit  der  russische  Minister 
in  den  letzten  Momenten  vor  Ausbruch  des  Krieges  Oesterreich 
entgegenkam,  wie  er,  ausser  seiner  ersten  und  zweiten  Formel, 
noch  eine  Art  dritter  und  vierter  Formel  vorschlug  (Blaubuch 
Nr.  133  und  139),  habe  ich  an  anderen  Stellen  ausführlich  dar- 
gelegt. Sazonow  kann  mit  Recht  von  sich  behaupten  wie  er  es 
in  dem  Rundschreiben  vom  2.  August  tut,  dass  er  trotz  der  nach 
Oesterreichs  Vorgang  erforderlich  gewordenen  Generalmobilisie- 
rung nicht  aufgehört  habe,  mit  all  seinen  Kräften  einen  Ausweg 
aus  der  gefährlichen  Situation  zu  suchen.  Auch  die  Depeschen 
des  Zaren  Nikolaus  vom  31.  Juli  und  1.  August  (Weissbuch, 
S.  12  und  13)  sagen  die  Wahrheit,  wenn  sie  trotz  der  beider- 
seitigen Mobilisierungen  Oesterreichs  und  Russlands  feierlich 
versichern,  dass  die  militärischen  Massnahmen,  «  die  durch 
Oesterreichs  Mobilisierung  notwendig  geworden  sind  »,  nicht 
Krieg  bedeuten  sollen,  dass  Russland  weit  davon  entfernt  sei, 
einen  Krieg  zu  wünschen,  dass  es  während  der  Dauer  der  Ver- 
handlungen mit  Oesterreich  «  keine  herausfordernde  Aktion  unter- 
nehmen »  und  fortfahren  werde,  zum  Heile  der  Völker  für  die 
Erhaltung  des  Friedens  zu  wirken. 

Auch  in  der  eben  zitierten  Depesche  des  Zaren  vom  31.  Juli 
findet  sich  —  beiläufig  bemerkt  —  die  von  Helfferich  vermisste 
Begründung  der  russischen  Generalmobilisierung.  Herr  Helfferich 
zweifelt,  auf  welche  Mobilisierung  Russlands  der  Zar  anspielt,  wenn 
er  in  seinem  am  31.  Juli  nachmittags  in  Berlin  eingetroffenen 
Telegramm  hervorhebt  :  «  Es  ist  technisch  unmöglich,  unsere 
militärischen  Vorbereitungen  einzustellen,  die  durch  Oesterreichs 
Mobilisierung  notwendig  geworden  sind.  »  Dieser  Zweifel  ist  unbe- 
gründet. Der  Zar  kann  in  seiner  Depesche  vom  31.  Juli  nachmit- 
tags nur  die  österreichische,  in  der  vergangenen  Nacht  erfolgte 
General  mobilisierung  meinen,  die  er  als  Grund  der  russi- 
schen Generalmobilisierung  anführt.  Die  russische  Teilmobilisie- 
rung gegen  Oesterreich,  welche  bereits  zwei  Tage  vorher  statt- 
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gefunden  hatte  und  in  Berlin  offiziell  angekündigt  worden  war, 
konnte  selbstverständlich  am  31.  Juli  nachmittags,  als  die  öster- 
reichischen und  russischen  Generalmobilisierungen  bereits  erfolgt 
waren,  keinen  Gegenstand  der  Verhandlungen  zwischen  den 
Herrschern  mehr  bilden.  In  der  ebenfalls  am  31.  Juli,  um  2  Uhr 
nachmittags,  nach  Petersburg  abgesandten  Depesche  Kaiser 
Wilhelms  ist  ja  auch  ausdrücklich  die  Rede  von  den  «  ernsten 
Kriegs  Vorbereitungen  auch  an  Meiner  östlichen  Grenze  ».  Auch 
die  Zarendepesche  vom  31.  Juli  stimmt  also  mit  allen  übrigen 
Dokumenten  überein,  dahingehend,  dass  die  österreichische 
Generalmobilisierung  die  Priorität  hatte  und  die  russische  ihr 
gefolgt  ist.  Nirgends  ist  eine  Lücke  in  der  Beweisführung.  Nur  die 
Behauptung  der  umgekehrten  Reihenfolge  der  beiden  General- 
mobilisierungen  von  Seiten  der  Verteidiger  der  Zentralmächte 
steht  meiner  Beweisführung  entgegen.  Beweise  für  diese  Gegen- 
behauptung sind  nie  und  nirgends  beigebracht  worden. 


Zum  Schluss  und  gleichzeitig  als  Schlusstein  meiner  Beweis- 
führung weise  ich  noch  auf  die  Nummern  52  und  53  des  Rot- 
buches hin.  Die  Nr.  52,  in  der  Szäpäry  den  russischen  Mobilisie- 
rungsbefehl auf  «  heute  früh  »  (am  31.  Juli)  verlegt,  gibt  zwar 
keine  bestimmte  Stunde  des  Mobilisierungsdekrets  an,  scheint 
aber  immerhin  auf  eine  Tages-,  nicht  auf  eine  Nachtstunde  hin- 
zuweisen. Wenn  also  das  österreichische  Dekret  —  nach  Dumaine 
—  um  1  Uhr  nachts  herausgekommen  ist,  so  würde  das  in  der 
Frühe  des  31.  Juli  erfolgte  russische  Dekret  dem  ersteren  zeitlich 
nachgefolgt  sein. 

Viel  wichtiger  aber  und  von  entscheidender  Bedeutung  ist  die 
Nr.  53  des  Rotbuches.  Graf  Berchtold  berichtet  an  seine  auswär- 
tigen Missionen  folgendes  (31.  Juli)  : 

«  Da  von  der  russischen  Regierung  Mobilisierungen  an 
unserer  Grenze  angeordnet  worden  sind,  sehen  wir  uns 
zu  militärischen  Massnahmen  in  Galizien  gezwungen.  » 

Von  einer  russischen  General  mobilisierung  ist  hier  nicht 
die  Rede,  sondern  nur  von  «  Mobilisierungen  an  unserer  Grenze  ». 
Wäre  die  russische  Generalmobilisierung  bei  Abfassung  der  Zir- 
kularnote und  bei  Anordnung  der  militärischen  Massnahmen  in 
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Galizien  bereits  erfolgt  gewesen,  so  würde  Berchtold  dies  sicher 
hervorgehoben  und  sich  nicht  begnügt  haben,  von  russischen 
Mobilisierungen  an  der  österreichischen  Grenze  zu  sprechen.  Die 
Nichthervorhebung  der  russischen  Generalmobilisierung  beweist 
also,  dass  die  österreichischen  Militärmassregeln  in  Galizien  nur 
eine  Folge  der  russischen  Teil  mobilisier ung  vom  29.  Juli  waren. 
Dies  stimmt  auch  genau  mit  dem  Inhalt  der  bereits  oben  behan- 
delten Noten  48,  50  und  51  überein  und  bestätigt  von  neuem  die 
von  mir  behauptete  Reihenfolge  der  Mobilisierungen  : 

Oesterreichische  Teilmobilisierung  gegen  Serbien  und 
Russland  —  russische  Teilmobilisierung  gegen  Oesterreich 
—  österreichische  Generalmobilisierung  —  russische  Gene- 
ralmobilisierung. 

Die  beschränkende  Bezeichnung  der  österreichischen  Mass- 
nahmen mit  den  Worten  «  militärische  Massnahmen  in  Galizien  » 
stimmt  mit  den  gleichen  in  der  Depesche  Nr.  51  gebrauchten 
Worten  überein,  findet  aber  ihre  —  für  Oesterreich  belastende  — 
Interpretation  in  der  Androhung  vom  29.  Juli  (Rotbuch  Nr.  48), 
wonach  als  Gegenmassnahme  gegen  die  russische  Teilmobilisierung 
die  unverzügliche  allgemeine  Mobilisierung  aus  militärischen 
Gründen  in  Aussicht  gestellt  wurde.  Die  Ausführung  dieser 
Androhung  wird  durch  die  Depeschen  vom  31.  Juli  (Nr:  51  und 
53)  bestätigt.  Die  «  militärischen  Massnahmen  in  Galizien  »  sind 
identisch  mit  der  österreichischen  Generalmobilisierung. 


Auch  einige  Berichte  des  englischen  Blaubuchs  bestätigen  meine 
Darstellung  über  die  Reihenfolge  der  Mobilisierungen.  In  seiner 
Unterhaltung  vom  28.  Juli  mit  Goschen  (Blaubuch  Nr.  71) 
erwähnte  Herr  von  Bethmann  Zeitungsnachrichten,  nach  denen 
Russland  14  Armeekorps  im  Süden  mobilisiert  habe  —  gemeint 
ist  die  am  nächsten  Tage  offiziell  in  Berlin  mitgeteilte  Mobilisie- 
rung der  vier  südlichen  Armeebezirke  — ,  und  fügte  hinzu,  dass 
Oesterreich,  welches  bisher  nur  teilweise  mobilisiert  habe,  nun- 
mehr ähnliche  Massregeln  werde  ergreifen  müssen  (that  Austria, 
who  as  yet  was  only  partially  mobilising,  would  have  to  take 
similar  measures) .  Herr  von  Bethmann  sieht  also  dasselbe  voraus, 
was  Graf  Berchtold  am  29.  Juli  direkt  androht,  d.  h.  Ausdehnung 
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der  bisherigen  österreichischen  Teilmobiliserung  infolge  der  rus- 
sischen Teilmobilisierung  vom  29.  Juli.  Wie  weit  diese  Ausdehnung 
gehen  würde,  sagt  der  Reichskanzler  nicht.  Er  spricht  nur  von 
«  ähnlichen  »  Massregeln,  was  doch  nur  dahin  verstanden  werden 
kann :  Massregeln  ähnlich  denen,  die  Russland  ergriffen  habe,  also 
Mobilisierung  von  weiteren  13  (oder,  wie  Bethmann  annimmt,  14) 
Armeekorps.  Danach  würde  Oesterreichs  Kriegsheer,  dessen  Teil- 
mobilisierung am  28.  Juli  nach  Süden  und  Norden  bereits  min- 
destens 10  Armeekorps  umfasste,  infolge  der  nun  erweiterten 
Mobilisierung  auf  mindestens  23  Armeekorps  in  mobilem  Zustande 
angewachsen  sein.  Wohl  gemerkt,  wenn  man  sich  auf  Bethmanns 
beschränkende  Worte  «  similar  measures  »  stützt '  und  die  von 
Berchtold  angedrohte  «  allgemeine  Mobilisierung  »  nicht  in  Betracht 
zieht.  Aber  auch  diese  Begrenzung  der  österreichischen  Mobilisie- 
rung auf  23  Armeekorps  musste  die  russische  Regierung  zu  einer 
Erweiterung  ihrer  zunächst  nur  auf  13  Armeekorps  beschränkten 
Mobilisierung  zwingen. 

Eine  gleiche  Bestätigung  meiner  Darstellung  geben  die  Noten 
g6  und  g8  des  Blaubuchs.  In  Nr.  96  berichtet  Bunsen  über  die 
Unterhaltung  zwischen  Berchtold  und  Schebeko  vom  30.  Juli 
(Rotbuch  Nr.  50)  :  «  Der  Minister  des  Auswärtigen  sagte  ihm,  da 
Russland  mobilisiert  habe,  müsse  Oesterreich  natürlich  das 
Gleiche  tun.  »  In  Nr.  98  berichtet  Goschen  über  seine  Unterhal- 
tung vom  30.  Juli  mit  Herrn  von  Jagow,  bei  welcher  letzterer  die 
Befürchtung  äussert,  dass  «  die  russische  Mobilisierung  gegen 
Oesterreich  die  Schwierigkeiten  erhöht  habe,  da  Oesterreich,  das 
bis  jetzt  nur  gegen  Serbien  mobilisiert  habe  (dies  ein  Irrtum 
Jagows),  nun  wahrscheinlich  auch  eine  Mobilisierung  gegen 
Russland  notwendig  finden  würde.  » 

Nach  alledem  besteht  für  mich  nicht  der  geringste  Zweifel  an 
der  Richtigkeit  der  französischen  und  englischen  Botschafter- 
berichte vom  31.  Juli  aus  Petersburg,  dass  —  ganz  abgesehen  von 
dem  diplomatischen  Verhalten  der  Zentralmächte  —  die  österrei- 
chische Generalmobilisierung  die  Veranlassung  und  Ursache  der 
russischen  Generalmobilisierung  gewesen  ist  (Gelbbuch  Nr.  118. 
Blaubuch  Nr.    113). 


Mitgewirkt  auf  die  russische  Entschliessung  haben  zweifellos 
auch  militärische  Vorbereitungen  Deutschlands.  An  verschiedenen 
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Stellen  des  Orangebuches  wird  auf  diese  deutschen  Massnahmen 
hingewiesen,  die  allerdings  —  entsprechend  dem  deutschen  Kriegs- 
plan, zunächst  mit  Blitzesschnelle  Frankreich  zu  zerschmettern 
und  sich  dann  erst  mit  ganzer  Kraft  gegen  Russland  zu  wenden,  - 
sich  mehr  gegen  Westen  als  gegen  Osten  richteten.  Helfferich 
behauptet  —  entgegen  der  Wahrheit  — ,  dass  die  russische  Re- 
gierung nie  ein  Wort  über  deutsche  Militärvorbereitungen  während 
der  Verhandlungen  habe  fallen  lassen.  Die  Nr.  60  und  68  des 
Orangebuches  beweisen  das  Gegenteil.  In  Nr.  60  übermittelt 
Sazonow  seinen  Botschaftern  in  den  europäischen  Hauptstädten, 
auch  dem  Berliner  Botschafter,  die  dem  Grafen  Pourtales  dik- 
tierte Einigungsformel  vom  30.  Juli  und  ersucht  speziell  den 
russischen  Botschafter  in  Berlin,  Swerbeew,  um  eine  dringende 
telegraphische  Antwort  über  die  Art,  wie  die  deutsche  Regierung 
diesen  neuen  Beweis  seiner  Friedensbestrebungen  aufgenommen 
habe.  Er  fügt  seiner  Instruktion  an  den  Botschafter  hinzu  ; 
Russland  könne  nicht  zulassen,  dass  solche  Verhandlungen  nur 
dazu  dienen  sollten,  Deutschland  und  Oesterreich  Zeit  für  ihre 
militärischen  Vorbereitungen  gewinnen  zu  lassen.  Noch  deutlicher 
spricht  sich  Swerbeew  in  seiner  Unterhaltung  vom  31.  Juli  mit 
Jagow  über  die  deutschen  Militärvorbereitungen  aus  (Orangebuch 
Nr.  68)  :  Als  Jagow  sich  über  die  russischen  Militärmassnahmen 
beschwerte,  antwortete  der  Botschafter,  dass  nach  sicheren,  von 
allen  in  Berlin  ankommenden  Russen  bestätigten  Nachrichten 
auch  von  Seiten  Deutschlands  militärische  Massnahmen  gegen 
Russland  mit  grosser  Aktivität  betrieben  würden. 

In  gleicher  Weise  ist  von  deutschen  Militärmassnahmen  gegen 
Russland  an  verschiedenen  Stellen  des  Gelbbuchs  und  Blaubuchs 
die  Rede  (siehe  Gelbbuch  Nr.  102,  118.  Blaubuch  Nr.  113).  Ueber 
die  militärischen  Massnahmen  gegenüber  Frankreich  habe  ich 
in  meinem  Buche  (S.  165,  176  u.  a.)  ausführlich  berichtet  und 
brauche  hier  nicht  darauf  zurückzukommen.  Selbstverständlich 
mussten  die  deutschen  Kriegsvorbereitungen  gegenüber  dem 
Verbündeten  Russlands  die  gleichen  Wirkungen  bei  der  russischen 
Regierung  ausüben,  als  wenn  sie  gegen  Russland  direkt  getroffen 
worden  wären.  Die  lange  Erörterung  Helfferichs  über  die  Nicht- 
erwähnung deutscher  Militärmassnahmen  in  den  russischen  Ur- 
kunden ist  daher  ebenso  überflüssig,  wie  sie  auf  unrichtiger 
Darstellung  der  Tatsachen  beruht.  Geradezu  unglaublich  aber  ist 
es  —  nebenbei  bemerkt  — ,  wie   Helfferich  bei  der  Erörterung 
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dieser  Mobilisierungsfrage  die  Unterhaltung  zwischen  Sazonow  und 
Pourtales  vom  30.  Juli  (Orangebuch  Nr.  60.  Gelbbuch  Nr.  103) 
auf  diesen  Nebenpunkt  hin  —  die  Erwähnung  oder  Nichterwäh- 
nung deutscher  Militärmassnahmen  —  untersucht,  es  aber  fertig 
bringt,  den  Hauptpunkt,  eine  der  wichtigsten  Episoden  der  ganzen 
Vorgeschichte,  nämlich  den  Vorschlag  der  ersten  Sazonowschen 
Einigungsformel,  die  in  dieser  selben  Unterhaltung  dem  Grafen 
Pourtales  diktiert  wurde,  einfach  totzuschweigen.  Wir  haben  be- 
reits gesehen,  dass  diese  Formel  und  ihre  Ablehnung  für  Herrn 
Helfferich  nicht  existiert  ;  aber  die  Gelbbuchnote  erörtern,  in  der 
sie  vorgeschlagen,  formuliert,  ihre  Unterstützung  in  Berlin  durch 
den  Grafen  Pourtales  versprochen  wird,  —  diese  Note  erörtern 
wegen  eines  ganz  unerheblichen  Nebenpunktes  und  die  Haupt- 
sache unterschlagen,  das  geht  denn  doch  über  alle  Grenzen  partei- 
ischer Geschichtsforschung  hinaus  und  setzt  bei  dem  L,eser  eine 
Kritiklosigkeit  und  blinde  Gefolgschaft  voraus,  die  man  selbst 
in  Deutschland  heute  kaum  noch  erwarten  sollte. 


Das  Resultat  dieser  Untersuchung  ist  also  : 

Russland  ist  zur  Generalmobilisierung  veranlasst  worden  : 

a)  durch  die  vorhergegangene  österreichische  General- 
mobilisierung ; 

b)  durch  deutsche  Militärmassnahmen  nach  Osten  und 
Westen  ; 

c)  durch    die    Vereitelung    aller    Friedensbemühungen 
der  Ententemächte  seitens  der  Zentralmächte. 

Die  Generalmobilisierung  Russlands  erfolgte  aber  nicht,  um 
Deutschland  oder  Oesterreich  zu  überfallen,  sondern  lediglich  als 
Sicherun gsmassnahme  gegen  alle  Eventualitäten.  Beweis  :  die  uner- 
müdliche Fortführung  der  auf  die  Erhaltung  des  Friedens  abzie- 
lenden Verhandlungen,  der  Vorschlag  immer  neuer  Einigungs- 
formeln, die  Bereitschaft  nach  wie  vor,  die  Streitfrage  dem  Haager 
Schiedshof  oder  der  Vermittlung  der  vier  unbeteiligten  Mächte 
zu  überlassen,  und  endlich  noch  am  1.  August,  dem  Tage  der 
Kriegserklärung,  die  Bereitwilligkeit,  die  mobilisierte  russische 
Armee  diesseits  der  Grenze  zu  halten,  während  eines  letzten  Ver- 
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suches,  eine  friedliche  I^ösung  des  Konflikts  zu  finden.  Das  ganze 
diplomatische  Verhalten  Russlands  vom  ersten  bis  zum  letzten 
Moment  der  Krisis  gibt  den  unwiderleglichen  Beweis,  dass  Russ- 
land den  Krieg  nicht  gewollt  hat  und  ohne  die  deutsche  Kriegserklä- 
rung niemals  zum  Kriege  geschritten  wäre.  Die  russische  General- 
mobilisierung würde,  selbst  wenn  sie  der  österreichischen  voran- 
gegangen wäre,  die  ernsten  und  aufrichtigen  Bemühungen  Russ- 
lands, den  Frieden  zu  erhalten,  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Sie 
würde,  auch  wenn  sie  die  Priorität  gehabt  hätte,  durch  das  diplo- 
matische Verhalten  Russlands  als  Sicherungs-,  nicht  als  Angriff s- 
massnahme  charakterisiert  sein.  Nun  aber  hat  sie  die  Priorität 
nicht  gehabt  :  Oesterreich  ist  auch  mit  der  Generalmobilisierung 
vorangegangen.  Damit  ist  das  angebliche  Schuldkonto  Russlands 
bis  auf  den  letzten  Posten  gereinigt  und  allein  auf  den  Schultern 
Oesterreichs  und  seines  Verbündeten,  Deutschland,  lastet  die 
ungeheure  Verantwortung  für  den  Weltkrieg. 

Mobilisierung  bedeutet 
nicht  Krieg. 

Wenn  wir  so  zu  dem  Resultat  gekommen  sind,  dass  die  rus- 
sische Generalmobilisierung  nur  die  Folge  der  österreichischen 
gewesen  ist,  so  erklärt  sich  damit  auch  die  bereits  hervorgehobene 
Tatsache,  die  bisher  völlig  unverständlich  bleiben  musste  —  die 
Tatsache,  dass  Oesterreich  aus  der  russischen  Generalmobilisierung 
keinerlei  kriegerische  Konsequenzen  gezogen  hat,  während  Deutsch- 
land diesen  Umstand  zum  Anlass  benutzt  hat,  um  das  grösste, 
je  dagewesene  Unglück  über  die  Menschheit  heraufzubeschwören. 
Oesterreich  hat  an  der  russischen  Generalmobilisierung  keinerlei 
Anstoss  genommen  und  konnte  ihn  nicht  nehmen,  da  es  ja  wusste, 
dass  die  russische  Massnahme  nur  eine  Folge  der  österreichischen 
war.  Graf  Berchtold  hat  daher,  trotz  der  beiderseitigen  Mobili- 
sierungen, ruhig  in  Wien  und  Petersburg  weiter  verhandelt 
(Orangebuch  Nr.  66.  Rotbuch  Nr.  53,  55  und  56),  er  hat  ausdrück- 
lich den  Wunsch  nach  einer  «  Fortdauer  der  bisherigen  guten  nach- 
barlichen Beziehungen  t>  ausgesprochen  : 

«  Die  der  Situation  entsprechenden  Pourparlers  zwi- 
schen dem  Wiener  und  St.  Petersburger  Kabinett,  von 
denen  wir  uns  eine  allseitige  Beruhigung  erhoffen,  nehmen 
inzwischen  ihren  Fortgang.  »  (Rotbuch  Nr.  53,  31.  Juli.) 
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Wien  und  Petersburg  waren  ja  auch  nach  früheren  Erfahrungen 
an  den  Zustand  beiderseitiger  Mobilisierung  gewöhnt  und  hatten 
schon  wiederholt,  Gewehr  bei  Fuss,  in  viel  schwierigeren  Fragen 
den  Weg  zur  Einigung  gefunden. 

Berlin  verlangte  in  seinem  Ultimatum  vom  31.  Juli  die  Demo- 
bilisierung auch  gegen  Oesterreich.  Oesterreich  selbst  aber  hatte 
und  hätte  ein  solches  Verlangen  nie  gestellt,  sondern  wünschte 
im  Gegenteil  einen  «  Fortgang  der  Pourparlers  »  und  eine  «  Fort- 
dauer der  freundnachbarlichen  Beziehungen  ».  Oesterreich  sah, 
wie  auch  Graf  Forgach  dem  Herrn  de  Bunsen  ausdrücklich  ver- 
sicherte (Blaubuch  Nr.  118),  in  den  beiderseitigen  Mobilisierungen 
keine  feindlichen  Akte,  vor  allem  aus  dem  triftigen  Grunde,  weil 
Oesterreich  selbst  mit  der  Generalmobilisierung  begonnen  hatte. 
Auch  Russland  sah  in  der  österreichischen  Generalmobilisierung 
keinen  Kriegsgrund,  sondern  trat  gerade  am  Tage  der  beidersei- 
tigen Generalmobilisierung  mit  grösster  Bereitwilligkeit  in  neue 
Verhandlungen  mit  der  Wiener  Regierung  ein. 

Oesterreichs  Generalmobilisierung  bedeutete  ebensowenig  Krieg, 
wie  Russlands  entsprechende  Massregel.  Trotz  aller  Klauseln  und 
Reserven  der  Wiener  Regierung  war  der  Weg  zur  Verständigung 
beschritten  und  die  Erreichung  des  Zieles,  wenn  auch  nicht  wahr- 
scheinlich, so  doch  immerhin  möglich.  Die  Erreichung  wäre  sicher 
gewesen,  wenn  Deutschland  die  Erhaltung  des  Friedens  wollte  ; 
sie  war  unmöglich,  da  die  Machthaber  Deutschlands  der  russischen 
Mobilisierung  Zwecke  und  Ziele  unterschoben,  die  sie  tatsächlich 
nicht  hatte,  —  unterschoben,  um  ihrerseits  Zwecke  und  Ziele  zu 
verfolgen,  die  sie  der  Welt  und  dem  eigenen  Volke  nicht  einge- 
stehen konnten. 


Während  ich  diese  Zeilen  schreibe,  wird  in  den  Zeitungen  die 
Mobilisierung  Bulgariens  und  Griechenlands  (Herbst  19 15)  be- 
kannt gemacht.  Die  amtliche  «  Agence  Bulgare  »  erklärt  hierbei 
ausdrücklich  : 

Bulgarien  hat  keinerlei  feindliche  Absichten,  ist  aber  fest  entschlossen, 
seine  Rechte  und  seine  Unabhängigkeit  Gewehr  bei  Fuss  zu  wahren.  Nach 
dem  Muster  von  Holland  und  der  Schweiz,  die  nicht  gezaudert  haben,  vom 
Kriegsbeginn  an  zu  dieser  Massregel  zu  greifen,  sieht  sich  Bulgarien  in  Anbe- 
tracht der  Truppenbewegungen  bei  seinen  Nachbarn  genötigt,  die  bewaffnete 
Neutralität  auszusprechen,  wobei  es  jedoch  die  Beratungen  und  Verhandlungen 
mit  den  Vertretern  beider  kriegführenden  Gruppen  fortsetzt. 
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Diese  amtliche  Erklärung  der  bulgarischen  Regierung  ist  ein 
neuer  Beweis  für  die  —  durch  unzählige  Beispiele  aus  der  Ge- 
schichte zu  belegende  —  Tatsache,  dass  Mobilisierung  nicht 
gleichbedeutend  mit  Krieg  ist,  sondern  eine  für  alle  Eventualitäten 
bestimmte  Sichern ngsmassnahme,  die  jeder  souveräne  Staat  nach 
seinem  Ermessen  vorzunehmen  berechtigt  ist.  Selbst  wenn  der 
mobilisierende  Staat  die  Priorität  hat,  ist  die  Mobilisierung  kein 
Kriegsgrund  ;  sie  ist  es  umso  weniger,  wenn  er  nur  der  jenseitigen 
Mobilisierung  nachfolgt  und  gleichzeitig  durch  sein  ganzes  diplo- 
matisches Verhalten  den  Verdacht  kriegerischer  Absichten 
ausschliesst.  Auf  die  bulgarische  Generalmobilisierung  hat 
Griechenland  seinerzeit  mit  derselben  Massregel  geantwortet, 
aber  weder  ein  Ultimatum  an  Bulgarien  gestellt  noch  Kriegs- 
absichten geäussert 1. 

Mobilisierung  gegen  Mobilisierung  —  das  war  bisher  und  ist 
auch  jetzt  noch  geltendes  Völkerrecht.  Mobilisierung  gleichbedeu- 
tend mit  Krieg  —  ist  preussisch-deutsches  Völkerrecht,  das  auf 
demselben  Boden  gewachsen  ist,  wie  alle  ähnlichen  Blüten  mili- 
taristischer Kriegspolitik,  wie  der  Versuch,  den  Einfall  in  Belgien 
nachträglich  mit  der  angeblichen  Konspiration  dieses  unglück- 
lichen I,andes  mit  Deutschlands  Feinden,  oder  die  Versenkung- 
feindlicher  und  neutraler  Handel sschiffe,  die  Massenertränkung 
feindlicher  und  neutraler  Zivilisten  mit  Englands  «  Aushunge- 
rungs-Blockade »  zu  rechtfertigen.  Der  von  der  deutschen  Regie- 
rung neu  in  das  Völkerrecht  eingeführte  Satz  :  Mobilisierung 
bedeutet  Krieg,  beruht  auf  rein  militärischen  Erwägungen,  schlägt 
aber  aller  völkerrechtlichen  Theorie  und  Praxis  ins  Gesicht.  Aus 
diesen  militärischen  Vorteilserwägungen,  die  gleichzeitig  den  lang- 
jährigen alldeutschen  Weltmachtbestrebungen  endliche  Erfül- 
lung bringen  sollten,  ist  der  Weltkrieg  entstanden.  Die  Diplomatie 
hat  sich  zur  Schleppträgerin  der  Generale  erniedrigt. 

Der  Telegrammwechsel  zwischen  dem  Zaren  Nikolaus 
und  dem  Kaiser  Wilhelm. 

Im  Anschluss  an  die  Frage  der  russischen  Mobilisierung,  die 
für  die  deutsche  Verteidigungsliteratur  identisch  ist  mit  der  Frage 
der  Kriegsschuld,  will  ich  hier  noch  ausführlicher  auf  einen  Punkt 

1  Griechenland  hat  soeben  (Sommer  1916),  auf  Drängen  der  Ententemächte, 
demobilisiert. 
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eingehen,  der  noch  nirgends  —  meines  Wissens  —  genügend 
erörtert,  und  doch  für  die  Entscheidung  der  Schuldfrage  von 
grosser  Bedeutung  ist.  Ich  meine  den  Telegrammwechsel  zwischen 
dem  Zaren  Nikolaus  und  dem  Kaiser  Wilhelm. 


I. 

Schon  beim  Erscheinen  des  deutschen  Weissbuches  musste 
es  auffallen,  dass  der  Depeschenverkehr  zwischen  dem  Kaiser 
Wilhelm  und  dem  Zaren  in  der  Publikation  des  Auswärtigen 
Amtes  auseinandergerissen  war :  fünf  Depeschen  der  beiden 
Monarchen  waren  in  den  Anlagen  20 — 23  a  des  Weissbuches 
wiedergegeben,  während  vier  andere  Depeschen  —  die  letzten, 
vom  31.  Juli  und  1.  August  —  in  den  Text  der  deutschen  Denk- 
schrift aufgenommen  waren. 

Weshalb  diese  Zerreissung  zusammengehöriger  Dokumente? 
Nun,  ein  Grund  für  diese  künstliche  Gruppierung  —  und  zwar 
ein  sehr  wichtiger  —  ist  ja  inzwischen  zu  Tage  getreten  :  je  un- 
klarer man  die  Uebersicht  über  den  Telegrammverkehr  zwischen 
den  beiden  Monarchen  gestaltete,  umso  leichter  konnte  man  das 
Fehlen  der  wichtigsten  von  allen  Depeschen  —  nämlich  der  des 
Zaren  vom  29.  Juli,  betreffend  den  Haager  Schiedshof  —  ver- 
wischen. Der  unaufmerksame  Leser  —  und  die  meisten  sind  ja 
leider  unaufmerksam,  besonders  aber  konnte  man  bei  den  deut- 
schen Reichstagsabgeordneten  an  jenem  stürmischen  Tage  des 
4.  August  1914  mit  dem  Mangel  ruhiger  kritischer  Prüfung 
rechnen  —  der  unaufmerksame  Leser,  sage  ich,  wird  eine  Lücke 
in  der  Fürstenkorrespondenz  schwerer  entdecken,  wenn  diese 
letztere  auf  verschiedene  Teile  des  Weissbuches  verstreut  ist,  als 
wenn  sie  im  chronologischen  Zusammenhange  vorgeführt  wird. 
So  geschah  es,  dass  niemandem  in  Deutschland  in  jenem  kri- 
tischen Moment  der  Umstand  auffiel,  dass  die  Anlagen  22  und  23 
des  Weissbuches  hintereinander  zwei  Depeschen  des  Kaisers 
Wilhelm  an  den  Zaren  enthielten,  dazwischen  aber  eine  Aeusse- 
rung  des  Zaren  fehlte.  Diese  weggelassene  Aeusserung  war  eben 
die  berühmte  Zarendepesche,  die  den  Vorschlag  der  Haager 
Schiedshof-Entscheidung  enthielt. 

Neben  diesem  einen  —  inzwischen  aufgeklärten  —  dunklen 
Punkte  finde  ich  aber  noch  einen  andern,  der  der  Aufklärung 
harrt.  Die  in  den  Anlagen  des  Weissbuches  zusammengestellten 
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Depeschen  enden  mit  der  Anlage  23  a  :  Depesche  des  Zaren  an 
Kaiser  Wilhelm  vom  30.  Juli  1  Uhr  20  p.  m.  Diese  Depesche 
beginnt  mit  den  Worten  :  «  Ich  danke  Dir  von  Herzen  für  Deine 
rasche  Antwort.  »  —  und  ist  offenbar  die  Antwort  auf  die  in  An- 
lage 23  abgedruckte  Depesche  des  Kaisers  Wilhelm  vom  30.  Juli 
1  Uhr  a.  m.  Um  den  weiteren  Depeschenverkehr  zu  verfolgen, 
muss  man  nunmehr  die  Denkschrift  des  Auswärtigen  Amtes 
nachlesen,  die  ihrerseits  (S.  12)  wiederum  mit  einem  Telegramm 
des  Zaren  an  Kaiser  Wilhelm  beginnt,  das  am  31.  Juli  um  2  Uhr 
p.  m.  abgesandt  worden  ist  ;  das  Weissbuch  bemerkt  ausdrück- 
lich (S.  13)  :  «  Das  Telegramm  des  Zaren war  um  2  Uhr  nach- 
mittags aufgegeben  »  und  fügt  noch  hinzu  (S.  12),  dass  sich  dieses 
Zarentelegramm  mit  einem  «  ebenfalls  am  31.  Juli  um  2  Uhr  p.  m. 
abgesandten  »  Kaisertelegramm  gekreuzt  habe.  Auch  dieses  zweite 
Zarentelegramm  beginnt  mit  den  Worten  :  «Ich  danke  Dir  von 
Herzen  für  Deine  Vermittlung » 

Der  Zar  hat  also  auf  das  Kaisertelegramm  vom  30.  Juli  1  Uhr 
a.  m.  zwei  Mal  geantwortet  —  am  30.  Juli  1  Uhr  20  p.  m.  und  am 
31.  Juli  2' Uhr  p.  m.  —  und  beide  Telegramme  beginnen  fast  mit 
denselben  Worten.  Wie  erklärt  sich  diese  drahtliche  Gesprächig- 
keit auf  russischer  Seite  gegenüber  dem  eigentümlichen  Schweigen 
auf  deutscher  ?  Kaiser  Wilhelm  hat  nicht  weniger  als  37  Stunden 
geschwiegen  —  vom  30.  Juli  1  Uhr  a.  m.  bis  zum  31.  Juli  2  Uhr 
p.  m.  —  37  Stunden,  eine  Ewigkeit  in  jenen  Tagen,  wo  das  Schick- 
sal der  Welt  von  Minuten  abhing  !  Der  Zar  dagegen  hat  auf  das 
Telegramm  seines  kaiserlichen  Freundes  vom  30.  Juli  I  Uhr  a.  m. 
bereits  12  Stunden  später  —  am  30.  Juli  1  Uhr  20  p.  m.  —  erwidert 
und  dann,  als  er  von  Kaiser  Wilhelm  keine  Antwort  erhielt,  nach 
weiteren  25  Stunden  —  am  31.  Juli  2  Uhr  p.  m.  —  ein  weiteres 
Telegramm  folgen  lassen,  das  fast  mit  denselben  Worten  wie 
das  erste  beginnt,  aber  in  noch  viel  wärmeren  Tönen  seinen  Frie- 
denswillen aufs  feierlichste  bekundet. 

Ich  kann  nicht  aufklären,  ob  auch  hier  —  wie  bei  dem  Zaren- 
telegramm vom  29.  Juli  —  eine  Weglassung  vorliegt,  die  in  diesem 
Falle  ein  Telegramm  des  Kaisers  Wilhelm  unterdrückt  hätte.  Ist 
eine  solche  Weglassung  erfolgt,  so  würde  dies  ein  neues,  nicht 
unerhebliches  Schuldmoment  zu  Lasten  Deutschlands  ergeben  : 
denn  die  Weglassung  könnte  doch  nur  erfolgt  sein,  um  den  Kon- 
trast zwischen  dem  dringenden,  stets  wiederholten  Friedens- 
wunsche  des   Zaren   und   dem   beständigen,    kühl   ablehnenden 
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Hinweis  des  Kaisers  auf  die  russische  Mobilisierung  nicht  noch 
schärfer  hervortreten  zu  lassen.  Ist  aber  keine  kaiserliche  Depesche 
unterdrückt  worden,  also  der  tatsächliche  Verlauf  des  Depeschen- 
verkehrs so  gewesen,  wie  er  aus  dem  Weissbuch  hervorgeht,  so 
spricht  der  Umstand,  dass  der  Zar  im  Laufe  von  25  Stunden 
zwei  Mal  hintereinander,  ohne  eine  Zwischenantwort  des  Kaisers 
Wilhelm,  diesem  die  Friedensvermittlung  so  dringend  nahegelegt 
und  seinen  eigenen  Friedenswillen  so  warm  beteuert  hat,  von  neuem 
zu  Gunsten  Russlands ;  andererseits  aber  spricht  der  Umstand, 
dass  Kaiser  Wilhelm  37  kostbare  Stunden  hat  vergehen  lassen,  ehe 
er  seiner  Depesche  vom  30.  Juli  nachts  die  fernere  vom  31.  Juli 
nachmittags  nachfolgen  Hess,  zu  Lasten  Deutschlands.  In  jenen 
37  Stunden  des  kaiserlichen  Schweigens  ist  die  Erweiterung  der 
russischen  Teilmobilisierung  zur  Generalmobilisierung  erfolgt,  ist 
die  Verkündung  der  «  Kriegsgefahr  » in  Berlin  beschlossen  worden, 
hat  sich  der  Spannungszustand  zwischen  Deutschland  und  Russ- 
land in  gefährlichster  Weise  verschärft.  Weshalb  schwieg  Kaiser 
Wilhelm  so  auffallend  lange  ?  Sollte  es  seine  A  bsicht  gewesen  sein, 
gerade  durch  dieses  Schweigen  den  Freund  auf  dem  russischen 
Kaiserthrone  zu  weiteren  militärischen  Sicherungsmassregeln  zu 
drängen,  die  man  dann  als  Bedrohung  hinstellen  und  —  vermittels 
einer  unerfüllbaren  Ultimatumsforderung  —  als  Kriegsgrund 
benutzen  konnte  ? 

Die  künstliche  Ausein anderreissung  der  Kaiser- Korrespondenz 
im  Weissbuch,  die  die  lange  Schweigepause  Kaiser  Wilhelms,  die 
unmittelbare  Aufeinanderfolge  zweier  russischen  Depeschen  ohne 
eine  Zwischenäusserung  aus  Berlin,  zu  verdecken  bestimmt  ist, 
gibt  jedem  Verdachte  Nahrung.  Ist  der  Verdacht  aber  unbe- 
gründet, ist  der  Depeschenverlauf  tatsächlich  so  gewesen,  wie 
er  im  Weissbuch  dargestellt  ist,  so  ergibt  auch  dieser  Umstand 
ein  neues  Entlastungsmoment  für  den  Zaren  und  seine  Regierung, 
ein  neues  Belastungsmoment  für  Kaiser  Wilhelm  und  seine  Leute. 

II. 

Zu  einer  anderen  —  ebenso  interessanten  —  Untersuchung 
fordert  der  letzte  Telegrammverkehr  zwischen  Zaren  und  Kaiser 
vom  1.  August  heraus  : 

Nach  dem  deutschen  Weissbuch  (S.  13  und  14)  stellt  sich  der 
Vorgang  folgendermassen  dar : 
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<t  Zwei  Stunden  nach  Ablauf  der  in  dieser  Mitteilung 
gestellten  Frist  hat  der  Zar  an  Seine  Majestät  den  Kaiser 
telegraphiert  :  «  Ich  habe  Dein  Telegramm  erhalten,  ich 
verstehe,  dass  Du  gezwungen  bist,  mobil  zu  machen,  aber 
ich  möchte  von  Dir  dieselbe  Garantie  haben,  die  ich  Dir 
gegeben  habe,  nämlich,  dass  diese  Massnahmen  nicht 
Krieg  bedeuten  und  dass  wir  fortfahren  werden,  zu  ver- 
handeln, zum  Heile  unserer  beiden  Länder  und  des  all- 
gemeinen Friedens,  der  unseren  Herzen  so  teuer  ist.  Un- 
serer langbewährten  Freundschaft  muss  es  mit  Gottes 
Hilfe  gelingen,  Blutvergiessen  zu  verhindern.  Dringend 
erwarte  ich  voll  Vertrauen  Deine  Antwort.  » 

Hierauf  hat  seine  Majestät  der  Kaiser  geantwortet  : 

«  Ich  danke  Dir  für  Dein  Telegramm,  ich  habe  Deiner 
Regierung  gestern  den  Weg  angegeben,  durch  den  allein 
noch  der  Krieg  vermieden  werden  kann.  Obwohl  ich  um 
eine  Antwort  für  heute  mittag  ersucht  hatte,  hat  mich 
bis  jetzt  noch  kein  Telegramm  Meines  Botschafters  mit 
einer  Antwort  Deiner  Regierung  erreicht.  Ich  bin  daher 
gezwungen  worden,  meine  Armee  zu  mobilisieren.  Eine 
sofortige  klare  und  unmissverständliche  Antwort  Deiner 
Regierung  ist  der  einzige  Weg,  um  endloses  Elend  zu 
vermeiden.  Bis  ich  diese  Antwort  erhalten  habe,  bin  ich 
zu  meiner  Betrübnis  nicht  in  der  Lage,  auf  den  Gegenstand 
Deines  Telegramms  einzugehen.  Ich  muss  auf  das  ernsteste 
von  Dir  verlangen,  dass  Du  unverzüglich  Deinen  Truppen 
den  Befehl  gibst,  unter  keinen  Umständen  auch  nur  die 
leiseste  Verletzung  unserer  Grenzen  zu  begehen.  » 

Die  in  dem  deutschen  Ultimatum  vom  31.  Juli  12  Uhr  nachts 
gestellte  zwölf  stündige  Frist  ist  am  1.  August  mittags  12  Uhr 
abgelaufen. 

Das  Telegramm  des  Zaren  ist  zwei  Stunden  nach  A  blauf  dieser 
Frist,  also  am  1.  August  um  2  Uhr  nachmittags  abgesandt  worden 
(Weissbuch.  S.  13),  kann  also  frühestens  zwischen  3  und  4  Uhr 
nachmittags  in  Berlin  angekommen  sein. 

Darauf  hat  Kaiser  Wilhelm  seine  Antwort  entworfen  und 
abgeschickt,  die  also  frühestens  zwischen  5  und  6  Uhr  mittel- 
europäischer Zeit  in  Petersburg  eingetroffen  sein  kann. 
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Inzwischen  war  um  12  Uhr  52  Minuten  nachmittags  das  Tele- 
gramm des  Reichskanzlers  an  den  kaiserlichen  Botschafter  in 
Petersburg  «  dringend  »  abgegangen,  worin  dieser  angewiesen 
wurde,  nachmittags  um  5  Uhr  (mitteleuropäischer  Zeit)  die  Kriegs- 
erklärung der  russischen  Regierung  zu  überreichen.  (Weissbuch, 
Anlage  26.)  Ob  diese  Kriegserklärung  pünktlich  zu  dieser  Stunde 
oder  erst  später  an  demselben  Tage  überreicht  worden  ist,  darüber 
haben  wir  von  deutscher  Seite  keine  Mitteilung.  Dagegen  erklären 
das  russische  Orangebuch  (Nr.  76)  und  das  französische  Gelbbuch 
(S.  131)  übereinstimmend,  dass  die  Kriegserklärung  um  7  Uhr 
10  Minuten  abends  überreicht  worden  sei. 

Ob  diese  Verschiedenheit  in  der  Zeitangabe  auf  einen  Unter- 
schied in  der  Zeitberechnung  oder  auf  einen  sonstigen  Umstand 
zurückzuführen  ist,  kann  ich  nicht  feststellen.  Es  kommt  aber 
für  meine  augenblickliche  Untersuchung  darauf  nicht  an.  Ent- 
scheidend für  das,  was  ich  hier  feststellen  will,  ist  nicht  der 
Zeitpunkt  der  tatsächlichen  Ueberreichung  der  Kriegserklärung, 
sondern  der  Zeitpunkt,  an  welchem  sie  nach  der  Anweisung  der 
kaiserlichen  Regierung  überreicht  werden  sollte.  Dieser  Zeitpunkt 
ist  nachmittags  um  5  Uhr. 

Wie  nun  reimt  sich  mit  dieser  Zeitbestimmung  die  Auffor- 
derung des  deutschen  Kaisers  an  den  Zaren  zusammen,  ihm  eine 
sofortige  klare  und  unmissverständliche  Antwort  auf  das  deutsche 
Ultimatum  zu  erteilen,  als  «  der  einzige  Weg,  um  endloses  Elend 
zu  vermeiden  »  ?  Wann  sollte  der  Zar  oder  seine  Regierung  diese 
Antwort  erteilen  ?  Die  kaiserliche  Depesche  konnte  unter  keinen 
Umständen  vor  5  Uhr  die  russische  Hauptstadt  erreichen  ;  genau 
um  diese  Stunde  aber  sollte  bereits  die  Kriegserklärung  in  Pe- 
tersburg übergeben  werden.  Selbst  wenn  der  Zar  die  unerhörte 
deutsche  Forderung,  gegen  Deutschland  und  Oesterreich  zu  demo- 
bilisieren, während  diese  beiden  Länder  ihrerseits  mobilisiert  waren 
und  blieben,  hätte  erfüllen  wollen,  —  wie  sollte  er  dies  praktisch 
ermöglichen,  da  ihm  sein  Vetter,  der  Kaiser  Wilhelm,  keine 
Minute  Zeit  zur  telegraphischen  Annahme  seines  Verlangens  Hess  ? 

Wenn  nun  ein  Wunder  geschehen  wäre  und  der  Zar  sich  trotz 
alledem  entschlossen  hätte,  die  von  ihm  verlangte  «  klare  und 
unmissverständliche  Antwort  »  zu  erteilen,  so  wäre  dieser  Ent- 
schluss  doch  —  nach  Lage  der  Zeitumstände  —  zu  spät  gekommen, 
denn  vorher,  um  5  Uhr  nachmittags  bereits,  sollte  ja  die  deutsche 
Kriegserklärung  übergeben  werden. 

Das  Verbrechen.  aj. 
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In  der  Tat  ein  merkwürdiger  Vorgang  :  man  verlangt  von  der 
Gegenseite  eine  Antwort,  erklärt  auch,  nach  Eintreffen  dieser 
Antwort  auf  den  «  Gegenstand  »  des  kaiserlich-russischen  Tele- 
gramms eingehen  zu  wollen,  lässt  aber  dem  russischen  Kaiser 
nicht  die  Zeit  zum  antworten,  sondern  überfällt  ihn  mit  der 
Kriegserklärung.  Das  Telegramm  Kaiser  Wilhelms  konnte  doch 
keinen  anderen  Sinn  haben,  als  die  Bewilligung  einer  Verlänge- 
rung der  bereits  um  12  Uhr  mittags  abgelaufenen  Ultimatumsfrist. 
Diese  Bewilligung  war  an  keine  bestimmte  Zeit  oder  Frist  ge- 
bunden, musste  aber  naturgemäss  mindestens  so  lange  laufen, 
bis  eine  Antwort  auf  das  letzte  kaiserlich-deutsche  Telegramm 
eingetroffen  sein  konnte.  Diese  Antwort  konnte  allerfrühestens 
zwischen  6  und  7  Uhr  abends  in  Berlin  sein,  um  5  Uhr  nachmit- 
tags aber  sollte  die  Kriegserklärung  bereits  überreicht  werden. 

Diese  und  alle  anderen  Unbegreiflichkeiten  werden  nur  dann 
begreiflich,  wenn  man  annimmt,  dass  das  Verlangen  Kaiser 
Wilhelms  nach  einer  Antwort  von  Seiten  des  Zaren  nicht  ernsthaft 
gemeint  und  der  Krieg  unter  allen  Umständen  eine  beschlossene 
Sache  in  Berlin  war.  Was  würde  man  von  einem  Privatmann 
sagen,  der,  mit  einem  anderen  in  Streit  geraten,  diesem  schreibt  : 
«  Wenn  Sie  nicht  umgehend  Ihre  gegen  mich  ausgesprochene 
Beleidigung  zurücknehmen,  werde  ich  Sie  durch  meinen  Haus- 
knecht verprügeln  lassen,  »  —  der  aber  bereits  zwei  Stunden  vor 
Absendung  dieses  Schreibens  den  Hausknecht  zur  Verprügelung 
abgeschickt  hat  ?  Würde  man  ihm  glauben,  wenn  er  versichert, 
dass  er  die  friedliche  Erledigung  des  Streitfalles  erstrebt  habe  ? 
Genau  so  ist  die  letzte  Depesche  Kaiser  Wilhelms  an  den  Zaren 
zu  beurteilen. 


Auch  folgender  Umstand  in  der  Depesche  Kaiser  Wilhelms  ist 
in  höchstem  Masse  auffallend.  Sein  Schlusstelegramm  kann,  wie 
ich  bereits  hervorgehoben  habe,  frühestens  zwischen  3  und  4  Uhr 
nachmittags  aufgegeben  worden  sein.  Die  Anweisung  des  Reichs- 
kanzlers zur  Ueberreichung  der  Kriegserklärung  war  aber  bereits 
zwei  Stunden  früher,  um  12  Uhr  52  Minuten,  nach  Petersburg  abge- 
gangen. Weshalb  erwähnt  Kaiser  Wilhelm  diese  Kriegserklärung  in 
seinem  Telegramm  mit  keinem  Worte  ?  Weshalb  spricht  er  nur  von 
der  Mobilisierung  seiner  Armee  als  Folge  der  russischen  Ab- 
lehnung des  deutschen  Ultimatums,  nicht  aber  von  der  bereits 
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abgegangenen  Kriegserklärung  P  Weshalb  erweckt  er  in  dem  rus- 
sischen Kaiser  die  irrtümliche  Vorstellung,  dass  durch  eine  «  klare 
und  unmissverständliche  Antwort  »  Russlands  der  Krieg  noch 
vermieden  werden  könne,  während  er  tatsächlich  bei  Absendung 
des  kaiserlichen  Telegramms  bereits  unvermeidlich  war;  unver- 
meidlich aus  zwei  Gründen  : 

a)  weil  die  Kriegserklärung  mit  der  Anweisung,  sie  nachmittags 
5  Uhr  zu  überreichen,  bereits  zwei  Stunden  vorher  nach  Peters- 
burg abgegangen  war  ; 

b)  weil  der  Kaiser  von  Russland  bis  zur  Ueberreichung  der 
Kriegserklärung  gar  keine  Zeit  mehr  hatte,  eine  befriedigende 
Antwort,  selbst  wenn  er  eine  solche  erteilen  wollte,  nach  Berlin 
gelangen  zu  lassen. 

Das  Telegramm  Kaiser  Wilhelms  kann  nach  alledem  nur  so 

gedeutet  werden,  dass  es  zwar  den  Schein  des  Friedenswillens  im 

letzten  Moment  erwecken,  tatsächlich  aber  die  Friedenserhaltung 

unmöglich  machen  sollte. 

* 
*  * 

Auch  der  Schlussatz  des  kaiserlichen  Telegramms  ist  vielsa- 
gend und  charakteristisch.  Kaiser  Wilhelm  warnt  den  Zaren  vor 
jeder  Grenzverletzung  durch  russische  Truppen.  Daraus  geht  zu- 
nächst hervor,  dass  am  ersten  August  nachmittags  zwischen 
3  und  4  Uhr  eine  solche  Grenzverletzung  noch  nicht  stattgefunden 
hatte.  Die  kaiserliche  Warnung  hatte  aber  offenbar  den  Zweck, 
auf  die  spätere  Behauptung  vorzubereiten,  dass  Russland  durch 
Grenzüberschreitungen  russischer  Truppen  den  Krieg  begonnen 
habe  (Weissbuch,  S.  14).  Die  Hinfälligkeit  dieser  Behauptung, 
auf  der  der  ganze  deutsche  Verteidigungskrieg  aufgebaut  ist,  habe 
ich  an  anderer  Stelle  nachgewiesen.  Das  kaiserliche  Telegramm 
vom  1.  August  nachmittags  war  das  erste  Präludium  zu  der 
Befreiungskantate,  die  dann  das  deutsche  Volk  unter  der  Direk- 
tion des  kaiserlichen  Orchesterchefs  angestimmt  hat  und  heute 
noch  unentwegt  mit  vollen  Backen  in  die  Welt  hinausposaunt. 

Aus  welchem  Grunde  hat  Deutschland  den  Krieg 
an  Russland  erklärt  ? 

In  den  deutschen  Publikationen  herrscht  bekanntlich  —  wo- 
rauf ich  schon  früher  hingewiesen  —  eine  unlösbare  Unklarheit 
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darüber,  aus  welchem  Grunde  eigentlich  Deutschland  an  Russland 
den  Krieg  erklärt  hat.  Die  offizielle  Kriegserklärung  enthält  zwei 
verschiedene  Formeln  zur  Auswahl  :  nach  der  einen  hat  Russland 
die  Demobilisierung  abgelehnt,  nach  der  anderen  keine  Antwort 
auf  das  deutsche  Verlangen  erteilt.  Graf  Pourtales  hatte  diese 
beiden  Formeln  —  im  Text  der  Kriegserklärung  —  aus  Berlin 
erhalten,  offenbar  mit  dem  Auftrage,  eine  derselben  —  je  nach  den 
Umständen  —  in  dem  der  russischen  Regierung  zu  überreichen- 
den Schriftstück  zu  streichen.  Der  Botschafter,  der  entweder 
völlig  den  Kopf  verloren  hatte  oder  vielleicht  von  dem  Grundsatze 
ausging  :  «  Doppelt  hält  besser  »,  Hess  beide  Kriegserklärungs- 
gründe in  dem  amtlich  überreichten  Schrifstück  stehen  (Orange- 
buch Nr.  76).  Difficile  est  satiram  non  scribere 

Zu  diesen  zwei  Auswahlgründen  kommt  in  der  Denkschrift 
des  Weissbuches  (S.  14)  ein  dritter  hinzu  :  «  Russland  hat  den 
Krieg  gegen  uns  begonnen.  » 

I. 

Auf  die  angebliche  Nichtbeantwortung  des  deutschen  Ultima- 
tums seitens  der  russischen  Regierung  muss  ich  noch  mit  einigen 
Worten  eingehen,  um  einen  Gesichtspunkt  hervorzuheben,  den 
ich  bisher  noch  nicht  erwähnt  habe. 

Selbst  wenn  seitens  Russlands  keinerlei  Antwort  auf  das 
deutsche  Ultimatum  erfolgt  wäre,  so  würde  damit  noch  keines- 
wegs bewiesen  sein,  dass  die  Schuld  an  dem  Ausbruch  des  Krieges 
Russland  zur  I,ast  fällt.  Die  Schuld  würde  immer  auf  die  Regierung 
fallen,  die  in  einem  so  gefährlichen  Moment  ein  so  bedenkliches  Ver- 
langen —  und  noch  dazu  in  einer  so  anmassenden  Form  —  an  eine 
benachbarte  Grossmacht  stellte.  Das  deutsche  Ultimatum  war  ver- 
dammenswert,  nicht  das  russische  Verhalten  diesem  Ultimatum 
gegenüber.  Deutschlands  Verlangen  war  überflüssig,  denn  Deutsch- 
land konnte  ja,  wie  jeder  souveräne  Staat,  und  wie  Oesterreich 
und  Russland  bereits  getan  hatten,  seinerseits  mobilisieren,  ohne 
an  Russland  das  Verlangen  der  Demobilisierung  zu  stellen.  Es  war 
provozierend  und  musste  den  Krieg  unvermeidlich  machen,  da 
Russland  unmöglich  ein  Ultimatum  annehmen  konnte,  das  die 
Einstellung  jeder  Kriegsmassnahme  binnen  zwölf  Stunden  gegen 
Deutschland  und  gegen  Oesterreich  verlangte,  obwohl  letzteres 
selbst  generell  mobilisiert  und  Deutschland  bereits  die  weit- 
gehendsten Militärmassnahmen  getroffen  hatte.  Aus  der  Stellung 
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des  Ultimatums  und  seiner  selbstverständlichen  Nichtannahme 
konnte  nur  eine  erhöhte  Spannung  entstehen,  selbst  wenn  Deutsch- 
land nicht  sofort  darauf  den  Krieg  erklärt  hätte.  Nicht  die  Nicht- 
beantwortung  dieses,  auch  in  seinen  Einzelheiten  unerhörten 
Ultimatums,  sondern  die  Stellung  dieser  kurz  befristeten  Forde- 
rung an  den  nachbarlichen  Grosstaat  war  der  verhängnisvolle 
Schritt,  der  die  Gefahr  des  europäischen  Krieges  in  unmittelbare 
Nähe  rückte.  Es  heisst  daher  :  die  Dinge  auf  den  Kopf  stellen, 
wenn  man  Russland  wegen  seiner  Nichtbeantwortung  des  Ulti- 
matums die  Kriegsschuld  zuschiebt,  anstatt  sie  Deutschland,  das 
das  Ultimatum  gestellt  hat,  aufzubürden. 

Nun  aber  weiter  :  Ist  es  denn  wahr,  worauf  die  deutschen 
Kriegsliteraten  beständig  herumreiten,  dass  Russland  es  vorzog, 
«  auf  das  deutsche  Ultimatum  überhaupt  keine  Antwort  zu  er- 
teilen »,  und  damit  deutlich  seinen  Willen  kundtat,  den  Krieg 
herbeizuführen  ?  Diese  Behauptung  ist,  wie  ich  bereits  an  anderer 
Stelle  bemerkt  habe  und  jetzt  beweisen  werde,  unwahr. 

Wir  kennen  allerdings  keine  Antwort  der  russischen  Regierung 
und  wissen  nicht,  ob  eine  solche  Antwort  erfolgt,  verloren  ge- 
gangen oder  wo  sie  sonst  geblieben  ist.  Sicher  aber  ist  eines  : 
die  Antwort  des  Zaren,  die  am  i.  August  nachmittags  2  Uhr, 
also  zwei  Stunden  nach  Ablauf  des  Ultimatums,  aus  Petersburg 
abgesandt  ist,  —  diese  Antwort  des  Zaren  auf  das  Telegramm 
Kaiser  Wilhelms  (vom  31.  Juli  nachmittags  um  2  Uhr)  stellt  tat- 
sächlich eine  Antwort  auf  das  deutsche  Ultimatum  dar.  Auch  das 
deutsche  Weissbuch  scheint  dies  so  aufzufassen,  denn  unmittelbar 
an  die  Bemerkung  :  «  Eine  Antwort  der  Russischen  Regierung 
hierauf  (auf  die  am  31.  Juli  12  Uhr  nachts  erfolgte  Mitteilung  des 
Ultimatums)  hat  uns  nie  erreicht  »,  —  unmittelbar  an  diese  Be- 
merkung knüpft  es  den  Abdruck  der  Zarendepesche  vom  1.  August 
nachmittags  2  Uhr  an.  Auf  den  Inhalt  dieser  Depesche  habe  ich 
wiederholt  hingewiesen  :  sie  bezeichnet  die  deutsche  Mobilma- 
chung als  eine  selbstverständliche  Massnahme,  die  aber  —  ebenso 
wie  die  russische  Mobilisierung  —  hoffentlich  nicht  Krieg  bedeuten 
solle.  Die  Zarendepesche  war  also  die  Antwort  auf  das  deutsche 
Ultimatum  —  wenigstens  die  materielle  Antwort,  wenn  auch  der 
formelle  Geschäftsgang  des  diplomatischen  Verkehrs  dabei  nicht 
innegehalten  wurde.  Dieser  formelle  Geschäftsgang  war  schon 
seit  Tagen  durch  einen  direkten  Depeschenverkehr  zwischen  den 
Monarchen  von  Deutschland,  Russland  und  England  ergänzt  und 
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teilweise  sogar  ersetzt  worden  :  gerade  die  Wahl  eines  persönlichen 
Freundschafts-Telegramms  mit  dem  vertraulichen  « Du »,  die 
Bezugnahme  auf  die  «  langbewährte  Freundschaft  »  der  Herrscher, 
an  Stelle  einer  kalten  Diplomatennote,  die  auf  ein  solches  Ultima- 
tum nur  ablehnend  hätte  lauten  können,  —  gerade  die  Wahl 
einer  persönlichen  Aussprache  in  dieser  letzten  Verzweiflungs- 
minute, wo  das  Schicksal  von  Millionen  von  Menschen  auf  dem 
Spiele  stand,  beweist  mehr  als  alles  andere  den  Friedenswillen 
des  Zaren  und  seiner  Regierung. 

Das  Zaren-Telegramm  vom  i.  August  ist  nicht  nur  eine  Ant- 
wort Russlands  auf  das  deutsche  Ultimatum,  sondern  eine  Ant- 
wort, deren  Form  und  Inhalt  Bände  spricht  zu  Gunsten  des 
russischen  Friedenswillens.  Die  unvermeidliche  Ablehnung  des 
deutschen  Ultimatums  —  unvermeidlich,  wenn  sie  durch  den 
russischen  Minister  des  Auswärtigen  erfolgt  wäre,  —  wurde, 
offenbar  bewusst  und  absichtlich,  durch  einen  persönlichen  Appell 
des  kaiserlichen  Freundes  an  den  kaiserlichen  Freund  ersetzt,  der 
die  deutsche  Mobilisierung  als  natürliche  Tatsache  hinnahm,  aber 
trotzdem  die  Hoffnung  nicht  aufgab,  dass  beide  Regierungen 
«  zum  Heile  unserer  beiden  Länder  und  des  allgemeinen  Friedens, 
der  unseren  Herzen  so  teuer  ist,  »  weiter  an  der  Friedenserhaltung 
arbeiten  würden.  «  Unserer  langbewährten  Freundschaft  muss  es 
mit  Gottes  Hilfe  gelingen,  Blutvergiessen  zu  verhindern.  Dringend 
erwarte  ich  voll  Vertrauen  Deine  Antwort.  »  So  schliesst  die 
Zaren-Depesche  vom  i.  August  nachmittags.  Niemals  hätte  die 
Regierung  eines  Grosstaates  auf  ein  solches  Ultimatum  in  dieser 
Weise  antworten  können.  Eine  Antwort  der  russischen  Regierung 
hätte  alle  Brücken  abbrechen  müssen.  Die  Zaren-Antwort  aber 
Hess  alle  Verbindungen  zwischen  den  beiden  Reichen  offen  und 
suchte  durch  die  feinen  Nervenstränge  der  langjährigen  Monar- 
chenfreundschaft die  waffengerüsteten  Heere  in  ihren  Wartestel- 
lungen festzuhalten. 

Kaiser  Wilhelm  verstand  sehr  wohl  den  letzten,  ergreifenden 
Appell  seines  russischen  Freundes.  Man  geht  auch  sicher  nicht 
fehl,  wenn  man  annimmt,  dass  er  an  der  Ehrlichkeit  und  Aufrich- 
tigkeit dieses  Friedensappells  nicht  gezweifelt  hat.  Aber  «  höhere 
Staatsrücksichten»,  die  seit  dem  29.  Juli  —  ich  habe  dieses  Datum 
schon  in  meinem  Buche  näher  motiviert  —  den  Entschluss  zum 
Kriege  in  Berlin  unabänderlich  gemacht  hatten,  höhere  Staats- 
rücksichten  veranlassten   ihn,    die   persönlichen   Friedens-    und 
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Freundschaftstöne  seines  kaiserlichen  Freundes  zu  überhören  und 
in  seinem  Antworttelegramm  vom  i.  August  nachmittags  immer 
wieder  auf  den  Verkehr  zwischen  den  Regierungen  hinzuweisen, 
eine  Antwort  der  russischen  Regierung  zu  verlangen  und  hinzu- 
zufügen :  «  Bis  ich  diese  Antwort  erhalten  habe,  bin  ich  zu  meiner 
Betrübnis  nicht  in  der  Lage,  auf  den  Gegenstand  Deines  Tele- 
gramms einzugehen.  »  Man  bemerke  diese  kühle  Ablehnung,  diesen 
geschäftsmässigen  Hinweis  auf  die  formelle  regierungsseitige 
Beantwortung  des  deutschen  Ultimatums  —  diese  Ablehnung, 
«  auf  den  Gegenstand  Deines  Telegramms  einzugehen  »,  —  und 
man  vergleiche  damit  die  ergreifende  Wärme  des  letzten  verzwei- 
felten Rettungsrufes  vom  russischen  Throne.  Kaiser  Wilhelm 
bestand  auf  der  formellen  Erledigung  seines  Ultimatums,  die  dem 
Frieden  nur  verhängnisvoll  werden  konnte.  Kaiser  Nikolaus 
umging  diese  formelle  Erledigung,  um  durch  persönlichen  Appell 
an  die  menschlichen  und  freundschaftlichen  Empfindungen  des 
deutschen  Kaisers  den  Bruch  zu  vermeiden. 

So  liegen  die  Dinge  für  jeden,  der  nicht  bloss  an  trockenen 
Buchstaben  und  kalten  Tatsachen  haftet,  sondern  in  die  warme 
Seele  der  handelnden  Menschen  hineinzuschauen  versucht.  Wie 
ja  überhaupt  nur  der  geschichtliche  Vorgänge  richtig  zu  beurteilen 
befähigt  ist,  der  mit  einer  Art  dichterisch-psychologischer  Intui- 
tion das  Seelenleben  der  handelnden  Menschen  zu  erfassen  und 
aus  den  nüchternen  Tatsachen  den  lebendigen  Pulsschlag  mensch- 
licher Empfindungen  und  Leidenschaften  herauszuhören  vermag. 
Nur  die  sind  wahrhaft  grosse  Geschichtsschreiber  gewesen,  denen 

—  neben  der  verstandesmässigen  Gewissenhaftigkeit  in  der 
Erforschung  der  Tatsachen  —  genügend  Phantasie  und  Empfin- 
dung zu  Gebote  stand,  um  sich  in  die  Seelen  der  handelnden 
Personen  hineinzuversetzen.  Der  Telegrammverkehr  zwischen 
den  Monarchen  von  Deutschland  und  Russland  legt  die  Seelen 

—  bei  Kaiser  Wilhelm  auch  die  Seelen  Wandlungen  —  der 
beiden  Herrscher  während  der  europäischen  Krisis  dem  Psycho- 
logen bloss.  Fast  auf  den  Tag  kann  man  —  lediglich  an  der  Hand 
des  Depeschenverkehrs  —  bestimmen,  bis  zu  welchem  Moment 
Kaiser  Wilhelm  noch  schwankte,  und  von  welchem  Moment  an 
er  zum  Kriege  entschlossen  war.  In  den  Aeusserungen  des  rus- 
sischen Kaisers  dagegen  ist  vom  ersten  bis  zum  letzten  Moment 
keinerlei  Wandlung,  keinerlei  Umschwung  zu  bemerken.  Wie  in 
seiner  ersten  Depesche  vom  29.  Juli,  so  in  seiner  letzten  vom  1.  Au- 
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gust  ersehnt  er,  erstrebt  er  die  Erhaltung  des  Friedens  und  schlägt 
alle  zur  Erreichung  dieses  hohen  Zieles  geeigneten  Mittel  vor. 
Der  leuchtendste  Punkt,  der  die  von  den  deutschen  Soldschreibern 
künstlich  erzeugte  Dunkelheit  immer  wieder  überstrahlen  wird, 
ist  seine  Depesche  vom  29.  Juli,  die  den  Streitfall  dem  Haager 
Schiedshof  übergeben  will,  —  jene  Depesche,  die  die  deutsche 
Regierung  unterschlagen  hat,  und  die  deutsche  Soldschreiber  noch 
heute  in  der  Versenkung  verschwinden  lassen  möchten.  Alles, 
was  Nikolaus  II.  in  dieser  europäischen  Krisis  getan  hat,  lässt 
sich  in  die  Worte  zusammenfassen,  die  er  selbst  —  nach  der  deut- 
schen Kriegserklärung,  am  1.  August  nachmittags  —  an  den 
König  von  England  gerichtet  hat  :  « In  dieser  feierlichen  Stunde 
möchte  ich  Ihnen  noch  einmal  die  Versicherung  abgeben,  dass 
ich  alles  getan  habe,  was  in  meiner  Macht  stand,  um  den  Krieg 
abzuwenden.  »  Diese  Versicherung  des  Zaren  Nikolaus  wird  von 
der  Geschichte  bestätigt  werden.   — 

II. 

Mit  obigen  Ausführungen  ist  der  —  in  der  deutschen  Kriegs- 
erklärung enthaltene  —  Grund  für  die  Berechtigung  oder  sogar 
Notwendigkeit  der  deutscheu  Kriegserklärung  :  die  Nichtbeant- 
wortung  des  deutschen  Ultimatums,  hinfällig  geworden. 

Ausser  diesem  Grunde  führt  die  Denkschrift  des  Weissbuches 
(S.  14)  als  ferneren  Kriegsgrund  an  :  Russland  hat  den  Krieg  gegen 
uns  begonnen.  Dieser  fernere  Grund,  den  man  mit  Recht  für  zug- 
kräftiger hielt  als  die  offiziellen  Auswahlgründe  der  Kriegserklä'- 
rung,  ist  als  Brennmaterial  für  die  lodernde  Flamme  der  deutschen 
Volksbegeisterung  benutzt  und  auch  von  der  österreichischen 
Regierung  —  man  weiss  nicht,  ob  aus  gutgläubiger  Dummheit 
oder  aus  abgekarteter  Komplizität  mit  Berlin,  —  in  ihre  Doku- 
mentensammlung übernommen  worden.  Nach  der  Depesche  des 
Grafen  Szögyeny  an  den  Grafen  Berchtold  vom  2.  August  und 
nach  der  Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Russland  vom  5.  August 
(Rotbuch  Nr.  57  und  59)  ist  der  Krieg  zwischen  Deutschland  und 
Russland  keineswegs  wegen  der  blossen  Mobilmachung  Russlands, 
sondern  wegen  eines  tatsächlichen  Angriffs  durch  russische 
Truppen  ausgebrochen. 

Schon  diese  Widersprüche  zwischen  den  verschiedenen  deut- 
schen und  österreichischen  Erklärungen  genügen  für  den  krimina- 
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listisch  geschulten  Beurteiler,  um  ihnen  jede  Glaubwürdigkeit  zu 
nehmen  und  die  Behauptung,  dass  Russland  in  dieser  oder  jener 
Weise  einen  Anlass  zum  Kriege  gegeben  habe,  als  die  übliche 
Ausflucht  überführter  Verbrecher  zu  erkennen. 

Diese  Ueberzeugung  wird  noch  bekräftigt  durch  die  ebenfalls 
unklare  und  widerspruchsvolle  Einzeldarstellung  des  angeblichen 
russischen  Ueberfalls  (Weissbuch,  S.  14).  Schon  in  meinem  Buche, 
S.  173,  habe  ich  darauf  hingewiesen,  dass  die  angebliche  russische 
Grenzüberschreitung  «  schon  am  Nachmittag  des  1.  August,  also 
desselben  Nachmittags,  an  dem  das  eben  erwähnte  Telegramm 
des  Zaren  abgesandt  war  »,  keinen  russischen  Ueberfall  darstellt, 
selbst  wenn  diese  Grenzüberschreitung  wahr  wäre  :  denn  am 
Nachmittag  des  1.  August  hatte  Deutschland  an  Russland  den 
Krieg  erklärt  und  die  Grenzüberschreitung  nach  der  Kriegserklä- 
rung war  kein  Ueberfall,  sondern  ein  normaler  Kriegsakt.  Was 
der  Zusatz  bezüglich  des  «  Nachmittags,  an  dem  das  Zarentele- 
gramm abgesandt  war  »,  bedeuten  soll,  ist  mir  trotz  eifrigen  Nach- 
denkens bis  heute  unklar  geblieben.  Das  Zaren-Telegramm  ist  - 
nach  der  Darstellung  des  Weissbuches  —  um  2  Uhr  nachmittags 
abgesandt  worden.  Die  Kriegserklärung  sollte  um  5  Uhr  nach- 
mittags überreicht  werden.  Nach  5  Uhr  war  also  Kriegszustand 
zwischen  Deutschland  und  Russland.  Kann  der  russischen  Regie- 
rung ein  Vorwurf  daraus  gemacht  werden,  wenn  ihre  Truppen 
wirklich  —  was  natürlich  durch  nichts  bewiesen  ist  —  um  5  %  Uhr 
die  Grenze  überschritten  hätten  ?  Kann  der  Vorwurf  der  Rechts- 
widrigkeit damit  begründet  werden,  dass  der  Zar  um  2  Uhr  ein 
versöhnliches  Telegramm  nach  Berlin  gesandt  hatte  ?  Sollte  der 
Zar  an  dieses  Telegramm  etwa  noch  gebunden  sein,  nachdem  der 
deutsche  Kaiser  ihm  um  5  Uhr  den  Krieg  erklärt  hatte  ? 

Der  Vorwurf  des  russischen  Ueberfalls  wird  natürlich  umso 
lächerlicher,  je  später  —  nach  erfolgter  Kriegserklärung  —  dieser 
«  Ueberfall  »  stattgefunden  haben  soll.  Was  soll  man  also  zu  Herrn 
Helfierich  sagen,  der  —  wie  ich  bereits  hervorgehoben  —  den 
russischen  Ueberfall  gar  auf  die  «  Nacht  vom  1.  zum  2.  August  » 
verlegt  ?  !  Der  kluge  Herr  Helfferich  ist  in  diesem  Punkte  der  un- 
klugste und  kompromittierendste  aller  Verteidiger  Deutschlands. 

Nun  aber  weiter.  Das  Weissbuch  erzählt  :  «  Ehe  jedoch  eine 
Meldung  über  die  Ausführung  dieses  Auftrages  (gemeint  ist  der 
Auftrag  an  Pourtales  zur  Ueberreichung  der   Kriegserklärung) 
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einlief,  überschritten  russische  Truppen »  Auch  dieser  Satz  ist 

unklar  wie  alles  andere.  Herr  von  Bethmann  will  den  völkerrechts- 
widrigen Ueberfall  durch  russische  Truppen  dartun.  Zu  dem 
Zwecke  behauptet  er,  dass  russische  Truppen  die  Grenze  über- 
schritten hätten,  ehe  die  Meldung  von  der  Ueberreichung  der 
Kriegserklärung  in  Berlin  eingelaufen  sei.  Diese  Behauptung  ist 
aber  unzureichend  für  das  Beweisthema.  Nicht  auf  den  Zeitpunkt 
des  Meldungseinlaufes,  sondern  nur  auf  den  Zeitpunkt  der  Kriegs- 
erklärungs-Ueberreichung  in  Petersburg  kommt  es  an  bei  der 
Beurteilung  der  Frage,  ob  die  russischen  Truppen  rechtmässig  oder 
rechtswidrig  —  vom  völkerrechtlichen  Standpunkt  aus  —  die 
deutsche  Grenze  überschritten  haben.  Die  Rechtmässigkeit  begann 
nicht  erst  mit  dem  Einlaufen  der  betreffenden  Meldung  in  Berlin, 
sondern  mit  dem  Moment  der  Ueberreichung  der  Kriegserklärung 
in  Petersburg.  Zwischen  diesen  beiden  Zeitpunkten  können  Stun- 
den vergangen  sein.  Russische  Militäraktionen,  die  während  dieser 
Stunden  etwa  stattgefunden  hätten,  wären  völkerrechtsmässige, 
nicht  völkerrechtswidrige  Akte  gewesen  und  würden  Deutschland 
kein  Recht  gegeben  haben,  sich  über  einen  russischen  Ueberfall 
oder  die  «  Kriegseröffnung  »  durch  Russland  zu  beklagen. 

Die  Darstellung  des  Herrn  von  Bethmann  beweist  also  auch 
liier  wieder  keineswegs  das,  was  sie  beweisen  will  :  man  bemüht 
sich  krampfhaft,  die  Geschichte  zu  fälschen,  tut  dies  aber  in 
einer  so  ungeschickten  Weise,  dass  man  fast  überall  an  dem  Ziel 
vorbei  argumentiert.  Die  Behauptung,  dass  Russland  uns  über- 
fallen und  dadurch  seinerseits  den  Krieg  herbeigeführt  habe,  hat 
man  erst  nachträglich,  nach  der  Kriegserklärung,  ad  usum  populi 
germanici  aufgestellt,  —  den  Beweis  dafür  bleibt  man  uns  nach 
wie  vor,  trotz  aller  Bemühungen  des  Weissbuchs,  schuldig.  Aber 
nicht  nur  die  Beweislosigkeit,  auch  die  Unklarheiten  und  Wider- 
sprüche des  Weissbuches,  dazu  die  Unstimmigkeiten  zwischen 
dem  Reichskanzler  und  seinem  Staatssekretär  bezüglich  des  Zeit- 
punktes des  Ueberfalls  müssen  jedem  unbefangenen  Forscher  die 
Ueberzeugnung  aufdrängen,  dass  der  russische  Ueberfall  nichts 
anderes  als  eine  deutsche  Erfindung  ist.  Daher  hat  die  deutsche 
«  Befreiungskantate  »  —  trotz  ihres  weltberühmten  Komponisten 
und  Dirigenten  —  so  wenig  Widerhall  in  der  Welt  gefunden 
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Die    französische 
Fliegergeschichte. 

Der  Vorwand,  den  die  deutsche  Reichsregierung  zur  Recht- 
fertigung ihrer  Kriegserklärung  an  Frankreich  benutzt  hat,  ist 
nicht  minder  haltlos,  als  der  entsprechende  Vorwand  Russland 
gegenüber.  Schon  in  J'accuse,  S.  174-177,  habe  ich  auf  die  Beweis- 
losigkeit und  Unwahrscheinlichkeit  der  angeblichen  französischen 
Fliegerangriffe  auf  deutsche  Eisenbahnstrecken  hingewiesen,  auf 
die  Widersprüche  zwischen  den  Behauptungen  in  der  Kriegs- 
erklärung vom  3.  August,  in  der  Note  des  deutschen  Gesandten 
an  die  belgische  Regierung  von  demselben  Tage  und  in  der  Reichs- 
kanzlerrede vom  4.  August.  Ich  führte  ferner  die  von  der  franzö- 
sischen Regierung  in  Berlin  erhobenen  Beschwerden  an,  die  — 
gerade  im  Gegensatz  zu  der  deutschen  Behauptung  —  von 
deutschen  Angriffsaktionen  vor  der  Kriegserklärung  mit  allen  Ein- 
zelheiten berichteten  und  von  dem  Reichskanzler  in  seiner  oben 
erwähnten  Rede  sogar  zum  Teil  bestätigt  wurden.  Auch  auf  eine 
Reihe  anderer  Umstände  wies  ich  hin,  welche  die  deutsche  Behaup- 
tung eines  französischen  Angriffs  als  eine  Erfindung  charakteri- 
sierten, dazu  bestimmt,  dem  deutschen  Verteidigungskriege  als 
tatsächliche  Unterlage  zu  dienen. 

Ich  bitte  den  Leser,  dies  alles  in  meinem  Buche  nachlesen  zu 
wollen,  und  möchte  hier  nur  eine  interessante  tatsächliche  Fest- 
stellung erwähnen,  die  im  Laufe  dieses  Jahres  (1916)  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gedrungen  ist  und  einen  wichtigen  Punkt  aus  den  Behaup- 
tungen der  deutsch-französischen  Kriegserklärung  in  authen- 
tischer Weise  widerlegt.  In  der  Deutschen  Medizinischen  Wochen- 
schrift vom  18.  Mai  1916  veröffentlichte  Herr  Prof.  Dr.  Schwalbe 
einen  Briefwechsel  zwischen  dem  Geheimrat  Riedel  und  dem  Magis- 
trat von  Nürnberg,  bei  dem  der  letztere  dem  ersteren  unter  dein 
3.  April  1916  folgendes  schreibt  : 

Dem  stellvertretenden  Generalkommando  III.  bayrisches  Armeekorps 
hier  ist  nichts  davon  bekannt,  dass  auf  die  Bahnstrecke  Nürnberg-Kissingen 
und  Nürnberg-Anspach  vor  und  nach  dem  Kriegsausbruch  je  Bomben  von 
feindlichen  Fliegern  geworfen  worden  sind.  Alle  diesbezüglichen  Behauptungen 
und  Zeitungsnachrichten  haben  sich  als  falsch  herausgestellt. 

Damit  ist  durch  übereinstimmende  Erklärung  der  Zivil-  und 
der  Militärbehörde  amtlich  festgestellt,  dass  von  den  vier  angeb- 
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liehen  Angriffshandlungen  französischer  Flieger  (bei  Wesel,  in 
der  Eiffelgegend,  bei  Karlsruhe  und  bei  Nürnberg)  die  letztere 
jedenfalls  nicht  stattgefunden  hat.  Wie  weit  die  anderen  drei 
Behauptungen  glaubwürdig  sind,  mag  jeder  Leser  selbst  nach  der 
Lektüre  meiner  beiden  Anklagebücher  beurteilen. 

Reizend  ist  der  Versuch  der  deutschen  Kriegserklärung,  mit 
dem  Vorwurf  der  Kriegseröffnung  durch  französische  Militär- 
flieger auch  gleichzeitig  den  Vorwurf  der  prioritätischen  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  zu  verbinden.  Die  Kriegserklärung  ist 
am  3.  August  6  Uhr  45  Minuten  abends  in  Paris  überreicht 
worden.  Die  der  belgischen  Regierung  gestellte  Ultimatumsfrist 
war  bereits  um  7  Uhr  morgens  an  demselben  Tage  abgelaufen. 
Der  Einmarsch  der  deutschen  Truppen  in  Belgien  hat  am  4.  Au- 
gust in  früher  Morgenstunde  stattgefunden.  Die  Fliegergeschichte 
in  der  deutsch-französischen  Kriegserklärung  sollte  die  Priorität 
der  Neutralitätsverletzung  von  französischer  Seite  dartun,  indem 
man  den  Fliegern  vorwarf  :  «  Plusieurs  de  ces  derniers  ont  mani- 
festement  viole  la  neutralite  de  la  Belgique  survolant  le  territoire 
de  ce  pays.  »  Man  merkte  also  den  bombenwerfenden  Fliegern  bei 
Wesel,  Karlsruhe  und  Nürnberg  an,  dass  sie  offensichtlich  (mani- 
festement)  belgisches  Gebiet  überflogen  hatten  !  So  versuchte  man 
zwei  oder  gar  drei  Fliegen  mit  einer  Klappe  zu  schlagen  :  Frank- 
reich hat  die  Feindseligkeiten  eröffnet  ;  Frankreich  hat  die  bel- 
gische Neutralität  verletzt  und  Belgien  hat  seine  Neutralität 
verscherzt,  indem  es  den  Franzosen  die  Ueberfliegung  seines 
Landes  gestattete.  Auch  ohne  den  jetzigen  amtlichen  Nachweis 
der  Nürnberger  Lüge  hat  jener  törichte  Versuch  eines  dreifachen 
Fliegen-  oder  besser  Fliegerfangs,  jene  Luftkonstruktion  eines 
Kriegsgrundes,  nur  Heiterkeit  und  Kopfschütteln  in  der  ganzen 
Welt  erregt. 


VII. 

Ist  Russland  am  Kriege  schuld? 

(Duell  Bethmann-Sazonow ,  Februar  igiö1). 


Sazonow  hat  in  seiner  Dumarede  vom  22.  Februar  1916  den 
Satz  ausgesprochen  : 

«  Dieser  Krieg  ist  das  grösste  Verbrechen  gegen  die 
Menschheit  ;  diejenigen,  die  ihn  verschuldet  haben,  tragen 
eine  schwere  Verantwortung  und  in  der  gegenwärtigen 
Stunde  sind  sie  zur  Genüge  entlarvt.  » 

Die  deutsche  Regierung,  die  sich  mit  Recht  durch  diesen 
Vorwurf  getroffen  fühlte,  hat  sich  sofort  —  ihrer  Gewohnheit 
und  ihrem  schlechten  Gewissen  entsprechend  —  daran  gemacht, 
in  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  wiederum  die  Vorge- 
schichte des  Krieges  aufzurollen  und  der  Welt  von  neuem  Herrn 
Sazonow  als  den  «  in  der  ersten  Reihe  mit  dieser  ungeheuren 
Verantwortung  Beladenen  »  vorzustellen.  «  Russland  hat  —  der 
Mithilfe  nicht  nur  Frankreichs,  sondern  auch  Englands  sicher  — 
den  Krieg  entfesselt.  »  Das  ist  der  Kernsatz  der  neuesten  offiziösen 
Verteidigung  der  deutschen  Regierung. 

1  Dieser  Aufsatz  ist  im  März  1916  —  unmittelbar  nach  einer  lebhaften  Rede- 
und  Presskampagne  zwischen  der  deutschen  und  russischen  Regierung  über  die 
Schuld  am  Kriege  —  geschrieben,  aber  bisher  nicht  veröffentlicht  worden.  Ich 
nehme  den  Aufsatz  in  mein  zweites  Anklagebuch  auf,  weil  er  die  Frage  der 
russischen  Schuld  am  Kriege  —  den  Kernpunkt  aller  deutschen  Verteidigungs- 
schriften —  nochmals  in  gedrängter  Form  untersucht  und  dabei  auch  manche 
neue  Gesichtspunkte  zu  Tage  fördert.  Siehe  den  im  Berliner  Tageblatt  vom  27.  Fe- 
bruar 1916  abgedruckten  Artikel  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  und  das 
entsprechende  Wolffsche  Telegramm  vom  26.  Februar. 
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Es  ist  unmöglich,  alle  Einseitigkeiten,  Weglassungen  und 
Verdrehungen  der  offiziösen  Verteidigung  zu  widerlegen,  ohne 
auf  die  ganze  unmittelbare  Vorgeschichte  des  Krieges  im  einzelnen 
einzugehen  :  ein  Böswilliger  oder  ein  Tor  kann  bekanntlich  in 
20  Zeilen  mehr  behaupten,  als  ein  Gutgesinnter  oder  ein  Weiser 
in  200  Zeilen  widerlegen  kann. 

Die  Hinfälligkeit  und  völlige  Wertlosigkeit  der  angeblichen 
Beweisführung  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  wird  durch 
den  Gesamtinhalt  der  diplomatischen  Bücher  aller  Regierungen, 
einschliesslich  der  deutschen  und  österreichischen,  dargetan.  Die 
Kenntnis  dieser  diplomatischen  Publikationen  und  ihrer  kritischen 
Bearbeitung  in  dem  Buche  J'accuse  und  in  den  vorhergehenden 
Kapiteln  dieses  Werkes  muss  ich  bei  dem  Leser  voraussetzen  und 
mich  zur  Widerlegung  des  neuesten  deutschen  Unschuldsbe- 
weises auf  folgende  Punkte  beschränken  : 


Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  legt  —  der  bekannten 
Helfferichschen  Taktik  folgend  —  den  Schwerpunkt  auf  die  rus- 
sische Mobilisierung,  die  an  dem  Kriegsausbruch  die  alleinige 
Schuld  trage,  lässt  aber  die  diplomatischen  Vorgänge  vollständig 
beiseite.  Sie  führt  die  verschiedenen  Unterhaltungen  des  Grafen 
Pourtales  mit  Herrn  Sazonow,  mit  dessen  Gehilfen  Neratow  und 
mit  dem  Zaren  auf  (am  26.,  27.,  28.,  29.,  30.,  31.  Juli).  Sie  hebt  die 
wiederholten  Warnungen  vor  den  Folgen  militärischer  Massnah- 
men hervor,  lässt  aber  die  Gründe  der  russischen  Mobilmachung 
—  erst  der  teilweisen,  dann  der  allgemeinen  —  vollständig  beiseite 
und  kommt  so  natürlich  zu  dem  Resultat,  dass  Russland  frevel- 
hafterweise den  Krieg  gewollt  und  herbeigeführt  habe. 

Richtig  ist  ja  nun  allerdings,  dass  Russland  am  29.  Juli  die 
vier  südlichen  Armeebezirke  Kiew,  Odessa,  Moskau  und  Kasan 
und  am  31.  Juli  seine  gesamten  Streitkräfte  mobilisiert  hat. 

Richtig  ist  aber  auf  der  anderen  Seite  auch  : 

a)  dass  kein  auswärtiger  Minister  Europas  in  dringenderer 
und  entgegenkommenderer  Weise  als  Sazonow,  vom  ersten  bis 
zum  letzten  Moment  der  Krise,  für  die  Erhaltung  des  Friedens 
gearbeitet  hat  ; 

b)  dass  Deutschland  und  Oesterreich  durch  ihr  teils  ablehnen- 
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des,  teils  zweideutiges  und  widerspruchsvolles  Verhalten  die  fried- 
liche Lösung  des  Konfliktes  unmöglich  gemacht  und  Russland 
—  mit  Rücksicht  auf  seine  bedeutend  langsamere  und  schwierigere 
Mobilisierung  —  zu  militärischen  Sicherungsmassnahmen  ge- 
zwungen haben  ; 

c)  dass  diese  Sicherungsmassnahmen  nach  den  formellen  und 
feierlichen  Versicherungen  der  russischen  Regierung  und  des  Zaren 
keinen  aggressiven  Charakter  trugen  ; 

d)  dass  Oesterreich  durch  Form  und  Inhalt  seines  Ulti- 
matums, durch  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
und  die  Kriegserklärung  an  Serbien  den  Entstehungsgrund  des 
europäischen  Konfliktes  geschaffen  und  durch  seine  Mobilisie- 
rungen —  erst  die  teilweise,  dann  die  allgemeine  —  auch  Russland 
zu  Gegenmobilisierungen  gezwungen  hat  ; 

e)  dass  auch  Deutschland  spätestens  vom  25.  Juli  ab  —  dem 
Tage  der  Abreise  des  österreichischen  Gesandten  aus  Belgrad  — 
mit  militärischen  Vorbereitungsmassregeln,  besonders  nach  Wes- 
ten hin,  begonnen  hat  und  am  1.  August,  dem  Tage  der  formellen 
Mobilisierung,  bereits  marschbereit  zum  Einbruch  in  Luxemburg, 
Belgien  und  Frankreich  an  den  Grenzen  stand. 

Was  Sazonow  für  die  Erhaltung  des  Friedens  getan  hat,  muss 
ich  den  Leser  ersuchen,  in  dem  Buche  J'accuse  (S.  118  bis  293)  und 
in  den  vorhergehenden  Kapiteln  dieses  Werkes  nachzulesen.  Ein 
Resume  seiner  Friedensbemühungen  findet  sich  unter  18  Num- 
mern in  J'accuse,  S.  240  bis  243  : 

Sazonow  hat  unter  anderem  mitgewirkt,  eine  so  unterwürfige 
serbische  Antwortnote  herbeizuführen,  dass  nur  ein  unbedingt 
kriegsentschlossener  Gegner  diese  Antwort  zur  Grundlage  einer 
Kriegserklärung  machen  konnte. 

Er  hat  alle  Vermittlungsvorschläge,  gleichviel  welchen  Inhalts 
und  von  welcher  Seite  sie  kamen,  willig  akzeptiert. 

Er  hat  mit  dem  österreichischen  Botschafter  Szäpary  über  die 
österreichischen  Forderungen  an  Serbien  in  durchaus  entgegen- 
kommender Weise  verhandelt  und  die  offizielle  Fortführung  dieser 
Verhandlungen  erbeten,  die  aber  vom  Grafen  Berchtold  schroff 
zurückgewiesen  wurde. 

Er  hat,  als  Oesterreich  am  31.  Juli  sich  zur  Wiederaufnahme 
der  Verhandlungen  bereit  zeigte,  diese  sofort  in  Petersburg  wieder 
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begonnen  und  seiner  Freude  und  Hoffnung  über  diese  glückliche 
Wendung  nach  London  Ausdruck  gegeben. 

Er  hat  die  Gosche  Konferenz  akzeptiert  und  sich  bereit 
erklärt,  beiseite  zu  stehen  und  sich  den  Friedensvorschlägen  der 
Mächte  zu  unterwerfen. 

Er  hat  vor  allem  —  dies  muss  der  deutschen  Fälschungs- 
methode gegenüber  immer  wieder  von  neuem  betont  werden  — 
die  Entscheidung  der  österreichisch-serbischen  Streitfrage  durch 
den  Haager  Schiedshof  vorgeschlagen,  wie  dies  auch  vorher  schon 
Serbien  in  seiner  Antwortnote  an  Oesterreich  getan  hatte. 

Diese  eine  Tatsache  für  sich  allein,  die  man  wohlweislich  in  dem 
ersten  deutschen  Weissbuch  unterschlagen  und  erst  im  zweiten 
(nach  der  Publikation  durch  die  russische  Regierung)  bekannt 
gegeben  hat,  —  diese  eine  Tatsache  schlägt  das  ganze  Anklage- 
gebäude der  deutschen  Regierung  zu  Boden.  Wenn  Russland  den 
Krieg  gewollt  hätte,  auf  den  es,  wie  wir  jetzt  sehen,  sehr  mangel- 
haft vorbereitet  war,  würde  es  diesen  Friedensvorschlag  gemacht 
haben,  der  unter  allen  Umständen  den  Krieg  verhindern  musste  ? 


Am  29.  Juli  hat  Russland  seine  Teilmobilisierung  vorgenom- 
men und  diese  Tatsache  amtlich  in  Berlin  mitgeteilt.  Diese  Mobi- 
lisierung war,  wie  ich  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  habe,  die 
Folge  von  vier  Tatsachen  : 

1.  des  Kriegsausbruchs  zwischen  Oesterreich  und  Ser- 
bien ; 

2.  der  Mobilisierung  mindestens  zweier  österreichischer 
Armeekorps  nach  der  russischen  Grenze  hin  ; 

3.  der  Ablehnung  des  Grey sehen  Konferenz- Vorschlages 
durch  Deutschland  und  Oesterreich  ; 

4.  der  Ablehnung  aller  weiteren  Verhandlungen  über 
die  serbische  Angelegenheit  seitens  des  Grafen  Berchtold. 

Graf  Pourtales  erschien  am  29.  Juli  bei  Sazonow  und  hatte  mit 
ihm  eine  längere  Unterhaltung,  über  die  das  deutsche  Weissbuch 
(S.  10)  und  das  russische  Orangebuch  (Nr.  49)  berichten.  Sazo- 
now erklärte  sich  von  neuem  bereit,  sich  der  Entscheidung  der  vier 
unbeteiligten  Mächte  zu  unterwerfen  und  gleichzeitig  mit  Oesterreich 
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direkt  über  eine  Verständigung  zu  verhandeln .  Pourtales  dagegen 
machte  alle  möglichen  Ausflüchte  gegen  den  einen  wie  gegen  den 
anderen  Vorschlag,  behauptete,  dass  man  in  Oesterreichs  Souve- 
ränitätsrechte eingreifen  wolle,  und  verlangte  von  Russland,  dass 
es  «  die  Doppelmonarchie  ihre  Angelegenheit  mit  Serbien  allein  re- 
geln lassen  solle.  Es  werde  beim  Friedensschluss  immer  noch 
Zeit  sein,  auf  Schonung  der  serbischen  Souveränität  zurück- 
zukommen. » 

Sazonow  versuchte  —  nach  der  eigenen  Darstellung  des 
Grafen  Pourtales  — ,  diesen 

zu  überreden,  dass  er  bei  seiner  Regierung  die  Teilnahme  an  einer  Konversa- 
tion zu  vieren  befürworten  sollte,  um  Mittel  ausfindig  zu  machen,  auf  freund- 
schaftlichem Wege  Oesterreich-Ungarn  zu  bewegen,  diejenigen  Forderungen 
aufzugeben,  die  die  Souveränität  Serbiens  antasten.  (Weissbuch,  S.  10.) 

Pourtales  versprach  zwar  die  Wiedergabe  der  Unterredung, 
erklärte  aber,  dass  ihm, 

nachdem  Russland  sich  zu  dem  verhängnisvollen  Schritte  der  Mobilma- 
chung entschlossen  habe,  jeder  Gedankenaustausch  hierüber  sehr  schwierig, 
wenn  nicht  unmöglich  erscheine. 

In  der  Erklärung  des  «  territorialen  Desinteressements  »  seitens 
Oesterreichs  fand  Pourtales  bereits  eine  Rücksichtnahme  auf  rus- 
sische Interessen,  «  ein  grosses  Zugeständnis  seitens  eines  krieg- 
führenden Staates  ».  Also  nicht  einmal  die  unbedingte  Achtung 
vor  der  serbischen  Souveränität  konnte  oder  wollte  der  deutsche 
Botschafter  zusagen.  Das  stimmt  genau  mit  der  Darstellung  der 
deutsch-russischen  Unterhaltung  überein,  die  Sazonow  am  nächst- 
folgenden Tage  (30.  Juli)  dem  französischen  und  englischen  Bot- 
schafter in  Petersburg  gab.  (Siehe  Blaubuch  Nr.  97  und  Gelbbuch 
Nr.  103.)  Wir  haben  also  über  diese  wichtige  Unterhaltung 
zwischen  Sazonow  und  Pourtales,  auf  die  auch  die  jetzige  Veröf- 
fentlichung der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  wieder  Gewicht 
legt,  vier  vollständig  übereinstimmende  Darstellungen  :  im  Weiss- 
buch, im  Orangebuch,  im  Blaubuch  und  im  Gelbbuch.  Diese 
Darstellungen  ergeben  : 

a)  dass  Sazonow  die  russische  Teilmobilisierung  be- 
stätigt, sie  durch  die  österreichische  Teil  mobilisier  ung 
motiviert,   jede  Mobilisierung  gegen  Deutschland  bis  zu 

Das  Verbrechen.  3c 
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diesem  Zeitpunkt  aber  in  Abrede  gestellt  und  auch  jeden 
aggressiven  Charakter  der  Mobilmachung  gegen  Oester- 
reich  geleugnet  hat  ; 

b)  dass  Sazonow  eine  doppelte  diplomatische  Aktion 
vorgeschlagen  hat,  nämlich  :  «  eine  Konversation  zu  vieren  » 
zur  gemeinschaftlichen  Auffindung  eines  Verständigungs- 
weges und  direkte  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  ; 

c)  dass  Pourtales  jeden  Gedankenaustausch,  gleichviel 
in  welcher  Form,  für  schwierig,  wenn  nicht  unmöglich 
erklärt  und  von  Russland  ein  vollständiges  Beiseitestehen 
verlangt  hat  ; 

d)  dass  Pourtales  zwar  die  serbische  Integrität,  aber 
nicht  die  volle  Aufrechterhaltung  der  souveränen  Rechte 
Serbiens  zugesagt  hat. 

Mit  anderen  Worten  :  der  Vertreter  der  deutschen  Regierung 
machte  keinerlei  Konzessionen  bezüglich  des  diplomatischen 
Ausgleichs  des  austro-serbischen  und  des  daraus  entstandenen 
austro-russischen  Konflikts,  lehnte  jede  Einwirkung  auch  zur 
kleinsten  Nachgiebigkeit  auf  die  österreichische  Regierung  ab 
und  verlangte  von  Russland  nicht  nur  ein  vollständiges  Desin- 
teressement,  sondern  auch  die  Unterlassung  jeder  militärischen 
Sicherungsmassnahme.  Das  nennt  die  deutsche  Regierung  in 
ihrer  neuesten  Selbstverteidigung  :  die  Aufforderung  an  Russland, 
«  die  diplomatische  Arbeit  nicht  durch    militärische  Massnahmen 

durchkreuzen  zu  lassen.  » 

* 
*  * 

Welche  diplomatische  Aktion  hat  Deutschland  in  den  kritischen 
Tagen  in  Szene  gesetzt,  befürwortet  oder  unterstützt  ?  Keine. 

Es  hat  die  Greysche  Konferenz  abgelehnt. 

Es  hat  das  österreichische  Vorgehen  gegen  Serbien  in  allen 
Stadien  geduldet. 

Es  hat  den  russischen  Vorschlag  auf  Entscheidung  des  Haager 
Schiedshofes  unbeantwortet  gelassen. 

Es  hat  den  Greyschen  Vorschlag,  die  serbische  Note  wenig- 
stens «als  Grundlage  für  Besprechungen  unter  den  Kabinetten  zu 
akzeptieren  »,  dem  Wiener  Kabinett «  zur  Erwägung  » unterbreitet 
(Rotbuch  Nr.  43). 
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Es  hat  die  Greysche  Einigungsformel  (Besetzung  Belgrads  und 
Kundgebung  der  Friedensbedingungen  von  dort  aus)  weder  selbst 
beantwortet  noch  eine  Beantwortung  von  Wien  aus  herbeigeführt1. 

Es  hat  die  verschiedenen  Sazonowschen  Einigungsformeln, 
teils  abgelehnt,  teils  unbeantwortet  gelassen,  usw.  usw. 

Deutschland  hat  in  der  ganzen  Krisis  nichts  anderes  getan, 
als  die  direkte  Besprechung  zwischen  Wien  und  Petersburg  der 
österreichischen  Regierung  « zur  Erwägung  zu  unterbreiten  ». 
Diese  Besprechung  ist  vom  Grafen  Berchtold  am  28.  Juli  in  schroff- 
ster Form  abgelehnt  und  erst  infolge  eines  Telegramms  Berchtolds 
an  Szäpäry  vom  30.  Juli  (Rotbuch  Nr.  49)  am  31.  Juli  und  1.  Au- 
gust wieder  aufgenommen  worden  (Rotbuch  Nr.  55  und  56). 

Am  31.  Juli  aber  waren  bereits  die  Generalmobilisierungen 
in  Oesterreich  und  Russland  ausgeschrieben,  in  Deutschland  die 
«  drohende  Kriegsgefahr  »  ausgesprochen  und  die  Ultimata  an 
Frankreich  und  Russland  beschlossen,  die  dann  um  7  Uhr  abends 
und  12  Uhr  nachts  den  betreffenden  Regierungen  übermittelt 
wurden. 

Das  ist  die  diplomatische  Aktion  Deutschlands,  die  angeblich 
durch  die  russische  Mobilisierung  durchkreuzt  worden  sein  soll. 
Wenn  überhaupt  etwas  durchkreuzt  worden  ist,  so  sind  die  wieder 
begonnenen  Verständigungsverhandlungen  zwischen  Oesterreich 
und  Russland  durch  Deutschlands  Ultimata  durchkreuzt  worden. 
Weshalb  hat  man  diesen  Verhandlungen  —  vorausgesetzt,  dass 
sie  von  Oesterreichs  Seite  ernst  gemeint  und  nicht  bloss  eine 
mit  Berlin  abgekartete  Finte  zur  Schuldbelastung  Russlands 
waren,  —  weshalb  hat  man  diesen  Verhandlungen  nicht  wenig- 
stens einen  oder  zwei  oder  drei  Tage  freien  Lauf  gelassen  ?  Weshalb 
hat  man  ein  kurzfristiges  und  für  einen  Grosstaat  beschämendes 
Ultimatumsverlangen  an  Russland  gestellt  —  ein  Verlangen, 
dessen  Ausführung,  wie  man  in  Berlin  wohl  wusste,  in  der  Tat 
«  aus  technischen  Gründen  »  unmöglich  war  ?  (Siehe  die  Depesche 
des  Kaisers  Wilhelm  an  den  König  Georg  vom  1.  August.) 

Alle  jetzt  publizierten  Aufzeichnungen  des  Grafen  Pourtales 
dienen  nur  zur  B  e  lastung,  aber  nicht  zur  E  n  t  lastung  der 
deutschen  Regierung.  Sie  beweisen  nichts  anderes,  als  was  wir 
längst  schon  wissen  :  dass  Deutschland  jeden  aussichtsvollen  Ver- 

1  Die  —  ein  resp.  zweieinviertel  Jahre  nach  Erscheinen  des  ersten  deutschen 
Weissbuches  seitens  des  Herrn  von  Bethmann  bekanntgegebenen  —  « Befür- 
wortungsnoten »  behandle  ich  an  anderen  Stellen. 
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ständigungsweg,  der  von  anderen  Seiten  vorgeschlagen  war, 
verrammelt,  den  einzigen  von  seiner  Seite  gemachten  Verständi- 
gungsvorschlag aber  durch  sein  eigenes  Vorgehen  vereitelt  hat  ; 
dass  es  —  unter  Zurückdrängung  der  diplomatischen  Streitfrage  — 
die  russischen  Militärmassnahmen  in  den  Vordergrund  geschoben 
und  von  Russland,  trotz  der  österreichischen  und  deutschen 
Aktivität  auf  militärischem  Gebiete,  vollständige  Passivität  ver- 
langt hat. 

In  den  ganzen,  jetzt  nochmals  im  Zusammenhange  publi- 
zierten Unterhaltungen  zwischen  Pourtales  und  Sazonow  ist  immer 
nur  von  der  formalen  Frage  der  Mobilisierung  die  Rede.  Niemals 
oder  fast  niemals  aber  von  dem  eigentlichen  Streitfall  und  den 
Mitteln  zu  seiner  Lösung. 

II. 

Mit  diabolischem  Geschick  versteht  es  die  deutsche  Regierung 
insbesondere,  über  die  Sazonowschen  Einigungsvorschläge  (Oran- 
gebuch Nr.  60  und  67)  hinwegzugehen.  Wenn  nicht  schon  hundert 
Beweise  der  mala  fides,  des  bösen  Gewissens  der  deutschen  Regie- 
rung vorlägen,  so  würde  das  Verschweigen  der  Sazonowschen 
Vorschläge  schon  für  sich  allein  die  Schuld  und  das  Schuldbe- 
wusstsein  der  Berliner  Regierung  dartun. 

Was  soll  man  zu  einer  Beweisführung  sagen,  die  diese  wichti- 
gen, entscheidenden  Vorgänge,  die  noch  dazu  im  engsten  Zusam- 
menhang mit  der  Mobilisierungsfrage  stehen,  mit  Stillschweigen 
übergeht  ?  Nicht  allein  im  Weissbuch  und  Rotbuch  wird  diese 
Schweigetaktik  befolgt,  sondern  auch  in  dem  neuesten  —  ver- 
fehlten —  Versuch,  die  russische  Regierung  mit  der  Urheber- 
schaft des  Krieges  zu  belasten.  Wenn  Herr  von  Bethmann  sechs 
oder  sieben  Unterredungen  des  Grafen  Pourtales  mit  Sazonow 
in  den  Tagen  vom  26.  bis  31.  Juli  mit  allen  Einzelheiten  aufzählt, 
weshalb  erwähnt  er  nicht  mit  einem  Worte  die  Unterredung  vom 
30.  Juli,  über  die  wir  authentische  Urkunden  (Orangebuch  Nr.  60, 
Blaubuch  Nr.  97,  Gelbbuch  Nr.  103)  besitzen  ?  Die  Norddeutsche 
Allgemeine  Zeitung  macht  —  bezeichnenderweise  !  —  einen 
Sprung  vom  29.  Juli  zum  31.  Juli,  den  sie  durch  den  Hinweis 
auf  die  «  vermittelnde  Tätigkeit  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und 
der  deutschen  Regierung  »  auszufüllen  sucht.  Was  aber  in  Wahr- 
heit Entscheidendes,  für  den  Fortgang  der  Ereignisse  Massgebendes 
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zwischen  jenen  beiden  Tagen,  nämlich  am  30.  Juli,  geschehen  ist, 
das  unterschlägt  sie. 

Die  Einzelheiten  über  diesen  wichtigen  diplomatischen  Vor- 
gang sind  in  den  oben  genannten  Urkunden,  in  J'accuse  und  in  den 
vorhergehenden  Kapiteln  dieses  Buches  nachzulesen.  Hier  muss 
die  Hervorhebung  genügen  : 

dass  Sazonow  am  30.  Juli,  also  vor  der  russischen  General- 
mobilisier ung,  die  Einstellung  aller  weiteren  militärischen 
Vorbereitungen  Russlands  in  verpflichtender  Form  zu- 
sagte, falls  Oesterreich  nur  —  unter  Anerkennung  des 
europäischen  Charakters  des  Streitfalls  —  sich  bereit 
erkläre,  aus  seinem  Ultimatum  die  Punkte  zu  entfernen, 
welche  den  souveränen  Rechten  Serbiens  Abbruch  tun. 

Graf  Pourtales,  der  —  gleich  dem  Fürsten  L,ichnowsky  — 
persönlich  ernsthaft  den  Frieden  zu  erhalten  bestrebt  gewesen 
sein  mag  und  über  den  bevorstehenden  Zusammenbruch  seiner 
Hoffnungen  scheinbar  untröstlich  war  (siehe  Blaubuch  Nr.  97), 
—  Pourtales  atmete  erleichtert  auf,  als  Sazonow  ihm  seine 
Einigungsformel  diktiert  und  die  sofortige  Uebermittlung  nach 
Berlin  nahegelegt  hatte.  Er  versprach,  den  Vorschlag  in  Berlin 
zu  unterstützen  (siehe  Gelbbuch  Nr.  103). 

Umso  unglaublicher  und  unerwarteter  musste  allen  Beteiligten 
die  kühle  und  unmotivierte  Ablehung  des  Sazonowschen  Vorschla- 
ges durch  Herrn  von  Jagow  erscheinen,  der  noch  an  demselben  Tage 
(30.  Juli)  dem  russischen  Botschafter  in  Berlin  Swerbeew  erklärte, 
dass  die  Proposition  Sazonows  für  Oesterreich  unannehmbar  sei. 

Diese  Ablehnung  in  dieser  brüsken,  durch  keine  Motivierung 
gemilderten  Form  ist  schuld  daran  gewesen,  dass  Russland  am 
nächsten  Tage  die  Generalmobilisierung  ausgeschrieben  hat.  Das 
diplomatische  Verhalten  Jagows  wurde  unterstützt  durch  das 
militärische  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  die  in  der 
Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli  vor  der  russischen  Generalmobilisie- 
rung ihre  gesamten  Streitkräfte  zu  Wasser  und  zu  Lande  mobi- 
lisiert hat,  wie  ich  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  habe.  Auch 
Deutschland  war  mit  seinen  militärischen  Vorbereitungen  vor 
der  formellen  Verkündung  des  Kriegszustandes  (31.  Juli)  schon 
so  weit  vorgeschritten,  dass  schon  die  militärische  Lage  allein 
die  russische  Generalmobilisierung  gerechtfertigt  hätte. 
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Aber  bleiben  wir  hier  bei  der  diplomatischen  Frage.  Weshalb 
verschweigt  Herr  von  Bethmann  auch  heute  noch,  wie  in  seinen 
beiden  Weissbüchern  und  wie  in  allen  Reden,  die  er  seit  Kriegs- 
beginn gehalten  hat,  die  diplomatischen  Tatsachen,  die  in  den 
Nr.  60  und  63  des  russischen  Orangebuches  und  in  den  entspre- 
chenden Schriftstücken  Englands  und  Frankreichs  dokumenta- 
risch niedergelegt  sind  ?  Weshalb  hat  man  in  Berlin  den  Sazo- 
nowschen  Vorschlag  abgelehnt  ?  Weshalb  hat  man  ihn  nicht  einmal 
einer  Erörterung,  nicht  einmal  einer  Uebermittlung  nach  Wien 
für  wert  gehalten  ?  War  es  zu  viel  verlangt,  dass  Oesterreich  die 
Wahrung  der  Souveränitätsrechte  Serbiens  zusagen  sollte  ?  War 
diese  Zusage  nicht  das  Aequivalent  wert,  dass  Russland  bei  der 
Teilmobilisierung  stehen  bleiben  und  jede  weitere  Mobilisierung 
unterlassen  wollte  ?  Und  wenn  es  in  Deutschlands  und  Oesterreichs 
Hand  lag,  durch  diese  selbstverständliche  —  angeblich  ja  auch 
Oesterreichs  Absichten  entsprechende  —  Konzession  die  rus- 
sische Generalmobilisierung  zu  verhindern,  wenn  man  aber  trotz- 
dem diese  Konzession  ablehnte,  —  wie  kann  man  dann  der  rus- 
sischen Regierung  einen  Vorwurf  daraus  machen,  dass  sie  in  dieser 
Ablehnung  eine  Verschärfung  der  Konfliktsgefahr,  eine  neue 
Offenbarung  des  Konfliktswillens  der  Zentralmächte  sah,  und 
dementsprechend  weitere  militärische  Sicherungsmassnahmen 
traf  ?  Wenn  Herr  von  Jagow  statt  der  unerhörten  Antwort,  die 
er  am  30.  Juli  dem  russischen  Botschafter  erteilte,  ihm  gesagt 
hätte  :  «  Wir  sehen  in  dem  Vorschlage  Sazonows  den  deutlichen 
Friedenswillen  der  russischen  Regierung  ;  wir  werden  Oesterreich 
veranlassen,  die  Nichtantastung  der  souveränen  Rechte  Serbiens 
ausdrücklich  zu  versprechen.  »  —  wenn  der  deutsche  Staats- 
sekretär diese  friedliche,  vernünftige  und  entgegenkommende 
Sprache  geführt  hätte,  so  wäre  die  russische  Generalmobilisierung 
am  nächsten  Tage  nicht  erfolgt  und  wir  wären  heute  nicht  im 
europäischen  Kriege,  —  der  ja,  wie  Herr  von  Bethmann  stets  von 
neuem  betont,  nur  die  Folge  der  russischen  General mobilisierung 
gewesen  ist. 

Wer  also  ist  schuld  an  diesem  Kriege  ?  Bethmann  oder  Sazonow  ? 
Selbst  wenn  man  sich  durchaus  auf  den  Standpunkt  der  deutscheu 
Regierung  stellt  und  der  Mobilisierungsfrage  das  allein  entschei- 
dende Gewicht  beilegt,  so  muss  man  zu  dem  Schlüsse  kommen  : 
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Die  deutsche  Regierung  trägt  die  Schuld  am  Kriege, 
da  sie  noch  am  30.  Juli  durch  Annahme  einer  selbstver- 
ständlichen und  leicht  erfüllbaren  Bedingung  Russlands 
die  Generalmobilisierung  im  Zarenreich  verhindern,  also 
den  Kriegsgrund  eliminieren  konnte. 

Welche  ungeheure  Wichtigkeit  die  Entente- Regierungen 
diesem  von  Deutschland  und  Oesterreich  noch  heute  totgeschwie- 
genen Vorschlag  Sazonows  beilegten,  geht  aus  den  betreffenden 
diplomatischen  Schriftstücken  deutlich  hervor.  Sazonow  übermit- 
telt den  Wortlaut  des  dem  Grafen  Pourtales  diktierten  Vor- 
schlages sofort  seinen  Botschaftern  in  allen  Hauptstädten.  Er 
ersucht  seinen  Berliner  Botschafter  um  dringende  telegraphische 
Antwort  über  die  Aufnahme  des  Vorschlages  bei  der  deutschen 
Regierung  (Orangebuch  Nr.  60). 

Der  französische  Botschafter  Paleologue  bestätigt  in  seinem 
Bericht  an  Viviani  den  dringenden  Wunsch  des  Zaren,  den  Krieg 
zu  vermeiden,  und  das  ernste  Bestreben  der  russischen  Regierung, 
alles  zur  friedlichen  Lösung  des  Konflikts  zu  tun  (Gelbbuch  Nr.  103) . 

Der  englische  Botschafter  in  Petersburg  Buchanan  sieht  in 
dem  Sazonowschen  Vorschlag  den  Angelpunkt  der  Krisis  :  wenn 
dieser  Vorschlag  von  Oesterreich  zurückgewiesen  würde,  so  könne 
Russland  —  auch  mit  Rücksicht  auf  die  österreichischen  und 
deutschen  Rüstungen  —  nicht  anders  handeln  als  die  Teilmobi- 
lisierung zu  einer  General mobilisierung  zu  erweitern,  und  die  un- 
vermeidliche Folge  einer  solchen  würde  der  europäische  Krieg 
sein  (Blaubuch  Nr.  97). 

Man  sieht  aus  alledem,  welche  Bedeutung  die  diplomatische 
Welt  dem  Vorschlage  Sazonows  beimass,  und  wie  das  Schicksal 
Europas  an  diesem  30.  Juli  an  dem  Verhalten  der  Herren  in  der 
Wilhelmstrasse  hing.  Die  Herren  von  Bethmann  und  von  Jagow 
trifft,  selbst  wenn  man  ihren  eigenen  Standpunkt  akzeptiert, 
dass  Mobilmachung  Krieg  bedeutet,  die  ungeheure  Schuld  : 

die  russische  Mobilmachung  und   damit   den   Krieg  her- 
beigeführt zu  haben. 

III. 

Die  Ablehnung  des  Sazonowschen  Vorschlages  ist  umso  uner- 
hörter, als  dieser  Vorschlag  nicht  einmal  einen  Rückzug  der  Oester- 
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reicher  aus  Serbien  als  Bedingung  stellte,  ja  sogar  ein  weiteres 
Vorrücken  in  Serbien,  mangels  eines  ausdrücklichen  Verbotes, 
als  möglich  zuliess.  Der  Vorschlag  Sazonows  begegnete  sich  in 
diesem  Punkte  mit  dem  Greyschen  Vorschlage,  wonach  Oester- 
reich  serbische  Gebietsteile,  einschliesslich  Belgrad,  besetzen  und 
von  dort  aus  seine  Bedingungen  diktieren  sollte  (Blaubuch  Nr.  88, 
98  und  103),  —  ein  Vorschlag,  auf  den  bekanntlich  nie  eine  Ant- 
wort von  Seiten  der  Zentralmächte  erfolgt  ist. 

War  ein  weiteres  diplomatisches  Entgegenkommen  möglich, 
als  es  in  all  diesen  englischen  und  russischen  Verständigungsvor- 
schlägen enthalten  ist  ?  Eine  ganze  Musterkarte  von  Verständi- 
gungswegen lag  vor  Deutschland  und  Oesterreich  ausgebreitet  : 
sie  brauchten  nur  zuzugreifen,  nur  einen  dieser  Wege  zu  be- 
schreiten und  der  europäische  Frieden  war  gerettet  : 

Sie  konnten  den  ganzen  Streitfall,  das  heisst  die  nach 
der  weitgehenden  serbischen  Unterwerfung  noch  streitigen 
Punkte  dem  Haager  Schiedshof  unterbreiten. 

Sie  konnten  die  Vertreter  der  vier  unbeteiligten  Mächte 
in  London  über  Verständigungsvorschläge  beraten  lassen, 
die  gleichzeitig  der  Wiener  und  der  Petersburger  Regierung 
anempfohlen  werden  sollten. 

Sie  konnten  in  direkten  Verhandlungen  zwischen  der 
österreichischen  und  russischen  Regierung,  durch  geringe 
Konzessionen  von  der  einen  und  der  anderen  Seite  in  den 
wenigen  noch  streitigen  Punkten,  einen  akzeptablen  Mittel- 
weg zwischen  den  österreichischen  Forderungen  und  den 
serbischen  Zugeständnissen  finden. 

Sie  konnten  Belgrad  und  die  angrenzenden  serbischen 
Gebiete  durch  österreichische  Truppen  als  Faustpfand  be- 
setzen lassen  und  von  hier  aus  ihre  Bedingungen  diktieren. 

Sie  konnten  die  blosse  generelle  Erklärung  abgeben 
—  auch  ohne  sofortige  Einigung  über  die  Einzelheiten  — , 
dass  Oesterreich  die,  die  serbischen  Souveränitätsrechte 
beeinträchtigenden  Punkte  aus  seinem  Ultimatum  elimi- 
nieren würde,  usw. 

Hätten  die  Zentralmächte  nur  einen  einzigen  dieser  Vorschläge 
spätestens  bis  zum  30.  Juli  akzeptiert,  wären  nicht  umgekehrt 
diese  sämtlichen  Vorschläge  von  ihnen  abgelehnt  oder  ignoriert 
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worden  (wozu  dann  noch  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli  die 
Verfügung  der  österreichischen  General mobilisierung  trat),  so 
würde  Russland  niemals  seinerseits  zu  der  Generalmobilisierung 
vom  31.  Juli  übergegangen  sein.  Wo  steckt  also,  frage  ich  von 
neuem,  die  diplomatische  Aktion  Deutschlands  und  Oesterreichs, 
die  durch  die  militärischen  Massnahmen  Russlands  durchkreuzt 
worden  sein  soll  ?  Diese  diplomatische  Aktion  bestand  aus 
reinster  Negative  und  Passivität.  Nicht  Russland  hat  die  diplo- 
matische Aktion  durchkreuzt,  sondern  Deutschland  und  Oester- 
reich  haben  auf  der  einen  Seite  jeden  diplomatischen  Ausweg  zum 
Scheitern  gebracht,  auf  der  anderen  Seite  aber  unentwegt  ihre 
eigenen  militärischen  Vorbereitungen  betrieben.  Diese  negative 
diplomatische,  gleichzeitig  aber  positive  militärische  Aktion  der 
Zentralmächte  hat  Russland  zu  militärischen  Sicherungsmass- 
nahmen  gezwungen,  die  —  nach  den  Versicherungen  des 
Zaren  und  seiner  Regierung  und  nach  dem  ganzen  diplo- 
matischen Verhalten  Russlands  —  weder  militärische  Druck- 
mittel noch  aggressive  Aktionen  darstellten.  Sie  waren  Sicherungs- 
massregeln gegen  die  immer  unverhüllter  hervortretende  Ab- 
sicht der  Zentralmächte,  die  Dinge  dies  Mal  zum  Biegen  oder 
zum  Brechen  zu  treiben.  Zum  Biegen,  das  heisst  zum  still- 
schweigenden Zusehen  Russlands  zu  einer  militärischen  Zer- 
schmetterung und  vasallenartigen  Unterwerfung  Serbiens.  Oder 
zum  Brechen,  das  heisst  zum  Ausbruch  des  «  unvermeidlichen  » 
europäischen  Krieges,  der  mit  einem  Schlage  Deutschlands  Hege- 
monie auf  dem  Kontinent  und  Oesterreichs  Suprematie  auf  dem 
Balkan  begründen  sollte. 

IV. 

Wenn  es  noch  irgend  eines  Beweises  dafür  bedürfte,  dass  Russ- 
land mit  seinen  militärischen  Massnahmen  nichts  weniger  als  eine 
Friedensstörung  beabsichtigt  hat,  so  wird  dieser  Beweis  durch  das 
Verhalten  der  russischen  Regierung  nach  erfolgter  Generalmobili- 
sierung voll  erbracht.  Am  31.  Juli  —  dem  Tage  der  russischen 
General-Mobilisierung  —  hat  Sazonow  bekanntlich  seine  zweite 
Einigungsformel  (Orangebuch  Nr.  67.  Blaubuch  Nr.  120.  Gelb- 
buch Nr.  113)  den  europäischen  Kanzleien  übermittelt.  Diese 
Formel,  die  als  Kompromiss  zwischen  der  ersten  Greyschen  und 
der  ersten  Sazonowschen  Einigungsformel  gedacht  war  und  tat- 


394  DAS  VERBRECHEN 

sächlich  sich  im.  wesentlichen  dem  englischen  Vorschlage  anpasste, 
—  diese  zweite  Sazonowsche  Formel  konnte  zwar  nicht  mehr  die 
Zusage  der  ersten  vom  vorhergehenden  Tage  wiederholen,  dass 
Russland  seine  militärischen  Vorbereitungen  einstellen  würde. 
Dazu  war  es  inzwischen  zu  spät,  da  Russland,  infolge  der  Jagow- 
schen  Ablehnung  vom  30.  Juli,  am  31.  Juli  die  allgemeine  Mobili- 
sierung ausgeschrieben  hatte,  und  eine  solche  —  wie  Kaiser 
Wilhelm  und  Zar  Nikolaus  übereinstimmend  erklären  —  «  aus 
technischen  Gründen  »  nicht  ohne  weiteres  zurückgenommen 
werden  kann.  (Siehe  die  Depesche  des  Zaren  vom  31.  Juli  an 
Kaiser  Wilhelm  und  die  Kaiser  Wilhelms  vom  1.  August  an  den 
König  von  England.)  Also  eine  Einstellung  der  militärischen  Mass- 
nahmen auf  russischer  Seite  war  jetzt  nicht  mehr  möglich,  zumal 
ja  auch  Oesterreich  an  demselben  Tage  die  allgemeine  Mobilisie- 
rung ausgesprochen  hatte.  Wohl  aber  war  auch  jetzt  noch  eine 
unzweideutige  Bekundung  des  russischen  Friedenswillens  möglich 
und  diese  ist  in  der  zweiten  Sazonowschen  Verständigungsformel 
vom  31.  Juli  erfolgt  : 

Russland  verpflichtet  sich,  eine  abwartende  Haltung  zu 
bewahren,  während  Oesterreich  den  Marsch  seiner  Armeen 
auf  serbischem  Territorium  zum  Stillstand  bringt  (arreter) 
und  den  Grossmächten  die  Prüfung  der  Genugtuung  ein- 
räumt, die  Serbien,  ohne  Verletzung  seiner  Souveränität 
und  Unabhängigkeit,  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie gewähren  soll.  (Orangebuch  Nr.  67.) 

Dieser  zweite  Sazonowsche  Einigungs- Vorschlag  vom  31.  Juli, 
der  dann  (wie  in  früheren  Kapiteln  dargelegt)  noch  weiter  ge- 
mildert und  gemässigt  wurde,  um  nur  ja  die  Genehmigung  der 
Zentralmächte  zu  finden  (siehe  Blaubuch  Nr.  133.  Orangebuch 
Nr.  69.  Gelbbuch  Nr.  120),  —  desgleichen  die  freudige  Bereit- 
willigkeit Sazonows,  auf  die  neu  eröffneten  direkten  Verhand- 
lungen mit  der  Wiener  Regierung  einzugehen,  —  sein  weiterer 
Vorschlag,  diese  Verhandlungen  auf  dem  aussichtsvolleren  Ter- 
rain Londons  weiterzuführen,  —  sein  endlicher  Vorschlag  vom 
1.  August,  dass  alle  Mächte  gerüstet  innerhalb  ihrer  Grenzen 
stehen  bleiben  und  inzwischen  ein  letzter  Einigungsversuch  ge- 
macht werden  solle  (Blaubuch  Nr.  139),  —  alle  diese  Tatsachen 
und  Umstände  sind  im  Zusammenhang  mit  der  russischen  Mobil- 
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machung  in  Erwägung  zu  ziehen,  um  den  ausschliesslich  sichernden 
und  vorbeugenden,  nicht  aber  offensiven  und  aggressiven  Cha- 
rakter dieser  Mobilisierung  festzustellen. 

Die  deutsche  Regierung  und  ihre  Verteidiger  leisten  sich 
beständig  den  Kunstgriff,  die  russische  Mobilisierung  als  ein  für 
sich  bestehendes,  von  allen  diplomatischen  Vorgängen  losgelöstes 
Faktum  hinzustellen  und  ihr  auf  diese  Weise  einen  aggressiven 
Charakter  unterzuschieben.  Mit  dieser  trügerischen  Methode  kann 
man  natürlich  alles  beweisen,  wird  aber  immer  zu  falschen  Resul- 
taten kommen.  Die  militärischen  Akte  erhalten  ihren  wahren 
Charakter  mir  im  Zusammenhang  mit  dem  diplomatischen  Ver- 
halten der  betreffenden  Regierung.  Selbst  eine  Kriegserklärung 
kann,  obwohl  sie  den  Krieg  herbeiführt,  also  ein  Offensivakt  in 
der  schärfsten  Bedeutung  des  Wortes  ist,  materiell  ein  Defensivakt 
sein,  der  durch  die  diplomatische  Intransigenz  und  andere,  den 
Kriegswillen  der  Gegenpartei  bekundende  Umstände  hervorge- 
rufen sein  kann.  Hätte  Deutschland  alle  die  Friedensvorschläge 
gemacht,  die  es  nicht  gemacht  hat,  die  aber  von  den  Entente- 
mächten ausgingen,  —  hätte  Deutschland  auch  nur  den  einen 
Vorschlag  gemacht,  den  Streitfall  dem  Haager  Schiedshof  zu 
unterbreiten,  und  hätte  Russland  diesen  Vorschlag  abgelehnt,  so 
würde  die  deutsche  Kriegserklärung  einen  ganz  anderen  Charakter 
bekommen  haben  als  sie  jetzt  hat  :  sie  würde  statt  einer  Angriffs- 
handlung als  Verteidigungshandlung  erscheinen. 

Nur  im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  diplomatischen  Ver- 
halten Deutschlands  erscheint  die  Kriegserklärung  an  Russland 
als  ein  vorbedachter  und  gewollter  Angriffsakt. 

Umgekehrt  erscheint  die  russische  Generalmobilisierung  — 
selbst  wenn  sie  nicht  durch  die  vorhergegangene  österreichische 
herbeigeführt  worden  wäre  —  im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen 
diplomatischen  Verhalten  Russlands  lediglich  als  ein  Vorbeugungs- 
und Sicherungsakt  gegen  den  drohenden  Angriff  von  Seiten  der 
Zentralmächte. 

Damit  fällt  diese  ganze  Beweisführung  mit  der  russischen  Mo- 
bilisierung wieder  einmal  in  nichts  zusammen.  Nach  den  Auf- 
zeichnungen des  Grafen  Pourtales,  die  jetzt  von  der  Norddeutschen 
Allgemeinen  Zeitung  veröffentlicht  werden,  hat  dieser  am  31.  Juli 
früh  dem  Gehilfen  Sazonows,  Neratow,  gesagt  :  «  Die  allgemeine 
Mobilmachung  der  russischen  Armee  könne  bei  uns  (in  Deutsch- 
land) nur  dahin  aufgefasst  werden,  dass  Russland  durchaus  den 
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Krieg  wolle.  »  Solche  Auffassung  war  nur  bei  Leuten  möglich,  die 
von  den  ganzen  diplomatischen  Verhandlungen  seit  dem  23.  Juli 
mcht  ein  Sterbenswörtchen  wussten,  und  denen  auch  das  fernere 
Verhalten  Sazonows  am  31.  Juli  und  1.  August  —  bis  zum  Moment 
der  Kriegserklärung  —  unbekannt  blieb.  Wer  diese  diplomatischen 
Verhandlungen  kannte,  konnte  nicht  einen  Moment  darüber  im 
Zweifel  sein,  dass  Russlands  Mobilisierung  nichts  weniger  als  den 
Kriegswillen  bedeutete,  dass  sie  nichts  anderes  als  Sicherung  gegen 
fremde  Kriegsabsichten  bezweckte.  Das  ist  ja  gerade  das  Ver- 
hängnisvolle der  geheimen  Diplomatie,  dass  die  Völker,  um  deren 
Wohl  und  Wehe  es  sich  handelt,  von  den  diplomatischen  Vor- 
gängen nur  das  erfahren,  was  jede  Regierung  ihnen  vorzulegen  für 
gut  befindet.  Durch  Weglassung  oder  Verdrehung  wahrer  Tat- 
sachen kann  jede  Regierung  dem  Verhalten  anderer  Regierungen 
einen  trügerischen  Stempel  aufdrücken  :  aus  einer  Sicherungs- 
massnahme  des  Gegners  kann  man  einen  Bedrohungsakt,  aus 
einer  eigenen  Angriffshandlung  einen  Verteidigungsakt  machen. 
So  hat  man  in  Deutschland  die  russische  Mobilisierung  in  eine 
Bedrohung  des  deutschen  Vaterlandes  umgefälscht  und  fährt 
heute  noch  unentwegt  mit  dieser  Fälschungsmethode  fort. 

Daraus  ist  der  «  Befreiungskrieg  »,  daraus  das  Kriegsziel  der 
Sicherung  gegen  zukünftigen  Ueberfall,  mit  anderen  Worten  die 
Annexionspolitik  —  daraus  die  unabsehbare  Weiterführung  dieses 
wahnsinnigen  Massenmordes  entstanden. 

Der  russische  Ueberfall  ist  das  Fundament  dieser  Höllenkon- 
struktion. 

Daher  die  —  allerdings  vergeblichen  —  Bemühungen,  diesen 
'russischen  Ueberfall  immer  wieder  von  neuem  dem  deutschen 
Volke  als  Kriegsursache  vor  Augen  zu  führen. 

V. 

Einen  Nebenpunkt,  der  aber  für  die  deutsche  Verteidigungs- 
methode charakteristisch  ist,  will  ich  hierbei  noch  erwähnen.  In 
der  deutschen  Kriegsliteratur  spricht  einer  immer  dem  andern 
die  Behauptung  nach,  dass  die  russische  Regierung  —  gewisser- 
massen  aus  bösem  Gewissen  —  ihrer  französischen  Bundesge- 
nossin die  Generalmobilisierung  erst  mit  grosser  Verspätung  mit- 
geteilt habe,  um  Deutschland  bei  dem  französischen  Publikum 
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als  den  Störenfried   erscheinen  zu  lassen.  Die  Norddeutsche  All- 
gemeine Zeitung  sagt  in  dieser  Beziehung  : 

Der  verhängnisvolle  Charakter  der  russischen  Gesamtmobilmachung  ist 
vermutlich  auch  der  Grund  gewesen,  warum  die  russische  Regierung  sich 
nicht  beeilte,  den  französischen  Bundesgenossen  davon  zu  verständigen  :  die 
französische  Regierung  wusste  bekanntlich  noch  am  Abend  des  3 1 .  Juli  nicht, 
dass  Russland  in  der  Nacht  vom  30.  auf  den  31.  Juli  die  Gesamtmobilma- 
chung verfügt  hatte  ;  auch  der  französische  Botschafter  in  Petersburg  hatte 
es,  wie  man  hiernach  annehmen  muss,  nicht  sofort  gemeldet,  so  unglaublich 
das  erscheint.  Die  deutsche  Gegenmassnahme  ist  so  in  Paris  früher  bekannt 
geworden  und  konnte  dem  französischen  Publikum  auf  diese  Weise  leichter 
als  Bedrohimg  von  deutscher  Seite  erscheinen. 

Dieser  Behauptung  steht  die  Depesche  Paleologues  vom  31.  Juli 
(Gelbbuch  Nr.  118)  entgegen,  in  der  der  französische  Botschafter 
die  Erweiterung  der  russischen  Teilmobilisierung  zu  einer  General- 
mobilisierung berichtet,  die  als  Folge  der  österreichischen  General- 
mobilisierung und  der  seit  sechs  Tagen  insgeheim  von  Deutsch- 
land betriebenen  Rüstungsmassnahmen  erfolgt  sei.  Die  Nord- 
deutsche Allgemeine  Zeitung  stützt  sich  scheinbar  auf  die  Bemer- 
kung, die  Viviani  am  31.  Juli  abends  7  Uhr  dem  deutschen  Bot- 
schafter Freiherrn  von  Schön  machte,  als  dieser  ihm  das  deutsche 
Ultimatum  überbrachte.  Viviani  erklärte  dem  Botschafter,  von 
einer  russischen  Generalmobilisierung  noch  nichts  zu  wissen 
(Gelbbuch  Nr.  117).  Diese  Bemerkung  des  französischen  Minister- 
präsidenten ist  ganz  natürlich  zu  erklären  :  die  Depesche  Paleo- 
logues, deren  genaue  Abgangszeit  wir  nicht  wissen,  war  eben 
abends  7  Uhr  noch  nicht  nach  Paris  oder  noch  nicht  zur  Kenntnis 
Vivianis  gelangt.  Mit  dem  Beweise  einer  mala  fides  der  russischen 
Regierung  ist  es  also  nichts  :  der  französische  Botschafter  hat  die 
General mobilisierung  an  demselben  Tage,  an  dem  sie  erfolgte,  nach 
Paris  gemeldet,  voilä  tout. 

Ebenso  wie  der  französische  hat  auch  der  englische  Botschafter 
in  Petersburg  Buchanan  am  31.  Juli  die  Nachricht  von  der  erfolg- 
ten russischen  Generalmobilisierung  telegraphisch  nach  London 
übermittelt  (Blaubuch  Nr.  113).  Das  Blaubuch  vermerkt  ausdrück- 
lich, dass  dieses  Telegramm  am  31.  Juli  in  London  angekommen  sei. 
Also  keine  Spur  von  einer  Verheimlichung  der  russischen  Mobili- 
sierung, weder  dem  französischen  Bundesgenossen  noch  dem 
englischen  Ententefreund  gegenüber. 
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VI. 

Noch  windiger  als  mit  dieser  Beweisführung  sieht  es  mit  den 
Zitaten  aus  der  «  Nowoje  Wremja  »  und  der  Reuter-Korrespondenz 
aus,  die  die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  zur  Ausschmückung 
ihrer  Anklage  gegen  Russland  am  Schluss  noch  hinzufügt.  Die 
Anklage,  die  man  durch  diese  Zitate  unterstützen  will,  lautet  : 

Russland  ist  also  nicht  in  den  Krieg  hineingezogen  worden,  sondern  die 
russische  Regierung  hat  den  Krieg  entfesselt.  Sazonow  wusste,  welches  die 
Folgen  der  nissischen  Mobilmachung  sein  würden.  Er  hat  sie  nicht  verhin- 
dert, weil  er  den  Krieg  wollte,  da  er  sich  des  Erfolges  sicher  glaubte.  (Wolffs 
Telegraphen-Bureau.  Amtlich.  26.  Februar.) 

Diese  unglaubliche  Geschichtsfälschung  leistet  sich  ein  offi- 
ziöses deutsches  Regierungsbureau.  Ich  verlange  von  diesem 
Soldschreiber  gar  nicht  einmal,  dass  er  die  diplomatischen  Doku- 
mente, auch  nur  die  österreichischen  und  deutschen,  durchlesen 
solle,  die  ihn  alle  durch  die  Bank  Lügen  strafen.  Ich  verlange  von 
ihm  nicht,  dass  er  die  chauvinistisch-imperialistische  Literatur 
Deutschlands  durchlesen  soll,  ihre  Zeitungen,  Zeitschriften, 
Bücher  und  Broschüren,  die  fast  alle  —  mit  mehr  oder  weniger 
Deutlichkeit  —  erklären,  dass  Russland  auf  den  Krieg  im  Jahre 
1914  nicht  vorbereitet  war.  dass  es  seine  militärischen  Vorberei- 
tungen erst  in  zwei  bis  drei  Jahren  zu  beendigen  hoffte,  dass  es 
daher  später  zwar  Deutschland  mit  Krieg  überziehen  wollte,  der 
Krieg  im  Jahre  1914  aber  ihm  höchst  ungewollt  und  ungelegen 
kam.  Fast  die  ganze  Kriegstreiber-  und  Kriegsmacher-Literatur 
Deutschlands  zeugt  gegen  den  Bethmannschen  Satz,  dass  Sazo- 
now diesen  Krieg  wollte,  «  da  er  sich  des  Erfolges  sicher  glaubte  ». 
Möge  sich  Herr  von  Bethmann  wegen  dieses  unlösbaren  Wider- 
spruches mit  seinen  eigenen  Landsleuten  auseinandersetzen.  Dem 
Artikelschreiber  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  aber 
empfehle  ich,  nur  den  nachfolgenden  Satz  des  deutschen  Chauvi- 
nistenhäuptlings Chamberlain  zu  lesen  : 

Sazonow hätte  aufrichtig  gern  den  Krieg  vermieden  ;  den  Eindruck  ge- 
winnt man  aus  dem  ganzen  Depeschenwechsel ;  bis  zum  letzten  Augenblick 
—  eigentlich  noch  darüber  hinaus  —  versucht  er,  sich  mit  Oesterreich  zu 
verständigen  ;  wollte  dieses  nur  die  eine  Forderung  aufgeben  (gemeint  ist 

die  Nummer  6  des  österreichischen  Ultimatums) so  fände  er  sich  zu  jedem 

Entgegenkommen  bereit.  »  {Neue  Kriegsauf sätze,  S.  75.) 
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In  diesem  Punkte  hat  Herr  Chamberlain  ausnahmsweise  einmal 
die  Wahrheit  gesagt.  Der  besagte  Depeschenwechsel  zwischen  den 
europäischen  Kanzleien  beweist,  dass  niemand  sehnlicher  als 
Sazonow  die  Friedenserhaltung  erstrebt  hat.  Wenn  man  aber  aus 
Zeitungsausschnitten,  wie  dies  jetzt  Herr  von  Bethmann  aus  zwei 
Aeusserungen  der  Nowoje  Wremja  und  zwei  Depeschen  Reuters 
zu  tun  versucht,  auf  die  Kriegsabsichten  der  Regierungen  schlies- 
sen  will,  —  oh  Jemine  !  Welches  Sündenregister  Hesse  sich  da  aus 
den  Alldeutschen  Blättern,  aus  der  Post,  der  Täglichen  Rundschau, 
der  Kreuzzeitung,  der  Deutschen  Tageszeitung,  der  Rheinisch- 
Westfälischen  Zeitung,  etc.,  aus  tausend  Zeitschriften,  Büchern 
und  Broschüren  unserer  Alldeutschen  und  Völkischen  zusammen- 
stellen, um  die  Hohenzollern  und  ihre  Helfershelfer  langgehegter 
Kriegsabsichten  und  Kriegspläne  zu  überführen.  Das  Material  ist 
so  überreichlich,  dass  man  ganze  Bibliotheken  damit  füllen 
könnte1.  Und  diesem  erdrückenden  Beweismaterial  gegenüber 
wagt  es  die  deutsche  Regierung,  vier  elende  Zeitungsschnitzel 
vorzuführen  —  von  denen  zwei  völlig  nichtssagend  sind  und  zwei 
andere  von  einem  ungenannten  englischen  Zeitungskorrespon- 
denten herrühren  — ,  um  damit  kriegerische  Absichten  Russlands 
darzutun  ?  !  Selbst  wenn  die  vier  Zeitungsausschnitte  etwas  für 
die  russische  Regierung  Gravierendes  enthielten,  so  wären  sie  ein 
Tropfen  im  Verhältnis  zu  dem  Ozean  alldeutscher  Kriegshetze 
und  Kriegstreiberei,  der  seit  Jahrzehnten  Deutschland  überflutet 
hat  und  noch  heute  jede  Vernunft  und  Mässigung  im  deutschen 
Volke  hinwegschwemmt. 

W7ie  traurig  muss  es  um  eine  Sache  bestellt  sein,  die  zu  ihrer 
Verteidigung  so  elende  Arabesken  aus  Zeitungspapier  braucht  ! 

1  Ich  widme  dieser  deutschen  Hetzliteratur  später  (Band  II)  ein  langes  Kapitel. 


VIII. 


Helfterichsche  Bagatellen. 


Herr  Helfferich  legt  ungeheuren  Wert  auf  gewisse  kleine 
Unstimmigkeiten  in  dem  Gelb-  und  Blaubuch,  die  sich  ihrer 
Bedeutung  nach  zu  den  Irrtümern,  Weglassungen  und  falschen 
Darstellungen  in  den  deutschen  und  österreichischen  Publikationen 
wie  i  :  100,000  verhalten.  Aus  einigen  unerheblichen  Redaktions- 
Irrtümern  in  den  Büchern  der  Entente  zieht  der  offizielle  Vertei- 
diger der  deutschen  Regierung  sofort  die  weitgehendsten  Schlüsse 
auf  nachträgliche  Fabrikation  der  Dokumente,  schlaue  Vertu- 
schungsabsichten Sir  Edward  Greys,  etc. 

Was  würden  die  Verteidiger  der  deutschen  Regierung  dazu 
sagen,  wenn  man  ähnliche  Schlussfolgerungen  aus  den  groben 
Schnitzern,  Weglassungen,  falschen  und  widerspruchsvollen  Dar- 
stellungen in  ihren  Büchern  ziehen  wollte  ?  Ich  erinnere  nur, 
um  mich  nicht  zu  wiederholen,  an  die  Weglassung  der  Zaren- 
depesche vom  29.  Juli,  an  die  deutsche  Kriegserklärung  an  Russ- 
land mit  doppeltem  Boden,  an  die  Depesche  Bethmanns  vom 
27.  Juli,  in  der  er,  an  diesem  Tage  noch,  nichts  von  dem  Greyschen 
Konferenz  vorschlage  zu  wissen  erklärt,  an  die  Erzählung  von  der 
russischen  Grenzüberschreitung  und  dem  Kriegsbeginn  durch 
Russland  «  schon  am  Nachmittag  des  1.  August  »  (also  nach  der 
deutschen  Kriegserklärung,  die  um  5  Uhr  nachmittags  überreicht 
werden  sollte),  u.  s.  w. 

Gegenüber  diesen  und  unzähligen  anderen  hahnebüchenen 
Inkorrektheiten  und  Falschheiten  in  den  deutschen  Publikationen, 
gegenüber  der  noch  heute  fortgesetzten  Verschweigung  fast  der 
ganzen  für  die  Schuldfrage  entscheidenden  Korrespondenz  zwi- 
schen Wien  und  Berlin  (mit  Ausnahme  zweier  erst  nach  einem 
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resp.  zwei  Kriegsjahren  plötzlich  zu  Tage  geförderter  Telegramme 
Bethmanns  an  Tschirschky)  —  gegenüber  diesen  grobkörnigen 
Fehlern  und  Unterlassungen  bringt  Herr  Helfferich  zur  Belas- 
tung der  Ententemächte  folgende  Kleinigkeiten  vor,  die  sich  bei 
näherer  Prüfung  als  durchaus  unerheblich  und  keineswegs  be- 
lastend herausstellen  : 


In  dem  Geheimbericht  einer  nicht  genannten  Persönlichkeit 
an  den  damaligen  Minister  des  Auswärtigen,  Stephen  Pichon,  vom 
30.  Juli  1913  (Gelbbuch  Nr.  5)  wird  über  Herrn  von  Kiderlen 
berichtet,  dass  er  «  letzten  Winter  »  (l'hiver  dernier)  der  best- 
gehasste  Mann  in  Deutschland  gewesen  sei,  jetzt  aber  nur  noch 
missachtet  zu  werden  beginne  (commence  ä  n'etre  plus  que  decon- 
sidere)  :  denn  er  gebe  zu  verstehen,  dass  er  seine  Revanche  nehmen 
würde.  Herr  von  Kiderlen  ist  im  Dezember  ig  12  gestorben,  konnte 
also  in  der  Tat  —  darin  muss  ich  dem  scharfsinnigen  Herrn 
Helfferich  recht  geben  —  im  Juli  1913  nicht  mehr  auf  Rache 
sinnen.  Das  beweist  aber  nicht  —  und  darin  hat  Herr  Helfferich 
unrecht  — ,  dass  der  Geheimbericht  vom  30.  Juli  1913  nachträg- 
lich zum  Zwecke  der  Publikation  im  Gelbbuch  fabriziert  worden 
sei.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  es  in  der  Tat,  als  wenn  der  Ver- 
fasser des  Geheimberichtes  vom  30.  Juli  1913  den  unverzeihlichen 
Irrtum  begangen  habe,  Herrn  von  Kiderlen-Wächter,  der  bereits 
im  Dezember  1912  gestorben  war,  sieben  Monate  später  noch  als 
lebend  zu  behandeln.  Dieser  Irrtum  über  eine  Persönlichkeit 
wäre  jedenfalls  hundertmal  verzeihlicher,  als  die  folgenschweren 
sachlichen  Irrtümer,  von  denen  die  deutschen  Dokumenten- 
Sammlungen  voll  sind.  Bei  näherem  Zusehen  aber  stellt  sich 
heraus,  dass  der  Irrtum  gar  nicht  einmal  begangen  worden  ist, 
dass  das  Versehen  vielmehr  auf  Seiten  des  Herrn  Helfferich 
liegt.  Die  Ueberschrift  der  Nr.  5  des  Gelbbuches  lautet  nämlich 
folgendermassen  : 

«  Note  ä  M.  Stephen  Pichon,  Ministre  des  Affaires 
etrangeres  (sur  l'opinion  publique  en  Allemagne,  d'apres 
les  rapports  des  agents  diplomatiques  et  consulaires) . 

Paris,  le  30  juillet  1913.  »  ' 
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Der  Bericht  beginnt  mit  den  Worten  :  «  Des  observations  que 
nos  agents  en  Allemagne  ont  pu  recueillir  aupres  de  personnes  en 
mesure  de  penetrer  dans  les  milieux  les  plus  divers,  Ton  peut 
tirer  cette  conclusion » 

Aus  der  Ueberschrift  und  dem  Eingangssatz  geht  also  hervor, 
dass  der  Bericht  vom  30.  Juli  1913  ein  Resume  aus  einer  Anzahl 
diplomatischer  und  konsularischer  Spezialberichte  darstellt  —  eine 
Zusammenfassung,  die  für  den  Gebrauch  des  damaligen  Minis- 
ters des  Auswärtigen  Mr.  Pichon  bestimmt  war,  um  ihm  ein 
Gesamtbild  der  seit  dem  letzten  Marokko- Konflikt  von  191 1  in 
Deutschland  herrschenden  Strömungen  zu  geben.  Derartige 
Resumes  zum  Gebrauch  von  Herrschern  und  Ministern  sind  in  den 
Kanzleien  aller  Staaten  üblich  und  dazu  bestimmt,  den  massge- 
benden Personen  das  Nachschlagen  einer  auf  längere  Perioden 
verteilten  Reihe  von  Einzelberichten  zu  ersparen.  Auch  das  zweite 
deutsche  Weissbuch  (S.  49 — 57)  enthält  eine  Reihe  solcher.  Geheim- 
berichte, die  meisten  ohne  genaues  Datum,  bloss  mit  Monats- 
angabe. 

Wer  den  Bericht  vom  30.  Juli  aufmerksam  durchliest,  erkennt 
sofort,  dass  die  mit  der  Marokko- Krisis  vom  Juli  191 1  beginnende 
historische  Darstellung  der  beständig  anwachsenden  Kriegs- 
strömungen in  Deutschland  (die  in  den  geräuschvollen  Erinne- 
rungsfesten an  den  Befreiungskrieg  von  1813  ihren  stärksten  und 
beunruhigendsten  Ausdruck  gefunden  hatten)  nicht  im  Juli  igij 
aus  einem  Guss  entstanden,  sondern  in  der  Tat  —  wie  die  Ueber- 
schrift und  der  Eingangssatz  besagen  —  aus  Einzelberichten,  die 
successive  den  Ereignissen  folgen,  zusammengesetzt  worden  ist. 
Damit  erklärt  sich  in  ganz  natürlicher  Weise  der  scheinbare 
Irrtum  über  den  Todestag  des  Herrn  von  Kiderlen- Wächter  — 
ein  Irrtum,  den  man,  wie  so  viele  andere  unerhebliche  Fragen,  im 
wahren  Sinne  des  Wortes  zu  einer  «  Frage  auf  Leben  und  Tod  » 
emporschrauben  möchte. 

Aus  dem  Wassertröpfchen  dieses  scheinbaren  Irrtums  möchte 
man  —  nach  Helfferichs  Vorgang  —  ein  Meer  von  französischen 
Lügen,  nachträglichen  Fabrikationen,  etc.,  herleiten.  In  Wahr- 
heit ist  der  betreffende  Spezialbericht  des  diplomatischen  oder 
konsularischen  Agenten,  der  auf  der  ersten  Seite  des  für  den 
Minister  bestimmten  Resumes  verarbeitet  ist,  offenbar  in  der  Zeit 
zwischen  dem  Frühjahr  und  dem  Dezember  igi2  abgefasst  worden, 
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also  in  einer  Periode,  wo  Herr  von  Kiderlen- Wächter  tatsächlich 
noch  lebte  und  tatsächlich,  wie  wir  aus  der  alldeutschen  Literatur 
wissen,  im  alldeutschen  Lager  einer  der  bestgehassten  Männer  war. 
Der  Verfasser  des  Resumes  vom  30.  Juli  1913  hätte  vielleicht 
besser  getan,  wenn  er  am  Rande  seiner  Schrift  die  Daten  der  von 
ihm  benutzten  Einzelberichte  notiert  hätte,  ähnlich  wie  dies  in 
den  deutschen  Aktenstücken  zum  Kriegsausbruch  (S.  49-57)  ge- 
schehen ist.  Aus  dieser  Unterlassung  aber  sofort  Fälschung  und 
nachträgliche  Fabrikation  herausschlagen,  ist  eine  Spezialität  der 
deutschen  Verteidigungstaktik,  die  sich  nur  aus  der  Unmöglich- 
keit erklärt,  mit  loyalen  Mitteln  die  erdrückende  Schlagkraft 
der  diplomatischen  Schuldbeweise  gegen  Deutschland  und  Öster- 
reich zu  erschüttern. 

II. 

Einen  anderen  Treffer  glaubt  Herr  Helfferich  zu  machen, 
indem  er  in  der  Anlage  3  zu  Nr.  J05  des  Blaubuches  (erste  Aus- 
gabe) einen  Irrtum  in  der  Angabe  eines  Wochentages  feststellt. 
Besagte  Anlage,  deren  Inhalt  mit  der  Note  Vivianis  an  Paul 
Cambon  vom  30.  Juli  1914  (Gelbbuch  Nr.  106)  übereinstimmt, 
wurde  an  dem  genannten  Tage  vom  französischen  Botschafter 
dem  englischen  Staatssekretär  des  Auswärtigen  übergeben,  um 
ihm  zu  beweisen,  dass  die  deutschen  Militärvorbereitungen  bereits 
seit  fünf  Tagen,  d.  h.  seit  dem  25.  Juli  —  dem  Tage  der  Ueber- 
gabe  der  serbischen  Antwort  auf  das  österreichische  Ultimatum  — 
in  vollem  Gange  seien,  dass  die  deutschen  Truppen  bereits  an  den 
Grenzen  von  Metz  bis  Luxemburg  konzentriert,  Grenzplätze 
befestigt,  Bahnhöfe  militärisch  besetzt,  Reservisten  eingezogen, 
Strassen  verbarrikadiert  und  für  Automobilverkehr  gesperrt 
seien,  etc. 

Die  Anlage  3  zu  Nr.  105  des  Blaubuches  (in  der  mir  vorlie- 
genden Ausgabe)  beginnt  mit  dem  Satze  :  «  L' Armee  allemande 
a  ses  avant-postes  sur  nos  bornes-frontieres,  hier  ;  par  deux  fois, 
des  patrouilles  allemandes  ont  penetre  sur  notre  territoire.  »  Der 
zweite  Teil  dieses  Satzes  lautet  in  der  Note  Vivianis  an  Cambon 
(Gelbbuch  Nr.  106)  in  etwas  abweichender  Wortstellung  folgender- 
massen  :  «  par  deux  fois,  liier,  des  patrouilles  allemandes  ont 
penetre  sur  notre  territoire.  »  Herr  Helfferich  behauptet  nun 
—  und  ich  habe  keine  Veranlassung,  seine  Versicherung  zu  be- 
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zweifeln,  obwohl  ich  nicht  in  der  Lage  bin,  sie  zu  kontrollieren  —  : 
in  dem  ersten  Druck  des  englischen  Blaubuches  habe  hinter  dem 
Worte  «  hier  »  das  Wort  «  vendredi  »  gestanden.  Dieser  Zusatz 
des  Wochentages  sei  aber  in  der  folgenden  Ausgabe  gestrichen 
worden,  da  er  ja  eine  Unstimmigkeit  enthalten  habe  :  der  30.  Juli 
war  nämlich  ein  Donnerstag,  der  vorhergehende  Tag,  der  29.  Juli, 
also  kein  Freitag  (vendredi),  sondern  ein  Mittwoch  (mercredi). 
Aus  dieser  falschen,  später  gestrichenen  Wocheutagsangabe 
schliesst  Helfferich  —  auch  liier  wieder  mit  bösen  Absichten  der 
Gegner  operierend  — ,  dass  die  Note  vom  (angeblich)  30.  Juli 
tatsächlich  erst  am  Sonnabend  den  i.  August  verfasst  und  dem 
englischen  Staatssekretär  überreicht  worden  sein  kann.  Die 
Datums- Angabe  des  30.  Juli  sei  also  eine  absichtliche  Vordatierung 
um  zwei  Tage,  um  die  angeblichen  Provokationen  und  Grenz- 
überschreitungen der  deutschen  Truppen  fälschlich  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt,  nämlich  schon  auf  Mittwoch  den  29.  Juli,  zu 
verlegen. 

Sehr  scharfsinnig  herausgefunden,  Herr  Staatssekretär,  — 
aber  dennoch  völlig  haltlos,  dieser  Vorwurf  der  Fälschung  ! 
Die  einfachste  Erklärung  der  falschen  Wochentagsangabe  in  der 
ersten  Ausgabe  des  Blaubuches  wäre  :  ein  Druckfehler.  Die  Worte 
vendredi  und  mercredi  enthalten  jedes  acht  Buchstaben,  von 
denen  fünf  identisch  und  nur  drei  verschieden  sind.  Setzt  man  in 
vendredi  an  Stelle  des  v  n  d  die  Buchstaben  m  r  c  ,  so  haben 
wir  sofort  aus  dem  Freitag  einen  Mittwoch  gemacht.  Wenn  sich 
der  Setzer  also  in  diesen  drei  Buchstaben  geirrt  hat,  fällt  das 
ganze  Argument  in  sich  zusammen. 

Aber  weiter  :  Im  Gelbbuch  (Nr.  106)  lautet  die  Zeitangabe 
einfach  «  hier  »,  ohne  Bezeichnung  des  Wochentages.  Sie  weist 
also,  da  die  Note  Vivianis  vom  Donnerstag  den  30.  Juli  datiert  ist, 
bestimmt  auf  den  Mittwoch,  als  den  Tag  der  deutschen  Grenz- 
überschreitungen, hin.  Es  ist  undenkbar,  dass  der  französische 
Minister-Präsident  in  seiner  Note  an  den  Londoner  Botschafter 
Paul  Cambon  ein  anderes  Datum  angegeben  haben  sollte,  als  in 
seiner  für  Sir  Edward  Grey  bestimmten  Sachdarstellung  von 
demselben  Tage  (30.  Juli),  die  derselbe  Botschafter  in  London 
überreichen  sollte.  Auch  dieser  Umstand  also  spricht  für  einen 
einfachen  Druckfehler. 

Dafür  spricht  auch  folgende  Erwägung  :  Welchen  Zweck  sollte 
die  französische  Regierung  damit  verfolgt  haben,  die  angeblichen 
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deutschen  Grenz- Verletzungen  vom  Freitag  auf  den  Mittwoch, 
vom  31.  auf  den  29.  Juli  vorzudatieren  ?  Wären  nicht  die  Grenz- 
verletzungen vom  Freitag  den  31.  Juli  eben  so  völkerrechtswidrig 
und  provozierend  gewesen,  wie  die  vom  Mittwoch  den  29.  Juli  ? 
Am  31.  Juli  war  doch  noch  Friedenszustand  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich.  Erst  abends  um  7  Uhr  an  diesem  Tage  wurde  an 
die  französische  Regierung  die  Anfrage  gestellt,  wie  sich  Frank- 
reich im  Falle  eines  deutsch-russischen  Krieges  verhalten  würde  ? 
Erst  am  nächsten  Tage,  Sonnabend  den  1.  August  mittags  1  Uhr, 
lief  die  Ultimatums- Frist  ab  und  erst  am  Montag  den  3.  August 
abends  ist  der  Krieg  an  Frankreich  erklärt  worden.  Ich  kann 
also  keinen  Unterschied  darin  erkennen,  ob  die  behaupteten 
Grenzverletzungen  seitens  der  deutschen  Truppen  am  Mittwoch 
oder  am  Freitag  erfolgt  sind.  Selbst  am  Freitag  würden  sie  vier 
Tage  vor  der  Kriegserklärung  erfolgt  sein,  also  einen  unbedingt 
völkerrechtswidrigen  Akt  darstellen.  Da  niemand  zum  Vergnügen 
fälscht,  sondern  stets  ein  Vorteil  für  den  Fälscher  herausschauen 
muss,  so  frage  ich  Herrn  Helfferich  :  Welchen  Vorteil  konnte  die 
französische  Regierung  erwarten,  wenn  sie  den  Freitagsüberfall 
schon  auf  den  Mittwoch  verlegte  ? 

Und  noch  auf  einen  anderen  Punkt  mache  ich  aufmerksam, 
der,  weil  er  die  bona  fides  der  französischen  Regierung  ins  Licht 
setzt,  von  Herrn  Helfferich  mit  Stillschweigen  übergangen  wird. 
Im  Absatz  2  der  Anlage  3  zu  Nr.  105  ist  ein  wirklicher  Irrtum  in 
der  Wochentags- Angabe  enthalten.  Diesen  Irrtum  hat  man  aber 
ruhig  im  Blaubuch  stehen  lassen,  ja  man  hat  ihn  sogar  durch 
eine  Fussnote  der  englischen  Regierung  ausdrücklich  hervorge- 
hoben und  klargestellt.  Die  französische  Darstellung  (Anlage  3 
zu  Nr.  105)  enthält  nämlich  folgenden  Satz  : 

J'ajoute  que  toutes  nos  infoimations  concordent  poui  montrer  que  les 
preparatifs  allemands  ont  commenc6  samedi,  le  jour  meme  de  la  remise  de  la 
note  autrichienne . 

Dieser  Satz  enthält  insofern  einen  Irrtum,  als  die  österrei- 
chische Note  schon  am  Donnerstag  den  23.  Juli,  dagegen  die  ser- 
bische Antwort-Note  am  Sonnabend  den  25.  Juli  übergeben 
worden  ist.  In  obigem  Satze  muss  es  also  statt  «  note  autrichienne  » 
heissen  «  note  serbe  ».  Das  stimmt  dann  auch  mit  der  Behauptung 
in  Vivianis  Instruktion  an  Paul  Cambon  vom  30.  Juli  (Gelbbuch 
Nr.  106)  überein,  wonach  Deutschland  seit  fünf  Tagen,  also  seit 
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Sonnabend  den  25.  Juli,  seine  Militär- Vorbereitungen  begonnen 
habe.  Die  englische  Fussnote  zu  Anlage  3  macht  auf  den  Irrtum 
in  dem  französischen  Texte  ausdrücklich  aufmerksam  und  hebt 
hervor,  dass  offenbar  der  Tag  der  Uebergabe  nicht  der  österrei- 
chischen, sondern  der  serbischen  Note  gemeint  sei.  Dieser  offene 
Hinweis  der  englischen  Regierung  auf  einen  von  der  französischen 
begangenen  Irrtum  in  der  Tagesbezeichnung  beweist,  dass  ein 
Fälschungs-Komplott  zwischen  beiden  Regierungen  —  das  ja 
ausserdem  zwecklos  gewesen  wäre,  wie  ich  oben  nachgewiesen 
habe,  —  nicht  bestanden  hat.  Wenn  man  die  Anlage  3  absichtlich 
vordatiert  oder  sonst  «  pour  la  galerie  »  irgendwie  gefälscht  hätte, 
so  würde  man  doch  zunächst  den  wirklichen  Irrtum  (Sonnabend 
als  Uebergabetag  der  österreichischen  Note)  beseitigt  und  dem 
französischen  Texte  die  Rektifikation  durch  die  englische  Fussnote 
erspart  haben.  Diese  Rektifikation  konnten  die  Fälscher  doch 
insgeheim  unter  sich  besorgen.  Wozu  sie  an  die  Oeffentlichkeit 
bringen  und  ein  —  allerdings  entschuldbares  —  Versehen  des 
französischen  Verfassers  noch  besonders  festnageln  ?  Die  Ehrlich- 
keit der  Beteiligten,  die  sich  in  der  Behandlung  des  zweiten 
Absatzes  zeigt,  spricht  —  ausser  allem  anderen  —  dafür,  dass  auch 
bei  dem  Versehen  im  ersten  Absatz  nichts  anderes  als  ein  Druck- 
fehler und  keinerlei  böse  Absicht  vorliegt. 

III. 

Zum  Schluss  noch  ein  Posten  in  dem  Sünden-Register,  das 
Herr  Helfferich  dem  «  perfiden  »  englischen  Staats-Sekretär 
vorhält,  —  ein  Beispiel  für  den  unglaublichen  Fleiss  des  deutschen 
Kritikers,  aber  gleichzeitig  für  die  Erfolglosigkeit  seiner  Bemü- 
hungen. Am  27.  Juli  morgens  fand  eine  Unterhaltung  zwischen  Sir 
Edward  Grey  und  dem  Fürsten  Lichnowsky  statt,  in  der  Grey  mit 
gebührender  Entschiedenheit  auf  das  weitgehende  Entgegenkom- 
men der  serbischen  Antwortnote,  auf  den  konziliatorischen 
Einfluss  Russlands  in  Belgrad  und  auf  die  Notwendigkeit  hinwies, 
dass  nun  auch  in  Wien  etwas  Entgegenkommen  gezeigt  und  ein 
deutscher  Druck  in  dieser  Richtung  ausgeübt  werden  müsse.  Die 
serbische  Antwort  sollte  doch  mindestens  als  eine  Basis  für 
weitere  Verhandlungen  zugelassen  werden.  Wenn  Oesterreich  diese 
Antwort  als  wertlos  ablehnen  und  in  Serbien  einrücken  würde, 
ohne  Rücksicht  auf  die  daraus  entstehenden  Folgen,  so  könnten 


408  DAS  VERBRECHEN 

Wirkungen  eintreten,  die  weit  über  den  österreichisch-serbischen 
Streit  hinausgingen,  es  könnten  andere  Mächte  hineingezogen 
werden  und  einer  der  grössten  je  erlebten  Kriege  ausbrechen. 

Diese  Unterhaltung  zwischen  Grey  und  Lichnowsky  wird  aus- 
führlich in  der  Note  Greys  an  Goschen  vom  27.  Juli  (Blaubuch 
Nr.  46)  berichtet  und  auch  von  dem  französischen  Geschäfts- 
träger de  Fleuriau  in  einer  Depesche  an  den  damaligen  franzö- 
sischen Minister  Bienvenu-Martin  (Gelbbuch  Nr.  66)  kurz  reka- 
pituliert.  Die    Bemerkung    Greys,   dass   eventuell   auch   andere 
Mächte  in  den  Konflikt  hineingezogen  werden  könnten,  ist  in  der 
englischen  wie  in  der  französischen  .Note  gleichlautend  wieder- 
gegeben. Im  Englischen  heisst  es  :  «  and  would  bring  other  Powers 
in  »,  im  Französischen  :  «  une  guerre  ä  laquelle  d'autres  Puissances 
seraient  amenees  ä  prendre  part  ».  Bis  dahin  ist  die  Sache  also 
vollkommen  klar.  Nun  aber  hat  Herr  Helfferich  mit  seinem  aner- 
kennenswerten —  nur  leider  nach  der  schlechten,  nicht  nach  der 
guten  Seite  hin  betätigten  —  Forscherfleiss  herausgefunden,  dass 
in  einer  autorisierten  Uebersetzung  des  Gelbbuches  ins  Englische 
die  betreffenden  Worte  folgendermassen   wiedergegeben  sind   : 
«  a  war  in  which  dl  the  Powers  would  take  part  ».  Halt,  sagt  sich 
Herr  Helfferich,   schon  wieder  eine   Perfidie,   eine  Fälschung  ! 
Aus  «  andere  Mächte  »  wie  es  im  Gelbbuch  (und  auch  im  Blaubuch) 
heisst,  lässt  Grey  durch  absichtliche  Retouche  «  alle  Mächte  » 
machen,   um  sich  «  eine   Klarheit  der  Sprache  schon  für  den 
27.  Juli  »  zuschreiben  zu  lassen,  «  die  er  in  Wirklichkeit  erst  einige 
Tage  später  gefunden  hat  ».  Das  soll  heissen,  aus  dem  Helfferich- 
schen  ins  deutsche  und  deutliche  übersetzt  :  Grey  wünschte  dem 
englischen  Publikum  in  dem  Lichte  zu  erscheinen,  als  wenn  er 
bereits  am  27.  Juli  die  Beteiligung  aller  Mächte,  also  auch  Englands, 
am  Kriege  für  den  Fall  der  fortgesetzten  Intransigenz  Öster- 
reichs in  Aussicht  gestellt  habe. 

Auf  diese   kaum  ernst  zu  nehmende  Tüftelei   erwidere  ich 
folgendes  : 

a)  Vom  philologischen  Standpunkt  aus  :  das  Wort 
«  alle  »  heisst  im  englischen  nicht  «  al  »,  sondern  «  all  » 
(mit  zwei  l).  Es  muss  also  entweder  ein  Buchstabe  wegge- 
lassen worden  sein  oder  sonst  ein  Druckfehler  vorliegen. 
Wahrscheinlich  heisst  das  Wort  in  der  englischen  Ueber- 
setzung «  other  »,  wofür  irrtümlich  «  al  the  »  gesetzt  worden 
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ist  ;  dann  würde  der  Text  der  Uebersetzung  genau  mit 
dem  Blaubuch  übereinstimmen. 

b)  Wie  kann  man  dem  klugen  englischen  Minister  den 
Blödsinn  zutrauen,  gegenüber  den  vorliegenden  englischen 
und  französischen  Original  texten  in  die  englische 
Uebersetzung  aus  dem  Französischen  einen  anderen  wider- 
sprechenden Wortlaut  hineinpraktizieren  zu  wollen  ?  !  Die 
Fälschung  konnte  ja  sofort  durch  Vergleichung  mit  den 
Originaltexten  festgestellt  werden.  Vor  allem  lag  doch  dem 
englischen  Publikum  als  wichtigstes  und  massgebendes 
Dokument  das  Blaubuch  selber  vor,  und  darin  hiess  es 
doch  richtig  :  «  other  Powers  »,  nicht  :  «  al  the  Powers  ».  Wie 
konnte  Grey  am  27.  Juli  die  Behauptung  aufstellen,  und 
—  angeblich  zu  seinen  Gunsten  —  glauben  machen  wollen, 
dass  alle  Mächte  in  den  Krieg  hineingezogen  werden 
würden  ?  Es  gibt  doch  noch  jetzt,  trotz  der  immer  wei- 
teren Ausdehung  des  Weltbrandes,  noch  eine  Anzahl 
Mächte,  die  dem  Kriege  fern  geblieben  sind.  Italien  ist 
ihm  neun  Monate  lang  fern  geblieben,  Bulgarien  noch  länger, 
Rumänien  zwei  Jahre  lang  und  andere  an  dem  Ausgang 
stark  beteiligte  Mächte  sind  noch  heute  neutral.  Die  Be- 
hauptung Greys,  alle  Mächte  würden  hineingezogen  werden, 
wäre  also  zu  weitgehend  und  daher  falsch  gewesen. 

c)  Der  Zweck,  den  der  englische  Staatssekretär  mit  der 
Eröffnung  seiner  Zukunfts-Perspektive  dem  Fürsten  Lich- 
nowsky  gegenüber  verfolgte,  bedurfte  auch  gar  nicht  dieser 
grob  -  positiven  Behauptung,  dass  alle  Mächte  hinein- 
gezogen würden.  Die  diplomatischere  Wendung  :  auch 
andere  Mächte  würden  hineingezogen  werden,  war  für  den 
Diplomaten  Lichnowsky  vollständig  genügend,  um  die 
Möglichkeit  einer  Hineinziehung  auch  Englands  ins  Auge 
zu   fassen. 

d)  Wie  kann  man  vernünftigerweise  dem  englischen 
Staatssekretär  des  Auswärtigen  die  Absicht  zutrauen,  sich 
nachträglich  durch  Textfälschungen  eine  Stellungnahme 
vindizieren  zu  wollen,  die  seinen  authentischen,  offenkun- 
digen und  aller  Welt  bekannten  Handlungen  widerspricht  ? 
Ich  habe  in  meinem  Buche  und  in  dieser  Arbeit  nachge- 
wiesen,   dass   Greys   Taktik   gerade    darin   bestand,    sich 
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keiner  Partei  zu  verschreiben,  weder  der  einen  die  Neutra- 
lität noch  der  anderen  die  Kriegshilfe  zuzusagen,  und  dass 
der  Zweck  dieser  Taktik  war.  beide  Teile  zur  Mässigung  zu 
veranlassen  und  so  den  Krieg  zu  vermeiden.  Diese  Taktik 
hat  Grey  —  in  Uebereinstimmung  mit  seinen  Kollegen 
und  auch  mit  dem  englischen  König,  der  sich  dem  Präsi- 
denten Poincare  gegenüber  in  gleicher  Weise  verhielt,  — 
bis  nach  Ausbruch  des  deutsch-russischen  Krieges  unent- 
wegt verfolgt.  Selbst  Herr  Helfferich  datiert  —  fälschlicher- 
weise —  eine  entschiedenere  Stellungnahme  Greys,  «  eine 
Klarheit  der  Sprache  »  zu  Gunsten  der  Entente-Mächte 
erst  vom  29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  87),  nicht  aber  schon  vom 
27.  Juli  (Blaubuch  Nr.  46)  ab.  Traut  Herr  Helfferich 
seinem  Angeklagten  wirklich  die  Dummheit  zu,  noch  über 
die  Vorwürfe  des  Anklägers  hinaus  zu  gehen  und  sich 
absichtlich  mit  einer  Parteinahme  schon  am  27.  Juli  be- 
lasten zu  wollen,  die  Herr  Helfferich  selbst  erst  vom  29.  Juli 
datiert  ?  !  Man  sieht  :  auch  diese,  aus  einer  angeblichen 
Textfälschung  hergeleitete  Perfidie  fällt,  wie  alle  ähnlichen 
Vorwürfe  Helfferichs,  in  nichts  zusammen. 

IV. 

Da  wir  nun  einmal  bei  den  «  Bagatellen  »  sind,  so  möchte  ich 
die  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen,  Herrn  Helfferich  vor 
Augen  zu  halten,  wohin  seine  Methode,  aus  kleinen  Versehen 
grosse  Schlüsse  zu  ziehen,  zu  seinem  und  seiner  Regierung  Nach- 
teil führen  würde.  Seine  und  seiner  Klientin,  der  deutschen  Re- 
gierung, grosse  «  Versehen  »  —  um  dieses  milde  Wort  zu  gebrau- 
chen —  habe  ich  im  Laufe  dieser  Arbeit  genügend  aufgedeckt  und 
festgenagelt.  Nachstehend  einige  kleinere  Versehen,  die  aber 
immer  noch  die  den  fremden  Regierungen  vorgeworfenen  erheb- 
lich übersteigen  und  dem  Verteidiger  Deutschlands  die  Wahrheit 
des  Satzes  ins  Gedächtnis  rufen  mögen  :  peccatur  intra  muros 
et  extra. 

Herr  Helfferich  spricht,  auf  Seite  22,  lang  und  breit  von  Gelb- 
buch Nr.  102,  er  meint  aber  Nr.  101.  Herr  Helfferich  verlegt 
(S.  23)  die  englisch-französische  Entente  in  das  Jahr  1905,  während 
sie  tatsächlich  am  8.  April  1904  abgeschlossen  ist.  — 

Die  deutsche  Kriegserklärung  an  Russland  ist  bekanntlich  in 
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doppelter  Fassung,  sozusagen  zur  Auswahl,  in  Petersburg  über- 
reicht worden  (siehe  mein  Buch,  S.  171).  Sicher  eine  unerhörte, 
wohl  noch  nie  dagewesene  Nachlässigkeit  in  einem  solchen  Schrift- 
stück, aber  ebenso  sicher  keine  Böswilligkeit  !  — 

Ein  viel  ernsterer  Fall,  der  allerdings  weitgehende  Schlüsse 
zulässt,  —  ich  habe  schon  oben  kurz  auf  ihn  hingewiesen  —  ist 
folgender :  Die  deutsche  Kriegserklärung  an  Russland  ist  bekannt- 
lich nur  mit  der  Nichterfüllung  der  Forderung  auf  Demobilisation 
motiviert  worden ;  das  deutsche  Weissbuch  fügt  dann,  offenbar 
zur  Verstärkung  des  Kriegsgrundes  und  um  dem  deutschen  Volke 
den  Ueberfallskrieg  glaubhaft  zu  machen,  die  Bemerkung  hinzu, 
russische  Truppen  hätten  «  schon  am  Nachmittag  des  i.  August  » 
die  deutsche  Grenze  überschritten.  Aus  dem  «  Nachmittag  des 

1.  August  »  macht  nun  Herr  Helfferich  die  «  Nacht  vom  1.  zum 

2.  August  »  (S.  14).  Er  setzt  sich  also  mit  seinem  Vorgesetzten, 
Herrn  von  Bethmann,  in  Widerspruch  und  zerstört  durch  diesen 
Widerspruch  zwischen  Staatssekretär  und  Reichskanzler  nun 
vollends  die  Legende  von  dem  russischen  Ueberfall.  Schon  der 
Bethmannsche  «  Nachmittag  des  1.  August  »  war  eine  ebenso 
unbewiesene  als  unsinnige  Zeitbestimmung  ;  unsinnig  deshalb, 
weil  um  5  Uhr  nachmittags  die  Kriegserklärung  überreicht  werden 
sollte,  spätere  Kriegsakte  Russlands  also  keinen  Ueberfall  dar- 
stellten. Die  Helfferische  «  Nacht  vom  1.  zum  2.  August » ist  ebenso 
unbewiesen,  aber  noch  viel  unsinniger,  denn  in  dieser  Nacht  war 
unter  allen  Umständen,  wenn  man  die  tatsächliche  Uebergabe  der 
Kriegserklärung  —  nach  der  französisch-russischen  Zeitangabe  — 
auf  7  Uhr  10  abends  festsetzt,  der  Krieg  an  Russland  bereits 
erklärt.  — 

Ein  ferneres  Beispiel  deutscher  Inkorrektheiten  :  Weissbuch. 
S.  9,  berichtet,  dass  Grey  am  26.  Juli  seinen  Konferenzvorschlag 
gemacht  hatte.  Schon  dies  ein  Irrtum,  denn  der  Vorschlag  stammte 
bereits  vom  24.  Juli  (Blaubuch  Nr.  10).  Die  Anlage  12  des  Weiss- 
buchs behauptet  aber,  dass  sogar  am  27.  Juli  von  einem  Greyschen 
Konferenzvorschlage  «  hier  bisher  nichts  bekannt  »  sei.  — 

Weissbuch,  S.  8,  datiert  das  bekannte  russische  Communique, 
dass  Russland  nicht  indifferent  bleiben  könne  etc.,  auf  dem 
24.  Juli  ;  tatsächlich  stammt  es  vom  25.  Juli  (Orangebuch  Nr.  10). 

Dies  eine  kleine  Auslese  kleinerer  Irrtümer.  Sie  sehen,  mein 
hochverehrter   Herr   Staatssekretär,    wie   leicht   es  ist,   in   dem 
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umfangreichen  und  komplizierten  Aktenmaterial  auch  Ihnen  und 
Ihrer  Klientin  Versehen  nachzuweisen.  Wollte  man  alle  ähnlichen 
Irrtümer  in  den  deutschen  und  österreichischen  Publikationen, 
in  den  Aeusserungen  des  Reichskanzlers  und  in  Ihrer  eigenen 
Schrift  zusammenstellen,  man  müsste  einen  grossen  Band  damit 
füllen.  Wie  würde  es  Ihnen  nun  gefallen,  wenn  man  aus  jedem 
solchen  lapsus  auf  ihrer  Seite  die  schweren  Vorwürfe  der  Fäl- 
schung, der  nachträglichen  Fabrikation,  der  Unglaubwürdigkeit 
des  ganzen  Aktenmaterials  etc.  herleiten  wollte  ?  Ich  unterlasse 
es,  Ihrem  Beispiele  zu  folgen  ;  ich  nehme  Irrtümer  für  das,  was 
sie  sind,  eben  für  Irrtümer.  Den  Vorwurf  der  Fälschung,  der  Täu- 
schung des  eigenen  Volkes  und  der  Welt  spare  ich  mir  für  die  grossen 
entscheidenden  Tatsachen  auf,  wo  der  Vorwurf  am  Platze  ist.  Ich 
habe  leider  nur  allzu  oft  Gelegenheit  gehabt  und  werde  sie  noch 
weiter  haben,  dieses  schwere  Geschütz  gegen  die  Machthaber 
Deutschlands  aufzufahren.  Wozu  soll  ich  auch  noch  nach  Spatzen 
mit  Kanonen  schiessen  ? 


IX. 


Belgiens  Komplott  mit  England. 


Die  deutsche  Regierung  hat  bekanntlich  nach  dem  Einbruch 
der  deutschen  Truppen  in  Belgien  diesen  Akt  zunächst  —  in  der 
Reichskanzlerrede  vom  4.  August  —  für  ein  Unrecht  erklärt,  das 
man  später  wieder  gutmachen  werde,  sobald  das  militärische  Ziel 
Deutschlands  erreicht  sei.  Später  indessen  hat  man  dieses  Ge- 
ständnis zurückgezogen  und  es  in  die  Behauptung  umgewandelt, 
dass  den  Belgiern  vollkommen  recht  geschehen  sei,  da  sie  bereits 
seit  Jahren  ihre  Neutralität  tatsächlich  aufgegeben  und  sich  für 
den  Kriegsfall  auf  die  Seite  der  Ententemächte  gestellt  hätten. 
Soweit  Frankreich  hierbei  in  Betracht  kommt,  hat  die  deutsche 
Regierung  Beweise  bisher  nicht  vorgebracht.  Soweit  aber  England 
in  Betracht  kommt,  hat  man  versucht,  aus  Dokumenten,  die  in 
Brüsseler  Archiven  gefunden  worden  sind,  ein  englisch-belgisches 
Komplott  gegen  Deutschland  herzuleiten. 

Auf  diese  Beschuldigungen  bin  ich  in  meinem  Buche  (S.  181 
bis  187)  ausführlich  eingegangen,  habe  aber  bei  der  unendlichen 
Fülle  des  Materials  nicht  jeden  einzelnen  Punkt  behandeln  können, 
sondern  mich  begnügen  müssen,  zur  Ergänzung  meiner  Ausfüh- 
rungen auf  das  ausgezeichnete  Werk  Waxweilers  :  La  Belgique 
neutre  et  loyale  (Lausanne,  Librairie  Payot  &  Cie,  1915)  hinzu- 
weisen1. Die  Schrift  des  Herrn  Helfferich  zwingt  mich,  einige  in 
meinem  Buche  nicht  oder  nicht  genügend  erörterte  Punkte  nach- 
träglich zu  behandeln. 

1  Inzwischen  ist  eine  Fortsetzung  dieses  Werkes  unter  dem  Titel:  Le  ProclM 
de  la  Neutralitt  Beige  (Lausanne,  Librairie  Payot  &  C'e,  1916)  erschienen.  Die 
Lektüre  beider  Werke  empfehle  ich  jedem,  der  sich  über  die  belgische  Frage  gründ- 
lich und  unparteiisch  unterrichten  will. 
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Die  deutschen  Beschuldigungen  gegen  Belgien  stützen  sich  im 
wesentlichen  auf  zwei  Dokumente  :  auf  einen  Bericht  des  Generals 
Ducarne  vom  10.  April  1906  über  Unterhaltungen,  die  er  mit  dem 
englischen  Militärattache  Oberstleutnant  Barnardiston  gehabt 
hatte,  und  auf  eine  Aufzeichnung  von  der  Hand  des  Grafen  van 
der  Straaten,  Direktor  im  belgischen  Ministerium  des  Aeussern, 
vom  23.  April  (vermutlich  des  Jahres  1912)  über  eine  Unterre- 
dung zwischen  dem  belgischen  General  Jungbluth  und  dem  eng- 
lischen Militärattache  Oberstleutnant  Bridges. 

Beide  Unterhaltungen  sollen  —  nach  der  Behauptung  der 
deutschen  Regierung  —  den  Beweis  erbringen,  dass  England,  ohne 
jede  Rücksicht  auf  deutsche  Aktionen,  seinerseits  entschlossen 
war,  die  belgische  Neutralität  durch  Entsendung  von  Truppen  nach 
Belgien  zu  verletzen,  und  ebenso  die  belgische  Regierung  «  von 
vornherein  entschlossen,  sich  den  Feinden  Deutschlands  anzu- 
schliessen  und  mit  ihnen  gemeinsame  Sache  zu  machen.  » 

Wie  steht  es  mit  dieser  Beweisführung  ? 

Auffallend  ist  zunächst,  dass  Herr  Helfferich  nur  die  zweite 
Unterredung  von  1912  zitiert,  nicht  aber  die  erste  von  1906.  Der 
Grund  ist  offenbar,  dass  die  erste  Unterredung  zwischen  Ducarne 
und  Barnardiston  mit  so  unzweideutigen  Worten  die  Entsendung 
englischer  Truppen  von  der  vorherigen  Verletzung  der  belgischen 
Neutralität  durch  Deutschland  abhängig  macht,  dass  eine  für 
England  und  Belgien  ungünstige  Interpretation  dieses  Schrift- 
stückes einfach  ausgeschlossen  ist.  Die  Zusatzbemerkung  zu  dem 
Ducarneschen  Bericht  legt  dem  englischen  Militärattache,  der 
dem  belgischen  General  die  Landungspläne  der  englischen  Truppen 
näher  auseinandersetzte,  die  ganz  präzisen,  keiner  Missdeutung 
fähigen  Worte  in  den  Mund  :  «  L'entree  des  Anglais  en  Belgique 
ne  se  ferait  qu  apres  la  violation  de  notre  neutralite  par  V  Allemagne.  » 
Dieser  Zusatz,  der  den  Einmarsch  englischer  Truppen  als  die  zeit- 
liche und  kausale  Folge  einer  deutschen  Neutralitätsverletzung 
hinstellt,  ist  Herrn  Helfferich  offenbar  sehr  unbequem.  Deshalb 
zieht  er  es  vor,  die  ganze  Unterhaltung  von  1906  mit  Stillschweigen 
zu  übergehen. 

Umsomehr  aber  stützt  er  sich  auf  die  Unterhaltung  von  1912 
zwischen  Jungbluth  und  Bridges.  Der  englische  Militärattache  hat 
nach  dem  Bericht  des  Grafen  van  der  Straaten  die  Aeusserung 
getan  : 
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Die  Englische  Regierung  hätte  während  der  letzten  Ereignisse  (gemeint 
ist  die  Marokko-Krise)  unmittelbar  eine  Landung  bei  uns  (in  Belgien)  vor- 
genommen, selbst  wenn  wir  keine  Hilfe  verlangt  hätten.  Der  General  hat 
eingewandt,  dass  dazu  unsere  (Belgiens)  Zustimmung  notwendig  sei.  Der 
Militärattache  hat  geantwortet,  dass  er  das  wisse,  aber  da  wir  nicht  imstande 
seien,  die  Deutschen  abzuhalten,  durch  unser  Land  zu  marschieren,  so  hätte 

England  seine  Truppen  in  Belgien  auf  jeden  Fall  gelandet Der  General  hat 

hinzugefügt,  dass  wir  (Belgien)  übrigens  vollkommen  in  der  Lage  seien,  die 
Deutschen  zu  hindern,  durch  Belgien  zu  marschieren.  (Deutsche  Aktenstücke 
zum  Kriegsausbruch,  S.  65,  66.) 

Diese  Unterhaltung  soll  —  nach  Herrn  Helfferich  —  den 
unwiderleglichen  Beweis  erbringen,  dass  das  perfide  Albion, 
welches  angeblich  wegen  der  Verletzung  der  belgischen  Neutra- 
lität die  Waffen  ergriffen  habe,  bereits  im  Jahre  1912  entschlossen 
gewesen  sei,  diese  Neutralität  seinerseits  zu  verletzen,  «  ohne  mit 
der  Wimper  zu  zucken  »,  und  dass  Belgien  selbst  «  durch  die  mili- 
tärischen Abmachungen  mit  England  seine  Neutralität  auf  das 
schwerste  kompromittiert  »  hatte.  (Helfferich,  S.  45.) 

Ich  habe  bereits  in  meinem  Buche  (S.  185),  unter  Berufung 
auf  anerkannte  Grundsätze  des  Völkerrechts,  hervorgehoben,  dass 
bei  einer  Kollektivgarantie  —  wie  sie  zu  Gunsten  Belgiens  vorlag 
—  jeder  Garantiestaat  im  Falle  der  Neutralitätsverletzung  durch 
einen  anderen  Staat  ohne  weiteres,  aus  eigenem  Recht,  den  Schutz 
des  Neutralen  übernehmen  kann  und  sogar  den  anderen  Garan- 
tiemächten gegenüber  dazu  verpflichtet  ist.  Die  militärischen 
Herren,  der  belgische  General  und  der  englische  Oberstleutnant, 
waren  also  völkerrechtlich  mangelhaft  unterrichtet,  wenn  sie 
übereinstimmend  annahmen,  dass  die  belgische  Zustimmung  zu 
einem  englischen  Schutze  der  belgischen  Neutralität  erforderlich 
sei  Abgesehen  von  diesem  gemeinschaftlichen  Rechts  irrtum, 
waren  sie  aber  über  die  talsächlichen  Verhältnisse  verschiedener 
Meinung.  Der  englische  Militärattache  glaubte  die  Belgier  nicht 
imstande,  die  Deutschen  abzuhalten,  durch  das  neutrale  Land  zu 
marschieren.  Der  belgische  General  dagegen  behauptete,  dass 
Belgien  vollkommen  in  der  Lage  sei,  die  Deutschen  hieran  zu 
hindern.  Aus  dieser  Schlussbemerkung  des  Generals  geht  hervor, 
dass  die  Behauptung  Helfferichs,  von  belgischer  Seite  sei  keine 
Einwendung  und  kein  Vorbehalt  gegen  die  englischen  Absichten 
gemacht  worden,  unrichtig  ist.  Sie  erscheint  den  gläubigen  Lesern 
des  Herrn  Helfferich  nur  deshalb  als  richtig,  weil  ihr  Autor  —  um 
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sie  in  gutem  Glauben  zu  erhalten  —  den  oben  zitierten  Schlussatz 
der  Straatenschen  Aufzeichnung  einfach  weglässt.  Der  belgische 
General  bestritt  ausdrücklich  die  tatsächlichen  Voraussetzungen, 
mit  denen  der  englische  Oberstleutnant  den  eventuellen  englischen 
Truppeneinmarsch  begründete.  Ist  das  nicht  ein  Vorbehalt  ?  Was 
ist  es  sonst  ?  Also  von  einer  Zustimmung  seitens  des  belgischen 
Generals  ist  jedenfalls  keine  Rede  und  der  Vorwurf  gegen  Belgien 
unter  allen  Umständen  unbegründet.  — 

Wie  aber  steht  es  mit  dem  Vorwurf  gegen  England  ?  Auch 
dieser  Vorwurf  fällt  ohne  weiteres  durch  den  völkerrechtlichen 
Grundsatz,  dass  der  Neutralitätsgarant  zum  Schutze  des  Neu- 
tralen berechtigt  und  verpflichtet  ist.  Er  fällt  aber  ferner  durch 
die  tatsächliche  Feststellung,  dass  die  englische  Truppensendung 
—  genau  wie  in  der  Unterhaltung  von  1906  —  nur  dazu  bestimmt 
sein  sollte,  «  die  Deutschen  zu  hindern,  durch  Belgien  zu  marschie- 
ren ».  Das  ist  keine  Verletzung  der  Neutralität,  sondern  gerade 
das  Umgekehrte  :  der  Schutz  der  Neutralität.  Nur  diesen  hat  der 
Oberstleutnant  Bridges  in  der  Unterhaltung  von  1912  im  Auge 
gehabt,  ebenso  wie  der  Oberstleutnant  Barnardiston  in  der  Unter- 
haltung von  1906.  Die  deutschen  Generalstabspläne,  welche  den 
Durchmarsch  durch  Belgien  zur  Voraussetzung  hatten,  waren 
schon  lange  vor  1906  allen  beteiligten  Mächten  bekannt.  Diese 
Durchmarschpläne  waren  der  Grund  und  die  Voraussetzung  der 
englisch-belgischen  Militärgespräche.  Der  Zweck  dieser  letzteren 
war  die  Verhinderung  Deutschlands  an  dem  Durchmarsch.  Dieser 
Zweck  war  gerechtfertigt  und  geboten  durch  die  Kollektivga- 
rantie von  1839  und  weder  England  noch  Belgien  trifft  ein  Vor- 
wurf, wenn  sie  militärische  Besprechungen  zu  diesem  Zwecke 
hielten. 

Von  irgend  einer  Bindung  der  beiden  Länder  durch  die  blosse 
Tatsache  dieser  militärischen  Unterhaltungen  kann  überhaupt 
keine  Rede  sein.  Ein  Militärattache  ist  kein  Minister.  Selbst  wenn 
also  die  Militärattaches  Barnardiston  und  Bridges  in  ihren  Zusagen 
an  die  belgischen  Offiziere  weiter  gegangen  wären,  als  sie  in  Wirk- 
lichkeit gegangen  sind,  so  würden  damit  die  beiden  Regierungen 
weder  Rechte  noch  Pflichten  gegeneinander  erworben  haben.  Die 
englische  Regierung  hat  in  dem  bereits  in  meinem  Buche  (S.  183) 
zitierten  Briefe  Sir  Edward  Greys  vom  7.  April  1913  öffentlich 
und  ausdrücklich  erklärt,  dass  ihr  jeder  Gedanke  einer  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  vollkommen  fern  liege  und  dass  sie  nie- 
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mals  Truppen  nach  Belgien  senden  würde,  solange  die  Neutralität 
dieses  Landes  nicht  durch  eine  andere  Macht  verletzt  würde.  Die 
Vorgänge  zwischen  dem  2.  und  5.  August  1914,  zwischen  dem 
deutschen  Ultimatum  an  Belgien  vom  2.  August  und  dem  erst 
am  5.  August  von  Belgien  ausgehenden  Ersuchen  um  militä- 
rischen Beistand  der  Ententemächte,  beweisen  auf  das  deut- 
lichste, dass  England  und  Frankreich  ihre  früheren  Erklärungen 
genau  befolgt  und  erst  nach  eingetretener  Verletzung  der  bel- 
gischen Neutralität,  auf  Belgiens  ausdrückliches  Verlangen,  ihm 
ihre  militärische  Hilfe  zugesagt  haben.  England  ist  also  in  seinem 
tatsächlichen  Verhalten  1914  noch  zurückhaltender  gewesen,  als 
es  der  englische  Militärattache  früher,  bei  Gelegenheit  der  Ma- 
rokko-Krise, in  Aussicht  gestellt  hatte.  Diese  vorbereitende 
Unterhaltung  sowohl  wie  das  spätere  tatsächliche  Verhalten 
Englands,  im  August  1914,  bestätigen  in  unwiderleglicher 
Weise,  dass  weder  die  englische  Regierung  noch  ihr  Militärattache 
je  an  etwas  anderes  gedacht  haben,  als  an  einen  Schutz  Belgiens 
gegen  einen  deutschen  Durchmarsch. 

Die  deutschen  Textfälschungen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  muss  ich  noch  auf  einen  Punkt  eingehen, 
der  bei  Abfassung  meines  ersten  Buches  noch  nicht  deutlich  genug 
hervorgetreten  war,  um  einer  genaueren  Behandlung  unterzogen 
werden  zu  können. 

Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  hat  in  zwei  Artikeln  vom 
13.  Oktober  und  25.  November  1914  die  beiden  Dokumente 
veröffentlicht,  auf  die  sich  die  Anklage  des  englisch-belgischen 
Komplotts  stützt  :  die  Unterhaltung  Barnardiston-Ducarne1,  laut 
Bericht  des  letzteren  vom  10.  April  1906,  und  die  Unterhaltung 
Jungbluth-Bridges,  laut  Bericht  des  Grafen  van  der  Straaten 
vom  23.  April  1912. 

Nach  dem  ersten  Artikel  der  Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung  befand  sich  der  Bericht  des  Generals  Ducarne  in  einer 
Mappe,  welche  die  Aufschrift  trägt  :  «  Intervention  anglaise  en 
Belgique  ».  Nach  dem  zweiten  Artikel  der  Norddeutschen  Allge- 
meinen Zeitung  befand  sich  dieser  Bericht  in  einem  Umschlag  mit 
der  Aufschrift:  «Conventions  anglo-belges  ».  Dieser  letztere  Titel 

1  Die  deutschen  Publikationen  nennen  den  belgischen  General  «  Ducarme  >  ; 
nach  Waxweiler  heisst  er  «  Ducarne  ». 
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wird   in    den   deutschen   « Aktenstücken   zum   Kriegsausbruch  » 
(19 15)  folgendermassen  als  Faksimile  reproduziert  : 


Eine  Reproduktion  der  angeblichen  Mappenaufschrift  : 
«  Intervention  anglaise  en  Belgique  »  findet  sich  in  den  deutschen 
Aktenstücken  nicht. 

Mit  dem  Text  des  Ducarneschen  Berichts  ist  der  Norddeutschen 
Allgemeinen  Zeitung  in  ihrer  Publikation  vom  25.  November  1914 
das  Unglück  passiert,  dass  sie  dem  englischen  Militär-Attache 
das  Ersuchen  an  den  belgischen  General  in  den  Mund  legt,  «  dass 
unser  Abkommen  absolut  vertraulich  sein  sollte  »  (que  notre 
Convention  etait  absolument  confidentielle).  Da  nun  das  von  der 
deutschen  Offiziösen  reproduzierte  Faksimile  des  Ducarneschen 
Berichts  deutlich  das  Wort  «  conversation  »  (an  Stelle  des  unter- 
geschobenen  «  Convention  »)    enthielt   und  von  belgischer  Seite 
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sofort  auf  diese  Fälschung  hingewiesen  wurde,  so  blieb  der  Nord- 
deutschen Allgemeinen  Zeitung  nichts  übrig,  als  :  die  Unterschie- 
bung des  Wortes  «  Abkommen  »  für  einen  bedeutungslosen  Ueber- 
setzungsfehler  zu  erklären  und  den  Text  nachträglich  dahin 
richtigzustellen  :  «  dass  unsere  Unterredung  absolut  vertraulich 
sein  sollte  ».  In  dieser  verbesserten  Form  ist  dann  der  Satz  in  die 
deutschen  «  Aktenstücke  »  von  1915  übergegangen. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  richtigen  und  dem  falschen 
Text  ist  in  die  Augen  springend  :  es  lohnt  sich  nicht,  darüber 
noch  Worte  zu  verlieren.  Eine  Unterhaltung  ist  etwas  anderes  als 
ein  Abkommen.  Zu  einer  Unterhaltung  (conversation)  über  die 
militärischen  Vorbereitungen  Belgiens  für  den  Fall  eines  deutschen 
Einmarsches  waren  die  militärischen  Sachverständigen  legitimiert. 
Zu  einer  Abmachung  (Convention)  waren  nur  die  politischen  In- 
stanzen zuständig.  Die  entschuldigende  Bemerkung  der  Norddeut- 
schen Allgemeinen  Zeitung,  dass  es  sich  nur  um  einen  bedeutungs- 
losen Uebersetzungsfehler  gehandelt  habe,  steht  auf  demselben 
Niveau,  wie  die  Ausrede  der  deutschen  Regierung,  dass  man  die 
wichtigste  Depesche  in  dem  Telegrammverkehr  des  deutschen  und 
russischen  Kaisers  als  unerheblich  weggelassen  habe. 

Allerdings  steht  ja  nun  auf  dem  Umschlag,  in  dem  der  Ducar- 
nesche  Bericht  gefunden  worden  sein  soll,  die  Bezeichnung 
«  Conventions  anglo-belges  ».  Die  Handschrift  dieser  Titelbezeich- 
nung scheint  mir  aber  vollkommen  verschieden  zu  sein  von  der 
des  Berichtes  selbst.  Es  wäre  also  zunächst  festzustellen,  ob  der 
Titel,  der  von  «  Convention  »  spricht,  von  dem  General  Ducarne 
herrührt,  der  in  seinem  Bericht  nur  eine  «  conversation  »  erwähnt. 
Ferner  fällt  mir  auf,  dass  in  dem  Doppelwort  «  anglo-belges  » 
das  «  g  »  in  «  anglo  »  in  lateinischer,  das  «  g  »  in  «  beiges  »  aber 
in  deutscher  Schrift  « g  »  geschrieben  ist.  Ich  kann  mir  nicht  vor- 
stellen, dass  eine  in  französischer  Sprache  und  in  lateinischen 
Lettern  schreibende  Person  plötzlich  auf  ein  deutsches  «  g  »  ver- 
fallen sollte.  Ist  die  Umschlag-Ueberschrift  vielleicht  von  einem 
deutschen  Beamten  gemacht  worden,  der  die  in  Brüssel  vorge- 
fundenen Dokumente  zu  ordnen,  in  Mappen  und  Umschläge  zu 
verteilen  hatte  ?  Diese  Vermutung  ist  sicher  nicht  von  der  Hand 
zu  weisen,  zumal  auch  die  andere  Unstimmigkeit  zwischen  dem 
Mappentitel  :  «  Intervention  anglaise  en  Belgique  »,  und  dem 
Umschlagtitel  :  «  Conventions  anglo-belges  »  bisher  nicht  aufge- 
klärt worden  ist. 
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Eines  steht  auf  alle  Fälle  fest :  selbst  wenn  die  Umschlag- 
aufschrift  von  dem  General  Ducarne  herrühren  sollte,  so  wäre  dies 
eine  Bezeichnung,  die  dem  Inhalt  des  Schriftstückes  nicht  ent- 
spricht. Das  Schriftstück  enthält  von  a — z  nichts  anderes  als  eine 
Besprechung  über  militärische  Eventualitäten  für  den  Fall  eines 
deutschen  Angriffs  auf  das  neutrale  Land.  Auf  den  bekannten,  oft 
erwähnten  Zusatz  von  der  Hand  des  Generals  Ducarne  (betreffend 
die  vorherige  Neutralitätsverletzung  durch  Deutschland)  habe 
ich  oben  schon  hingewiesen,  möchte  aber  hier  auch  den  ersten, 
bisher  noch  wenig  beachteten  Absatz  des  belgischen  Berichts  her- 
vorheben :  hier  wird  dem  englischen  Militär- Attache  folgende  Be- 
merkung, gleich  zu  Beginn  der  Unterhaltung,  in  den  Mund  gelegt : 

«  Eine  Truppensendung  von  im  ganzen  ungefähr 
100,000  Mann  sei  für  den  Fall  vorgesehen,  dass  Belgien 
angegriffen  würde  (un  envoi  de  troupes  d'un  total  de  ioo  ooo 
hommes  environ,  etait  projete  pour  le  cas  oü  la  Belgique 
serait  attaquee).  » 

Dieser  Passus  bestätigt  von  neuem,  dass  die  Unterhaltung  der 
beiden  Militärs  nur  eine  gemeinschaftliche  Defensivaktion  gegen  das 
angreifende  Deutschland,  aber  keinerlei  Offensivaktion  ins  Auge 
fasste. 

Auf  den  Verschleierungsversuch  der  Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung  bezüglich  der  Ducarneschen  Zusatzbemerkung  :  «  L'entree 
des  Anglais  en  Belgique  ne  se  ferait  qu' apres  la  violation  de  notre 
neutralite  par  l'Allemagne  »  ist  schon  wiederholt  hingewiesen 
worden.  Anstatt  diese  Zusatzbemerkung  am  Rande  des  vierten 
Absatzes  des  Berichtes  —  da,  wo  sie  im  Original  steht  —  in  der 
deutschen  Uebersetzung  abzudrucken,  bringt  das  deutsche  offi- 
ziöse Blatt  zunächst  den  ganzen  Text  des  belgischen  Berichts  vom 
10.  April  1906,  hinterher  sogar  noch  eine  Note  vom  September 
1906  und  fährt  erst  dann  fort  :  «  Auf  dem  Schriftstück  findet  sich 
noch  der  folgende  Randvermerk :  L'entree  des  Anglais  etc.  » 
Durch  die^e  Verweisung  der  massgebenden  Voraussetzung  der 
ganzen  militärischen  Unterhaltung  ins  Hintertreffen  soll  der  reine 
Defensivcharakter  der  Unterhaltung  verschleiert  und  so  der 
bodenlos  törichten  Lüge,  Belgien  habe  sich  mit  Deutschlands 
Feinden  zu  einem  gemeinschaftlichen  Angriff  verbündet,  eine 
Unterlage  geschaffen  werden. 
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Belgiens  gleichmässiges 
Verhalten  allen  Mächten 
gegenüber. 

Waxweiler  führt  in  seinem  letzten  Buche  :  Le  Proces  de  la 
Neutralite  beige,  S.  61,  zum  Belege  für  seine  Behauptung,  dass 
Belgien  nach  allen  Seiten  gleichmässig,  allen  Grossmächten  gegen- 
über, seine  Verteidigung  vorbereitet  habe,  die  I/u-te  der  Studien- 
reisen des  belgischen  Generalstabs  während  der  fünf  Jahre  1906- 
1910  an.  Die  Themen  dieser  Studienreisen  waren  : 

1906 gegen  Deutschland  ; 

1907 gegen  Frankreich  ; 

1908 gegen  England  ; 

1909 gegen  Deutschland  ; 

1910 gegen  Frankreich. 

Der  gleichmässig  neutrale  Standpunkt  Belgiens  allen  Mächten 
gegenüber  —  ohne  Unterschied  oder  Bevorzugung  der  einen 
Grossmacht  vor  der  anderen  — •  wurde  stets  von  der  belgischen 
Regierung  und  ihren  diplomatischen  Vertretern  betont  und  stets 
war  die  belgische  Regierung  bemüht,  sobald  Gerüchte  auftauch- 
ten, dass  diese  oder  jene  Grossmacht  im  Falle  eines  europäischen 
Konflikts  die  belgische  Neutralität  verletzen  würde,  Aufklärungen 
und  Zusicherungen  von  den  betreffenden  Regierungen  zu  erlangen. 
Bekannt  ist  die  beruhigende  Erklärung  Bethmanns  im  Jahre  1911, 
als  das  holländische  Projekt  der  Befestigung  Vlissingens  die  Frage 
der  belgischen  Neutralität  in  sehr  akuter  Weise  wieder  einmal 
zur  Erörterung  gestellt  hatte.  Da  alle  sachkundigen  Militärs  und 
Politiker  damals  wieder  den  dringenden  Verdacht  aussprachen, 
dass  Deutschland  im  Falle  eines  Krieges  mit  Frankreich  durch 
Belgien  marschieren  würde,  bat  die  belgische  Regierung  den  deut- 
schen Reichskanzler,  öffentlich  im  Parlament  bei  geeigneter 
Gelegenheit  diesen  Verdacht  zerstreuen  zu  wollen.  Herr  von  Beth- 
mann  Hess  der  belgischen  Regierung  seinen  herzlichen  Dank  für 
ihre  freundschaftlichen  Empfindungen  aussprechen,  versicherte 
auch,  dass  Deutschland  nicht  die  Absicht  habe,  die  belgische 
Neutralität  zu  verletzen,  bedauerte  aber,  eine  öffentliche  Erklärung 
in  diesem  Sinne  nicht  abgeben  zu  können,  da  Frankreich  durch 
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die  Sicherheit,  von  Belgien  her  nicht  angegriffen  zu  werden,  einen 
militärischen  Vorteil  vor  Deutschland  erlangen  würde  (Graubuch  I 
Nr.  12).  Die  Ehrlichkeit  dieser  Bethmannschen  Erklärung  hat 
sich  ja  im  Sommer  1914  gezeigt. 

Als  im  Frühjahr  1913  ein  ähnlicher  Verdacht,  wie  zwei  Jahre 
vorher  gegen  Deutschland,  gegen  England  aufgetaucht  war,  bat 
die  belgische  Regierung  auch  hier  um  beruhigende  Erklärungen 
und  erhielt  als  Antwort  den  ganz  unzweideutigen  Brief  Sir 
Edward  Greys  vom  7.  April  1913  (siehe  J'accuse,  S.  183.  Belgisches 
Graubuch  II  Nr.  100),  der  jeden  Gedanken  an  eine  Verletzung  der 
belgischen  Neutralität,  solange  dieselbe  nicht  von  anderer  Seite 
verletzt  worden  sei,  von  der  Hand  wies. 

Anderthalb  Monate  vorher,  am  22.  Februar  1913,  hatte  in 
Paris  eine  Unterhaltung  zwischen  dem  belgischen  Gesandten, 
Baron  Guillaume,  und  dem  Direktor  im  Auswärtigen  Amt. 
Margerie,  stattgefunden,  bei  der  dasselbe  Thema,  wie  in  London 
und  Berlin,  erörtert  wurde.  Der  belgische  Diplomat  erklärte  als 
Zweck  des  neuen  belgischen  Militärgesetzes,  dass  Belgien  ver- 
meiden wolle,  von  neuem,  wie  schon  so  oft,  das  Schlachtfeld 
Europas  zu  werden  :  es  wolle  eine  solide,  tüchtige  Armee  haben, 
um  in  vollem  Masse  seine  Pflicht  der  Erhaltung  seiner  Unabhän- 
gigkeit und  Neutralität  erfüllen  zu  können.  Die  belgischen  Rüs- 
tungen seien  gegen  Jeden  gerichtet,  der  einen  Einfall  in  Belgien 
wagen  sollte.  Präsident  Poincare  habe  dem  belgischen  Gesandten 
die  Versicherung  abgegeben,  dass  Frankreich  niemals  die  Ini- 
tiative zu  einer  solchen  Neutralitätsverletzung  ergreifen  würde. 
Nichtsdestoweniger  könne  und  werde  sich  Belgien  auf  keinerlei 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  verlassen  :  denn  was  heute  wahr  sei, 
könne  morgen,  infolge  neuer  Umstände,  unwahr  werden  :  «  Unser 
Ziel  ist  einzig  und  allein,  nach  dem  Masstab  unserer  Kräfte, 
jedwede  Verletzung  unserer  Neutralität  zu  verhindern.  »  (Notre  but 
est  uniquement  d'empecher,  dans  les  limites  de  nos  forces,  toute 
violation  de  notre  neutralite.  Graubuch  II  Nr.  1.) 

Herr  von  Bethmann  hütet  sich  wohl,  diesen  Pariser  Bericht 
des  Barons  Guillaume  in  seiner  Sammlung  belgischer  Aktenstücke 
zu  veröffentlichen.  Er  bringt  einen  Bericht  Guillaumes  vom 
21.  Februar  1913  (Nr.  99  der  deutschen  Sammlung,  S.  116),  der 
von  den  wiedererwachten  militaristischen  Instinkten  des  fran- 
zösischen Volkes  spricht.  Den  Bericht  vom  nächsten  Tage  aber 
—  vom  22.   Februar  1913  — ,   der  sich  im  zweiten  belgischen 
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Graubuch  befindet,  bringt  die  deutsche  Regierung  wohlweislich 
nicht  zum  Abdruck,  da  er  eine  günstige  Note  für  Frankreich  und 
für  Belgien  gleichzeitig  enthält. 

Dies  ein  kleines  Beispiel  der  geschickt-tendenziösen  Doku- 
mentenauswahl,  die  die  deutsche  Regierung  zum  Zwecke  ihres 
Unschuldsbeweises  vornimmt.  Wir  werden  auf  die  belgischen 
Aktenstücke  an  anderer  Stelle  ausführlich  zurückkommen. 

Das  Resultat  meiner  Erörterungen  über  das  angebliche 
englisch- belgische  Komplott  fasse  ich  dahin  zusammen  : 

1.  Es  ist  nicht  der  geringste  Beweis  dafür  erbracht, 
dass  Belgien  je  die  Absicht  gehabt  oder  betätigt  hat,  sich 
an  einem  Angriffskriege  gegen  Deutschland  zu  beteiligen. 

2.  Die  Unterhaltungen  englischer  und  belgischer  mili- 
tärischer Sachverständiger  drehten  sich  lediglich  um  die 
Frage,  ob  und  inwieweit  Belgien  vorbereitet  sei,  einer 
Verletzung  seiner  Neutralität  durch  Deutschlands  Militär- 
macht, allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  seinen  Neutralitäts- 
Garanten,  Widerstand  zu  leisten. 

* 
*  * 

Die  Verletzung  der  belgischen 
Neutralität  —  Grund  oder  Vorwand 
der  englischen  Kriegserklärung? 

Für  meine  —  an  anderen  Stellen  ausführlich  begründete  — 
Behauptung,  dass  die  Verletzung  der  belgischen  Neutralität 
nicht  Vorwand,  sondern  Grund  zum  Eingreifen  Englands  in  den 
europäischen  Krieg  war,  möchte  ich  hier  noch  einen  gewichtigen 
Zeugen  aus  dem  Lager  meiner  Gegner  anführen,  dessen  Kompe- 
tenz sicher  nicht  bestritten  werden  wird.  Paul  Rohrbach  sagt  in 
einem  «  Unsere  Gegner  »  betitelten  Artikel  vom  11.  August  19 14, 
in  seiner  Zeitschrift  «Das  grössere  Deutschland»,  wörtlich  fol- 
gendes1 : 

Das  englische  Verlangen,  Deutschland  habe  unter  allen  Umständen  die 
Neutralität  Belgiens  zu  achten,  hat  ausserdem  noch  einen  besonderen,  in  den 
festesten  Ueberlieferungen  der  englischen  Politik  liegenden  Grund.  Seit  dem 

1  Abgedruckt  in  der  Schrift  Rohrbachs:  Zum  Weltvolk  hindurch.  Stuttgart 
1914,  Seite  51. 
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Zeitalter  Ludwigs  XIV.  ist  es  englischer  Grundsatz,  Belgien  nicht  in  die 
Hände  einer  starken  Festlandsmacht  fallen  zu  lassen.  Frankreich  hat  unter 
Ludwig  XIV.  eine  Reihe  von  Jahrzehnten  unablässig  und  mit  aller  Macht 
nach  dem  Besitze  Belgiens  gestrebt  und  sich  aus  diesem  Grunde  ebenso  lange 
der  unermüdlichen  und  durch  nichts  zu  beugenden  Feindschaft  Englands 
gegenübergesehen.  Wer  Belgien  besitzt,  der  kann  auch  jederzeit  auf  Holland 
drücken.  Diese  reichen,  dichtbevölkerten,  industriellen  und  seegewohnten 
Landschaften,  deren  materielle  Wichtigkeit  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
im  Verhältnis  zum  übrigen  Europa  noch  grösser  war  als  heute,  hätten  aber 
im  dauernden  Besitze  Frankreichs  eine  so  grosse  Stärkung  der  französischen 
Macht,  namentlich  der  Handels-  und  Seemacht  der  französischen  Nation 
bedeutet,  dass  sie  auf  diesen,  von  England  als  seine  Domäne  beanspruchten 
Gebieten  voraussichtlich  mit  Erfolg  den  Wettbewerb  mit  den  Engländern 
hätten  aufnehmen  können.  Das  aber  durfte  nicht  sein.  Dieselbe  Rücksicht, 
wie  gegenüber  Frankreich,  besteht  natürlich,  was  Belgien  angeht,  für 
England  auch  gegenüber  uns.  Wenn  die  Deutschen  in  Belgien  sind,  fürchtet 
England,  so  werden  sie  nicht  wieder  hinausgehen,  und  dann  Hegt  ein  Stück 
deutscher  Nordseeküste  mit  einem  Male  Grossbritannien  in  unmittelbarer 
Nähe  gegenüber.  Die  Folgen  hiervon  für  das  englische  Bewusstsein  brauchen 
nicht  weiter  ausgemalt  zu  werden. 

An  einer  anderen  Stelle  seiner  genannten  Schrift  (S.  71)  sagt 
Rohrbach  folgendes  : 

Vor  einem  Jahrhundert  stand  England  im  Kampfe  gegen  Napoleon.  Der 
eigentliche  Gegenstand  des  Streites  war  Belgien.  Die  französische  Republik 
hatte  den  Grundsatz  der  «  natürlichen  Grenzen  »  Frankreichs  aufgestellt 
und  Belgien  wie  Holland  für  Anschwemmungen  französischer  Flüsse  erklärt. 
England  sah  sich  dadurch,  dass  die  bevölkerten,  reichen,  in  Industrie  und 
Seefahrt  tüchtigen  Länder  an  der  südlichen  Nordsee  französisch  geworden 
waren,  in  seiner  Sicherheit  bedroht  und  führte  den  Krieg,  um  Frankreich 
zu  ihrer  Herausgabe  zu  zwingen.  Um  diesen  einen  Preis  hätte  die  englische 
Regierung  sofort  mit  Napoleon  Frieden  gemacht.  Napoleon  verfügte  die  Sperre 
des  gesamten  europäischen  Kontinents  für  den  englischen  Handel,  um 
England  von  der  wirtschaftlichen  Seite  her  niederzuzwingen.  Die  Verluste 
der  englischen  Geschäftswelt  wurden  allmählich  so  gross,  dass  die  City  von 
London  das  Ministerium  anflehte,  Frieden  zu  machen,  sei  es  selbst  mit  Ueber- 
lassung  Belgiens  an  Napoleon.  Die  Männer  an  der  Spitze,  unter  Führung  des 
Ministers  Pitt,  blieben  aber  unbeugsam.  Sie  verteidigten  die  Zukunft  Englands, 
und  sie  hatten  ausserdem  recht,  wenn  sie  zugleich  verkündeten,  im  engüschen 

Lager  sei  die  Freiheit  Europas Hundert  Jahre  zurück  war  das   Recht 

auf  der  Seite  der  Engländer  gegen  Napoleon.  Heute  wollen  Leute  wie  der 
Minister  Grey  selber  den  Napoleon  spielen,  der  den  rücksichtslos  verfolgten 
Vorteil  Englands  allein  zum  Masstab  der  Dinge  macht.  In  unserem  Lager 
aber  ist  das  Recht,  nicht  nur  das  Recht  des  deutschen  Volkes,  sondern  das 
Recht  der  Menschheit.  Im  Kriege  haben  wir  es  zu  verteidigen,  im  Kriege 
wird  England  stürzen,  werden  wir  steigen.  Indem  wir  aber  steigen  und  uns 
ausbreiten,  beginnt  ein  neues  Geschichtsalter. 
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Deutlicher  als  in  diesen  beiden  Stellen  kann  man  das  Interesse 
Englands  an  der  unversehrten  Erhaltung  der  belgischen  Neutra- 
lität nicht  zum  Ausdruck  bringen.  Diese  Erhaltung  war  in  der 
Tat  nicht  bloss  seit  der  Neutralitätsgarantie  von  1839,  sondern 
seit  Jahrhunderten  der  Leitstern  der  englischen  Politik.  Seit  dem 
Zeitalter  Ludwig  XIV.  über  die  napoleonische  Zeit  hinweg  bis 
zum  deutsch-französischen  und  jetzt  zum  europäischen  Kriege, 
hat  England  stets  den  Grundsatz  festgehalten,  dass  Holland  und 
Belgien  nicht  im  Besitze  oder  unter  der  Kontrolle  einer  europäischen 
Grossmacht  stehen  dürften,  im  Interesse  der  Sicherheit  Grossbri- 
tanniens selbst.  Wenn  Belgien  durch  die  Gestattung  des  Durch- 
marsches sich  auf  die  deutsche  Seite  stellte,  so  wurde  es  —  trotz 
aller  deutschen  Versicherungen  —  für  die  Zukunft  von  Deutsch- 
land abhängig  und  verband  sein  Schicksal  unlöslich  mit  dem 
Erfolg  der  deutschen  Waffen.  Seine  Neutralität  war  für  immer 
dahin,  nachdem  es  sie  selbst  durch  die  Bevorzugung  Deutschlands, 
gebrochen  hatte.  «  Wenn  die  Deutschen  in  Belgien  sind,  fürchtet 
England,  so  werden  sie  nicht  wieder  hinausgehen  »,  bemerkt 
Rohrbach  mit  Recht.  Um  Belgien  drehte  sich  der  Kampf  Napo- 
leons mit  England,  um  Belgien  dreht  sich  der  heutige  Krieg 
zwischen  Deutschland  und  England. 

Und  diesen  historischen,  von  seinen  eigenen  Gesinnungsge- 
nossen mit  dankenswerter  Offenheit  ausgesprochenen  Tatsachen 
gegenüber  unternimmt  es  Herr  Helfferich,  das  Aufrollen  der  bel- 
gischen Frage  seitens  der  englischen  Regierung  als  ein  geschicktes 
Kartenkunststück  hinzustellen,  darauf  berechnet,  der  öffentlichen 
Meinung  Englands  und  der  Welt  gegenüber  einen  entscheidenden 
Trumpf  in  die  Hand  zu  bekommen  ?  !  Wohl  selten  hat  ein  Ge- 
schichtsforscher mit  weniger  Kenntnis  oder  Beachtung  der  ge- 
schichtlichen Zusammenhänge,  mit  engerem  Blick  und  einseiti- 
gerer Tendenz  schwierige  historisch-diplomatische  Schuldfragen 
zu  lösen  versucht.  Für  Herrn  Helfferich  liegen  die  Dinge  unglaub- 
lich einfach  :  die  serbische  Frage  und  die  Unterstützung  Frank- 
reichs waren  —  nach  Helfferich  —  keine  ausreichenden  Gründe, 
um  den  Kriegseintritt  Englands  vor  der  öffentlichen  Meinung  des 
eigenen  Landes  zu  rechtfertigen  : 

Deshalb  richteten  sie  (die  für  die  englische  Politik  massgebenden  Per- 
sonen) ihre  Anstrengungen  darauf,  einen  für  die  englische  öffentliche  Meinung 
annehmbaren  Kriegsvorwand  zu  finden.  Als  solcher  bot  sich  die  Verletzung 
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der  belgischen  Neutralität,  die  jahrelang  vorher  von  Belgien  selbst  kompro- 
mittiert war  und  deren  Achtung  für  den  Ernstfall  nach  den  eigenen  Erklä- 
rungen des  englischen  Militärattaches  in  Brüssel  seitens  des  englischen 
Generalstabes  nicht  beabsichtigt  war.  (Helfferich  a.  a.  O.  S.  46.) 

Herr  Helfferich  variiert  diesen  Gedanken  von  dem  «  bereit 
gehaltenen  zweiten  Kriegsvorwand  »  an  den  verschiedensten 
Stellen  seiner  Schrift  so  häufig  und  in  so  geistvoller  Weise,  — ■  die 
gleichlautende  Anfrage  in  Berlin  und  Paris  vom  31.  Juli  ist  für 
ihn,  «  selbstverständlich  Komödie  »  — ,  dass  man  ihm  noch  ausser- 
ordentlich dankbar  sein  muss,  dass  er  den  deutschen  Einmarsch 
in  Belgien  nicht  glattweg  für  ein  teuflisches  Machwerk  Greys 
erklärt,  darauf  berechnet,  nun  endlich  die  langersehnte  Zustim- 
mung der  öffentlichen  Meinung  Englands  zum  Kriege  zu  erlangen. 
Die  Behauptung,  dass  Grey  den  Einmarsch  der  Deutschen  direkt 
verschuldet  und  herbeigeführt  habe,  würde  jedenfalls  von  der 
Wahrheit  nicht  weiter  entfernt  sein,  als  die  Helfferichsche  Kon- 
struktion, nach  der  Grey  schon  am  29.  Juli  seine  Kriegshilfe  den 
Ententemächten  zugesagt  und  von  da  an  nur  nach  einem  plausi- 
blen Vorwand  für  diese  Kriegshilfe  gesucht  habe.  Die  Hinfälligkeit 
—  ja  die  Lächerlichkeit  dieser  Konstruktion,  ihren  Widerspruch 
mit  hunderten  erwiesener,  auch  durch  die  deutsch- österrei- 
chischen Publikationen  belegter  Tatsachen,  habe  ich  an  anderer 
Stelle  dargetan. 

Die    Nebenbeweise    für 
Belgiens    Schuld. 

Dass  Belgien  seine  Neutralität  nicht,  wie  Helfferich  behauptet, 
« jahrelang  vorher  kompromittiert  hatte  »,  dass  nicht  die  Miss- 
achtung, sondern  nur  der  Schutz  dieser  Neutralität  für  den 
Ernstfall  seitens  Englands  beabsichtigt  war,  habe  ich  im  Buche 
J'accuse  und  in  vorstehenden  Ausführungen  dargelegt1.  Es  lohnt 
sich  kaum,  nach  Widerlegung  der  Helfferichschen  Hauptbeweise 
für  diese  Anschuldigungen,  auch  noch  auf  die  seitens  der 
deutschen  Regierung  vorgebrachten  Nebenbeweise  —  so  möchte 
ich  diese  Ergänzung  der  angeblichen  Hauptbeweise  nennen  — 
näher  einzugehen. 

Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  vom  6.  November  und 
2.    Dezember   1914   bringt   eine   Reihe   von   englischen   Karten, 

1  Auch  meine  später  erscheinende  Studie  über  die  Belgischen  Aktenstücke 
wird  diesen  Beweis  nach  mancher  Richtung  hin  ergänzen. 
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Handbüchern,  etc. ,  zum  Vorschein,  die  sie  als  ebenso  viele  Beweise 
eines  belgisch-englischen  Komplotts  hinzustellen  sucht,  indem  sie 
hinzufügt  : 

Ohne  eine  bereitwillige,  weitestgehende  Unterstützung  der  Belgischen 

Regierung  und  Militärbehörden  war  eine  solche  Arbeit  nicht  zu  leisten 

So  eingehend  hatten  England  und  Belgien  bereits  im  Frieden  ein  militäri- 
sches Zusammenwirken  miteinander  verabredet.  Belgien  war  eben  politisch 
und  militärisch  nichts  anderes  als  ein  Vasall  Englands.  (Zweites  deutsches 
Weissbuch,  S.  76.) 

In  Wahrheit  beweisen  alle  diese  Schriften  nichts  anderes,  als 
dass  auch  England  —  wie  Deutschland  und  wie  alle  kriegführen- 
den Nationen  —  einen  gut  eingerichteten  Spionagedienst  in  Bel- 
gien, dem  meist  ausspionierten  Lande  der  Welt,  dem  unglück- 
lichen europäischen  Kriegsschauplatz  in  spe,  unterhielt.  Hat  der 
deutsche  Generalstab  etwa  weniger  genaue  Karten,  Handbücher, 
Pläne,  etc.  über  Belgien  besessen  ?  Gibt  es  ein  Land  in  der  Welt, 
das  sich  in  dieser,  wie  in  allen  anderen  Kriegsvorbereitungen  mit 
Deutschland  messen  könnte  ?  Folgt  aus  der  Wohlinformiertheit 
Deutschlands  über  alle  belgischen  Verhältnisse,  soweit  sie  für  den 
Krieg  in  Betracht  kommen  konnten,  dass  Belgien  politisch  und 
militärisch  ein  Vasall  Deutschlands  gewesen  ist  ?  Ist  Deutschland 
nicht  sogar  über  alle  diese  Verhältnisse  in  der  Schweiz  ebenso  gut 
informiert  gewesen,  wie  in  Belgien,  obwohl  doch  die  Schweiz  weit 
entferntere  Möglichkeiten  als  Belgien  bot,  als  Kriegstheater  zu 
dienen  ?  Derartige  Bezichtigungen  und  Schlussfolgerungen  sind 
so  hinfällig,  dass  es  sich  nicht  der  Mühe  lohnt,  ein  weiteres  Wort 
darüber  zu  verlieren. 

Wohl  aber  lohnt  es  sich,  auf  einige  Punkte  hinzuweisen,  die 
Waxweiler  (S.  190  bis  192  a.  a.  O.)  gegen  den  von  der  deutschen 
Regierung  verbreiteten  Komplottverdacht  ins  Feld  führt.  Ist  es 
nicht  notorisch,  dass  gerade  um  das  Jahr  1906  herum  —  als  an- 
geblich Ducarne  und  Barnardiston  das  erste  Aggressivkomplott 
gegen  Deutschland  geschlossen  haben  sollen  --  die  Beziehungen 
zwischen  England  und  Belgien  ausserordentlich  erkaltet  waren  ? 
Die  Folgen  des  Transvaalkrieges,  die  englische  Kampagne  gegen 
die  angebliche  belgische  Missregierung  am  Kongo,  der  Schutz,  den 
die  belgischen  Kongo-Interessen  seit  Beginn  des  zwanzigsten 
Jahrhunderts  gerade  in  Deutschland  gegen  die  englischen  Bestre- 
bungen gefunden  hatten,  —  alles  dies  hatte  dazu  beigetragen,  das 
Verhältnis   zwischen   Belgien   und    Deutschland   gerade   damals 
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weit  enger  zu  gestalten,  als  das  zwischen  Belgien  und  England. 
Und  gerade  damals  soll  Belgien  ein  Komplott  mit  England  gegen 
Deutschland  geschmiedet  haben  ?  ! 

Auch  auf  einen  anderen  interessanten  Punkt  weist  Waxweiler 
hin,  dessen  Richtigkeit  er  zu  vertreten  in  der  Lage  sein  wird.  Am 
28.  Juli  1914,  als  die  Krisis  sich  zuzuspitzen  begann,  wurden  sei- 
tens der  belgischen  Regierung  der  Kongo-Verwaltung  Vorsichts- 
massregeln anempfohlen,  sowohl  gegen  eine  eventuelle  Blockade 
seitens  Frankreichs  und  Englands  wie  gegen  eine  Grenzverletzung 
zu  Lande  seitens  Deutschlands.  Erst  nach  dem  Bruche  zwischen 
Belgien  und  Deutschland  wurden  diese  Instruktionen  auf  den 
letzteren  Punkt  beschränkt. 

Königsbesuche. 

Einen  scheinbar  unerheblichen  Nebenpunkt  hebt  Waxweiler 
noch  hervor,  zum  Beweise  dafür,  dass  jede  Bevorzugung  der  Enten- 
temächte von  belgischer  Seite  ausgeschlossen  gewesen  sei  :  die 
belgische  Königsfamilie  hatte  seit  dem  Regierungsantritt  des 
jetzigen  Königs  an  den  Höfen  von  Berlin  und  Wien  bereits  Be- 
suche abgestattet,  nicht  aber  am  englischen  Hofe. 

Ich  erwähne  diesen  Punkt  der  Vollständigkeit  halber,  obwohl 
ich  meinerseits  auf  solche  Höflichkeit^bezeugungen  der  Monar- 
chen nicht  das  geringste  Gewicht  lege.  Ob  die  Könige  sich  umar- 
men, küssen,  duzen  und  ihre  beiderseitigen  Uniformen  und  Regi- 
menter einander  vorführen,  ist  für  das  Wohl  der  Völker  mehr 
als  gleichgültig.  Man  könnte  auf  diese  Vorgänge  die  bekannte 
Anekdote  der  zwei  polnischen  Juden  anwenden,  die,  verlumpt 
und  abgerissen,  sich  über  glücklichere  Menschen  unterhielten,  die 
besser  leben  und  auch  besser  sich  kleiden  können.  Nachdem  sie 
in  der  Skala  der  Glücklichen  bis  zum  Wiener  Rothschild  empor- 
gestiegen waren,  der  täglich  drei  bis  viermal  die  Kleider  wechsle, 
fragte  einer  den  ardern  :  «  Und  was  macht  der  Kaiser  von  Oester- 
reich  ?  »  Der  andere  :  «  Der  zieht  sich  an,  der  zieht  sich  aus,  der 
zieht  sich  an,  der  zieht  sich  aus  !  »  So  machen  es  die  fürstlichen 
commis  voyageurs  bei  ihren  Höflichkeitsbesuchen,  wo  sie  von 
Frieden  und  Völkerglück,  von  Freundschaft  der  Nationen  und  der 
Königshäuser  überf Hessen  —  jeder  in  die  Uniform  des  andern 
verkleidet  — ,  um  dann,  nach  Hause  gekommen,  die  selbst-  und 
völkermörderische  Politik  fortzusetzen,  die  die  unschuldigen,  an 
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den  ehrgeizigen  Plänen  ihrer  Regierenden  unbeteiligten  und  unin- 
teressierten Völker  gegeneinander  hetzt  und  schliesslich  alle  zusam- 
men, durch  Meere  von  Blut  und  Elend,  dem  Untergange  zutreibt. 

Die  Könige  ziehen  sich  an  und  ziehen  sich  aus.  Der  Vetter  von 
gestern  wird  auch  der  Vetter  von  morgen  sein.  Der  europäische 
Kongress  wird  «  tanzen  »,  wie  es  der  Wiener  Kongress  getan  hat. 
Die  Millionen  von  Leichen  und  Verstümmelten  aber,  die  hunderte 
von  Milliarden  zerstörter  Güter,  die  unerschwinglichen  Lasten 
der  Völker  auf  Generationen  hinaus,  —  sie  werden  die  regie- 
renden Herren  nicht  einen  Augenblick  in  ihrem  Heldenrausch 
ernüchtern.  Vom  Jubel  ihrer  verblendeten  Völker  umtobt,  werden 
sie  die  Lorbeerkränze  um  ihre  Stirne  winden,  werden  den  Gegnern 
versöhnt  die  Hand  entgegenstrecken,  werden  sich  in  die  Arme 
sinken  und  wieder  wird  das  alte  Spiel  beginnen  :  sie  werden  sich 
anziehen,  sie  werden  sich  ausziehen,  sie  werden  sich  besuchen, 
werden  bei  festlicher  Tafel  von  Frieden  und  Völkerfreundschaft 
reden  und  werden  von  neuem  gegeneinander  intrigieren,  rüsten 
und  —  kämpfen,  alles  um  das  bischen  Machtzuwachs,  das  der 
eine  auf  Kosten  des  andern  erlangen  möchte 

Königsbesuche  !  Sand  in  die  Augen  der  Völker.  Küsse  und 
Umarmungen  !  Judasküsse  mit  gezücktem  Dolch  im  Rücken  des 
andern.  Waren  nicht  im  Frühjahr  1913  noch  die  Herrscher  von 
Russland  und  England  am  deutschen  Kaiserhofe  zu  Besuch,  die 
Hochzeit  der  Kaisertochter  mit  dem  Herzog  von  Braunschweig  zu 
feiern  ?  Wer  hätte  glauben  können,  dass  dieses  königliche  Fami- 
lienfest der  Vettern  ein  Jahr  später  durch  das  Blut-  und  Schlacht- 
fest ihrer  Völker  abgelöst  werden  würde  ?  Wer  hätte  ahnen 
können,  dass  der  strahlend-liebenswürdige  kaiserliche  Gastgeber, 
der  seine  hohen  Besucher  durch  die  jubelnde  Menge  in  den  Strassen 
Berlins  spazieren  führte,  schon  den  «  Dolch  im  Gewände  »  trug, 
mit  dem  er  bei  nächst-passender  Gelegenheit  den  «  aufrichtig 
ergebenen  Freunden  und  Vettern  » in  den  Rücken  fallen  würde  ?.... 

Weshalb  dieses  Schlachten,  weshalb  dies  Verbluten  ?  Diese 
Frage  wird  —  so  hoffen  wir  —  immer  drohender  aus  den  Tiefen 
des  Volkes  den  Schuldigen  entgegendröhnen,  je  mehr  die  Ueber- 
zeugung  von  ihrer  Schuld  ins  Volk  dringen  wird. 

Für  welche  Volks  interessen  ist  dieser  Kampf  entfesselt 
worden  ?  Wird  der  deutsche  Bauer,  Geschäftsmann,  Industrielle, 
Handwerker,  der  Arzt,  der  Advokat,  der  Künstler,  der  Gelehrte, 
—  werden  sie  reicher  und  glücklicher,  wenn  ihr  grosses  Land  noch 
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grösser,  die  Macht  ihres  Staates  noch  mächtiger,  der  Glanz  ihrer 
Könige  noch  glanzvoller  wird  ?  Wird  einem  von  diesen  vielen 
Millionen  auch  nur  ein  Atom  von  Glück,  von  Wohlstand,  von 
Zufriedenheit  hinzugefügt,  wenn  ihr  Land  um  einige  tausend 
Quadratmeilen,  ihre  Bevölkerung  um  einige  Millionen  vermehrt 
wird  ?  Sind  die  Bürger  kleiner  Staaten,  die  keine  Grossmachts- 
ambitionen  besitzen,  sind  die  Bürger  der  Schweiz,  Hollands, 
Dänemarks,  Schwedens,  Norwegens  und  des  unglücklichen  Bel- 
giens (vor  dem  deutschen  Einbruch)  nicht  mindestens  ebenso 
glücklich,  die  meisten  aber  viel  glücklicher  gewesen  als  die  Bürger 
Deutschlands,  Englands,  Frankreichs  und  Russlands,  die  von 
Militärlasten  erdrückt  und  gerade  dadurch  ewig  vom  Kriege 
bedroht  waren  ?  Ich  für  meine  Person  würde  es  vorziehen  —  wenn 
ich  heute  die  Wahl  hätte  —  als  Bürger  im  Fürstentum  Liech- 
tenstein zu  leben  und  in  Vaduz  meine  Tage  zu  beschliessen,  als 
königlich-preussischer  «  Untertan  »  zu  sein  unter  der  Herrschaft 
der  Hohenzollern. 

Selig  die  Kleinen,  unselig  die  Grossen  !  —  möchte  man  dem 
deutschen  —  und  auch  manchen  anderen  Völkern,  die  vom  glei- 
chen Grössenwahnsinn  erfasst  sind,  zurufen.  Unselig  die  Grossen, 
am  unseligsten  aber  jene  ganz  Grossen,  die  —  übersättigt  —  doch 
nie  satt  werden  können,  die,  von  unstillbarem  Landhunger,  von 
unheilbarer  Kleptomanie  befallen,  ihrem  Nächsten  die  Erd- 
brocken aus  dem  Munde  wegstehlen,  die  aber  doch  —  das  ist  die 
Tragik  des  Imperialismus  —  ihren  Raub  nicht  in  Ruhe  verzehren 
können,  da  sie  beständig,  von  den  Erinnyen  des  Misstrauens 
gepeitscht,  an  die  Vervollkommnung  ihrer  schützenden  Panzer- 
rüstung denken  müssen 

Unselig  die  Ueberspannung  des  gesunden  nationalen  Gedan- 
kens zum  ungesunden  nationalistischen,  des  natürlichen  Strebens 
nach  Volkseinheit  zum  unnatürlichen  über  die  Volkseinheit  hinaus, 
zur  Weltbeherrschung.  Der  Zeiger  der  Geschichte  —  das  wird  und 
muss  für  alle  Einsichtigen  die  Lehre  dieses  Krieges  sein  —  weist 
nach  anderer  Richtung  hin,  nach  höheren  und  weiteren  Zielen.  Er 
weist  auf  den  Zusammenschluss  der  kleinen  und  grossen  Nationen 
zur  internationalen  Gemeinschaft,  wo  jedem  sein  Recht  und  sein 
Platz  eingeräumt  wird,  in  gesicherter  Rechtsordnung,  unter  Aus- 
schluss jeder  Bereicherung  des  einen  auf  Kosten  des  andern  ; 
er  weist  auf  das  friedliche  Zusammenleben  aller  Völker  in  Handel 
und  Wandel,  in  Kunst  und  Wissenschaft,  in  Wohlfahrt  und  Kultur. 


X. 


Die  Friedensbemühungen  Frankreichs 
und  die  französischen  Sozialisten. 


Die  Friedensliebe  der  französischen  Regierung,  die  in  den 
kritischen  Tagen  vor  Ausbruch  des  Krieges  mit  allen  Mitteln  den 
europäischen  Frieden  zu  erhalten  suchte,  habe  ich  in  meinem 
Buche  J'accuse,  sowohl  aus  der  «  Vorgeschichte  des  Verbrechens  » 
wie  aus  der  «  Geschichte  des  Verbrechens  »  selbst  (Kapitel  II 
und  III),  für  jeden  unparteiischen  Beurteiler  überzeugend  nach- 
gewiesen und  diesen  Nachweis  in  diesem  meinem  zweiten  Werke 
nach  vielen  Richtungen  noch  ergänzt.  Inzwischen  aber  sind 
Dokumente  ans  Tageslicht  getreten,  welche  die  im  Gelbbuch 
niedergelegten  französischen  Friedensaktionen  derartig  unter- 
stützen und  innerlich  begründen,  dass  auch  der  Böswilligste  nicht 
mehr  an  der  Schuldlosigkeit  Frankreichs  an  diesem  Kriege  zweifeln 
kann. 

Wir  wissen  jetzt  authentisch,  in  welcher  energischen  und 
erfolgreichen  Weise  Jaures  und  die  von  ihm  geleitete  sozialis- 
tische Partei  Frankreichs  —  und  zwar  die  gewerkschaftliche  wie 
die  politische  Organisation  gleichmässig  —  in  voller  Harmonie 
mit  der  französischen  Regierung  (trotz  Poincare  und  Delcasse, 
Herr  Helflerich  !)  die  Friedensaktion  inspiriert  und  beeinflusst 
haben,  wie  auch  nach  dem  Tode  Jaures'  diese  gemeinschaftliche 
Arbeit  der  sozialistischen  Führer  und  der  verantwortlichen 
Regierung  fortgesetzt  worden  ist,  bis  zum  Moment  der  deutschen 
Kriegserklärung  an  Frankreich  und  des  Einfalls  der  deutschen 
Truppen  in  Belgien,  und  wie  erst  dann,  als  die  Friedenserhaltung 
unmöglich  geworden  war,  Regierung  und  Parteiführer  sich  ein- 
mütig auf  den  Boden  der  Vaterlandsverteidigung  stellen  mussten. 
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Der    Krieg   und    die   internationale 
Sozialdemokratie. 

Als  die  österreichische  Note  an  Serbien  bekannt  wurde,  waren 
die  Sozialdemokratien  aller  Länder,  die  deutsche  und  österrei- 
chische an  der  Spitze,  darüber  einig,  dass  diese  Note  für  sich 
allein  schon  ein  Kriegssignal  bedeutete  und  in  ihrer  rücksichts- 
losen Brutalität  Tod  und  Verderben  über  ganz  Europa  zu  bringen 
drohte.  Der  Parteivorstand  der  deutschen  Sozialdemokratie  ver- 
öffentlichte im  Vorwärts  vom  25.  Juli  einen  Aufruf,  der  mit 
folgenden  Flammenworten  beginnt  : 

Noch  dampfen  die  Aecker  auf  dem  Balkan  von  dem  Blute  der  nach 
Tausenden  Hingemordeten,  noch  rauchen  die  Trümmer  verheerter  Städte, 
verwüsteter  Dörfer,  noch  irren  hungernd  arbeitslose  Männer,  verwitwete 
Frauen  und  verwaiste  Kinder  durchs  Land,  und  schon  wieder  schickt  sich 
die  vom  österreichischen  Imperialismus  entfesselte  Kriegsfurie  an,  Tod  und 
Verderben  über  ganz  Europa  zu  bringen. 

Verurteilen  wir  auch  das  Treiben  der  gross-serbischen  Nationalisten,  so 
fordert  doch  die  frivole  Kriegsprovokation  der  österreichisch-ungarischen 
Regierung  den  schärfsten  Protest  heraus.  Sind  doch  die  Forderungen  dieser 
Regierung  so  brutal,  wie  sie  in  der  Weltgeschichte  noch  nie  an  einen  selbstän- 
digen Staat  gestellt  sind,  und  können  sie  doch  nur  darauf  berechnet  sein. 
den  Krieg  geradezu  zu  provozieren. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  forderte  gebieterisch  von  der 
deutschen  Regierung,  all  ihren  Einfluss  auf  die  österreichische 
Regierung  auszuüben  zur  Erhaltung  des  Friedens,  und  verkün- 
dete, falls  der  schändliche  Krieg  dennoch  ausbrechen  sollte,  ihren 
Entschluss  : 

Kein  Tropfen  Blut  eines  deutschen  Soldaten  darf  dem  Machtkitzel  der 
österreichischen  Gewalthaber,  den  imperialistischen  Profitinteressen  geopfert 

werden Wir  wollen  keinen  Krieg  !  Nieder  mit  dem  Kriege  !  Hoch  die 

internationale   Völkerverbrüderung  ! 

Auch  die  Fraktion  der  deutschen  sozialdemokratischen  Abge- 
ordneten im  österreichischen  Reichsrat  erliess  beim  Bekannt- 
werden des  österreichischen  Ultimatums  einen  Aufruf,  in  dem 
sie  namens  der  deutschen  Arbeiter  Oesterreichs  die  Verantwortung 
für  den  heraufziehenden  Krieg  ablehnt  und  sie  denen  zuschiebt, 
«  die  den  verhängnisvollen  Schritt,  der  uns  vor  den  Krieg  stellt, 
ersonnen,  unterstützt  und  gefördert  haben  ».  Die  österreichischen 
Sozialdemokraten  erklärten  sich  solidarisch  «  mit  den  klassenbe- 
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wussten  Arbeitern  der  ganzen  Welt,  nicht  zum  wenigsten  mit 
den  Sozialdemokraten  Serbiens  ».  Sie  protestierten  nicht  nur 
gegen  den  drohenden,  mutwillig  herbeigeführten  Krieg,  dessen 
Zwecke  auch  durch  friedliche  Verständigung  zu  erreichen  seien, 
sondern  auch  gegen  die  planmässige  Vergewaltigung  des  Volks- 
willens, die  in  der  seit  Monaten  nicht  erfolgten  Einberufung  des 
Parlaments  liege.  Bekanntlich  ist  der  österreichische  Reichsrat 
auch  während  des  ganzen  Krieges  noch  nicht  einberufen  und  sind 
alle  Kriegskredite  durch  Verordnung  der  Regierung  ausgeschrie- 
ben worden.  Die  österreichische  Reaktion  hat  sich  damit  als 
schlimmer  erwiesen  wie  die  russische,  die  —  trotz  aller  Verfolgung 
und  Unterdrückung  der  Opposition  —  doch  immerhin  zu  wieder- 
holten Malen  während  des  Krieges  die  Duma  einberufen  und  die 
parlamentarische  Bewilligung  der  Kriegskredite  herbeigeführt 
hat.  — 

Je  mehr  die  Krisis  sich  zuspitzte,  umso  schärfer  und  dringender 
wurden  die  Mahnungen,  umso  flammender  die  Proteste  des  offi- 
ziellen Organs  der  deutschen  Sozialdemokratie1.  Kein  Mensch 
in  der  Welt  —  ausserhalb  der  Rechtsparteien,  der  Kriegshetzer 
und  Imperialisten  in  Deutschland  und  Oesterreich  —  kein  Mensch 
besonders  in  den  sozialdemokratischen  oder  auch  nur  demokra- 
tischen Lagern  aller  Länder  zweifelte  in  jenen  Tagen,  zwischen 
dem  23.  und  30.  Juli,  daran,  dass,  wenn  die  fürchterliche  Kata- 
strophe eintrete,  Oesterreich  durch  sein  unerhörtes  Vorgehen  gegen 
Serbien,  durch  seine  Kriegserklärung  trotz  Serbiens  Unterwer- 
fung, durch  seine  Zurückweisung  jeder  Vermittlung  oder  schieds- 
gerichtlichen Entscheidung,  der  Hauptschuldige  und  Deutsch- 
land durch  seine  Duldung  der  österreichischen  Provokationen 
der  Mitschuldige,  wenn  nicht  der  Anstifter  sei.  Auch  die  heutigen 
deutschen  Sozialpatrioten  waren  dieser  Meinung.  Es  bestand  in 
jenen  Tagen  kein  Zwiespalt  in  der  Auffassung  und  im  Handeln 
der  sozialdemokratischen  Partei.  Der  Vorwärts  sprach  allen 
Genossen  aus  der  Seele,  wenn  er  am  30.  und  selbst  noch  am  31.  Juli 
den  heissesten  Appell  an  die  deutsche  Regierung  richtete,  die 
«  unabsehbare  Kulturschmach  »  eines  europäischen  Krieges  von 
den  Völkern  abzuwenden,  wenn  er  auf  die  englischen  und  rus- 
sischen Friedensbemühungen  hinwies  und  den  ablehnenden  Stand- 

1  Siehe  für  alle  diese  geschichtliehen  Tatsachen  die  vorzügliche  Zusammen- 
stellung in  Eduard  Bernsteins  Schrift :  Die  Internationale  der  Arbeiterklasse  und  der 
europäische  Krieg  (Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen,  1915).  Desgleichen  meine 
Schrift :  Der  springende  Punktvon  Germanicus  (Zürich,  Grütli-Buchhandlung,  1916). 
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punkt  der  deutschen  Regierung  gegen  alle  Friedensvorschläge  für 
unfassbar  erklärte,  wenn  er  Oesterreich  und  Deutschland  aus- 
schliesslich als  die  Anstifter  des  Weltbrandes,  als  die  Stören- 
friede bezeichnete  und  ihnen  die  Verantwortung  für  die  kommende 
Katastrophe  auflud,  —  die  Verantwortung  vor  dem  eigenen 
Volke,  vor  den  Auslandsmächten,  vor  dem  Forum  der  Welt- 
geschichte. Auf  die  mächtige  Arbeit  der  Kamarilla  der  Kriegs- 
treiber, der  unverantwortlichen  Kriegshetzer  hinter  den  Kulissen, 
die  den  vielleicht  noch  schwankenden  kaiserlichen  Willen  mit 
allen  Mitteln  der  Beeinflussung,  Ueberredung  und  Drohung  zu 
dem  verhängnisvollen  Entschluss  zu  drängen  suchten,  wies  das 
sozialdemokratische  Organ  hin  :  es  warnte  «  dringlichst  noch  ein- 
mal die  deutsche  Regierung,   den  Bogen  zu  überspannen.  Das 

deutsche  Volk will  den  Frieden,  will  die  Verhandlungen,  will 

die  Schlichtung  des  Konflikts.  »  Dem  beispiellosen  Treiben  der 
Kriegshetzer,  die  «  Kaiser  und  Kanzler  mattzusetzen  und  die 
Kriegsfurie  skrupellos  zu  entfesseln  »  suchen,  setzt  der  Vorwärts 
die  unerschütterliche  Losung  entgegen  :  « Die  Bahn  frei  für 
Verhandlungen,  für  die  Sicherung  des  Friedens  !  Nieder  mit  den 
Kriegshetzern  !  » 

Mit  gleicher  Schärfe  sprachen  sich  natürlich  die  Sozialisten 
Englands,  Frankreichs,  Belgiens  und  anderer  Länder  über  die 
Anstifter  und  Urheber  des  kommenden  Krieges  aus.  Das  Organ 
der  englischen  Arbeiterpartei,  der  Daily  Citizen  erklärte  in  seiner 
Nummer  vom  27.  Juli  mit  dürren  Worten  : 

Wir  betrachten  Oesterreich  ganz  entschieden  als  den  Angreifer Ohne 

die  Spur  eines  Prozesses  hat  Oesterreich  Serbien  und  serbische  Offiziere  für 
schuldig  erklärt.  Es  will  in  dieser  Mordsache  Richter,  Geschworener  und 

Henker  sein Der  Versuch,  unbewiesene  Anschuldigungen  mit  der  Spitze 

des  Bajonetts  Serbien  in  den  Hals  zu  jagen,  ist  kein  Verfahren,  das  zivili- 
sierte Menschen  gutheissen  können.   — 

Die  belgische  Arbeiterpartei  beschuldigte  ebenfalls  in  ihrem 
Brüsseler  Organ  Peuple  vom  31.  Juli  die  österreichische  und 
deutsche  Regierung  der  Urheberschaft  an  dem  bevorstehenden 
Kriege  und  wies  besonders  auf  die  Ablehnung  der  von  England 
vorgeschlagenen  und  von  den  Ententemächten,  auch  von  Italien 
angenommenen  Konferenz  hin.  Dem  Aufruf  des  Kaisers  Franz 
Joseph  an  die  Völker  Oesterreichs,  der  soeben  erschienen  war, 
wirft  das  belgische  Blatt  «  Senilität,  Gewissensmangel  und  Lüge  * 
vor  und  findet  die  einzige  Entschuldigung  des  Mannes,  «  der  jene 
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Zeilen  geschrieben  hat  und  sich  nicht  scheut,  das  fürchterlichste 
Abschlachten  zu  entfesseln,  »  nur  darin,  dass  er  sich  wohl  der 
Tragweite  seines  Handelns  nicht  genügend  bewusst  sei.  — 

Jaures   und    die   französische 
Sozialistenpartei. 

Wie  Jaures,  der  feurigste  aller  Friedensapostel,  und  die  von 
ihm  geführte  sozialistische  Partei  Frankreichs  sich  dem  drohenden 
Kriege  gegenübergestellt  haben,  ist  bekannt  und  bedarf  hier 
keiner  ausführlichen  Darstellung.  Für  uns  kommt  es  nur  auf  die 
Feststellung  an,  dass,  während  die  deutschen  und  österreichischen 
Sozialisten  die  kriegerischen  Tendenzen  ihrer  Regierungen  zu 
bekämpfen  hatten,  Jaures  und  seine  Leute  nicht  nur  in  der 
Tendenz  zum  Frieden,  sondern  auch  in  jeder  einzelnen  diesem 
Zwecke  dienenden  Aktion  mit  ihrer  Regierung  vollkommen  kon- 
form gingen,  dass  also  der  Friedenswille  der  französischen  Sozialis- 
ten mit  dem  Friedenswillen  der  französischen  Regierung  identisch 
war. 

Dieser  Nachweis,  der  durch  die  neuerlichen  Enthüllungen 
möglich  geworden,  ist  für  die  Entscheidung  der  Schuldfrage  von 
grösster  Erheblichkeit  :  er  zerstrümmert  die  Grundlagen  des 
Anklagegebäudes,  das  die  Helfferich,  Helmolt,  Schiemann,  Cham- 
berlain  und  Genossen  gegen  die  französische  Regierung  aufge- 
richtet haben  ;  er  zerstört  die  immer  wieder  von  massgeblicher 
und  unmassgeblicher  Seite  in  Deutschland  vorgebrachte  Lüge, 
dass  dieser  Krieg  letzten  Endes  ein  Revanchekrieg  Frankreichs 
sei,  vorbereitet  und  unterstützt  von  Russland  und  England,  die 
ihrerseits  mit  der  Ausbeutung  der  französischen  Revancheideen 
eigensüchtige  Zwecke  verfolgt  hätten.  Wäre  auch  nur  ein  Jota 
von  dieser  Bezichtigung  wahr,  so  müsste  sie  nicht  nur  die  franzö- 
sische Regierung,  Viviani,  Millerand,  Poincare,  etc.,  sondern 
auch  Jaures  und  seine  Parteigenossen  treffen  —  einen  Jaures, 
der  sein  ganzes  politisches  Leben  lang  den  Völkerfrieden  als  sein 
höchstes  Ideal  und  Strebensziel  proklamiert  hatte l,  der,  aus  dem 
Pazifismus  zum  Sozialismus  emporgewachsen,  den  Sieg  des 
Sozialismus  nicht  als  Selbstzweck,  sondern  vor  allem  als  Mittel 
zum  Zweck  einer  höheren,  friedlichen  Menschheitsorganisation 

>  Siehe  Jaures'  Bestrebungen  zu  einer  Verständigung  zwischen  Frankreich  und 
Deutschland  :  J'accuse,  Seite  95 — 96. 
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betrachtet  hat.  Neben  Jaures  würde,  wenn  die  Beschuldigung  des 
französischen  Revanchekrieges  auf  Wahrheit  beruhte,  Marcel 
Sembat  ein  Mitschuldiger  der  Kriegspartei  sein,  der  eifrigste 
Mitkämpfer  Jaures'  für  die  deutsch-französische  Annäherung,  der 
lebhafteste  Förderer  und  Redner  auf  den  deutsch-französischen 
Verständigungskonferenzen,  der  Verfasser  der  bekannten  Schrift  : 
«  Faites  la  paix,  sinon  faites  un  roi  »,  die  darauf  hinausläuft, 
endlich  einmal  einen  wirklichen  Frieden  mit  Deutschland  oder, 
wenn  man  das  nicht  will,  tabula  rasa  mit  der  Republik  zu  machen 
und  sich  einem  kriegerischen  Königtum  in  die  Arme  zu  werfen. 
Ein  anderer  Mitschuldiger  der  französischen  Revanche- Politiker 
müsste  Jules  Guesde  sein,  der  mit  Sembat  Ende  August  1914  in 
das   Ministerium   der    nationalen   Verteidigung   eingetreten   ist, 

—  Jules  Guesde,  der  orthodoxe  Marxist  und  überzeugteste  Anti- 
militarist,  den  die  französische  Sozialdemokratie  in  ihren  Reihen 
zählt,  einer  der  ersten,  der,  wie  Jaures,  bereits  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  die  Revancheidee  von  der  Kammertribüne  aus 
rückhaltlos  bekämpft  hat. 

Auch  Vaillant,  der  rote  Communard,  der  unerbittlichste 
Kriegsgegner  unter  den  französischen  Sozialisten,  müsste  über 
Nacht  auf  seine  alten  Tage  ein  Kriegshetzer  geworden  sein,  wenn 
die  Regierung  der  Republik  auf  Krieg  ausgegangen  wäre  :  denn 
auch  er  hat  vom  Beginn  der  Krisis  bis  zu  seinem  —  mitten  im 
Krieg  erfolgten  —  Tode  sich  entschlossen  auf  die  Seite  der  fran- 
zösischen Vaterlandsverteidiger  gestellt.  Wenn  ein  Mann  wie 
Vaillant,  der  sein  ganzes  Leben  für  Frieden  und  Völkerverbrü- 
derung gestritten,  am  Abend  seiner  arbeitsreichen  Tage  zum 
Rufer  im  Streite  werden  müsste,  weil  sein  Vaterland  überfallen, 
verwüstet  und  blutend  unter  der  Herrschaft  des  Eroberers  lag, 

—  wenn  ein  Mann  wie  Vaillant  wenige  Tage  vor  seinem  Tode  sei- 
nem Freunde  Dubreuilh  mit  schwacher  Stimme  das  tieftraurige 
Bekenntnis  machen  müsste  :  «  Dieser  Krieg  hat  mich  getötet  ! 
Vierzig  Jahre  gekämpft  zu  haben,  um  ihn  unmöglich  zu  machen, 
und  nun  gezwungen  zu  sein,  ihn  zu  ertragen  in  seiner  fürchter- 
lichen Härte  !  Das  ist  der  Zusammenbruch  meines  ganzen  We- 
sens !  »  —  wenn  ein  so  unermüdlicher,  überzeugungstreuer,  alter 
Friedenskämpfer  am  Ende  seiner  Tage  wieder,  wie  zu  Beginn 
seiner  Laufbahn,  sich  auf  die  Seite  der  Vaterlandsverteidiger 
gestellt  hat,  dann  muss  es  wohl  wahr  sein,  dass  Frankreich  in  der 
Tat  einen  Verteidigungskrieg,  keinen  Angriffskrieg  führt,  und  dass 
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die  französischen  Machthaber  alles  Menschenmögliche  getan  haben, 
um  den  Kriegsschrecken  von  ihrem  Lande  und  von  Europa  fern- 
zuhalten. 

Diese  Führer  und  ihre  Genossen,  die  Renaudel,  Bracke, 
Longuet,  Compere-Morel,  Pressemane,  Dubreuilh  und  wie  sie 
heissen  mögen,  alle  müssten  aus  Sozialisten  und  Pazifisten  plötz- 
lich Militaristen  und  Revanche-Schreier  geworden  sein,  wenn  der 
Vorwurf  der  Kriegsanstiftung  gegen  die  französische  Regierung 
begründet  wäre  :  denn  alles,  was  die  Regierung  in  jenen  kritischen 
Tagen  gedacht,  gesprochen  und  getan  hat,  ist  von  der  franzö- 
sischen Sozialistenpartei  vorgedacht,  inspiriert  und  beeinflusst, 
man  kann  sogar  sagen  :  hinter  der  Szene  geleitet  worden.  Dies  ist 
durch  die  neuerlichen  Enthüllungen  festgestellt.  Darin  liegt  ein 
neuer  unerschütterlicher  Entlastungsbeweis  für  Frankreich,  der 
gleichzeitig  die  erdrückendste  Belastung  für  Deutschland  dar- 
stellt. Es  gibt  keine  Wahl  :  entweder  sind  sie  beide  schuldig,  Re- 
gierung und  Sozialdemokratie  in  Frankreich,  oder  sie  sind  beide 
unschuldig  an  dem  Ausbruch  des  Weltbrandes. 

Französische    Regierung 
und   Sozialistenpartei. 

Welches  sind  nun  die  Tatsachen,  die  das  bezeugen  ? 

Sofort  nach  Bekanntwerden  des  österreichischen  Ultimatums 
machte  Jaures  in  der  Humanite  auf  den  aussergewöhnlichen 
Ernst  der  Situation  aufmerksam1.  Im  französischen  Parlament 
gab  die  sozialistische  Gruppe  am  28.  Juli  eine  Erklärung  ab,  in 
welcher  die  Regierung  zur  energischen  Unterstützung  der  engli- 
schen Friedensbemühungen  aufgefordert  und  hinzugefügt  wurde, 
«  dass  jenes  Frankreich,  welches  seit  mehr  als  vierzig  Jahren  den 
höheren  Interessen  des  Friedens  die  Forderung  auf  Elsass- 
Lothringen  geopfert  habe,  sich  nicht  wegen  Serbien  zum  Kriege 
hinreissen  lassen  dürfe  ».  Es  erschienen  am  27.,  28.  und  29.  Juli 
sozialistische  Manifeste  in  der  Humanite,  in  denen  nicht  nur  der 
Appell  zur  Friedenstätigkeit  an  die  französische  Regierung 
gerichtet,  sondern  auch  der  klare  und  aufrichtige  Wille  der  Re- 
gierung, die  Gefahren  des  Konflikts  aus  dem  Wege  zu  räumen, 

1  Siehe  für  die  folgenden  Darlegungen  den  aufsehenerregenden  Artikel  von 
DaudS-Bancel  in  der  Internationalen  Rundschau  (Orell-Füssli,  Zürich,  5.  Ok- 
tober 1915). 
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ausdrücklich  bestätigt  wurde.  Die  Regierung  wurde  aufgefor- 
dert, jetzt,  wo  nach  der  konzilianten  Antwort  Serbiens  die  Ver- 
mittlung erleichtert  sei,  jeden  Verständigungsweg  zu  unterstützen 
und  alles  zu  vermeiden,  was  dem  aggressiven  deutschen  Impe- 
rialismus Wasser  auf  seine  Mühle  liefern  könnte,  der  die  Stunde 
für  eine  unerhörte  Gewalttat  gewählt  zu  haben  scheine. 

Ton  und  Inhalt  dieser  Manifeste,  die  zum  grossen  Teil  aus 
Jaures'  Feder  geflossen  sind,  klingen  wieder  in  der  Rede,  die  der 
französische  Führer  am  29.  Juli  in  Brüssel  in  der  grossen  Manifesta- 
tions-Versammlung des  Internationalen  Sozialistenbureaus  gegen 
den  Krieg,  für  den  Frieden  und  für  schiedsgerichtliche  Regelung 
des  österreichisch-serbischen  Konfliktes  gehalten  hat.  Die  Erklä- 
rungen Jaures'  sind  von  entscheidender  Wichtigkeit  für  die 
Beantwortung  der  Schuldfrage  und  verdienen  daher,  wörtlich 
zitiert  zu  werden  : 

Uns  französischen  Sozialisten  ist  eine  leichte  Aufgabe  gestellt.  Wir 
brauchen  unserer  Regierung  nicht  erst  die  Friedenspolitik  vorzuschreiben, 
sie  befolgt  sie  in  der  Praxis.  Ich,  der  ich  nie  gezaudert  habe,  den  Hass  unserer 
Chauvinisten  auf  mein  Haupt  zu  laden  durch  mein  hartnäckiges  und  nie 
nachlassendes  Streben  nach  Herstellung  der  deutsch-französischen  Annähe- 
rung, ich  habe  das  Recht  zu  erklären,  dass  in  der  gegenwärtigen  Stunde  die 
französische  Regierung  den  Frieden  will  und  für  Erhaltung  des  Friedens 
arbeitet. 

Die  französische  Regierung  ist  der  beste  Friedensverbündete  dieser 
bewunderungswürdigen  englischen  Regierung,  welche  die  Initiative  zur  Ver- 
mittlung ergriffen  hat.  Und  sie  wirkt  auf  Russland  durch  ihre  Ratschläge 
im  Sinne  der  Weisheit  und  Geduld 

Unsere  Pi  licht  ist  es,  darauf  zu  bestehen,  dass  sie  (die  französische  Regie- 
rung) mit  Nachdruck  auf  Russland  einspreche,  sich  (der  Kriegserklärung) 
zu  enthalten.  Sollte  aber  unglücklicherweise  Russland  dem  nicht  nach- 
kommen, so  ist  es  unsere  Pflicht,  zu  erklären  :  Wir  kennen  nur  Einen  Vertrag, 
den  Vertrag,  der  uns  an  das  Menschengeschlecht  bindet  *. 

Jaures'  Rede  fand  die  begeisterte  Zustimmung  der  friedens- 
freundlichen Volksmassen.  Auch  seine  Anregung,  den  für 'Wien 
angesagten  internationalen  Sozialisten-Kongress  sofort  in  Paris 
abzuhalten,  um  den  «  Friedenswillen  des  Weltproletariats  mit 
aller  Kraft  zum  Ausdruck  zu  bringen  »,  fiel  auf  fruchtbaren 
Boden,  konnte  aber  infolge  der  sich  überstürzenden  Ereignisse 
und  infolge  der  zwei  Tage  später  geschehenen  Ermordung  des 
grossen  Volkstribunen  nicht  mehr  zur  Ausführung  kommen.  Das 
Zeugnis,    das  Jaures   den  französischen    Regierungsmännern  in 

1  Siehe  Bernstein  a.  a.  O.,  Seite  24. 
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dieser  letzten  grossen  Kundgebung  seines  Lebens  —  sozusagen 
als  sein  politisches  Testament  —  ausstellte,  ist  unanfechtbar. 
Während  die  deutschen  und  österreichischen  Sozialdemokraten  — 
im  Verein  mit  der  ganzen  Internationale  —  die  bevorstehende 
Missetat  aufs  schärfste  brandmarkten  und  die  Missetäter  —  ihre 
eigenen  Volksgenossen  —  an  den  Schandpfahl  stellten,  gab 
Jaures,  der  französische  Friedensapostel,  der  stets  den  Hass  und 
Abscheu  der  französischen  Chauvinisten  auf  seine  kriegsgegne- 
rische Tätigkeit  gelenkt  hatte,  die  feierliche  Erklärung  ab,  dass 
nicht  der  Chauvinismus,  sondern  das  ernsteste  und  aufrichtigste 
Friedensstreben  die  Handlungen  der  französischen  Regierung 
lenke,  dass  sie  in  Gemeinschaft  mit  England  die  friedliche  Ver- 
mittlung des  Konflikts  anstrebe  und  auch  auf  Russland  im  Sinne 
der  Weisheit  und  Geduld  einwirke. 

Der  oben  zitierte  Schlussatz  Jaures',  betreffend  die  Einwir- 
kung der  französischen  Regierung  auf  die  russische,  ist  von  man- 
cher Seite  dahin  interpretiert  worden,  als  ob  der  französische 
Führer  eine  Absage  an  Russland,  also  ein  Neutralbleiben  Frank- 
reichs im  Falle  eines  deutsch-österreichisch-russischen  Krieges 
im  Auge  gehabt  habe.  Das  ist,  wie  wir  jetzt  wissen,  eine  irrtüm- 
liche Interpretation.  Jaures  war  —  wie  auch  sein  Biograph 
Rappaport  in  seinem  Buche  hervorhebt  —  kein  prinzipieller 
Gegner  der  russisch-französischen  Allianz.  Er  verlangte  nur,  dass 
diese  Allianz  keine  sklavische  Gefolgschaft  hinter  etwaigen 
russischen  Kriegs-  und  Eroberungstendenzen  nach  sich  ziehen 
dürfe.  In  diesem  Sinne  ist  auch  der  Satz  zu  interpretieren,  den 
Jaures  in  das  Manifest  der  sozialistischen  Partei  vom  28.  Juli 
hineinbrachte,  und  der  für  Frankreich  das  Recht  in  Anspruch 
nimmt,  sich  nicht  durch  die  willkürliche  Ausdeutung  geheimer 
Verträge  und  unbekannter  Verpflichtungen  in  einen  furchtbaren 
Konflikt  verwickeln  zu  lassen.  Dieser  Satz  des  Manifestes  stimmt 
genau  mit  der  Jauresschen  Rede  in  Brüssel  überein  :  die  Loslösung 
von  dem  russischen  Allianzvertrage  sollte  —  nach  dem  Willen 
des  französischen  Volksführers  —  nur  dann  stattfinden,  wenn 
Russland  den  französisch-englischen  Friedensbestrebungen  nicht 
Folge  leisten  und  seinerseits  sich  zur  Herbeiführung  und  Erklä- 
rung des  Krieges  hinreissen  lassen  würde.  Diese  Voraussetzung 
einer  Aufkündigung  der  Allianz  nrit  Russland  ist  aber  nicht  einge- 
treten. Russland  hat  —  wie  ich  in  meinem  Buche  und  in  dieser 
Arbeit  zur  Evidenz  nachgewiesen  habe  —  die  englisch-franzö- 
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sischen  Friedensbestrebungen  nicht  nur  in  allen  Punkten  ohne 
Ausnahme  unterstützt,  sondern  ist  selbst  vielfach  mit  eigener 
Initiative  vorangegangen. 

Das  französische  Manifest,  von  welchem  soeben  die  Rede  war, 
datiert  vom  28.  Juli,  dem  Tage  der  Kriegserklärung  Oesterreichs 
an  Serbien.  Die  Jauressche  Rede  wurde  am  29.  Juli  in  Brüssel 
gehalten.  An  diesem  selben  Tage  hat  der  Kaiser  von  Russland  in 
seiner  Depesche  an  den  deutschen  Kaiser  die  Entscheidung  des 
österreichisch-serbischen  Konflikts  durch  den  Haager  Schiedshof 
vorgeschlagen.  Am  30.  Juli  hat  Sazonow  seine  erste  Einigungs- 
formel dem  Grafen  Pourtales  diktiert,  die  dann  bekanntlich  von 
Jagow  abgelehnt  wurde.  Vom  31.  Juli  datiert  die  zweite  Sazo- 
nowsche  Einigungsformel,  das  Resultat  der  Grey-Vivianischen 
Bemühungen,  die  Formeln  Greys  und  Sazonows  in  eine  gemein- 
schaftliche zu  amalgamieren.  An  demselben  31.  Juli  telegra- 
phierte Sazonow  an  seinen  Londoner  Botschafter  den  Wortlaut 
einer  noch  entgegenkommenderen  Formel  (Blaubuch  Nr.  133), 
die  ich  in  meinen  früheren  Ausführungen  als  die  dritte  Sazo- 
nowsche  Formel  bezeichnet  habe.  Am  1.  August  ging  der  russische 
Minister  noch  weiter  in  der  Nachgiebigkeit,  obwohl  in  der  Nacht 
vorher  bereits  das  deutsche  Ultimatum  gestellt  war,  das  am  1.  Au- 
gust mittags  12  Uhr  ablief  :  er  erklärte  sich  nach  wie  vor  an  seine 
zweite  und  dritte  Formel  gebunden,  solange  deutsche  Truppen 
die  russische  Grenze  nicht  überschritten  hätten  ;  er  versicherte, 
dass  Russland  in  keinem  Falle  die  Feindseligkeiten  beginnen 
würde  und  dass  es  bereit  sei,  seine  Truppen  untätig  diesseits  der 
Grenze  zu  halten,  solange  noch  Verständigungsverhandlungen 
schwebten.  Dies  habe  ich  den  vierten  Sazonowschen  Einigungs- 
vorschlag genannt.  Nur  der  erste  von  allen  ist  beantwortet  worden 
und  zwar  negativ,  ohne  Angabe  von  Gründen,  die  drei  anderen 
hat  man  weder  in  Wien  noch  in  Berlin  einer  Antwort  gewürdigt. 

Neben  der  eigenen  Initiative  hat  der  russische  Minister  sich 
allen  Friedensvorschlägen  der  anderen  Mächte,  auch  den  deutschen 
und  österreichischen,  soweit  solche  erfolgten,  angeschlossen.  Die 
Greysche  Konferenz  der  vier  unbeteiligten  Mächte  hat  er  akzep- 
tiert und  sich  bereit  erklärt,  beiseite  zu  stehen.  Die  direkten 
Verhandlungen  mit  Wien  hat  er  begonnen  und  fortgeführt  bis 
zu  dem  Augenblick,  als  sie  vom  Grafen  Berchtold  schroff  abge- 
brochen wurden  (28.  Juli).  Als  es  dann  der  Wiener  Regierung 
beliebte,  die  Verhandlungen  wieder  aufzunehmen  (am  31.  Juli 
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und  1.  August),  hat  er  sich  sofort  hierzu  bereit  erklärt,  die  rus- 
sischen Ansprüche  noch  weiter  herabgesetzt  und  den  günstigeren 
Boden  Londons  für  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  vorge- 
schlagen. Die  Mobilisierung  Russlands  —  sowohl  die  teilweise  wie 
die  allgemeine  —  ist,  wie  ich  unwiderleglich  nachgewiesen  habe, 
nur  die  Folge  der  vorangegangenen  österreichischen  Mobilisierung, 
auch  der  militärischen  Vorbereitungen  Deutschlands,  und  vor 
allem  des  intransigenten  diplomatischen  Verhaltens  der  Kaiser- 
mächte gewesen. 

Alles  dies  sind  heute  historisch  feststehende  Tatsachen.  Jaures 
und  die  französischen  Sozialisten  aber  konnten  am  28.  und  2g.  Juli 
noch  nicht  wissen,  wie  Russland  sich  im  weiteren  Verlaufe  des 
Konflikts  verhalten  würde.  Sie  konnten  nicht  wissen,  ob  der 
friedliebende  Zar  und  sein  ebenso  friedliebender  Minister  nicht 
Opfer  etwaiger  kriegstreibender  Tendenzen  in  ihrer  Umgebung 
werden  und  auch  ihrerseits  —  neben  der  unbestreitbaren  Anfangs- 
schuld Oesterreichs  und  Deutschlands  —  eine  Folgeschuld  auf  sich 
laden  würden.  Daher  die  Reserven  der  französischen  Sozialisten- 
führer, die  gleichzeitig  ernste  Mahnungen  an  den  russischen 
Bundesgenossen  darstellen  sollten.  Die  Entwicklung  der  folgen- 
den Tage  hat  bewiesen,  dass  diese  Reserven  und  Mahnungen  über- 
flüssig waren.  Russland  ist,  wie  Frankreich,  schuldlos  in  diesen 
von  Deutschland  und  Oesterreich  gewollten  und  vorbedachten 
Krieg  verwickelt  worden  ;  es  hat,  wie  Frankreich  und  England, 
unentwegt  für  den  Frieden  gearbeitet  ;  die  Voraussetzung  für 
eine  eventuelle  Bündnisabsage,  die  Jaures  damals  noch  für 
möglich  halten  konnte,  ist  also  nicht  eingetreten.  Die  Ereignisse, 
wie  sie  sich  bis  und  nach  Jaures'  Tode  entwickelt  haben,  die 
deutschen  Ultimata  an  Frankreich  und  Russland,  die  unerfüllbaren 
Ultimatumsforderungen  an  Russland,  die  Kriegserklärung  an 
Russland  an  Stelle  der  angedrohten  Gegeumobilisierung,  die  Art 
und  Motivierung  der  Kriegserklärung  an  Frankreich,  die  Verle- 
tzung der  Neutralität  von  Luxemburg  und  Belgien,  die  Versuche, 
Englands  Neutralität  zu  erkaufen,  um  Frankreich  und  Russland 
bequemer  niederschlagen  zu  können,  —  alle  diese  vor  und  nach 
dem  Tode  Jaures'  zusammentreffenden  Umstände,  welche  den 
Kriegswillen  und  die  Kriegsurheberschaft  der  Kaisermächte 
ausser  jeden  Zweifel  stellen,  würden  auch  den  ermordeten  fran- 
zösischen Volkitribunen  an  die  Seite  der  Vaterlandsverteidiger 
g  rufen  und  ihn  veranlasst  haben,  die  Grundsätze  praktisch  zu 
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betätigen,  die  er  in  seinem  Werke  :  «  La  Nouvclle  Armie  »  als 
Richtschnur  sozialistischen  Handelns  im  Kriegsfalle  hingestellt 
hat.    — 


Angriffs-     und     Verteidigungskrieg. 

Für  Jaures'  Haltung  wäre  schon  die  eine  Tatsache  entschei- 
dend gewesen  :  dass  der  Kaiser  von  Russland  die  Entscheidung 
des  Streitfalles  durch  den  Haager  Schiedshof  vorgeschlagen, 
Kaiser  Wilhelm  aber  diesen  Vorschlag  ignoriert,  also  abgelehnt 
hat.  Für  Jaures  —  wie  für  die  ganze  sozialistische  Internationale  — 
wurde  die  Stellung  der  sozialdemokratischen  Parteien  zum  Kriege 
in  den  einzelnen  Ländern  durch  die  Frage  bestimmt :  welches  Land 
führt  einen  Angriffs-,  welches  Land  einen  Verteidigungskrieg  ?  Die 
Landesverteidigung  galt  der  bisherigen  Internationale  —  bis  zu 
der  neuesten  Erleuchtung,  die  ihr  aus  dem  Berner  Oberlande 
kam,  —  als  natürliches  Recht  und  selbstverständliche  Pflicht  der 
Sozialisten  des  angegriffenen  Landes.  Für  die  internationale 
Sozialdemokratie  kann  es  ihrer  ganzen  Weltanschauung  nach  nur 
einen  erlaubten  Krieg  geben  :  den  Verteidigungskrieg  gegen  fre- 
velhaften Angriff.  In  einem  solchen  Kriege  haben  auch  die  Sozia- 
listen das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Waffe  zum  Schutze  ihres 
Vaterlandes  zu  ergreifen.  In  jedem  anderen  Kriege  haben  sie  nicht 
nur  den  militärischen  Gehorsam  zu  verweigern,  sondern  sogar  die 
Waffen  gegen  ihre  eigene  verbrecherische  Regierung  zu  kehren, 
die  Gut  und  Blut  des  Volkes  zu  einem  Angriffskriege  missbraucht. 

Für  den  Sozialisten  also  kommt  alles  darauf  an,  bei  Ausbruch 
eines  Krieges  scharf  unterscheiden  zu  können  :  wer  ist  der  An- 
greifer, wer  der  Verteidiger  ?  Diese  Frage  muss  in  jedem  einzelnen 
Kriegsfalle  von  den  Sozialisten  der  beteiligten  Länder  untersucht 
und  je  nach  der  Beantwortung  dieser  Frage  ihr  Verhalten  einge- 
richtet werden.  Im  Verteidigungskriege  haben  die  Sozialisten  ihrer 
Regierung  beizustehen,  im  Angriffskriege  haben  sie  ihr  Wider- 
stand zu  leisten  und  zwar  nicht  nur  passiven  durch  Generalstreik 
und  Dienstverweigerung,  sondern  unter  Umständen  auch  aktiven, 
durch  revolutionäre  Massnahmen.  Diese  Grundsätze  sind  nicht 
nur  von  Jaures,  sondern  auch  von  anderen  Sozialistenführern, 
nicht  nur  auf  sozialistischen,  sondern  auch  auf  pazifistischen 
Kongressen  vielfach  erörtert,  wenn  auch  nicht  zu  formellen  Be- 
schlüssen erhoben  worden. 
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Die  Entscheidung  der  Frage  :  wer  führt  einen  Angriffs-,  wer 
einen  Verteidigungskrieg  ?  ist  indessen  nicht  immer  so  leicht  zu 
treffen,  wie  bei  dem  jetzigen  europäischen  Kriege.  Es  bedarf  oft 
einer  mühsamen  und  langwierigen  historischen  Untersuchung  kom- 
plizierter Tatbestände  aus  der  Gegenwart  und  Vergangenheit,  und 
die  Untersuchungsresultate  können  manchmal  recht  unsicher 
sein.  Wir  haben  noch  keine  obligatorische  internationale  Gerichts- 
barkeit, die  einen  verbindlichen  und  erzwingbaren  Spruch  über 
Recht  und  Unrecht  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  fällen 
könnte.  Die  Berufung  auf  das  Gewissen  und  die  Anschauungen 
der  zivilisierten  Welt  bildet  auch  keine  sichere  Basis  zur  Entschei- 
dung, da  jeder  Barbar  der  zivilisierten  Welt  Anschauungen 
unterschieben  kann  (und  dies  tatsächlich  alle  Tage  tut),  die  seine, 
aller  Zivilisation  und  Menschlichkeit  hohnsprechenden  Hand- 
lungen rechtfertigen  sollen.  Siehe  z.  B.  die  Rechtfertigung 
des  gewerbs-  und  gewohnheitsmässigen  Massenmordes  unschul- 
diger Schiffs- Passagiere  aller  Länder  mit  dem  angeblichen  eng- 
lischen Aushungerungsplan,  der  nichts  anderes  ist  als  die  Ab- 
schneidung der  Lebensmittel-Zufuhr  von  einer  belagerten  Festung 
(ein  seit  den  ältesten  Zeiten  angewandtes  und  erlaubtes,  unblu- 
tiges Kampfmittel,  das  zwar  oft  zur  Uebergabe  von  Festungen, 
aber  während  der  ganzen  Kriegsgeschichte  aller  Zeiten  wohl  nock 
nie  zum  Hungertode  eines  menschlichen  Wesens  geführt  hat). 
Also  ich  sage  :  die  Anschauungen  der  zivilisierten  Welt  sind  ein 
etwas  unsicheres  Kriterium  Staaten  und  Regierungen  gegenüber, 
die  sich  ausserhalb  dieser  Anschauungen  stellen.  Man  hat  deshalb 
—  in  der  sozialistischen  und  pazifistischen  Literatur,  auf  Kon- 
gressen der  internationalen  Sozialdemokratie  und  der  Pazi- 
fisten —  nach  einem  sicheren  Kriterium  für  Recht  oder  Unrecht 
beim  Ausbruch  eines  Krieges  gesucht  und  hat  dieses  untrügliche 
Unterscheidungsmerkmal  darin  gefunden  :  Der  Staat,  der  die 
Entscheidung  eines  völkerrechtlichen  Konfliktes  durch  ein  Schieds- 
gericht vorschlägt,  handelt  recht  ;  derjenige,  der  das  Schiedsgericht 
ablehnt  und  zu  den  Waffen  greift,  handelt  unrecht. 

Dieser  rein  formelle  Tatbestand  ist  stets  in  unzweideutiger 
Weise  festzustellen.  In  dem  jetzigen  Konflikt  z.  B.  hat  erst 
Serbien,  dann  Russland  die  Entscheidung  durch  den  Haager 
Schiedshof  vorgeschlagen.  Oesterreich  und  Deutschland  aber 
haben  diese  Vorschläge  nicht  einmal  einer  Beantwortung  für  wert 
gehalten.  Damit  ist  das  formelle  Kriterium  für  Schuld  oder  Un- 
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schuld  gegeben.  Die  Kaisermächte  wären  selbst  dann  an  dem 
Kriege  schuld,  wenn  es  sich  tatsächlich  um  Fragen  der  eigenen 
Existenz  und  Unabhängigkeit,  nicht  um  blosse  Fragen  der  Supre- 
matie und  Machterweiterung,  gehandelt  hätte.  Jaures  hat  dieses 
formelle  Unterscheidungsmittel  für  Schuld  oder  Unschuld  für 
so  wichtig  gehalten,  dass  er  seine  ganze  Theorie  der  Landesvertei- 
digung vom  sozialistischen  Standpunkt  aus  darauf  aufgebaut  hat. 
Die  schwierige  Entscheidung  über  das  materielle  Recht  der  einen 
oder  der  anderen  Partei  wird  in  die  leichte  und  untrügliche  Fest- 
stellung des  formellen  Verhaltens  der  streitenden  Teile  aufgelöst. 
Hier  ist  kein  Zweifel  möglich,  hier  handelt  es  sich  um  eine  undis- 
kutierbare  Tatsache,  aus  der  der  Kriegswille  des  einen,  der  Frie- 
denswille des  anderen  zu  erkennen  ist.  Das  Mittel  zur  Durch- 
setzung des  Zieles  ist  entscheidend,  nicht  das  Ziel  selbst. 

Auch  von  diesem  rein  formellen  Gesichtspunkt  aus  sind 
Deutschland  und  Oesterreich  -  -  wie  bereits  bemerkt  -  -  als  die 
allein  Schuldigen  zu  verurteilen.  Die  Geschichte  hat  sich  sogar 
eine  neckische  Parallele  in  dieser  Sache  geleistet.  Deutschland  und 
Oesterreich  haben,  jeder  für  sich,  die  Kriegserklärungen  ergehen 
lassen,  die  den  europäischen  Krieg  zur  Folge  hatten.  Deutschland 
und  Oesterreich  haben,  jeder  für  sich,  die  schiedsgerichtliche 
Entscheidung  abgelehnt,  die  diesen  Krieg  vermieden  hätte.  Man 
hat  also  gar  nicht  einmal  nötig,  auf  die  materiellen  Unterlagen  des 
Konfliktes  einzugehen.  Schon  die  formellen  Handlungen  der  beiden 
Regierungen  genügen  für  den  Schuldigspruch.  Dass  die  Schuld 
der  beiden  Regierungen  noch  viel  krasser  und  ungeheuerlicher 
zu  Tage  tritt,  wenn  man  die  nichtswürdigen  Nichtigkeiten  prüft, 
um  die  der  Streit  ausgebrochen  und  die  gütliche  Erledigung  abge- 
lehnt worden  ist,  das  habe  ich  an  anderen  Stellen  genügend  aus- 
einandergesetzt und  brauche  es  hier  nicht  zu  wiederholen. 


In  seiner  berühmten  Rede  zu  Tivoli- Vauxhall  hat  Jaures  den 
Standpunkt,  den  die  Internationale  einem  zukünftigen  Kriege 
gegenüber  einzunehmen  habe,  in  bewundernswert  klarer  und 
präziser  Weise  —  wie  auch  sonst  in  anderen  seiner  Schriften  und 
Reden  --  dargelegt.  Bei  der  Wichtigkeit  dieses  Jauresschen  Ge- 
dankenganges, bei  seiner  Erheblichkeit  für  das  Urteil  über  die 
deutsche  Sozialdemokratie  auf  der  einen,  die  französische  auf  der 
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anderen  Seite,  will  ich  einige  Sätze  aus  der  obenerwähnten  Rede 
Jaures'  hier  wiedergeben  : 

Sobald  ein  Streit  beginnt,  werden  wir  den  Regierenflen  zurufen  :  Ver- 
ständigt euch  durch  eure  Diplomaten.  Wenn  eure  Diplomaten  nicht  zur 
Verständigung  gelangen,  so  geht  vor  die  Schiedsrichter,  die  ihr  selbst  desig- 
niert habt  (gemeint  ist  offenbar  der  Haager  Schiedshof).  Beugt  euch  vor 
ihrem  Urteil  :  kein  Krieg,  kein  Blutvergiessen,  Schiedsspruch  der  Mensch- 
lichkeit, Schiedsspruch  der  Vernunft.  Wenn  ihr  das  nicht  wollt,  nun  wohl, 
dann  seid  ihr  eine  Regierung  von  Verbrechern,  eine  Regierung  von  Banditen, 
eine  Regierung  von  Mördern.  Dann  ist  es  die  Pflicht  der  Proletarier,  sich 
gegen  euch  zu  erheben,  die  Gewehre  zu  ergreifen,  die  ihr  ihnen  in  die  Hände 

gebt,  aber  nicht  :  (an  dieser  Stelle  wurde  Jaures  durch  stürmischen  Beifall 

unterbrochen,  so  dass  er  den  Gedanken,  die  Sozialisten  müssten  in  solchem 
Falle  die  Waffen  gegen  ihre  eigene  Regierung  kehren,  nicht  zu  Ende  spre- 
chen konnte). 

Ich  sage,  dass  mit  dieser  Regel,  mit  dieser  Forderung  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts,  die  die  Internationale  zu  Stuttgart  aufgestellt  hat,  alle 
Fragen  sich  vereinfachen.  Es  ist  dann  nicht  mehr  erforderlich,  Recherchen 
anzustellen  über  komplizierte  Vorgänge,  über  Machenschaften  der  Diplo- 
matie, über  Intriguen  und  Mysterien  der  Regierungen.  Alles  das  ist  nicht 
mehr  erforderlich,  um  festzustellen  :  wer  ist  der  Angreifer,  wer  der  Ange- 
griffene ?  Der  Angreifer,  der  Feind  der  Zivilisation,  der  Feind  des  Proleta- 
riats ist  die  Regierung,  die  den  Schiedsspruch  ablehnt  und  mit  dieser  Ableh- 
nung die  Menschen  in  den  blutigen  Konflikt  treibt.  In  solchem  Falle  erklärt 
die  Internationale,  dass  es  Recht  und  Pflicht  der  Proletarier  sei,  nicht  ihre 
Energie  im  Dienste  einer  verbrecherischen  Regierung  zu  vergeuden,  vielmehr 
die  Waffe,  mit  der  solche  raublustige  Regierung  das  Volk  ausgerüstet  hat, 
zu  benutzen,  nicht  um  Arbeiterbrüder  von  jenseits  der  Grenze  totzuschies- 
sen,  sondern  um  auf  dem  Wege  der  Revolution  die  eigene  verbrecherische 
Regierung  niederzuschlagen. 

Dies  die  Grundsätze,  die  Jaures  sein  Leben  lang  verfochten 
hat.  Dies  die  Grundsätze,  die  ihn  in  den  kritischen  Julitagen  1914 
an  die  Seite  der  französischen  Regierung  stellten,  die.  ihn  in  der 
grossen  Brüsseler  Volksversammlung  vom  29.  Juli  veranlassten, 
der  französischen  Regierung  das  Ehrenzeugnis  auszustellen,  dass 
sie  den  Frieden  wolle  und  für  den  Frieden  arbeite. 

Das  war  am  29.  Juli,  an  demselben  Tage,  an  dem  der  Kaiser 
von  Russland  in  seinem  Telegramm  an  Kaiser  Wilhelm  die  Ent- 
scheidung der  Streitfrage  durch  den  Haager  Schiedshof  vorge- 
schlagen hat.  Wenn  Jaures  damals  in  Brüssel  diesen  Schieds- 
gerichtsvorschlag des  Zaren  und  ebenso  alle  Verständigungs- 
vorschläge Sazonows  aus  den  nächstfolgenden  Tagen  schon 
gekannt  hätte,  so  würde  er  in  die  Ehrenerklärung,  die  er  zu 
Gunsten  der  französischen  und  englischen  Regierung  abgab,  auch 
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die  russische  —  und  zwar  mit  vollem  Recht  —  eingeschlossen 
haben.  Die  Zarendepesche  vom  29.  Juli  für  sich  allein  —  auch 
ohne  alle  die  anderen  russischen  Friedensaktionen  während  der 
kritischen  Tage  —  bewies  den  unbedingten  Friedenswillen  Russ- 
lands und  musste  daher  die  Proletarier  aller  Länder  —  nach 
Jauresschen  Grundsätzen  —  auf  die  Seite  Russlands,  Frankreichs 
und  Englands  stellen.  Hätten  die  deutschen  Sozialisten  damals 
die  Marschroute  befolgt,  die  ihnen  die  Grundsätze  der  Internatio- 
nale und  ihr  glänzendster  Interpret  Jaures  vorschrieben,  hätten 
sie  die  Kriegskredite  abgelehnt  und  —  nicht  genug  damit  —  auch 
durch  Generalstreik  und  Massenverweigerung  des  militärischen 
Dienstes  ihrer  verbrecherischen  Regierung  Widerstand  geleistet, 
so  wäre  die  Ausführung  des  Verbrechens  unmöglich  gewesen,  wäre 
der  Krieg  noch  im  letzten  Moment  verhindert  worden. 

Man  sieht  :  nicht  an  den  richtigen  Grundsätzen  hat  es  gefehlt, 
sondern  nur  an  ihrer  richtigen  Befolgung  im  entscheidenden  Mo- 
ment. Die  Internationale  hat  nicht  nötig,  auf  andere  Grundsätze 
gestellt  zu  werden,  um  zukünftigen  Kriegen  mit  Erfolg  entge- 
genzuwirken ;  sie  hat  nur  nötig,  für  die  strikte,  rücksichtslose, 
mutige  Ausführung  ihrer  bisher  anerkannten  Grundsätze  die 
nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen.  Das  wird  die  nächste,  die  drin- 
gendste, die  wichtigste  Aufgabe  der  neuen  Internationale  sein. 

Jaures'  letzte  Schritte. 

Für  mich  besteht  —  nach  alledem  —  nicht  der  geringste 
Zweifel,  wie  sich  Jaures  verhalten  haben  würde,  wenn  das  Schick- 
sal ihn  nicht  davor  bewahrt  hätte,  in  diesem  Weltbrand  den 
Zusammenbruch  aller  seiner  Ideale  zu  erleben.  — 

Nach  seiner  Rückkehr  aus  Brüssel  hatte  Jaures  Unterredungen 
mit  Mitgliedern  der  französischen  Regierung  (am  31.  Juli),  mit 
Malvy,  Abel  Ferry  und  Viviani.  Von  neuem  betont*  er,  dass 
Frankreich  von  seinem  Verbündeten  das  weiteste  Entgegen- 
kommen gegenüber  der  von  England  angeregten  Vermittlungs- 
aktion verlangen  müsse,  widrigenfalls  Frankreich  nicht  dem  rus- 
sischen, sondern  dem  englischen  Freunde  folgen  werde.  Alles, 
was  Jaures  bei  dieser  letzten  Unterredung  kurz  vor  seinem  Tode 
von  den  französischen  Regierungsmännern  verlangte,  ist  geschehen 
oder  war  bereits  geschehen.  Jaures  verlangte  einen  Druck  nach  der 
Richtung,  dass  der  Konflikt  durch  den  Haager  Schiedshof  ent- 
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schieden  werde.  Dieser  Vorschlag  war,  wie  nun  bekannt,  bereits 
am  29.  Juli  vom  Zaren  dem  Kaiser  Wilhelm  gemacht,  von  diesem 
aber  nicht  einmal  einer  Antwort  gewürdigt  worden.  Jaures  ver- 
langte eine  Einwirkung  auf  Russland,  die  Greysche  Einigungs- 
formel zu  akzeptieren.  Diese  Einwirkung  von  Paris  auf  Peters- 
burg ist  in  der  energischsten  Weise  erfolgt  und  hat  auch  sofort 
zu  dem  gewünschten  Resultat,  zu  der  Amalgamierung  der  Grey- 
schen  und  Sazonowschen  Formel  geführt  (Gelbbuch  Nr.  112 
und  113,  J'accuse,  S  249-250,  und  die  vorhergehenden  Kapitel 
dieses  Werkes).  Der  Greysche  Vorschlag  ist  aber,  wie  wir  heute 
wissen,  trotz  der  dringenden  Befürwortung  durch  den  englischen 
König  selbst,  weder  von  Berlin  noch  von  Wien  je  in  positiver 
Weise  beantwortet,  vielmehr  stets  nur  unter  nichtigsten  Vor- 
wänden dilatorisch  behandelt  worden.  Die  Sazonowsche  Amalga- 
mierungsformel  (vom  31.  Juli)  hat  überhaupt  nie  eine  Antwort 
von  Seiten  der  deutschen  oder  österreichischen  Regierung  erfahren. 
Jaures  hielt  —  in  Uebereinstimmung  mit  der  französischen, 
russischen  und  italienischen  Diplomatie  —  eine  Solidaritätserklä- 
rung Englands  mit  den  anderen  Ententemächten  für  den  Fall 
eines  kriegerischen  Konflikts  für  ein  vorzügliches  Mittel,  die 
Kriegsgefahr  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Diesen  Gedanken  hatte 
schon  am  Tage  vorher  der  Präsident  Poincare  dem  englischen 
Botschafter  Bertie  nahegelegt  (Blaubuch  Nr.  99).  Jaures  hielt  es 
für  richtig,  diesem  Gedanken  noch  grösseren  Nachdruck  zu  geben 
dadurch,  dass  er  in  einer  direkten  Note  des  Präsidenten  der  Repu- 
blik dem  König  von  England  unterbreitet  würde.  Dieser  Noten- 
wechsel erfolgte  am  31.  Juli  (siehe  J'accuse,  S.  208)  und  bestätigte 
von  neuem  den  übereinstimmenden  Friedenswillen  Englands  und 
Frankreichs,  wenn  auch  die  englische  Regierung  das  Ziel  eher 
durch  ein  Verbleiben  in  ihrer  Vermittlerstellung  als  durch  ein  ein- 
seitiges Parteiergreifen  zu  erreichen  hoffte.  Auch  der  berühmte 
Greysche  Friedensvorschlag  vom  30.  Juli  (Blaubuch  Nr.  101) 
entsprach  den  Grundgedanken,  die  den  französischen  Sozialisten- 
führer in  der  auswärtigen  Politik  Zeit  seines  Lebens  geleitet  hatten. 
Kurz  alles,  was  von  englischer,  französischer  und  auch  russischer 
Seite  bis  zum  Tode  Jaures'  (am  31.  Juli  abends)  geschah,  ent- 
sprach den  Friedenstendenzen  der  französischen  Sozialistenpartei 
und  kann  daher  nicht  kriegstreibend,  sondern  nur  friedensför- 
dernd gewesen  sein.  — 
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Das  Falschspiel  der  deutschen  Sozialpatrioten. 

Scheidemann. 

Die  deutschen  Sozialpatrioten  suchen,  da  sie  den  Friedens- 
willen des  Führers  der  französischen  Sozialistenpartei  nicht  gut 
bestreiten  können,  einen  Gegensatz  zu  konstruieren  zwischen  ihm 
und  der  französischen  Regierung,  um  ihre  These,  dass  letztere 
—  im  Verein  mit  England  und  Russland  —  an  dem  Kriege 
schuldig  sei,  aufrechterhalten  zu  können.  Der  wichtigste  Trag- 
balken dieser  Konstruktion  ist  ein  Brief,  den  angeblich  Jaures 
kurz  vor  seinem  Tode  —  am  30.  Juli  —  an  Vandervelde  geschrieben 
und  in  dem  er  die  französische  Regierung  kriegerischer  Tendenzen 
beschuldigt  haben  soll. 

Dieser  Brief  —  das  Steckenpferd,  auf  dem  die  sozialpatrio- 
tische Propaganda  eine  Zeit  lang  mit  Vorliebe  herumzureiten 
pflegte,  —  ist,  unter  anderem,  auch  von  Scheidemann  im  Reichs- 
tag produziert  worden.  Vandervelde,  der  vermeintliche  Adressat, 
hat  dieser  Brieflegende  durch  eine  unzweideutige  Erklärung  den 
Garaus  gemacht.  Die  Erklärung  Vanderveldes,  wie  sie  von  Re- 
naudel  am  21.  April  1916  in  der  Humanite  wiedergegeben  worden 
ist,  lautet  wörtlich  : 

«  Der  von  Scheidemann  zitierte  Brief  Jaures'  ist  von 
Anfang  bis  zu  Ende  eine  Erfindung  (fabriquee).  Ich  bin 
mit  Jaures  die  beiden  letzten  Tage  vor  seinem  Tode  zu- 
sammen gewesen.  Er  hat  mir  also  keinen  Brief  geschrieben. 
Protestieren  Sie  in  meinem  Namen.  » 

Damit  ist  dieser  «  Fall  Jaures  »  ein  für  allemal  erledigt. 

H  ei  1  m  a  n  n. 

Während  die  deutschen  Sozialpatrioten  auf  der  einen  Seite 
durch  Fälschung  und  Entstellung  einen  Gegensatz  zwischen  den 
französischen  Sozialisten  und  ihrer  Regierung  (in  den  kritischen 
Julitagen  1914)  zu  konstruieren  versuchen,  bemühen  sie  sich  auf  der 
anderen  Seite,  die  Führer  der  französischen  Sozialistenpartei  als 
Fälscher  und  Betrüger  der  französischen  Arbeiterschaft  hinzustellen. 

In  den  Nummern  6  und  7  der  Neuen  Zeit  (November  1916) 


FRANKREICHS  FRIEDENSBEMÜHUNGEN  44g 

hat  Ernst  Heilmann,  der  Chefredakteur  der  Chemnitzer  Volks- 
stimme, eines  der  leitenden  Organe  der  sozialdemokratischen  Mehr- 
heit, unter  dem  pompösen  Titel :  «Die  «  Emser Depesche  »  von  1914, 
fabriziert  von  französischen  Sozialdemokraten  »  der  Humanite  eine 
Fälschung  nachzuweisen  versucht,  die  —  ähnlich  wie  die  berühmte 
Emser  Depesche  Bismarcks  —  die  französischen  Arbeiter  über 
den  wahren  Ursprung  des  Krieges  und  über  die  wahren  Schuldigen 
getäuscht  haben  soll.  Diese  sogenannte  Beweisführung  Heilmanns 
ist  so  lächerlich  und  zeugt  von  einer  solchen  Unkenntnis  der 
diplomatischen  Vorgänge,  dass  ich  es  für  überflüssig  halte,  darauf 
des  näheren  einzugehen.  Insoweit  eine  Abschlachtung  dieses 
pathetischen  Verteidigers  der  deutschen  Unschuld  notwendig 
war,  hat  diese  Operation  bereits  Kautsky  im  unmittelbaren  An- 
schluss  an  Heilmanns  Aufsatz  (in  Nr.  7  der  Neuen  Zeit  vom  17.  No- 
vember 19 16)  ausgeführt.  Wollte  man  alle  Verdrehungen  und  Ver- 
schiebungen Heilmanns  klarlegen,  so  müsste  man  eine  lange 
Abhandlung  schreiben  —  noch  länger  als  die  seine  — ,  und  das 
lohnt  wirklich  nicht  der  Mühe. 

Heilmann  geht  von  dem  Grundirrtum  —  um  mich  euphemis- 
tisch auszudrücken  —  aus,  die  russische  Generalmobilisierung  sei 
bereits  am  30.  Juli  angeordnet  worden.  Die  Humanite  habe  diese 
Generalmobilisierung  absichtlich  in  eine  partielle  umgefälscht, 
um  damit  den  schwerwiegendsten  Posten  auf  dem  russischen 
Schuldkonto  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Nun  aber  ist  die  russische 
Mobilisierung  vom  29.  Juli,  von  der  die  betreffende  Nummer  der 
Humanite  spricht,  tatsächlich  eine  partielle  —  die  vier  südlichen 
Armeebezirke  Kiew,  Kasan,  Odessa  und  Moskau  umfassende  — 
gewesen  und  erst  am  31.  Juli  vormittags  ist  Russland  zur  Mobi- 
lisierung seiner  gesamten  Streitkräfte  übergegangen. 

Es  genügt  zur  Widerlegung  der  ganzen  Heilmannschen  Mords- 
geschichte —  im  wahren  Sinne  des  Wortes  «  Mordsgeschichte  » : 
denn  er  schiebt  sogar  mit  versteckten  Worten  die  Ermordung 
Jaures'  auf  die  angebliche  Fälscherclique  in  der  Redaktion  der 
Humanite  —  es  genügt,  um  die  ganze  Heilmannsche  Schuld- 
konstruktion zu  zertrümmern,  auf  zwei  Sätze  in  der  Denkschrift 
des  deutschen  Weissbuchs  hinzuweisen  : 

«  Am  29.  Juli  hat  die  Russische  Regierung  in  Berlin 
amtlich  mitgeteilt,  dass  sie  vier  Armeebezirke  mobilisiert 
habe.  »  (S.  10.) 

Das  Verbrechen.  2Q 


450  DAS  VERBRECHEN 

«  Noch  ehe  dies  Telegramm  (vom  31.  Juli  2  Uhr  nach- 
mittags) seine  Bestimmung  erreichte,  war  die  bereits  am 
Vormittag  desselben  Tages  angeordnete,  offensichtlich  gegen 
uns  gerichtete,  Mobilisierung  der  gesamten  russischen 
Streitkräfte  in  vollem  Gange.  »  (S.  13.) 

Diese  beiden  Sätze  des  Weissbuchs  stimmen  mit  allen  übrigen 
diplomatischen  Dokumenten  überein  und  auch  in  der  deutsch- 
österreichischen Regierungspresse,  ebenso  wie  in  den  Reden  der 
leitenden  Staatsmänner,  sind  diese  beiden  —  von  der  deutschen 
Regierung  offiziell  angegebenen  —  Daten  über  die  russische  Mo- 
bilisation niemals  in  Zweifel  gezogen  worden.  Die  Humanite  hat 
also  nicht  gelogen,  sondern  die  Wahrheit  gesagt.  Die  «  Emser 
Depesche  »  von  igi4  existiert  nicht. 

Im  übrigen  empfehle  ich  jedem,  der  sich  eine  vergnügte  Vier- 
telstunde bereiten  will,  die  Lektüre  der  Heilmannschen  Anklage- 
schrift. Zur  Charakteristik  dieser  Sorte  von  deutschen  Sozial- 
demokraten diene  nur  der  Satz,  dass  das  berühmte  Zarentele- 
gramm vom  29.  Juli  —  betreffend  die  Ueberweisung  der  Streit- 
frage an  den  Haager  Schiedshof  —  «  gänzlich  bedeutungslos  »  sei  : 
es  sei  «  von  unseren  Feinden  erst  Monate  nach  Kriegsausbruch 
lediglich  deshalb  hcrausgestöbert  worden,  weil  es  eben  im  deut- 
schen Weissbuch  fehlte.  Das  Weissbuch  hatte  nie  beansprucht,  die 
Dokumente  aus  der  Kriegsentstehungszeit  vollzählig  zu  bieten.  »  Auf 
diesem  geistigen  und  ethischen  Niveau  steht  der  ganze  Artikel 
dieses  journalistischen   Führers   der   deutschen   Parteimehrheit. 

Der  einzige  Lichtblick  in  den  Heilmannschen  Ausführungen 
ist  der,  dass  er  die  Schuldfrage,  das  heisst  die  Frage  :  Wer  ist  in 
dem  europäischen  Kriege  der  Angreifer,  wer  der  Angegriffene  ge- 
wesen ?  —  als  den  Masstab  anerkennt,  an  dem  die  Haltung  der 
Sozialisten  der  verschiedenen  Länder  zu  messen  sei.  Das  ist  die 
These,  die  ich  in  meiner  Schrift  :  «  Der  springende  Punkt  »  von 
Germanicus  (Zürich,  1916)  mit  aller  Entschiedenheit  und  Aus- 
führlichkeit vertreten  habe.  Das  ist  die  These,  die  —  bei  richtiger 
und  unparteiischer  Untersuchung  der  tatsächlichen  Vorgänge  — 
zur  bedingungslosen  Verurteilung  der  deutschen  Parteimehrheit 
und  zur  bedingungslosen  Freisprechung  der  französischen  So- 
zialisten führt. 
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Die  Polemik  zwischen  Kurt  Eisner  und  Heilmann,  die  —  bei 
Gelegenheit  der  Heilmannschen  Komplott-Enthüllung  in  der 
Neuen  Zeit  —  über  die  Mobilisierungsfrage  entbrannte,  hat  einige 
interessante  Tatsachen  zu  Tage  gefördert,  die  eine  Erwähnung  an 
dieser  Stelle  verdienen. 

Eisner  —  der  bekannte  eifrige  und  begabte  Anhänger  der 
«  Sozialdemokratischen  Arbeitsgemeinschaft  »,  ein  schonungsloser 
Bekämpfer  der  sozialpatriotischeu  Verteidigungslügner  —  war  vor 
Ausbruch  des  Krieges,  im  Sommer  1914,  Münchener  Mitarbeiter 
der  von  Heilmann  geleiteten  Chemnitzer  Volksstimme  :  er  berichtet 
aus  eigener  Kenntnis,  gestützt  auf  unbedingt  zuverlässige  Ge- 
währsmänner, folgende  Vorgänge  aus  jenen  Tagen  : 

1.  Der  Berliner  Vertreter  der  Russischen  Telegraphenagentur, 
der  gleichzeitig  Mitarbeiter  des  Wölfischen  Telegraphenbureaus 
damals  war,  telephonierte  unmittelbar  nach  dem  Erscheinen  des 
Lokalanzeiger-Extrablattes  am  30.  Juli  (Orangebuch  Nr.  61,  62) 
die  Nachricht  von  der  deutschen  Generalmobilisierung  an  den 
russischen  Botschafter  Swerbeew  und  dieser  sandte  daraufhin 
sofort  sein  Telegramm  (Orangebuch  Nr.  61)  nach  Petersburg  ab. 
Herr  Markow  —  dies  der  Name  des  Berliner  Vertreters  der  Rus- 
sischen Telegraphenagentur  —  sandte  dieser  letzteren  gleichzeitig 
ein  Telegramm  mit  der  gleichen  Nachricht.  Beide  Telegramme 
wurden  seitens  des  Berliner  Telegraphenamtes  unverzüglich  be- 
fördert. Als  dann  aber  das  Dementi  vom  Berliner  Auswärtigen 
Amt  kam  und  sowohl  der  Botschafter  wie  der  Korrespondent 
dieses  Dementi  nach  Petersburg  übermitteln  wollten,  «  bereitete 
das  Berliner  Telegraphenamt  allerlei  Hindernisse ;  diese  den  Krieg 
dementierenden  Telegramme  wurden  nicht  so  schnell  befördert 
wie  die  den  Krieg  ankündigenden,  sondern  wurden  einer  mehr- 
stündigen behördlichen  Verzögerung  in  Berlin  überlassen.  »  Diese 
mehrstündige  Pause  zwischen  der  Ankündigung  der  deutschen 
Mobilisierung  und  der  Rücknahme  dieser  Meldung  kann  —  nach 
Eisners  Meinung  —  sehr  wohl  entscheidende  Entschlüsse  —  als 
Gegenschlag  gegen  di.  deutsche  Mobilisierung  —  in  Petersburg 
herbeigeführt  haben.  Damit  wäre  dann  die  Argumentation  Beth- 
manns  gegen  Grey,  dass  die  Zeit  zwischen  Meldung  und  Demen- 
tierung viel  zu  kurz  zu  entscheidenden  Entschlüssen  gewesen  sei, 
widerlegt. 

Ich  komme  auf  diese  Diskussion  zwischen  Grey  und  Bcthmann, 
die   an   die   Rede   des   Reichskanzlers   vom   9.    November   1916 
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anknüpft,  noch  ausführlich  in  dem  Kapitel  « Bethmann,  der 
Pazifist »  (Abschnitt  Kriegsziele)  zurück.  An  dieser  Stelle  will  ich 
nur  bemerken,  dass  ich  meinerseits  auf  das  Extrablatt  des  Lokal- 
anzeigers kein  entscheidendes  Gewicht  lege,  in  dem  Sinne,  dass  es 
den  russischen  Entschluss  zur  General mobilisierung  —  nach  hin- 
terlistigen Berliner  Absichten  —  herbeiführen  sollte  oder  herbei- 
geführt habe.  Der  Entschluss  zur  russischen  General  mobilisie- 
rung ist  durch  das  gesamte  diplomatische  und  militärische  Verhalten 
Deutschlands  und  Oesterreichs  —  nicht  durch  eine  Zeitungs- 
notiz —  herbeigeführt,  ja  sogar  erzwungen  worden. 

2.  Eine  andere  sehr  interessante  Enthüllung  bringt  Kurt  Eisner 
bei  Gelegenheit  derselben  Polemik  mit  Heilmann.  Danach  wäre 
die  deutsche  Generalmobilisierung  bereits  am  28.  Juli,  also  am 
Tage  der  Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Serbien,  beschlossene 
Sache  gewesen.  Die  Chemnitzer  Volksstimme  hat  die  Nachricht 
hiervon  am  28.  Juli  durch  ein  Extrablatt  verbreitet,  nachdem 
Eisner  ihr  aus  München  in  einem  dringenden  Telephonat  die  be- 
treffende Mitteilung  gemacht  hatte.  Eisner  sagt  nicht  mit  deut- 
lichen Worten,  von  wem  er  diese  wichtige  Mitteilung  in  München 
erhalten,  er  bemerkt  aber  ausdrücklich,  dass  der  Redakteur 
Heilmann  «  seinen  (Eisners)  Gewährsmann  für  jene  Information 
kennt  ;  dass  er  (der  Redakteur)  auch  weiss,  dass  dieser  Gewährs- 
mann nach  seiner  Stellung  zuerst  über  den  feststehenden  Beschluss 
der  deutschen  Mobilmachung  unterrichtet  sein  musste  und  nicht 
falsch  oder  unsicher  unterrichtet  sein  konnte.  »  Aus  anderen  Nach- 
richten und  auch  aus  der  Heilmannschen  Erwiderung  geht  hervor, 
dass  der  Gewährsmann  Eisners  den  höchsten  bayrischen  Militär- 
kreisen angehört. 

Wenn  die  von  Eisner  berichteten  Tatsachen  richtig  sind,  so 
würde  damit  erwiesen  sein  : 

a)  dass  der  Entschluss  zur  deutschen  Generalmobilisie- 
rung bereits  drei  Tage  vor  der  Anordnung  der  russischen 
erfolgt  ist,  dass  also  nicht  die  deutsche  General  mobilisierung 
eine  Folge  der  russischen,  sondern  umgekehrt  die  russische 
eine  Folge  der  deutschen  war  ; 

b)  dass  die  russische  Generalmobilisierung  nicht  der 
Grund,  sondern  der  Vorwand  für  die  deutsche  Kriegs- 
erklärung war  ; 

c)  dass  der  in  dem  Potsdamer  Kronrat  am  29.  Juli 
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abends  in  Gegenwart  der  Minister  und  Generale  gefasste 
Kriegsbeschluss  bereits  am  Tage  vorher  durch  entscheidende 
militärische  Massnahmen  —  vermutlich  ohne  Befragung 
und  Zustimmung  der  Zivilregierung  —  vorbereitet  und 
zur  Ausführung  gebracht  worden  war. 

Mögen  die  Eisnerschen  Enthüllungen  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten sich  als  richtig  oder  unrichtig  herausstellen,  in  jedem  Falle 
bestätigen  sie  im  allgemeinen  den  von  mir  geführten  Schuld- 
beweis. Ich  habe  an  anderen  Stellen  nachgewiesen,  dass  der  feste 
Wille  zum  Kriege  bereits  vor  der  russischen  Generalmobilisierung 
in  Berlin  bestanden  hat  und  höchst  wahrscheinlich  schon  am 
29.  Juli  abends  in  Potsdam  der  definitive  Kriegsentschluss  ge- 
fasst  worden  ist.  Diese  —  durch  den  ganzen  Verlauf  der  diplo- 
matischen Verhandlungen  gestützte  —  Feststellung  erhält  eine 
weitere  wertvolle  Bekräftigung,  wenn  dem  —  in  Gegenwart  aller 
zivilen  und  militärischen  Autoritäten  gefassten  —  Kriegsent- 
schluss vom  29.  Juli  bereits  der  militärische  Beschluss  der  deut- 
schen Generalmobilisierung  vorangegangen  ist. 

Als  Charakteristikum  der  Beweismethoden  der  deutschen  Un- 
schuldsverteidiger will  ich  noch  erwähnen,  dass  Heilmann  auch 
hier  wieder  —  in  seiner  Erwiderung  auf  Eisner  —  die  Daten  der 
russischen  Mobilisierungen  verschiebt  ;  er  verlegt,  der  Abwechs- 
lung halber,  die  russische  Teilmobilisierung  der  vier  südlichen 
Armeebezirke  bereits  auf  den  25.  Juli  und  von  der  russischen 
Generalmobilisierung  behauptet  er  : 

Auch  als  Russland  am  2g.  Juli  die  allgemeine  Mobilmachung  an  der 
deutschen  Grenze  anordnete,  die  am  30.  Juli  früh  6  Uhr  veröffentlicht  wurde, 
griff  Deutschland  noch  nicht  zum  Schwert. 

Das  übersteigt  denn  doch  alles  bisher  Dagewesene  an  boden- 
loser Unkenntnis  oder  unverschämter  Fälschung.  Alle  diploma- 
tischen Dokumente,  vor  allem  das  Weissbuch  selbst,  strafen  diese 
Behauptungen  Lügen.  Ich  fordere  den  «  Genossen  »  Heilmann  auf, 
die  Beweise  für  seine  Datenangaben,  die  auch  denen  der  deutschen 
Regierung  widersprechen,  beizubringen,  wenn  er  den  Vorwurf  der 
absichtlichen  Fälschung  von  sich  abwälzen  will. 
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Der  Reichstagsabgeordneie  Dr.  Eduard  David. 


Es  wäre  ungerecht,  wenn  ich  an  dieser  Stelle  nicht  des  Reichs- 
tagsabgeordneten Dr.  David,  eines  der  Führer  der  imperialis- 
tischen Mehrheit  der  deutschen  Sozialdemokratie,  gedächte, 
eines  Mannes,  der  seine  unleugbare  Intelligenz  und  Arbeitskraft 
speziell  der  undankbaren  Aufgabe  gewidmet  hat,  das  Fundament 
der  sogenannten  «  Politik  des  4.  August  »  immer  von  neuem  zu 
stärken,  das  heisst  immer  neue  Beweise  dafür  beizubringen,  dass 
Deutschland  von  seinen  Gegnern  überfallen  worden  sei,  dass  es 
einen  Verteidigungskrieg  führe  und  somit  die  sozialdemokra- 
tischen Unterstützer  der  deutschen  Kriegspolitik  auf  dem  aner- 
kannten Boden  der  Internationale  ständen. 

Es  ist  ein  Kampf  um  die  eigene  politische  Existenz,  den  diese 
deutschen  Sozialdemokraten  führen.  Mit  der  Anerkennung  eines 
Präventivkrieges  oder  gar  eines  imperialistischen  Eroberungs- 
krieges, den  andere,  bürgerliche,  Parteien  ohne  Gefährdung  ihrer 
politischen  Zukunft,  ohne  Verleugnung  ihrer  politischen  Vergan- 
genheit ruhig  bekennen  können  und  tatsächlich  bekennen,  würde 
eine  Partei,  die  wenigstens  den  Schein  sozialdemokratischer 
Gesinnungstreue  aufrecht  erhalten  will,  sich  ihr  eigenes  Grab 
graben.  So  muss  denn  die  Verteidigung  gegen  tatsächlichen  feind- 
lichen U  eher  fall  als  Deckmantel  für  die  Unterstützung  des  Hohen- 
zollernschen  Eroberungskrieges  herhalten  und  müssen  die  diplo- 
matischen Vorgänge  vor  Ausbruch  des  Krieges  so  lange  zurecht- 
geknetet  und  zurechtgebogen  werden,  bis  sie  das  erwünschte 
Bild  ergeben. 

Diesei  Knet-  und  Biegearbeit  hat  sich  der  Abgeordnete  David 
als  Spezialität  gewidmet  :  seine  Quellenforschungen  geben  seinen 
im  Lande  kreuz  und  quer  herumreisenden  Parteifreunden,  in 
erster  Linie  dem  Genossen  Scheidemann,  die  Möglichkeit,  alle 
ihre  Reden  mit  der  These  zu  beginnen  und  zu  schliessen  :  Deutsch- 
land führt  einen  Verteidigungskrieg  und  wir  Sozialdemokraten 
durften  das  bedrohte  Vaterland  nicht  im  Stiche  lassen. 

In  einer  seiner  letzten  Reichstagsreden  (am  11.  Oktober  1916) 
hatte  der  Abgeordnete  Dr.  David  wieder  einmal  eine  glänzende 
Probe  seines  diplomatischen  Forschertalentes  abgelegt  —  eine 
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Probe,  die  mir  interessant  und  charakteristisch  genug  schien,  um 
ihr  in  meinem  neuen  Anklagebuche  einen  bescheidenen  Platz  ein- 
zuräumen. Bei  Gelegenheit  eines  gerade  damals  stattfindenden 
Interviews  mit  dem  Schweizer  Mitarbeiter  der  Humanite  «Homo  » 
teilte  ich  diesem  auf  seinen  Wunsch  meine  Kritik  der  Davidschen 
Forschungsresultate  mit,  mit  der  Ermächtigung,  diese  Kritik  in 
der  Humanite  zum  Abdruck  zu  bringen.  Der  Abdruck  erfolgte 
um  die  Mitte  des  November  1916. 

Nachstehend  der  deutsche  Originalartikel  : 

Die«  Irrtümer  »  des  Abgeordneten  David. 

Mit  welcher  Zähigkeit  die  deutschen  Sozialimperialisten  noch 
heute  die  These  des  Verteidigungskrieges  aufrechterhalten,  nach- 
dem die  eigentlichen  Imperialisten  —  wenigstens  manche  von 
ihnen  —  schon  längst  in  mehr  oder  weniger  verschleierter  Form 
den  Angriffskrieg,  mit  oder  ohne  Präventivzweck,  zugegeben 
haben,  zeigt  —  neben  vielen  anderen  Aeusserungen  —  in  beson- 
ders krasser  Weise  wieder  einmal  die  Reichstagsrede  des  Abge- 
ordneten Dr.  David  vom  11.  Oktober  1916. 

Die  wesentlichen  Sätze  aus  der  Davidschen  Rede  —  über  die 
Schuld  Englands  und  Russlands  am  Kriege  —  lauten  nach  dem 
stenographischen  Bericht  folgendermassen  *  : 

Ich  will  hier  nicht  in  eine  eingehende  Erörterung  der  Schuldfrage  ein- 
treten. Aber  da  man  in  England  bis  in  die  letzten  Tage  hinein  immer  und 
immer  wieder  an  der  Behauptung  festhält,  der  Krieg  sei  von  Deutschland 
frivol  inszeniert  worden,  man  habe  die  von  England  ausgehenden  Vermitt- 
lungsversuche durchkreuzt,  so  muss  demgegenüber  ein  Wort  gesagt  werden. 

Während  der  verschiedenen  Stadien  der  diplomatischen  Entwicklung  in 
den  kritischen  Tagen  vor  dem  Kriegsausbruch  war  niemals  eine  Situation, 
in  der  der  Krieg  unabwendbar  gewesen  wäre,  in  der  nicht  durch  diploma- 
tische Einwirkungen  der  Ausbruch  des  Krieges  hätte  verhindert  werden 
können.  Die  letzte  dieser  Situationen  war  am  jo.  Juli  1914.  Damals  ging  bei 
einer  Nachricht,  die  aus  London  kam,  noch  einmal  ein  grosses  Aufatmen 
durch  die  Welt.  Man  hatte  in  London  in  gemeinsamer  Arbeit  des  englischen 
Münsters  des  Auswärtigen,  Sir  Edward  Grey,  und  des  deutschen  Botschaf- 
ters, Fürsten  Lichnowsky,  eine  Formel  gefunden,  die  auch  die  Zustimmung 
des  russischen  Botschafters  in  Eondon  erhalten  hatte,  eine  Formel,  die  noch 
einmal  die  Aussicht  auf  eine  Ueberwindung  des  Krieges  eröffnete.  Sie  lautete  : 

1  Meinem  Interview  hatte  ich  den  —  mir  damals  allein  bekannten  —  Bericht 
des  Berliner  Tageblattes  vom  12.  Oktober  zugrunde  gelegt :  Auch  dieser  Bericht  gab 
—  wie  Dr.  David  in  seiner  späteren  Erwiderung  ausdrücklich  bestätigte  —  «  für 
einen  halbwegs  aufmerksamen  Leser  das  wesentliche  seiner  Ausführungen  richtig 
wieder.  » 
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Wenn  der  österreichische  Vormarsch  in  Belgrad  aufgehalten  wird, 
werden  die  Mächte  prüfen,  wie  Serbien  Oesterreich  zufriedenstellen 
kann,  ohne  seine  souveränen  Rechte  und  seine  Unabhängigkeit  zu 
beeinträchtigen . 

Diese  Formel  trug  allem  Rechnimg,  was  von  den  nächstbeteiligten  Staaten 
verlangt  winde.  Oesterreich,  das  ja  schon  den  Krieg  erklärt  hatte  und  mar- 
schierte, wurde  gestattet,  seinen  Sühnezug  bis  nach  Belgrad  zu  tragen. 
Russland  und  Serbien  wurde  eingeräumt,  dass  darüber  hinaus  Serbien  unter 
dem  Schutze  der  Mächte  stehe,  die  seine  Souveränität  und  Integrität  als 
europäische  Angelegenheit  ansähen.  Das,  was  Grey  immer  gewollt  hatte, 
dass  nämlich  die  Entscheidung  einer  Viermächtekonferenz  unterbreitet 
würde,  war  in  dieser  Formel  auch  enthalten.  Diese  Formel  war  also  eine 
deutsch-englische  Verständigungsformel,  die  auch  die  russische  Zustimmung 
zu  haben  schien. 

Diese  Formel  ging  über  Berlin  nach  Wien ;  am  selben  Tage  aber  war  nach 
Wien  auch  das  Telegramm  gegangen,  das  heute  Herr  Naumann  bereits 
kurz  zitiert  hat,  und  auf  das  ich  hier  noch  einmal  hinweisen  will,  weil  man 
im  feindlichen  Ausland  dieses  Telegramm  anscheinend  nicht  kennt  oder  nicht 
kennen  will,  nämlich  das  Telegramm  des  Reichskanzlers  an  unseren  Botschaf- 
ter in  Wien.  Es  ist  hervorgegangen  aus  einem  Missverständnis,  das  entstanden 
war  durch  eine  Nachricht  unseres  Botschafters  aus  Petersburg,  dass  in 
Petersburg  die  Auffassung  vertreten  sei,  Wien  lehne  direkte  Verhandlungen 
mit  Petersburg  ab.  Darauf  ging  am  30.  Juli  folgendes  Telegramm  nach  Wien  : 

Die  Verweigerung  jedes  Meinungsaustausches  mit  St.  Petersburg 
würde  ein  schwerer  Fehler  sein.  Wir  sind  zwar  bereit,  unsere  Bun- 
despflicht zu  erfüllen,  wir  müssen  es  aber  ablehnen,  uns  von  Oester- 
reich-Ungarn  durch  Nichtbeachtung  unserer  Ratschläge  in  einen 
Weltbrand  hineinziehen  zu  lassen.  Euere  Exzellenz  wollen  sich 
gegen  Graf  Berchtold  sofort  mit  allem  Nachdruck  und  grossem 
Ernst  in  diesem  Sinne  aussprechen  x. 

Das  war  die  Weisung  von  Berlin  nach  Wien.  Zugleich  kam  am  30.  Juli  die 
gefundene  Verständigungsformel  Grey-Ijchnowsky  über  Berlin  nach  Wien. 
Dieser  Verständigungsvorschlag  wurde  von  Wien  akzeptiert.  Noch  einmal 
hätte  das  Verhängnis  aufgehalten  werden  können.  Inzwischen  aber  war  in 
diese  Situation  hinein  die  allgemeine  russische  Mobilmachung  angeordnet 
worden.  Sie  durchschlug  alle  Verhandlungen.  Am  31.  Juli  traf  die  Nachricht 
von  der  allgemeinen  russischen  Mobilmachung  ein,  die  mit  einem  Schlage 
die  ganze  Frage  aus  einer  diplomatischen  in  eine  militärische  verwandelte. 

Was  die  russische  Mobilmachung,  die  ja  da  nicht  erst  dann  einsetzte, 
sondern  sich  seit  dem  25.  Juli  fortschreitend  entwickelte,  zu  bedeuten  habe, 
das  hatte  der  englische  Botschafter  in  Petersburg  am  25.  Juli  nach  London 
gemeldet,  indem  er  an  Grey  telegraphierte,  er  habe  den  russischen  Minister 
des  Auswärtigen,  Sazonow,  auf  die  Gefahr  der  russischen  Mobilisierung 
hingewiesen,  Deutschland  würde  dann  auch  seinerseits  mobilmachen  und 
wahrscheinlich  sogar  gleich  den  Krieg  erklären. 

Worin  hegt  nun  die  Schuld  Englands  bei  dieser  Sachlage  ?  Die  Antwort 

1  Dies  ist  das  am  19.  August  1915  von  Herrn  von  Bethmann  zum  ersten  Male 
vorgebrachte  Telegramm. 
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ist  sehr  einfach.  Die  Schuld  Englands  liegt  darin,  dass  man  in  London  nicht 
ein  gleiches  Telegramm  nach  Petersburg  geschickt  hat,  wie  es  von  Berlin  am 
30.  Juli  nach  Wien  gegangen  war,  nämlich  ein  Telegramm  des  Inhalts  : 
wir  weigern  uns,  uns  von  unserem  Verbündeten,  wenn  er  unsere  Rat- 
schläge nicht  befolgt,  in  einen  Weltbrand  ziehen  zu  lassen. 

Das  ist  das  Entscheidende  bei  der  ganzen  Sache.  In  Petersburg  ist  ein 
solches  entschiedenes  Wort  nicht  gesprochen  worden.  Man  war  sich  dort 
der  Gefolgschaft  Englands  gewiss,  und  das  allein  gab  den  Petersburger 
Kriegstreibern  die  Entschlossenheit,  am  30.  Juli,  als  jene  Verständigungs- 
formel gefunden  war,  als  der  Friede  «  drohte  »,  ihn  durch  die  allgemeine 
Mobilmachung  zu  durchkreuzen.  Alle  Auseinandersetzungen,  die  sich  mit 
diesem  Faktum  der  russischen  Mobilmachung  als  der  ersten  nicht  abfinden, 
können  nicht  beanspruchen,  ernst  genommen  zu  werden.  Die  Tatsache  der 
russischen  totalen  Mobilmachung  in  der  Nacht  vom  30.  auf  den  31.  Juli  kann 
heute  niemand  mehr  abstreiten,  und  es  versucht  wohl  auch  niemand  mehr 
sie  abzustreiten. 

Ein  ähnlicher  Mischmasch  von  lügenhaften  Entstellungen  ist 
bisher  weder  von  einem  deutschen  Regierungstische  aus  vorge- 
bracht noch  aus  einer  deutschen  Soldschreiberfeder  geflossen. 
Wenn  ich  die  Davidschen  Entstellungen  —  fast  jeder  der  vor- 
stehenden Sätze  ist  eine  solche  —  im  einzelnen  widerlegen  wollte, 
so  müsste  ich  eine  längere  Abhandlung  schreiben  und  alles  wieder- 
holen, was  ich  in  meinem  Anklagebuche  bereits  gesagt  und  doku- 
mentarisch nachgewiesen  habe. 

Nachstehend  nur  eine  zusammenfassende  Eiste  der  Davidschen 
«  Irrtümer  »  : 

1.  Unwahr  ist  der  Satz,  dass  der  Krieg  zuletzt  am  30.  Juli  1914 
abwendbar  gewesen  sei.  Er  war  noch  abwendbar  am  31.  Juli,  ja 
sogar  noch  am  1.  August,  bis  zur  Ueberreichung  der  Kriegserklä- 
rung an  Russland.  Gerade  am  31.  Juli  und  noch  am  1.  August 
sind  immer  neue  Einigungsvorschläge  von  London,  Petersburg 
und  Paris  aus  ergangen.  Gerade  in  diesen  Tagen  hat  Sazonow  die 
Einigungsformeln  vorgeschlagen,  die  ich  als  zweite,  dritte  und 
vierte  Sazonowsche  Formel  bezeichnet  habe.  Noch  am  1.  August 
(Blaubuch  Nr.  139),  vor  Ueberreichung  der  deutschen  Kriegs- 
erklärung, bestätigte  der  russische  Minister  dem  englischen  und 
französischen  Botschafter,  dass  er  nach  wie  vor  an  seine  Einigungs- 
formel vom  31.  Juli  sich  gebunden  halte  :  diese  Formel  sei  nach 
allen  Hauptstädten,  auch  nach  Wien,  übermittelt  worden  und 
sei  noch  jetzt  für  ihn  verbindlich,  wenn  Grey  ihre  Annahme 
seitens  der  Wiener  Regierung  durchsetzen  könne,  bevor  deutsche 
Truppen  die  russische  Grenze  überschritten  hätten.  In  keinem 
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Falle  würde  Russland  die  Feindseligkeiten  beginnen  (if  you  could 
obtain  its  acceptance  before  the  frontier  was  crossed  by  German 
troops.  In  no  case  would  Russia  begin  hostilities  first) . 

In  derselben  Unterhaltung  vom  i.  August  betonte  Sazonow 
nochmals  die  russische  Bereitschaft,  die  mobilisierten  russischen 
Truppen  diesseits  der  russischen  Grenze  zu  halten,  solange  noch 
letzte  Versuche  zur  gütlichen  Lösung  der  Krisis  schwebten  (to  keep 
their  armies  mobilised  on  their  own  sides  of  the  frontier,  as  Russia 
has  expressed  her  readiness  to  do,  pending  a  last  attempt  to 
reach  a  settlement  of  the  present  crisis) . 

Was  die  englische  und  französische  Regierung  während  der 
letzten  drei  Tage  vom  30.  Juli  bis  zum  1.  August  (einschliesslich) 
zur  Erhaltung  des  Friedens  taten,  möge  man  im  Gelbbuch  und 
Blaubuch  und  in  J'accuse  nachlesen,  ebenso  die  Bemühungen  des 
russischen  Kaisers  und  des  englischen  Königs  in  ihrem  Telegramm- 
verkehr mit  Kaiser  Wilhelm.  Wer  sich  nicht  die  Mühe  geben  will, 
die  diplomatischen  Publikationen  im  einzelnen  zu  lesen,  möge 
nur  folgende  Ziffern  beachten  :  das  englische  Blaubuch  enthält 
nicht  weniger  als  35  Noten  (von  und  nach  London)  aus  den  Tagen 
vom  30.  Juli  bis  1.  August  inklusive  ;  das  französische  Gelbbuch 
nicht  weniger  als  dreissig  ;  das  russische  Orangebuch  achtzehn 
Nummern.  Alle  diese  Schriftstücke  waren  lediglich  dazu  bestimmt, 
das  aufflackernde  Kriegsfeuer  zur  Löschung  zu  bringen  ;  alle 
Bemühungen  der  Ententeregierungen  aber  scheiterten  an  dem 
Verhalten  der  Berliner  und  Wiener  Regierung  und  wurden  vol- 
lends durch  die  deutschen  Ultimata  vom  31.  Juli  zunichte  gemacht. 

Die  endliche  Bereitwilligkeit  der  Wiener  Regierung,  sachlich 
mit  Petersburg  über  den  serbischen  Streitfall  zu  verhandeln,  auch 
einer  englischen  Vermittlung  zwischen  Oesterreich  und  Serbien 
«  näherzutreten  »  (31.  Juli,  Rotbuch  Nr.  51),  war  —  wenn  sie  nicht 
eine  mit  der  Berliner  Regierung  vereinbarte  Finte  war  —  völlig 
wertlos  wegen  der  vielen  Klauseln  und  Vorbehalte,  die  Graf 
Berchtold  seiner  in  letzter  Stunde  ausgesprochenen  Bereitwillig- 
keit beifügte  :  wegen  seines  Verlangens,  auch  während  der 
Verhandlungen  die  militärische  Aktion  gegen  Serbien  fortzu- 
setzen, und  vor  allem  wegen  der  Berliner  Ultimatumspolitik,  die 
den  sachlichen  Streit  in  den  Hintergrund  drängte  und  die  Mobi- 
lisierungsfrage bewusst  und  vorbedacht  zum  Kriegsfall  ausnützte. 
Aus  alledem  ergibt  sich,  dass  nicht  nur  am  30.  Juli  1914,  wie 
David  behauptet,  sondern  noch  am  1.  August  —  bis  zur  Ueber- 
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reichung  der  deutschen  Kriegserklärung  —  eine  Situation  vor- 
handen war,  die  die  Abwendung  des  Krieges  ermöglichte.  Nur 
der  unbedingte  Kriegswille  in  Berlin  hat  den  Krieg  unvermeidlich 
gemacht. 

2.  Die  von  David  zitierte  Verständigungsformel  datiert  nicht, 
wie  er  behauptet,  vom  30.,  sondern  vom  31.  Juli.  Er  verwechselt 
—  ich  gestatte  mir  hinzuzufügen  :  absichtlich,  denn  David 
gilt  unter  der  Rechtsgruppe  der  deutschen  Sozialdemokraten  als 
Spezialist  für  die  diplomatische  Vorgeschichte  des  Krieges  - 
er  verwechselt  die  erste  Sazonowsche  Verständigungsformel  vom 

30.  Juli  mit  der  zweiten  vom  31.  Juli.  Die  erste  (Orangebuch 
Nr.  60)  ist  seitens  des  Herrn  von  Jagow  noch  an  demselben  Tage, 
dem  30.  Juli,  als  «  unannehmbar  für  Oesterreich  »  abgelehnt 
worden  (Orangebuch  Nr.  63).  Die  Annahme  dieser  Formel 
hätte,  wie  ich  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  habe,  die  russische 
Generalmobilisierung  vom  31.  Juli  verhindert  und  somit  Deutsch- 
land jeden  Kriegsvorwand  genommen.  Der  Akt  Jagows  vom  30.  Juli 
ist  einer  der  schwersten  Schuldposten  auf  dem  Konto  der  deutschen 
Regierung. 

Die  von  David  zitierte  Verständigungsformel  stammt  vom 

31.  Juli  (Orangebuch  Nr.  67).  Der  sozialdemokratische  Abgeord- 
nete fälscht  aber  den  Wortlaut  und  den  Sinn  dieser  Formel  in 
gröblichster  Weise.  Man  lese  ihren  Wortlaut  nach  im  Orangebuch 
Nr.  67,  im  Blaubuch  Nr.  120  und  132,  und  man  wird  sich  von  der 
Richtigkeit  meiner  Beschuldigung  überzeugen.  Die  Formel  lautet 
nach  dem  Orangebuch,  das  bis  auf  kleine  stilistische  Unter- 
schiede genau  mit  dem  Blaubuch  übereinstimmt,  f olgendermassen . 

Wenn  Oesterreich  bereit  ist,  mit  dem  weiteren  Vormarsch  seiner  Trup- 
pen auf  serbischem  Gebiet  inne  zu  halten  (arreter  la  marche  de  ses  armees  sur 
le  territoire  serbe)  und  —  unter  Anerkennung  der  Tatsache,  dass  der  öster- 
reichisch-serbische Konflikt  den  Charakter  einer  europäischen  Frage  ange- 
nommen hat,  —  zulässt,  dass  die  Grossmächte  die  Genugtuungen  prüfen, 
welche  Serbien  der  österreiclüschen  Regierung  gewähren  kann,  ohne  seiner 
Souveränität  und  seiner  Unabhängigkeit  Abbruch  zu  tun,  so  verpflichtet 
sich  Russland,   seine  abwartende  Stellung  beizubehalten. 

Aus  dieser  Formel  macht  David  folgendes  : 

Wenn  der  österreichische  Vormarsch  in  Belgrad  aufgehalten  wird, 
werden  die  Mächte  prüfen,  wie  Serbien  Oesterreich  zufrieden  stellen  kann, 
ohne  seine  souveränen  Rechte  und  seine  Unabhängigkeit  zu  beeinträch- 
tigen. 
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Abgesehen  von  vielen  anderen  Ungenauigkeiten  in  der  David- 
schen  Wiedergabe,  ist  vor  allem  hervorzuheben,  dass  er  den 
Schlussatz  :  «  Russland  verpflichtet  sich,  seine  abwartende  Stelhin g 
beizubehalten  »  vollständig  unterschlägt.  Dieser  Schlussatz  ist  der 
Schwerpunkt  des  russisch-englischen  Verständigungsvorschlages  : 
Oesterreich  hat  nur  seinen  Vormarsch  in  Serbien  zum  Stillstand 
zu  bringen,  hat  den  Mächten  zu  gestatten,  die  Genugtuungen  zu 
prüfen,  die  Serbien  —  unbeschadet  seiner  Souveränität  und 
Unabhängigkeit  —  zu  gewähren  habe,  und  als  Gegenleistung 
verpflichtet  sich  Russland,  seine  abwartende  Stellung  zu  be- 
wahren. Damit  war  auch  an  diesem  Tage  noch  —  dem  31.  Juli  — 
die  Friedenserhaltung  möglich,  falls  Oesterreich  sich  entschloss, 
die  verlangte  Gegenleistung  zu  bewilligen  gegen  eine  Konzession, 
die  selbst  nach  Davids  Auflassung  «  allem  Rechnung  trug,  was 
von  den  nächstbeteiligten  Staaten  verlangt  wurde.  Oesterreich, 
das  ja  schon  den  Krieg  erklärt  hatte  und  marschierte,  wurde  ge- 
stattet, seinen  Sühnezug  bis  nach  Belgrad  zu  tragen.  » 

3.  Jetzt  kommt  die  Hauptlüge  Davids.  Er  behauptet,  diese 
Verständigungsformel  vom  31.   Juli   (die   er  fälschlich  auf  den 

30.  Juli  verlegt),  sei  «  von  Wien  akzeptiert  »  worden.  Diese  Be- 
hauptung ist,  wie  ich  hiermit  positiv  erkläre,  aus  der  Luft  gegriffen. 
Das  «  Hört  !  hört  !  »,  das  im  Reichstage  die  Davidsche  Darstel- 
lung begleitete,  war  nur  allzu  berechtigt.  Die  Sazonowsche  Formel 
vom  31.  Juli  ist  nicht  nur  nicht  von  Oesterreich  akzeptiert,  sie 
ist  nie  von  Wien  oder  Berlin  auch  nur  einer  Antwort  gewürdigt 
worden.  Zum  mindesten  müsste,  wenn  die  Davidsche  Akzeptation 
erfolgt  wäre,  das  österreichische  Rotbuch  etwas  darüber  enthalten. 
Ich  provoziere  den  Abgeordneten  David,  aus  dem  Rotbuch  oder 
einer  sonstigen  diplomatischen  Publikation  auch  nur  den  Schim- 
mer eines  Beweises  für  seine  Behauptung  zu  erbringen.  Die  Sazo- 
nowsche Formel  vom  31.  Juli  wird  nirgends  im  Rotbuch  oder  im 
Weissbuch    auch    nur  erwähnt.  Die  Nr.  51    des  Rotbuchs  vom 

31.  Juli,  an  die  Herr  David  vermutlich  als  Beweismittel  denkt, 
bezieht  sich  auf  Vorgänge  vom  2g.  Juli,  auf  Besprechungen,  die 
an  diesem  Tage  in  L,ondon  zwischen  Grey  und  Lichnowsky  statt- 
gefunden haben  (Blaubuch  Nr.  84),  sie  bezieht  sich  aber  nicht  auf 
den  zweiten  Sazonowschen  Verständigungsvorschlag  vom  31.  Juli. 
Die  Nr.  88  des  Blaubuchs  enthält  die  erste  Greysche  Einigungs- 
formel vom  29.  Juli  :  auch  dieser  erste  Greysche  Verständigungs- 


FRANKREICHS  FRIEDENSBEMÜHUNGEN  46 1 

Vorschlag  ist  von  Deutschland  und  Oesterreich  nie  einer  Antwort 
gewürdigt  worden.  Selbst  Herr  von  Bethmann  (Weissbuch,  S.  n) 
widmet  diesem  Vorschlage  nur  die  Bemerkung,  dass  er  ihn  «  nach 
Wien  weitergegeben  »  habe. 

Resultat  :  Keiner  der  von  Grey  und  Sazonow  gemachten  Ver- 
ständigungs-Vorschläge ist  von  Wien  akzeptiert  worden.  Beant- 
wortet worden  ist  nur  der  erste  Sazonowsche  Vorschlag  vom 
30.  Juli  und  zwar  negativ  seitens  des  Herrn  von  Jagow.  Alle 
anderen  Verständigungsvorschläge  Londons  und  Petersburgs  sind 
glatt  ins  Wasser  gefallen. 

4.  David  behauptet,  die  von  ihm  zitierte  Verständigungs- 
formel sei  «  in  London  in  gemeinsamer  Arbeit  des  englischen 
Ministers  des  Auswärtigen,  Sir  Edward  Grey,  und  des  deutschen 
Botschafters,  Fürsten  Lichnowsky,  »  gefunden  worden,  unter 
<t  Zustimmung  des  russischen  Botschafters  ».  Eine  neue  krasse 
Unwahrheit.  Die  Formel  ist  von  Sazonow  in  Petersburg  entworfen 
und  von  dort  aus  sämtlichen  Gross  macht- Regierungen  mitge- 
teilt worden  (Orangebuch  Nr.  67.  Blaubuch  Nr.  120  und  132). 
Die  Formel  war  dazu  bestimmt,  die  erste  Greysche  und  die  erste 
Sazonowsche  Formel  zu  amalgamieren  und  Grey  hatte  in  seiner 
Note  an  Buchanan  vom  30.  Juli  (Blaubuch  Nr.  103)  ausdrücklich 
diesen  Wunsch  nach  einer  Amalgamierung  beider  Vorschläge 
ausgesprochen,  auch  bestimmte  Propositionen  nach  dieser  Rich- 
tung hin  gemacht.  Der  Greysche  Wunsch  wurde  von  Sazonow 
erfüllt  und  so  kam  die  zweite  Sazonowsche  Formel  vom  31.  Juli 
zustande.  Nicht  London,  sondern  Petersburg  ist  der  Geburtsort 
dieser  Formel  gewesen  und  der  deutsche  Botschafter  in  London, 
Fürst  Lichnowsky,  hat  bei  diesem  Geburtsakt  keineswegs  Pate 
gestanden.  Wie  sich  ja  die  deutsche  und  die  österreichische 
Regierung  überhaupt  bei  diesen  ganzen  Verständigungsbestre- 
bungen passiv  verhalten  haben. 

Weshalb  verschweigt  David  den  Urheber  und  den  Ursprungsort 
dieser  Formel  ?  Weil  er  gegen  die  englische  Regierung  den  Vor- 
wurf erhebt,  sie  habe  durch  NichtUnterstützung  dieser  Verstän- 
digungsformel in  Petersburg  die  Schuld  am  Kriege  auf  sich  geladen. 
Würde  David  die  Wahrheit  zugeben,  dass  die  Formel  in  Peters- 
burg entstanden  und  von  dort  aus  allen  Grossmacht- Regierungen 
übermittelt  worden  ist,  so  fällt  sein  Vorwurf  an  die  Adresse  Eng- 
lands und  damit  auch  Russlands  ins  Wasser.  Deshalb  die  falsche 
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Darstellung,  die  ich  auch  in  diesem  Falle  —  angesichts  der  zweifel- 
losen Klarheit  der  Vorgänge  —  nur  als  eine  bewusst  falsche 
bezeichnen  kann. 

5.  Der  deutsche  Reichskanzler  soll  die  bekannte  Instruktion 
an  Herrn  von  Tschirschky,  die  zum  ersten  Mal  in  der  Reichstags- 
sitzung vom  19.  August  1915  —  auffallenderweise  —  enthüllt 
worden  ist,  mit  Bezug  auf  jene  —  angeblich  Grey-Lichnowskysche  — 
Verständigungsformel  nach  Wien  gesandt  haben.  Neue  gröbliche 
Fälschung.  Die  Bethmannsche  Instruktion  an  Herrn  von  Tschir- 
schky bezog  sich  überhaupt  auf  keine  der  von  Grey  oder  Sazonow 
vorgeschlagenen  Verständigungsformeln,  sondern  nur  auf  die 
grundsätzliche  Ablehnung  der  Wiener  Regierung,  mit  Petersburg 
in  sachliche  Verhandlungen  über  den  serbischen  Streitfall  einzu- 
treten 1.  Am  28.  Juli  hatte  Berchtold  solche  Verhandlungen  brüsk 
abgelehnt.  Am  29.  Juli  abends  —  so  berichtet  Herr  von  Bethmann 
selbst  in  seiner  Reichstagsrede  —  teilte  Graf  Pourtales  den  un- 
günstigen Eindruck  dieser  Ablehnung  in  Petersburg  mit.  Darauf- 
hin sandte  Herr  von  Bethmann  die  in  seiner  Reichstagsrede  vom 
19.  August  1915  wörtlich  angeführte  Instruktion  nach  Wien.  Wie 
man  annehmen  muss,  geschah  dies  zwischen  dem  29.  und  30.  Juli, 
denn  schon  am  30.  Juli  meldete  Herr  von  Tschirschky  aus  Wien, 
Graf  Berchtold  habe  die  angebliche  Ablehnung  jeder  Verhandlung 
mit  Petersburg  für  ein  «  Missverständnis  »  von  russischer  Seite 
erklärt  und  sei  nun  bereit,  «  in  Konversation  mit  Russland  einzu- 
treten ». 

Die  Verständigungsformel,  die  David  zitiert,  stammt,  wenn 
man  sein  falsches  Datum  richtigstellt,  vom  31.  Juli.  Es  ist  also 
unmöglich,  dass  die  Bethmannsche  Instruktion,  die  zwischen  dem 
29.  und  30.  Juli  nach  Wien  abgegangen  ist,  sich  auf  jene  Formel 
bezogen  haben  kann  :  sie  bezog  sich  lediglich  ganz  im  allgemeinen 
auf  die  sachlichen  Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Peters- 
burg, die,  nach  der  Auffassung  der  deutschen  Regierung,  gerade 
im  Gegensatz  standen  zu  irgend  einer  Vermittlung  anderer  Mächte. 
Die  Herren  von  Bethmann   und  von  Jagow  ritten  ja  beständig 

1  In  seiner  Erwiderung  auf  meine  Kritik  (Frankfurter  Zeitung  vom  31.  Dezember), 
auf  die  ich  später  zurückkomme,  gibt  Herr  David  dies  nachträglich  ausdrück- 
lich zu  :  das  Telegramm  Bethmanns  habe  sich  «  allerdings  nicht  direkt  »  auf  den 
Greyschen  Verständigungsvorschlag  bezogen,  sei  aber  «  wichtig  für  das  Schicksal  » 
dieses  Vorschlages  gewesen,  «weil  es  in  Wien  die  Stimmung  auch  für  ihn  vor- 
bereitete » !  Man  sieht  ordentlich  die  krampfhaften  Windungen  des  Aals,  der  sich 
aus  dem  Netze  befreien  möchte. 
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auf  der  Unterscheidung  herum  :  nur  eine  direkte  Verhandlung 
zwischen  Wien  und  Petersburg  könne  zur  Verständigung  führen, 
eine  Einmischung  dritter  Mächte  aber,  ein  «  europäisches  Gericht », 
ein  <(  Areopag  »  etc.  könne  nicht  zugelassen  werden.  Und  nun  auf 
einmal  soll  —  nach  der  neuesten  Davidschen  «  Enthüllung  »  — 
die  Empfehlung  direkter  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  identisch  sein  mit  der  Unterstützung  einer  angeblich 
Greyschen,  in  Wirklichkeit  Grey-Sazonowschen  Verständigungs- 
formel ? !  Schon  das  Datum  dieser  Formel  und  das  Datum  der 
Bethmannschen  Instruktion  ergeben,  dass  der  sozialdemokra- 
tische Abgeordnete  sich  gröblich  «  geirrt  »  hat,  dass  er  als  geleh- 
riger Schüler  in  den  Fusstapfen  der  deutschen  Staatsmänner 
gewandelt  ist  \ 

Resultat  dieser  Untersuchung  ist  : 

a)  Die  von  David  zitierte  Formel  stammt  nicht  vom 
30.,  sondern  vom  31.  Juli. 

b)  Sie  stammt  nicht  von  Grey  und  dem  Fürsten  Lich- 
nowsky,  sondern  von  Sazonow  und  stellt  eine  Amalgamie- 
rung  der  ersten  Greyschen  und  der  ersten  Sazonowschen 
Verständigungsformel  dar. 

c)  Sie  ist  nicht  in  London,  sondern  in  Petersburg  ge- 
funden, aber  von  der  englischen  Regierung  als  bestmög- 
liche Vereinigung  der  englischen  und  der  russischen  For- 
mel begrüsst  und  akzeptiert  worden. 

d)  Sie  ist  von  der  Wiener  Regierung  weder  akzeptiert 
noch  auch  nur  beantwortet  worden. 

e)  Herr  von  Bethmann  hat  die  Annahme  dieser  Formel 
in  Wien  nicht  empfohlen,  sich  überhaupt,  nach  den  vor- 
liegenden Dokumenten,  zu  dieser  Formel  niemals  geäussert. 

1  In  seiner  Reichstagsrede  vom  9.  November  1916  ist  Herr  von  Bethmann 
bekanntlich  mit  einer  neuen  Instruktion  —  ohne  Datum,  spätestens  aber  vom 
30.  Juli  —  herausgerückt,  die  er  zur  Empfehlung  der  ersten  Greyschen  Einigungs- 
formel vom  29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  88)  an  Herrn  von  Tschirschky  gesandt  haben 
will.  Wie  es  mit  dieser  neuesten  Bethmannschen  Enthüllung  —  fünfviertel  Jahre 
nach  der  ersten  I  —  steht,  habe  ich  an  anderer  Stelle  (in  dem  Kapitel  :  «  Bethmann, 
der  Pazifist  »,  Band  II  dieses  Buches)  auseinandergesetzt.  Diese  zweite  Instruktion 
Bethmanns  vom  30.  Juli  hat  jedenfalls  ebensowenig  wie  die  erste  irgend  etwas 
mit  dem  zweiten  Sazonowschen  Einigungsvorschlag  (Orangebuch  Nr.  67)  zu  tun, 
der  erst  am  31.  Juli  von  Petersburg  nach  den  verschiedenen  Hauptstädten  telegraphiert 
worden  ist. 
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f)  Es  lag  nicht  die  geringste  Veranlassung  für  die 
englische  Regierung  vor,  in  Petersburg  eine  Formel  zu 
empfehlen,  die  von  Petersburg  selbst  als  Vorschlag  aus- 
gegangen war. 

Dies  ins  Stammbuch  für  Herrn  David.  Mit  dieser  neuen,  uner- 
hörten Entstellung  aktenmässig  vorliegender  Tatsachen  hat  der 
sozialdemokratische  Abgeordnete  von  neuem  die  Schlechtigkeit 
der  von  ihm  vertreten  n  Sache  ins  Iyicht  gestellt.  Die  deutschen 
Sozialimperialisten  mögen  im  ersten  Moment  der  kriegerischen 
Erregung,  als  die  tatsächlichen  Vorgänge  noch  unklar  und  schwer 
zu  durchschauen  waren,  der  deutschen  Regierung  ins  Garn  ge- 
gangen sein  ;  ihre  heutigen  Versuche,  nachdem  alle  tatsächlichen 
Vorgänge  klargestellt  und  jedem  Zweifel  entzogen  sind,  die  Kriegs- 
schuld von  Deutschland  ab-  und  den  gegnerischen  Regierungen 
zuzuwälzen,  sind  schlimmer  als  ihr  Fehlurteil  vor  zwei  Jahren  : 
ihr  damaliger  Irrtum  kann  zur  Not  als  «  Reinfall  »  entschuldigt 
werden ;  ihre  heutigen  Rechtfertigungsversuche  sind  nichts  anderes 
als  bewusste  Fälschungen. 

II. 

Der  vorstehende  Artikel  (der  nur  in  einigen  redaktionellen 
Kleinigkeiten  von  der  ursprünglichen,  der  Uebersetzung  des 
HttWÄ»i^-Mitarbeiters  zu  Grunde  liegenden  Fassung  abweicht) 
hat  eine  fulminante  Abwehr  des  Abgeordneten  David  hervor- 
gerufen, die  dieser  —  nach  sechswöchentlichen  Vorstudien  —  in 
der  Frankfurter  Zeitung  vom  31.  Dezember  unter  dem  schönen 
Titel  :  «Der  Ankläger  auf  der  Anklagebank  »  veröffentlicht  hat. 
Die  Davidsche  Erwiderung  zeichnet  sich  mehr  durch  ihre  Länge 
als  durch  ihre  Tiefe  aus  :  sie  füllt  nicht  weniger  als  beinahe  sechs 
Spalten  über  dem  Strich  in  dem  grossen  Format  der  Frankfurter 
Zeitung  und  verhindert  mich  —  ihres  aussergewöhnlichen  Um- 
fangs  wegen  — ,  sie  hier  in  extenso  wiederzugeben.  Ich  muss  mich 
begnügen,  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  nachfolgend  die 
persönlichen  und  sachlichen  «  Feststellungen  »  aufzuzählen,  die 
in  der  Erwiderung  meines  Gegners  enthalten  sind  : 

1.  Die  Greysche  Einigungsformel  vom  29.  Juli  ist  von 
Oesterreich  und  Deutschland  nicht  nur  beantwortet,  son- 
dern sogar  angenommen  worden. 
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2.  Auch  der  Greysche  Konferenzvorschlag  ist  von 
Deutschland  und  Oesterreich  nicht  abgelehnt,  sondern 
angenommen  worden. 

3.  Russland  hat  bewusst  und  vorbedacht  den  Krieg  ge- 
wollt und  ihn  durch  seine  Mobilmachung  «  in  der  Nacht 
vom  30.  zum 31.  Juli»  herbeigeführt,  — in  derselben  Nacht, 
in  der  in  Wien  der  Greysche  Verständigungsvorschlag 
angenommen  worden  ist. 

4.  Meine  Gegenbehauptungen  gegen  obige  Thesen  sind 
ebensoviele  «  Nägel  am  Sarge  meiner  literarischen  Ehre  *.» 

5.  Die  Beweise  Davids  «  zertrümmern  wie  Keulen- 
schläge »  alle  meine  «  verlogenen  Konstruktionen  ». 

6.  Meine  Angriffe  gegen  David  sind  «  Zeugnisse  litera- 
rischer Gewissenlosigkeit,  wie  sie  schlimmer  nicht  gedacht 
werden  können». 

7.  Ueberhaupt  ist  der  «  grosse  Ankläger  »  nichts  ande- 
res als  ein  « leichtfertiger  Skribent  und  ein  gewissenloser 
Verleumder  ». 

Ich  hoffe,  von  den  Davidschen  Ein-  und  Ausfällen  nichts  ver- 
gessen zu  haben,  und  stelle  im  übrigen  dem  geneigten  Leser,  der 
neugierig  ist,  den  Ankläger  zur  Abwechslung  einmal  auf  der 
Anklagebank  zu  sehen,  anheim,  sich  die  Frankfurter  Zeitung  vom 
31.  Dezember  1916  beschaffen  zu  wollen. 

Der  angeklagte  Ankläger  hätte  es  natürlich  vorgezogen,  sich 
vor  demselben  Publikum,  dem  man  ihn  als  «  gewissenlosen  Ver- 
leumder »  usw.  denunziert  hatte,  zu  verteidigen.  Aber  jeder  Ver- 
such, in  Deutschland  zu  Worte  zu  kommen,  wäre  selbstverständ- 
lich von  vorneherein  aussichtslos  gewesen.  Meine  Verteidigungs- 
schrift, die  sich  unter  der  Hand  zu  einer  erdrückenden  Ankla- 
geschrift gegen  Dr.  David,  den  sozialpatriotischen  Quellenforscher, 
gestaltete,  gehört  zu  den  «Briefen,  die  ihn  (nämlich  meinen 
Gegner)  nicht  erreichten  »,  und  muss  daher  hier  —  in  meinem 
zweiten  Anklagebuche  —  das  Asyl  finden,  das  man  im  preus- 
sischen  Rechtsstaate  der  Verteidigung  zu  Unrecht  Angegriffener 
—  wenn  sie  gleichzeitig  unbequeme  Ankläger  sind  —  versagt. 

Ich  würde  von  der  Veröffentlichung  Abstand  genommen 
haben,   wenn  nur  die  Person  meines  bedauernswerten  Gegners 

1  Anmerkung  des  Setzers  :  «  Vernagelter  »  Sarg  ist  noch  nicht  das  Schlimmste  ! 
Das  Verbrechen.  r.Q 
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in  Betracht  käme,  der  —  wie  bereits  oben  bemerkt  —  sich  in  der 
Zwangslage  befindet,  den  Verteidigungskrieg  bis  zur  Erschlaffung 
verteidigen  zu  müssen,  um  seine  und  seiner  Freunde  politische 
Gegenwart  und  Zukunft  zu  retten. 

Ich  empfinde  aufrichtiges  Mitleid  mit  diesen  —  ursprünglich 
braven  und  überzeugungstreuen  —  Sozialisten,  denen  man 
unversehens,  damals  am  4.  August,  das  tötliche  Nessushemd  der 
Verteidigungslüge  über  die  Schultern  geworfen,  und  die  nun  — 
trotz  besserer  Erkenntnis  —  nicht  den  Mut  und  die  Energie 
aufbringen  können,  sich  aus  der  entmannenden  Fessel  zu  befreien. 
Da  sie  nicht  wagen,  die  Lüge,  die  sie  längst  als  solche  erkannt, 
freimütig  zu  bekennen,  so  bleibt  ihnen  zu  ihrer  Rettung  nichts 
anderes  übrig,  als  sie  zur  Wahrheit  umzufälschen,  und  in  dieser 
edlen    Falschmünzertätigkeit    ist    Herr    David    der    anerkannte 

Meister. 

Ich  habe,  wie  gesagt,  Mitleid  mit  diesen  armen  «  Kriegsgefan- 
genen des  Imperialismus  »,  die  zuerst  wohl  unschuldig  in  die 
Knechtschaft  geraten,  später  aber  schuldhaft  darin  verblieben 
sind,  da  sie  ja  durch  das  billige  Lösegeld  eines  männlich-freien 
Irrtums  -  Bekenntnisses  sich  jederzeit  ihre  Freiheit  erkaufen 
konnten.  So  haben  sie  sich  ihre  heutige  Unfreiheit  selbst  zuzu- 
schreiben und  verdienen  nicht  das  Mitleid,  das  man  unverschuldet 
in  Not  geratenen  Individuen  sonst  gern  zuteil  werden  lässt.  Vor 
allem  aber  handelt  es  sich  hier  überhaupt  nicht  um  Schonung 
oder  Nichtschonung  von  Individuen,  hier  handelt  es  sich  um 
Wohl  und  Wehe  des  deutschen  Volkes,  um  seine  ganze  Zukunft 
und  damit  um  die  zukünftige  Ruhe  der  Welt.  Da  ist  Mitleid  keine 
Tugend,  sondern  wird  zum  Laster  :  nur  die  mitleidlose  Exstir- 
pierung  jenes  bösartigen  Krebsgeschwürs  der  Verteidigungslüge, 
nur  eine  chirurgische  Radikaloperation,  keine  Altweiber-Therapie 
mit  Pflästerchen  und  warmen  Umschlägen  kann  hier  helfen.  Hier 
darf  nicht  gesalbt,  hier  muss  geschnitten  werden  —  wenn  es  sein 
muss,  sogar  an  den  «  Gesalbten»  selbst  —  und  kein  Mitleid  mit 
irgend  einem  in  Gewissensnot  geratenen  Unglücklichen  darf  uns 
abhalten,  die  todbringende  Lüge  da,  wo  wir  sie  antreffen,  an  den 
Pranger  zu  stellen,  wenn  damit  der  heilbringenden  Wahrheit  eine 
Gasse  gebahnt  werden  kann  zu  den  Herzen  und  Hirnen  des 
deutschen  Volkes. 

Irgendwelche  Schonungsrücksichten  sind  gerade  diesen  sozial- 
demokratischen Papageien  der  «  Vaterlandsverteidigung  »  gegen- 
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über  umsoweniger  am  Platze;  als  gerade  ihre  Mitwirkung  an  der 
—  seit  nunmehr  zweieinhalb  Jahren  fortgesetzten  —  Volksbe- 
törungs-Kampagne  eine  besonders  verderbliche  Wirkung  aus- 
geübt hat  :  die  beständige  Wiederholung  der  Ueberfallslegende 
gerade  von  Seiten  ihrer  bisherigen  geistigen  und  politischen 
Leiter  hat  Millionen  von  Proletarierköpfen  verdummt,  die  noch 
immer  gutgläubig  in  ihren  Führern  die  Vorkämpfer  für  die  alten 
demokratisch-sozialistischen  Ideale,  die  unbeugsamen  Vertreter 
von  Wahrheit  und  Recht  sehen.  Den  Massen  erscheint  die  tat- 
sächlich eingetretene  Wandlung  in  der  politischen  Gesinnung  und 
Haltung  ihrer  bisherigen  Führer  so  unmöglich,  dass  sie  einfach 
nicht  daran  glauben.  Wenn  nur  Kaiser  und  Kanzler,  nur  All- 
deutsche, Junker,  Pfaffen  und  Reaktionäre  von  dem  schmählich 
Überfallenen  Vaterlande  predigten,  das  alle,  auch  die  Proletarier, 
mit  dem  letzten  Blutstropfen  verteidigen  müssten,  so  würden  die 
Arbeiter,  denen  man  diese  Spitzen  der  Nation  Jahrzehnte  lang 
in  ihrem  wahren  Lichte  gezeigt,  die  am  eigenen  Leibe  alle  schlech- 
ten und  egoistischen  Instinkte  jener  herrschenden  Schichten  oft 
und  grausam  genug  erfahren  haben,  —  die  Arbeiter  würden  miss- 
trauisch  werden  und  aus  dem  wohltönend-patriotischen  Phrasen- 
schwall die  altbekannten  Dissonanzen  unstillbarer  Macht-  und 
Beutegier  heraushören.  Wenn  aber  die  Scheidemann,  Ebert, 
Heine,  David,  Lensch,  Heilmann  und  Konsorten  kommen  und 
auch  ihrerseits  predigen  und  sogar  «  beweisen  »,  dass  tatsächlich 
das  Vaterland  bedroht  und  überfallen  worden  ist,  dass  die  Gegner 
einen  teuflisch-ausgeheckten  Vernichtungs-  und  Zerstücklungsplan 
im  Sommer  19 14  zur  Ausführung  gebracht  haben,  dass  Deutsch- 
land sich  also  im  Stande  der  Notwehr  befinde  und  von  all  seinen 
Söhnen  —  pflichtgemäss  und  auch  den  sozialistischen  Grund- 
sätzen entsprechend  —  verteidigt  werden  müsse,  —  wenn  aus 
solchem  Munde  solche  Rede  kommt,  so  wirkt  das  natürlich  ganz 
anders  auf  die  Volksmassen,  die  ihren  führenden  Männern  nicht 
die  Blindheit  oder  gar  die  Unehrlichkeit  zutrauen  können,  heute 
mit  «  Hosianna  »  zu  begrüssen,  was  sie  gestern  mit  «  Apage 
Satanas  »  von  sich  gestossen  haben. 

So  wirken  die  Scheidemänner  hundert-  und  tausendmal  gejähr- 
licher als  die  Beth-  und  Bassermänner.  Diese  haben  den  Gifttrank 
gebraut,  jene  aber  tragen  ihn  ins  Volk  und  verseuchen  damit 
die  grossen  Massen,  die  berufen  und  imstande  wären,  wenn  man 
ihnen  mit  der  Fackel  der  Wahrheit  voranginge,  den  morschen 
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Fachwerkbau  der  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Ordnung  in 
diesem  unglücklichen  Deutschland  in  Brand  zu  stecken  und  an 
seiner  Stelle  das  solide-fundierte  Gebäude  demokratischer  und 
sozialer  Neuordnung  zu  errichten.  Dieser  gesunden  und  notwen- 
digen, für  das  Wohl  des  deutschen  Volkes  und  der  Welt  notwen- 
digen Entwicklung  arbeiten  die  Führer  der  sozialdemokratischen 
Majorität  entgegen,  indem  sie  —  statt  die  ihnen  wohlbekannte 
Wahrheit  und  damit  ihren  bisherigen  Irrweg  offen  und  mannhaft 
zu  bekennen  —  unentwegt  der  imperialistischen  Lüge  Schlepp- 
träger-Dienste leisten,  ja  sogar  —  wie  David  —  ihr  als  Pioniere 
vorangehen,  ihr  die  Abgründe  ihres  Unschuldsbeweises  über- 
brücken, ihr  durch  Berge  von  Anklagematerial  Tunnels  und 
Ausschlupfe  eröffnen. 

Diese  neuen  sozialistischen  Trabanten  —  im  bürgerlichen 
Rock  —  hinter  dem  kaiserlichen  Triumphwagen  sind  weit  ge- 
fährlicher für  die  Zukunft  Deutschlands,  als  die  altpreussischen 
schwert-  und  panzergegürteten  Mannen,  die  von  jeher  als  Herolde 
dem  Hohenzollernschen  Militarismus  vorangeschritten  sind. 
Diesen  wohlbekannten  und  richtig  bewerteten  «  Bassermannschen 
Gestalten  »  geht  das  Volk  scheu  und  misstrauisch  aus  dem  Wege, 
jenen  bewährten  Führern  aber  folgt  es  gläubig  und  vertrauensvoll. 
Sie  —  die  sozialistischen  Neo-Imperialisten  —  gilt  es  unschäd- 
lich zu  machen,  ihnen  die  trügerische  Maske  der  «  Vaterlands- 
verteidiger »  vom  Gesichte  zu  reissen,  damit  das  Volk  sie 
endlich  erkenne  als  das,  was  sie  sind  :  als  Betrogene,  die  aus 
Furcht,  sich  als  solche  zu  bekennen,  zu  Betrügern  geworden  sind. 

Dass  dieser  fürchterliche  Krieg  nach  aussen  hin  dem  deutschen 
Volke  keine  Erfolge,  nur  unermessliche  materielle  und  ideelle 
Nachteile  bringen  kann,  das  habe  ich  schon  vor  zwei  Jahren  in 
meinem  Buche  vorausgesagt,  das  liegt  heute  klar  vor  aller  Augen. 
Wenn  diese  schwerste  Prüfung  aber  auch  für  das  innere  Leben 
Deutschlands  keine  Erfolge  zeitigt,  keine  wesentliche  Besserung 
unseres  noch  halb  absolutistischen  Staatslebens,  keine  Entwick- 
lung zur  Demokratie,  kein  Fortschreiten  zum  Sozialismus  herbei- 
führt, so  sind  in  erster  Linie  die  sozialistischen  Schildträger  der 
herrschenden  Gewalten  daran  schuld.  Hätten  sie  rechtzeitig  die 
Volksmassen  über  den  wahren  Ursprung,  über  die  wahren  Urheber 
dieses  Krieges  aufgeklärt,  so  würde  ein  Sturm  flammender  Ent- 
rüstung die  deutschen  Lande  durchbraust  und  manchen  alten 
Stammbaum,  die  höchst  gewachsenen  zuerst,  entblättert  haben.  So 
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aber  haben  sie  das  burgumfriedete  Waldrevier  der  Grossen  als 
« Schonung  »  behandelt,  haben  den  scharfen  Windhauch  der 
Wahrheit  sorgfältig  ferngehalten  und  dann  noch,  durch  Hinzu- 
tragen  neuen  Erdreiches  aus  den  unteren  Schichten,  die  Wurzeln 
der  alten  Bäume  gekräftigt. 

Das  Resultat  wird  sein  :  Es  wird  alles  beim  alten  bleiben  ; 
alle  •  eingewurzelten  Uebel  werden  fester  denn  je  im  deutschen 
Boden  sitzen  ;  Deutschland  wird  nach  wie  vor  —  wie  zu  Heines 
Zeiten  —  a  schnarchen  »,  unter  der  väterlichen  Fürsorge  von 
einigen  Dutzend  Monarchen,  wird  weiter  geduldig,  unter  dem 
mächtigen  Szepter  des  lorbeergeschmückten  Hohenzollernge- 
schlechts  —  mit  seinem  Kometenschweif  von  Generalen,  Admi- 
ralen,  Fürsten,  Grafen  und  Baronen  —  sein  wohlbehütetes  Unter- 
tanendasein fortführen  —  wird  weiter  rüsten  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  in  der  Luft  und  in  den  Meerestiefen.  Und,  wenn  es  wieder 
einmal  den  hohen  Herren  so  passen,  wenn  wieder  einmal  den 
Soldaten  die  «  schlaffe  Friedenszeit  »  zu  lang  gedauert  haben  wird, 
dann  wird  der  zweite  «  punische  »  Krieg,  für  den  schon  heute 
Alldeutschland  die  Fanfaren  bläst,  vom  Zaune  gebrochen  werden, 
dann  wird  von  neuem  das  «  Vaterland  in  Gefahr  »,  von  neuem 
«  Haus  und  Herd  bedroht  »  sein,  wird  von  neuem  —  nach  ent- 
sprechender Schürung  der  patriotischen  Flamme  —  das  grosse 
Schlachtfest  arrangiert  werden,  bei  dem  neue  Millionen  unter- 
gehen, aber  wiederum  das  kostbare  Leben  der  höchsten  und 
allerhöchsten  Arrangeure,  ihrer  Söhne,  Vettern,  Brüder  und  sons- 
tigen Anverwandten  sorgfältig  geschont  werden  wird. 

Alles  wird  in  Deutschland  beim  alten  bleiben,  wenn  die  Wahr- 
heit über  das  grosse  Verbrechen  nicht  ins  Volk  dringt.  Und  dass  sie 
nicht  durchdringt,  daran  ist  vor  allem  die  Schutzmauer  schuld, 
die  die  kaisertreuen  Sozialdemokraten  zwischen  den  Schuldigen 
und  der  Wahrheit  errichtet  haben. 

In  diese  Mauer  eine  Bresche  zu  legen,  dazu  soll  auch  meine 
Kennzeichnung  des  hervorragendsten  Führers  der  «  kaiserlichen 
Schutztruppe  »,  des  Abgeordneten  David,  dienen. 


III. 

Nachstehend  meine  —  bisher  noch  nicht  veröffentlichte 
Replik  auf  die  Verteidigungs-  und  Anklageschrift  des  Dr.  David 
in  der  Frankfurter  Zeitung  : 
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David,  der  Quellenforscher. 

Der  «  Genosse  »  David  geht  mit  der  Wünschelrute  herum  :  er 
forscht  nach  verborgenen  Quellen  für  die  Unschuld  Deutschlands 
am  Weltkriege.  Und  siehe  da  —  wo  er  antippt,  rieselt  das  er- 
wünschte Wasser  hervor,  sprudeln  ihm  die  erwünschten  Beweise 
für  Deutschlands  Unschuld  entgegen.  Nur  schade  —  wenn  man 
näher  hinsieht,  ist  es  stinkig-verseuchtes  Gewässer,  das  unter 
dem  kritischen  Mikroskop  gefährliche  Bazillenherde  zeigt  und 
alle  öffentlichen  Brunnen  vergiftet. 

An  einer  der  vielen  Davidschen  Quellenforschungen  hatte 
ich  —  bei  Gelegenheit  eines  Interviews  —  solche  mikroskopische 
Untersuchung  vorgenommen  und  die  haufenweisen  Giftkeime 
aufgezeigt,  die  in  dem  trüben  Tümpel  herumwimmelten.  Darob 
fürchterliche  Entrüstung  des  Wünschelruten-Mannes  in  der 
Frankfurter  Zeitung  und  der  Versuch  —  mit  untauglichen  Mit- 
teln — ,  durch  eine  viele  Spalten  lange  Staatsanwaltsrede  den 
Ankläger  auf  die  Anklagebank  zu  setzen. 

Ich  habe  weder  Raum  noch  Zeit  noch  halte  ich  mich  für  ver- 
pflichtet, auf  die  Erwiderung  des  Genossen  David  in  gleicher 
Ausführlichkeit  einzugehen,  wie  dieser  auf  meine  Angriffe  eingeht. 
Ich  habe  im  dritten  Kapitel  meines  Buches  J'accuse  auf  nicht 
weniger  als  180  Seiten  die  unmittelbare  diplomatische  Ursprungs- 
geschichte des  Krieges  an  der  Hand  und  auf  der  Grundlage  der 
offiziellen  Dokumente  behandelt  und  habe  in  diesem  Ergänzungs- 
buche zu  J'accuse  denselben  Fragen  einen  ganzen  Band  von  mehr 
als  vierhundert  Seiten  gewidmet.  Herr  David,  der  den  Mut  hat, 
mich  einen  «  leichtfertigen  Skribenten  und  einen  gewissenlosen 
Verleumder  »  zu  nennen,  hat  sich  die  Sache  viel  leichter  gemacht. 
Dieser  Spezialist  der  diplomatischen  Vorgeschichte  unter  den 
deutschen  Rechtssozialisten  widmet  in  seinem  Buche  «  Die  Sozial- 
demokratie im  Weltkrieg  »  der  diplomatischen  Schuldfrage  ganze 
26  Seiten  in  Broschürenformat,  von  denen  aber  beinahe  die 
Hälfte  sich  mit  ganz  anderen  Dingen  als  den  diplomatischen 
Dokumenten  beschäftigen.  Herr  David  fühlt  die  Notwendigkeit, 
vor  dem  deutschen  Publikum,  zu  dem  mir  zu  sprechen  versagt  ist, 
seine  dokumentarische  Weisheit  auszukramen,  und  missbraucht 
gleichzeitig  sein  Sprechmonopol  im  eigenen  Lande,  um  seinen 
Gegner,  der  sich  dort  nicht  verteidigen  kann,  zu  beschimpfen.  Ich 
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meinerseits  kann  und  muss  auf  die  erschöpfende  und  alles  umfas- 
sende Darstellung  der  diplomatischen  Vorgänge  in  meinen  Büchern 
verweisen  ;  das  Material  ist  so  umfangreich  und  kompliziert,  auch 
derartig  in  sich  verkettet,  dass  es  dem  ernsten  und  gewissen-/ 
haften  Forscher  unmöglich  ist,  irgend  eine  einzelne  Frage  aus 
der  unmittelbaren  Vorgeschichte  des  Krieges  herauszugreifen, 
ohne  gleichzeitig  den  gesamten  Verlauf  der  Ereignisse  aufzurollen. 

Auch  meine  —  oben  abgedruckte  —  Kritik  der  Davidschen 
Rede  bildet  nur  einen  kleinen  Exkurs  in  einem  grossen  Buche  und 
setzt  zu  ihrem  Verständnis  das  Studium  und  die  Kenntnis  der 
übrigen  Teile  dieses  Buches  voraus. 

Dies  vorausgeschickt,  möchte  ich  nur  einige  wenige  Bemer- 
kungen auf  den  Davidschen  Artikel  in  der  Frankfurter  Zeitung 
machen  : 

1.  Wenn  Herr  David  in  seiner  Rede  vom  11.  Oktober  nicht 
die  Sazonowsche  Einigungsformel  vom  31.  Juli,  sondern  die 
Greysche  vom  29.  Juli  (Blaubuch  Nr.  88)  meinte,  so  hat  er  sich 
zum  mindesten  sehr  unklar  ausgedrückt.  Zunächst  hat  er  es  unter- 
lassen, das  richtige  Datum  anzugeben  :  er  spricht  von  einer 
«  Situation  »  am  30.  Juli,  durch  die  der  Frieden  noch  hätte  gerettet 
werden  können.  Die  Greysche  Formel  stammt  aber  vom  2g.  Juli 
nachmittags.  Ferner  :  der  von  David  in  seiner  Reichstagsrede 
angegebene  Wortlaut  der  Formel,  der  allerdings  einen  Misch- 
masch aus  verschiedenen  Einigungsformeln  darstellt,  ähnelt  in 
jedem  Falle  viel  mehr  der  Sazonowschen  Formel  vom  31.,  als  der 
Greyschen  vom  29.  Juli,  wovon  sich  jeder  leicht  durch  Verglei- 
chung  der  Greyschen,  der  Sazonowschen  und  der  Davidschen 
Formel  überzeugen  kann. 

Aber  nehmen  wir  einmal  an,  Herr  David  habe  sich  bei  der 
Bezeichnung  seiner  Formel  unklar  ausgedrückt,  er  habe  tatsäch- 
lich die  Greysche  Formel  vom  29.  Juli  gemeint,  wie  kommt  er 
dazu,  gerade  diese  Formel  als  die  letzte  Verständigungsmöglich- 
keit hinzustellen,  während  doch  nach  der  Aufstellung  der  Grey- 
schen Formel  noch  die  beiden  Sazonowschen  Formeln  vom  30.  und 
31.  Juli  und  überdies  noch  eine  Reihe  weiterer  Abschwächungen 
von  Paris,  London  und  Petersburg  vorgeschlagen  wurden  — 
Abschwächungen,  die  der  österreichischen  Intransigenz  immer 
weiter  entgegenkamen  und  von  Seiten  Russlands  eine  immer 
weitere  Nachgiebigkeit  bedeuteten  ?  Weshalb  unterschlägt  Herr 
David  noch  heute,  wie  dies  alle  Verteidiger  der  deutschen  Regie- 
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rung,  vom  Reichskanzler  herunter  bis  zum  letzten  Artikelschreiber, 
gewohnheitsmässig  tun,  die  erste  Sazonowsche  Einigungsformel, 
die  der  russische  Minister  am  30.  Juli  dem  Grafen  Pourtales  in 
die  Feder  diktierte,  die  von  Oesterreich  nichts  anderes  verlangte, 
als  die  Eliminierung  der  die  serbische  Souveränität  verletzenden 
Punkte  aus  dem  Ultimatum,  und  die  als  russische  Gegenleistung 
die  Verpflichtung  übernahm,  die  militärischen  Vorbereitungen 
Russlands  einzustellen  (la  Russie  s'engage  ä  cesser  ses  preparatifs 
militaires)  ?  Weshalb  verschweigt  Herr  David  die  Ablehnung 
dieser  Formel,  die  nicht  einmal  einen  Stillstand  des  militärischen 
Vorgehens  Oesterreichs  gegen  Serbien  verlangte,  die  also  viel 
bescheidener  war,  als  die  Grej^sche  Formel  vom  vorhergehenden 
Tage  ?  Weshalb  verschweigt  er  die  brüske  A  blehnung  dieses  rus- 
sischen Verständigungsvorschlages  durch  Herrn  von  Jagow  am 
30.  Juli,  die  Ablehnung  a  limine,  ohne  Gründe,  ohne  Rückfrage 
in  Wien  ?   (Orangebuch  Nr.  63.) 

Nicht  die  Greysche  Formel  vom  29.  Juli,  auf  die  sich  Herr 
David  jetzt  mutig  zurückzuziehen  versucht,  —  nein,  die  Sazo- 
nowsche Formel  vom  30.  Juli  bildet  den  Angelpunkt  der  ganzen 
Konfliktsgeschichte  in  diesen  letzten  Tagen.  Nie  und  nirgends 
ist  bisher  die  Jagowsche  Ablehnung  motiviert  worden  —  eine 
Ablehnung,  die  umso  verbrecherischer  war,  als  Sazonow  sofort 
am  30.  Juli  erklärte  (wie  auch  die  englischen  und  französischen 
Botschafter  in  Petersburg  an  ihre  Regierungen  berichteten),  dass 
die  Ablehnung  jenes  in  weitestem  Masse  entgegenkommenden 
Vorschlages  unweigerlich  die  Erweiterung  der  russischen  Teilmo- 
bilisierung  zu  einer  Generalmobilisierung  zur  Folge  haben  würde. 
Alles  dies  habe  ich  in  meinem  Buche  J'accuse  und  in  den  vorher- 
gehenden Kapiteln  dieser  Arbeit  ausführlich  behandelt  und  mit 
Dokumenten  belegt.  Ich  kann  Herrn  David  nur  empfehlen,  damit 
er  erst  einmal  die  elementarsten  Grundlagen  der  diplomatischen 
Vorgeschichte  in  sich  aufnimmt,  zunächst  mit  Eifer  und  Fleiss 
die  Bücher  des  «  leichtfertigen  Skribenten  und  gewissenlosen  Ver- 
leumders »  zu  studieren  :  erst  auf  der  Basis  dieser  Sachkenntnis 
von  seiner  Seite  wird  es  lohnend  für  mich  sein,  weiter  mit  ihm  zu 
diskutieren. 

2.  Der  Greysche  Einigungsvorschlag  vom  29.  Julisoll  —  nach 
Davids  Behauptung  —  von  Wien  akzeptiert  worden  sein.  Diese 
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Behauptung  ist  neuerdings  auch  von  Herrn  von  Bethmann,  in 
seiner  Rede  vom  9.  November  1916,  aufgestellt  worden. 

Demgegenüber  habe  ich  schon  in  meinem  Anklagebuche  doku- 
mentarisch nachgewiesen,  dass  die  Greysche  Einigungsformel  vom 
29.  Juli  —  trotz  beständig  wiederholten,  dringenden  Verlangens 
von  englischer  Seite  —  niemals  von  Wien  oder  Berlin  einer  be- 
stimmten Antwort  gewürdigt  worden  ist.  Diese  Behauptung  soll 
—  nach  Davids  schönem  Wort  —  «  ein  Nagel  am  Sarge  meiner 
literarischen  Ehre  »  sein.  Nun,  ich  wünschte  Herrn  David,  seine 
literarische  —  und  vor  allem  seine  politische  —  Ehre  wäre  bei 
diesen  verzweifelten  und  aussichtslosen  Versuchen  der  Weiss- 
waschung unheilbar  schwarzer  Mohren,  —  bei  diesem  krampf- 
haften Bemühen,  noch  heute  als  Sozialdemokrat  einen  «  Verteidi- 
gungskrieg »  zu  konstruieren,  den  die  alldeutschen  Anstifter  und 
Macher  schon  längst  als  Eroberungs-  oder  mindestens  Präventiv- 
krieg zugestanden  haben,  —  ich  wünschte  Herrn  David,  seine 
literarische  und  politische  Ehre  wäre  bei  diesen  erfolglosen  Ret- 
tungsversuchen ebenso  rein  geblieben,  wie  die  meinige  bei  der 
Ueberführung  schuldiger  Verbrecher. 

Meine  Behauptung,  der  Greysche  Einigungsvorschlag  vom 
29.  Juli  habe  niemals  von  Wien  oder  Berlin  eine  positive  Antwort 
— -  Annahme  oder  Ablehnung  —  erfahren,  ist  nach  allen  vorliegen- 
den Dokumenten  ebenso  wahr  und  erwiesen,  als  die  entgegenge- 
setzte Behauptung  Davids  unwahr  und  unerwiesen  ist.  Nur  durch 
ein  unehrliches  Kunststück,  durch  die  Verdrehung  des  wahren 
Sinnes  meiner  Woite,  durch  die  Unterschiebung  eines  Sinnes,  der 
dem  meinigen  gerade  entgegengesetzt  ist,  versucht  dieser  gewis- 
senhafte Geschichtsforscher  mir  ein  Bein  und  die  Wahrheit  auf 
den  Kopf  zu  stellen.  Er  führt  mit  grossem  Aplomb  eine  Reihe  von 
Schriftstücken  an,  die  sämtlich  auch  in  meinem  Buche  J'accuse 
bei  der  Erörterung  des  Greyschen  Vorschlages  zitiert  und  wahr- 
scheinlich dort  von  David  aufgefischt  worden  sind  (siehe  J'accuse, 
S.  130,  132,  150-151,  286-288).  Diese  Schriftstücke  beweisen  aber 
gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  Herr  David  aus  ihnen  heraus- 
zulesen versucht  ;  sie  beweisen  das,  was  ich  durch  sie  beweisen 
wollte  :  dass  nämlich  die  Berliner  Regierung  zwar  beständig  die 
Uebermittlung  und  Befürwortung  des  Greyschen  Vorschlages  in 
Wien  behauptet,  aber  nie,  auch  bis  heute  noch  nicht,  eine  positive 
Antwort  auf  den  Vorschlag  von  Wien  beigebracht  hat.  Alle  die 
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Nummern  aus  dem  Blaubuch,  die  David  zitiert,  und  verschiedene 
andere  noch  ausserdem  (Blaubuch  Nr.  98,  103,  107,  108,  112  etc.), 
zitiere  auch  ich  in  meinem  Buche,  aber  als  Beweis  dafür,  dass  nie 
eine  positive  Antwort  auf  den  Greyschen  Einigungsvorschlag  von 
Wien  oder  Berlin  erfolgt,  vielmehr  stets  nur  Vorwände  und  Aus- 
flüchte für  die  Verzögerung  dieser  Antwort  vorgebracht  worden 
seien.  Ich  zitiere  sogar  wörtlich  die  betreffenden  Wendungen  aus 
den  englischen  Berichten,  z.  B.  an  folgender  Stelle  (J'accuse,  S.  132) : 

Die  Friedenssucher  wurden  von  einem  Tag  zum  andern  hingehalten  : 
einmal  hat  Jagow  noch  keine  Antwort  aus  Wien  erhalten,  ein  anderes  Mal 
beteuert  Bethmann,  den  Knopf  in  Wien  so  stark  gedrückt  zu  haben  (pressed 
the  button),  dass  er  vielleicht  sogar  zu  weit  gegangen  sei  und  eine  gegen- 
teilige Wirkung  erzielt  habe.  Ein  drittes  Mal,  als  Goschen  immer  mehr  auf 
Antwort  drängte  und  ein  noch  stärkeres  Knopfdrücken  in  Wien  empfahl, 
war  die  einzige  Antwort,  die  er  von  Bethmann  erhielt,  die,  dass  Graf  Berch- 
told  am  nächsten  Morgen  die  Sache  dem  Kaiser  Franz  Joseph  vortragen 
würde.  (Blaubuch  Nr.  98,  103,  107,  112.) 

So  verstrichen  nutzlos  drei  volle  Tage,  vom  29.-3 1  Juli  ohne  dass  Oes- 
terreich  irgend  eine  Antwort  auf  den  Greyschen  Vorschlag  erteilt  hätte,  der 
mit  so  glühenden  Worten  von  dem  englischen  König  dem  Kaiser  Wilhelm 
ans  Herz  gelegt  worden  war.  Drei  Tage  verstrichen  nutzlos,  während  Europa 
unter  Hangen  und  Bangen  den  fürchterlichsten  Ereignissen  entgegensah. 
Die  deutschen  und  österreichischen  Diplomaten  hatten  keine  Eile.  Sie 
wussten,  was  sie  wollten,  und  bereiteten  in  aller  Gemütsruhe  hinter  den 
Kulissen  das  Drama  vor,  während  vorn  auf  der  Szene  alles  ängstlich  hin- 
und  herrannte  und  schreckerfüllt  nach  der  Feuerwehr  rief. 

Dies  ist  nur  eine  der  vielen  Stellen,  in  denen  ich  das  Berliner 
Versteckspiel  hinter  dem  österreichischen  Paravent  schildere.  Man 
lese  die  übrigen  oben  angegebenen  Stellen  meines  Buches  nach 
und  man  wird  die  Haltung  des  Abgeordneten  David  zu  würdigen 
wissen,  der  die  Stirn  hat,  mir  zu  imputieren,  ich  hätte  jedwede 
Aeusserung  von  Berlin  oder  Wien  über  den  Greyschen  Vorschlag 
ableugnen  wollen.  Nein,  Aeusserungen  sind  in  Hülle  und  Fülle 
von  den  Herren  Bethmann  und  Jagow  gemacht  worden,  aber 
niemals  die  Aeusserung,  auf  die  es  allein  ankam,  ob  der  Vorschlag 
Greys  angenommen  oder  abgelehnt  wird.  Nur  dieses  Ausbleiben 
jeder  positiven  Antwort  —  Annahme  oder  Ablehnung  —  habe  ich 
in  meinem  Buche  festgestellt  und  gegeisselt.  Herr  David  aber 
—  scheinbar  von  dem  Satze  ausgehend  :  «  Keine  Antwort  ist  auch 
eine  Antwort  »  —  verschiebt  das  Beweisthema,  um  meine  lite- 
rarische Ehre  anzugreifen ;  in  Wirklichkeit  trägt  er  dabei  seine 
eigene  zu  Grabe. 
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3.  Wie  steht  es  nun  aber  mit  der  Behauptung  Davids,  der 
Greysche  Vorschlag  sei  von  Wien  eingenommen  worden  ? 

Diese  Behauptung,  die,  wie  bereits  bemerkt,  auch  Herr  von 
Bethmann  in  seiner  Rede  vom  9.  November  1916  aufgestellt  hat, 
ist  eine  Erleuchtung,  die  erst  in  allerneuester  Zeit  den  Verteidi- 
gern Deutschlands  aufgegangen  ist.  Ich  habe  diese  Behauptung 
bereits  in  meinem  Buche  widerlegt  und  sie  in  einer  (Mitte  Dezem- 
ber 1916  erschienenen)  ausführlichen  Kritik  der  Bethmannschen 
Rede 1  von  neuem  an  der  Hand  der  diplomatischen  Dokumente 
ad  absurdum  geführt  ;  wobei  ich  auch  die  beiden  Instruktionen 
Bethmanns  an  Tschirschky  —  die  der  Reichskanzler  am  19.  Au- 
gust 1915  und  9.  November  1916  zum  ersten  Male  vorgebracht 
hat  —  in  gebührender  Weise  gewürdigt  habe.  Herr  David  hätte 
also  Gelegenheit  gehabt  —  vor  Abfassung  seiner  Entgegnung  — , 
sich  neben  dem  Studium  meines  Buches  J'accuse  diese  letztere 
Beweisführung  zu  eigen  zu  machen.  Ich  kann  dieses  weitschich- 
tige, auch  in  diesem  zweiten  Anklagebuche  ausführlich  behandelte 
Thema  hier  nicht  nochmals  aufrollen  und  begnüge  mich,  nur  auf 
zwei  Autoritäten  hinzuweisen,  die  die  Behauptung,  die  Greysche 
Formel  sei  von  Oesterreich  angenommen  worden,  glatt  Lügen 
strafen.  Diese  Autoritäten  sind  —  das  deutsche  Weissbuch  und 
Herr  H  elfte  rieh. 

In  der  Denkschrift  des  deutschen  Weissbuches  ist  ausdrücklich 
nur  von  einem  «  Weitergeben  »  des  englischen  Vorschlages  die 
Rede.  Es  heisst  dann  wörtlich  : 

«  Noch  ehe  die  Wiener  Antwort  auf  den  letzten  englisch- 
deutschen Vermitilungsvorschlag. . .  in  Berlin  eintreffen  konnte , 
ordnete  Russland  die  allgemeine  Mobilmachung  an.  » 

Desgleichen  berichtet  Helfferich  (Die  Entstehung  des  Weltkrieges, 
S.  10),  der  Vorschlag  sei  von  Deutschland  an  Oesterreich  «  weiter- 
gegeben und  befürwortet  »  worden,  und  fährt  dann  fort : 

«  Der  Vorschlag  war  von  Oesterreich  noch  nicht  beant- 
wortet und  auch  Russland  hatte  noch  keine  Stellung  zu 
ihm  genommen,  als  die  allgemeine  russische  Mobilmachung 
erfolgte.  » 

1  «  Bethmann,  der  Pazifist  »  in  Wissen  und  Leben,  Zürich,  Orell-Füssli,  Nummer 
vom  15.  Dezember,  S.  201-268. 
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An  anderer  Stelle  (S.  9)  bestätigt  Herr  Helfferich  ebenfalls,  dass 

«  ein  neuer,  von  Sir  Edward  Grey  ausgehender  Vermitt- 
lungsvorschlag  von  der  deutschen  Regierung  an  die  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  tags  zuvor  weitergegeben 
worden  war,  und  dass  die  Antwort  Oesterreichs  auf  diesen 
Vorschlag  noch  ausstand.  » 

Aus  diesen  soeben  zitierten  Stellen  geht  hervor,  dass  die  angeb- 
liche Annahme  des  Greyschen  Vorschlages  durch  Wien,  die 
jetzt  so  überraschend  und  übereinstimmend  von  dem  Reichs- 
kanzler und  seiner  getreuen  sozialdemokratischen  Opposition 
behauptet  wird,  am  4.  August  1914  dem  Reichskanzler  und  zu 
Beginn  des  Jahres  1915  seinem  Stellvertreter  noch  nicht  bekannt 
war.  Nirgends  im  Weissbuch  oder  Rotbuch  ist  von  der  Annahme 
der  Greyschen  Formel  die  Rede.  Wenn  sie  wirklich  von  Wien 
angenommen  worden  wäre,  weshalb  —  frage  ich  —  hat  man 
diesen  wichtigen  entlastenden  Umstand  in  den  beiden  deutschen 
Weissbüchern,  im  österreichischen  Rotbuch,  in  allen  bisherigen 
Reden  und  Schriften  des  Reichskanzlers  - —  bis  zu  seiner  Rede 
vom  9.  November  1916  —  verschwiegen  ? 

Tatsächlich  fehlt  es  denn  auch  an  jedem  Beweise  für  diese 
Behauptung.  Am  allerwenigsten  erbringt  die  von  dem  Reichs- 
kanzler und  auch  von  Herrn  David  herangezogene  Nr.  51  des 
Rotbuchs  auch  nur  den  Schatten  eines  solchen  Beweises.  Ich 
habe  in  J'accuse  (S.  278-280,  286-288)  und  in  obengenannter 
(in  Band  II  dieses  Werks  wieder  abgedruckter)  Studie  den  Nach- 
weis erbracht  : 

a)  dass  die  Note  Berchtolds  vom  31.  Juli  1914  (Rotbuch 
Nr.  51)  sich  überhaupt  nicht  auf  die  Grey  sehe  Einigungs- 
formel (Blaubuch  Nr.  88,  Unterhaltung  Greys  mit  Iyieh- 
nowsky  am  Nach  mittag  des  29.  Juli),  vielmehr  nur  auf 
die  conversation  ä  quatre  (Blaubuch  Nr.  84,  Unterhaltung 
der  beiden  Diplomaten  am  Vor  mittag  des  29.  Juli) 
bezieht  ; 

b)  dass  jene  Note,  selbst  wenn  sie  sich  auf  die  Greysche 
Einigungsformel  bezöge,  selbst  wenn  sie  nicht  durch  die 
Berliner  Ultimata  von  demselben  Tage  (31.  Juli)  paralysiert 
worden  wäre,  alles  andere  eher  darstellen  würde,  als  eine 
Akzeptierung  der  Greyschen  Formel. 
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Ich  stehe  also  in  diesem  Punkte  auf  dem  Boden  des  Weissbuchs 
und  der  Helfferichschen  Schrift :  der  Greysche  Einigungsvorschlag 
ist  zwar  nach  Wien  «  weitergegeben  »,  aber  eine  Wien-Berliner 
Antwort  über  Annahme  oder  Ablehnung  dieses  Vorschlages  ist 
nie  erteilt  worden.  Herr  David  ist  in  diesem  und  in  anderen  Punk- 
ten kanzlerischer  als  der  Kanzler  selbst,  wenigstens  als  der  Kanzler 
vom  4.  August  1914.  Er  macht  die  Evolution  des  Herrn  von  Beth- 
mann  mit,  die  diesen  von  der  ursprünglichen  Behauptung  der  Nicht- 
beantwortung  der  Greyschen  Proposition  nun  glücklich  bis  zu  der 
Behauptung  der  Wiener  Annahme  dieser  Proposition  geführt  hat. 

4.  Herr  David  begnügt  sich  aber,  wie  wir  nun  sehen  werden, 
nicht  mit  dieser  Gefolgschaft.  Er  geht  Herrn  von  Bethmann  in 
das  Land  neuer  Entdeckungen  voran,  er  bahnt  als  kühner  Pionier 
der  deutschen  Unschuld  neue  Ausfluchtswege.  Herrn  David 
kommt  das  unbestrittene  Verdienst  zu,  in  seinem  gegen  mich 
gerichteten  Artikel  den  Pol  deutscher  Kriegs  geschichtsforschung 
mit  dem  Satze  erreicht  zu  haben  : 

«  Die  Tatsache  der  Annahme  der  «Vermittlung  ä  quatre», 
also  des  «  Europäischen  Tribunals  »  von  Oesterreich  wie 
von  Deutschland  steht  hiernach  unerschütterlich  fest.  » 

Mit  anderen  Worten  :  die  Greysche  Konferenz  ist  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  nicht  abgelehnt,  sondern  angenommen  worden 
und  alle  bisherigen  Behauptungen  und  Zugeständnisse  nach 
entgegengesetzter  Richtung  beruhen  auf  Unwahrheit. 

Das  ist  der  Gipfelpunkt  des  Davidschen  Forschereifers.  Der 
Dank  des  Vaterlandes  dafür  wird  nicht  ausbleiben.  Wenn  Herr 
von  Bethmann  diese  neueste  Entdeckung  seines  getreuen  sozial- 
demokratischen Verteidigers  gelesen  hat  (was  Herr  David  doch 
zum  mindesten  verlangen  kann),  muss  er  von  freudigem  Erstau- 
nen ergriffen  worden  sein  und  es  sollte  mich  nicht  wundern,  wenn 
wir  dereinst  erfahren,  dass  der  Herr  Reichskanzler  einen  Dank- 
brief —  vielleicht  begleitet  von  dem  eisernen  Kreuz  am  weiss- 
schwarzen  Bande  —  etwa  folgenden  Inhalts  an  den  Herrn  Abgeord- 
neten gerichtet  hat : 

Sehr  geehrter  Herr  Doktor  David  ! 
Ich  kann  Ihnen  nicht  sagen,  wie  Ihre  Abführung  des 
schmählichen   Verleumders    J'accuse   in    der    Frankfurter 
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Zeitung  mich  erfreut  hat.  Ich  war  bisher  stets  der  Mei- 
nung, ich  hätte  die  Greysche  Konferenz  abgelehnt.  In 
meinem  Weissbuch  habe  ich  ausdrücklich  erklärt  :  « Wir 
könnten  uns an  einer  derartigen  Konferenz  nicht  betei- 
ligen, da  wir  Oesterreich  in  seiner  Auseinandersetzung  mit 
Serbien  nicht  vor  ein  europäisches  Gericht  zitieren  könn- 
ten. »  Seit  dem  4.  August  1914  habe  ich  in  allen  meinen 
Reden  und  Schriften,  haben  alle  meine  offiziellen  und 
offiziösen  Schreiber,  haben  alle  freiwilligen  oder  unfrei- 
willigen Verteidiger  der  deutschen  Regierung  nichts  anderes 
getan,  als  immer  neue  Gründe  und  Entschuldigungen  aus- 
findig zu  machen  für  jene  Konferenz- Ablehnung,  die  mir 
von  aller  Welt,  auch  von  vielen  Deutschen,  zum  Vorwurf 
gemacht  worden  war.  In  der  Denkschrift  des  Weissbuches 
und  in  den  Anlagen  ist  diese  Ablehnung  ausführlich  moti- 
viert worden.  Mein  Runderlass  vom  24.  Dezember  1914 
beschäftigt  sich  in  langatmiger  Weise  mit  den  Gründen, 
die  sie  erforderlich  machten.  Mein  Staatssekretär  Dr. 
HelfTerich  (S.  28  seiner  Schrift)  führt  eine  Reihe  eigener 
Gründe  an,  die  den  Greyschen  Konferenzvorschlag  «  von 
vornherein  als  aussichtslos  »  erscheinen  Hessen  und  die 
«  sicher  zu  erwartende  deutsche  Ablehnung  »  prognosti- 
zierten. Auch  die  Ablehnung  von  Wien  aus  habe  ich  in 
allen  meinen  Reden,  Schriften  und  Urkunden  bestätigt. 

Auf  welchem  Holzwege  bin  ich  bisher  gewandelt  !  Sie, 
mein  veiehrter  Herr  David,  klären  mich  jetzt  darüber  auf, 
ja  Sie  stellen  es  als  «  unerschütterliche  Tatsache  »  fest, 
dass  ich  die  Konferenz  gar  nicht  abgelehnt,  sondern  ange- 
nommen habe.  Nun  endlich  wissen  wir  —  ich  und  mein 
hochgeehrter,  so  schmählich  verleumdeter  Kollege,  der 
Graf  Berchtold  — ,  was  wir  in  Wirklichkeit  getan,  aber 
bisher  noch  nicht  gewusst  haben.  Von  Ihnen  kam  uns  die 
Erleuchtung  ! 

Nur  einen  Vorwurf,  verehrter  Herr  Doktor,  kann  ich 
Ihnen  nicht  ersparen  :  Weshalb  haben  Sie  das,  was  Sie 
uns  heute  sagen,  nicht  schon  früher  gesagt  ?  Wie  viele 
Reden,  wie  viele  schwierige  und  wenig  einleuchtende  Be- 
gründungen, wie  viele  Vorwürfe  und  Gewissensbisse  hätten 
Sie  uns  erspart,  wenn  Sie  uns  schon  früher  enthüllt  hätten, 
dass  wir  die  Tat,  die  wir  stets  frei  bekannten,  niemals 
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leugneten,  stets  nur  entschuldigten,  dass  wir  diese  Tat 
nie  begangen  haben  und  unschuldig  wie  reingewaschene 
Engel    sind. 

Fahren  Sie  fort,  mein  hochverehrter  Herr  Abgeordneter, 
in  Ihren  löblichen  Reinigungsbestrebungen.  Das  Vater- 
land wird  Ihnen  ewig  dankbar  sein. 

In  der  angenehmen  Hoffnung,  bald  durch  neue  freudige 
Entdeckungen  Ihrerseits  überrascht  zu  werden,  verbleibe 
ich 

in  aufrichtiger  Dankbarkeit  und  Wertschätzung 
Ihr  stets  ergebener 
Dr.  von  Bethmann  Hollweg 
Reichskanzler. 

Der  Dank  Bethmanns  an  David  ist  reichlich  verdient.  Es  ist 
in  der  Tat  ein  ausserordentlich  seltener  Fall,  dass  ein  Angeklagter 
die  Tat  zugibt  und  nur  auf  mildernde  Umstände  plädiert,  während 
der  Verteidiger  ihm  nachweist,  dass  er  die  Tat  gar  nicht  begangen 
habe,  also  freigesprochen  werden  müsse. 

Das  Beste  aber  ist,  dass  auch  der  jetzige  Ableugner  der  Tat, 
der  Verteidiger  David,  in  seinem  1915  erschienenen  Buche  «  Die 
Sozialdemokratie  im  Weltkrieg  »  (S.  85-86)  die  Ablehnung  der 
Konferenz  für  eine  ebenso  unerschütterliche  Tatsache  erklärt  hat, 
wie  heute  ihre  Annahme  : 

«  Man  tadelte  die  deutsche  Regierung,  dass  sie  ihn  (den 
Grey sehen   Konferenzvorschlag)    ablehnte » 

Herr  David  registriert  den  Tadel,  ohne  ihn  zu  billigen.  Auch 
ihm  erschien  damals  der  Konferenzvorschlag  als  aussichstlos  und 
nicht  ernsthaft  gemeint.  Aber  die  Tatsache  der  Ablehnung  hat 
der  sozialdemokratische  Geschichtsforscher  nie  und  nimmer  in 
Zweifel  gezogen,  bis  zur  heutigen  Stunde,  wo  ihm  die  neue  Er- 
leuchtung aufging. 

Man  wird  von  mir  nicht  verlangen,  dass  ich  meinem  Gegner 
auf  seinen  neuesten  Wegen  folge  :  ich  halte  mich  an  den  David 
von  1915  und  überlasse  es  diesem,  den  von  1916  zu  bekämpfen. 
Neugierig  bin  ich  allerdings,  bis  zu  welchem  Grade  der  freiwillig- 
unfreiwilligen Gefolgschaft  hinter  einer  militaristisch-imperialis- 
tischen Regierung  sich  diese  deutschen  Sozialdemokraten  noch 


480  DAS  VERBRECHEN 

entwickeln  werden.  Heute  sind  sie  schon  dahin  gelangt,  nicht  nur 
alles  vergessen  zu  haben,  was  sie  in  den  letzten  Julitagen  1914 
gegen  die  «  frivole  Kriegsprovokation  der  österreichisch-ungarischen 
Regierung  »,  gegen  jenes  «  brutale  »,  direkt  auf  Krieg  berechnete 
Ultimatum  vorgebracht  haben,  wie  sie  der  deutschen  Regierung 
als  gebieterische  Forderung  die  Worte  zuriefen  :  «  Kein 
Tropfen  Blut  eines  deutschen  Soldaten  darf  dem  Machtkitzel  der 
österreichischen  Gewalthaber,  den  imperialistischen  Profitinteressen 
geopfert  werden»,  —  heute  schon  spielen  sie  die  bejammernswerte 
Rolle,  Dinge  und  Menschen  verteidigen  zu  müssen,  die  sie  früher 
verflucht  und  verdammt  haben.  Aber  nicht  genug  damit.  Sie  sind 
schon  so  weit  entmannt  und  gesunken,  dass  sie  den  Männern, 
denen  sie  schon  vor  Begehung  der  Tat  die  Schuld  auf  den  Kopf 
zugesagt  haben,  neue  Verteidigungsgründe  für  die  begangene  Tat 
zu  liefern  suchen,  —  Gründe,  auf  die  die  Täter  selbst  bisher  noch 
nicht  einmal  gekommen  sind.  Nicht  nur  als  Nachhut  zur  Rücken- 
deckung lassen  sie  sich  gebrauchen  von  den  verbrecherischen 
Urhebern  dieses  Massenmordes  —  zur  Rückendeckung  gegen  das 
eigene  murrende  Volk  — ,  nein,  sie  leisten  ihnen  bereits  Vorspann- 
dienste und  wenden,  wie  David,  all  ihren  Scharfsinn  an,  um  ihnen 
neue  Ausflüchte  zu  eröffnen,  die  der  Intelligenz  der  Täter  bisher 
noch  entgangen  sind. 

Nachdem  Herr  David  bis  zu  der  Erfindung  gelangt  ist,  Deutsch- 
land und  Oesterreich  hätten  die  Greysche  Konferenz  gar  nicht 
abgelehnt,  sondern  angenommen,  warte  ich  gespannt  auf  die 
weitere  Entdeckung,  dass  der  Zarenvorschlag  der  Haager  Schieds- 
hofentscheidung  (über  den  Herr  David  vorläufig  noch  mit  scheuem 
Stillschweigen  hinweggeht)  in  Wirklichkeit  gar  nicht  vom  Zaren, 
sondern  vom  Kaiser  Wilhelm  ausgegangen  sei.  Und  endlich  wird 
der  Moment  kommen,  wo  —  gleich  dem  König  von  Bayern  —  der 
Führer  der  deutschen  Sozialpatrioten  uns  aktenmässig  nachweisen 
wird,  dass  nicht  Oesterreich  und  Deutschland,  sondern  Serbien 
und  Russland  die  entscheidenden  Kriegserklärungen  abgegeben 
haben.  Erst  in  diesem  Augenblick  wird  der  deutsche  Sozialpatrio- 
tismus den  Höhepunkt  seiner  Entwicklung  erreicht  haben. 


Nach  Davids  neuesten  Forschungsresultaten  sind  alle  wich- 
tigen  Verständigungsvorschläge,    die    Greysche    Konferenz,    die 
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Greysche  Einigungsformel, von  Deutschland  und  Oesterreich ange- 
nommen worden. 

Weshalb  aber  ist  der  Krieg  entflammt  ? 

Weil  Russland  ihn  wollte,  —  sagt  Herr  David. 

Weshalb  aber,  frage  ich,  hat  dieses  selbe  Russland  allen  Ver- 
ständigungsvorschlägen von  anderer  Seite,  vom  ersten  bis  zum 
letzten  Moment  der  Krise,  sofort  und  rechtzeitig  seine  Zustim- 
mung  erteilt  ? 

Weshalb  hat  die  russische  Regierung  sofort  den  Greyschen 
Konferenzvorschlag  akzeptiert  und  sich  ausdrücklich  bereit 
erklärt,  abseits  zu  stehen,  sich  den  Beschlüssen  der  vier  unbetei- 
ligten Mächte  zu  unterwerfen  ? 

Weshalb  hat  der  Zar  am  29.  Juli  die  Ueberweisung  des  Streit- 
falles an  den  Haager  Schiedshof  vorgeschlagen  ? 

Weshalb  hat  Sazonow  am  30.  und  31.  Juli  seine  beiden  Eini- 
gungsformeln in  Vorschlag  gebracht,  von  denen  die  erstere  ableh- 
nend, die  zweite  überhaupt  nicht  beantwortet  worden  ist  ? 

Weshalb  hat  Sazonow  sich  vom  ersten  Moment  an  bereit 
erklärt,  den  Streitfall  in  direkter  Verhandlung  mit  Oesterreich 
zu  erörtern  und  zu  erledigen  ? 

Weshalb  hat  er  die  von  Oesterreich  abgebrochenen,  aber  am 
31.  Juli  wieder  aufgenommenen  Verhandlungen  sofort  mit  grösster 
Bereitwilligkeit  wieder  begonnen  ? 

Weshalb  hat  er  noch  am  31.  Juli  und  1.  August  seine  Einigungs- 
bedingungen immer  weiter  ermässigt  und  abgeschwächt  ? 

Weshalb  das  alles  ?  Etwa,  weil  er  den  Krieg  wollte  ? 

Nein,  auf  alle  diese  Fragen  gibt  es  nur  eine  Antwort  :  Russland 
wollte  den  Frieden.  Wer  den  Krieg  gewollt  hat,  war  Deutschland, 
waren  der  Kaiser  und  seine  militärischen  Ratgeber,  die  —  immer 
noch  auf  die  Neutralität  Englands  bauend  —  den  günstigsten 
Moment  für  gekommen  hielten,  um  den  «  unvermeidlichen  » 
Kontinentalkrieg  herbeizuführen,  um  mit  scheinbar  sicherem 
Erfolge  den  langersehnten  ersten  Schritt  auf  der  Stufenleiter 
zur  Weltmacht  zu  tun.  «  Weltmacht  oder  Niedergang  »  —  so  lautet 
die  von  Bernhardi  ausgegebene  Parole.  «  Weltmacht  oder  Nieder- 
gang »  —  war  der  Gedanke,  der  in  den  letzten  Julitagen  1914  die 
Machthaber  Deutschlands  zum  Kriegsentschluss  geführt  hat. 

Alles  das  sind  für  Herrn  David  keine  Neuheiten.  Er  weiss  das 
alles  ebensogut  wie  ich.  Der  Unterschied  zwischen  uns  beiden 
besteht  nur  darin,  dass  ich  es  sage  und  er  es  verschweigt,  dass  ich 
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heute  noch  die  Ansichten  über  den  preussisch-deutschen  Milita- 
rismus und  Imperialismus  hege  und  vertrete,  die  Herr  David  bis 
zum  4.  August  1914  gehegt  und  vertreten  hat.  Deswegen  ist  er 
der  gründliche  Geschichtsforscher  und  der  Ehrenmann,  ich  aber 
der  leichtfertige  Skribent  und  der  Verleumder. 

Die  Bannstrahlen  dieses  Renegaten  treffen  mich  nicht.  Die 
winzigen  Schleudern  dieses  David  werden  den  Riesen  Goliath 
meiner  Anklage  nicht  zerschmettern 


Nach  Jaures'  Tode. 

Nach  diesem  Exkurs  über  das  Falschspiel  der  deutschen  Sozial- 
patrioten kehre  ich  zu  meinem  Thema,  zu  der  Tätigkeit  der  fran- 
zösischen Sozialisten  in  den  letzten  Tagen  vor  Kriegsausbruch 
zurück. 

Auch  nach  dem  Tode  Jaures'  setzte  sich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Regierung  und  Sozialistenpartei  in  Frankreich  fort. 
Daude-Bancel  präzisiert  genau  die  von  den  Sozialisten  gestellten 
und  von  der  Regierung  bewilligten  Forderungen  : 

1.  Die  Mobilisierung  der  französischen  Truppen  sollte,  um 
Grenzkonflikte  zu  vermeiden,  acht  bis  zehn  Kilometer  von  der 
Landesgrenze  entfernt  stattfinden.  Diese  Bedingung  war  schon 
am  30.  Juli  erfüllt  und  schon  an  diesem  Tage  der  englischen  Re- 
gierung mitgeteilt  worden  (siehe  Blaubuch  Nr.  105,  Anlage  3. 
Gelbbuch  Nr.  106). 

2.  Die  Regierung  sollte,  um  weitere  Friedensverhandlungen 
zu  ermöglichen,  offiziell  ankündigen,  dass  die  Mobilisierung  nicht 
Krieg  bedeute.  Diese  Bedingung  wurde  durch  verschiedene  Kund- 
gebungen Vivianis,  durch  sein  Rundschreiben  vom  1.  August  an 
die  Auswärtigen  Missionen  (Gelbbuch  Nr.  125)  und  durch  seine 
Note  an  den  Botschafter  Cambon  in  l,ondon  (Gelbbuch  Nr.  127) 
wörtlich  erfüllt  : 

Notre  decret  de  mobilisation  est  donc  une  rnesure  essentielle  de  preser- 
vation.  Le  Gouvernement  l'a  accompagnee  d'une  proclamation  signee  du 
President  de  la  Republique  et  de  tous  les  Ministres,  et  dans  laquelle  il  expli- 
que  que  la  mobilisation  n'est  pas  la  gnerre,  qu'en  l'etat  actuel  c'est  pour  la 
France  le  meilleur  moyen  de  sauvegarder  la  paix,  et  que  le  Gouvernement  de 
la  Republique  rnultipliera  ses  efforts  pour  faire  aboutir  les  negociations, 
(Gelbbuch  Nr.  127.) 
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3.  Die  französische  Regierung  sollte  dem  deutschen  Reiche 
keinen  Krieg  erklären.  Auch  diese  Bedingung  ist  bekanntlich 
erfüllt  worden.  Dem  deutschen  Reiche  blieb  es  vorbehalten,  eine 
elend-erfundene  Fliegergeschichte  zum  Ausgangspunkt  des  grössten 
Blutvergiessens  der  Weltgeschichte  zu  machen. 

Das  Hand-in-Hand-Gehen   der  französischen  Sozialisten  mit 
ihrer  Regierung  setzte  sich  auch  in  den  folgenden  Tagen  natur- 
gemäss  fort,  da  Ziel  und  Methode  der  Partei  und  der  Regierung 
identisch  waren.  Am  2 .  August,  dem  Tage,  an  welchem  die  deutschen 
Heere  in  Luxemburg  einmarschierten,  fand  in  der  Salle  Wagram 
in  Paris  eine  grosse  Sozialistenversammlung  unter  Beteiligung  der 
hervorragendsten  Führer  statt.  Sembat  gab  die  Erklärung  ab,  dass 
die  französischen  Sozialisten  weder   im  Rausche  der  Rachgier 
noch  aus  toller  L,ust  am  Kampfe  in  den  Krieg  gingen.  Durch  die 
Missachtung  des  neutralen  Luxemburg  (der  Einfall  in  Belgien  war 
damals  noch  nicht  erfolgt)  und  durch  den  Uebergriff  des  deutschen 
Kaisertums  seien  sie  gezwungen,  in  den  Kampf  zu  ziehen,  aber 
sie  hörten  durch  diesen  Verteidigungskrieg  nicht  auf,  Sozialisten 
und  den  sozialistischen  Grundsätzen  treu  zu  bleiben.  In  diesem 
Sinne  wurden  die  Kriegskredite  einstimmig  von  den  französischen 
Sozialisten  bewilligt  ;  in  diesem  Sinne  traten  Ende  August  Guesde 
und  Sembat  in  das  Ministerium  der  nationalen  Verteidigung  ein 
und  in  diesem  Sinne,  nur  in  diesem  Sinne  wird,  wie  wir  mit  Sicher- 
heit erwarten  dürfen,  auch  die  weitere  Mitarbeit  der  französischen 
Sozialisten  an  dem  Verteidigungswerke  stattfinden  —  im  Sinne 
der  Befreiung  des  Vaterlandes  von  der  fremdländischen  Invasion, 
der  Verhinderung  zukünftiger  imperialistischer  Eroberungskriege, 
der  Schaffung  eines  dauernden  europäischen  Friedenszustandes 
auf  obligatorischer  Grundlage  und  auf  der  Basis  des  Selbstbe- 
stimmungsrechtes der  Völker. 

Wie  die  französischen  Sozialisten  bei  allen  ihren  Schritten 
—  vom  Beginn  des  Konfliktes  an  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  — 
sich  von  den  anerkannten  Grundsätzen  der  Internationale  haben 
leiten  lassen,  so  werden  sie  auch  fernerhin,  bei  der  Fortsetzung 
und  Beendigung  des  Krieges,  sich  nicht  von  dem  Boden  entfernen, 
auf  dem  sie  bisher  so  erfolgreich  für  die  unvergänglichen  Prinzipien 
der  grossen  Revolution,  für  die  geistige  Hinterlassenschaft  ihrer 
grossen  Führer,  für  die  siegreiche  Zukunft  ihrer  Ideen  gekämpft 
haben.  Sie  werden  die  Worte  zur  Wahrheit  machen,  die  Sembat 
am  2.  Augusttage  1914  in  der  Salle  Wagram  gesprochen  hat,  und 
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haben  den  Entschluss,  auch  in  der  Union  sacree  ihren  sozialis- 
tischen Grundsätzen  treu  zu  bleiben,  erst  kürzlich  noch  —  am 
26.  Januar  1917  —  durch  eine  von  der  sozialistischen  Kammer- 
gruppe  einstimmig  angenommene  Tagesordnung  mit  aller  Deut- 
lichkeit zum  Ausdruck  gebracht  : 

Die  sozialistische  Gruppe  des  französischen  Parlaments  nimmt  mit 
Freude  Notiz  von  der  bewunderungswürdigen  Botschaft  des  Präsidenten 
Wilson  an  den  amerikanischen  Senat.  Der  Gedanke  eines  auf  dem  freien 
Willen  der  Völker,  nicht  auf  der  Waffengewalt  ruhenden  Friedens  muss  die 
Charte  der  zivilisierten  Welt  werden.  Der  Bekräftigung  des  Prinzips  der 
Gerechtigkeit,  das  die  Erbschaft  unserer  Revolution,  die  Tradition  aller 
unserer  internationalen  Kongresse  ist,  verleiht  der  Präsident  Wilson  durch 
seine  Note  ein  neues  unermessliches  Prestige.  Und  zwar  in  einem  Zeitpunkt, 
wo  es  mehr  als  je  notwendig  ist,  dass  die  Demokraten  aller  Nationen  sich  gegen 
die  Ambitionen  der  Imperialisten  erheben,  von  welcher  Seite  dieselben  auch 
kommen,  ebenso  wie  gegen  ihre  blutigen  und  ruinösen  Folgen  (que  les  demo- 
crates,  dans  toutes  les  nations,  s'elevent  contre  les  ambitions  des  imperia- 
listes,  d'oü  qu'elles  viennent,  contre  leurs  sanglantes  et  ruineuses  conse- 
quences) . 

Die  Gruppe  verlangt  mit  Entschiedenheit,  dass  die  französische  Regie- 
rung in  klarer  Weise  ihre  Uebereinstimmung  kundgebe  mit  den  erhabenen 
Worten  der  Vernunft,  die  der  Präsident  Wilson  gesprochen  hat 

*  * 

Das  Resultat  dieser  Untersuchung  ist  folgendes  : 

Die  französische  Regierung  hat  den  Krieg  weder  er- 
strebt noch  herbeigeführt. 

Sie  hat  mit  allen  diplomatischen  Mitteln,  in  Gemein- 
schaft mit  England  und  Russland,  den  Frieden  zu  erhalten 
gesucht. 

Sie  ist  in  diesem  Bestreben  mit  der  französischen  Sozia- 
listenpartei, die  stets  eine  Partei  des  Friedens  -und  der 
Verständigung  mit  Deutschland  war,  vom  Anfang  bis  zum 
Ende  des  Konflikts  zusammengegangen  ;  sie  hat  die  Anre- 
gungen, Wünsche  und  Forderungen  der  sozialistischen 
Partei  in  dieser  Richtung  bis  in  alle  Einzelheiten  befolgt. 
Die  französische  Regierung  ist  daher  ebenso  unschuldig  an 
dem  Ausbruch  des  Krieges  wie  der  französische  Sozialismus. 

Die  Mehrheit  der  deutschen  Sozialdemokratie  dagegen  hat  zu 
dem  deutschen  Angriffskriege  die  Mittel  bewilligt.  Sie  hat  dem 
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kriegerischen  Imperialismus  bei  allen  Abstimmungen  vom  4.  Au- 
gust 1914  bis  heute  unbedingte  Gefolgschaft  geleistet,  unbe- 
kümmert um  den  Ursprung,  unbekümmert  um  die  Ziele  dieses 
Eroberungskrieges,  den  sie  noch  heute  in  einen  Verteidigungs- 
krieg Deutschlands  umzulügen  versucht.  Die  Mehrheit  der  deut- 
schen Sozialdemokratie  hat  sich  damit  zur  Mitschuldigen  der  deut- 
schen Regierung  gemacht  und  trägt  so  die  Mitverantwortung  für 
den  Ausbruch  und  für  alle  weiteren  Folgen  des  europäischen 
Krieges. 


Schluss  des  ersten  Bandes. 
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Extra-Schüssel  statt  Extra-Schlüssel. 

nie  und  n i m m e r  statt  nie  und  immer. 

Aussichtslosigkeit    statt   Aussichts- 
loskigeit. 

B  o  1 1  a  t  i  statt  Swerbeew. 

Mensdorff  statt  Beuckendorff. 

7  4  statt  71  Nummern. 

Russlands     hervor    statt    Russland 
shervor. 

abends,  nicht  statt  abend,  nichts. 

Widerspruch  statt  Wiederspruch. 

selbständig  statt  selbstständig. 

resümiere  statt  resümiere. 

applanieren  statt  aplanieren. 

entsprechend  statt  enstprechend. 

Durchsetzung  statt  Durschsetzung. 

Anerkennung  statt  Annerkennung. 

S  i  e  statt  sie . 

erscheint  statt  scheint. 

Helffer  ich  sehe  statt  Helflerische. 

andern  statt  ardern. 
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